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HOHENZOLLERN 


Vorwort zur zweiten Auflage. 


Von den Materien des zweiten Bandes haben die 
das Verkehrsweſen betreffenden Abfchnitte eine wefent- 
lihe Veränderung nicht erfahren; weber die Gefehgebung 
nod bie Litteratur bot Bier zu eingreifenden Neugeftal- 
tungen Anlaß. Nur zu 8. 34 (Bankwefen) waren die be- 
deutfamen geſetzgeberiſchen Verſuche einer ſtaatlichen Regu- 
lierung von Börfe und Börfenbandel (Börfengefek 
v. 22. Suni 1896) dem Syſtem bes Verwaltungsrechtes 
einzufügen; bie neueftens ergangenen Vollzugsverordnungen 
des Bundesrates find noch in den Nadträgen berüd- 
fihtigt. — Auch bezüglich ver Auswärtigen Vermwal- 
tung war fein Anlaß zu erhebliden Beränderungen.! — 
Sm Reihsfinanzredt waren, neben zahlreihen Ber- 
änderungen burch die Gefeßgebung im Einzelnen, erhebliche 
Umarbeitungen infolge großer neuer Gefehgebungswerte 
erforderlih in den Abfchnitten über die Branntwein- 
fteuer, Rübenzuderfteuer, ſowie den Stempel auf 
Wertpapiere (fogenannte Börſenſteuer). — Bom 
Rilitäreegt find die den Dberbefehl des Kaifers 


i. J. a bie Verhaältni pan finden; die jüngft publi- 


1 1 Einen — e Umg ie im Sa werben demnädft, früheftens 
a 
zierten Berträge find ebenfalld noch in ben Rachträgen berüdfichtigt. 


voI Borwort. 


in Krieg und Frieden betreffenden Rechtsſätze dem Ab- 
fnitte vom Kaifertum im I. Band aus prinzipiellen 
Gründen eingefügt: in ihnen liegt gerabezu der Schwerpunft 
des deutſchen SKaifertumes. Im übrigen bot auch das 
Militärrecht zu zahlreichen Veränderungen und Ergänzungen, 
fowie zu einer fyftematifcheren Gliederung des Stoffes, aber 
nit zu einer Umarbeitung im Großen Anlaß. — Auch 
für das Seerecht enthielt die Gefehgebung feit Erfcheinen 
der erften Auflage zwar Veränderungen im Einzelnen, aber 
feine grundfägliden Neugeftaltungen. Gleichwohl mußte 
diefer Abſchnitt eine Umarbeitung erfahren. Das beutfche 
Privatfeerecht ift im Rahmen des Handelsrechtes mehrfach 
wiffenfchaftlih bearbeitet; das Staatsfeereht da- 
gegen ift von der deutfhen Rechtswiſſenſchaft 
völlig vernadläffigt; wiſſenſchaftliche Werke, die 
auf der Höhe der franzöfifchen ftünden, haben mir für 
diefen hochinterefjanten Stoff nit, fo dankbar auch die 
beiden Werke von Perels anzuerkennen find. Auch die 
großen Lehr⸗ und Handbücher des Reichsſtaatsrechtes werben 
dem Stoffe nicht geredt. Die im Yolgenden verfudhte 
fyftematifhe Darftellung des deutfchen Staatöfeerechtes 
geht von zwei grundfäglihen Punkten aus: 1. daß es 
juriftifh den von Perels der Darftellung zu Grunde ge- 
legten Gegenfag von internationalem und 
deutfhem Staatsfeereht nicht giebt; nur auf 
diefer Grundlage ergiebt fich die richtige juriſtiſche Wür— 
digung ber hochintereſſanten Staatöverträge über Die 
Fiſcherei in der Nordfee, den Schuß der inter— 
nationalen Telegraphentabel, fowie beſonders der 
Brüffeler Antifflavereiafte; 2. daß die Schiffs— 


Borwort. IX 


gewalt aud des Schiffsführers als Staats- 
gewalt fonftruiert werden muß, wodurch allein 
die dem Schiffsführer zur Ausübung auf hoher See über- 
tragenen Staatshoheitsrechte eine genügende juriftifche Er- 
Härung finden fönnen. Die bunte Bufammenmwürfelung 
von ftaatsrechtliden und privatrechtlichen Beftimmungen in 
der Seemanndordnung erichwert die theoretiſche Dar- 
ftelung jehr und bat fih, wie es ſcheint, auch in ber 
Praris als bedenklich erwiefen. — Endlich mußte das 
Gewerbemwefen infolge ber fortgefeßten Revifion der 
Gewerbeordnung dur Novellen einer vollftändigen und 
bei dem Stande der Geſetzgebung recht ſchwierigen Um- 
arbeitung unterworfen werben. Die Novelle v. 6. Aug. 
1896, das fog. Depotgefet v. 5. Juli 1896 und das 
Gef. v. 27. Mai 1896 über den unlauteren Wett- 
bemwerb find noch in die Darftellung eingearbeitet. Die 
großen Gejehgebungswerfe über die „VBerfiherung”, 
vielmehr: ftaatlid geregelte Fürſorge für die 
„Arbeiter“, welde über den Rahmen des Gewerberechtes 
weit hinausreichen, find der Darftellung des Gemwerberechtes 
anbangsweife angefügt. Die bedeutende und auch für den 
Stoff des Gewerberechtes überaus wertvolle Recht— 
fprehung des preußifhen Dberverwaltung?- 
gerihtes ift dankbar in der Darftellung verwertet. 
Der gewerberechtlihe Stoff hat quantitativ einen viel 
größeren Umfang und auch qualitativ eine in vielen Punkten 
neue gefeßliche Geftalt angenommen, ohne daß ein geſetz⸗ 
geberifher Abſchluß erreicht wäre; die wiflenfchaftliche 
Arbeit hat infolgebefien bei dem verworrenen Stoffe mit 
kaum überwindlichen Schwierigkeiten zu kämpfen. — 


X Borwort. 


Das nad Beginn des Drudes ergangene Einfüh- 
zungsgefeg zum Bürgerlihen Geſetzbuch, das 
eine größere Anzahl von den Stoff beireffenden Einzel- 
vorſchriften enthält, ift, nebft einigen anderen während bes 
Drudes getroffenen geſetzgeberiſchen Maßnahmen, fowie 
einigen Berichtigungen (fpeziell zum Börjengefeg) in ben 
„Nachträgen“ im BZufammenbange behandelt. 


Königsberg, Weihnachten 1896. 


Born. 
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Achtes Bud. 
Das Gewerbewefen.' 


8 28. 
Die Prinzipien des deutfßen Gewerberechtes und die 
Rechts queſſen. 
I. Die Gewerbeordnung v. 21. Aumi 1869. 


Mach RB. Art. 4 3. 1 unterliegen der Beauffichti- 
gung und Gefeßgebung des Reiches die „Beitimmungen 
über den Gewerbebetrieb”. 


ı 2aband 3, Aufl. II, 185 ff. | Zeit mit befonderer Liebe zu- 


(leider nur in ganz Zurfori» 
fher Behandlung des wiöfigen 
Stoffes; LöningVerw.⸗R.474ff; 
G. Meyer Verw.⸗R. I, 371 ff.; 
DerfelbeinEonrad3Handwörterb. 
UI,959 ff.; Haͤne IStR. J, 687 ff.; 
Mar Seydel, Das Gewerbe- 
oe PD); DerfeldeBayr. 
StR. V, 646 ff.; Zahlreiche Kom- 
mentare zur Gemerbeorbnung die 
beftenvonSchider2. Aufl. 898; 
Schenkel 2. Aufl. 188; Mar- 
cinomwsti 5. Aufl. 1892 und 
befonder8 Landmann 2. Aufl. 
18981895; Hiftorifches bei ©. 
Meyer u. Löning, fowie be- 
fonder3 in den bort zitierten 
Werken von Schmoller und 
Gierke; redtöhiftorifde und 
nationalölonomifshe Forſchung 
bat ſich diefen Fragen in legter 

Zorn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 


ewendet. Über die Thätigkeit 
iedrich Wilhelms I. u. Frieb- 
richs d. Großen f. beſonders bie 
Arbeiten von Shmoller, über 
den Gegenfag von Stein und 
Hardenberg in biefen Fragen 
E. Meier: Die Reformgejet- 
gebung unter Stein u. Harden⸗ 
berg. Viele Litteratur zur hifto- 
riſchen Entmwidelung bei ©. 
Meyer I, 3721. — Zahlreiche 
Artilel in den Wörterbüchern 
von Conrad u. v. Stengel 
eben monographifche Darkiel. 
ungen ber einzelnen Materien. 
Bon den vielen Tertaudgaben 
der Gew.-D. feien genannt die- 
jenigen von Berger-Wil- 
helmi(14. Aufl.1896); Schrei- 
ber (1892, Münden); Garei3 
(Gießen, 1895). 
1 





2 Buch VIII. Das Gewerbeweſen. 


Schon der Norddeutſche Bund hatte demgemäß die Auf- 
gabe in Angriff genommen, dem Gewerbeweſen eine ein- 
heitliche gejegliche Ordnung zu geben, und zwar war man 
im Prinzip darüber nicht zweifelhaft, daß diefe Ordnung 
auf der Bafis einer möglichit unbefchräntten Gemwerbefrei- 
heit zu beruhen habe, gemäß denjenigen Grundfägen, von 
welchen die preußifche Gewerbegeſetzgebung bereits feit den 
Edikten v. 28. DE. u. 2. Nov. 1810 u. 7. Sept. 1811 
beberrf ht war und welde in der Gewerbeordnung vom 
17. Januar 1845 neuerdings zu fpezialgefehlicher Durch⸗ 
führung gebracht worden waren.” Die im Allgemeinen 
Landrecht II, 8 8. 179 ff. enthaltene Gewerbeordnung war 
auf dem prinzipiell entgegengefegten Standpunkt der pofi- 
tiven Organifation des Gewerbeweſens durd den Staat 
aufgebaut. Die Gefege von 1810 und 1811 waren in 
erfter Linie das Merk Harbenbergd. Die revolutionären 
Bewegungen d. 3. 1848 richteten fich merfwürbiger Weife 
u. a. auch mit großer Schärfe gegen den freiheitlichen 
Grundgedanken der Gefehgebung von 1845; die daraus 
entfprungene „reaktionäre Geſetzgebung“ (DB. v. 9. Februar 
1849) hatte aber feine lange Dauer. 

Die Regierung des Norddeutſchen Bundes legte bereitz 
i. J. 1868 dem Reichstage den Entwurf einer umfaflenven 
Gewerbeorbnung vor, welde an die Grundgedanken des 
preußiſchen Rechtes anknüpfte. Da jedoch zwifchen Re- 
gierung und Reichstag nicht fofort eine vollftändige Eini- 
gung über den umfangreihen und tiefgreifenden Entwurf 
erzielt werden fonnte, wurde zunächſt das proviforiiche ©. 


2 E. Meier in v. Holtzendorffs RLer. s. v. Gewerbeordnung. 
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v. 8. Juli 1868 (BGB. 406) erlafien, welches nur Prin- 
zipien enthält und demnächſt dur den Erlaß der voll 
fländigen Gewerbeorbnung außer Kraft trat. Schon durch 
das ©. v. 1. Nov. 1867 (BGB. 55) über die Freizügig- 
feit war beitimmt morben, daß jeder Yundesangehörige das 
Recht habe, innerhalb des Bundesgebietes umberziehend oder 
am Orte des Aufenthaltes bezw. der Niederlafiung Gewerbe 
jever Art zu betreiben, ohne daß in dieſer Beziehung eine 
Verſchiedenheit der rechtlichen Vorausſetzungen für Bundes- 
angebörige durch die Einzelftaaten ftatuiert werben dürfe, 
indbefondere auch nicht um des Glaubensbekenntniſſes willen. 

Unterm 21. Juni 1869 erging fodann die große Ge=- 
werbeordnung (BGB. 245). Diefelbe gilt jegt in 
volllommen gleichheitliher Weife im ganzen Reiche, auöge- 
nommen Helgoland.®E Die urjprüngliche Gewerbeordnung 
beruhte durchaus auf dem Prinzipe der Gemwerbefreiheit, und 
an den prinzipiellen Grundlagen iſt auch bis heute 
nichts geändert. Bei den Verhandlungen im NReichätage 
ließ die Regierung jedoch darüber keinen Zweifel, daß fie 
die zu erlafiende Gewerbeordnung nicht als definitiven Ab- 
ſchluß ver Gefehgebung in diefer Materie betrachte, ſich 
vielmehr über den problematifchen Charakter vieler Be- 


2 fiber die Entftejungägeic. der er ſpateren „rovellen, ſ. Land⸗ 
D. ſ. Landmann mann 52 ff. Auch das preuß. 
In Eifaß⸗ Lothringen nit. di OVG. * die in konſtanter 
Gew.-D. ſeit 1. Januar 1889; Judikatur (ſ. Entſch. VIII, 282, 
in Helgoland gilt ſie zur Seit XI, 313) feftgehalten, fheint 
noch nicht. — Rückwirkende ne getin ge meit zu geben, 
Kraft legte fih die Gem.-D. ge- für Beftftellung 
mäß au sprüdlicher Vorſchrift in na Un Sivertäffi, geil ein Zu⸗ 
— Abſ. 2 nicht bei, und bieler rüdgreifen auf Vorgänge aus 
rundfah gilt auch für alle! früherer Zeit ausfchließt. 
1* 
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ſtimmungen derfelben völlig Klar ſei; im übrigen trat ber 
prinzipielle Gegenſatz zwiſchen den beiden Anfchauungen, 
deren eine möglichſt ſchrankenloſe Freiheit des Gewerbe⸗ 
betriebes forderte, indes die andere dieſe Freiheit unter weit⸗ 
gehende Staatskontrolle zu ſtellen beſtrebt war, ſehr ſtark hervor. 
Die Gewerbeordnung in ihrer urſprünglichen Faflung 
repräfentierte den Sieg des erfteren Prinzipes; die praftifche 
Erfahrung aber gab diefem Prinzipe nicht in allen Stüden 
Recht, und ed begann feit 1874 eine zur Zeit noch nicht 
abgefchlofjene gefeßgeberifche Revifion der Gewerbeordnung. 
Die einzelnen zur Gewerbeordnung ergangenen Novellen find * 
1. das ©. v. 12. Juni 1872 (RGB. 170), welches 
feine prinzipielle Bedeutung hat, fondern nur die ftrafrecht- 
lichen Beftimmungen der Gewerbeordnung dem Syitem bes 
deutfchen Strafgeſetzbuches anpaßt, 
2. das ©. v. 2. März 1874 (RGB. 19), 
3. das ©. v. 7. April 1876 (RGB. 125), 
4. das ©. v. 8. April 1876 (RGB. 134), aufgehoben 
durch das unter 10. genannte Geſetz, 
5. das ©. v. 11. Juni 1878 (RGB. 109), 
6. das ©. v. 17. Juli 1878 (RGB. 199), 
7. da3 ©. v. 23. Juli 1879 (RGB. 267), 
8. das ©. v. 15. Juli 1880 (NGB. 179), 
9. das G. v. 18. Juli 1881 (NGB. 238), 
10. das ©. v. 15. Juni 1883 (NGB. 73), 
11. das ©. v. 1. Juli 1888 (RGB. 159), 
12. das ©. v. 8. Dezember 1884 (RGB. 255), 
13. dag ©. v. 23. April 1886 (NGB. 125), 


+ Landmann 9 ff. 
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14. das ©. 
15. das ©. 


6. Juli 1887 (RNGB. 281), 

. 29. Juli 1890 (RGB. 141), 
16. das ©. v. 1. Juni 1891 (RGB. 261), 
17. das ©. v. 19. Juni 1898 (RGB. 197), 
18. da3 ©. v. 6. Auguft 1896 (RGB. 685). 

Dazu fommen eine Anzahl von Verordnungen des 
Bundesrates (f. die Angaben unten ©. 40f.), durch welche 
gemäß der dem Bundesrat durch das Gefeh erteilten Be- 
fugnis Gew.O. 8.16 erweitert wurde; diefe Verorbnungen 
haben Geſetzeskraft. 

Auf Grund des dem Reichsfanzler in dem oben unter 
11. genannten Gefet erteilten Auftrages erfolgte eine voll- 
ftändige Neuredaltion des Tertes der Gew.-D., publiziert 
RGB. 1888, ©. 177 ff. 

Zahlreiche, je an ihrem Ort zu nennende Geſetze ftehen 
außerdem noch in indireftem Zufammenhange mit bem Ge⸗ 
werberedt. 

Der Stoff ift durch diefen Zuftand der Gefebgebung ein 
„ziemlich verworrener”, wie Seydel mit vollem Recht fchon 
1881 flagte, zumal auch die Redaktion der Gefete eine technifch 
in hohem Grade verſchiedene ift: die Nachtragsgeſetze zur 
Gew.-D. aus den lebten Jahren nähern fi durch ihre 
überaus detaillierte Faſſung bereit? fehr dem Gedanken einer 
vollftändigen Organifation der Gewerbe durch den Staat. 


808 


DO. Reidjs- und Yandesregif.® 
1. Indem das Gewerbeweſen der Kompetenz des Reiches 
zugewiejen und von legterem eine Gewerbeordnung erlafjen 


5 2Zaband UI, 202f.; SeydelHoltzendorffs RLex. s. v. Ge- 
28 f., 54 f., 56; E. Meier in | werbebetrieb 8. 4. 
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wurde, haben die Einzelftanten prinzipiell die Kompetenz, 
in dieſe Materie einzugreifen, verloren, e3 fei denn, daß 
das Reichsgeſetz felbft für feine Ausführung auf von den 
Einzelftaaten zu erlafiende Rechtsfäge® verwies ober daß 
ein Gemwerbebetrieb feine reichögefegliche Regelung fand.” 

2. Someit die Gewerbeordnung Rechtsvorſchriften nicht 
enthält und auch nicht auf landesrechtliche Ergänzung ver- 
weilt, wäre allerdings nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen anzu⸗ 
nehmen, daß dem Prinzipe der Gewerbefreiheit gemäß Beichrän- 
fungen überhaupt nicht gemollt waren bezw. die vorhandenen 
außer Kraft treten follten.? Dies ift auch die Meinung von 
Laband. Einen generellen Vorbehalt für Landesrecht 
macht das Reichsgeſetz nur infofern, als es beitimmt, daß 
die „Zumiderhandlungen der Gemwerbetreibenden gegen ihre 
Berufspflichten” auch außerhalb der Vorfchriften der Ge- 


6 Die Berweifung auf die | Landesrecht zu. Als Abficht des 
—— e" bedeutet Ver⸗ Geſetzgebers iſt dieſe einſchrän⸗ 
weiſung auf Landesrecht jeder kende Interpretation nicht er⸗ 
Art, alſo beſonders auch auf weisbar, und ſie legt dem Reiche 
Verordnungen und Gewohnheits⸗ die engſten Feſſeln an. 
recht, Gew.⸗O. 8. 155. Abſ. 1,| 3 Dafür ſpricht jedenfalls auch 
dazu Laband LI, 204; Land-|der Wortlaut des $. 1 der 
mann 1151. Gew.-D.: „Der Betrieb eines 

? Übereinft. mit dem Text | Gewerbes ift jedermann eftattet, 
G.Meyer1,380; Häne StR.I,|fomweit nicht durch bieleß @ 

689 f. Iegt Gewicht auf den jeg Ausnahmen oder ehren 
Wortlaut der Heutigen R2.| tungen vor geihrieben oder zu⸗ 

„Gewerbebetrieb“ im Gegenfaß gelaffen finder Unberührt bleiben 
zum Wortlaut der RB. von | alle dem Landesrecht angehörigen 
1849 „Gewerbewefen”; das | polizeilihen Vorſchriften allge- 
heutige "Recht gebe dem Reich meiner Natur, f. Zaband IL, 
feine allgemeine Kompetenz, | 188? und bejonb. Sandmann 
fondern nur die befchräntte, die 44 ff, 49 f; ©. Meyer 
Gewerbe als „privatwirtfchaft- | 385 22. : Hänel I, 6898. —* 
liche Unternehmungen“ zu re | das preuß. DRG. es 
gein; alles übrige falle dem | 392, XVII 308, XXIV 3 
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werbeorbnung noch durch „befondere“ hierüber beftehende 
ober zu erlafiende Geſetze einer „Strafe” unterliegen Tönnen. ® 
Daß auch Landesrecht unter foldden „beſonderen“ Geſetzen 
zu verftehen ſei, iſt unzweifelhaft. Immer aber kann es 
fih bier nur um landesrechtliche Strafvorfchriften wegen 
„Zuwiderhandlungen“ handeln, nicht aber um landesrecht⸗ 
lihe Vorſchriften anderer Art über den Gewerbebetrieb. 
Thatfählich fteht jedoch Landesgewerbepolizeirecht neben dem 
Reichsrecht auch anderweitig in erheblidem Umfange in 
Kraft, ohne daß dasſelbe die formelle Baſis feiner Rechts- 
fraft in einem Auftrage des Reiches fände. Wenn die 
Motive zur Gewerbeordnung und ihnen folgend die meiften 
Scriftftelleer eine Unterfheidung zwiſchen Zulaffung 
zum Betriebe und Ausübung der Gewerbe machen und 
das Reichsrecht nur auf eritere, nicht auf letztere beziehen, 
für lettere demnach auch jet noch eine unbejchräntte Kom⸗ 
petenz der Einzelftaaten annehmen, fo kann dies als richtig 
nicht ohne weiteres zugegeben werben, ba die Gewerbe- 
ordnung in einer ganzen Reihe ihrer Vorſchriften ſich doch 
unzweifelhaft auh auf die Ausübung von Gewerben 
bezieht! und überhaupt fraglich erfcheint, ob jene Unter- 
ſcheidung gemacht werben kann. 1? 

— ſ dazu gi un in der ausdehnendften 
Die Interpretation des 8. 144 | 19 Bar. 3. 3. bie Vorichriften 
ift beftritten. Daß reichsgeſetz⸗ über ben Schuß der gewerblichen 
lihe Sonderbeftimmungen zu- | Arbeiter, über die gewerblichen 
läſſig find, ift unzweifelhaft, f. | Anlagen u. a. m. 

zahlreide Angaben von folden| !1 Für bie im Text belämpfte 
bei Landmann a. a. D.; frag- | Meinung beruft man fih auf 
lich ift nur, wie weit das Son» | den cit. Gem.-D. $. 144, fo bei. 


derlandesrecht reichen darf; die Löning 483; Landmann sl 
Praxis interpretiert bie Beftim- | nennt biefelbe „felbftverftändlich”. 
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Eine Löfung der ſchwierigen und zweifelhaften Frage 
wird vielmehr nur in dem Sate gefunden werben fönnen, 
daß die Reichsgewerbeordnung nidt alles 
Zandesgemerbepolizeireht befeitigen beam. 
ausfchließen wollte, fondern nur dasjenige, 
was mit der Gewerbeordnung unvereinbar ift. ?? 
Freilich wird dieſe Grenze unter Umſtänden eine fehr 
ſchwankende fein,'? und es fann fehr wohl gegen jenen 
Sat der Einwand erhoben werden: daß alle befchränfen- 


Trogßdem müſſen die Bedenken 
aufrecht erhalten werden; es ift 
3. B. nicht einzufehen, warum, 
wenn jene Meinung zutrifft, fie 
nicht auch bezüglich des 8.2. — 
Landmann 55 — follte geltend 
gemacht werden fünnen. Das 
preuß. DVG. Hat die Frage in 
den oben zitierten Entſchei⸗ 
dungen eingehend erörtert. 
Daß Vorſchriften der Baus, 
Feuer-, Eitten-, Gefundheits- 
polizei u. f. m. dem Landesrecht 
vorbehalten find, ift zweifellos. 
Nur dies ergeben aud die vom 
OVG. zit. Säbe der Motive. 
Daß aber fpgifiid gemwerbe- 
polizeilide Vorſchriften für die 
„Ausübung“ des Gewerbes 
landesrechtlich zuläſſig ſeien, iſt 
eine Behauptung von ſolcher 
Tragweite, daß die ſchwerſten 
Bedenken dagegen nicht 
unterdrückt werdenkönnen. 
Gew.D. 8. 23 Abſ. 3 inähe- 
jonbere bezieht ſich nur auf die 

nlagen des $. 16, folglich will 


gewerblihe Anlagen allerdings 
erftredt fi die Gew.⸗O. nicht; 
eine Brauerei — OVG. XVII, 
312 — ift aber eine gewerbliche 
Anlage, die nit unter die 
a 16. 23 Abſ. 3 fält. In 
Entſch. XVII, 364 ift bezüglid) 
der 88. 29 u. 147 3. 3. direkt 
ausgejprodhen, daß die reichs⸗ 
rechtlichen Borfchriften er- 
fhöpfend feien für dad „Maß der 
Anforderungen der öffentlichen 
Ordnung und damit wugleid die 
Grenze polizeiliden Einſchrei— 
tens“. Ebenſo Entfh. XVII, 
388 bezüglih einer Poliz.⸗V., 
die den \ 3a Gew.O. auf 
Snftrumentalvorträge ausdehnte. 

182 Sp auch bie preuß. Ausf-?. 
v. 4. Sept. 1869. 

18 Bol. über bie Bedenken 
diefer Auffaflung 3. B. die An⸗ 
gaben bei Seydel 31! über 
die bayrifche Brarid. Auch hier 
dürfte die Bemerkung Seydels 
S. 82 über die Grenzen bed 
Interpretationsrechtes zutreffen ; 


er für andere gewerbliche vgl. aud) Seydel, Bayr. StR. 
Anlagen nicht gelten; auf nidht! V, 668. 
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den Beitimmungen des Landesrechtes unvereinbar feien mit 
dem reichsrechtlichen Prinzip der Gewerbefreiheit: der Ge- 
ſetzgeber wird fich meiterhin ber Aufgabe nicht entziehen 
dürfen, diefe Frage einer klareren pofitiven Löſung zuzu= 
führen, als welche fie bis jet in der Praris gefunden hat. 

Mehrfach enthält die Gewerbeordnung allerbings be- 
fondere Beftimmungen, die das Landesrecht pofitiv auf: 
recht erhalten, fo über den Gewerbebetrieb von juriftifchen 
Perfonen des Auslandes, von Beamten, über gewerbliche 
Beichränkungen in den Steuergefeben u. a. m.!* 

3. Eine befondere Art von Verordnungen, auf melde 
die Gewerbeordnung mehrfach verweift, find die Orts- 
ftatuten. Darunter find zu verftehen Verorbnungen ber 
Organe von Kommunalverbänden jeder Art (auch Kreife 
und Provinzen). 5 Sole Statuten find zur Ausführung 
der Gewerbeordnung zuläffig, ſoweit letztere felbft dies aus- 
ſpricht. Dies iſt gefchehen in den 88. 23 Abf. 3, 33 
lit. b, 834 Abf. 1, 105b Abſ. 2, 119a Abſ. 8, 
120 Abf. 2.1° Die Form derfelben richtet fich nach Landes⸗ 
recht, doch fchreibt das Reichsrecht vor: 1. vor Erlaß von 
Drtsftatuten müffen „bie beteiligten Gemwerbetreibenden 
und Arbeiter” „gehört“ werben, 2. Ortsftatuten bebürfen 
für Erlaß wie für Aufhebung der Betätigung der „höheren 
Verwaltungsbehörde 17 und müſſen veröffentlicht werden, 
15 * auch Gew.O. 8 155 


Abi. 2 
me dazu Landmann 


14 u Gem-D. EA 12, dazu 
Laband II, f. Über den 
Gewerbebetrieb von Berfonen 
des Folpatenſtandes, ſ. MilG. 
8. 43; ſ. unten 8. '4l. ber |» 
auslänbifche — — 
Löning 44 eamten 
R.-Beamten-G. 8. 1 





” Dies ift die Terminologie 
rt Gem. D., f. dazu unten 
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8. Drtsftatuten können von den Zentralbehörden außer Kraft 
geſetzt werden, jevoh nur wegen Widerſpruchs mit Gefegen 
oder Anordnungen bes weiteren Kommunalverbandes. 1° 

4. Eine Sonderoorfchrift befteht für Bayern noch dahin, 
daß etwaige Neichögefeße, die dad Immobiliarver— 
ſicherungsweſen, alfo aud den Gewerbebetrieb darin, 
betreffen, in Bayern nur mit Zuftimmung diefes Einzel» 
ftaates in Kraft treten können. !? 

5. Die Durdführung der Gewerbeordnung 
erfolgt grundſätzlich durch den Behördenorga— 
nismus der Einzelſtaaten; dem Reiche iſt lediglich 
die Oberaufſicht gemäß den allgemeinen Vorſchriften 
der Reichsverfaſſung vorbehalten und als Zentralbehörde 
hierfür das Reichſsamt des Innern beſtellt worden, 
deſſen Staatsſekretär verantwortlicher Stellvertreter des 
Reichskanzlers iſt.) Die Ausführungsverord— 
nungen zur Gewerbeordnung zu erlaſſen iſt 
Aufgabe des Bundesrates, ſoweit nicht durch 
ſpeziellen geſetzlichen Titel hierfür andere 
Organe Auftrag empfangen haben;? inſofern 
die Dienſtanweiſungen einen notwendigen Beſtandteil der 
einzelſtaatlichen Behördenorganiſation bilden, iſt ein gene⸗ 
reller Rechtstitel der Einzelſtaaten hierfür anzunehmen. ?* 
Welche Organe in den Einzelftanten ald „weiterer Kommu⸗ 


18 Gew.:O. 8. 142, vgl.| 91 ©. oben Bb. I. ©. 4%. 
88. 105b, 119a, 120; Sand-| 22 ©, hiezu — in der Unter: 
mann 1026 ff. ſcheidung gwigen Rechts⸗ und 

19 Berf.-Bertr. 3. IV, über | Berwalt.- 


erordnun ungen grund« 
den re ſußg Charatter ne ob en abweiihend — abandlI, 
Barjgrit oben a. I. ©.1 

. oben Bd. I. ©. 266 1 
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nalverband” „höhere Verwaltungsbehörde“, „untere Ber- 
waltungsbehörde“, „Polizeibehörde“, „Ortsbehörde“ 2c. — 
das Reichsgeſetz bedient ſich nur derartiger allgemeiner Aus⸗ 
drücke — in Betracht kommen, iſt durch die Zentralbe⸗ 
hörden der Einzelſtaaten zu beſtimmen.?s Soweit gewerb⸗ 
liche Staatsbetriebe?“ den Vorſchriften der Gewerbeordnung 
über Arbeiterverhältniſſe unterworfen ſind, können die vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörden an bie Stelle der im Geſetz be⸗ 
zeichneten Verwaltungsbehörden berufen werben, jedoch vor- 
bebaltlich der den „befonderen Aufſichtsbeamten“ über- 
tragenen Funktionen. ?5 


ID. Gewerbefreiheil und Monopolxecht des Urhebers.? 

A. Jeder Deutfhe kann kraft der Reichsangehörigfeit 
nach der Verfafjung frei feiner Erwerbsthätigfeit leben und 
dafür den Schub des Staates nad) Maßgabe der Geſetze 
in Anſpruch nehmen?”. Die Erwerbsthätigkeit ift 





2 Gew.D. 8. 155 Abf. 2. f. 
dazu die ausführliden Angaben 
über die landesredtlihen Kom⸗ 
petenzvorfchhriften bei Land- 
mann 1154—1157, 1090. 

# Landmann 1158 bebnt 
die Borfhrift auf alle ein- 

lägigen Staatsbetriebe aus, 


Iihen” Charakter tragen ober 
nit. Dies geht zu weit und 
überfchreitet die grundfäglichen 
Grenzen der Gewerbeorbnung, 
für nichtgewerblide Staatsbe⸗ 


triebe mühlen eventuell bie Bor» | 42 


fchriften der Gew.-D. befonders 
eingeführt werden, jonft gilt 
lediglich das betr. Spezialrecht, 


) 
gleichgültig, ob fie einen „gewerb- | 1158 
— 


fo beſonders für die zahlreichen 
Betriebe zumilitärifchen Zmeden. 
 Yewm.-D. 8. Abi. 

verb. 35 105b Abſ. 2, 105c 

‚105e, 105f, 115a, 
120d, 134e, 134f, , 
138 Abf. 1, 1383, 139, 1395, 
ſ. dazu Landmann 685 ff., 


Abſ. 


8 Seydel $. 4: Gewerbe⸗ 
freiheit. Den Monopolfhug be- 
siebt Seydel nicht in die Dar- 
ftelung ein. ©. Meier s. v. 
Gewerbefreiheit. Landmann 


RB. Art. 3. Gew.D. 8. 1; 
„ber Betrieb eines Gewerbe ift 
jedermann geftattet“. Rehm: 
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prinzipiell frei und ſteht infofern lediglid 
unter den Normen des Privatrechts. Dod er- 
geben fih Schranken für die freie Ermwerbsthätigfeit der 
Privaten infofern, als gewiſſe Angelegenheiten durch Staats⸗ 
geſetz ganz oder zum Teil der privaten Erwerbsthätigkeit 
entzogen ſind: ein Beiſpiel hierfür bietet insbeſondere das 
Poſtweſen. 2° 

Andrerſeits ſtellt der Staat ferner trotz des Prinzips 
der Gewerbefreiheit für gewiſſe Erwerbszweige, welche grund⸗ 
ſätzlich dem privaten Wettbewerb überlaſſen ſind, beſondere 
Vorausſetzungen, ſei es bezüglich der Zulaſſung, ſei es be— 
züglich der Ausübung auf, gleichfalls aus dem Geſichts⸗ 
punkt des öffentlichen Intereſſes. 29 

Diefe Beſchränkungen find teild in Spezialgefeßen (die 
Gew.-D. nennt die Zoll-, Steuer: und Poſtgeſetze fpeziell) 8° 
enthalten, teils bilden fie den Hauptbeftandteil der Gewerbe⸗ 
ordnung. Diefe harafterifiertfih fomit wefent- 
ih als ein Polizeigefet auf der Bafis der 
Gewerbefreibeit,®! nicht als eine organifde 


Die rechtliche Natur der Gewerbe- 


» Seydel 6. 
konzeſſion 0, 17 ff. erklärt dies 


Sandmann 58 ff 


für ein „Tubjeftives öffentliches 
Recht“; 
1871; Seydel, Bayr. SEN. V, 
661; Sanbmann 43 f. Die 
ganze vage der ſubjektiven 
De don echte ift fehr um⸗ 
ftritten. Cine eingehende Unter- 
ſuchung darüber giebt Jellinef: 
Syitem ber fublektiven öffentl. 


Re 
28 Seydel 6, 23 vgl. Gew.⸗O. 


ſ. dazu Laband IL|SS. 


Gem.D. F. 5. Bgl. Boll 
119, 124. Spielfarten-St®. 
v. 8. Sul 1873 8. 4. Boft-®. 
88. 1. 2. Teler ef 8. 1. 

L Daß 
aber ber Staat „das Gedeihen 
und Blühen der Gewerbe — 
nicht unmittelbar fördern“ könne, 
kann nidt & egeben werben. 
Gerade bie ee ichte des preu- 
Bilden Gemerbeweiens bemweift 
das Gegenteil. 
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Drdnung des Gewerbewefeng, mie eine folde 3. B 
das Allgemeine Landrecht enthielt. ®? 

Die Gewerbeordnung iſt an fich als eine ftaatliche Ord⸗ 
nung für die gewerbliche Erwerbstbätigleit ver Deutſchen 
zu betrachten. Allerdings geftattet $. 1 den Betrieb von 
Gewerben „Jedermann“ und weiterhin finden fich einzelne 
Spezialvorſchriften, welche für Ausländer beftimmte Be- 
ſchränkungen normieren. Indem aber in zahlreichen Staats⸗ 
verträgen ausbrüdlich die gegenfeitige Zulaffung von Staats- 
angehörigen zum Gewerbebetrieb vereinbart ift, erfcheint 
doch der obige Grundſatz anerfannt. 8° 

Aus dem Prinzip der Gemwerbefreiheit find im Gefeh 
jelbft mehrere KKonfequenzen bejonderd und ausdrücklich ge- 
30gen: 

1. e3 giebt für das Gewerberecht feinen Unterfchieb von 
"Stadt und Land; ?* 

2. die Handwerker find nicht beſchränkt auf den Ber- 
fauf der von ihnen jelbft verfertigten Waren; ®° 

8. befondere Abgaben für den Betrieb von Gemerben, 
abgejehen von ftaatlihen und kommunalen Steuern, dürfen 
nicht mehr erhoben werben ; ®® 

4. jedermann kann gleichzeitig mehrere Gewerbe, ſowie 


2 Allerdings enthält bie | Stantöverträgen bei Land- 
Gew.-D. au eine Reihe von mann wer 1477 f. ſ. bef. auch 
Borfchriften, die Teinerlei poligei- | unten 8. 27 über ausländifche 
lichen Charakter en, insbef. | Haujterer. 

Ei f. Zandmann|  Gem.-D. x 2. 
ehm 21 f.; inderHaupt-| ® Iem-D. .8, dgl. 8. 64 
—* "aber tft fie ein Bolt igeigeiet: ;JAbſ. 2 
f. au Zeller in Stengels ?6 * Gem. D.8.73.6. E.Meier 
Wörterbud I, 386. Gewerbefteuer in Holtzen⸗ 
6. die Angaben aus ben borfs RLex.; Landmann 84 f. 
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dasfelbe Gewerbe in mehreren Nieverlaflungen innerhalb 
und vorbehaltlich der gefeglichen Beſchränkungen auch außer- 
halb des Gemeindebezirks feiner Nieverlafiung betreiben ;?7 

5. eine Preisbeftimmung für gemwerblide Erzeugnifje 
durch den Staat findet fünftig nicht mehr ftatt, abgefehen 
von den im Geſetz felbft ausbrüdlich zugelaffenen Fällen ; ?® 

6. befeitigt find alle den Gewerbebetrieb befchränfenden 
Vorſchriften konfeffioneller Natur;®? ferner diejenigen Vor⸗ 
fchriften, welche die Zulaſſung zum Gewerbebetrieb vom 
Beſitz des Gemeindebürgerrechted abhängig machten; *° 
ebenfo die ben felbftändigen Gewerbebetrieb von Frauen 
beſchränkenden Borfchriften, fomweit die Gew.-D. nicht felbft 
ſpezialgeſetzliche Vorſchriften dieſer Art (88.30, Abf. 2, 
60, b) enthält; Hinfichtlich des eheherrlichen Konſenſes be- 
mwendet es bei den landesrechtlichen Beitimmungen; *! da- 
gegen find die reichd- und landesrechtlichen Beſchränkungen 


8 Gem.-D. 88. 3, 42. Bol. | nicht gefordert und „ebenfo nicht 
Landmann öoff.; Seybel49. | verlangt werben, daß er fein 
38 Gew.⸗O 2 f. hierüber | andermeit ee ‚oürger- 
unten ©. 63 recht aufgeb dazu 


80 (&, über bie 
v. 4 Nov. 1867 (BGB. 55) 8. 
° Gew.⸗O. 8. 13. Dazu * 8. 


Fizugi reit Seydel 19 —S 
#1 Gem. :D. $. 11 (vgl. CPO. 


5l HGB. Art. 6; dazu 


bie Einfhränfung in Ubi. 2: 
„Rad dem begonnenen Gemerbe- 
betriebe ift, fomeit die in der |9 
beftehbenden Gemeindeverfaflung 
begründet ift, der Gemerbetrei- 
bende auf Verlangen ber Ge⸗ 
meinbebehörde nach Ablauf von 
drei Jahren verpflichtet, ui 
Bürgerrecht zu erwerben. 

darf jedoch in diefem 


Mandryd. zivilrechtl. Inhalt d. 
Ya 13 ff.; Landmann 

8 ff.): rauen, welche felb- 
ftändig ein Gemerbe betreiben, 
tönnen in Angelegenheiten ihres 
Gewerbes felbftändig Rechts⸗ 
geihäfte abjchließen und vor 
Gericht auftreten, gleichviel, ob 
8 | fie verheiratet oder unverheiratet 


alle von! find. Sie fünnen fi in betreff 


ihm das fonft vorge efchriebene | ber Geſchäfte aus ihrem Ge- 


oder übliche 


Bürgerrechtögeld | werbebetrieb auf Die in den ein- 
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für Milttärperfonen und Beamte ausbrüdlih aufrecht er- 
halten worben;*? ebenfo die landesgeſetzlichen Borfchriften 
fiber den Gewerbebetrieb von juriftifchen Perfonen des Aus- 
landes; 1? 

7. eine Entziehung des Rechtes zum Gewerbebetrieb ift 
nur dann auf abminiftrativem ober gerichtlihem Wege zu- 
läſſig, wenn die im Gejeh hierfür aufgeftellten Voraus- 
jeßungen gegeben find ; ** 

8. aufgehoben find“ alle Rechte von Zünften 
und faufmännifchen Korporationen, Andere vom Betriebe 
eines Gewerbes auszufchliegen — durchbrochen ift biefer 
Grundſatz jebt durch $. 100e, f. dazu unten ©. 110 —, 
ferner die dem Fiskus, Korporationen, Inftituten oder Ein- 
zelnen zuftehenden Berechtigungen, für Gewerbebetriebe oder 
gewerbliche Anlagen SKonzeffionen zu erteilen; ferner alle 
anderweitigen, ausfchließlichen Gemwerbeberechtigungen, ſowie 
alle Zwangs⸗ und Bannrechte, welche mit ausſchließlichen 
Gewerbeberechtigungen verbunden waren, ausgenommen nur 


zelnen Bundesftaaten beitehenden | dedbeamten das Landesrecht: pr. 
Rechtswohlthaten der rauen | ©. ». 17. Januar 1845 8. 19, v. 
nit berufen. Es macht hierbei 8 

teinen Unterſchied, ob fie das 3 Gem.-D. 8. 12 Ubi. 1.; 

Gewerbe allein oder in Gemein- Sandmann 101 f. 

fhaft mit anderen Perſonen, + Gem.&. 5. 143 Abſ. 1. 
ob fie basfelbe in eigener Perfon | vgl. unten $. 28. 

oder durch einen Stellvertreter | 8Brunner in v. Holtzen⸗ 


betreiben.“ Über Kinder enthält 
die Gew.⸗O. einige Spezialvor- 
mann 44 J en f. Zand- 


1. o. 4 © het Für bie 


Ein 

2. | Rechte ftelen jedoch 
.16 ı bezirfe der Schorniteinfeger dar, 
an« | f. dazu unten ©. 68. 


dorffs RLex. 8. v. ee 
Seydel 26; zuning 
ef. X 


La nd mann 87 f 
neue Form derartiger 
bie Kehr⸗ 
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das Abdedereigewerbe ** ; ferner alle Bannrechte, deren Auf- 
bebung nad dem inhalt der Verleihungsurfunde ohne Ent- 
Ihädigung zuläffig war; ferner der Mahl⸗, Brau-, Bramt- 
weinzwang, ſowie die Bannrechte der Bäder und Schlächter, 
jofern diefe Rechte nicht durch Vertrag des Bannpflichtigen 
mit dem Bannherrn begründet waren ;*” etwaige Entſchä⸗ 
digungen feitzufegen, blieb dem Landesrecht überlaffen. 

Für ablösbar wurden erllärt alle übrigen, nicht 
direft aufgehobenen Zwangs- und Bannrechte, fofern Die 
Verpflichtung durch Grundbefis, Korporationsmitgliebfchaft 
oder Wohnfit begründet war, ſowie das jog. Krugverlags- 
reht. Die näheren Beitimmungen hierüber wurden ber 
Zandesgejeggebung vorbehalten. ** Streitigkeiten bezüglich 
der aufgehobenen oder für ablösbar erklärten Rechte find 
auf den „Rechtsweg“ verwiejen. *° 

Zwangs⸗ und Bannrechte ſowie ausfchließliche Gewerbe⸗ 
berechtigungen, fomeit fie durch das Geſetz für aufgehoben 
ober ablösbar erklärt find, ebenfo Realgewerbeberechtigungen 
— die beftehenden blieben erhalten — können künftig nicht 
mehr — außer dur Privatvertrag — begründet, die be- 
ftehenden jedoch auf andere Perfonen übertragen merben. °° 


46 Aber auch dieſes ift in] 4 Gem.D. 8.8 f. Land⸗ 
wo für ablößbar erflärt, mann 87 ff. 

.v. 17. Dez. 1872, Kornfeld 2 Gew.D. 8. 9. Land» 
in v Snlgenborfs RLex.; mann 88 f. erklärt den „Redhts«- 
Zöning 3215; Landmann|meg" als ben Civilrechtsweg, 
82 f.; Jolly in Stengels Wör⸗ hält alſo die —— 
terbuch I, 1; Diederhoff in gerichts barkeit für ausgefchlofie 
Conrads Handworterb. l, 2 ff. 0° Gew.⸗O. 8. 10; über den e 

1 Gew.-D. 88.4,7. Gefekes- riff Realgenerbeberedtigungen 
gatgia der Ein eiftaaten merkt vo Seyde die bier zit 

18 an, Ye Zitteratur; Löning 485 f.; 
Entfg. ix Preuß. OVG. Rebm 837f., 51f.; — 
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Wer ein Nenlrecht für eigene Rechnung perfönlich ausüben 
will, muß den für das Gewerbe geſetzlich vorgeſchriebenen 
Erfordernifien genügen (Konzeffion, Approbation 2.).51 

Privatverträge, ein Gewerbe nicht zu betreiben, find zu- 
Läfjig 5? Zur Bezeichnung von Waren und Etiketten, nicht 
aber von Räumen, ift der Gebrauch und die Abbildung bes 
fatferlihen Adlers geſtattet. 5° 


B. Monopolredt des Urheber, Erfinders 
und gewerblider Firmen.’* 


I. Die Verwertung 


geiftiger Produfte ge- 


werblider Naturift nad Maßgabe des Geſetzes 
für einen beftimmten Zeitraum nurdemjenigen 


89 ff.; dei. über die Vertrags⸗ 
freiheit, die Rechte der Polizei 
und das einfchlägige Landed- 
reht. Die Übertragung von 
Nealgewerbeberehtigungen auf 
dritte Berfonen regelt Gem.-D. 
.48, dazu Landmann 333 
tftorifhes bei &. Meyer I, 
875 f. S. auch Entſch. d. preuß. 
OVG. VIII, 272, III, 249. 
Seydel, Bayr. SIR. V, 6627; 
Mandry 167f. 
51 Auch die Beſchaffenheit des 
PA Tann Pre Bu . 
ng der Konzeffion fein |. 
Pendmann 995; &. Meyer], 
38418, ſowie über die jehr 
ftreitige Frage der Realſchank⸗ 
berechtigungen unten S. 598. 
52 G. Meyer I, 384°, dort 
auch Litteratur über die Streit- 
frage; 2andmann 9% f., 1382. 
RB. v. 16. März 1872 
(RGB. 90), V. d. RK. v. 11. Apr. 
Zorn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 


1872 (RGB. 93), RStGB. 8. 360 
Nr. 7. Entſch. d. preuß. OVG. 
XXIV 


5 Zaband Il, 209 ff., ferner 
die einſchlägigen Artikel von €. 
Meyer und Meves in Holken- 
borff3 RLex., dazu die reiche 
Spezialliteratur, beſonders an 
Kommentaren über das Batent- 
gefeß und die Syfteme des Privat» 
reden. Bol. auh Hänel StR. 1, 
760 ff. und befonderd? Gareis 
in Buſch Arhiv XXXV, 202 f. 
Litter.-Angaben bei G. Meyerl, 
4451; Landgraf in Stengelß 
MWörterb. II, 78, 150, 7. 
Dartengchug Muſterſchutz, Pa⸗ 
tentrecht). Erg®. I, 35, 67. 
Robolsti in Conrads Hand- 
mwörterb. V, 125 ff. (Batentredt); 

auß ebenda IV, 1 J 

262 ff.; Allfeld ebenda VI, 
398 ff. (Urheberrecht); Mandry 
RGeſ. 497 ff. 

2 
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geftattet, der diegeiftige Arbeit geleiftet hat;°® 
in dieſem prinzipiellen Satze findet die Gewerbefreiheit nad 
deutfhem Rechte ihr notwendiges Korrelat. 

Diefen Grundfa bat die Reichsgeſetzgebung nicht in 
einem einheitlichen, fondern in fieben verſchiedenen Spezial- 
gejegen zur Durchführung gebradt: die Kompetenz des 
Reiches zum Erlaß diefer Geſetze war Schon durch RV. Art. 4 
8. 1 („Gewerbewefen“”) gegeben, wurde aber no in 8. 5 
( „Erfindungspatente”) und 6 („Schub des geiftigen Eigen- 
tums“) beſonders ftatuiert. Die Gefege, welche fich dem- 
nad fämtlih als Spezialgefege zur Gewerbeordnung dar⸗ 
ftellen, find: 

1. das ©. v. 11. Juni 1870 (BGB. 339), 

2. das G. v. 30. Nov. 1874 (NGB. 134), jetzt auf- 
gehoben dur ©. v. 12. Mai 1894 (RGB. 441), 
das ©. dv. 9. Januar 1876 (RGB. 4), 
da3 ©. v. 10. Januar 1876 (RGB. 8), 
das ©. v. 11. Januar 1876 (RGB. 11), 
das ©. v. 25. Mai 1877 (RGB. 501), jebt auf- 
gehoben durd das Batenjgefeg v. 7. April 1891 
(NGB. 79), ° 


ap 


55 Dabei Tann es ſich aber | befondere in der Form der par» 
begrifflich nit um ein „Eigen= | titularen Rectöpflege“. Aber: 
tum” bandeln. Cine treffende „über viele Begrenzung hat das 
Kritik des „geiftigen gigentums Batentgefeg weit hinausge⸗ 
f. bei Laband griffen”. — Diefe Anſicht folgt 

66 Hänel J, Ue führt aus, aus ber von Hänel gegebenen 
die NB. habe in Art. 4. 3. 5 | und oben 8b. L, ©. 137 f. zurüd. 
dem Reihe nur die Kompetenz | gewiefenen Interpretation der 
der „Gejeßgebung und Beauf- | Eingangsmorte des Art. 4. 
fihtigung“ gegeben „vorbehalt-\ Das Reich bat vielmehr 
lich aller vollziehenden Befug- | die unbegrenzte Kompetenz 
niffe der Einzelftaaten, ind-|der Regelung des Patent- 
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7. da3 ©. v. 1. Juni 1891 (RGB. 290). 

Alle dieſe Gefeße beruhen auf dem gleichen oben prä⸗ 
zifierten Grundgedanken. Es ift fomit durchaus richtig, 
wenn Zaband das Patentwejen in dem ſyſtematiſchen Zu- 
fammenhange des Verwaltungs⸗ fpeziell des Gemwerberechtes 
behandelt; es war aber zu eng, wenn diefer Schriftfteller 
bier nur die Erfindungspatente beizog, da die in den anderen 
genannten Gefeßen Eonftituierten Monopolrechte genau das 
nämliche Prinzip zum Ausdruck bringen,®’ wenn dafjelbe 
bier auch teilwetfe über das gewerbliche Gebiet hinausreicht. 
Einzelſtaatliche Batente find nicht zuläffig; die vor Erlaß 
de ©. v. 25. Mai 1877 erteilten blieben allerdings in 
Kraft, find aber jetzt fämtlich erlofchen. 

H. Die deutfche Geſetzgebung ftatuiert ein Monopolvecht 
des Autors: 

1. bei Schriftwerfen, °® 

2. bei geographifchen, topographifchen, naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen, architektoniſchen, technischen und ähnlichen Zeichnungen 
und Abbildungen, welde nad ihrem Hauptzwed nicht als 
Kunſtwerke zu betrachten find, °? 


wefens, einfgliebrin aller 
„vollziebenden efug- 


a. a. D., ebenfo bejonders E. 
Meier 8. v. Erfindungspatente 


niffe”. — Das Patentgeſetz 
det bereitö eine fehr reichhaltige 

itteratur und ift mehrfach 
Tommentiert, fo bejonderd von 
Robolski (1898) Vgl. außer- 
dem die zahlreichen zu demſelben 
ergangenen Entſch. des Reichs⸗ 
gerihts, fomwie die im Patent- 
blatt veröffentlichten Entſcheid. 
des Patentamtes. 

57 Dies führt richtig bezüglich 
des Markenſchutzes aus Meves 


©. 717. Auch Laband erkennt 
dies jet an. Es Tann felbft- 
verftändlich nicht Aufgabe eines 
ſtaatsrechtlichen Lehrbuches fein, 
das gefamte Detail der oben 
aufgeführten Gefeße zu erörtern, 
vielmehr muß an dieſer Stelle 
eine Skizzierung ihrer vermwal- 
tungsredtliden Grundgedanten 
genügen. 

58 G. v. 11. Juni 1870 8. 1. 

® G. v. 11. Zuni 1870 8.48. 


2* 
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3. bei mufilalifhen Kompofitionen, 8° 

4. für öffentlide Aufführung von dramatiſchen, mufi- 
Talifchen oder muſikaliſch-dramatiſchen Werken, © 

5. für Werke der bildenden Künfte, ausgenommen der 
Baufunft, 6? 

6. für Photographieen, 6? 

7. für gewerbliche Mufter und Modelle, ſowie für Ge- 
brauchsmujter, 8* 

8. für neue ®° gewerbliche Erfindungen jeder Art in dem 
Recht, den Gegenftand der Erfindung ausfchließlich gewerbs- 
mäßig herzuftellen, in Verfehr zu bringen und zu gebrauchen, *® 
ausgenommen wenn deren Verwertung „ven Gefeben oder 
guten Sitten zumiderlaufen würde”, ferner „von Nahrungs⸗, 
Genuß- und Arzneimitteln ſowie von Stoffen, melde auf 
chemiſchem Wege hergejtellt werben, fomeit die Erfindungen 
nicht ein bejtimmtes Verfahren zur Herftellung der Gegen- 
ftände betreffen“ €”, 

9. für MWarenbezeichnungen ®®, 

10. für kaufmänniſche Firmen ®°., 

II. Der Monopolfhug fteht zu Ziff. 1—7 dem Ur- 


° G. v. 11. Juni 1870 $. 45. | von PatGeſ. 8.2, bereinenegative 
a Ebenda $. 50. Beftimmung von „neu” giebt. 
e2 &.». 9. Sanuar 1876 8 1, PatG. 
3, v. 10. yanuar 1876 8. 07 Pate. zg. 1, 2; dazu 
e Chenda ar Laband II, 214 ff. und die bort 
“s Samar 1876 | zit. Sitteratur; E. Meier sv. 
81 * dazu €. Meier in Erfindungspatente 718, befonders 
Holenbor 8 RvLex. 8. v.!über den Unterfchieb von er 
Mufterfhug, G. 2.1. uni 1891 finbungen und Entdedun 
8. 1; Laband II, 227. 8G. v. 12. Mai 18 E 1. 
es S. hierzu Laband II, HGB. Art. 15527; Man⸗ 
214 f. Die Entſcheidung erfolgt dry 497; Gareis HR. (4. X.) 
dur das Patentamt imRahmen 8. 14. 
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beber, zu Ziff. 8 dem Erfinder, zu Ziff. 9-—10 der 
anmelbenden Firma zu, doch enthalten die Geſetze in 
diefer Beziehung mehrfach Modifikationen, die eine Ge 
mwährung des Urheberſchutzes auch an andere Perjonen, 
fpegiel den Herausgeber, ſchon kraft des Geſetzes er- 
möglichen. ° Hinſichtlich des gewerblichen Erfindungen ift 
übrigens ſcheinbar das Prinzip, daß der Schub dem Er- 
finder gebühre, völlig verlaflen, indem primär ber erite 
Anmelder patentiert wird ;"! das Prinzip ıft jenoch dem 
gegenüber dadurch gewahrt, daß dem Erfinder vermöge des 
im Gefek aufs genauefte geregelten Aufgebot3verfahrens die 
Erhebung des Einſpruches gegen Erteilung des Batentes an 
den Anmelder geftattet und nach erfolgter Erteilung des 
Patentes auch eventuell die Erhebung einer Klage auf 
Nichtigkeitserklläͤrung gewährt ift. ”? 

IV. Der Monopolfug des Urheberö bat bei den oben 
Ziff. 1-6 genamten Kategorieen in ver Regel nicht zur 
Dorausfegimg, daß die Urheberſchaft durch einen öffentlich 
rechtlichen Akt formell beglaubigt ift: es bebarf alfo bier 
nur bes nach den Regeln des Zivilrehted zu erbringenden 
Beweiſes der Urheberfhaft. Nur ausnahmsweife ift auch 
bei dieſen Kategorieen Anmeldung zu einer Eintrags⸗ 
tolle erforderlich, welde vom Stadtrat zu Leipzig geführt 
wird. 7? 

10 G. v. 11. Junt 1870 8.2. 72 PatG. 88. 8 Abſ. 2, 10 
2 BatG. 8. 8, dazu Belannt- | Abf. 1 Nr. 3, 24 Abi. 2; vgl. 
madung v. 11. Juli 1877 (Ro-| Laband I, 217: „wahre Ratur 
bolsti 98), 13. Nov. 1877 des Patentſchutzes als einer 
(ebenda 115), 19. März 1887 | Brämte für € inbungen 
(ebenda 100), 13. Zuni 18%8| 7° G. v. 11. Juni 1870 4 


8.6 
(ebenda 102); vgl. Laband IL,| 110, 39-42, 52°, ©. ». 9. Ja⸗ 
216 f.; E. Meier 718. nuar 1876 $. 9°. Über bie 
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Mufter und Modelle dagegen können auf den Mono» 
polihug nur Anfprud erheben, wenn unter Deponierung 
eine Exemplare die Eintragung bezw. Anmeldung zur 
Eintragung in ein vom zuſtändigen Gerichte zu führendes 
Mufterregifter erfolgt ift. Ebenfo find Marken in das 
Zeihenregifter, Warenbezeihnungen in die Zeichen— 
rolle, Gebrauhsmufter in die Rolle für&ebrauds- 
mufter einzutragen, um des Monopolfchußes teilhaftig zu 
werben, 74 endli Firmen in dad Handelsregiiter. 

Gewerblide Erfindungen endlich bebürfen für 
den materiellen Monopolſchut einer formellen ſtaatlichen 
Anerfennung durd einen konftitutiven Verwaltungsakt, der 
die Rechtswirkung der Ausfchlieklichleit hat, 7° des fog. 
Patentes.? Zur Entſcheidung über Erteilung, Zurüd- 
nahme und Nichtigerllärung von Patenten tft eine befondere 
Behörde eingefeht, da3 Reichs-Patentamt. Dasfelbe 
rejlortiert vom Reichsamt des Innern, iſt Tollegialifch or- 
ganifiert und in 7 Abteilungen (4 Anmelbe-, 2 Beſchwerde⸗ 
und eine Nichtigfeitö-Abt.) formiert. 7 Ihm liegt in feinen 


Eintragörolle f. Werke der bilden- entiproßen werben; ferner ©. 

ben Künfte, B.0.RR.v.29. Febr. |v. 1. Zuni 1891 8.3. Bolz.B. 

1876 RL 119). b. RR. v. 29. Feor. 1876 über 
G. ». 11. gun 1876 | da8 WMufterregiiter (CBl. 128 

* ‚9-13, ©. v. 12. Mai eh 20 at v. 28 Juli 187 

9 8. 1ff. Dazu 88. 5, 24, 

über Ri auf Grund der früßeren 15 gaband U, 220°; ©. 

Gefehgeb. eingetragenen geihen, Meyer I, 446 f. 

für welde das ©. v. 30. Nov n PatS. 85. 1-12. 

1874 noch bis 1. Dit. 1898 gilt, 1 BatO. 8. 13-19, dazu 

infofern nit Eintragung in KV. v. 11. Yuli 1891 (RSE. 

die Zeichenrolle nad den Bor-|349), dazu Laband U, 211 f., 

ſchriften des neuen Geſetzes be- Bernau zu berichtigen oben ®. L, 

antragt wird; dem Antrage muß! S. 284 f. 
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einzelnen Abteilungen die Entſcheidung in allen Patent- 
ſachen ob, insbefondere find von demfelben alle Gefuche 
von Amtöwegen zu prüfen, find ferner vor demfelben auch 
die Eontrabiftorifhen Verhandlungen zu pflegen, welche das 
Geſetz für den Fall der Erhebung des Einſpruchs, fei es 
des jebermann möglichen wegen Mangeld der Neuheit der 
Erfindung, fei es besjenigen, der nur dem Erfinder geftattet 
ift, wegen Mangels des Patentanfpruches, vorfchreibt. Die 
Entſcheidungen des Patentamtes, d. i. einer Abteilung des⸗ 
felben können durch Beſchwerde angefochten werden, welche 
von einer ober mehreren anderen Abteilungen des Patent- 
amtes entfhieden wird."? Das Patentamt hat die Patent- 
urkunden auszufertigen, ein vollftändiges Verzeichnis aller 
erteilten Patente, die Batentrolle, zu führen, die vom 
Geſetz vorgefchriebenen Publikationen in Patentſachen durch 
den Reichsanzeiger und das Patentblatt anzuordnen; für 
Erteilung des Patented wird eine einmalige und ſodann 
weiter alljährlih, fo lange der Patentſchutz dauert, eine 
jäbrlihe Gebühr erhoben.2° Cine befondere Abteilung 
für Warenzeichen, beflehend aus einem rechtäfundigen 
Borfigenden, fowie der erforderlihen Zahl von rechts⸗ 
fundigen und techniſchen Beifigern, ift feit 1892 beim 
Patentamt Patentamt eingeriätet. el 


—328 88. 18, 16, 20 ff., 26. | verwaltung für die Zwecke von 
as amtliche Vatentblatt Heer oder Flotte nachſucht, er- 
Gerubt auf PatG. 8. 19 Abſ. 4, | folgt keine öffentliche Belannt« 
bezügl. ander. amt!l. ublifationen machung im Borverfahren und 
des Patentamtes f. die Angaben | kein De, in die Patentrolle 
bei Robolski „188 ff.; La⸗8. 28 
band II, 2141, 1, v. 12. Mai 1894 ss. 2 

8 PatG. 88. 8, 19, 28, 25, dazu 3. v. 30. Juni 894 
Bei Patenten, welche bie Ride (RL. 495). 
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Außerdem ift noch mit dem Patentamt verbunden bie 
Anmeldeftelle für Gebraudhsmufter. °? 

V. Der Monopolfchus hat folgenden Inhalt: Während 
der Zeitdauer des Schußes iſt Nachdruck, Nachbildung, 
Nahahmung des geſchützten Gegenftandes verboten; über 
die Feftftelung des Thatbeftandes geben die Geſetze jehr 
detaillierte Vorfchriften. Niemand tft befugt, ohne Er- 
laubnis des Patentinhabers den Gegenftand der Erfindung 
gewerbömäßig herzuftellen, in Verkehr zu bringen, feilzu⸗ 
Balten oder zu gebrauchen.” 8* 

Die Rechtsfolgen der Berlegung des Monopolſchutzes 
find teils zivil⸗, teils ftrafrechtliche (bei Patentverlegungen 
Geldftrafe bis zu 5000 ME. oder Gefängnis bis zu einem 
Jahr, neben der Strafe no eventuell Buße bis 
10000 ME.) ;®° ihre Feſtſetzung im einzelnen Fall erfolgt 
durch die ordentlichen Gerichte, in Zivilfachen letter In⸗ 
tanz bet Patentbruch, Verletzung geſchützter Waren⸗ 
bezeichnungen ſowie von Gebrauchsmuſtern durch das 
Reichsgericht; ẽ über das hiebei zu beobachtende Ver—⸗ 
fahren enthalten die Geſetze gleichfalls ſehr genaue Vor⸗ 


2 G. v. 1. Juni 1891 88. 2,reſolutiv bedingten — ent⸗ 
14 dazu KR. v. a zen 1891 ug nad erfolgtem „aufgebot 
MOB. se) IE Lin . 283 1 dazu La« 
8 G. v Juni 1870 88.4 | band 2193; über betrüge- 
bis 7, ri "468, 50-56; 4 riſche Vorfptegelu erteilten 
‚12 Mai 1894 8. 12 me . raid a: Ba 8. 0; 

v 


1. Juni 1891 8. 4 ff .v. Laband I 
Sanuar 1876 8 Ar "2 v. 95 PatG. 5 36, 37; La⸗ 
—— 1876 —* 4, v. band I, 

1. anuar 1876 46, 8 PatG. % 38, ©. v. 12. Mei 


Vat®. $.4 dazu €. E 1894 5. 21,6. v. ı Juni 1891 
84 Über den proviforifhen — 8.1 
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fchriften. 27° Techniſche Fragen können von den Gerichten 
den fog. Sadverftändigenvereinen zur Begutachtung 
vorgelegt werben und diefe Vereine können auf Anrufen 
der Parteien auch als Schiedsgerichte fungieren. In PBatent- 
faden if das Patentamt der geſetzliche Sachverſtändigen⸗ 
verein, für die übrigen Kategorieen find befondere Bereine 
aus PBerfonen, welche mit den Berhältnifien des betreffenden 
Erwerbözweiged genau vertraut find, zu bilden. ®® 

Der Monopolſchutz iſt vererblih und veräußerlich, ®? 
ein Heimfallsrecht des Fiskus findet daran nicht ftatt. ?° 
Zeitlih ift der Schutz m den verjchievenen Geſetzen ver- 
ſchieden beſtimmt: der Patentihug dauert 15, der Schub 
für Photographien 5, der Schuh der Warendegeichmungen 
10 Sabre, der Gebraudsmufter 3 Jahre, der Mufter und 
Modelle 1—3 Fahre nad Wahl des Gefuchitellerd, jedoch 
kann eine Erweiterung bis auf 15 Jahre flattfinden; Die 
anderen Arten des Urheberſchutzes enblid dauern bis 30 
Sabre nad) dem Tode des Urhebers, bei mehreren des letzt⸗ 
verftorbenen.*! Der Schub der kaufmänniſchen Firma ift 
zeitlich unbegrenzt. 

69. v. 11. Juni 1870 FR 18 —ãAã und gewerblichen Sachver⸗ 
bis 25, 4-56, ©. » | ftändigenvereine, ne ac ae 
nuer 1876 8g. 16, v. 10. ar v. 6. Juli 1879 (C(Bl. 490 
1876 8. 9, vom 11. yemuer ?® G. v. 11. Juni 1870 £ g, 
we‘ gie Ba Pat. 9 Januar 1876 8. 2, v. 10. 


1894 8, Yanuce 1876 8. 7,0. Ni Jan 
——— .ii | 1876 3. de 8.6. ©. v. 


G. v. 11. Juni 1 * 81, 12. 7. "©. v. 
49, v. 9. Januar 1876 8. 162,1 . Hund 18 18. 
v. W. Sanmor 18768.10,20.11.| 9 G. v. 11. Juni 18105. 17, 


annar 1876 8. 1 h at®.|v. * Sanuar 1876 8. 15. 
18. u ®. MR. mn Nat. $. 7. ©. v. 10. 
9. Febr. 1876 car 117, über Sanuar 1876 V v Fr Ja⸗ 
die tünftferifhen, photographi⸗ nuar 1876 $. . Juni 
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Wie aller Rechtsſchutz prinzipiell, fo Hat auch der 
Monopolfhug feine territortale Grenze an der Grenze des 
Staates; der Urheberſchutz ift jedoch pofitiv auch auf Die 
im Ausland erjchienenen Werke „inländifcher Urheber” aus⸗ 
gevehnt. Neichsangehörigkeit ift rechtliche Vorausfegung für 
den Monopolſchutz nicht. ?2 

Ein internationaler Verband zum Schuße 
von Werfen der Litteratur und Kunft ift be- 
gründet durh StB. v. 9. Sept. 1886 (RGB. 1887, 493); 
demfelben gehören an: Norwegen (RGB. 1896, 107), 
das Deutſche Reid, Belgien, Spanien, Frank- 
veih, England, Haiti, Italien, Liberin, Schweiz, 
Zunis; die Gefhäftsführung hat ein internationales Bureau 
in Bern. 

VI Der Monopolſchutz erlifcht durch Ablauf der geſetz⸗ 
lichen Zeit und durch Verzicht; bei Warenzeichen ift immer 
die formelle Löſchung im Regifter nötig; ? der Patentſchutz 


1870 88. 8-16, 52, v. 


9. Fa» | Staaten, fo insbefondere auf 
nuar 1876 88. 9-14. G 


. dv. | Grund der neueften Gefeggebung 
12. Mai 1894 8. 8 G. v.|mit Oſterreich⸗Ungarn, Italien 
1. Suni 1891 8. 8. und der Schweiz |. Zaband II, 
 G.». 11. Juni 1870 8. 61%, | 2172; Rob olsti 108 ff. Deutſche 
v. 9. Januar 1876 $. 20, v. | Warenbezeichnungen werben wie 
11. Januar 1876 88. 9°, 16. | inländifche geſchutzt in folgenden 
Pat. 8. 12, vol aud * 2|Staten: Belgien, Brafilien, 
Abi. 2. ©. v. 12. Mai 1894 








Bulgarien, Dänemark, Frank⸗ 
F. 22, 23. ©. v. 1. Juni 1891 reich, Griechenland, Großbritan⸗ 
nien, Staliep, Zuremburg, 
Niederlande, Vfterreich-Ingarn, 
Rumänien, Rußland, Schweden 
und Norwegen, Schweiz, Ser- 
bien, Benezuela, Bereinigte 
Staaten von Amerika (RGB. 
1894, 521 
% G. v. 12. Mai 1894 8. 8. 


. 13. Eventuell muß eine Ver⸗ 
tretung für dag bare 
von Plchen Berfonen beſtellt 
werden, die nicht im Inland 
wohnen, PatG. $. 12. Staats⸗ 
verträge über gegenfeitigen Pa- 
tent-, Mufter- und Markenſchutz 
beftehben mit einer Reihe von 
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gebt au zur Strafe verloren bei Nichtentrichtung der gefeß- 
lihen Gebühr binnen ſechs Monaten nad) dem Fälligkeits⸗ 
termin; ?* das Erlöfchen tritt ipso jure ein, ift in der 
Patentrolle zu vermerien und im Reichsanzeiger zu publi- 
zieren. 95 

Patente fönnen ferner zurüdgenommen und für nichtig 
erflärt werben. Kompetent biezu ift das Matentamt in 
feiner 7. Abteilung als Vermaltungsgericht;?* gegen Ent- 
ſcheidungen auf Zurüdnahme oder Nichtigkeit ift Berufung 
and Reichsgericht geftattet. 9? 

Patente find auf Antrag für nichtig zu erklären, 
wenn fid) ergiebt, daß die Erfindung nicht patentfähig war; 
die Entfheidung auf Richtigkeit hebt alle Wirkungen des 
Patentes volllommen auf. 

Zurüdnahme des Patente auf Antrag ift zuläffig: 
1. wenn das Patent binnen 3 Jahren nad) feiner Erteilung 
nicht im Inland in angemefjenem Umfang zur gewerblichen 
Verwertung gelangte, 2. im öffentlichen Intereſſe, wenn 
8 Jahre nach der Erteilung es fi als notwendig erweift, 
die gewerbliche Verwertung einer Erfindung auch anderen 
zu ermöglidden, der Patentinhaber aber hiezu feine Zu- 
flimmung verweigert (jog. Lizenzzwang). 1 

Endlich Tann ohne Antrag eine Aufhebung oder Be- 
ſchränkung des Patentſchutzes erfolgen, wenn eine Erfindung 


28 J (ROR. TUT GeläD.f.d. Reichs. 
* a0. 


geri 
&. 10, — er 
u . 10; Laband II, 


ze —— 1870 ir B. sn 100 PBat®. 8.11; Laband II, 
.1. KvollzV. v. % De. 1891 | 225 f. 
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„für das Heer oder für die Flotte oder fonft im Intereſſe 
der öffentlichen Wohlfahrt benutzt werben ſoll“; die Ent- 
ſcheidung hierüber fteht nur dem Reichskanzler zu; der 
Patentinhaber ift angemeſſen zu entſchädigen; vermag hier: 
über eine gütliche Vereinbarung nicht erzielt zu werden, fo 
entjcheiden die Sivilgerichte, 101 


IV. Der Begriff Gewerbe. 1% 


1. Das Gefet giebt — nad Ausweis der Motive 
mit beitimmter Abfiht — eine Definition des Be- 
griffs Gewerbe nidt. Die Gew.⸗O. zählt nur in 
8. 6 eine Reihe von Erwerbsthätigkeiten auf, auf melde 
„das gegenwärtige Geſetz“ „Feine Anwendung“ finden foll, 108 


101 


a; 5 Abf. 2; La» 
band I, f. 
102 Seydel 88. 1, 2. Land⸗ 


mann24ff., Hänel StR. J, 688f., 
ſowie die oben ©. 1’ ange⸗ 
ebene reichhaltige KLitteratur, 
$ auh Bücher in Conrads 
Handwörterb. IIL, 922 ff.; La⸗ 
band II, 226, 189%: Seydel, 
Bayr. StR. V, 656 ff. 
108 8, 6 in der ihm durch ©. 
». 1. Juli 1883 (RGB. 159) 
gegebenen Faflung lautet: „Das 
gegenwärtige Geſet findet Feine 
nwendung auf Die Fiſcherei, 
die Erridtung und Verlegung 
von Apotheken, die Erziehung 
von Kindern gegen Entgelt, dag 
Unterrichtömelen, bie advofato- 
rifhe und Notariatöpraris, den 
Gewerbebetrieb der Auswande⸗ 


unternehmer und der Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen, bie Befugnis 
zum Halten öffentlicher Fähren 
und die Rechtsverhältnifſſe ber 
Schiffsmannſchaften auf den 
Seeſchiffen. Auf dad Bergmwefen, 
die Ausübung der Heilfunde, 
den Verkauf von Arzneimitteln, 
ben Vertrieb von Zotterielofen 
und die Viehzucht findet das 
gegenwärtige Geſetz nur infomeit 

nen bung als dasſelbe aus⸗ 
drückliche Beftimmungen darüber 
enthält. Durch kaiſerliche Ber- 
ordnung wird beftimmt, welche 
Apotbeterwaren dem freien Ver- 
kehr zu überlaffen find.” Dem⸗ 
nemäß bat das preuß. OVG. in 
ſeiner Entſch. XI, 848 feft- 
geſtellt, daß Fiſchereiinnungen 
nicht unter die RGew.⸗O. fallen, 


rungdunternehmer u. Auswande⸗ ſ. auch Löning Berm.-R. 4275. 


rungsagenten, ber Berfiherungs« ' 
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Diefe negative VBorfchrift ift jedoch für die Begriffsbeitimmung 
nicht verwertbar, denn ihre Abficht ift nach Ausmeis der 
Motive niht, den Begriff Gewerbe zu begrenzen, fon- 
dern nur gemwifle Erwerbszweige, fei e3 der Landes⸗, fei 
es der Reihöfpezialgejebgebung vorzubehalten; überdies 
enthält die Gewerbeorbnung doch bezüglich mehrerer in 8. 6 
genannter Erwerbszweige VBorfchriften, wie dies auch in der 
jeßigen Faſſung des Geſetzes zum Ausdrud gebradt ift. 10% 

2. Für die Beflimmung des Begriffes Gewerbe ift zu- 
nächſt von Wichtigkeit der Sat: alle Funktionen der 
Staatsgewalt ala folder können begrifflid 
nicht Gewerbe fein. Der Betrieb eines Ge- 
werbes ift feiner Natur nah eine private 
Thätigleit. Ausübung der Staatögewalt und 
Gewerbebetrieb müffen ſich begrifflid aus- 
Ihließen. Die Funktionen der Staatsgewalt als folcher 
laſſen allerdings fich nicht ein für allemal erfchöpfend be- 
ſtimmen, find vielmehr werhfelnd und wandelbar je nad 
Zeit, Ort und Umftänden. Unmandelbares Merkmal eines 
jeden Staates ift nui die Souveränetät: was aber ein 
Staat fraft der Souveränetät als Staat in den Frei 
feiner Aufgaben ziehen will, kann ſich fehr verfchieden be- 
ftimmen, und die moderne Rulturentwidelung bat vieles in 
die Aufgaben des Staates einbezogen, was zu anderen 
Zeiten vielleicht gar nicht eriftierte ober wenigſtens ganz 


16 Seydel 7; E. Meier in|$. 6 argumentieren. Über Be- 
v. Holtzendorffs RLex. 8. v.| deutung und Tragmeite des $. 6 
Gewerbebetrieb; Laband IL,|im allgemeinen und in feinen 
89%. Demgemäß durfte auch | Einzelvorfchriften ſ. Land 
Seydel für ir deö | mann ©. 62 ff. 

Begriffs in 8. 2 nit aus 
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der Privatinduftrie überlaffen war. Ein beſonders augen- 
fällige3 Beifpiel hiefür bieten Poſt, Telegraphie, Eifenbahn- 
weſen. 100 Dagegen ift die ftaatlihe Anstellung wohl ver- 
einbar mit dem Gemerbebegriff und noch nicht entſcheidend 
dafür, daß ein Betrieb zum Staatszwed gemacht jet. 10° 

3. Dadurdh ift aber nicht ausgefdhloffen, 
daß aud der Staat Gewerbe betreibt. Daß der 
Staat auch Privatperfon juriftifch fein Tann, iſt unzweifel⸗ 
haft; als ſolche aber Tann der Staat auch Gewerbe be- 
treiben und unterliegt als Gewerbetreibender prinzipiell den 
Normen des Privat: und Gewerbepolizeirechtes. Der Staat 
fann demnad neben Privatperfonen Yabrikbefiter, Bantier, 
überhaupt Gemwerbetreibender jeder Art fein, und thatſächlich 
ift Dies in weitem Umfange der Fall; das Reich betreibt 
ein Bankgeſchäft, die Einzelitaaten betreiben Gewerbe der 
verfchtedenften Art. 107 


105 S. hiezu die Erörterungen 
über Poft-, Eifenbahn- und Bant: 
weſen unten in ben einjchlägigen 
Paragraphen. Sehr gut Hänel 
StR. I, 689. 

16 S. Gew.⸗O. 8. 36 (Feld⸗ 
meſſer, Auktionatoren u. ſ. w.), 
dazu Landmann 115. 

107 Die Entſcheidung kann im 
einzelnen Falle außerordentlich 
ſchwierig fein (ſtaatliche Waffen- 
fabrifen für die Armee, Beichäf- 
tigung von Gefangenen in Straf- 
anftalten u. ſ. w.), f. Land⸗ 
mann 35 f., ber mit Redt 
gegen Laband und Seydel 


betont, daß auch die ftaatlidhen . 
der 


Gewerbebetriebe unter 
Gew.-D. Stehen; freilich muß es 
fih dabei um eine gemwerb- 


liche Xhätigleit handeln, ſ. dazu 
unten ©. 75f. über die Anwen- 
dung des VIL Titel® auf 
Staatöfabrifen. Über bie 
—* ob der Betrieb in Ge⸗ 
angenen⸗, Beſſerungsanftalten 
u. ſ. w., der häufig bedeutende 
Dimenſionen annimmt, ein Ge⸗ 
werbebetrieb und als ſolcher zu 
en F Pe ae eh: 

. fich mehrfach audgefprocdhen 
f. Entſch. Il, 33, XVI, 86, vgl. 
auch das preuß. KommunalSt®. 
v. 14. Zuli 1893 8. 3. In 
diefen Staats- und Kom- 
munalbetrieben liegt unter 
Umftänden eine unerträg- 
lihe Konkurrenz für das 
freie Handwerl. Mit dem 
Sate: daß jene Betriebe nicht 
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Ja ſelbſt dann ift der Begriff des Gewerbes nicht aus⸗ 
geichlofien, wenn ein Erwerbszweig ganz für den Staat 
monopolifiert ift, 3. B. Pulverfabrifation, Tabaksfabrikation. 
Denn dabei kann es fi) nit um Aufgaben des Staates 
als ſolchen handeln, wie beim Verkehrsweſen; die Ordnung 
des letzteren vindiziert fi) heute der Staat als foldder, da 
er e3 für feine Pflicht hält, ven Verkehr der Unterthanen 
To viel als irgend möglich zu fördern und zu erleichtern; 
das Bedürfnis der Unterthanen nad Tabak zu befriedigen 
dagegen Tann nicht Aufgabe des Staates als ſolchen fein, 
wohl aber kann möglicherweife der Staat aus finanziellen 
Gründen fi veranlaßt jehen, das Tabaksgewerbe ausfchließ- 
lih in feine Hand zu nehmen. Müngmefen, Maß- 
und Gewichtsweſen, Poft- und Telegrapben- 
wefen find nur Staatsverwaltungszmeige und 
entziehen fi jeder privatredtliden Betrad- 
tung,!® beim Eifenbahnmwefen wird die Entmwidelung in 
Kürze ebenfalls dahin führen; auch für das Verſicherungs⸗ 
und Bankweſen ift der Geſichtspunkt des öffentlichen Inter⸗ 
eſſes als ausfchlieglicher und damit die Übernahme in 
Staatöverwaltung möglih; als Inhaber des Tabakmono⸗ 
poles dagegen wäre ber Staat immer Gemerbetreibender ; 
ob und was die Untertbanen rauchen oder fchnupfen, Tann 
nicht Staatsintereffe fein; das Staatsintereſſe Tann hier 
höchftens felundär maßgebend fein. 19° 


Gewerbe jeien, demnach alfo des freien Handwerks betreffende 
fteuerfrei, da die Sträflinge u. | Frage mit nichten gelöft. 

f. w. doch beidäftigt und dur 1% So richtig Seydel 38, 4. 
bie Arbeit erzogen werben müßten, | Var. unten zu ben betr. 88. 

ift diefe, Die Lebensintereffen ı 00 Sehr treffend Seydel df.: 
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4. Zum Begriff des Gewerbes gehört außerdem noch, 
daß die betreffende Thätigfeit dauernd, d. i. fortgefebt, 
betrieben werde und auf Erwerb gerichtet fei.!! 
Demgemäß wurden die Konfumvereine, da ihre Thätigfeit 
nit ala auf Erwerb gerichtet angefehen wurde, bisher 
nicht ala Gewerbebetrieb betrachtet. 11! 

Durch die Novelle von 1896 find die Konſumvereine 
grundfätlih unter die Vorſchriften über Gewerbebetrieb 
geftellt, infomeit die Sonntagsruhe und das Wirtfchafts- 
gewerbe in Frage kommen; f. dazu unten SS. 59, 77. 

5. Andere effentielle Momente für den 
Begriff Gewerbe laſſen fih nit gewinnen. 
Insbeſondere läßt ſich ein Gegenſatz zwiſchen 
Gewerbe und „höherer Geiſtesthätigkeit“ nicht 


— — 


„die amtliche Thätigkeit fällt nis abwirft“. Übereinſtimmend 
nicht unter den Begriff des Ge- | mit dem zert bad das Freuß· OVG. 
werbes, wenngleich fie von den XV, 41, X 
Beamten zum Bmede bed Cr- 110 Das — * — — Erlaub⸗ 
werbs übernommen wird. An» ten“, das Seydel 1 nod bes 
drerſeits verliert eine Thätigfeit : tont, ift juriftiich ſelbſtverſtänd⸗ 
den Charakter des Gewerblichen | lid. ©. auh Landmann 39 f. 
nicht ſchon dadurch, daß fie von | 111 Entfd. d. preuß. DVG II, 
einem Subjelt bes öffentlichen Sr 5* 282, XI, 5, XVI, 86, 
Rechtes (Herrſcher, Gemeinde) | XR 316. Die Sade Bat 
unternommen wird. In Ioldem | kei ihre Bedenken, ba bie 
Falle ift vielmehr zu prüfen, o bficht de „Erwerb3” in ge- 
die betreffende Thätigfeit bien er er Weife auch bei den Kon- 
lih den Zweck bed Erwerbes | jumvereinen vorhanden ft: 
verfolgt (eine rein fiskaliſche ift) | weientlih unter gleichen Ges 
oder ob fie unmittelbar auf die Ihtöpunften fteben die Offiziers⸗ 
Wahrnehmung öffentlicher In⸗ kaſinos, Militärfantinen u. dgl., 
tereſſen abzielt. Trifft erſteres ſ. Landmann 88f.; Hänell 
zu, fo liegt Gemerbebetrieb vor; | 689 ff. Eine neue geſetzliche 
wenn lettered, jo Tann von | Regelung des Gefchäftäbetriebs 
einem Gewerbe feldfl da nicht | der Konſumvereine ift erfolgt 
gefproden werden, mo die be⸗ durch G. v. 12. Auguft 1896 
Yigliche Thätigfeit ein Erträg- |(RGB. 695). 
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fonftruieren.1? Iſt Ießtere eine amtliche oder fehlt ihr 
Die auf Erwerb gerichtete Abſicht ober handelt es ſich um 
eine einmalige, wenn aud wiederholte, Thätigkeit, fo ift 
der Gewerbebegriff unanwendbar: an ſich aber ift die 
Beichäftigung von Ärzten, Journaliſten, Rechtsanwälten, 
Geiftliden von Privatreligionsgefellfchaften eine gewerbliche, 
felbft wenn der gemeine Sprachgebrauch diefe Befchäftigungen 
nicht unter den Gewerbebegriff fubfumiert.1!E Ebenſo 
muß dies von der Landwirtſchaft prinzipiell 
gelten: auch die Urprodultion jeder Art ift 





ein Gewerbe. !! 


112 Ubereinſt. Seydel 4, aber 
fpäter: „daß die wiflenfchaft- 
lichen und Fünftlerifchen Berufs- 
thätigleiten Gewerbe in biejem 
Sinne nidt find, ift ausdrück⸗ 
lich bezeugt”. Gew.O. 8. 6 exi⸗ 
miert u. a. die Heilkunde, Er⸗ 
ziehung von Kindern gegen Ent- 

elt, das Unterrichtsweſen, die 
dvokatur und das Notariat. 

118 Seydel unterſcheidet zwi- 
fchen einem Gewerbebegriff „im 
allgemeinen” und einem Ges 
mwerbebegriff der RGew.-D. Den 
erfteren bejtimmt er im weſent⸗ 
fichen übereinftimmend mit ben 
Ausführungen des Textes. Ob 
das zu Gebote ftehende Material, 
da 8.6 eine Begriffäbeftimmung 
unzweifelhaft nicht geben wollte, 
— f. hierüber bef.H än el I, 692. 
— ausreicht, einen befonderen 
Gewerbebegriff nah d. RGew.⸗O. 
auf der vagen Grundlage des 
„semöhnlidenSprachgebrauches” 
zu konſtruieren, erjcheint ſehr 
zweifelhaft. Die Argumente 

Zorn, Staatsreht II. 2. Aufl. 


Sey dels hiefür find nicht zwin- 
end. Anti wie Seydel auf 
andmann 26ff. 

118 Bol. bieherSeydela.a.D.; 
Löning #11 ©. Meyer 
Verw.R. I, 872 und in aus 
führlider Begründung Land⸗ 
mann 25ff., welcher die gefamte 
Urprobuftion, die „Freien Künfte”, 
„perlönliche Dienftleiftungen hö⸗ 
derer Art” und den „öffentlidden 

ienft” vom Begriff des Ge- 
werbes „im Sinne ber Gemerbe- 
ordnung“ ausfchließt. Auch bei 

Landmann entbehren die auf: 

geftellten allgemeinen Kategorieen 

durdaus der notmenbigen Be⸗ 
ſtimmtheit. Es erſcheint un⸗ 
möglich, die Frage durch all⸗ 

emeine Kategorieen zu löſen. 

Kür die wichtigſten Punkte ift 

durch 8. 6 die Entſcheidung 

pofitiv gegeben; im übrigen 

wird die Abficht bes Geſetzgebers 

bezüglich des einzelnen Er- 

werbszweiges feſtzuſtellen ſein, 

wofür Landmann reiches prak⸗ 
8 
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6. Dagegen ift Gefindedienft nidt Ge- 
werbe. Gefindedienft ift überhaupt feine 
felbftändige Befhäftigung, fondern eine die 
Arbeit der Kamilienglieder ergänzende Thä- 
tigkeit: der Gefindedienft fann demnad be- 
arifflid gar nit felbftändig gefaßt werden, 
Tondern bildet ein Appendir der Familie und 
fteht prinzipiell lediglih unter den für le$- 
tere maßgebenden Gefihtspunften. 15 

7. Den Unterſchied zwiſchen Handwerk und Ge- 
werbe fennt das heutige deutfche Recht nidt: Hand- 
werf ift Gewerbe; juriftifch ift der Begriff des 
Handwerles in dem Des Gewerbes aufgelöft. 116 

8. Ebenſo befteht fein prinzipielle Unterſcheidungs⸗ 
merfmal zwifhen Fabrik und Gewerbe.” Wohl aber 
bat ſich neuerdings ein ſtarkes praftifches Bedürfnis heraus- 
geftellt nach beſonderen Rechtsſätzen für den gewerblichen 
Fabrikbetrieb. An ſich iſt der Geſichtspunkt hier nur der, 
daß wie ſonſt ſpezielle polizeiliche Normen für einzelne 


tiſches Material beibringt, aus 
dem ſich ergiebt, daß auch in der 
Praxis keinerlei feſte Konſequenz 
bei Entſcheidung dieſer Fragen 


110 An einigen Stellen der 
Gew.⸗O. iſt jedoch der Begriff 
Handwerk als ein ſpezifiſcher 
— f. auch über „Handwerk“ 





befteht. Als Auspilfgmittel dient 
bejonder8 der ziemlich willfür- 
lihe Begriff des „lanbmirt- 
haftliden Nebenbetriebes”. 

Übereinft. m. d. Tert Hänell, 


91. 

18 &, Landmann 38, bei. 
auch über die fog. „Haus⸗ 
induftrie“. Übereinft. m. d. Tert 
Hänel I, 689. 


Stieda in Conrad Hand- 
wörterb. IV, 369 ff. über „Haus- 
De S ' n a 5 t TE 

. — nod) feitgebalten (83. 3, 
64 Abſ. 2). g 


112 Vgl. Seydel 11, E. Meier 
8. v. Fabrik — **— S.777; 
Löning 482, ſ. ferner die Er⸗ 
örterungen unten 8. 25 ©. 82ff. 
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Gewerbe (Birte, Trödler ꝛc.) erlafien, fo bier polizeiliche 
Normativbeſtimmungen für ganze Kategorien von Gewerben 
gemäß der dieſelben in eigentümlicder Weife charalteri⸗ 
fierenden Methode der Arbeit für notwendig erachtet wurden. 
Demgemäß wäre vor allem eine pofitive gefegliche Fixierung 
der charakteriftiichen Merkmale diefer Arbeitsmethode nötig 
für Beantwortung der Frage: mas ift eine Fabrik? Die 
ſchweizeriſche Geſetzgebung hat auch den Verſuch einer Be- 
antwortung diefer Frage gemacht.118 Die deutſche Gefeh- 
gebung dagegen hat zwar in einzelnen Beziehungen ein 
umfafjendes Fabrikrecht gefchaffen, die Frage: mas ift eine 
Fabrik? Dagegen prinzipiell unbeantwortet gelaflen und bie 
Beantwortung nur daburd einigermaßen erleichtert, daß 
pofitiv vorgefchrieben tft: auf Werfftätten, welche mit regel- 
mäßiger Benutung elementarer Kraft (Dampf, Wind, 
Wafler, Gas, Luft, Elektrizität u. f. mw.) arbeiten, Hütten- 
werte, Bimmerpläge und andere Bauhöfe, Werften, Ziege- 
feien, Brüde und Gruben mit größerem Betrieb, finden 
die fabrikrechtlichen Beftimmungen der Gew.-D. „entſprechende 
Anmendung” ;119 aber auch Bergmerfe, Salinen, Aufberei- 
tungsanftalten, unterirbifch betriebene Brüche und Gruben 
ftehen unter dem fpeziellen Yabrikrecht. 8° Keineswegs aber 
wollte damit eine erfhöpfende Aufzählung der verſchiedenen 
Arten von Yabrilen gegeben werden. ©. über die ganze 
Materie unten ©. 82 ff. 


118 Eidg. FabrikG. v. 23, März | fchloffenen Räumen beſchäftigt 
1877 Art 12 „Fabrik ift jebe in |finb,- 
duftrielle Anftalt, in welder) „1 Gew-D. 8. 154, Abf. 24. 


leichzeitig und regelmäßig eine 
* von Arbeitern außer-| 120 Gew⸗O. $. „54a Bol. 


bald ihrer Wohnungen in ge| Seydel 124'—-125 
ye 
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Die Theorie, wenigftend die juriftifche, iſt demnach zur 
Seit nicht in der Lage, auf die Frage nad) dem Begriffe 
Fabrik eine Hare Antwort geben zu können. 121 


8. 4. 
Der fließende Gewerbedetried. 

Das Geſetz unterfcheidet eine dreifache Art des Gewerbe: 
betriebs: den ftehenden Betrieb, den Haufier- und 
den Markftbetrieb.! Was nicht Haufier- oder Markt⸗ 
betrieb ift, ift ftehender Betrieb, Nieverlafjung und Wohn⸗ 
fig werden beim ſtehenden Betrieb die Regel fein, find aber 
nicht begriffliche Merkmale. „Eine gewerbliche Niederlaſſung 
gilt nit als vorhanden, wenn der Gewerbetreibende im 
Snlande ein zu dauerndem Gebrauche eingerichtetes, be- 
ftändig oder doch in regelmäßiger Wiederkehr von ihm be- 
nutztes Lolal für den Betrieb feines Gewerbes nicht beſitzt.“ 
(Gew.:D. 8. 42, Abf. 2). 

Das Geſetz Tennt ferner drei Kategorieen von Gewerbe⸗ 
treibenden: jelbftändige Gewerbetreibende, gewerbliche Stell- 
vertreter, gewerbliche Hilfsperfonal. 

I. Selbftändiger Gewerbetreibender ift, wer als Unter- 
nehmer in eigenem Namen, wenn aud nidt not— 
wendig aı auf eigene Rehnung,? ein Gewerbe betreibt. 


191 Rt. Se Seydel 11 bef. N. 7, über den Begriff bes we 
1341. Nach den Motiven zum | Gewerbebetriebes Gew.⸗O. 58. 4 
G. v. 17. Zuli 1873 wird ‚in 59; Löning 48s®; Sandmann 
Anſehung der_großen Mehrgeht 108. 
gewerblider Anlagen bie „Eigene Rechnung” fordert 
wendbarkeit jenes Begriffes für | €. PN s. v. Gemerbebetrieb 
die Pragis feinen Bmeifel er-|S. 162. Vgl. Seybel 12; 
regen“. Landmann 110ff. und die 
Über die beiden tzetz— dort mitgeteilte Reätfpregung, 
nannten Arten f. unten ferner 679. Rehm 20 
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Das Recht zum Gewerbebetrieb ift ein höchſt perfönliches 
und erlifht mit dem Tode oder Wechſel des Inhabers. 
Nur für Witwen, minderjährige oder unter Kuratel ftehende 
Erben, ruhende Erbſchaften dauert das zur Zeit des Todes 
des Inhabers beftehende Recht, ob Eonzelfioniert oder nicht, 
für die Dauer obiger Verhältniſſe fort, derart, daß, falls 
in dem Gewerbe Stellvertretung überhaupt zuläffig, dasſelbe 
auch durch Stellvertreter betrieben werden kann. ® 

Die Qualifikation zum Gemwerbebetrieb war in früherer 
Zeit teils generell, teild fpeziell für die einzelnen Gewerbe 
von den verjchiedenften Vorausfehungen perſönlicher und 
fahlider Natur abhängig gemadt. Die Bewegung 
der neueren Zeit ging bauptjählih dahin, 
dieſe Beihränfungen fo vollftändig als mög- 
lich zu befeitigen.* Darin befteht weſentlich das 
Prinzip der Gewerbefreiheit; bereit3 oben bei der Erörterung 
dieſes Prinzipes wurden die wichtigften derjenigen Schranken 
angegeben, welche durch die deutſche Reichsgeſetzgebung in 
Konfequenz hiervon befeitigt wurden. Jeder Deutſche 
ift frei, jedes Gewerbe an jedem Drte zu be- 
treiben, au in mehreren Niederlaffungen, 
auch außerhalb des Domizilgortes; eine Per- 
fon darf auch mehrere Gewerbe betreiben.® 
Eine Entziehung ded Rechts zum Gewerbebetrieb überhaupt 
ift weber auf gerichtlichen noch abminiftrativem Wege ftatt- 


® Bew.-D. 5.46, dazu Land- | Befühigungänachweid und Drga- 
mann 388ff. Über Stellver- | nifation des Handwerks — wieder 
tretung unten S. 70. zur gerrl aft zu fommen. 

% In neuefter Zeit fcheint die 5 Gew.-d. se. 1, 3, 42. 
entgegengefegte Strömung — | 
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haft; Unterfagung des Betriebes kann fi) nur auf ein 
einzelnes bejtimmtes Gewerbe beziehen und ift nur mög⸗ 
Ich auf Grund pofitiver geſetzlicher Vorausfetungen. ® 
(Darüber |. unten $. 28.) 

II. Das Prinzip der Gemwerbefreiheit 
fhließt aber nidt aus, daß der Ordnung 
halber alle Gemwerbetreibenden allgemeinen 
und einzelne Gemerbetreibende bejonderen 
polizeiliden Erforderntiffen unterworfen 
werden.’ 

Demgemäß beitimmt das Geſetz: 

1. Alle felbftändigen ftehenven Gewerbe, Die unter die 
Gew.-D. fallen, ohne Ausnahme müſſen mindeftens gleich⸗ 
zeitig mit dem Beginn des Betriebes der nad Landesrecht 
zuftändigen Behörde, in Preußen, Bayern, Württemberg, 
Sachſen, Hefien der Gemeindebehörbe, angemeldet werben; 
die Anmeldung hat zu enthalten ben Namen bes Gewerbe- 
treibenden, die Art des Gewerbes, den Zeitpunft ber Er- 
Öffnung ; bei Preßgewerben (Buch- und Steindruder, Buch⸗ 
und Kunſthändler, Antiquare, Leihbibliothefare, Inhaber 
von Leſekabinetten, Verkäufer von Drudichriften, Zeitungen 
und Bildern) aud eine genaue Angabe ber Xolalitäten ; 
die Behörde befcheinigt die Anmeldung; bei Feuerver⸗ 
fiherungdagenturen jeder Art ift die Anzeige binnen 8 Tagen 
auh an bie „zuftändige Behörde feined Wohnortes”, in 


6 Gem.-D. 8.1 zeifton f. Rehm: rechtl. Ratur 
7 Alle nicht im 1 Gefet pofitiv der Gewerbskon ei, 45* 
aufgeführten autongeffionen“ find | Gluth Arch. f. ð 

aufgehoben. Gew.O. 8. 7, 8 5.19. Meyer Berm. R. 5f., 
Über den Rechtsbegriff Kon- 76 ff. in Stengels Füörierb. 1,841. 


Der ftebende Gewerbebetrieb. 8. 24. 89 


Preußen die Ortöpolizeibebörbe, zu richten. Abmeldung 
bei Aufgabe oder Entziehung des Betriebes ift nur bei dem 
leßtgenannten Gewerbe — binnen 8 Tagen — vorgefchrieben.® 
Verlegung des Gemwerbebetriebes an einen anderen Ort befreit 
von der Anmeldung an dem neuen Betrieböort nicht. ® 

2. Die Errihtung oder Berlegung von „An- 
lagen,'!? deren Betrieb mit ungewöhnlidhem 
Geräufh verbunden if“, muß überdies der 
Drtspolizeibebörde angezeigt werden. Falls 
fih in der Nähe der Anlage Kultusgebäude öffentlich an- 
erfannter Religionsgejellfchaften („Kirchen“), Schulen oder 
andere öffentliche Gebäude, Kranken⸗ ober Heilanftalten be 
finden, „deren beitimmungsgemäße Benutzung dur den 
Gewerbebetrieb auf dieſer Stelle eine erhebliche Störung 
erleiden würde”, hat die Drtspolizeibehörde an die höhere 
Berwaltungsbehörde zu berichten, welche entſcheidet, ob ber 
Meiterbetrieb zu unterfagen oder etwa unter bejonderen 
Bedingungen zu geftatten fe. !! Weitergehende landesrecht⸗ 
lihe Anforderungen für „geräufchvolle Anlagen” hält die 
Praxis für zuläffig, ſowohl folche polizeilicher als civilrecht⸗ 
licher Natur. 1? 


8 Gem.-D. 88. 14, 15%; Dazu| 19 fer „gewerbliche Anla en 
Zandmann 107ff. vet überhaupt Rommel in 
Strafbeft. 8. 148 3|rad8 Handmwörterb. III, 1080ff.: 


Geldſtrafe bis 150 — ent. geller in Stengels Mörterb. j 
daft bis een en ee yır 

weitergeben riſten TUE) 11 Gew.⸗O. 8. 27. wen die 
Sande ober —— Apr jei8_ Böning 401%; femer 
del 48; „anbmann 109f. Landmann 201 ff. 

* Eniſch. d. preuß. DBG. fæu, 12 Landmann 202f. 
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3. „Gefährlihe Anlagen”, d. i. folde, melde 
durch die örtliche Lage oder die Beichaffenheit der Betriebs- 
ftätte für die Beſitzer oder Bemohner der benachbarten 
Grundftüde oder für das Publitum überhaupt erhebliche 
Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen herbeiführen können, 
bedürfen vor der Erridtung einer befonderen 
Genehmigung der nachLandesrecht zuſtändigen 
Behörde, ebenſo für jede Veränderung ber Betriebs⸗ 
jtätte und weſentliche Beränderungen der Betriebsart. 1? 
Diefe Anlagen find dann im Geſetz felbft aufgezählt und 
dem Bundesrat ift die Befugnis eingeräumt, das geſetzliche 
Berzeichnig auf dem Verordnungswege noch zu erweitern 
oder zu modifizieren, jedoch vorbehaltlich der nachträglichen 
Genehmigung des NReichätages.!* Landesrechtlich kann be- 


— — — — 


18 Gew.⸗O. iS 16,25, dazu die 
Strafbeit. zu ' .16, 24 in 8. 147 
$ 2 (Gelditrafe bis 300 M. event. 

aft) vgl. E. Meier ſ. v. „Ge 
fäbrliche Anlagen”. Seypel 56. 


errichtet werden, Glas⸗ und 
Rußhütten, Kalle, Biegel- und 
Gppsöfen, Anlagen jur Ge⸗ 
winnung roher Metalle, Röſt⸗ 
öfen, etallgießereien, ſofern 


Über die Frage, was als eine 
„wejentlihe" Veränderung ber 
Betriebsftätte zu betrachten fei, 
ſ. Enid. e pr. OVG. X, 282; 


XXIV. . 

14 Gem. D. 8. 16 zählt als 
folde Anlagen auf: Scieß- 
pulver⸗Fabriken, Anlagen zur 
Feuerwerlerei und zur Berei- 
tung von Zündftoffen aller Art, 
Gasbereitungs⸗ und Gasbewah- 
rungs-Anftalten, Anjtalten aur 
Deitillation von Erböl, Anlagen 
zur Bereitung von Braunfohlen- 
theer, Steinkohlentherr und 
Koaks, fofern fie außerhalb der 


Gewinnungsorte des Materials 





fie nit bloße Tiegelgießereien 
find, Hammerwerke, chemifche 
Fabriken aller Art, Schnell» 
bleichen, Firnißfiedereien, Stärke⸗ 
abrifen, mit Ausnahme der 
abrifen zur Bereitung von 
artoffelftärfe, Stärfefyrups- 
org Wachstuch⸗ Darm⸗ 
aiten⸗, Dachpappen⸗ und Dach⸗ 
filzfabriken, Leim⸗, Thran⸗ und 
Seifenſiedereien, Knochenbren⸗ 
nereien, Knochendarren, Knochen⸗ 
kochereien und Knochenbleichen, 
Zubereitungsanſtalten für Tier⸗ 
haare, Talgſchmelzen, Schlächte⸗ 
reien, Gerbereien, Abdeckereien, 
Poudretten- und Düngpulver⸗ 
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fimmt werden, daß dur Ortäftatut „einzelne Ortsteile” 
„vorzugsweiſe“ zu berartigen Anlagen zu benuten oder 


andrerſeits davon freizulafien feien. 1° 


brifen, Stauanlagen für 

aflertriebmerfe. 

Dazu Tamen durd ©. v. 2. 
März 1874 (RGB. 19): Hopfen- 
Schwefelbörren, Asphaltkoche⸗ 
reien und Bechfiedereien, foweit 
fie außerhalb der Gewinnungs- 
orte des Material& errichtet wer- 
den, Strobftoffpapier-tFabrilen, 

Darmaubereitungs-Anftalten, 
Fabriken, in welchen Dampfkeſſel 
oder andere Blechgefäße durch 
Bernieten bergeftellt werben; 
ferner durch 3. d. ER. 26. Juli 
1881 (RGOB. 251), 12. Juli 
1882 (NGB. 128), 23. Dezember 
1882 (RSB. 141), 12. Zuli 1884 
(RGB. 118), 31. Januar 1885 
(NSB. 8), 15. Februar 1886 


Kali⸗Fabriken und Anftalten zum 
Aimprägnieren von Holz mit er- 
higten Theerölen; Kunftwolle- 
fabrifen und Gemerbeanlagen 
für Herſtellung von Celluloid; 
Degrasfabrilen; Yabrilen, in 
melden Röhren aus Blech durch 
Bernieten bergeftellt werben, 
fowie die Anlagen zur Erbauung 
eiferner Schiffe, zur Herftellung 
eiferner Brüden oder fonftiger 
eiferner Baukonſtruktionen; An- 
lagen zur Deftilation oder zur 
Berarbeitung von Theer oder 
Theerwafjer; Anlagen, in wel- 
den aus Holz oder ähnlichem 
Safernmaterial auf chemiſchem 


Die Praxis nimmt 


Wege Papierftoff hergeftellt wird 
(Sellulofefabrifen); Anlagen, in 
welchen Albuminpapier bergeftellt 
wird; Anftalten zum Trodnen 
und Einſalzen ungegerbter Tier⸗ 
felle, fowie die Berbleiungse, Ver⸗ 
zinnung3- und Verzinkungs⸗An⸗ 
jtalten. Beſondere Borfchriften, 
die in diefen Zuſammenhang ge 
hören, enthält ferner die Gew. D. 
noch in 8. 23 Abſ. 1 für Stau- 
Anlagen bei Waflertriebmerfen 
6 dazu Entſch. d. pr. OVG. X, 
78 d. RG. i. Strafſachen I, 103), 
Hr 23 Abſ. 2 für öffentl. Schlacht: 
äufer, $. 24 für ‚Dompftelie, 
dazu V. d. OR. v. 5. Aug. 1890 
(RGB. 163), 8. 28 für durch 
Wind bewegte Triebwerke. Bgl. 
auh ©. Meier s. v. Dampf. 
keſſel; Zeller in Stengels 
Mörterb. I, 255. Erg.B. I, 
28; Mosler in Sonrads Hand» 
mörterb. II, 897; ferner Land⸗ 
mann 124ff., 176ff.; bei. aud 
über die Frage, ob und inwieweit 
dieſe Borfchriften über den Be- 
reich der Gew.-D. hinaus gelten, 
was nur für Dampfkeſſel 
durch das Geſetz ſelbſtgene— 
tell bejaht iſt. Die Kaſuiſtik 
bezüglich der 88. 16, 23, 24, 28 
behandelt eingehend und forg- 
fältigLandmann 134ff., 17H, 
1828, 205f8.; ſ. zuch Zeller in 
Stengels Wörterb. I, 597f. 
15 Gew.⸗O. 8.23 Abſ. 83Entſch. 
d. pr. OVG. XIX, 305: auch 
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ferner an, daß aus allgememen polizeilihen Gründen auch 
über den Rahmen des $.16 hinaus Anlagen oder Rieber- 
lagen verboten werden fönnen.!® 

Das Verfahren für Erteilung der ftaatlihen Genehmi- 
gung ift teilmeife im Geſetz felbft normiert, im übrigen der 
Feftitellung Durch das Landesrecht überlafien.!! Die Ge- 
nehmigung kann auch unter Bedingungen erteilt werden. !® 
Diefelbe bezieht fh bei Anlagen der 88. 16 und 24 nur 
auf die Betriebsftätte und die Betriebsart; in der 
Perfon des Inhabers beſtehen gefegliche Vorausfegungen 
nit, e3 kann fomit eine Anlage ohne neue Genehmigung 
auf eine andere Perſon übergehen. Betriebsftätte und Be- 
triebsart aber dürfen ohne neue Genehmigung nicht ver- 
ändert werben, und dieſer Borfchrift wurde auch rückwirkende 
Kraft beigelegt. !? 

Die Genehmigung zur Errichtung einer Anlage bezw. 
Betrieb des Gewerbes gemäß 88. 16, 24, 30, 382, 33, 33 a 
Gew.D. erlifht, falls nicht binnen eines Jahres die Er- 
richtung be bezw. Ausübung wirklich erfolgt. Es kann jedoch 





für einen Teil des Gemeinde⸗ 


pr. OBVG. XXIII, 285, XXVI, 


bezirks können folche Borfchriften | 282. 


erlaffen werben. 

16 ©. bei. Entid). d. pr. OBG. 
XVII, 308; ferner Land⸗ 
mann 133 und dad dort zitierte 
Material von richterliden Ent- 


ſcheidungen. 
17 Gen.-D. 88. 17-22. Dazu 
Seydel 59.5; Löning 5 


Landmannlsoff., GMeyer 


389 

1 Ge. 8. 18, Lands 
mann 155f., das Gleiche gitt 
für „KRonzeffionen“ f. Entfd. d 


18 Gem.-D. 8. 25. Land» 
mann 191ff. Über die auf 
Grund des Nachbarrechtes zu⸗ 
läffige Privatllage und deren 
Umfang Gew.-D. 8.26, Land⸗ 
mann 196ff.; Mandry 318, 
328; Zaband II, 193. Im ein- 
— * iſt die — 2 ſe 7 ftreitig, 
ſJ. Litt. b 
5908. Dr 086, 5 97 * 
„meientliche” und nicht weſent⸗ 
liche Betriebsänderungen. 
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fhon zugleich ‚mit Erteilung der Genehmigung ftaatlicher- 
ſeits eine beliebige Friſt geſetzt werden, „binnen welcher die 
Anlage bei Vermeidung des Erlöfchens der Genehmigung 
begonnen und auögeführt und des Gewerbebetrieb ange- 
fangen werden muß”. Auch kann die bush bie Behörde 
oder Txaft Geſetzes beftimmte Friſt auf Antrag verlängert 
werben, „jobald erhebliche Gründe nicht entgegenftehen”. 
Einftelung des Betriebes hat, wenn fie 3 Jahre gedauert 
bat, ohne daß Friſtung bewilligt wurde, das Crlöfchen der 
erteilten Genehmigung zur gefehlichen Folge. Die Friſtung 
darf für die Anlagen des $. 16 nicht verjagt werben, fo 
lange „wegen einer durch Erbfall oder Konkurserklärung 
entftandenen Ungewißheit liber das Eigentum an einer An- 
lage oder infolge höherer Gewalt der Betrieb entweder gar 
nicht oder mit erheblihem Nachteile für den Inhaber oder 
Eigentümer der Anlage ftattfinden Tann”. Das Verfahren 
bei Friſtung ift das gleiche wie bei Newanlage.?° Be— 
fondere gejetlihe Vorſchriften find nad diefer Richtung 
noch esgangen für Zündholzfabrifen, die weißen Phosphor 
verwenden, durch ©. v. 13. Mai 1884 (RGB. 49) und 
V. d. BR. v. 8. Juli 1893 (RGB. 209). Wiederher⸗ 
ftelung einer durch Raturereigniffe zeritörten Anlage in ber 
früheren Art ift nicht ala „Errichtung“ zu betrachten. ?! 
4. An Sonn» und Feiertagen tft jeder Ge— 
werbebetrieb in offenen Berfaufsftellen ein- 
ſchließlich der Konfum- und dergl. Vereine 


20 Gew.⸗O. 8. 49, ſ. dazu auch | Teil dev Anlage lann die Ge 
7 50. Landmann I96ff., nehmigung nicht erlöſchen, ſon⸗ 
trafbeſt. & 147 8.1,2. Entſch. dern nur für die gan Anlage) 
d. pr. OVG. XX, 385 (füreinen| 91 Entid. d. pr. OVG. X, 284. 
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verboten während der Stunden, in denen Ge- 
bilfen, Lehrlinge und Arbeiter im Handels 
gewerbe nicht befhäftigt werden dürfen. *® 

5. Während fonft eine Organifation der Gewerbe durch 
den Staat dur das Prinzip der Gemwerbefreiheit auöge- 
ſchloſſen ift, behält das Geſetz bezüglich einzelner Gewerbe 
doch dem Staate die Möglichkeit einer folchen vor, und zwar 

a) für Die dem öffentliden Perfonen- oder 
Güterverfehr innerhalb eines Ortes durch 
Fuhrwerke, Gondeln, Sänften, Reit- oder 
Lafttiere oderandere Transportmittel dDienen- 
den Gewerbe, 

b) für pie Gemerbevon Perfonen, welde auf 
öffentliden Plätzen oder Straßen ihre Dienfte 
anbieten, ?® 

c) für dag Gewerbe der Pfandleiher?* fowie 
den gewerbemäßigenAnfaufbeweglider Saden 
mit Gewährung des Rückkaufsrechts können über 
Umfang der Befugniffe und Berpflidtungen, 


»2 Gew..D. $. A4la, in der|(Gepädträger). X, 201 (Pferde⸗ 
Faſſung der Nov. v.1896 8. 1468, bahnen) 
dazu Landmann 340ff., 1394, Gew.-D. 88. 34, 38 (G. v. 
f. unten S. 77 f. 23. Juli 1879), dazu RStGB. 
20 Gem.-D.8.37, dazu Land⸗88. ‚8360 8. 12, pr. ©. v. 
mann 314ff. Strafbeft. 8. 147 | 17. März 1881; Wuchergefeh v. 
iff. 1. Über Straßengewerbe |24. Mai 1880 (RGB. 110) und 
berhaupt Entſch. d. pr. OVG. I, 19. Juni 1893 (RGB. 197); 
321. S. auch Zeller in Stengelö Zeyderos: SanbmannSldfl.; 
MWörterb. IL, 590ff. (Straßen-|G. Meyer in Conrads Hand- 
ewerbe). Über Sondelvermieten | wörterb. V, 147ff.; Lexis in 
Snti. d. pr. OVG. XVI, 347. | Stengela Wörterb.1I,282. Komm. 
(Unterfagung nur zuläfftg, wenn | 3. Mqerseſet von Barre(1898) 
ortspolizeilich ausdrücklich vor⸗S. 85ff. 
geſehen und geregelt.) IV, 323 
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fowie über den Gefhäftsbetrieb Borfchriften er- 
lafjen werden und das darüber etwa vorhandene Landes⸗ 
recht bleibt in Kraft; es kann alfo eine DOrganifation dieſes 
Gewerbes von Staatöwegen erfolgen. Jedenfalls bedürfen 
Pfandleiher und Rüdtaufshändler einer Erlaubnis (darüber 
j. unten Ziffer 7). „Someit es fih um diefen Gefchäfts- 
betrieb handelt, gilt die Zahlung des Kaufpreifes ala Hin- 
gabe des Darlehens, der Unterſchied zwifchen dem SHauf- 
preife und dem verabreveten Rückkaufspreiſe als bedungene 
Vergütung für das Darlehen und die Verpfändung ber 
Sade als Verpfändung derfelben für das Darlehen.” 

Kompetent zu derartigen Anordnungen ift ad a) und b) 
die Ortspolizei vermitteljt Polizeiverorbnung?5, ad c) die 
Zentralbehörde, in letzterem Fall jedoch nur, „fomweit die 
Landesgefete nicht Beftimmungen treffen”. 

d) für Trödler?®, Gefindevermieter und die 
übrigen in 5 35 Abf. 2 u. 3 genannten Gewerbetreibenden 
kann durch die Zentralbehörben, abgefehen von der für dieſe 
Gewerbe erforderlichen Konzeffion (f. unten Ziff. 8), vor- 
gefchrieben werben, wie fie „ihre Bücher zu führen und 
welcher polizeilichen Kontrolle über den Umfang und bie 
Art ihres Gefchäftsbetriebes fie fich zu unterwerfen haben”. ?” 

e) Außerdem können im Grenzzollbezirk bezüglich aller 
ftehenden Gewerbe durch die oberfte Landesfinanzbehörbe alle 


” Iſt eine ſolche nicht er- | polizeirecht, dad die Praxis für 
gen en, fo iß 02 Gewerbe frei: | zuläffig Hält, ſ. Landmann 
dh. d. DIE. IV, 326. 3 orfchriften für Ein- 

° ber ven Begriff bes | richtung ber Geſchäftsbücher find 
Trödelhandels“ f. unten S.60f.|vom preuß. andelsminiſter 
” «D. 8. Abi. 2. | unterm 18. März 1885 ergangen; 
Über meitergehende® Landes« | Über den Begriff „Kleinhandel” 
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Anordnungen erlafien werden, welche zur Sicherung des 
Zollintereſſes als notwendig erfcheinen. *® 

6) Eine Approbation?? des Staates, welche auf 
Grund einer abgelegten Brüäfung erteilt wird 
und melde nicht auf Zeit erteilt werben darf,®° iſt zum 
Beginne des Betriebes bei folgenden Gewerben nötig: 

a) bei Seefahrern, f. hierüber unten 8. 58; 

b) bi Hebammen; das Reichsrecht forvert mar 
Prüfungszeugnis, ohne mweldes die Ausübung des Gewerbes 
unzuläffig ift; die näheren Vorfehriften hierüber ſowie 
etwaige weitergehende (Taxen, Bebürfnisfrage, unbefcholtener 
Lebenswandel) feftzuftellen ift dem Landesrecht überlafien ; 
die Approbation iſt fomit immer eine einzelftaatlidhe und 


f. Entf. d. preuß. DB®. XXI, 


entfernt if. Mit Gneift 
324. (Anfauf im Eleinen, wenn 


Laband, Seydel muß ich den 


aud Verlauf im groben.) 
28 018. v. 1. Juli 1869 
(BGB. 317) 8. 124 Abſ. 3. 

29 fiber die Streitfrage, ob 
dieſe Approbationen, Ronzelfionen 
u. f. m. als fubjeltive öffent- 
liche Rechte oder Tediglich als 
die ftaatlide Anerkennung, dab 
der Thätigkeit kraft objeltiven 
Rechtes Abe een 
entgegenftehe, zu betrachten feien, 
ſ. —8 im —* f. öff. R. II, 
569 ff.; Rehm, Die rechtliche 
Natur der Gewerbskonzeſſion 
75 ff. — für erftere —, Seydel 
S. 69 — für leßtere Meinung; 
auh Landmann 208 teilt die 
Anfiht von Rehm, ebenjo die 
Praris. Die Frage ift ein Teil 
bes großen Problemes der Eriftenz 
fubjettiver öffentlicher Rechte, 
das von einer Löfung noch weit 


Begriff der fubjeltiven öffent⸗ 
lihen Rechte ablehnen. Bel. 
Laband (8. Aufl.) II, 1992; 
Seydel Bayr. StR. V, 682 f. — 
Die Strafbeitimmungen su den 
gelenlichen Borfchriften über 
pprobation 8. 147 3. 1, dazu 
Landmann 1058 fi. 

ↄ20 Gem.-D. $.40 Abf.1. Diefe 
Vorſchrift bezieht fih auf die 
Gewerbebetriebe der 88. 29— 33a, 
34, alfo nidt au diejenigen 
ver 88. 83b, 36, 87, 39; diefe 
fönnen fomit auf Zeit ober 
mwiderruflid geftattet werben. 
ür die erflgenannte Gruppe 
ind gemäß der Gefekesvorfchrift 
auch Refolutivbedingungen un- 
zuläffig; andere ehingungen 
Dagegen, 3. B. bauli ⸗ 
änderung des Lokals, ſind ſtatt⸗ 
haft. Landmann 880. 
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bemgemäß auch nur für ben betreffenden Einzelſtaat rechts⸗ 
kräftig; * 

e) landesrechtlich kann das Gewerbe der Mark— 
ſcheider von einer Prüfung und Konzeſſionierung ab⸗ 
hängig gemacht werben ;®* ebenfo 

d) das Hufbefhlaggemwerbe von der Beibringung 
eined Prüfungszeugnifies, das jedoch für das ganze Reich 
gilt ; 38 

e) bei Ärzten. % 

Die Gewerbeordnung erimiert zwar grundfählich in 8. 6 
die ärztliche Thätigfeit von ihrer Geltung, forvert aber Doch 
in 8. 29 für die Ausübung des ärztlichen Berufes ftaat- 
liche Approbation. Die vor Erlaß des Gefehes landes⸗ 
rechtlich erteilten Approbationen bleiben in Kraft und gelten 
nunmehr fürs ganze Reichsgebiet. 

Perſonen, welde fi ala Arzte, fei es allgemein, fei 
e3 für einen beitimmten Zweig de3 ärztlichen Berufes 
(MWund-, Augen-, Zahn, Tier-Arzte, Geburtshelfer), ober 
mit gleichbeveutenden Titeln „bezeichnen oder feiten® des 
Staates oder einer Gemeinde als foldhe anerfannt oder mit 


"dem-D. 5 0 Abi. 3.| 9 Gem.-G. $. 30a. Zanbd- 
Bel. Seydel 116 f.; yolly inimann 225 f; © Meyer IL 
& 18 Wörterb. 400% 


tenge 
Meyer I, 225; Laband I, 6, sum folgenden © 
209; Sandmann 220 ff ‚bei. Meier inv. golgendorff RL 
222 ‚den Befätub de3 — —A rate; € J 78 207 ur 

enfeitige ulaffung von Ge olly in en 
ammen in den Eingeladen. Wörterb. I, 88, 647, 887; 

ı Gen.-D * 83G. Meyer in Conrab3 Wörter, 

6» 28. Sur 1879), fol buch I, 936 ff; Damann in 
anbeörect beftebt in Preußen | Sten eis Wörterbud Hd, 626; 
(8 v. 18. Juni 1884) und | Seydel Bayr. SIR. V, "148 fi. 
Sachſen ſ. Löning 4971. 
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amtlichen Funktionen betraut werben follen”, bedürfen einer 
Approbation, welde nur auf Grund einer beftandenen Prü- 
fung erteilt werden darf; „es darf die Approbation jedoch 
von der vorherigen akademiſchen Doktorpromotion nicht ab» 
bängig gemacht werden“. Wer obne approbiert zu fein 
ih als Arzt (Wundarzt, Augenarzt, Geburtshelfer, Zahn- 
arzt, Tierarzt) bezeichnet oder fih einen ähnlichen Titel 
beilegt, durch den der Glaube erwedt wird, er fei eine im 
Inland geprüfte Mebizinalperfon, iſt jtrafbar. Der 
Doktortitel tft jedenfalls, obwohl die Erwerbung bes 
Doktorgrades gefetlich nicht mehr Beſtandteil der geforderten 
Prüfung fein darf, als ein dem ärztlichen gleichbeveutender 
Titel zu betradhten.2° Im übrigen ift die Ausübung 
der Heilfunde freigegeben. ?° Die Frage, ob die Vorfchriften 
des 8. 29 fih nur auf Männer beziehen ifl zu verneinen.®? 

Das Prüfungs: und Approbationsverfahren ift vom 
Reihe genau durch zahlreiche Verordnungen des Bundes- 
rates geordnet.?° Der Bundesrat bezeichnet mit Rüdficht 


3%. Seydel 115?, val ‚| Anbsrungen v. 25. Mär; 1885 


u ber Streitfrage ©. Deyer u. 25. April 1887 (CBL 1885, 
Bjge ſ. dazu vl. 75, 1887, 110); dazu ge die 
preuß. OV e | ärztliche Borprüfung, ® . vom 
die Tragweite der Strafoocfrift 2. uni 1883 und 17. Sanuar 
in Gew.⸗O. 3; | 1888 (CB. 1883, 198, 1888, 9). 


Seydel Bayr. SR V, 150: 
Landmann 1074 ff. 

86 Anders der uriprünglie 
Negierungdentwurf, den 
Reichstag zu der jetzigen Soffuns 
gerfälsipierte, f. Landmann 


a7 Landmann 1387. 
8 Arzte V. d. BR. v. 2. 
Suni 1 (EB. 191) mit Ab- 


gehmärzte v. d. BR. vom 
Juli 1889 (CB. 417 RR: 
Tierärzte 3. d. BR. vom 
13. Juli 1889 (CBl. 421). Bei 
den fog. „Heildienern“ (Badern) 
bat bie etwa abgelegte Prüfung 
eine juriftifhe VBebeutung nich, 
fiehe über deren Stellung © 
Meyer I, 221 
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auf das vorhandene Bebürfnis in verfchiebenen Teilen des 
Reichsgebietes die Behörden, welde für das ganze Reich 
gültige Approbationen zu erteilen befugt find, und erläßt 
die Vorfchriften über den Nachweis der Befähigung. °® 

Die erteilte Approbation bezieht fi auf den ganzen 
Umfang des Heilberufes, nur für Zahnheilkunde dürfen 
befondere Approbationen erteilt werden. Die Namen der 
approbierten Perfonen werden publiziert. Ausnahmsweiſe 
kann auch eine Diepenfation von der Prüfung wegen „wiffen- 
ſchaftlich erprobter Leiftungen” gemäß den vom Bundesrat 
beftimmten Borausfegungen erfolgen. *° 

Im übrigen ift die Ordnung der Nechtöverhältnifje der 
Arzte dem Landesrecht überlaflen. 

Wegen Zulafjung auswärtiger Mebizinalperfonen in 
den Grenzdiſtrikten beftehen vertragsmäßige Vereinbarungen 
mit Öfterreih-Ungarn, der Schweiz, Belgien, den Nieber- 
landen, Zuremburg. 

Über ärztliche Taren f. unten ©. 68 f. 

f) Bei Apothekern.“ 

Auh die Apotheler bevürfen einer auf Grund einer 
abzulegenden Prüfung, vorbehaltlich jedoch auch bier ber 
gemäß Gew.-D. 8.29 Abf. 4 ftatthaften Dispenfation, er- 
teilten Approbation, deren nähere Vorausſetzungen dur) 
Verordnungen des Bunbesrates*? geregelt find. Völlige 


s Gew. O. 8. 29 — Ba in Eonrabs Sandwörterb. I, 
4 Gem.D. Ahr. 86 ff.; G. Meyer L 
dazu ®. v. 9. De. —— (BGB. 222. 

687). 8. d. BR. 3 5. März 
A Bol. Landmann 209 f.,|1875, 25. Dez. 187 . Mai 
213; ©. Meder im Holtzendorffs 1884, 6. Juli 1889 AB 1875, 
Meer. I, 180; Soll in Sten- | 174. CBl. 1875, 167, 1879, 850, 
gels Wörterb. 1, 58 ff.; Bött-'1884, 155, 1889, 421) für Apo- 

Born, Stantsreit Il. 2. Aufl. 4 


» 
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Freizügigkeit der Apothefer, wie dieſe bei den Arzten auf 
Grund der erteilten Approbation befteht, iſt jedoch durch 
den Vorbehalt des Reichsgeſetzes: daß bezüglich der „Er- 
rihtung und Berlegung” von Apotheken — diefelben find 
zum großen Teile noch heute Nealberechtigungen — das 
Zandesrecht maßgebend fein folle,*? ausgefchlofien. Abge- 
jehen von den Borfchriften über Approbation ift auch das 
Apothelergewerbe in $. 6 ausdrücklich von der Geltung der 
Gewerbeordnung erimiert und der Regelung durch das Landes⸗ 
recht fomit auch in allen übrigen Beziehungen anheimge- 
geben. Welche Arzneimittel nur in Apotheken feilgehalten 
und verfauft werben dürfen, ift gemäß Gew.“O 8. 6 Abf. 2 
durh 8. 3. v. 27. Sanuar 1890 (RGB. 9) — unter 
Außerfraftfegung der früheren Verordnungen — u. 31. Dez. 
1894 (RGB. 1895, 1) 25. Nov. 1895 (RGB. 455) be- 
ftimmt. ** 

Außerdem find die Apotheker verpflichtet, gewiffe Arznei- 
mittel vorrätig zu halten, eventuell zu bereiten; bie Be- 
ftimmungen hierüber enthält die vom Bundesrat befchlofjene 


thefer, v. 13. Nov. 1875, 4. Febr. | bef. über das beftehende Landes⸗ 
u. 25. Dez. 1879, 23. Dei. 882, | reht und Fir Del» „Arznei« 
13. Januar 1888 (S8L 1875, mittel”, f. auch Böttger in 
761, 1879, 91, 850, 1882, 458, Conrab8 Handwörterb. I, 936; 
1883, 12) für — — Seydel 114. Dazu SSR. 
“ Gew. D. $. 367 8. 3. Über den Gift⸗ 
Über die Srihtüereitigung 8 handel f. ferner Gew.-D. 8. 34. 
als Apotheker approbierten Dro- | Auf das Apothelergewerbe bo 
uenhändlerd, fih auf dem ziehen ſich ferner noch Gew.⸗O 
Firmen) ild Avoihge zu 8. 80, Abſ. 1 (Taren), 88. 40 
nennen, . Entfd. d BG. IV, | Abf. 1 und 154 Gt 1 (Gebilfen 


. und Lehrlinge). 
4 Landmann 73 f., 75 f., 
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Pharmacopoea Germanica. #5 om Gewerbebetrieb im 
Umberziehen find Arzneimittel ausgefchlofjen. * 

7. Einer von der höheren Verwaltungsbehörde zu er- 
teilenden Ronzeffion?? oder Erlaubnis, welde nit 
auf Zeit erteilt werden darf (audgenommen die gemäß 
Gew.-D. $. 43 erteilte), bedarf der Betrieb folgender Ge- 
Gewerbe: 

a) Privatkranken-, PBrivatentbindungs- 
und PBrivatirrenanftalten. Ob Anftalten von Kor⸗ 
porationen, insbefondere von geiftlihen Orden, unter biefe 
Vorſchrift fallen, ift im einzelnen Falle zu entſcheiden; 
keinesfalls ift diefe Frage generell zu verneinen.*? Die 
Konzeffion wird einer beitimmten Perfon für die einzelne 
Anitalt erteilt und iſt zu verfagen: 

a) „wenn Thatfachen vorliegen, welde die Unzuver- 
läffigfeit des Unternehmer® in Beziehung auf bie 
Zeitung oder Verwaltung der Anftalt darthun” ; 
demgemäß find juriftifche Perſonen überhaupt aus⸗ 
geſchioſſen; 

A) „wenn nad den vom Unternehmer einzureichenden 
Beichreibungen und Plänen die baulichen und die 
fonftigen techniſchen Einrichtungen der Anftalt den 
gefundheitzpolizeilihen Anforderungen nicht ent⸗ 
ſprechen“; * 


di ei CBl. —8 Sa enthält ar ein Base Ay et 
ie jeßige (dritte) Faſſu v. ebr and⸗ 
dazu unten $. 27 21.8, 144.|mann 1387. 
Be den Konzeffionen der * Gew.-D. 8. 30, dazu 
ss. ‚8, ſ. un oben Seybel 77 ff.; Sandmann 
3* 42 a „etrefien. 147 | 215 ff.; Soll in Stengels 





Wörterb. 1, 691 ff., 84; © 
4* 
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y) „wenn die Anftalt nur in einem Teil eines auch 
von anderen PBerfonen bewohnten Gebäudes unter- 
gebracht werben foll und dur ihren Betrieb für 
die Mitbemohner dieſes Gebäudes erheblihe Nach: 
teile oder Gefahren hervorrufen kann“; 

d) „wenn die Anjtalt zur Aufnahme von Berfonen mit 
anftedienden Krankheiten oder von Geiſteskranken 
beftimmt ift und durch ihre örtliche Lage für die 
Befiter ober Bewohner der benachbarten Grund- 
ftüde erhebliche Nachteile oder Gefahren hervorrufen 
kann“. 

Über die Erforderniſſe zu y) und d) find zuvor bie 

Gemeinde und Ortspolizeibehörde zu hören. *0 

b) Shaufpielunternebmungen und ähn— 

liche Beranftaltungen. ! 

aa) Die Erlaubnis zur PVeranftaltung von gewerbs⸗ 

mäßigen Schaufpielunternehmungen war nad) dem bisherigen 
Recht zu verfagen, „wenn die Behörde auf Grund von 
Thatfachen die Überzeugung gewinnt, daß der Nachfuchende 
die zum beabfichtigten Gewerbebetrieb erforderliche Zuver- 
läſſigkeit, insbefondere in ſittlicher, artiftifcher und finan- 
zieller Hinficht, nicht befigt”.°? Dieſe Vorfchrift ift durch 
die Novelle von 1896 dahin verfhärft, daß die Behörde 


Meyer I, 227. Entſch. d. pr.|tritt mit 1. Januar 1897 in 

DVG. VI, 256, IV, 337 (Un- | Kraft. 

Funde des Lefens u. Schreibens). 1 Meyer in Conrads 
© Die Borfchriften zu y) u. Yanbmwörterb. v, a 

d) find durh Art. I der Nos 2 Entſch. DRG. II 

velle von 1896 dem $. 30 der 987, II, 306, sie? xx, 305 ff. 

Gew.-D. beigefügt; biefe Nov. 
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einen Nachweis des Beſitzes „der zu dem Unternehmen 
nötigen Mittel” fordern und mangels desfelben die Erlaubnis 
verjagen kann. (Tritt in Kraft 1. Januar 1897.) Die 
Konzeffion wird der Berfon des Unternehmers erteilt und 
gilt nur für das bei Erteilung der Erlaubnis bezeichnete 
Unternehmen; für ein neues ober wejentlich verändertes 
Unternehmen ift neue Erlaubnis erforderlich. 5° 

bb) Die gewerbsmäßige öffentliche Beranftaltung von 
Singfpielen, Geſangs⸗ und deklamatoriſchen Vorträgen, 
Schauftelungen von Perfonen oder theatralifhen Vor⸗ 
ftelungen, ohne daß ein höheres Intereſſe der Kunft oder 
Wiſſenſchaft dabei obmaltet, in den eigenen Wirtfchaftd- 
oder fonftigen Räumen, fowie die Überlaffung folder 
Näume zu derartigen öffentlichen Veranftaltungen bedarf 
ferner, ohne Rüdfiht auf die etwa gemäß aa) bereits er⸗ 
wirfte Konzeffion ala Schaufpielunternehmer, noch einer 
befonderen Erlaubnis. Diefe Erlaubnis darf nur dann, 
muß aber aud dann verfagt werden, wenn 1. gegen den 
Nachſuchenden Thatfachen vorliegen, welche die Annahme 
rechtfertigen, daß die beabfichtigten Beranftaltungen den 
Geſetzen oder guten Sitten zumwiberlaufen werben, 2. das 
Gewerbslofal wegen feiner Beichaffenheit oder Lage den 
polizeilihen Anforberungen nicht genügt, 3. einer den Ver- 


s”Gen.-D. 5. 32 (G. vom | Wörterb. II, 625 ff. — Der Nach⸗ 
15. Juli 1880, jet in der | weis der „nötigen Mittel" Tann 
Fafſung der Nov. von 1896), auch dur Nachweis der Kredit⸗ 
dazu Seydel 79 ff.; Land- | fähigkeit, Kreditwürdigkeit und 
mann 235 ff.; ©. Meyer I, |der bisherigen gefchäftliden Er- 
266, 396 * und die dort zitierte fofge erbracht werden. ©. ferner 
Sitteratur; über die entfcheiben- |n not, bie Übergan Sbeftimmungen 
ben Beh örben zöning, 4973; rt. 22 der Nov. v. 

den Leuthold in tengels 
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hältnifien des Gemeindebezirks entſprechenden Anzahl von 
Perſonen die Erlaubnis bereits erteilt ift. °* 

ec) Vorgängige Erlaubnis der Ortspolizeibehörbe ift 
ferner erforderlich für Die gewerbamäßige Veranftaltung von 
Mufifaufführungen (Drehorgelfpiel u. dgl.), Schauftellungen, 
theatralifchen Vorftellungen ohne höheres Kunft- oder wifjen- 
fchaftliches Antereffe von Haus zu Haus oder auf öffent» 
lihen Wegen, Straßen, Pläten. Erteilung, Berfagung, 
Burüdnahme der Erlaubnis ftehen ganz im freien Ermeſſen 
der Behörde. — °° 

Das Perſonal bedarf in fämtlichen angegebenen Yällen 
einer Erlaubnis nicht. Suriftifche Perfonen können die 
Erlaubnis für Schaufpieluntenehmungen nicht erhalten. 
Etwaige vorherige Zenfur ber aufzuführenden Stüde regelt 
fih nach Landesrecht. 5° 

Betrieb der unter bb) und cc) genannten Unterneh- 
mungen im Umberziehen fteht überdies noch unter den 
befonderen gefetlichen Vorfchriften für das Wandergemwerbe 
(f. hierüber unten $. 27). 


ss Gew.⸗O. N; 33a (1883), | dürfen keiner Ben Er⸗ 
über den Unterſchied von F. 38laubnis: Entſch. 
ſ. bef. Landmann 236, 274 ff.; I, 386. 
Leuthold in Stengelö Wörter | 5% Über Theaterzenfur Land - 
buch IL, 58 ff.; binfichtlich dei mann 239; ©. Meyer I 
Lokales "Sandmann 288; des | 267 0% bef. Entſcheid. d. pr. 
suläffigen Sandesredted 276 — * OVG. XXIV, 311. wonach 
ew.⸗O 33b, dazu 5 Vorſchriften über 
Landmann Pe ff, def. über | Einreihung von Theaterſtücken 
das zuläffige Landesrecht 287 f.|vor der Aufführung bebufs 
Strafbeft. 3 148 Biff. 5, dazu | Prüfung vom GStanbpunft ber 
Sandmann 1093f. Öffentliche Sittlichleit ober öffentlichen 
gewerbömäßige Inftrumental- | Ordnung unbedingt zuläffig find. 
vorträge in Schanklolalen be- 





4 
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c) Das Gewerbe der fog. fliegenden Buchhändler, 
db. i. die gewerbemäßige Verbreitung von Schriften und 
Bildwerken an öffentlichen Orten mitteld Ausrufs, Verlaufs, 
Verteilung, Anbeftung oder Anfchlags, bedarf der Erlaubnis 
der Drtspolizeibehörde, welde in Yorm eines auf Namen 
lautenden und immer mitzuführenden Erlaubnisfcheines er- 
teilt wird. Für Erteilung und Berfagung gelten bie für 
das Wandergewerbe beftehenden Vorjchriften. 57 

Verteilung von Stimmzetten und Drudfchriften zu 
Wahlzweden für Reichs⸗- und Landtagswahlen fallen in der 
Zeit von der amtlihen Belanntmahung des Wahltages bis 
zur Beenvigung des Wahlaftes nicht unter obige Vorfchrift ; 
ebenfo jede nicht gewerbömäßige Berteilung von Stimm- 
zetteln oder Drudicriften zu Wahlgweden. 5° 

d) Den Handel mit Giften kann das Landesrecht 
für konzeſſionspflichtig erklären und zugleih den Begriff 
Gift feſtſetzen. 5° 

e) Ebenfo dad Lootfengemwerbe.° 

f) Ferner ift konzeſſionspflichig das Gewerbe der 
Pfandleiher, abgefehen von den oben 5, c bereitö er- 
wähnten Borjchriften über dieſes Gewerbe. Die Konzeffion 


57 Gem.-D. 8. 43, Strafbeft. Sepbel 92; Sandmann DST, 
8. 148 Riff. ag Zand-| 1391. Eine einheitlihe Rege- 
mann ff., 1091 f. Über lung diefer Materie ift durch 
das Wandergewerbe f. u. 8. 27. | Beichl. d. BR. v. 29. November 

es Diefe Borfchriften find | 1894 für wünſchenswert erklärt 
durch die Novelle v. 1. Juli 1883 | worden, und daraufhin find neue 
beigefügt; f. auch Preßgeſetz v. | landesrechtliche Vorſchriften im 
7. Mai 1874 (RGB. 65) 88. 5, | Jahre 1895 in den größeren 
DO Abi. 2; vgl. Landmann Einzelftaaten ergangen, 

eo Gew.⸗O. 8. Abi. 3, ſ. 


 Gem.-D. F. 84 Abſ. 3 auch unten im Seerecht $. 53. 
RSIGR. 8. 367 Zifl. 3, bau 


— — — 
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ift zu verfagen, „wenn Thatjachen vorliegen, welche die Un⸗ 
zuverläffigfeit des Nachſuchenden in Bezug auf den beab- 
fichtigten Gewerbebetrieb darthun“ ; juriftifche Perfonen find 
demnach ausgeſchloſſen; landesrechtlich kann beitimmt wer⸗ 
den, daß durch Ortsſtatut die Erteilung der Konzeſſion vom 
Nachweis eines vorhandenen Bedürfniſſes abhängig gemacht 
werde. * 

g) Konzeſſionspflichtig iſt endlich das Wirtſchafts— 
gewerbe, d. i. der Betrieb von Gaſt- und 
Schankwirtſchaften, ſowie der Kleinhandel 
mit Spiritus und Branntwein.®? Die Kon—⸗ 
zeſſion wird der Perfon erteilt; durch Veräußerung des 
Grundftüdes, auf dem fie betrieben wird, erlifcht fie nicht 
ohne weiteres, Tann vielmehr binnen 3 Jahren nad ber 
Einftellung auf demfelben Grundſtück wieder aufgenommen 
werden.““ „Oaftwirt im Sinne des Gefeßes ift derjenige, 
der ein offenes Lokal hält, um Perfonen, fei es mit, fei - 
ed ohne Verpflegung, gemwerbsmäßig zu beherbergen.“ ® 


e1 Gew.D. 8. 34 Abf. 1, 2, G. v. 12. Juni 1872 (RGB. 170) 
f. oben S- — Sand ſ. Zandmann 255 
mann öning 68 

e Gem.-D. $. 33 (1879), org, Entf. d. pr. OVG. VIII, 
Strafbeft. $. 147 3.1 (Geld bis 
30 M., event. Haft), dazu| 9 So mit immerhin zwei Fi 
Zeuthold s. v. Gaftwirtfchaft; halter Begründung OVG. X 
€. Meier s. v. Gewerbefreiheit | 400 
in Holgendorffs — Lexis es Sandmann, ne * 
in Stengels Wörterb. I, 796ff.,|d. pr. OVG. . 

400 ff.; Seydel, Bayr. | Kantinen in —8— — 53 — 
SLR. V, 689f., reiche Rafuifti fafino® als „Gewerbe“ zu be⸗ 
bei Sandmann 242f. ©. |tradten, |. i. Landmann ol ff., 
Meyer in Conrads Sand. | das pr. DIG. X, 252, 256, er» 
wörterb. V, 506ff. Über einen klärt e8 bei Kantinenals quaestio 
Vorbehalt für Bayern gemäß facti im einzelnen Yall. 
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Nah der preußifden Praris ift mit der hiefür erteilten 
Konzeffion die Ermädtigung zum Ausſchank geiftiger Ge- 
tränte überhaupt verbunden. Die Konzeffion kann aud in 
der Beſchränkung auf beftimmte Perfonenklafien erteilt 
werden (Marletendereien); fie bezieht fich immer auf eine 
beftimmte Lokalität; oe Konzeffionen Tönnen unter Be- 
dingungen, aber nicht auf Zeit erteilt werden. An 
juriftifche Perfonen können Konzeſſionen nicht erteilt mer- 
den.*® Bor der Erteilung iſt immer die Drtspolizei- 
behörde zu hören. GSpeifewirtfchaften, Vermieten von 
Sclafftellen, Flaſchenbierverkauf, Verlauf von denaturiertem 
und damit feines Charakters ala menſchliches Genußmittel 
entkleidetem Spiritus find nicht Tonzeffionspflichtig, ?° wohl 
aber Kaffeewirtfchaften, Selterswaſſerbuden. 

Die Konzeifion zum Betrieb von Gaftwirtfhaft umfaßt 
alles, die für Schankwirtfchaft nur den Ausſchank von Ges 
tränfen; 7! Ießtere Tann noch bejchränft werben 3. B. auf 
Bier allein (Stehbierhallen); nad der bayrifhen Praris 
muß die Erlaubnis zum Ausſchank von Branntwein immer 
befonders erteilt werden. ”? 

Die Erlaubnis muß verfagt werden: 


“ DVG. V, 279. 1895 8. 43e erteilt dem Bunbes- 


6 Gen. D. 8. 40, dazu |rat die Ermächtigung, den Klein 
DSG. IH, 249, wo eine Kon» | handel von denaturiertem Spiri- 


zeſſion „für den Sommer“ ala | tu3 abweichend von Gew.O. 
—* zuläffig un 8 xt regeln, ſowie zu beftimmen, 
Entid. d. aß dur Aushang an der Ver- 
286 in vorzfglicher Beorünbung faufsftele dem Hustitum die 
gegen TBB, 660 in Hirths An» Alloholſtärke erfichtlih gemacht 
wird. Strafandrohung ebenda 

uch S. dazu Enid. d. 35 r. OVG. bis 150 Mt. oder Haft. 
, 1 Landmann 243, 249. 
10 Das Branntwst®. v.16.$uni 1. Landmann 246, 249. 
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oe) „menn gegen den Nachſuchenden Thatſachen vor- 
liegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß er 
das Gewerbe zur Förderung der Völlerei, des ver- 
botenen Spieles, der Hehlerei oder der Unfittlichkeit 


ß) 


mißbraudhen merbe” ; 7? 


„wenn das zum Betrieb des Gewerbes beftimmte 


Lokal wegen feiner Befchaffenheit und Lage den” — 
landesrechtlich aufzuftellenden — „polizeiliden An- 
forderungen nicht genügt” ;’* 
y) ferner darf durch das Landesrecht beitimmt werben: 
aa) daß die Erlaubnis zum Ausſchank von Branntwein 
oder zum Sleinhandel mit Spiritus allgemein, 7° 
bb) daß die Konzeffion zum Betrieb der Gaftwirtfchaft 
fowie zum Ausſchank von Bier, Wein und anderen nicht 
unter aa) fallenden geiftigen Getränfen in Orten mit 
weniger al3 15000 Einwohnern allgemein, 
ce) daß auch in größeren Ortfchaften, bier aber nur 


73 Landmann 26lff. Die 
Bedingung des Ausfchluffesweib- 


oe Bedienung hält das pr.| II, 328 


G. als allgemeine für unzu- 
läfiig, als befondere für Ber- 
längerung der Bolizeiftunde für 


Überwadhungsmöglichfeit als An⸗ 
forderung an das Lokal: I, 301, 
, ‚ IV, 318, VII, 292. 
Unzuläffigleit von polizeilichen 
Anforderungen nah Erteilun 
der Konzeffion: V, 286, f. aud 


IL, |IV, 306, 314 


wialfig: Entf. III, 245; VII, 
X, 288. 
Landmann 263ff 


16 ger 
ringe Veränderung des Lokals 
ift auf die Konzeſſion ohne Ein- 
fluß, bei „mwefentliher" Ber- 
änderung „wird die ganze Kon- 
eiftion hinfällig”: Entſch. d. pr. 
526. V, 278, VIOIL, 275, X, 
248, 252, XI, 330. Polizeiliche 


756 Landesrecht über „Klein- 
handel”; Zöning 4981; Land» 
mann 249; „SKunftwein" als 
Branntwein: DBG. XI, 322. 
Einſchränkung der Konzeffion auf 
beftimmte Arten von Brannt- 
wein oder auf die Form des 
Handels („verfiegelte lachen”) 
iſt zuläffig: OVG. II, 262. 
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durch kommunales Ortsftatut, die Erlaubnis zum Betrieb 
ber unter bb) bezeichneten Gewerbe 
vom Nahmeis eines vorhandenen Be- 
bürfniffes abhängig gemadht werde. 
Zandesrechtliche Vorſchriften zu aa) und bb) find von 
fämtlihen deutſchen Einzelftaaten, Ortsftatuten zu cc) von 
faft allen größeren Städten erlafjen worden. 76 
d) Für den Kleinhandel mit — Denaturiertem ober 
undenaturiertem — Spiritus kann der Bundesrat 
vorfchreiben, daß durch Aushang an der Verkaufs⸗ 
ftelle dem Publiftum die Alkoholſtärke des abzu- 
gebenden Spiritus erfichtlich gemacht wird. "7 
Die Veranftaltung von Tanzluftbarfeiten in Wirtfchaften 
regelt fi nach Landesrecht; ebenjo die Behörben, melche 
zur Erteilung der Konzeffion zuitändig find; anderweitige 
allgemeine polizeilihe Anorbnungen für das Wirtjchafts- 
gewerbe aufzuftellen, ift gleichfalla dem Landesrecht frei« 
gegeben. 
Auf das Wirtfchaftsgewerbe beziehen ſich noch die SS. 15. 
33a. 40. 49. 58. 54. 75. 144 der Gew. O. 
Über Unterfagung des Kleinhandels mit Bier f. jetzt 
Gew. O. $. 85 Abf. 4 (Nov. v. 1896), f. unten ©. 62. 
Die früher ftreitige Frage, ob Ronfumvereine 
unter die obigen VBorfchriften fallen, tft durch die Novelle 
von 1896 (in Kraft v. 1. San. 1897) dahin entfchieben 


1° Landmann 269ff.; G.| dürfnis noch die Lage des Lokals, 
Meyer I, 39714. Über die Er» | fondern nur die eihaffenheit 
wägu en bei Entfceibung der ws werden: OVG. . 
Bot ietniäfenge DVG. VI, 254;| 7 „ ‚anntwöStO,. v. 16. uni 
Bei Realfchankbereh- | 1 5 8. 43e unter b), Straf- 

une fann weder das Be: Androbing bis 150 Mk. oder Haft. 
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worden, daß „Vereine, welche den gemeinfchaftlichen Ein- 
fauf von Lebende: und Wirtſchaftsbedürfniſſen im großen 
und deren Abſatz im Fleinen zum ausſchließlichen oder 
hauptſächlichen Zmed haben”, für die im Geſetz genannten 
Zweige des Betriebes unter die Konzeffionsheningungen 
fallen, auch wenn der Betrieb auf den Kreis der Mitglieder 
beſchränkt bleibt; dieſer Vorfchrift ift überdies rückwirkende 
Kraft auch für die bereits beftehenden Vereine dieſer Art 
beigelegt; ja ſelbſt andere Vereine können landesrechtlich 
den Konzeffionsbedingungen unterftellt werden, ausgenommen 
die Verfagung wegen mangelnden Bedürfniſſes in Stäbten 
unter 15000 Einwohnern. ?® 

8. Außerdem muß der Betrieb gemwifler Gewerbe be- 
ftimmten Perfonen aus perſönlichen Rüdfichten unterfagt 
werden, und immer ift bei den bier in Frage ftehenven 
Gemwerben befondere Anzeige der Eröffnung des Betriebes 
an die „zuftändige Behörde” vorgeſchrieben; 

a) da8 Gewerbe der Tanz-, Shwimm- und 
Turnlehrer, fowie der Betrieb von Badeanftalten 
ift zu unterfagen, wenn Thatfachen vorliegen, welche die 
Unguverläffigfeit des Gemwerbetreibenden in Bezug auf biefen 
Gewerbebetrieb darthun. ®° 

b) Unter der gleichen Vorausfegung ift zu unterfagen 


78 Gew.⸗O. $ 33, Abſ, 5 u. 6. 296ff. 1091 ff., die zuftändigen 
(Nov. v. 1896 Art. 3.) Über das | Landesbehörden 306F. 
frühere Reht DVG. IX, 282; °9 Bei Tanzunterriht jedoch 
XXII, 309. nid ht in der Beichränfung auf 

 Gew.-D. 8.35. (1883.) Das | eineneinzelnen Fallodereinzelnen 
zu Strafbeft. 8. 188 4. (Gelb. | Ort: Entf. d. pr. DVG. XXVL, 
jtrafe bis 150 M. event. Haft, 286 ; über die Grenzen des Unter- 
bis 4 W.). Bol. Landmann, ſagungerechtes ſ. ‚338. 
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der Trödelbandel, d. ti. der Handel mit gebrauchten 
Kleidern, gebrauchten Betten, gebrauchter Wäſche, Klein- 
handel mit altem Metallgerät, mit Metallbruch oder dgl., 
ſowie der Kleinhandel mit Garnabfällen oder Dräumen von 
Seide, Wolle, Baumwolle oder Leinen und der Handel mit 
Dynamit oder anderen Sprengftoffen, endlich der Handel 
mit Lofen von Lotterieen und NAusfpielungen ober mit 
Bezugs- und Anteilfcheinen auf foldhe Xofe;®! 

c) Unter gleicher Vorausſetzung ift zu unterfagen Die 
gewerbömäßige Beforgung fremder Rechts— 
angelegenheiten und bei Behörden mwahrzunehmender 
Geſchäfte, insbefondere die Abfaffung der darauf bezüg- 
lichen ſchriftlichen Aufſätze, das Gefchäft des gemerbömäßigen 
Betriebes der Viehverſtellung (Viehpacht), des Viehhandels 
und des Handels mit ländliden Grundftüden (diefe Er- 
gänzung des $. 35 beruht auf dem Wuchergefet v. 19. Juni 
1893 [RGB. 197] Art. II), das Gefchäft der gewerb3- 
mäßigen Bermittelungsagenten für Immobiltarverträge, Dar- 
lehen und Heiraten, der Gefindevermieter, Stellenvermittler 
und Auftionatoren; lettere dürfen überdies Immobilien 
nur dann verfteigern, menn fie vom Staat oder der Ge- 
meinde oder hierzu befugten Korporationen angeftellt find. ®? 


2 Gew.-D. 35 Abi. 2| Landmann 301, die Lotterielofe 
Landmann 288f.; 299 ff. Über beigefügt dur die Novelle von 
Sprengfto e — Herftellung, Ber | 1896 Art. 4. 
trieb, Beſitz, Einführung vom | °* Gem.-D. 5 35 Abi. 3 dazu 
Ausland — |. jekt ©. v. 9. Juni | Landmann 301ff., vgl. aud 
1884 (RGB. 61), dazu B.d. ER. | CPRD.$.143, Abf. 2, wonach) das 
v. 13. März 1885 (RGB. 78), Gericht Winkelabvotaten zurück⸗ 
16. April "1891 (RGB. 105), weiſen kann. Die ftaatlich be- 
11. Auguſt 1896 (RGB. 698), |ftellten Gerichtsvollzieher ſind 
ſowie ländesrechtliche Vollz. V.; ſelbſtverſtändlich nicht, Auktiona⸗ 
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d) Unterfagt werden fann ferner der Handel mit 
Droguen und chemiſchen Präparaten, die zu 
Heilzwecken dienen, falls die Handhabung des Ge- 
werbebetriebed Leben und Geſundheit von Menſchen ge⸗ 
fährdet. °® 

e) Unterſagt werden kann endlich der Kleinhandel 
mit Bier, wenn der Gewerbetreibende wiederholt wegen 
Übertretung der Vorſchriften des 8. 33 beſtraft iſt. ** 

9. Für gewiſſe Gewerbe behält die Gew.-O. vor, daß 
eine öÖffentlihe Anftellung und Beeidigung 
„auf die Beobachtung der beftehenden Vorſchriften“ erfolgen 
fann; nur wenn diefen Vorausjfegungen genügt ift, haben 
die Handlungen der betreffenden Perfonen die „befondere 
Glaubmwürdigfeit” oder die „bejonderen rechtlichen Wir⸗ 
tungen”, welche die Gefege ihnen beilegen. Jenen Boraus- 
feßungen muß genügt werden, wo „verfaffungsmäßig”, d. i. 
landesrechtlich, ein Anftellungsrecht hinſichtlich folcher Per- 
fonen für „Staats- oder Kommunalbehörden oder Korporas 
tionen“ befteht. Der Betrieb des Gewerbes felbft ift im 
übrigen frei.8°_ Die in Frage fommenden Gewerbe find: 


toren“ im Sinne ber Gew.⸗O. miffiontgeidäften. XI, 9308; 





Über die Ergänzung durch das 
Wuchergefek von 1893 |. Land» 
mann 1092f., 1391. Über die 
örtliche Kompetenz zur Klage auf 
Auerlunung ſ. Entfd. d. pr. 
DOBG. XXI, 318; über Unzu: 
eeläffigfei von Auftionatoren 
ala Grund der Unterfagung XXI, 
336; von Inhabern eine? „ Bank: 
agenturgefchäftes“ XII, 336; 
für „Bermittelung von Kom- 


unter die „Immobiliarverträge” 
fallen nidt Immobiliarver⸗ 
Iperungawerträge ZT 316; Ge 
indevermieter , : Bes 
ſ Angtenze Rechtsangelegen⸗ 


heiten 
Ei 35 Abſ. 4 (Nov. 


8 
8° (Ger.D. 
v. 1896 Art. 
& Chenda, ) oben ©. 59. 
85 ©. dazu Landmann 310. 
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„Feldmeſſer, Aultionatoren, Diejenigen, melde den Fein⸗ 
gehalt edler Metalle oder die Beichaffenheit, Menge oder 
richtige Verpadung von Waren irgend einer Art feftftellen, 
der Güterbeftätiger, Schaffner, Wäger, Mefler, Brader, 
Schauer, Stauer u. f. w.’?° ©. dazu auch oben unter 
8, e a. €, 


10. Für das Gewerbe der Schornfteinfeger iſt landes⸗ 
rechtlich — pr. ©. v. 24. April 1888 (G.S. 79) — die 
Abgrenzung von Kehrbezirken geftattet; die Abgrenzung, 
eventuell auch Veränderung der Bezirke fteht der höheren 
Verwaltungsbehörde zu, ſoweit nicht Privatrechte entgegen- 
ftehen.e” Die Konzeffion Tann auf Zeit, widerruflid, 
unter Bedingungen erteilt werben; alles übrige regelt das 
Landesrecht. 


11. Polizeiliche Taxen können von Staatswegen nur 
im Rahmen der nachfolgenden geſetzlichen Vorſchriften — 
andere Taxen ſind unzuläſſig und mußten aufgehoben wer⸗ 
den®® — aufgeſtellt werben, jedoch immer mit der Maß⸗ 


86 ee 36 Dazu | ftändigen Behörden XX, 348: 
Siefbeit. 5 1 3— ferner es kommen nicht nur die Bes 
8. 266 8, Bol. —* in Betracht, die die Be- 
Sandmarn 3084}. Über den | ftallung erteilt haben, fondern 
Beingebalt der Sulh- u. Siher-|in erfter Linie bie, olizei⸗ 
waren |. © 6. Juli 1884 | bebörden. 
RGB. 120) — dv. BR. v. 9° Gew.O. 8. 39. Land⸗ 
10. Dez. 1885 (RGB. 1888, l).Imann 825ff. 
fer die Grenze wiſchen bem| 2° Gem.D. 8.72, da uLand⸗ 
Gewerbebetrieb u. den für ſolche mann 55ff. orſchrift 
wecke beſtellten Beamten ſ. bezieht ſich fifteia nur 
andmann 311, ferner die auf diejenigen. ‚Ermwerbözmeige, 
Entid. d. pr. DVG. XXI, 336; | welde durch die Gem.-D. ge- 
über die zur Klageerhebung zu⸗ | regelt find. 


⸗6 
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gabe, daß die Gemerbetreibenden die Taren ermäßigen 
dürfen. 89 

a) Für Lohnbediente und andere Perfonen, welche auf 
öffentlichen Straßen und Plätzen oder in Wirtshäufern ihre 
Dienfte anbieten, fowie für die Benutzung von Wagen, 
Pferden, Sänften, Gondeln und anderen Transportmitteln, 
melde öffentlich zum Gebrauch aufgeftellt find, fünnen 
Taren durch die Ortspolizeibehörde in Übereinftimmung mit 
der Gemeindebehörde aufgeftellt werben. 9° 

b) Für ärztliche Funktionen und für das Apotbefer- 
gewerbe können gleichfal3 von Staatswegen Taren auf- 
geftellt werden, jedoch dürfen diefelben für erftere überhaupt 
feinen obligatorifhen Charakter, für leßtere nur den eines 
Preismarimums tragen. 91 

ec) Die Gaftwirte?? können durch die Drtspolizei- 
behörde zur Aufitellung einer vollftändigen Tare angehalten, 
fowie auch dazu veranlaßt werben, ihr Preisverzeichnis 
amtlich feitftellen zu laſſen und in den Gewerbslofalitäten 
anzuſchlagen; Abänderungen treten in foldhem Falle erft in 


 Gewm.D. 8. 79. Dazu 


iltig. Bel. au Seydel 71; 
Strafbeft. $. 148 8. 8; weitere 8 zff. 


andmann 55 





landesrechtliche Polizeivor⸗ 
ſchriften — in Bayern, Württem⸗ 
berg, Baden — zu c) und e) |. 
bei Löning 487 und Land— 
mann a. a. O.; eller in 
Stengels Wörterb. II,616;2eut- 
hold ebenda U, 623; v. Rohr- 
fcheidt in Conrads Handmwörter- 


buch V, 259ff. 
5 76 vb. 8. 97; 


x Gew.⸗O. 

ob das Gewerbe dem Verkehr 
innerhalb eined Ortes oder 
von Drt zu Drt dient, ift für 


die Aufftellung von Taren gleich: | 


 Gew.-D. $. 80. Über bie 
Taren der Ärzte für dem Staat 
geleiftete Funktionen vgl. das 
pruß. ©. v». 9. Mär; 1872 
(GefS. 265. S. im übrigen 
Landmann 558ff., bei. auch 
über die beftehenden Mebdizinal- 
taren. 

»2 Das Reichögefek nennt nur 
diefe; für Schankwirte fol — 
Landmann 552 — ba3 Landes» 
reht das Gleiche vorfchreiben 
dürfen. 
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Kraft, wenn den letzteren beiden Erfordernifien genügt ift; 
über hierauf bezügliche Befchwerden von Reifenden kann die 
Ortspolizeibehörbe vorläufig entſcheiden, jedoch vorbehaltlich 
des Rechtswegs beim Zivilgericht. ?® 

d) Sind die Kehrbezirke der Schornſteinfeger ftaatlich 
abgegrenzt und ausfchließlih beftimmten Perſonen zuge- 
wiefen, fo ift auch für dieſes Gewerbe die Aufftellung amt- 
licher Taren geitattet. Die Aufftellung erfolgt durch Die 
Drtspolizeibehörde im Einverftändnis mit der Gemeinbe- 
behörde oder, wenn der Bezirf mehrere Ortſchaften umfaßt, 
durch die untere Bermaltungsbehörbe. 9* 

e) Bäder und Verläufer von Badwaren können burd) 
allgemeine Borfchrift der Ortöpolizeibehörde zur Aufitellung 
von Taren für gemifje Zeiträume angehalten werben , die 
Preisverzeihnifie find in dieſem Falle von außen fichtbar 
am oder im Berlaufslofal während der Verkaufszeit anzu⸗ 
Schlagen und koſtenfrei mit dem polizeilihen Stempel zu 
verfehen.d° Die Praris hält, offenbar ganz wider ben 
Sinn des Geſetzes, das Landesrecht für befugt, noch weitere 
Beichränfungen aufzuftellen und die ausfchließlich für die 
Bäder gegebene Borfchrift analog auf andere Gewerbe- 
betriebe auszudehnen. ?® 

f) Taxen können auch aufgeitellt werden bezüglich der 
in Gew.-D. 88. 36 u. 38 genannten Gewerbe. ?? 


“= Gew.O. 8. 75. Land» trolle im Berlaufslofal zu halten, 
mann s02ff. Mir 4117. |f.e au Landmann 9547 ff. 
” Gewm.D. 8. 7 Lands Entfd. d. pr. OVBG. XXVI, 292. 
mann 555f. % Sandmann 548 und das 
” Gew.d. $. 73, dazu $. 74 bort zitierte Material. 
über Die Verpflichtung, auch 7 Gew.-D. 8. 78, ſ. oben ©. 
Mage und Gemidte zur el, 68. 
Zorn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 5 
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Alle Taren im Sinne der Gemwerbeorbnung find zu ver- 
ftehen als das Mindeftmaß der für einen beftimmten ‘Preis 
zu gewährenden Leiſtung; Erhöhung der Leiſtung ebenfo 
wie Ermäßigung des Preifes find ftet3 zuläffig. ®® 

12. Durch befonderes Geſetz v. 19. Mai 1891 (RGB. 
109) ift geregelt das Feilhalten und Inverkehrbringen von 
Handfeuerwaffen;?? der genannte gewerbliche DVer- 
fehr hat zur geſetzlichen Vorausfegung, daß Läufe und 
Verfchlüffe in amtlichen Prüfungsanftalten geprüft und auf 
Grund diefer Prüfung mit der ftaatlihen Beglaubigung 
eines Prüfungszeichens verfehen find; die Prüfung ift durch 
das Geſetz genau geregelt. Zuwiderhandlungen werben mit 
Geld- oder Gefängniöftrafe, ſowie Konfisfation der vor« 
ſchriftswidrigen Waffen beitraft. 

13. Mehrfach hat endlich die neuefte Geſetzgebung ihr 
Augenmat dem gemwerbömäßigen Geld- und 
Kreditgefhäft zugemwendet. Die thatfädhlihe Ent- 
widlung hat das Geld, das gefetlihe Zahlungsmittel, zur 
Mare gemacht; auf diefer Grundlage beftehen die fog. 
Bankgeſchäfte. Das kanoniſche Net entzog durch fein 
Binsverbot, das die fatholifhe Kirche grundfäglich bis zur 
Stunde fefthält, derartigen Geſchäften jeden Rechtsboden. 
Die moderne Entwidlung dagegen hat das Geldgewerbe 
völlig freigegeben. Doc haben die unverfennbaren Ge- 
fahren dieſes Gewerbebetriebe und die in demſelben that- 
fächlich hervorgetretenen Ausfchreitungen zu gejeßgeberifchem 
Einſchreiten geführt: 

% Gew.⸗O. 8. 79, |. dazu bie | 1892 (RGB. 674), 8. Mai 1895 
eo Ichr an 10 (RGB. 232), 23. Juli LEII(NGB. 


ıtjch. d 227), 25. Januar 1894 (CBl. 20), 
—28 V. En. v. 22. uni 30. Juni 1894 (6(Bl. 850). 
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a) über das vom Reich felbit betriebene und unter 
firenge Normativbeitimmungen gejtellte Geldgeſchäft, bie 
Reichsbank, f. unten $. 34, II; 

b) über die vom Reich gehandhabte Staatsaufficht über 
die Notenbanken ſ. ebenda 8. 34, I; 

ce) über die vom Weich vorgefchriebene und teild durch 
Staatslommiffare, teild durch autonome Organe durchzu⸗ 
führende Staat3aufficht über die Börfe ſ. ebenda $. 84, IV; 

d) reichsgeſetzlich find ferner Strafvorfchriften gegen 
Wucher durch ©. v. 19. Juni 1898 (RGB. 197) 100 
fejtgeftellt, fomwie Die Nichtigkeit von Wuchergefchäften aus- 
geſprochen (G. v. 24. Mai 1880 verb. StGB. 88. 302 a. 
802b. 302e. Im Zufammenhang hiermit ftehen auch die 
zivilrechtlichen Vorſchriften des G. vom 16. Mai 1894 
(RGB. 450) bei den fog. Abzahlungsgefchäften, die ſich 
jedoch nur auf Nichtlaufleute beziehen. 

e) Für den gewerblichen Betrieb von Geld— 
und Kreditgefhäften ift ferner vorgefchrieben, daß 
dem Schuldner binnen 3 Monaten nad Abfchluß des Ge- 
ſchäftsjahres fehriftlicher Auszug der Rechnung zu überfenden 
ift, melcher das Ergebnis der Rechnung und „wie ſolches 
erwachſen iſt“, erfennen läßt. Vorſätzliche Zumiderhand- 
Iungen haben Gelvftrafe big 500 ME. oder Haft und ben 
Berluft des Zinsanſpruches für das verfloffene Jahr zur 
Folge. Dieſe Vorjchrift bezieht fih nicht auf Kaufleute, 
deren Firma ins Handelöregifter eingetragen ift, auf Banten, 


10 ©. dazu den Kommentar | 302a, 302b, 302c, 302d, 302e; 
von Barre (Berlin 1893); die | die beiden letzten 88. beziehen " 
Borfchriften find in vage RStGB. ſich fpeziel auf den gewerbs⸗ 
aufgenommen als 88. 301, 302, | mäßigen Wucher. 

5* 
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Öffentliche Zeihanftalten, eingetragene Genofienfchaften im 
Berlehr mit ihren Mitgliedern und nicht auf ein vereingeltes 
Rechtsgeſchäft, über das dem Schuldner ſchriftliche Abrech- 
nung zuging. 101 
f) Eingehende Vorfchriften enthält endlich das ©. v. 
5. Juli 1896 (RGB. 188, dazu eine „Berichtigung“ (!) 
©. 194) über die Pflihten der Kaufleute bei 
Aufbewahrung fremder Wertpapiere (Aktien, 
Kure, Interimsſcheine, Erneuerungsſcheine (Talons), auf 
den Inhaber lautende oder durch Indoſſament übertragbare 
Schuldverſchreibungen oder vertretbare andere Wertpapiere 
mit Ausnahme von Banknoten und Papiergeld). 101° Kaufleute, 
welche ſolche Wertpapiere unverfchloffen (offene Depots) in 
Verwahrung oder als Pfand übernehmen, müfien 1. jedes 
derartige Depot gefondert, insbefondere auch von den 
eigenen Beitänden, unter äußerlich erfennbarer Bezeichnung des 
Deponenten verwahren; 2. hierüber ein Handelsbud 
mit genauer Bezeihnung dereinzelnen Stüdenad 
Gattung, Nennwert, Nummern ober fonftigen Unterfcheidungs- 
merfmalen führen; das Recht, über derartige Wertpapiere zu 
feinem Nußen zu verfügen 102 oder an ihrer Stelle gleichartige 
andere Wertpapiere zurüdzugeben (depositum irregulare), 
muß dem Banfier von dem Deponenten, falls er nicht jelbft 
Bankier it, ausprüdlih und ſchriftlich für das 
einzelne Geſchäft eingeräumt werden; ift das Recht 
101 G. v. 19. Juni 1893 (RGB. | Zivilreht, Strafreht und Ge- 
197) Art. II, Art. 4; ſ. bay |Berbeplieiret green in bieem 
Barre 42f. Gefek in einander über. 
1012 ©, I bem Gefeg Sten.; ?% Über Verfügungen oder 
Ber. des Seigsinge s 1895/96: | Bermattung Shandlungen im In⸗ 


Anl. Nr. 342 | tereffe des Heponenten$. 1Abf.2. 
—* 4 200, IV, 2682, 2685. , 
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eingeräumt, gleichartige andere Wertpapiere zurückzugewähren, 
fo brauchen die obigen Verpflichtungen nicht erfüllt zu 
werden. 1% 

Ebenfo muß der handelsrechtliche Kommiffionär (Banfier), 
der einen Auftrag zum Anlauf oder Umtaufh von Wert: 
papieren der oben bezeichneten Art übernommen hat, dem 
Komittenten binnen 3 Tagen nad der Ausführung, bei 
Umtausch binnen 2 Wochen nad Empfang der neuen Papiere, 
en Stüdeverzeihnig mit den oben bezeichneten An⸗ 
gaben der einzelnen Stüde überſenden; ein Verzicht hierauf 
kann dur Nichtbanfierd nur ausdrücklich und fehriftlich für 
den einzelnen Auftrag erfolgen; !%* der Kommiſſionär hat 
bezüglich der Verwahrung der in feinem Gemahrfam befind- 
lichen Wertpapiere die oben bezeichneten Pflichten. 95 

Giebt der Kaufmann die ihm anvertrauten Wertpapiere 
im Betriebe feines Gewerbes an Dritte — insbefondre im 
Verkehr Heiner Bankiers mit großen — zum med des 
Umtaufchg, der Aufbewahrung, Veräußerung oder des Be- 
zuges von anderen Wertpapieren, fo bat er dem Dritten 
mitzuteilen, Daß die Papiere fremde ſeien; analog 
bei Anfchaffungen für fremde Rechnung. 10° 

Rechtswidrige Verfügung, 197 insbefondere Verpfändung 
mit der Abficht der Wiedereinlöfung, zu eigenem oder fremdem 
Nuten dur den Depofitar oder Kommiſſionär über ſolche 
Wertpapiere (Depots) zieht Gefängnis bis zu 3 Jahren und 

108 Gef. 5 1. 2. | 108 Geſ. $. 7 Abf. 2. 

100 ef. 3%. 3, dazu noch 106 Geſ. 8. 8. 
Spezialvorſchriften in 88. 4—7, 
in $. 7 bezüglich des Ei entumd« | 107 (Gef. $. 9, vorbehaltlich des 


übergange, ferner noch die 88.70 18. 46 RStGB. (Abficht rechts: 


bis Börfen-Gef. vom, widriger Zueignung). 


22. Juni 1896 (RGB. 157). | 
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Geldftrafe bis 3000 Mf. oder eine diefer beiden Strafen 
nad) ji; ebenfo vorfähliche Zumiderhandlung gegen 8. 8; 
Gefängnis bis zu 2 Jahren trifft banferotte 108 Kaufleute, 
die den obigen Vorſchriften über Aufbewahrung von Depots 
vorjäglich zumidergehanbelt und dadurch die Deponenten 
bezüglich der Ausfonderung ihres Eigentumes „benadteiligt“ 
haben; Zuchthaus trifft banferotte Kaufleute, die im Be— 
wußtfein ihrer Zahlungsunfähigfeit oder Überfchuldung fich 
anvertraute Depots rechtswidrig zugeeignet haben. In 
befonderer Weife find dieſe Strafuorfchriften noch ausge- 
ftaltet für die verantmortliden Organe von Handelögefell- 
haften. 11° Gemerbepolizeilihe Strafen find dagegen im 
Gefet in beftimmter Abſicht nicht vorgejehen. 

III. Selbftändige Gewerbetreibende, ebenfo Witwen 
und Minderjährige, die unter Kuratel ſtehen — das Gleiche 
gilt auch bei Nachlaßregulierungen — können ihr Gewerbe 
auh durh Stellvertreter!!! ausüben, falls das Geſetz 
dies nicht pofitiv verbietet. Stellvertreter ift, wer 
im Namen und für Rehnung eines Anderen 
das Gewerbe betreibt und insbefondere in 
deffen Namen zum Abſchluß von Redtsge- 
ſchäften befugt iſt. Der Stellvertreter fteht gemerbe- 


108 „Seine Zahlungen ein-G. Meyer I, 406f. Kähler 
geftellt hat oder über deſſen Ver- die Stellvertretung im Gemerbe- 
mögen dad Konkursverfahren | betrieb (1894) Entſch. d. pr. OVG. 
eröffnet worden ift“, Gef. $. 10; | XII, 840. Über den Wirtfchafts- 
über den Kommifftonär ebenfo. | beiriebd von Witmen Entid. d. 

10% Gef. $. 11, analog KonkO. pr. OSG. XVI, 349: XIV, 313; 

. 214. XII, 339; vergl. auch VII, 295; 

110 ef. 8. 12. | XI, 324; über die Anwendbarkeit 

111 Gew.O. SS. 45-47. | von 8.46, 1. dazu auch Seydel 
Seybel 14f., ber. Bayr. StR. | 16%. Rehm 46ff. 

V, 659f. Landmann Sf. | 
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polizeilich im allgemeinen unter den gleichen Vorſchriften 
wie der ſelbſtändige Gewerbetreibende; er trägt Die gewerbe⸗ 
polizeilihe Verantwortung für den Betrieb mie Diefer; 112 
der Gewerbetreibende felbft bleibt jedoch haftbar für bie 
mit feinem Vorwiſſen begangenen Verletzungen gemerbe- 
polizeilicher Vorſchriften und muß den Stellvertreter ent- 
laflen, wenn er von Übertretungen deifelben nachträglich 
Kenntnis erlangt. ius Wo das Gefeb für ſelbſtändige Ge- 
werbetreibende befondere Borausfegungen aufftellt, müſſen 
diefe materiell auch beim Stellvertreter vorhanden fein; 
doch werden Stellvertretern feine formellen Konzeffionen er- 
teilt ; 24 in den Fällen der SS. 534, 36, 39 hat die die 
Konzeſſion erteilende Behörde zu beftimmen, inwiefern Stell- 
vertretung zuläffig ift. 1° Wer die vom Geſetz geforberte 
befondere Uualifilation nit bat, kann das Gewerbe 
auch nicht durch einen qualifizierten Stellvertreter ausüben 
lafjen. !18 

IV. Selbitändige Gewerbetreibende und die ihnen gleich- 
geftellten Perfonen können ıhr Gewerbe auch aufer- 
balb des Gemeindebezirf3 ihrer gewerbliden 
Niederlaffung ausüben, vorbehaltlich der gejeglichen 
Beitimmungen über das Hauftergewerbe ;!17 fomeit letztere 
nicht platgreifen , gilt jener Gewerbebetrieb als jtehender 
und bedarf feiner befonderen polizeilichen Genehmigung. 1° 


20 Entie, 3* pr. OVG. I, 116 nn ne :D. 8 47, dazu Land» 

118 Fr x 151; Entſch. d. | "116 Entſch. d.pr. OVG. XXVI, 

pr. OVG. XIX, 380: IV, 829; 277 ie age J— 
.1, 


XII, 342. Gew.⸗O 
114 Landman G. da; u Landmann 343ff. 
ge: I, 407; 'enig, u | his Über die doch beitehenden 
6. ıv' 294, 301; XII, 34. Beſchränkungen and mann345. 
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Andrerfeits ift das Feilbieten und Ankaufen zum Wieder⸗ 
verfauf von Haus zu Haus oder auf öffentlichen Wegen, 
Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten auch 
innerhalb des Gemeindebezirkes des Wohnortes oder der 
gewerblichen Niederlaſſung unftatthaft bezüglich derjenigen 
Gegenftände, die vom Gewerbebetrieb im Umberziehen aus⸗ 
geichloffen find, ausgenommen Bier und Wein in Fäſſern 
und Flafhen und vorbehaltlih des Gemerbebetriebed des 
8. 83 (Wirtfchaftsgewerbe: Ausſchank über die Straße); 
weitere Ausnahmen können im Falle des Bebürfnifjes durch 
das Landesrecht eingeräumt werben; vorübergehend kann 
im Falle befonvderen Bedürfniſſes die Ortspolizeibehörbe 
felbft das yeilbieten geiftiger Getränke geftatten. 1? 

Über den Haufierbetrieb innerhalb der gewerblichen 
Niederlafjung ſ. unten $. 27. 

V. Befondere Vorſchriften enthält ſodann das Geſetz 
noch über Handelsreiſende. Als ſolche kommen in 
Betracht Perſonen, die für die Zwecke eines ſtehen— 
den Gewerbes Waren aufkaufen oder Waren— 
beſtellungen aufſuchen. Dies ſelbſt oder durch ſeine 
Reiſenden außerhalb ſeines Gemeindebezirkes für die Zwecke 
ſeines 120 Gewerbes zu thun, iſt jeder ſelbſtändige Gewerbe— 
treibende befugt; das Aufkaufen darf jedoch nur bei Kauf—⸗ 
leuten, Produzenten oder in offenen Verkaufsſtellen erfolgen. 
Das Aufſuchen von Warenbeftellungen !?! ohne vorherige 
ausdrudliche Aufforderung durch ſogenannte Detailreiſende 





119 Gew. O. 8. 428, Strafe 19 Die nachfolgenden Bor- 
beit. $. 148 3. 5, ſ. Land» fchriften $. 44 Nbf. 3 gemäß der 
mann 348ff. Nov. v. 1896 (tritt in Kraft 1. 

130 Nicht Me! enten: Entſch. Januar 1897). 

L 
d. pr. OVG. XVII, 394: XX, 342. 
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ift nur bei Kaufleuten in deren Geſchäftsräumen oder bei 
folden Perfonen zuläffig, in deren Gefhäftsbetrieb Waren 
ber angebotenen Art Verwendung finden; Ausnahmen kann 
nur der Bundesrat zulafen, ſei es für beitimmte Waren, 
ſei es für beftimmte Gegenden, fei es für beftimmte 
Gruppen von Gewerbetreibenden; in Bezug auf Druck⸗ 
fchriften, andere Schriften, Bildwerke gelten für Handels- 
reifende die Vorjchriften über das Hauftergemwerbe ($. 56, 
Ab. 3, f. Dazu unten $. 27). 

Die Handelsreifenden bebürfen einer von der Bermal- 
tungsbehörde auf Antrag des Geſchäftsinhabers auszu⸗ 
ftellenden Legitimationskarte, melde für das Ka⸗ 
lenderjahr und das Neichögebiet gilt und ftet3 mitgeführt 
werden muß. Die Legitimationslarte muß wejentlid aus 
denfelben Gründen verfagt werden wie der Wandergewerbe- 
fchein (f. hierüber unten 8. 27); fie ift zurlidzunehinen, 
mwenn einer der Verfagungdgründe — ausgenommen $. 57 b 
3. 2 — ſpäter eintritt oder der Handelsreiſende die ihm 
gefeblich gezogene Schranke überfchreitet. 1°? Sog. Platz⸗ 
zeifende bedürfen Feiner Legitimationskarte. 128 


13 Das Mitführennon Waren, |verb. 57 3. 14, 57b 8.2 (8. 
außer zu m gwed der Ablieferung | 57a 3.102, 8 .57b 3.1,3,4 
beitellter ren, iſt. verboten: | find bier Unanenbbarh wegen 
——— . 44 Abſ. 2. Entſch. des Verfahrens 8. 63 Abſ. 
b. pr. B86. XXII, 323; XXVI, | Strafbeit. 88.148 3.5; 149 3. N 
Bon den Waren, auf welche | vgl. zu der ganzen Materie 
Beftellungen gefucht werden, bür- | Landmann 367ff. 1091f., 
fen nur Broben oder Mufter mit- | 1396 f., fomwie über die auf Grund 
geführt werden, doc find Aus- | des BB. D. 8. Suli 1867 und 
nahmen zuläffig, f. 4, . B. für yo der Handelöverträge mit Oſter⸗ 
u. Silberwaren reich-Ungarn, Stalien, Schweiz, 
31. Ott. 1883 8. I — 505) Belgien, Griechenland auöge- 
188 Über bie anbeiöreifenben ftellten Legitimationskarten 
beftimmen Gew.-D. 88. 44, 44a, | Land mann 372ff.,379 ff., 1396. 
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8. 25. 


Gewerbliche Arbeiter 
(Gefellen, Gehilfen, Lehrlinge, Betrieböbeamte, Werkmeifter, 
Techniker, Sabrifarbeiter).! 


I. Allgemeines. 

1. Zu den gewerblichen Arbeitern gehören alle Diejenigen 
Perfonen, die von einem felbitändigen Gemwerbetreibenven 
oder deſſen Stellvertreter zur Hilfeleiftung irgendwelcher 
Art im Gewerbebetrieb vertragsmäßig berufen werben. 
Auf die Eifenbahnen ſowie die Land- und Forſtwirtſchaft 
bezieht fich gemäß $. 6 die Gewerbeordnung nit; demge- 
mäß gilt für die Arbeiter diefer Berufszweige das Arbeiter: 
vecht der Gewerbeordnung nicht, es jei denn, daß eine aus⸗ 
drüdlihe Sonderbeitimmung dies vorfchreibt.”? Gefinde, 
Zagelühner, Handarbeiter fallen nicht unter die Gemwerbe- 
ordnung;® ebenfo nit die in der Binnenfdiffahrt und 
Flößerei befchäftigten Perfonen (f. über diefe jebt NG. v. 
15. Suni 1895, RGB. 301, 341). Für das Apotbefer- 
bilfsperfonal ſowie für das Hilfsperfonal in Hanbelöge- 
ſchäften gelten befondere Vorſchriften (f. u. S.115 Ziff. 1, 2). * 


t Seybel 17, 119—149; 21; 
der). Bayr. StR. V, 704ff.:|Laband ff. 6 A.); 
.Meier in Holtzendorffs G. Meyer L 436ff.; Löning 
RLex. s. v. Fabrikgefeggebung; | 537ff., dazu die maffenbafte 
Landmann in Conrads Hand» | fozialpolitijche Litteratur, viels 
mwörterb. I, 401ff., derjelbe in | fach nur Tagesintereflen bienend, 
feinem Kommentar 678 ff. in ein: | teilweife aber von hohem wiſſen⸗ 
gehender Unterfuchung über den | Ichaftlidem Mert. 
Begriff „gewerbliche Arbeiter‘, ? Lönin 539; Land- 
Stieda in Conrads Sandmwörter- | mann 6837. 
buch IV, 630 ff, V, 30ff. Nor-| ® Landmann 680ff.; La: 
malarbeitötag), Zeller in Sten-| band II, 203. 
geld Wörterb. I, 60, 3727.; IL] * Gem.-T. $. 154 Abf. 1 


44. Ergänı.®. I, 1; DH, 
II, 202 
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2. Das Geſetz unterfcheidet Lehrlinge, Gefellen, Fabrik⸗ 
arbeiter, ohne daß jedoch für jede dieſer Kategorieen ein be- 
fonderes fyftematifch abgefchloffenes Rechtsſyſtem beftände. 
Jeder felbftändige Gewerbetreibende kann nad Belieben 
Gefellen, Gehilfen, Arbeiter, Lehrlinge annehmen, vorbe- 
baltlih der im Gejege ausgeſprochenen Beichräntungen. ® 

3. Das Verhältnis zwifhen Prinzipal und Arbeitern 
ift grundfäglich beherrfcht vom Gedanken des freien Ar- 
beitövertrages;® doch enthält ſchon der urfprüngliche 
Titel VII der Gew.:D. eingreifende Befchränfungen der 
Bertragsfreiheit, die dur die mit ©. v. 17. Juli 1878 
erfolgte Reviſion des Titels noch weſentlich erweitert 
wurden.“ Dazu ift nunmehr das unter ſchwerſten Kriſen 
unfered inneren Staatslebens zu ftande gelommene hod- 
bedeutfame Arbeiterſchutzgeſetz v. 1. Juni 1891 ge— 
treten.? Die Beftimmungen diefer Verwaltungsgeſetze 
greifen tief in das bürgerlihe Recht ein; pie Arbeiter- 
Thutgefeggebung geht überdies weit über den 
Rahmen der Gewerbeordnung hinaus, bezieht 
fih vielmehr aud auf die tehnifhen Staats— 
und Gemeindebetriebe, insbeſondere der 


5 Gew.-D. 8.41, dazu Land- in Conrads Handwörterbuch I, 


mann 338 ff., die geſetzlichen "7 Ar... ; u: 
Beſchränkungen für jugenblide | y „Aber Anered Recht Löning 
und weibliche Arbeiter, ſowie *5 Die Entftegungägefcichte 
Kir Lehrlinge |. unten 87 ff, biefer Gefehgebung f. det Land⸗ 
f- mann 18, Dif., 675ff., die Volly. 
® Gew.⸗O. R; 105, Dazu | Borfchr. d. Ginzelftaaten 677, 
Seybel 119; Mandry 401lff.; | befondersbezüglich der Sonntags» 
Zandmann 687ff; Löning ruhe 694ff. 
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Heered- und Marineverwaltung, ſowie auf 
Staatd- und Gemeindebauten.? 

4. Als allgemeiner Grundſatz iſt im Geſetze ausge- 
fprochen, daß Gefellen und Gehilfen verpflidtet 
find,ven Anordnungen der Arbeitgeber bezüg- 
ih dergemerbliden Arbeit und der häuslichen 
Cinridtungen, nidht aber für bäuslide Ar- 
beiten, Folge zu leijten.! 

5. Vereinigungen zum Zmwede der Erlang- 
ung günftigerer Xohn- oder Arbeitsbeding- 
ungendürfenfomwohl Arbeitnehmer als Arbeit- 
geber bilden (Koalitiongsfreiheit). Indem bie 
Gewerbeordnung des Reiches diefen allgemeinen Grundfat 
pofitiv ausſprach, hat fie alle dem entgegenftehenden Bor- 
Schriften des Landesrechtes aufgehoben. Staatliche Schranten 
der Koalitionzfreiheit find jedoch von Reichswegen dahin 
feftgeftellt worden, als 1. die Anwendung oder der Verſuch 
von phyſiſchem oder pſychiſchem Zwang behufs Beitritts 
oder Verhinderung des Rücktritts oder der Unterwerfung 
unter die Beſchlüſſe ſolcher Vereinigungen mit Strafe be- 
droht find, 2. vertraggmäßige Abmachungen, welche Arbeit- 
geber oder Arbeitnehmer verpflichten, von der Bereinigung 
zurüdzutreten, ungiltig find. 

6. Verlegung des Arbeitövertrags (Kontraft- 
bruch, Strike) feitens der Arbeiter fann nidt 


9’ Landmann 685f. "Landmann 690, 1125 ff.; 
10 Gew.⸗O. F. 121. Land» Stieda in Conrad Hand: 
mann 862 ff. wörterb. I, 607ff., IV, 690 ff.; 


11 Gew.O. 88. 152, 158:|Mandry 359. 
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trafrehtlih, wohl aber durch zivilredhtliden 
Erfabanfprud rechtlich verfolgt werden. !? 


IL Allgemeine Befchränkungen der Perkragsfreiheit. 
(Sonntagsruhe und Lohnzahlung.) 
A. Sonntagsruhe. 

1. An Sonntagen und den landesrechtlich „unter 
Berückſichtigung der örtlichen und konfeſſionellen Verhält⸗ 
niſſe“ anerkannten Feiertagen können Arbeiter ver— 
tragsmäßig nicht zur Arbeit verpflichtet 
werden, ausgenommen für foldhe Arbeiten, welche durch 
das Geſetz an jenen Tagen ausdrücklich geftattet find. !® 

2. Sonn- und Fefttagsarbeit ift unbedingt 
und allgemein verboten in Bergwerken, Sa— 
linen, Aufbereitungsanftalten, Brüden und 
Gruben, Hüttenwerken, Fabrifen und Werk— 
fätten, auf Zimmerplägen und anderen Bau- 
böfen, in Werften und Biegeleien, fowie bei 
Bauten anderer Art. Die Sonntagsruhe hat 24 
Stunden, an Weihnadten, Dften und Pfingften je 48, 
fonft bei zwei aufeinanderfolgenden Sonn- oder Feſttagen 
36 Stunden zu dauern. !* 

8. Sm Handelögewerbe dürfen Gebilfen, 
Lehrlinge, Arbeiter am erften Weihnachts-, 


12 Gem.D. 8. 154, dazu |im Archiv für öffentliches Recht 
Zandmann 689f., befonbers X, 365 
über das dem Reichsrecht gegen- Gew. D. $. 105b, u 
—* ER zuläffige Landesrecht, in Faflung der Rov. 1896 
j. aud <öning in Eon» | (tritt in Rreftl. San. 1897), Dazu 
tabs K anbmörterb. 1 750 ff. beſondere Vorſchriften über 
2Gew.⸗O. $. 1058, Land» zegelmübige Tag und Nacht⸗ 
mann 691f., dazu Nachträge ſchichten 
1403 f., über „SFefttage‘; Weyl 
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Dfter- und Pfingfttage überhaupt nidt, an 
anderen Sonn- und Feittagen höchſtens 5 Stun- 
den befhäftigt werden; durd DOrtsftatut fann 
diefe Zeit noch meiter befhräntt, aud die 
Arbeit ganz verboten werden.!? Andrerfeits ift 
für die letzten 4 Sonntage vor Weihnachten, ſowie fonft 
nah örtlihem Bedürfnis eine Erweiterung der Sonntags⸗ 
arbeit bi8 auf 10 Stunden zuläffig.e Die Stunden bes 
ftimmt, wo die Sade nicht durch Ortsſtatut geregelt ift, 
die Ortöpolizeibehörbe unter Berüdfichtigung der Zeit des 
öffentlichen Gottesdienſtes. 

4. Nur in der unter 93. angegebenen Be- 
fhränfung tft ferner an Sonn- und Feiertagen 
der Gewerbebetrieb in offenen Berfaufsftellen 
zuläffig. Die Borfriften zu 3. und 4. find in Kraft 
geſetzt durch K. 2. v. 28. März 1892 (NGB. 339) und 
4. Febr. 1895 (RGB. 11).1° Dieſe Vorfchriften beziehen 
fih auch auf Konſum⸗ u. dgl. Vereine. 17 

5. Durch KRaiferlide, unter Zuftimmung des 
Bundesrates zu erlafjfende Verordnung fann 
das Verbot der Sonn- und Feittagsarbeit nod 
aufandere Gewerbe ausgedehnt werden; ebenfo ift 
derartiges Landesrecht ausdrücklich vorbehalten.!® 








15 Gem.:D. 8 105b, Strafe| men neben Gew.-D. $. 1468 
beit. $. 146a (bis 600 M. event. zur Anwendun 1. ſ. darüber 
Sans dazu $S. 149 3. 7, ſ. Landmann 1053f.,, Stieda 

andmann 840 }}.,6941}., TO7ff., in Conrads Handworterb. V, 

052 ff., 1404 f. über den Saus|6 98ff. 
bes Sonntags f. ferner RStGB. 19 Landmann 1058ff. 

366 1, die auf Grund | 17 Nov. v. 1896. 

18 Gew.-D. $. 105g. Land» 
mann T56f. 


dief erBor chrift erlafſenen landes⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen kom⸗ 
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6. Auf das Gaft- und Schankwirtſchafts— 
gewerbe, auf Mufifaufführungen, Schauftell- 
ungen, theatralifhe Borftellungen, fonftige 
Zuitbarfeiten, ſowie auf die fog. Verkehrsge— 
werbe finden die VBorfhriften über die Sonn— 
tagsruhbe Feine Anwendung, doch können die Ar- 
beiter in diefen Betrieben an Sonn⸗ und Feittagen nur 
zu ſolchen Arbeiten verpflichtet werden, die nach der Natur 
des Gemerbebetriebes Auffchub oder Unterbredung nicht zu⸗ 
Laffen.1° 

7. Über Sonntagsarbeit jugendlicher Arbeiter ſ. unten 
S. 90.2 

8. Tiber Sonntagsruhe im Hauftergewerbe f. umten 
8. 27.21 

9. Die gefeglihen Ausnahmen — $. 105d Gew.⸗O. 
— vom Verbot der Sonntagsarbeit find in den 88. 105c 
bis 105f Gem.-D., fowie in ven V. d. IR. v. 5.%ebr. 1895 
(RGB. 12) u. 25. DE. 1895 (NGB. 448) 20. April 
1896 (RGB. 104) 26. Juni 1896 (NGB. 177) 14. Juli 
1896 (RGB. 191) feitgeftellt. 2° 


B. Lohnzahlung. 


1. Der Lohn muß den gewerbliden Arbeitern 
jeder Art in Reichswährung berechnet und bar 
bezahlt werden, Verbot des fog. Truckſyſtems.“ Nur 


19 Gem.-D. 8. 105i. Land⸗ 
mann 762f. mann . die amtli 

» Gew.-d. 88. 120, 186. "rläuterungen“ "ebenda 131 s. 

21 Gem. zB. 88 „418, 42b, 5a.) 9 Gem.-D. N 115 Abſ. 1 

232 Apgebru bei Gareiß| dazu Strafbeit. 8. 146 3. 1 (Gelb 


——— 93ff., N auch Sande 
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Lebensmittel zum Anjhaffungspreife, Wohnung, Feuerung, 
Beleuchtung, Zandnugung, regelmäßige Belöftigung, Arzneien, 
ärztliche Hilfe, Kranfenverficherungsbeiträge, Werkzeuge und 
Stoffe zu den ihnen übertragenen Arbeiten dürfen mit 
ihrer Zuftimmung den Arbeitern auf den Lohn ange= 
rechnet werden. ** Über „Geld“ und „Reichswährung“ |. 
unten $. 32. 

Die Arbeitgeber und Die diefe vertretenden Perfonen?® 
dürfen — mit dem gleichen Vorbehalt wie bei der Xohn- 
zahblung — Arbeitern nit Waren auf Krebit geben, ** 
fie auch nicht vertragsmäßig nötigen, ihre Bebürfniffe durch 
Entnahme aus beitimmten Verfaufsftellen zu befriedigen. 27 

Verträge, welche diefen Borfchriften zumiderlaufen, find 
nidtig, der Lohn kann aljo bis zum Ablauf der Ver—⸗ 
jährungszeit eingefordert, eventuell eingeflagt werden; ?® 
der gefegwibrig gegebene Lohn fällt, ſoweit er noch vor- 
banden oder eine Bereicherung daraus erwachſen tft, an die. 
Krankenkaſſe, der der Arbeiter angehört?? und gilt dem 
Arbeiter gegenüber als nicht gegeben. ®° 


bis 2000 m. ev. Gefängnis biß | bei deren Geſchäft eine der hier 
6 Monat), vgl. Mandry 374f., erwähnten Perjonen unmittelbar 
Landmann 79%ff., Schön-| oder mittelbar beteiligt ift”, dazu 
beig, in Conrads Handwörter- Landmann 812 
buch I, 670ff; Stieda ebenda) 3 Gem.D. 8. 115 Abi. 2, 
VI, 218 FF., mehrfache reich3- bazu reichhaltige Caſuiſtik bei 
gerihticge Entfibeibungen, itiert Zandmann 7 ft 
Mandry u. Landmann.| ?7 Gem.-D. 8. 117 Abf. 2. 

24 Gew.O. $. 115 Abſ. 2. 28 Gew.⸗O.88.117 Abſ. 1,118; 

26 Gew.O. 8. 119: „Den Landmann 808f.; Mandry 
Gewerbetreibenden im Sinne ber | 376 
88. 115—118 find gleich zu 2; Landmann 807f. 
achten deren tyamilienglieder, 3° Gew.O. 88. 116, 118, 
Gehilfen, Beauftragte, Geihäftd- | Landmann 806f., Mandry 
führer, Auffeher und Faktoren | 376. 
fomie andere Gewerbetreibende, | 
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2. In Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, ſowie in offenen 
Verkaufsſtellen dürfen Lohnzahlungen nur mit behördlicher 
Genehmigung ſtattfinden. ꝰ 

3. Durch Orisſtatut kann für Gemeinden oder weitere 
Kommunalverbände für einzelne oder alle Gewerbebetriebe 
beſtimmt werden: a) daß die Lohnzahlung in feſten Friſten 
zwiſchen einer Woche und einem Monat erfolgen muß, 
b) daß der Lohn für Minderjährige an deren Eltern oder 
Vormünder und nur mit deren ſchriftlicher Genehmigung 
an die Minderjährigen felbft zu bezahlen ift, c) daß bie 
Arbeitgeber den Eltern oder Bormündern in beftimmten 
Friften Mitteilung über die an Minderjährige erfolgte Xohn- 
zahlung zu machen haben. 3? 

4. Im übrigen find Zohnzahlungen an dritte nur ftatt- 
haft nah Maßgabe der gefeglichen VBorfchriften über die 
Beihhlagnahme des Dienftlohns, ſ. unten 3. 7.98 

5. Arbeitgeber dürfen Arbeiter in der freien Verfügung 
über ben verbienten Lohn nicht durch Vertrag — folche 
Verträge find nichtig — befchränfen, außer behufs „Be- 
teiligung an Einrichtungen zur Verbeflerung ver Lage der 
Arbeiter oder ihrer Familien”. ?* 

6. Lohneinbehaltungen zur Sicherung gegen SKontralt- 
bruch oder wegen für diefen Fall verabredeter Konventional- 
ftrafen find zuläffig big zu einem DViertel des fälligen Lohnes, 





sı Gem. v. 21. Juni 1869 (BGB. 242) 
beftimmun en g. 148° 2. 18, 8 1, 2, dazu Landmann 
bazu Landmann 802. 2ff. 

2 Gem.-D. 5. 119a. Abſ. 2 3% Gen.-D. 8. 117 Abſ. 2, 
Strafbeft. 8. 148 3. 18, aan, dgzu jetzt ArVG. 88. 58, 65, 72, 
Landmann 814 ff 73. Inval. u. ALDE. 8. "109, 

s” Gew.⸗O. 8. Ibn, verb. ©. vgl. Landmann 810. 

Sorn, Staatöredt II. 2. Aufl. 6 
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dürfen aber den durdhfchnittliden Betrag eines Wochen⸗ 
lohnes nicht überjteigen. 8° 

7. Beſchlagnahme des Lohnes zum Zwecke der Be- 
friedigung oder Sicherung von Gläubigern?® ift nur zu= 
läffig: a) wenn der betreffende Dienft die Perfon, gegen. 
die die Befchlagnahme fich richten fol, ganz oder doch haupt- 
fächlih in Anſpruch nimmt;®” b) wenn der zu beſchlag⸗ 
nahmende Lohn verdient, aber am Zahltage nicht einge- 
fordert ift; c) außerdem bei Steuerbeträgen und auf Geſetz 
beruhenden Alimentationsverbindlichkeiten; am Gehalt von 
dauernd angeftellten ſog. Privatbeamten, fofern derfelbe 
jährlich mehr als 1500 ME. beträgt. Berträge, die diefen 
Vorſchriften zumiberlaufen, find nichtig. 8° 

8. Zu den Arbeitern im Sinne diefer Vorfchriften ge- 
hören außer den Arbeitern der Gewerbeorbnung die Arbeiter 
in Bergmwerfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten, unterirbifch 
betriebenen Gruben und Brücdhen;3? dagegen gelten diefe 
Vorſchriften nicht für Gehülfen und Lehrlinge in Apothefen 
und Handelögefchäften, fomie für ſolche Perfonen, melde 
für beftimmte Gemerbetreibende außerhalb der Arbeitsftätten 
derfelben, wenn auch aus felbftgeliefertem Rohftoff, gewerb⸗ 
liche Erzeugniffe anfertigen. 4° 


III. HFabrikarbeiler. 
Befondere Vorfchriften enthält meiter die Geſetzgebung 
feit 1891 noch über die Rechtöverhältnifie der Yabrif- 


5 Gemw.-D. 8. 119a. Abf. 1 ss G. v. 21. Juni 1869(BGB. 
dazu Landmann 814f. 240) ob. CRD. 88. 715, 749 
s &. über den Umfan bes Abſ. 3, 4, ‚Dazu Mandry 211 ff., 


geiestichen ‚Beihlagnahm me” bei. 2]11 
erbotes Mandry 215 f. o Gem.D. $ 154. 
” Mandry 210. “ Gew.:D. $. 119b. 
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arbeiter, in Kraft feit 1. April 1892. Eine Legal- 
definition des Begriffes „Fabrik“ fehlt, doch find hierüber 
bereitö zahlreiche oberftrichterliche Entfcheidungen ergangen. * 
Darnah werden als die hauptſächlichen Merkmale ver 
Yabrif angenommen: „1. Arbeitsteilung zwifchen der vor- 
wiegend kaufmänniſchen Thätigleit des Unternehmers und 
ber techniſchen Thätigfeit der Gehilfen. 2. Arbeitsteilung 
unter den Gehilfen. 3. Große Arbeiterzahl. 4. Verhält- 
nigmäßig große Ausdehnung der Betriebsräume und anderen 
fiehenden Betriebseinrichtungen. 5. Umfangreiche Verwen⸗ 
dung von Kraft» und Arbeitämafchinen. 6. Endlich großer 
Umfang an Produftion." Ausdrüdlich find die fabrikrechtlichen 
Borfchriften des Geſetzes für anwendbar erflärt auf Betriebe 
mit regelmäßiger Benugung von Dampfkraft, fowie Hütten- 
werke, Bauhöfe, Werften; ferner auf Biegeleien und über 
Tage betriebene Brühe und Gruben, welde nicht blos 
vorübergehend oder in geringem Umfang betrieben werben ; 
endlich auf Werfftätten, +? in welchen durch elementare Kraft 
(Dampf, Wind, Wafler, Gas, Luft, Elektrizität u. f. w.) 
bewegte Triebwerke zur Verwendung kommen, bier jedoch 
mit der Maßgabe, daß der Bundesrat gewiſſe Erleichterungen 
nadlafjen fann. Auf Bergwerke, Salinen, Aufbereitungs- 
anftalten, unterirdiſch betriebene Brüche und Gruben finden 


| Staatswi nern I: Sf E lfter 

41 Landmann 911 fl. Die! ebenba 
Schwierigkeit befteht in der Ab- 2 Gem. D . 154 Abi. 8, 
grenzung vom SHandeld- und nod nit in Kraft; der 


eit- 
vom Handwerksbetrieb. Die Litte- | punkt biefür if —A 


ratur aus der Reuzeit iſt ſehr 
reichhaltig, ſ. beſ. Stieda in 
Conrads Handwörterbudh der 


ordnung mit Sulkmmung bea 
BR. vorbehalten: ©. v. 1. Juni 
1891, Art. 9 — 


6* 
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die Vorfchriften über die Arbeitsorbnungen feine Anwendung, 
fomweit jene Betriebe unter Aufficht der Bergbehörben ftehen, *? 
doch find für fie befondere Vorfchriften analoger Art einzel- 
Staatlich erlaflen worden (pr. ©. v. 24. Juni 1892, ©S.131).** 

Für Fabriken gelten folgende Borfchriften: 

1. Die allgemeinen Borfchriften über Arbeiter, ſowie 
diejenigen über Gefellen und Gebülfen (über Lehrlinge |. 
unten S. 105) gelten auch für Yabrikarbeiter (f. hierzu 
oben ©. 44, 77). *° 

Doch dürfen Fabrikherren, die in der Regel mindeſtens 
20 Arbeiter befchäftigen, bei Kontraftbruch der Arbeiter 
ala Entſchädigung ſich nicht mehr als den Betrag des durch⸗ 
ſchnittlichen Wochenlohnes ausbedingen, und die Borfchriften 
über Berleitung zum Kontraktbruch ($ 124b) finden auf 
folde Fabriken feine Anwendung. Betriebsbeamte, Werk: 
meifter und Techniker find nicht Fabrifarbeiter im Sinne 
des Geſetzes, fomweit fie mit feften Bezügen angeftellt find. *® 

2. Für jede Fabrik mit mindeſtens 20 regelmäßigen 
Arbeitern ift binnen 4 Wochen eine Arbeitsordnung, 
fei es für den ganzen Betrieb, ſei es für bie einzelnen Ab- 
teilungen, zu erlaſſen,“ die früheitens 4 Wochen fpäter 
in Kraft tritt und ſowohl für den Arbeitsherrn als die 
Arbeiter verbindlih ift. Über fämtlide Vorſchriften der 


+2 Gem.-D. 8. 154a. | Auf feftangeftellte Technifer und 
4 Landmann 926, 962. Betriebsheamte find diefe Bor- 
6 Gewm.-D. 8. 134 Abſ. 1, J nicht anwendbar. Aber 
dazu Landmann 910 ff. einzelftaattigie Vollz Vorſchr. 
6 Gew.O. 8. 134 Abſ. Landmann 925, über Ent: 
dazu Landmann 917 ff. | würfe von Normalarbeitsord- 
47 Gem.-D. 88. 14a. bis |nungen ebenda 926. 
134 g., dazu Yandmann 920 fi. 
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Arbeitsordnung müflen die großjährigen Arbeiter der Fabrik 
bezw. der Arbeiterausfhuß, wo ein folder befteht, zuvor 
gehört werden. Die Arbeitsordnung ift binnen 3 Tagen 
nad dem Erlaß mit den etwa von den Arbeitern ſchriftlich 
oder zu Protololl geäußerten Bedenken der Verwaltungsbe⸗ 
hörde mitzuteilen, an geeigneter Stelle mit Unterfchrift des 
Erlaſſers durch Aushang zu allgemeiner Kenntnis zu bringen 
und jedem Arbeiter einzubändigen.*? Die Arbeitorb- 
nung muß*? Beitimmungen enthalten: a) über Anfang und 
Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitzzeit, fowie die Pauſen 
für erwachfene Arbeiter ‚5° b) über Zeit und Art der Ab- 
rechnung und Lohnzahlung, 5' c) über die Kündigungsfrift 
und die Gründe, aus welchen Entlafjung und Austritt ohne 
Kündigung geftattet ift, falls hierin eine Abweichung von 
den allgemeinen gefeblihen Beitimmungen °? erfolgen foll; 
andere als die gefetlichen oder in der Arbeitsordnung be- 
ftimmten Entlaffungs- und Austrittsgründe find überhaupt 
unzuläffig;; d) etwaige Strafbeftimmungen 5° nach Art, Höhe, 


#8 Gew.-D. 8. 134e. Abſ. 2.! 58 Beftritten ift der rechtliche 
Strafbeit. 8. 149 3. 7. Charakter dieſer Strafen |]. 
Die Erfüllung dieſer Landmann 935 ff.; Rehm in 
Zwangsvorſchrift wird demnach Hirths Ann. 1894, 132 ff.; die⸗ 
als Bedingung für die Recdhts«- | felben find nicht Disziplinar-, 
giltigleit der ArbeitSordnung zu | Sondern Konventionalftrafen, da 
betrachten fein, a. U. Land- die Arbeitdordnung Beftandteil 
mann 931. des aan: ift: fo auch 
o Im Rahmen der gefeglihen | Laband II die Einhal⸗ 
oriaeiften Gem. 2 A 120e. | tung von ‚Budt und Ordnung 
Abſ. 3, 136, 137, 138 Abi. 2. |im Betrieb“ ift vertrags- 
51 Im Rahmen * ggzrlichen mäßige Pflicht des Arbeiters, 
Vorſchriften Gew.O. 115, A. Landmann a. a. O.; 
115a., 116, 117 Abſ. 2, 119a. Strafbeft. 3. S wur: der ageig 
s2 Diefe find Gem.-D Ri 122, | orbnung Gem.- . 11. 
123, 124, 124a., 128. 
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Einziehungsmodus und Zmedbeitimmung der Strafgelder, 
welche zum Beſten der Arbeiter fein muß; Strafbeitimmungen 
gegen Ehrgefühl und gute Sitten find verboten, ebenjo Geld- 
ftrafen über die Hälfte des burchfchnittlichen Tagelohnes des 
betr. Arbeiters; nur bei Thätlichfeiten gegen Mitarbeiter, erheb⸗ 
lichen Verjtößen gegen die guten Sitten, gegen die zur Aufrecht- 
erhaltung und Sicherung des Betriebes, ſowie zur Durch— 
führung des Geſetzes gegebenen Vorfchriften darf die Geldſtrafe 
bi3 zum vollen Tagelohn angejeßt werben ; über die verhängten 
Strafen ift ein genaues Verzeichnis zu führen und auf 
Verlangen dem jtaatlihen Auffichtsbeamten vorzulegen ; 
andere als in der AD. vorgefehene Strafen find unzuläffig ; 5* 
der etwaige zivilrechtliche Schadenserſatzanſpruch des Arbeits» 
herren wird durch diefe Strafvorfchriften nicht berührt; 
e) über Verwendung der vermirkten Kontraftbruchägelber ; 
f) über den SZeitpunft ihres Inkrafttretens; g) andere die 
Drdnung des Betriebes und das Verhalten der Arbeiter 
betreffende Borfchriften, mit Zuftimmung eines ftändigen 
Arbeiterausfchuffes auch Vorfchriften über die Benutzung ber 
mit der Fabrik verbundenen Wohlfahrtseinrichtungen für 
die Arbeiter, jomie über das Verhalten der minderjährigen 
Arbeiter außerhalb des Betriebes. °° 


Früher erlafiene Arbeitsordnungen find mit den PVor- 
fhriften der jetzigen Geſetzgebung in Einklang zu bringen. 
Ungefetliche Arbeitäordnungen find auf Verfügung der Ver- 


5 Strafbeft. Fr 148, 3. 11:| den Itrafregtlihen Saut der 
Landmann 1101 AD. f. 73, & 
: Gew.⸗O. 8. 1slb.; Zandbs:, 148 3. m 3 "149 En 7, 

mann 930 f., 1081 ff. Über! 3. 5. 





Gewerbliche Arbeiter. 8. 25. 87 


waltungsbehörbe,°° gegen melde binnen 2 Wochen die 
orbentlihe Verwaltungsbeſchwerde vom Arbeitsherrn erhoben 
werden kann, entiprechend abzuändern. Die Arbeitz- 
ordnung bildet einen Beftandteil des zwiſchen 
dem Arbeitsherrn und dem Arbeiter abge- 
Shlojfenen Arbeitövertrageg.°7 

3. Die in obigen Vorſchriften in Bezug genommenen 
Arbeiterausfhüffe find nicht obligatorifh, ſondern 
fafultativ. Doc enthält das Geſetz eine Normativvorſchrift 
dahin, Daß als gefegliche Arbeiterausfchüfie nur anerkannt 
werben: a) die Vorſtände der Betriebs-Krankenkaſſen, deren 
Mitglieder in ihrer Mehrheit von den Arbeitern gewählt 
werben, und die ausdrüdlih als ftändige Arbeiterausfchüfie 
beftellt find, b) unter letzterer PVorausfegung auch die 
Älteften von Anappfchaftsvereinen außerhalb der Bergge- 
jeße, ec) die aus der Zeit vor 1. Januar 1891 herrührenden 
ftändigen Arbeiterausfchüfle, deren Mitglieder von der Mehr- 
zahl der Arbeiter gewählt find, d) Vertretungen, deren Mit- 
glieder in ihrer Mehrzahl von den volljährigen Arbeitern 
der Fabrik bezw. einer beitimmten Klaſſe oder Abteilung 
aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl ge- 
wählt werben. °° 


IV. Weibliche und jugendliche Arbeiter.5® 
Außerdem giebt das Geſetz noch zahlreiche wichtige Vor- 
ſchriften, welche für weibliche und jugendliche Arbeiter die 


66 fiber die zuſtändige te | bei Hirth Annalen 1894, 

und „höhere“ Verw.Beh. ſ. 132 

Landmann 954, 958. 58 Gem.-D. 134h.; Land- 
57 Sandmann 921, a. A. mann 960 WR vgl. dazu Kranf.- 

mit beadhtenswerten aber nicht BG. 58. 34, 38, 64. 

durchſchlagenden Gründen eh m | bo S. Pi erito rff in Conrads 


88 Buch VII Das Gewerbemefen. 


Vertragsfreiheit in meitem Umfange einfchränten; dieſe 
Vorſchriften find teils enger, teils weiter als der allgemeine 
gefetliche Begriff der gewerblichen Arbeiter ; fie beziehen fidh 
teilmeife nur auf Fabriken, Werkitätten mit regelmäßiger 
Benutung von Dampflraft, Hüttenwerfe, Bauhütten, 
Merften, vemgemäß auch auf Bergmerfe und Salinen; teil- 
weiſe find fie genereller Natur, fo bejonders die Vorfchriften 
über Arbeitsbücher. 

Diefe Vorſchriften find: 

1. Kinder unter 13 Jahren dürfen in ben oben ge- 
nannten Betrieben überhaupt nicht befchäftigt werben, Kinder 
über 13 Jahre nur, wenn fie nicht mehr zum Befuch der 
Volksſchule verpflichtet find. ®° 

2. Für jugendlihe Perfonen bis zu 16 Jahren, ſowie 
für Frauen kann der Bundesrat die Beichäftigung in 
Fabrifen verbieten oder von bejonderen Bedingungen ab⸗ 
hängig maden, wenn die Arbeit mit befonderen Gefahren 
für Die Gefundheit oder Sittlichleit verbunden ift.*! Der- 
artige Verordnungen des Bundesrates find dem Reichstag 
zur Kenntnisnahme vorzulegen und im RGB. zu veröffent- 
lichen, müſſen zeitlih begrenzt fein und können aud für 
beitimmte Bezirke erlaffen werden. Auf Grund des $ 189 a 
3.1— f. dazu aud unten ©. 90 07, 98°! — wurden erlafjen: *? 





Sandwörterbuh II, 641 ff. Abi. 1 8. 2: Landmann 

(SFrauenarbeit); Stieda ebenda ı 963 ff. 

IV, 630 ff. (jugendliche Arbeiter, 9! Gew.⸗O. 8. 199a. Abſ. 1; 

Strafbeft. $. 146 3. 2 (Geld bid Landmann 1001 ff. 

2000 M., event. Gefängnis bis! 62 &. Landmann 1001 ff. 

6 Monate); Mandry 404 ff. |Strafbeft. 8. 146 8. 2. Die 
°° Gew.⸗O. 8. 135 Abſ. 1,! Verordnungen abgedruckt bei 

Strafbeft. (bi 2000 ME., event. Landmann 1354 ff.; Gareis 

Haft bi8 6 Monate) $. 146 Tertausg. 149 ff. 
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a) V. v. 21. Juli 1888 (RGB. 219) über Gummi- 
warenfabrifen, 

b) V. v. 11. März 1892 (RGB. 317) über Glas— 
bütten, 

ec) 3. v. 11. März 1892 (NGB. 324) über Draht- 
ziebereien mit Waflerbetrieb, 

d) V. v. 17. März 1892 (RGB. 327) über Ci- 
horienfabrifen, 

e) V. v. 24. Mär; 1892 (RGB. 884) über Noh- 
zuderfabriten und Zuderraffinerien, 

f) V. v. 29. April 1892 (RGB. 602) über Walz: 
und Hammermerfe, abgeändert durh V. v. 1. Febr. 
1895 (RGB. 8), 

g) 3. v. 29. April 1892 (RGB. 604) über Hechel⸗ 
räume u. odgl., 

h) V. v. 27. April 1893 (NGB. 148) über 
Ziegeleien, 

i) V. v. 8. Juli 1893 (RGB. 218) $. 7 über 
Bleifarben- und Bleizuderfabrifen, 

k) V. v. 8. Juli 1893 (RGB. 218) $. 11 über 
Gigarrenfabrifen, 

) 2. v. 1. Febr. 1895 (NGB. 5) über Stein- 
tohlenbergmwerte, 

m) 3. v. 17. Juli 1895 (RGB. 420) über Meiereien 
und Betriebe zur Sterilifirung von Mild, 

3. In Bergwerten, Salinen, Aufbereitungs- 
anftalten und unterirdiſch betriebenen Brüden 
und Grubendürfen Frauen unterirdifh („unter 
Tage”) überhaupt nit befhäftigt werden. *® 


as Gew.-D. 8. 1544. Abſ. 2. 
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4. Kinder unter 14 Jahren dürfen in Fabriken nur 
6 Stunden per Tag,** junge Leute zwifchen 14—16 Jahren 
bürfen böchftens 10 Stunden täglich befchäftigt werben. °° 
Für beide Kategorien — „jugendlide Arbeiter” — darf 
die Arbeitäzeit morgens nicht vor 5!/a Uhr beginnen und 
abends nicht ſpäter ale 8a Uhr endigen, muß ferner 
regelmäßige Baufen haben. Die Baufen müffen für „Kinder“ 
— bis zu 14 Jahren — mindeitens eine halbe Stunde, 
für „junge Leute” — zwifhen 14 und 16 Jahren — 
mittags eine Stunde, ſowie vor- und nadhmittags mindeſtens 
je eine halbe Stunde betragen, welche Zeit nicht in die Arbeits- 
zeit eingerechnet werden darf. Während der Paufen darf 
den jugendlichen Arbeitern eine Befchäftigung in dem 
Fabrikbetriebe überhaupt nicht und ber Aufenthalt in den 
Arbeitsräumen nur dann geftattet werden, wenn in den- 
felben diejenigen Teile des Betriebes, in welchen jugend- 
liche Arbeiter bejchäftigt find, für die Zeit der Pauſen völlig 
eingejtellt werden, ®® oder wenn der Aufenthalt im Freien 
nicht thunlich und andere geeignete Aufenthaltsräume nicht zu 
befchaffen find.” An Sonn= und Felltagen, fowie in der 
von dem ordentlichen Seelforger für den SKatechumenen=, 
Konfirmanden, Beiht-, Kommunionunterridht beftimmten 
Zeit dürfen jugendliche Arbeiter gar nicht befehäftigt werden.®® 


 Sewm.dD. 8. 135 Abſ. 2. 


67 Eine befondere Verordnung 
Strafbeit. 8. 146 3,2 


über die Nachmittagspauſen 





ew.O. 8. 35. A. 8. jugendlicher Arbeiter in Spinne- 
Strafbeh . 146 ar. ı 3. 2. | reien erließ der BR. auf Grund 
66 Gew.⸗ . 136 Adf. 1 u. von $. 139a unterm 8. Dezember 
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Über Zahl und Beſchäftigungsart von Frauen oder jugend- 
lihen Arbeitern bis zu 16 Jahren ift die Polizeibehörbe 
fortlaufend zu unterrichten und durch fie eine fortgefegte 
Kontrolle nah den Normativbeftimmungen des Geſetzes aus- 
zuüben. In der Anzeige find die Fabrik, die Wochentage, 
an welden die Beihäftigung ftattfinden fol, Beginn und 
Ende der Arbeitäzeit und der Paufen, fomwie die Art der 
Beihäftigung anzugeben. Eine Anderung hierin darf, ab- 
gefehen von Berfhiebungen, welche durch Erfegung be- 
hinderter Arbeiter für einzelne Arbeitsfchichten notwendig 
werben, nicht erfolgen, bevor eine entſprechende weitere An⸗ 
zeige an die Behörde gemacht ift. Die Polizeibehörde hat kein 
Beitätigungsreht, aber die Anzeige ift auf die Erfüllung 
der geſetzlichen Erforvernifie bin zu prüfen und eventuell 
einzufchreiten. 

In jeder Fabrik hat der Arbeitgeber dafür zu forgen, 
daß in den Fabrikräumen, in melchen jugendliche Arbeiter 
befhäftigt werden, an einer in die Augen fallenden Stelle 
ein Verzeichnis der jugendlichen Arbeiter unter Angabe ihrer 
Arbeitstage, ſowie des Beginnes und Endes ihrer Arbeits- 
zeit und der Paufen auögehängt ift. Ebenſo hat er dafür 
zu forgen, daß in den bezeichneten Räumen eine Tafel aus: 
gehängt ift, welche in der von der Zentralbehörde zu be- 
ftimmenden Fafjung und in deutlicher Schrift einen Auszug 
aus den Beitimmungen über die Befchäftigung jugendlicher 
Arbeiter enthält. *? 

5. Frauen bürfen in Fabriken und den diefen gleichge- 


6? Gew.O. 8. 138; and Anwendung des $. 138 ben 
mann 980 ff., vgl. auch 88. 154, Fabriken gleicherſteuten Betriebe. 
154a, über die hinſichtlich ber Strafbeft. 8. 149 8. 7 
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ftellten Betrieben nicht in der Nachtzeit zwifchen 8'/s Uhr 
abends und 5°; Uhr morgens beſchäftigt werden, an 
Sonnabenden und Vorabenden von Felttagen nit nad 
51/3 Uhr nahmittagg; überhaupt nicht mehr als 
11 Stunden täglid, an Tagen vor Sonn: und 
Fefttagen nicht mehr als 10 Stunden; denfelben muß eine 
einftündige Mittagspaufe gemährt werden; liegt ihnen bie 
Beforgung eines Hausweſens ob, fo find fie auf ihren An- 
trag ?/s Stunde vor der Mittagspaufe zu entlafjen, fofern 
diefe nicht 11/e Stunde beträgt.” Über die Anmeldung 
der Fabrifarbeiterinnen bei der Volizeibehörbe ſ. oben ©. 91. 

Bon den ftrengen Vorſchriften über die Beſchäftigung 
von Frauen in Yabrifen giebt jedoch das Gefeh den PVer- 
waltungsbehörden eine meitreihende Dispenſationsbefugnis 
„wegen außergewöhnlicher Häufung der Arbeit“ ; jedoch darf 
die Arbeitäzeit nie über 13 Stunden betragen. Gegen die 
Verfagung der Difpenfation fteht die verwaltungsrechtliche 
Beſchwerde im Inſtanzenzug frei. 7! 

6. Beſondere VBorfchriften über die Beichäftigung jugend- 
liher Perfonen enthält noch das G. v. 13. Mai 1884 
bezüglih der Zündholzfabrifen. 

7. Arbeitern bis zum vollendeten 18. Jahre, insbe- 
fondere auch den Handlungsgehilfen und Lehrlingen, muß 
die nötige Zeit zur Weiterbildung durch den Beſuch von 


70 Gew.⸗O. 8. 137. Strafbeit. | Landmann 984 ff. Strafbeft. 
8. 146 Abf. 1 3. 2; Land⸗-8. 146 Abi. 1 3. 2, ferner für 
mann 972 ff., über die gleich- | die Aufbewahrung des Crlaub- 
eftellten Betriebe f. bej. Gew.⸗O. nisſcheines für die verlängerte 
. 154a:; Landmann 973. Sonnabenddarbeit von Arbeite- 

711 Gew.O. 8. 138a mit|rinnen über 16 Jahren, $. 149 
fpezielen Normatiobeft., dazu! 3. 7. 
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gemeindlichen oder ftaatlihen Fortbildungsſchulen, 
der für männliche Arbeiter Iandeögefeglich oder durch Oris⸗ 
ftatut als obligatorifch erllärt werben fan, gewährt werben ; 
eventuell ift die hierfür erforberliche Zeit von Staats wegen 
zu beftimmen. An Sonntagen darf der Fortbildungsunter⸗ 
riht nit in den Stunden des Haupt- oder eines kirch⸗ 
licherfeit3 für bie Fortbildungs-Schulpflichtigen befonders 
eingerichteten Gottezdienftes ftattfinden. Durch Ortsſtatut 
fönnen die weiteren Borfchriften über Schulbefuh, Schul- 
ordnung, Pflichten der Elten und Nrbeitgeber erlafien 
werden. Innungs⸗, Fach⸗ und andere Fortbildungsfchulen 
fünnen durch die höhere VBerwaltungsbehörbe als genügen- 
der Erfah der ftatutarifchen Fortbildungsfchule anerkannt 
werben. ’? 

8. Für Arbeiter unter 18 Jahren muß bei Einrichtung 
der Betriebsftätte und Regelung des Betriebes in jedem 
Falle die durch das jugendliche Alter gebotene befondere 
Rückſicht auf Gefundheit und Sittlichfeit genommen werden. 7® 

9. Minderjährige Arbeiter — ausgenommen volksſchul⸗ 
pflichtige Kinder * — Dürfen nur auf Grund eines poli⸗ 
zeilich ausgeftellten Arbeitsbuches beichäftigt werden; 


12 Gew.-D. 8.120 Abſ. 1—8. 13. 4. Bol. übrigens die weiter- 
Dazu Strafbelt. $. 150 3. 4; vie orfchrift F. 139a Abſ. 
über den Begrife gwidünge 
fhule" Seydel ferner % Gew.D. $. 107 Abi. 2, f. 
Landmann en ff. kl ff. über den Grund Ddiefer auf- 
Weitergehende lanbesredhtliche fallenden Beftimmung Land- 
Strafvorfchriften gegen Ber: | mann 776 f.; ein vollfommenes 
legung der Schulpflidt find auß- is der Beſchäftigung ſchul⸗ 
A gor behalten Gew.⸗O. Be Kinder entde Iten nur 


135 Abf. 1, 154 Abi. 2 
73 Gew.⸗O. $. 120e, Land» bis 4. 
mann 848 5. Strafbeft. $. 147 
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dasselbe hat Namen, Ort, Jahr und Tag der Geburt und 
Unterfchrift des Arbeiters, fowie Namen und letzten Wohn- 
ort des Vaters oder Vormundes zu enthalten; im übrigen 
tft die Einrichtung der Arbeitsbücher dur den Reichs⸗ 
fanzler zu beftimmen. 5° Sebe Polizeibehörde hat über die 
von ihr ausgeftellten Arbeitbücher ein Verzeichnis zu führen. 
Die Arbeitöbüiher werden nur auf Antrag oder mit 
Zuftimmung von Bater oder Bormund, even- 
tuell der Gemeindebehörde, foftenfrei durch die Poli- 
zeibehörbe des letzten dauernden Aufenthaltäortes ausgeftellt 
auf Grund des geleifteten Nachweifes der erfüllten Schul- 
pfliht, fomwie des Umftandes, daß ein Arbeitsbuch bisher 
noch nicht ausgeftellt wurde; fie find vom Arbeitgeber einzu⸗ 
fordern und während der Dienjtzeit zu verwahren, auf 
amtliches Verlangen jederzeit vorzuzeigen und nad) erfolgten 
rechtmäßigen Austritt aus dem Dienſt dem Arbeiter bezw. 
deſſen Vater oder Vormund, falls dieſer es verlangt oder 
der Arbeiter das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
eventuell auch an die Mutter oder fonftige Angehörige, unter 
Vermerk des Ein- und Austrittes, ſowie der Art der Be- 
Thäftigung auszubändigen, auch auf Antrag — ebenfo die 
Arbeitszeugniffe — dur die Ortspolizeibehörde Toftenfrei 
zu beglaubigen. Wenn das Arbeitsbuch vollftändig aus- 
gefüllt oder nicht mehr brauchbar ober wenn es verloren 
gegangen oder vernichtet ift, jo wird an Stelle desſelben 
ein neues ausgeſtellt. Die Ausftellung erfolgt durch die 
PVolizeibehörde desjenigen Ortes, an welchem der Inhaber 
des Arbeitöbuches zulegt feinen dauernden Aufenthalt ge- 


76 Verf. d. Reichskanzlers v. 


jiert; Landmann 782; Man- 
18. Januar 1872, nit publi- 


dry 408 ff. 
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habt Hat. Das auögefüllte oder nicht mehr brauchbare 
Arbeitsbuch ift durch einen amtlichen Vermerk zu fchließen. 
Wird das neue Arbeitbuh an Stelle eines nicht mehr 
brauchbaren, eines verloren gegangenen oder vernichteten 
Arbeitsbuches auögeftellt, fo ift dies darin zu vermerken. 
Für die Ausftellung Tann in diefem Fall eine Gebühr bis 
zu fünfzig Pfennigen erhoben werden. Iſt das Arbeitsbuch 
bei dem Arbeitgeber unbrauchbar geworben, verloren ge- 
gangen oder vernichtet, oder find von dem Arbeitgeber unzu- 
läſſige Eintragungen oder Vermerke in oder an dem Arbeits⸗ 
buche gemadt, oder wird von dem Arbeitägeber ohne redht- 
mäßigen Grund die Aushändigung des Arbeitäbuches vermei- 
gert, jo kann die Ausftellung eines neuen Arbeitsbuches auf 
Koſten des Arbeitgebers beanfprucht werden. Ein Arbeitgeber, 
melcher das Arbeitsbuch feiner geſetzlichen Verpflichtung zuwider 
nicht rechtzeitig ausgehändigt oder die vorjchriftsmäßigen 
Eintragungen zu maden unterlaffen oder unzuläffige Merk: 
male, Eintragungen oder Vermerke gemacht bat, ift dem 
Arbeiter entfhädigungspflichtig. Der Anſpruch auf Ent- 
ſchädigung erlifht, wenn er nicht innerhalb vier Wochen 
nad) feiner Entftehung im Wege der Klage oder Einreve 
geltend gemadt wird. Ein Urteil über Führung und 
Tüchtigkeit des Arbeiterd oder fonftige durch das Geſetz 
nicht vorgefehene Eintragungen dürfen in das Arbeitsbuch 
nicht aufgenommen werden, wohl aber fünnen die Arbeiter 
bezw. Vater oder Vormund beim Dienftaugtritt ein Spezial- 
zeugnis über Art und Dauer der Beſchäftigung, auf Ver- 
langen auch über Führung und Xeiftungen begehren. Die 
Eintragungen find mit Tinte zu bemirfen und von dem 
Arbeitgeber bezw. dem Betriebsleiter zu unterzeichnen. Ste 
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dürfen — und das Gleiche gilt von den befonderen Arbeits- 
zeugnifien — nicht mit einem Merkmal verjehen fein, welches 
den Inhaber des Arbeitöbuches günftig oder nachteilig zu 
fennzeichnen bezweckt. GStreitigfeiten über Arbeitsbücher 
gehören zur Zuſtändigkeit der Gemwerbegerichte over Innungs⸗ 
ſchiedsgerichte. 

10. Wöchnerinnen dürfen 4 Wochen lang nach ihrer 
Entbindung gar nicht, für die nächſten 2 Wochen nur auf 
Grund eines ärztlichen Zeugniſſes in Fabriken und den dieſen 
gleichgeſtellten gewerblichen Anſtalten (ſ. oben S. 83) be 
Ihäftigt werden." Hiervon find Ausnahmen gefeglich nicht 


eröffnet. 


11. Gegenüber den allgemeinen Vorſchriften des Ge- 
fees ift jedoch, um den wechjelnden Bebürfnifien der In⸗ 
duftrie, fpeziell für die fog. Saifoninduftrie, die erforderliche 
Berüdfihtigung zu gewähren, die Möglichkeit weitgehender 
Dispenfationen eröffnet: 

a) Über die Statthaftigfeit von Überarbeit bei Fabrif- 
arbeiterinnen f. oben ©. 92.78 

b) Wenn Naturereigniffe oder Unglüdsfälle den regel- 
mäßigen Betrieb einer Fabrik (f. hierzu auch SS. 154, 
Abf. 2—4, 154a) unterbrochen haben, find fchriftliche 
Dispenfationen auf Antrag des Unternehmers zuläffig für 
4 Wochen durch die höhere Verwaltungsbehörde, für längere 
Zeit durch den Neichslanzler bezw. das Reichsamt des 


_— — — — — 


150 OF 1; Landmann 772ff., 
16 Gew.⸗O.88. 107—114, dazu | 1112 
5 137, ferner bezüglich des| 77 Gem.-D. 8.137, Abf. 5, dazu 
etails Seydel130ff., Stieda E. Meier 779; Sandmann 
in Conrads Handwörterb. , 78, Strafbeft. $ 146 3.2. 
598 ff., Strafbeit. $$. 146 3. 3,: 78 Gem.-D. $. 138a. 


— 
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Innern, in dringenden Fällen, fowie zur Verhütung von 
Unglüdsfällen für 14 Tage durch die untere Verwaltungs- 
behörde von den geſetzlichen Vorfchriften über die Marimal- 
zeit der Beichäftigung von Kindern und jugenvliden Ar- 
beitern ($. 185 Abf. 2 u. 3), über die anbermeitigen Beit- 
vorſchriften für die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter 
($. 136), über die Beihäftigung von Arbeiterinnen, aus⸗ 
genommen die Wöchnerinnen ($. 137, Abf. 1—3). 7? 

ce) Wenn die Natur des Betriebes oder Nüdfichten auf 
die Arbeiter in einzelnen Fabriken es erwünſcht erfcheinen 
laſſen, fo kann foriftlih auf Antrag des Unternehmers 
eine andermweite Regelung der Bauen für jugendliche Arbeiter 
und für Arbeiterinnen durch die höhere Vermaltungsbehörde, 
der übrigen Normativvorfchriften für diefe Perfonen (3. 136, 
137, Abf. 1—3) durch den Reichskanzler bezw. das Reichs⸗ 
amt des Innern geftattet werden. Die Marimalarbeitszeit 
für jugendliche Arbeiter ift aber auch dann 6 Stunden, 
wenn zwijchen der Arbeitszeit nicht Paufen von mindeſtens 
einer Stunde gewährt werden. Die Vorfchriften über bie 
Sonntagsarbeit werden dur die Dispenfationen zu b und c 
nicht berührt. °° 

d) Für Fabriken (f. dazu auch 8. 154, Abſ. 2—4, 
$. 154 a), melde mit ununterbrodenem euer arbeiten ober 
durch die Art ihres Betriebes auf eine regelmäßige Tag: 
und Nadtarbeit angemwiejen find, ſowie für ſolche Fabriken, 
deren Betrieb eine Einteilung in regelmäßige Arbeitz- 
ſchichten von gleicher- Dauer nicht geftattet oder feiner Natur 


8 Gew.⸗D. 8. 139 Abi. 2. 


7 Gewm.:D. 8. 189 Abf. 1 
: Landmann 906ff., Strafbeft. 
8. 146 3. 2. 


Landmann 993 ff. Strafbeft. 
8. 146 3. 2. 


Born, Staatöreht II. 2. Aufl. 7 
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nad auf beftimmte Jahreszeiten beſchränkt ift (fogen. Cam⸗ 
pagne-nduftrien), Tann der Bundesrat Ausnahmen von 
den oben unter b) bezeichneten Vorfchriften geftatten, jedoch 
darf die wöchentliche Arbeitszeit für Kinder 36, für junge 
Leute 60, für Arbeiterinnen 65, in Siegeleien für junge 
Leute und Arbeiterinnen 70 Stunden wöchentlich nicht über- 
ſchreiten; die Nachtarbeit ferner darf pro Tag die Dauer 
von 10 Stunden nit überfcdhreiten und muß in jeder 
Schicht durch eine oder mehrere Paufen in der Geſamtdauer 
von mindeltens einer Stunde unterbroden fein; endlich 
müſſen die Tag: und Nachtſchichten möchentlich wechſeln. ®! 

e) Für gewiſſe Fabrikationszweige kann der Bundesrat, 
foweit die Natur des Betriebes oder die Nüdficht auf die 
Arbeiter es erwünſcht erfcheinen laflen, die Abkürzung ober 
den Wegfall der für jugendliche Arbeiter vorgefchriebenen 
Pauſen geftatten, jedoch ift die Marimalarbeitszeit täglich 
6 Stunden, fofern nicht zwiſchen den Arbeitäftunden eine 
oder mehrere Paufen von zujammen mindejtens einftündiger 
Dauer gewährt mwerben. ®? 

f) Für Fabrilationszweige, in denen regelmäßig zu ge- 
wifien Zeiten des Jahres ein vermehrte Arbeitsbedürfnis 
eintritt, fann endlich der Bundesrat Ausnahmen von den 
gefeglichen Borfchriften über die Nacht: und Sonnabend- 


sı Gem. D $ 139a bj. 1|oben ©. 89 sub. b) c) e) f) h) 
9. 2, Abf. 2. Hierher — genannten Berordnungen. Bgl. 
die B. d. BR. v. 17. März 1892 | Landmann 1005}. u eafbeit. 
(NGB. 328) über Steinktohlen- su 3. 139a in $. 146 Abſ. 1 2 
bergwerfe, die V. v. 24. März| 2°? Gew.-D.$. 139 a Abſ. 1: 
1892 (NRGB. 331; 1893, 3) über | dazu V. d. BR. v. 8. Der. i IR 
Steinfohlenbergwerfe xc. im Re | (RGB. 264) für Spinnereien, ſ. 
gierungdbezirt Oppeln, fowie die ' Landmann 1007. 
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arbeit, ſowie die Maximalarbeitszeit der Arbeiterinnen 
(8. 1387 Abf. 1 u. 2) zulaffen, 3? jedoch darf die tägliche 
Arbeitszeit 13, an Sonnabenden 10 Stunden nidt über- 
fchreiten, die Erlaubnis auf mehr ald 40 Tage im Jahr 
auch nur dann erteilt werden, wenn die tägliche Dauer im 
Durchſchnitt der Betriebstage des Jahres die regelmäßige 
gefegliche Arbeitszeit nicht überfchreitet. 

Die vom Bundesrat zu d) e) f) erlafienen Vorfehriften 
können aud für beftimmte Bezirke erlafien werden, müſſen 
zeitlich begrenzt fein, im RGB. veröffentlicht und dem 
Reichsſtag bei feinem nädften BZufammentritt vorgelegt 
werden. ®* 


V. Maximalarbeifereit für erwachſene Mrbeifer, 
(Rormalarbeitstag.) 

Für Gewerbe, in welchen durch übermäßige 
Dauer der täglihen Arbeitszeit die Gefund- 
heit der Arbeiter gefährdet wird, kann der 
Bundesrat auf dem Verordnungswege: 

1. Dauer, Beginn und Ende der zuläffigen 

Arbeitözeit, 

2. Dauer, Beginn und Ende der zu gemährenden Paufen 

beftimmen, 

8. die zum Vollzug feiner Vorſchriften erforderlichen 

Maßnahmen treffen. 

Sole Verordnungen find im RGB. zu veröffentlichen 

und dem Reichstag zur Kenntnisnahme vorzulegen. 


ew. O. $. 139a Abſ. | 4 Sew.-D. 8. 139a Abſ. 5, 
2. 4 ana: Landmann 107. | dazu Landmann 1010. 
7* 
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In dieſer Beſchränkung tft fomit das Prinzip des Nor- 
malarbeitstages feit 1891 in die deutſche Geſetzgebung auf- 
genommen. 95 

Demgemäß wurde durch V. d. BR. v. 4. März 1896 
(RGB. 55) eine Marimalarbeitözeit in Bäckereien und 
Konditoreien, in denen auch Bäderwaren bergeitellt werben, 
fofern in dieſen Betrieben zwiſchen 81/2 Uhr abends und 
51/3 Uhr morgens Gehilfen oder Lehrlinge befchäftigt find, 
vorgejchrieben, und zwar bei Gehilfen von 12 Stunden für 
die Arbeitöfchicht, die in der Woche höchſtens 7 betragen 
dürfen, bei Lebrlingen von 10 bezw. 11 Stunden im 
eriten bezw. zweiten Lehrjahre; diefe Vorfchriften traten vom 
1. Juli 1896 ab in Kraft. 


VI Allgemeine Arbeiterſchukvorrichtungen. 

Die Gemwerbeunternehmer find in allen 
Bewerben ohne Rüdfiht auf etmaige „be- 
fondere Gefahren” des Betriebs und ohne die 
Möglihleit vertragsmäßiger Einſchränkung 
dieferöffentlihrehtliden Pflihtverpflidtet, 

1. den Betrieb fo zu regeln, daß die Arbeiter 
möglichft gegen Gefahren für Xeben und Ge- 
fundheit gefhüst find, demgemäß die Arbeitgräume, 
Betriebsvorrihtungen, Mafchinen, Gerätfchaften entfprechend 


5 Gemw.D. $. 1200 Abſ. 3 (die | ift einer bejonderen Kommiffion 
Stellung dieſer VBorfchrift mweit- | für Arbeiterftatiftil übertragen. 
tragenditer Bedeutung ala Ein- | Apothelen, Handelsgeſchäfte und 
fchiedfel ift jedenfalls höchſt un- Bergwerke fallen nicht unter bie 
lücklich; Landmann 860 ff. Boriärift © 154 Abf. 1; 1548). 
Die Vorbereitung des Erlafjes | Strafbeit. 3. 147 3. 4 (Gelbftr. 
der erforderliden Borfchriften | bis 300 M., event. Haft). 
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einzurichten, für Licht und Luft, fowie Befeitigung von 
Staub, Gafen, Dünften, Abfällen zn forgen, endlich die 
erforderlihen Vorrichtungen zum Schuß gegen Feuersgefahr 
fowie gegen gefährliche Berührungen der Arbeiter mit 
Mafchinen oder ähnliche Gefahren herzuftellen ; ®° 

2. Diejenigen Einrichtungen berzuftellen 
und Borfhriften zu erlaffen, welde Anftand 
und gute Sitte erfordern, indbefondere bezüglich der 
Bevürfnisanftalten, der Waſch- und Ankleiveräume. NRegel- 
mäßig fol bei der Arbeit Trennung der Geſchlechter ftatt- 
finden. °” Zur Durchführung der befonderen, in diefen Bor: 
Schriften des Geſetzes, ſowie für jugendliche Arbeiter (ſ. oben 
©. 88 ff.) angeordneten Schugmaßregeln kann der Bundesrat 
auf dem Verordnungswege generelle Vollzugsanordnungen, 
insbefondere ſolche gewerbehygienifcher Art, für beftimmte 
Arten von Anlagen erlaflen; diefelben find durch das RGBl. 
zu veröffentliden und dem Neichdtag zur Kenntnisnahme 
mitzuteilen.®® Das gleiche Recht haben, falld der Bundes- 
rat von feiner geſetzlichen Befugnis feinen Gebrauch gemacht 
hat, die Landeszentralbehörben , ſowie die zum Erlaß von 
Volizeiverorbnungen zuftändigen Behörden; in diefen Fällen 


86 jIber die Frage der civil. a f ſ. dazu auh Mandry 
rechtlichen a | a 
des Arbeitgeber? auf Grund a0! Gew.-D.8.120e ai. 1,2,4, 
Diefer Vorſchriften ſ. Land- Sandmann 6ff. Demgemäß 
mann 837ff. und das dort |ergingen V. d. BR. 8. Juli 
zitierte Material. Außerdem kom⸗ | 1893 (ROB. 209) über Sünbot 
men in Betracht RStGB. 88. | Fabriken, v. gl. Dat. (RG 
222, 230,232 (fahrläffige Tötung | Über Bleifarben- und Blenuden 
und Rörperverlegung) | fabriten, v. gl. Dat. (RGB. 218) 
87 1208, 120b über&igeerefabriten Strafbeft. 
(1891); —B 830 ff, 8. 147 3. 4 
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ift eine gutachtliche Außerung der Berufsgenoffenfchaften 
(f. unten $. 30) unter Beteiligung der Arbeitervertreter 
(Unf.-Berf.-G. 8. 79 Abf. 1) zu erholen. 

3. Endlich können für einzelne Anlagen die Polizei: 
behörden in dem durch obige Borfchriften gezogenen Rahmen 
jederzeit auf dem Wege der Verfügung ®? die Durchführung 
der Schubvorrichtungen der 88. 120a bis 120c herbei⸗ 
führen; als Schranke beitimmt das Gefeg nur, daß die 
Schugoorrichtungen „erforderlich und nad) der Beichaffenheit 
der Anlage ausführbar erfcheinen” ; insbeſondere fol in der 
falten Jahreszeit für warme Räume zur Cinnahme der 
Mahlzeiten geforgt werden. Polizeilihe Verfügungen diefer 
Art fünnen vom betroffenen Unternehmer binnen 2 Wochen 
mit Beſchwerde, eventuell binnen 4 Wochen mit weiterer 
Beſchwerde bei der Zentralbehörbe, deren Entſcheidung end- 
giltig ift, angefochten werden. Eventuell fteht das Be— 
ſchwerderecht auch dem Borftand der Berufsgenoſſenſchaft zu, 
wenn zwijchen diefer und der Polizei Differenzen in Hin- 
ſicht der erlaffenen Vorfchriften zur Verhütung von Unfällen 
fih ergeben. ?° 

4. Für Tötungen und Körperverlegungen, welche beim 
Betrieb von Bergwerken, Steinbrüdhen, Gräbereien, Fabriken 
fih ereignen, befteht eine Haftpflicht der Arbeitsherren nad 
Maßgabe des Spezialgefeßes v. 7. Juni 1871 (RGB. 207), 
das indes durch 8. 95 des Unfallverf.-Gef. v. 6. Juli 
1884 eine ne weſentliche Einſchränkung erfahren hat. ?! 





69 Gew.-D. $. 121d, Abf. 1, 9 Gew.-D. $. 121d Abf. 4, 
dazu in Abf. 2 u. 8 8 Übergange- dazu Landmann 854ff. 
beftimmungen. ande, 916. bierrzu Landmann 
mann 850 ff., beſ Über die zu⸗ 388 ff., Randın 80f. 442 ff., 
ſtändigen Behörden. ferner unten $. 30 
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VII Fabrikinfpektion. 

Zur Kontrolle der Werkftätten überhaupt und fpeziell 
der Durchführung der die Sonntagaruhe, die Arbeitsorb- 
nungen, die Frauen- und Kinderarbeit, den Schub der 
Arbeiter bezwedenden VBorfchriften (88.105 a, 105 b Abf. 1, 
105c bis 105h, 120a bi3 120c, 134—139 a) find nad 
dem Geſetz bejondere Beamte von den Einzelftaaten für 
beitimmte Bezirke zu beftellen, „ausfchließlich oder neben 
den ordentlichen Polizeibehörden“, welch' letzteren fie jeden— 
falls in Rechten und Pflichten gleichſtehen, die Fabrik— 
infpeftoren ober Gewerberäte.?? Dieſelben können 
jederzeit die geſetzlichen Revifionen, namentlich auch nachts, 
während die Fabrifen im Betriebe find, in den Fabriken 
ihres Bezirkes vornehmen , find aber vorbehaltlich der An- 
zeige von Geſetzwidrigkeiten zum jtrengften Geheimnis über 
alle ihnen hierbei zur Kenntnis gelommenen Dinge ver- 
pflichtet; fie haben über die Zuftände ihres Bezirkes fort- 
laufende genaue Jahresberichte auf Grund ihrer perfönlichen 
Beobadtungen und ber von den Arbeitgebern zu liefernden 
ftatiftifchen Mitteilungen zu erftatten, welche auch dem 
Bundesrat und Reichstag vorzulegen find. Vor allem 


92 Eine derartige Behörde | Preußen, Bayern, Sachſen haben 
batte für Preußen ſchon Fried: ' diefe Beamten auch die Kontrolle 
rih Wilhelm I. eingerichtet, f. | über die Anlagen nad Gew.⸗D. 
Gifer in Conrads Handwörter- % 16. Auch die Staats⸗ und 
b. III, 1080 ff. ommunal-(Sewerbebetriebe find 

” Gew.⸗D. 8. 189b., dazu der Auifiht diefer Beamten 
E. Meier a. a. D. 781. Dazu | unterworfen. Die Jahresberichte 
Dienftanıw. d. BR. v. 19. Dez. |erfcheinen als „Amtlihe Mit. 
1878, ergänzt 14. Dez. 1898, f. teilungen* im Buchhandel. Straf- 
Preußen NE. v. 27. Aprit 1891 beit. $. 149 3. 7, hiezu Land- 
u. Dienftanw. v. 28. März 1892, | mann 1109. 
vgl. Landmann j012 In 
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wird es Aufgabe diefer Organe fein, die Heritellung der 
erforderlihden Schutzvorrichtungen für Die Arbeiter bei den 
Polizeibehörden gemäß $. 120 d anzuregen. ** 


VIII. Befriebabeamfe, Werkmeiſter, Techniker. 

Durh die Novelle von 1891 murde der Gemw.-D. ein 
befonderer Abſchnitt mit rückwirkender Kraft eingefügt über 
Betriebsbeamte, Werkmeifter und Techniker 
(ausgenommen Bergwerle und Handelsgeſchäfte). Die 
Perfonen, melde feſt angeftellt und 1) zur Leitung ober 
Beauffihtigung des Betriebes berufen find, ſowie 2) höhere 
technifche Dienfte ald Mechaniker, Chemiker, Arditelten zu 
feiften haben, beburften für ihr Rechtöverhältnis einer be- 
fonderen geſetzlichen Normierung, die bis dahin fehlte. Der 
Dienftvertrag folder Perfonen kann mangeld andermeiter 
Vereinbarung mit Ablauf jedes Kalenvervierteljahres nad 
6 Wochen zuvor erfolgter Kündigung gelöft werben; außer 
diefer Zeit und ohne Kündigung nur, wenn ein „wichtiger, 
nad den Umftänden des Falles die Aufhebung rechtfertigen- 
der Grund vorliegt” ; eine Reihe folder Gründe find bei- 
fpielamweife („insbeſondere') im Geſetz felbft aufgeführt. 
Mit der Auflöjfung hören die gegenfeitigen Verpflichtungen 
auf; nur bei „unverfchuldetem Unglück“ hat der Arbeit- 
geber die Leiftungen noch 6 Wochen meiter zu präftieren, 
abzüglich der etwa fälligen Kranken⸗ oder Unfallverficherungs- 
gelver. Die geſetzlichen Vorſchriften über Lohneinbehaltung 
bei Kontraktbruch, ſowie ftatutarifche Vorfchriften über die 
Art der Lohnzahlung (f. oben S. 79) find auf diefe Kategorien 


%# Zandmann Bölf. 
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nit anwendbar, mohl aber die gejeglihen Borfchriften 
über Entfhädigung bei Kontraftbrud und über PVerleitung 
zu Kontraktbruch (ſ. S. 76 f.), fowie die Vorfchriften über 
die Sonntagsruhe. 9° 


IX. Tehrlinge. 

Bezüglich der Lehrlinge, d. i. derjenigen Per- 
fonen, deren Arbeitsvertrag hauptſächlich die 
Ausbildung in einem Gewerbe zum Biel hat, 
enthält das Geſetz eine Reihe fpezieller Vorfchriften, 9° bie 
fh jedoch nit auf Apothefen und Handelsgeſchäfte be- 
ziehen. 

1. Lehrlinge find von dem Lehrherrn, deflen väterlicher 
Zucht fie unterworfen find, ?” oder einem „geeigneten, aus- 
drücklich dazu beftimmten” Vertreter ſowohl in den Arbeiten 
des zu erlernenden Gewerbed in der durch den Zweck der 
Ausbildung gebotenen Reihenfolge und Ausdehnung zu 
untermweijen, al® auch überhaupt zu Arbeitjamleit und guten 
Sitten zu erziehen und vor Ausjchweifungen zu bewahren. 9® 
Insbeſondere ift ihnen die erforderliche Zeit und Gelegen- 
beit zur Yortbildung und zum Beſuch des Gottesdienſtes 
an Sonn- und Teiertagen zu gewähren. in Anbetradt 
der fittliden Bedeutung des Lehrverhältnifjies fchreibt das 
Geſetz vor, daß Perfonen, welche durch gerichtliche Urteil 





“= Gew.D. 88. 133a—133e,' Dazu Strafbeft. $. 148 3.9, 10. 
verb. 105b—105i, 119a, 124b, Mandry4ilff. —B 
125, dazu Landmann 898 Ff.: :| Sandmann ln 
das Borbild dieſer Vorſchriften 9 Gew.O. 8. 127. elle 
waren die Art. 57—64 des: in Stengeld Wörterb. 
HandGB. über Handlungd-) Stieda in Conrads vand⸗ 
gehilfen. mwörterb. m 1014 

* Gew-D. 88. 126—133. x Gew.O. 8. 1 6. 
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der bürgerlichen Ehrenrechte verluftig erklärt worden find, 
auf die Dauer diefes Ehrverluftes Arbeiter unter 18 Jahren 
nicht unterwerfen dürfen; in dieſem Falle kann polizeiliche 
Entfernung aus dem Arbeitsverhältnis ftattfinden. ?® 

2. Der Xehrvertrag fann mündlich oder ſchriftlich abge- 
ſchloſſen werden, doch ift die fchriftlihe Form vom Geſetze 
dadurch begünftigt, daß gemifje Anſprüche aus dem Lehr- 
vertrage nur im Falle ſchriftlichen Abſchluſſes desfelben 
geltend gemacht werben fünnen, und daß fchriftliche Lehr⸗ 
verträge ftempelfrei find. ?00 

3. Der Lehrzeit geht eine Probezeit voran, welche nicht 
weniger ald vier Wochen und nicht mehr als drei Monate betragen 
darf ; während derſelben ift das Lehrverhältnis vollfommen frei 
löglih, nach Ablauf derjelben nur bei gegenfeitiger Überein- 
ftimmung, ſowie aus den im Gefet jelbft ſowohl für den Lehr⸗ 
bern als für den Lehrling genau bezeichneten Gründen (f. 
dazu unten S. 111 114), 1202 Außerdem gilt der Lehrvertrag 
aufgehoben dur den Tod des Lehrlings und den des Lehr- 
herrn, wenn dies binnen 4 Wochen geltend gemacht wird. 
Verläßt der Lehrling in einem durch das Geje nicht vor- 
gefehenen alle ohne Zuftimmung des Lehrherrn (88. 128 
Abf. 1, 3; 181) die Lehre, fo kann legterer den Anſpruch 


” Gem.D. $. 106. Straf | Verpflitungen in einer bie 
beft. $. 150 3. 1. Mandry Defunbbeit, die Sittlichfeit oder 
412. Zandmann 768 die Ausbildung des Lehr: 

100 Gew.⸗O. 88. 130, 1 2, 128 ‚Tinge jefährdenden Weije ver- 

bf. 5. nacdhläffigt, oder das Recht der 

101 Gew.⸗O. 88. 128 pb. 128, Dätertigen Zudt mißbraudt 
124 3. 1, 3, 5. Der, Xebr-| oder zur Erfüllung der ihm 
ling darf außerdem einfeitig | vertragsmäßig obliegenden Ber- 
das Perhältnis löſen, wenn pflichtungen unfähig wird. 
der Lehrherr feine gefeglichen 
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auf Rückkehr des Lehrlings nur geltend machen, menn der 
Zebrvertrag fchriftlih gefchlofien if. Die Polizeibehörde 
fann in diefem Falle auf Antrag des Lehrherrn den Lehr- 
ling anhalten, jo lange in der Lehre zu verbleiben, bis 
durch gerichtliches Urteil das Lehrverhältnis für aufgelöft 
erklärt iſt. Der Antrag ift nur zuläffig binnen einer Woche 
nad dem Außtritte des Lehrlinge. Im Falle der Weige- 
rung der Rückkehr Tann die Polizeibehörde den Lehrling 
zwangsweife zurüdführen lafjen oder durch Androhung von 
Geldftrafe bis zu 50 Mark oder Haft bis zu fünf Tagen 
ihn zur Rückkehr anhalten. 172 Ein Entſchädigungsan⸗ 
ſpruch, fei es des Lehrherrn, fei es bes Lehrlings, bei vor⸗ 
zeitiger Löſung des Lehrverhältniſſes kann nur geltend 
gemacht werden, wenn der Lehrvertrag ſchriftlich abgeſchloſſen 
war, und muß binnen 4 Wochen nah Löſung des PVer- 
bältnifjes klage⸗ ober einredemeife bei den Zivilgerichten 
geltend gemacht werden; in gewiſſen Fällen ($. 128 Abf. 
1 u. 4) ift eine Entfchädigungsforderung nur zuläffig, 
wenn fie im Xehrvertrag ausprüdlih nah Art und Höhe 
vorgefehen iſt. ias ft von dem Lebrheren das Verhältnis 
aufgelöft worden, weil ber Lehrling die Lehre unbefugt 
verlafien bat, fo darf die von dem Lehrherrn beanfpructe 
Entſchãdigung, wenn in dem Lehrvertrage ein anderes nicht 
bedungen tft, im Höchftbetrage jo feitgefegt werden, daß 
für jeden auf den Tag des Vertragsbruches folgenden Tag 
der Lehrzeit, höchſtens aber für ſechs Monate, bie Hälfte 
des in dem Gewerbe des Lehrherrn den Gefellen oder Ge- 


108 Gen.D. $. 130. Land- 
mann 892. 


108 Gew.⸗O. 8. 192. Land⸗ 
mann 895f. Mandry 415. 
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bilfen ortsüblich gezahlten Lohnes als folche berechnet wird. 
Für die Zahlung der Entſchädigung find als Selbſtſchuldner 
mit verhaftet der Vater des Lehrlinge, ſowie derjenige Arbeit- 
geber, welcher den Lehrling zum Verlaſſen der Lehre ver- 
leitet, oder welcher ihn in Arbeit genommen bat, obwohl er 
wußte, daß der Lehrling zur Yortfegung eines ander- 
weitigen Lehrverhältnifjes noch verpflichtet war. Hat der 
Entſchädigungsberechtigte erft nach Auflöfung des Xehr- 
verhältniſſes von der Perfon des Arbeitgebers, welcher den 
Lehrling verleitet oder in Arbeit genommen hat, Kenntnis 
erhalten, fo erlifcht gegen dieſen der Entſchädigungsanſpruch 
erft vier Wochen nad erhaltener Kenntnis. 1%* 

4. Erflärt der Bater oder Bormund des Lehrlingd dem 
Lehrherrn fchriftlih, daß der Lehrling zu einem anderen 
Beruf oder Gewerbe überzugehen gedenke, fo gilt das Ber- 
hältnis ſpäteſtens nad vier Wochen als gelöjt; die gleiche 
Erklärung kann auch der Lehrling ſelbſt, falls er groß- 
jährig, mit Rechtskraft abgeben; dies ift im Arbeitsbuch 
zu vermerfen. Will der Lehrling dann wieder zu dem 
früheren Gewerbe zurüdfehren, fo bedarf es hiezu für bie 
Zeit von neun Monaten nad) Aufhebung des früheren 
Zehrverhältnifles der Zuftimmung des früheren Lehrherrn. 106 

5. Nach Ablauf der Lehrzeit erhält der Lehrling über 
Dauer der Lehrzeit, Kenntnifje, Fertigkeiten und Betragen 
ein Zeugnid des Lehrheren, welches von der Gemeinde- 
behörde fojtenfrei zu beglaubigen iſt, oder einen von ber 
Innung ausgeftellten Lehrbrief. 10° 


104 Gew.⸗O. $ 133. | 106 Gew.⸗O. 8. 129. 
105 Gew.⸗O. 8. 131. 
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6. Die Fürforge für das Lehrlingswefen ift eine be- 
fonder8 wichtige Aufgabe der Innungen (f. über dieſe unten 
8. 26). Die Imnungen find verpflichtet, für bie tech- 
niſche, gewerblide und fittlihe Ausbildung der Lehrlinge 
zu forgen, und können zu diefem Zwede Fachſchulen ein- 
ridten und ihrer dauernden Zeitung unterftellen 197 fie 
haben ferner Streitigfeiten zwifchen Meiftern und Lehrlingen 
über das Lehrverhältnis im Sinne von Gem.-D. $. 1208 
an Stelle der Gemeinvebehörde zu entfcheiden. 1% Die 
fürforgende Thätigfeit der Innungen bezüglich des Lehrlings⸗ 
weſens hielt man für fo wichtig, daß der Gefehgeber in 
diefem Punkte vor einer Durchbrechung des Prinzipes der 
Gewerbefreiheit nicht zurückſcheute. Das Geſetz geftattet 
nämlid, daß, wenn aud in miberrufliher Weife, von 
Staat? wegen die Kompetenz der Innungen auch auf folche 
Gewerbetreibende ausgedehnt werde, melde der Innung 
nit angehören. Die höhere Verwaltungsbehörde — in 
Preußen der Regierungspräfident, mit Befchwerde an ben 
Handelsminifter — kann nämlid nad Anhörung der 
Auffichtsbehörde „für den Bezirk einer Innung, deren 
Thätigleit auf dem Gebiete des Lehrlings- 
weſens fih bewährt hat“,109 in wiberruflicher Weife 
beitimmen: 

a) Daß Streitigkeiten über das Lehrverhältnig im Sinne 
des GewGerG. 8. 3 Abf. 1 durch die Innungsbehörde 
entfchieden werden müffen, gleichgiltig, ob der ftrei- 


107 Gew.⸗O. 8. 97a * 1. 
108 Gew.O. 8. 97 3. 4 pb. 
100d beſ. Abf. 2. 

100 Uber die in den Motiven 


und in Vollz.Anw. der Einzel⸗ 
ftaaten enthaltenen Direltiven 
zur Beurteilung dieſer Frage 
f. Landmann 627 
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tende Meifter der Innung angehört oder nit, 
falls einer der ftreitenden Teile Dies verlangt, und der 
Meifter der Innung angehören könnte; 10 

b) daß bezw. inwieweit die Innungsvorſchriften über 
Regelung des Lehrlingsweſens, fpeziel über Ausbildung 
und Prüfung der Lehrlinge einfchließlich der Lehrbriefe, all 
gemein ohne Rüdfiht auf die Zugehörigkeit zur Innung 
bindend fein follen. Die Prüfungstommiffton ift jedoch 
dann, wenn Lehrlinge geprüft werden follen, deren Meifter 
nicht zur Innung gehören, nur zur Hälfte von der Innung, 
zur andern Hälfte von der Auffichtsbehörbe zu beftellen. 171 

c) Enthalten ſchon diefe, durch die Novelle v. 1881 ges 
gebenen Vorfchriften eine Art Innungszwang, fo ijt Dies 
in noch höherem Grade der Fall bei der dur die Novelle 
v. 8. Dez. 1884 gegebenen Vorfchrift, daß unter den vor- 
bezeichneten Borausfegungen den Nicht-Innungs— 
meiftern die Annahme von Lehrlingen ver- 
boten werden fann.!!2 


X. Auflöfung des Mrbeifsverfrages. 

Das Arbeitöverhältnis, abgefehen von Lebrlingen, 
Betriebsbeamten und Handlungsgehilfen, für welche be— 
ſondere Borfchriften gelten, ift mangel3 anderweitiger 
Verabredung von beiden Seiten frei lösbar nach vierzehn- 


110 Gew.-D.8.100e 3.1. Die| 11! Gem.-D. 8. 100e, 8. 2. 
Interpretation der Worte: „zur| 119 Gew.⸗O. hr 100e 2.8. 
Aufnahme in die Innung fähig“ | Landmann 626ff. Inzwiſchen 
ift zweifelhaft, und der Wortlaut | hat Die Bewegung auf Zwangs⸗ 
würde dazu führen, daß das innungen durch Reichstagsbe⸗ 
Geſetz gerade diejenigen Meifter ſchlüſſe von 1887 und 1893 noch 
nicht treffen würde, melde eö | einen weiteren — ge⸗ 
in erſter Linie treffen ſoll (Man⸗ macht, dem der Bundesrat bis 
‚gel der bürgerlichen Ehrenredhte!). | jegt allerdings feine Folge gab. 
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tägiger Kündigung ‚113 außerdem aus einer Anzahl von 
gefeglich genau bezeichneten Gründen fofort.!!* Außer den 
fpezialgefeglichen Kündigungdgründen ift nunmehr (feit 1891) 


118 Gew.O. $. 122. Land» 
mann 865ff. 

114 Gew.⸗O. $. 128. „Bor Ab⸗ 
lauf der vertragamäßigen Zeit 
und ohne Auffündigung fünnen 
Gefellen und Sehilfen entlaffen 
werden: 

1. wenn fie bei Abichluß des 
Arbeitövertrages den Arbeitgeber 
durch Vorzeigung falfcher oder 
verfälichter Arbeitöbücher ober 
Zeugnifje bintergangen oder ihn 
über das Beftehen eine? andern, 
fie gleichzeitig _verpflichtenden 
Arbeitöverhältniffe®e in einen 
Irrtum verfegt haben; 

2. wenn fie eined Diebftahls, 
einer Entwendung, einer Unter» 
ſchlagung, eined Betruges oder 
eines liederlichen Lebenswandels 
fih ſchuldig machen; 

3. wenn fie die Arbeit unbe- 
fugt verlaflen haben oder fonft 
den nad dem Arbeitövertrage 
ihnen obltegenden Verpflichtungen 
nachzukommen bebarrlid ver- 
weigern; 

4. wenn fie der Verwarnung 
ungeachtet mit Feuer und Licht 
unvorfichtig umgeben; 

5. wenn fie fi Thätlichfeiten 
oder grobe Beleidigungen gegen 
den Arbeitgeber oder jeine Ver- 
treter oder gegen die Yamilien- 
—A des Arbeitgebers 
oder ſeiner Vertreter zu Schulden 
kommen laſſen; 

6. wenn ſie einer — 
und rechtswidrigen Sachbeſchä⸗ 


digung zum Nachteil des Arbeit⸗ 
gebers oder eines Mitarbeiters 
ſich ſchuldig machen; 

7. wenn fe Yamilienangehörige 
des Mrbeitgeberö oder feiner 
Vertreter oder Mitarbeiter zu 
Handlungen verleiten oder zu 
verleiten verfuhen oder mit 
Yamilienangehörigen des Arbeit» 

eber8 oder feiner Bertreter 
Sandfungen begehen, welche wider 
die Geſetze oder die guten Sitten 
verftoßen: 

8. wenn fie zur Fortſetzung 
der Arbeit unfähig oder mit 
einer abichredenden Krankheit 
behaftet find. 

In den unter Nr. 1 bi? 7 ge- 
dachten Fällen ift die Entlaffung 
nicht mehr zuläffig, wenn die 
zu Grunde liegenden Thatſachen 
dem Arbeitgeber länger als eine 
Woche befannt find. 

inwiefern in den unter Rr. 8 
gedachten Fällen d.m Entlaflenen 
ein Anſpruch auf Entihädigung 
uftebe, ift nach dem Inhalt des 

ertraged und nad den allge- 
meinen gefeglihen Borfchriften 
zu beurteilen.” 

Gew.-D. 8. 124: „Bor Ablauf 
der vertragsmäßigen Zeit und 
ohne Auftündiaung können Ge- 
fellen und Gebilfen die Arbeit 
verlaflen: 

1. wenn fie zur Fortſetzung 
der Arbeit unfähig werden; 

2. wenn ber Arbeitgeber oder 
feine Vertreter fi) Thätlichleiten 
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überdies geftattet, daß beide Teile „aus wichtigen Gründen” 
den Arbeitövertrag löfen, fall8 derfelbe auf mindeſtens vier 
Wochen oder mit einer längeren als 14tägigen Kündigungsfrift 
vereinbart ift. 17° Ungejeglide Löfung des Ar- 
beitsverhältniffes kann nurzivilredtlid ver- 
folgt werden; das hierüber früher vorhandene 
Zandesftrafredt ift durch die Gemwerbeord- 
nung bejfeitigt. Die gejeglihen Entlafjungsgründe 
find öffentliches Recht, ein Verzicht auf diefelben demnach 
unzuläſſig. Die gegenfeitigen Verpflichtungen find mit 
dem Moment der Löfung des Arbeitövertraged beendigt, 
vorbehalten nur $. 123 3. 8.116 Bei rechtswidrigen 
Verlaſſen des Dienftes durch den Arbeiter kann der Arbeit- 
geber — und ebenfo im umgekehrten Falle — als Ent- 
fhädigung für den Tag des PVertragäbruches und jeden 


oder grobe Beleidigungen gegen | 5. wenn bei Fortſetzung der 
die Arbeiter oder gegen ihre! Arbeit da8 Leben oder die Ge⸗ 
gamilienen ehörigenzu Schulden fundheit der Arbeiter einer er- 
ommen laflen: weislichen Gefahr ausgeſetzt fein 
3. wenn der Arbeitgeber oder | würde, welche bei Eingepung 
feine Bertreter oder Familien- | des Arbeitävertrages nicht zu 
angehörige derfelben die Arbeiter | erfennen war. 
oder deren yamilienangehörige! In den unter Nr. 2 gedachten 
zu Handlungen verleiten oder zu Fällen ift der Austritt aus der 
verleiten verfuchen oder mit den : Arbeit nicht mehr zuläffig, wenn 
milienangehörigen ber Arbeiter | die zu Grunde liegenden That» 
andlungen begeben, melde | ſachen dem Arbeiter länger als 
wider die Gefege oder die guten | eine Woche befannt find.” Für 
Sitten laufen; beide & eingehende Erläuterung 
4. wenn der Arbeitgeber den und Gafuiftt? bei Landmann 
ne ben ISulbigen den 867 ff. 
nit in der bebungenen Weiſe 115 . . 
auögahlt, bei Stüdiohn nict| „um Se 5. 1248, Land 
für ihre ausreichende Veſchäfti- j 
gung forgt, oder wenn er ſich 11968. hieher Landmann 
wiberrechtliher Übervorteilungen : 868 f., 878, 875; Mandry 410. 
gegen fie ſchuldig madt: 
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weiteren Tag der gejeglichen oder vertragsmäßigen Arbeits- 
zeit, jedoch nicht über eine Woche, den ortsüblichen Tage- 
lohn, mit Ausfchluß weiterer Schabenserfatanfprüce, ver- 
langen. Für „Fabriken“ (8. 134 Abſ. 2) gilt Diefe 
Vorſchrift nicht. 17 Arbeitgeber, welche Arbeiter, auch in 
Fabriken und der Haudinduftrie, zum geſetzwidrigen Ver⸗ 
laflen des Dienftes verleiten oder in Kenntnis des eriteren 
Umftandes in Arbeit nehmen ober behalten, e3 fei denn, 
daß jeit dem Stontraftbruch bereits 14 Tage verfloffen find, 
ind dem früheren Arbeitgeber fchabenerfatpflichtig. 1° Beim 
Abgang aus der Arbeit kann der Arbeiter ein Zeugnis über 
Art und Dauer feiner Beichäftigung, auf beſonderes Ver⸗ 
langen auch über feine Führung fordern, welches von ber 
Ortspolizeibehörbe foften- und ftempelfrei zu beglaubigen ift. 119 


XI. Gewerbliche Bilfskaffen. 1% 

Die Gewerbeordnung in ihrer urfprüngliden Faſſung 
hatte die durch Ortsſtatut oder Anordnung der Verwaltungs⸗ 
behörde begründeten Verpflichtungen ber jelbftändigen Ge- 
werbetreibenden, für fih einer Hilfskaſſe für jelbitändige 
Gewerbetreibende beizutreten, ausbrüdlih aufgehoben. 1?1 
Für das Hilfsperfonal felbft war volle Freiheit gewährt, 


17 Gem.D. $. 124b, orts⸗ 
üblider Tagelohn KrantRerf®. 
.8, vom die Zufammenftellung 
BL 1892 ‚11T. Landmann 
876ff., bef. über bie durch ben | lichen orfehriften „aber freie 
Reichstag erfolgte Abſchwächung Hilfskafſen find in der 1. Aufl. 
diefer Vorſchrifi. Über Fabriken : eingehend bargeftellt; bei ber der- 
f. oben ©. 88.  maligen that äglichen Lage der 
118 Gew.⸗O. $. 125. Land⸗ Dinge iſt das nicht —8* er⸗ 
mann 880ff. forderlich. 

119 Gew.O. 88. 113, 114. 121 Gew.⸗O. 8. 140. 

Zorn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 8 


120 Bol. zum Folgenden: €. 
Meier, — v. „oilfste en. Man⸗ 
— Landmann 1021ff. 

e er, 810f. Die gefeg- 
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einer privaten Hilfsfaffe anzugehören; nur wenn dies 
nicht geichehen, konnte durch Ortsftatut der Beitritt zu einer 
beftimmten Hilfsfaffe obligatorifh gemadt werden. Im 
übrigen war die Materie dem Landesrecht überlafien. Dieſer 
Zuftand erwies fich als ungenügend, und demgemäß wurde 
die ganze Materie im Jahre 1876 dur die Gefehgebung 
in umfaflender Weife neu geordnet. Es ergingen das 
G. v. 8. April 1876, die Abänderung des Titel VIII der 
Genw.:D. betr. (RGB. 134) und das ©. v. 7. April 1876 
über die eingefchriebenen Hilfsfaflen (RGB. 125). Diefe 
Gefeßgebung verlegte den Schwerpunft des Hilfskaſſen- 
weſens in Ortsſtatute und erwies ſich gleihfalla als völlig 
ungenügend. Es bedurfte einer ftärferen Zmangsform, 
um das Hilfsfaffenwefen in die erwünſchte Entmwidelung 
zu bringen. Demgemäß erging dad ©. v.15. Juni 1883, 
die Krantenverfiderung der Arbeiter betr. 
(RGB. 73), durch welches ($. 87) das G. v. 8. April 
1876 aufgehoben ift; dazu ergänzend die Novelle vom 
10. April 1892 (RGB. 379) und zum Hilfskaflengefeh 
die Novelle v. 1. Juni 1884 (NGB. 54). Die auf 
Grund dieſer Gefetgebung beftehenven freien, d. i. auf 
rein privatrechtlicher Baſis beruhenden Hilfsfaflen wurden 
durh die 88. 85, 87 des KrVG. dem Spyitem der obli- 
gatoriſchen Krankenverſicherung eingefügt, werden aber that- 
ſächlich Feine erheblihe Bedeutung mehr behaupten können. 
Im übrigen f. unten $. 29. 


XI Befondere Borfchriften. 


Ergänzende Vorfchriften zu dem die Rechtöverhälinifie 
der Arbeiter regelnden Titel trifft das Geſetz noch durd) 
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folgende Beftimmungen: 1. die Borfchriften über allgemeine 
Verhältnifie der Arbeiter (Arbeitsvertrag, Sonntagsrube, 
Arbeitsbuch, Lohnzahlung, jugendliche und meibliche Ar- 
beiter, Arbeiterjchugvorrichtungen), Berhältniffe der Gefellen 
und Gehilfen, Zehrlingsverhältnifie, Verhältniffe der Betriebs⸗ 
beamten, Werfmeifter, Techniter finden feine Anwendung 
auf Gehilfen und Lehrlinge in Apothefen ; 12? 2. desgleichen 
find unanwendbar die Vorfchriften über den freien Arbeits- 
vertrag ($. 105), das Arbeitsbuch, die Lohnzahlung, Die 
Arbeiterfchußvorrihtungen, die Verhältnifje der Gefellen und 
Gehilfen, der Lehrlinge, der Betrieböbeamten, Werfmeifter 
und Technifer auf Gebilfen und Lehrlinge in Handels- 
gefchäften, während die Vorfehriften über die Sonntags- 
ruhe und den Fortbildungsunterriht für dieſe Kategorie 
von Arbeitern grundfählich gelten; 128 3. dagegen finden bie 
fämtlihen Vorſchriften über die Fabrifarbeit und deren 
ſtaatliche Beauffihtigung Anwendung auf Arbeitgeber und 
Arbeiter in Hüttenwerfen, in Zimmerplägen und anderen 
Bauhöfen, in Werften, ferner in Ziegeleien und über Tage 
betriebenen Gruben und Brüchen, fofern der Betrieb nicht 
vorübergehend oder geringfügig? — bierüber entfcheibet 
die höhere Verwaltungsbehörbe!?° — iſt; 4. beögleichen 
finden die Borfchriften über Fabrifarbeit mit Ausnahme 


122 Gem.-D. 154 Abſ. 1246 Gew.O. 8. 154 Abſ. 2 verb. 
verb.$8.105—1 ge, dazu und: 88. 134—139b, dazu Land⸗ 
mann 1137, — Gew.D. 88. mann 1140. 

em 198 Dienftanweif ungen bierüber 

Abſ. 1| find in mehreren Einzelftaaten 

verb. ‚gi 105, —— — 1208 | ergangen, A in Preußen, Bayern, 

big e, bayı 8a Sandmann Sadfen, j. Landmann 1142. 
1188, vgl. 96 rt. 57ff 


8*r 
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der allgemeinen Beitimmungen des $. 134, fowie ber 
Vorſchriften über Arbeitsordnungen und Arbeiterausfchüfie 
(88. 134a—134h) Anwendung auf Arbeitgeber und 
Arbeiter in Werkſtätten, in welchen durch elementare Kraft 
(Dampf, Wind, Wafler, Gas, Luft, Elektrizität u. f. mw.) 
bewegte Triebwerfe nicht blos vorübergehend zur Ver—⸗ 
wendung fommen,1?% jedoch mit dem dem Bunbesrat vor- 
bebaltenen Rechte weitgehender Dispenfationen; 5. weiter 
fönnen bie zu 4. angegebenen gefeglihen Vorſchriften durch 
faiferlihe, mit Zuftimmung des Bundesrates zu erlafiende 
Verordnung auch ganz oder teilmeife auf andere Werf- 
ftätten und Bauten jeder Art ausgedehnt werben, aus- 
genommen Werkftätten, in denen nur $amilienangehörige 
beſchäftigt find. 1? Die kaiferlihen Verordnungen zu 5., 
ſowie die bunbesrätlihen Dispenfationsvorfchriften zu 4. 
fönnen auch für beftimmte Bezirke erlafien werben, find im 
RGBl. zu veröffentliden und dem Reichstag bei feinem 
Miederzufammentritt zur Kenntnisnahme vorzulegen ; 128 
6. endlich gelten für Bergwerke, Salinen, Aufbereitungs- 
anftalten und unterirdifch betriebene Brüche oder Gruben 
die gefeglichen Vorfchriften über Lohnzahlung und Lohn- 
einbehaltung, Beſchäftigung von Kindern, jugendlichen Ar- 
beitern und Frauen, ſowie über die Staatsauffiht, pie 
Koalitionzfreiheit und deren Mißbrauch; die Vorſchriften 
find „entfprechend” anzuwenden, d. i. „mit den durch Die 
Natur der Sache gebotenen Abweichungen“ 129, 


187 Gew.⸗O. 5 54 Abſ. 4, ſ. 
126 Gew.O. 154 Abſ. 8 Landmann 1147. 

verb. 88. 135—139b, ſ. and- 128 Gem.-D. 8. 154 Abſ. 5. 

mann 1149f. (no nidt in| 19 Gew.O. 8. 1548 verb. 

Kraft). $$. 115—119a, 135—139b, 152, 
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8. 26. 
Zunungen. 


I. Das nämliche Gewerbe kann von mehreren Perſonen 
gemeinſam in felbftändiger Weiſe betrieben werden;? in 
diefem Falle gelten lediglich die oben $. 24 erörterten ge- 
jeglichen Vorſchriften. E3 fönnen jedoch auch mehrere 
oder alle felbitändigen (f. dazu jedoch auch Gew.⸗O. 
8. 100 Abf. 1) Gemwerbetreibenden eines be- 
ftimmten oder mehrerer Gemwerbezmweige fid 
zu einer SKorporation vereinigen, melde 
Snnung beißt.? Cbenfo ift es als ftatthaft und dem 
Grundgedanken des Geſetzes entjprechend zu erachten, wenn 
zwei bisher jelbftändige Innungen ſich vereinigen; einer 


vorherigen formellen Auflöfung bedarf es nicht. * 
Bekanntlich mar das Gemerberecht ber früheren Zeit 
nur Innungsrecht, das ganze Gewerbeweſen war forporativ 


158. Strafbeit. $ 146 für das 
Berbot der unterirdiichen Arbeit | S 
von Arbeiterinnen, fonft die zu 
den alleg. Paragraphen gehörigen 
Strafvorſchriften, ſ. and⸗ 
mann 1148. 

I Bol. ——ã— . V. een 
in v. Solten orffs R eller 
in Stengels Wörterb. T, 674 ff., 
Stiedain&onradd Hanbwözter- 
bug IV, 586. ©.Meyer 1,425fl. 

ber bie Bereinigungen auf 
diefer privatrehtlihen Bafſis, 
inSbefondre die bayriſchen Ge» 
mwerbevereine — die Innungen 
338 in Bayern ſchon Bor er 
gegeben — 1.2 


—* nn bierber us. 


bad G. v. 1. Mai 1889 (RGB. 
. 55) über die Erwerb3- und 
Wirtfcafts ee 
Gem. 7; Mandry 

125 f.; Sey Be 334; das bis- 
berige Acht geftattete die Bil» 
dung von Innungen nur unter 
Gewerbetreibenden ‚pleier oder 
verwandter Gewerbe”. Über den 
Grund biefer weitgehenben An 
derung |. Landmann 588. Es 
fönnen alſo ſämtliche Gewerbe: 
treibende eines Ortes zu einer 
einzigen Innung ſich vereinigen. 
Über die Grenzen des Begriffs 
Innung ſ. Sandmann 562 f. 
306, dh. d. pr. DVG. XXV, 
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organifiert; nur im Rahmen der Innung war überhaupt 
ein Gewerbebetrieb möglich. 

Die deutfche Gewerbeordnung ſteht prinzipiell auf dem 
entgegengefetten Standpunkte, dem ber &emwerbefreiheit, 
deſſen Konſequenz Befeitigung des Innungszwanges, forte 
aller ausfchließenden Vorrechte gewerblicher Korporationen 
ift. Die Gewerbeordnung in ihrer urfprünglichen Faſſung 
hatte die Konſequenzen jener Prinzipien für dad Innungs⸗ 
weſen in ziemlicher Reinheit gezogen. Diegemwerbliden 
Bereinigungen trugen darnadh nur den Cha- 
rafter privater Affoziationen und waren für 
das öffentliche Recht fo gut wie bedeutung3- 
los. Dringenden Anforderungen des Gemerbeitandes ge- 
mäß erfolgte aber eine Reviſion des VI. Titel3 der Gew.O. 
durh das G. v. 18. Yuli 1881 (REGB. 123), deren Be- 
deutung fih dahin charafterifieren läßt, Daß unter Auf- 
rehterbaltung des Prinzipes der Gewerbe: 
freibeitd den Innungen wieder eine erhöhte 
öffentlihrehtlihde Bedeutung durch die Ge- 
ſetzgebung vindiziert wurde.“ Das G.v. 18. Juli 


5 Eine Durchbrechung des wäre m. E. nur dann zu be⸗ 
Prinzipes enthält $. 100e des |jahen, wenn der Innungszwang 
neuen Innungsgeſetzes bezüglich | wieder eingeführt wäre; bie 
des Lehrlingsweſens, fomwie die | meiften Schriftfteller find jedoch 
feit 1887 beftehenden PN 100 fja. A., fo bef. ©. Meyer und 
bis 100m bezüglich der Beitrags» | Rofin. Die Staatdaufficht allein 
pfliht von Nichtinnungsmit- | (Uandmann 562) ift nicht ent- 
gliedern für Innungszwecke. fcheidend. Die 88. 100b, 100d, 

e Seydel 32; Mandry 131.|100e behandeln die Innungen 
Über die Streitfrage, ob bie als Korporationen des öffentl. 
Innungen Korporationen bes | Rechtes ; ebenſo Dieneuen 88. 100f 
Öffentlichen Rechtes find, |. G. bis 100m; f. auch Mandry 
Meyer I, 427° und die dort a. a. O. 
zitierte Litteratur. Die Frage 
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1881 fett an Stelle der 88. 97—104 der Gew.-D. neue 
Vorſchriften, bezieht ſich alfo nur auf „neue“, d. i. nad 
Crlaß des Geſetzes errichtete Innnungen. Indirekt aber 
haben dieje Vorfchriften dur Art. 3 des alleg. Gefekes 
rückwirlende Kraft empfangen, indem dem Staat das Recht 
erteilt wurde, alle Innungen früherer Errichtung (melde 
gemäß Gem.-D. $. 81 fortdauern), die nit bis Ablauf 
d. 3. 1885 ihre Verfaffung dem neuen Geſetz entfprechend 
abgeändert hatten, nach fruchtlojer Aufforderung der Zentral⸗ 
behörde, jene Abänderung binnen bejtimmter Friſt vorzu- 
nehmen, aufzulöfen.” Dadurch waren von dem vorge- 
nannten Termine ab die 88. 71—96 der Gew.-D. that- 
fählih als aufgehoben zu betrachten, wenn auch immerhin 
die Möglichkeit des Fortbeftehend von Innungen nad Maf- 
gabe des früheren Rechtes nicht ausgeſchloſſen iſt.“ Es kann 
jomit von der Darlegung des gemäß 88. 81—97 für „alte“ 
Innungen geltenden Rechtes Umgang genommen werben. 
Eine Weiterbildung hat ſodann die Gefehgebung von 1881 
noch gefunden in den Gefeßen v. 8. Dez. 1884 (NGB. 255), 
v. 23. April 1886 (RGB. 125), v. 6. Juli 1887 (RGB. 
281), v. 1. Juni 1891 (RGB. 261); ferner finden ſich 
Beitimmungen, die das Innungsrecht betreffen, im Kranken⸗ 
verficherungsgefeb vom 15. uni 1883 (NGB. 73) und 
im Gefeb vom 29. Juli 1890 über die Gemerbegerichte 
(RGB. 141). 

Durch diefe Höchit umfaſſende Reichsgefebgebung ift das 
Recht der Innungen erfhöpfend geregelt; landesrechtlich 


7&,. dazu Entid. d. preuß. | 8 Landmann 568, 565; 
BG. XI, 386. Seydel 46; Mandry 124. 
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können für „neue“ Innungen nur Vollzugsanweiſungen in 
Betradt Tommen.? 

I. Die Rechtsverhältniſſe der Innungen 
beruhen entweder auf Staatsgefet oder auf 
autonomem Statut der Innung (nidt Ortsſtatut).'o 
Das Statut darf den allgemeinen Grundfägen gemäß nur 
intra, nicht contra oder praeter legem fein; ausdrüdlich 
ſchreibt das Geſetz vor, daß das Statut fih nur auf Die 
„in diefem Geſetz bezeichneten Aufgaben der Innung“ be- 
ziehen dürfe. 1! Ferner aber enthält das Geſetz auch genaue 
Borfchriften fomohl darüber, mas im Statut enthalten fein 
muß, als auch was in bemfelben nicht enthalten fein darf.!? 


Landman 587. 

10 Gen.-D. 8. 98a. Das 
Reichsamt des Innern bat den 
Entwurf eined Normalinnungs- 
ſtatutes ausarbeiten laflen und 
den Bundesregierungen über 
fandt. EBL. 1882, 247 ff. ab⸗ 
gedrudt. Pal. ferner Land⸗ 
mann 600 ff.; Mandry 126 f. 

11 Gew.⸗O. $. 98 Abi. 8. 

13 Gew.⸗O. 8.98 Abſ. 2 beftimmt 


hierüber: Das Statut „muß 
eſtimmung treffen: 
1. über Namen, Sig und Be- 


zirt der Innung; 2. über die 
Aufgaben ber Innung, fomie 
über die dauernden Einrid- 
tungen zur Erfüllung diefer 


nadfolgenden Berhältnifje des 
Zehrlingämefend zu regeln: 
a) die von den Innungsmit—⸗ 
alien bei der Annahme von 
ehrlingen zu erfüllenden Bor: 
ausfegungen und Formen, fowie 





die Dauer der zehrgeit; b) die 


Überwahung der eobahtung 
der in 88. 4la, 105a—105g, 
120—120e, 126, 127 vorges 


ebenen Beſtimmungen burd die 
Innung; c) die Verpflichtung 
der Meifter, ihre Lehrlinge zum 
Beſuche der Fortbildungsfchule 
oder der Fachſchule anzuhalten; 
d) die Beendigung ber Lehrzeit, 
die Ausfchreibung der Lehrlinge 
vor der Innung und die Er—⸗ 
teilung des Lehrbriefes; e) Die 
Bildung der Behörde und dad 
Verfahren zur Entfcheidung der 
im $. 97 unter Nr. 4 bezeidh: 
neten Streitigkeiten; 

3. über Aufnahme, Austritt 


— namentlich find Die und Ausſchließung der Mit—⸗ 


lieder; 4. über die Rechte und 
flidten der Mitglieder, ins— 
befondere über Die Beiträge, 
welde von denfelben zu ent- 
richten find, und über den Maß- 
ftab, nad welchem deren Um⸗ 
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Keine Beitimmungen darf das Statut enthalten über die 
auf 8. 97a Nr. 4—6 (f. unten S. 122.) bezüglichen Ein- 
richtungen; hierfür müflen fog. Nebenftatuten gemadt 
werben. !® 

Das Statut bedarf zu feiner Rechtskraft 
der Genehmigung der höheren Vermwaltungs- 
behörde,ebenfo jedeAbänderung desStatuts.!* 
Über Abänderungen des Statutes darf überdies die Innungs- 
verfammlung nur in Gegenwart eines PVertreter3 der Auf- 
fichtsbehörde beſchließen. Diefe Genehmigung darf verjagt 
werben, wenn bereit3 eine Innung in dem Bezirk der Be- 
hörde für die gleichen Gewerbe befteht; 1° das forpora- 


legung erfolgt; 5. über die etwa 
wegen Verlegung ftatutarifcher 
Vorſchriften gegen die Innungs⸗ 
mitglieder zu verhängenden Ord⸗ 
nungsjtrafen; 6. über die Bil⸗ 
dung des Borftandes, über den 
Umfang feiner Befugnifle und 
die Formen feiner Geſchäfts⸗ 
führung ; 7. über die Zufammen- 
fegung und Berufung der In⸗ 
nungsverfammlung, über das 
Stimmredt in derfelben und 
über die Art der Beſchluß—⸗ 
fafjung; 8. über die Beurkun- 
dung der Beſchlüſſe Der Innungs- 


verfammlung und de8Borftandes; | 8 


9. über die Borausfegungen und 
die Form einer Abänderung des 
Statut; 10. über die Voraus- 
fegungen und die Form der 
Auflöjung der Innung; 11. über 


die Verwendung des Innungs- : XVI 


vermögend im alle der Auf- 
löſung oder Schließung der In⸗ 





nung; 12. über die Aufftellung 
und Prüfung der Jahresrech⸗ 
nung.“ 

18 Gew.⸗O. 8. 98a Abſ. 4, 
verb. 8. 98c, dazu Landmann 


606, 610. 
1 Gew.⸗O. di 98b Abf. 1,5, 
Landmann 607 ff. Entf. d. 


pr. DBG. XIV, 288, XX, 196, 
XXV, 810. Gegen ben Ber- 
ſagungsbeſchluß — zuftändig tft 
in Preußen der Bezirksausſchuß 
— kann in Preußen der Weg 
des Bermaltungsftreitverfahrend 
beigriiten werden, Zuftänd. ©. 


15 Gew.O. 8. 98b Abf. 3. 
Die Entfcheidung ift Sache freien 
Ermefiend? der Behörde, in 
Preußen des Bezirfdausf Hufen: 
Entid. d. pr. OVG. XIII, , 
IL, 380, ſ. au XV, 387, 
XI, 836. 
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tive Leben foll für jede Kategorie der Gewerbe 
möglichſt fonzentriert werden.!® Die Genehmig- 
ung muß aber verfagt werden, 1. wenn das Statut ben 
Anforderungen bes Gefehes nicht entſpricht; 2. wenn durch 
dasfelbe dem Ermeſſen der Behörde gemäß die Erfüllung 
der den Innungen gefetlich obliegenden Pflichten nicht ge= 
nügend gefichert erjcheint; 3. wenn der Innungsbezirk ſich 
nit mit dem ftaatlihen Verwaltungsbezirk dedt, und die 
Zentralbehörde die in diefem Falle gefeglich geforderte Ge- 
nehmigung verjagt hat. !? 

Die Entfcheivung ift mit Gründen verfehen dem Gefuch- 
fteller zu infinuieren und kann nad Maßgabe der allge- 
meinen Vorſchriften mit Rekurs angefochten werben. 1? 

Neben dem Hauptftatut Fennt das Gefeh für gewiſſe 
Fälle auh noch ein Nebenftatut.1? Ein folches ift vor- 
gefchrieben, 1. wenn die Innung einen gemeinfchaftlichen 
Gejchäftsbetrieb einrichten, 2. wenn fie für ihre Mitglieder 
Unterftügungsfaffen gründen, 3. wenn fie zur Entſcheidung 
von Streitigkeiten zwifchen Innungsmeiftern und deren Ge- 
jellen Schiebögerichte beitellen mil. Für die Genehmigung 
gelten die nämlichen Vorfchriften wie bezüglich des Haupt- 
ftatut3, doch ift Bier vor der Entſcheidung die Gemeinbe- 
behörbe des Ortes und die Auffichtöbehörbe „zu hören”, 
und die Genehmigung iſt volllommen dem freien Ermefien 
der Staatsbehörde anheimgegeben. Die Gründe der Ber- 
fagung find in der Entfcheidung anzugeben ; gegen die Ent- 


nungen von Winkeladvokaten 18 Gew.O. 8. 98b Ab]. 4. 
(Gew.-D. 8. 35 Abf. 3) f. Entſch. 19 Gew.⸗O. 8. 98c, ob. 97a, 


16 Über bie Bildung von In- !7 Gem.-D. | 98b Abſ. 2. 
d. pr. ORG. XIII, 360. Siff. 4, 5, 6. 
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ſcheidung ift binnen 4 Wochen Beichwerde an die Bentral- 
behörde geftattet. 20 

II. Die Berfajfung der Innung. 

1. Dur die Genehmigung des Statutes 
wird die Innung juriftifch eriftent und empfängt 
die im Geſetz ftatuierten Rechte und Pflihten. Der 
Innungsbezirk ſoll fih regelmäßig mit einem 
ftaatlidhen Bermaltungsbezirt (dem Beirk 
der „höheren Verwaltungsbehörbe”) deden; Ausnahmen 
bevürfen der Genehmigung der Zentralbehörde.?! Die 
Innung ift juriftifhe PBerfon; für ihre Ver— 
bindlichfeiten Baftet nur das Innungsver— 
mögen.?? Berehtigt zur Erridtung von In— 
nungen find die felbftändigen Gemerbetrei- 
benden für einen beftimmten ftaatlidhen Ber- 
waltungsbezir. Rechtlich verpflidtet zum 
Beitritt ift fein Gewerbetreibender; Austritt 
ift geftattet,?® doch verliert der Austretende jeden An⸗ 
fprud an das Vermögen der Innung und muß alle bis 
zum Tage feines Austrittes ausgefchriebenen Beiträge be- 
zahlen; auch kann das Statut die vorherige Anzeige des 


20 Gew.⸗O. $. 98c. Nah G.|$. 149 Abſ. 2, dazu ſ. Land- 
Meyer I, 429° bebarf ed derimann 1111. 
Anhörung der Gemeinde- und 21 Gem.-D. $. 98 Abi. 1; 
Auffihtsbehörde nur vor der | Mandry 125. 
Genehmigung, nicht aber vor ber | 2? Gew.»D. 8.991. Vgl hierzu 
Verſagung. A. A. mit Recht | $. 89 über die für gemifle Rechts⸗ 
Sey del. Die Berpflihtung zur | gefhäfte erforderlide Geneh⸗ 
Erftattung der gefeglichen und | migung der Aufſichtsbehörde. 
ftatutarifhen Anzeigen an bie) Mandry 130 f. 
Behörde ift durch Strafan-| ?° Gew.O. $. 100 Abi. 7; 
drohung geihükt in Gew.-D.| Seydel 34. 
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Austritted früheſtens 6 Monate vor dieſem felbft vor- 
ſchreiben.“ Jede Innung muß einen beftimmten Namen 
führen, welcher fie von allen am Ort oder in der Gemeinde 
befindlichen Innungen unterfcheibet. ?° 

2. Mitglieder der Innung können fein: *® 

a) felbftändige Gewerbetreibende des betr. Gewerbes und 
Bezirkes ;?7 b) Perfonen, melde im Großbetrieb des be= 
treffenden Gewerbes „ala Werfmeifter oder in ähnlicher 
Stellung befchäftigt find“; ce) andere Perſonen als Ehren⸗ 
mitglieder, die jevoch feine Rechte und Pflichten gegenüber 
der Innung haben.?s d) Wittwen verftorbener Mitglieder, 
folange fie das Geſchäft fortführen und den im Geſetz 
ober Statut begründeten Verpflichtungen genügen; doch 
dürfen Frauen fein Stimmredt in der Innung haben und 
fönnen die Ehrenrechte nicht ausüben. *° 

Bon der Aufnahme in eine Innung ausgefchloffen 8° find: 

a) Perfonen, welchen durch gerichtliche Urteil die bürger- 
lichen Ehrenrechte aberfannt find; b) Perfonen, melde in- 
folge gerichtliher Anordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen bejchräntt find. 


24 Gew. ⸗O. Be 100 Abf. 7 u. können, A ftreitig, |. Sand» 
28 mann 613f.; Mandry 128 
Gew.⸗O. $. "og Abſ. 2, bejaht bie Frage der Zulaffung 
Pr Abi. 2 3. 1, 98b Abf. 2 | von Frauen, was in Konjequenz 
.1. von Gem. ·O. 8. 11 als richtig 
* Gew.D. 8. 100 Abſ. 1;, | eric eint. 
Landmann 6ldff.; Mandry Seydel 401. 
127 f. ı 2° Gew.-D. 8. 100 Abf. 9 
#1 Die Frage, ob rauen und, so Gew.⸗O. 8. 100 Abſ. 6. 
Minderjährige Mitglieder fein , 
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Innungsmitglieder, bei welchen die oben bezeichneten 
Rechtsfolgen eintreten, find auf die Dauer dieſer gemin- 
derten Nechtsfäbigleit von der Ausübung der Stimm- und 
Ehrenrechte in der Innung ausgefchloffen. 8! 

Außerdem darf ftatutarifch die Aufnahme in eine Innung 
abhängig gemacht werben 

a) vom Nachweis einer zurüdgelegten Lehrlings⸗ over 
Gefellenzeit; b) vom Nachweis einer beftandenen Prüfung, 
die jevoch nur auf die Befähigung zur felbftänpigen Aus- 
führung der gemöhnlichen Arbeiten des betreffenden Ge⸗ 
werbes gerichtet fein darf. ®? 

Bon den gefetlichen oder ftatutarifchen Erforberniffen 
für Aufnahme in die Innung darf zu Gunften Einzelner 
nicht dispenſiert werden. 83 

Mer den gefeglihen und ftatutarifhen Vor— 


1 Gew.-D. 8. 100 Abi. 2. 
Na der Redtipredung des 
OVG. Entſch. VIII, 264, XV 
383 ift als Be feft- 
geftelt: „daß ein definitiver, 
volftändiger Ausſchluß eines 


nur unter beftimmten, im Statut 
feftgeftellten Borausfegungen zu⸗ 
läſſig. Von einem Yufnahme- 
ſuchenden, welder bereit vor 
einer anderen, ben Voraus⸗ 
fegungen dieſes Geſetzes ent- 


Mitglieded aus einer vor dem 
Inkrafttreten der Gem.-D. ober 
unter beren Herrichaft, vor der 
Geltung des ©. v. 18. Juli 
1881 entftandenen, Innung nit 
ftattfinden dürfe“. 

22 Gew.O. 8. 100. ft die 
Aufnahme von der Zurüdlegung 
einer Lehrlingd- oder Gejellen- 

it oder von der Ablegung einer 
Srüfung abhängig gemadt, fo 
ift eine Ausnahme von ber Er- 
füllung dieſer Anforderungen 


fprehenden Innung bdeßfelben 
Gewerbes eine Aufnahmepril- 
fung beftanden bat, kann eine 
folde nicht nochmals verlangt 
werden.” S. biezu Entſch. d. 
pr. OVG. ‚ 321 (Erfor⸗ 
derniffe des Statut über „Art 
und Umfang“ ber Prüfung f. 
bayıı 8. 5 des Normalftatuts); 

‚ 336 (Buläffigleit der For⸗ 
derung der Prüfung bei reor- 
ganifierten Innungen). 

as (Yew.-D. $. 100 Ubf. 5. 
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ausfegungen genügt, muß aufgenommen wer- 
den.?* Die Bezeichnung ald Innungsmeiſter, von Nicht⸗ 
mitglievern der Innung geführt, ift ftrafbar. ®5 

Die Innungsmitgliever find verpflichtet, dem Geſetz und 
dem Statut zu gehorchen, insbefondere die Innungsbeiträge 
zu bezahlen, dürfen aber zu Handlungen oder Unter- 
laſſungen, mwelde mit dem Zwed der Innung in feinem 
Zufammenhang ftehen, nicht verpflichtet, insbeſondere auch 
nicht zu Beiträgen für derartige Zwede herangezogen wer- 
den.?s Die Beiträge und Ordnungsſtrafen können auf 
Antrag des Innungsvorftanded auf dem Zwangswege wie 
Gemeindeabgaben beigetrieben werben, die Beiträge jedoch 
nur vorbehaltlich des Zivilvechtsweges. 87 

Schließung der Innung fann nur aus den im Geſetz 
aufgezählten Gründen ausgeſprochen wmerben?® und tritt 
außerdem ipso jure bei Verhängung des Konkurſes ein ;®? 
die Entſcheidung der höheren PVerwaltungsbehörbe auf 
Schließung kann auf dem Wege des Rekurſes gemäß 88. 21,22 


4 Gew.O. $. 100 Abf. 4. erforberlice Inderung des 
ab tatuts innerha einer zu 
Gew.O. 8. 149 3. 8. fegenden Frift nicht bewirkt 
s Gew.O. $. 100b Abſ. 1 wird: 2. wenn die Innung 
u. 2; Landmann 619f., ſ. wiederholter Aufforderung der 
dazu Gew.⸗O. $. 104 Abf. 3 u. | Auffichtöbehörde ungeachtet Die 
4 über eventuelle Erjagpflicht Grfülung der ihr durch $. 97 
des Borftandes und die Zwangs⸗ geſegten ufgaben vernadhlälfigt; 
mittel der Aufſichtsbehörde. * wenn bie PO, fi ge 
27 etzwidriger Handlungen oder 
Gew.-D. 5. 100b Abſ. 3. Unterlaflungen fhuldig madt, 
s (Gew.-D.8.103. DieGründe | dur welche das Gemeinwohl 
für die Schließung find: gefährdet wird, oder wenn fie 
1. wenn ſich ergiebt, daß nad) | andere als die geſetzlich zu⸗ 
8. 98b die Genehmigung hätte | läffigen Zwecke verfolgt.“ 
verfagt werden müflen, und diel 99 Gem.-D. $. 108 Abf. 5. 








Innungen. 8. %. 127 


angefochten werden. *% Die Liquidation erfolgt bei frei» 
williger Auflöfung, falls die Innung nicht anders befchließt, 
durd den Borjtand, bei Schließung, ebenfo wenn der Bor: 
ftand feiner Verpflichtung nicht genügt, durch die von der 
Auffihtsbehörde ernannten Liquidatoren. 4! Aus dem vor: 
handenen Vermögen find zunädft die Verbindlichfeiten der 
Snnung zu erfüllen; Fonds jedoch, welde für Unterrichts⸗ 
anftalten oder andere öffentliche Zwecke beftimmt find, find 
ficherzuftellen, eventuell dur Übernahme des gefamten Ver- 
mögen3 ſamt den darauf ruhenden Laften auf die Gemeinde. 
Eine Verteilung des vorhandenen Reftes auf die Innungs⸗ 
mitglieder darf nur erfolgen bis zur Höhe des vom Ein- 
zelnen eingezablten Beitrages; der etwa dann noch vor- 
handene Überſchuß fällt an die Gemeinde zur Förderung 
gewerblicher Zwecke, fofern ftatutarifch oder landesgeſetzlich 
nit anders beftimmt if. Streitigkeiten bezüglich der 
Auseinanderfegung entſcheidet die höhere Verwaltungs— 
behörde. Diefe Borfchriften kommen auch im Falle der 
Auflöfung der Innung dur Ausfterben ihrer Mitglieder 
zur Anmwenbung. *? 

8. Innungsverfammlung. 

Die ſämtlichen Mitglieder der Innung bilden Die 
Innungdverfammlung, zu welcher in gewiſſen vom Geſetz 
bezeichneten Fällen auch die Gefellen beigezogen werden 
müfjen, nämlich bei Gefellenprüfungen und bei Begründung 


“° Gew.-D. 8. 103 Abf. 4. keiten zwifhen Innung und 

#1 Gew.-D. 5. 103a; Zand- | Gemeinde die Zivilgeridte für 
mann 858 f.; Mandry 132 f. | zuftändig; das pr. SuftänbG. 

42 Gew.D. 8. 94, vb. 108. v. 1. Aug. 1888 8. 125 über 
Abi. 3; ©. Meyer L 432 hält | weift fie der Bermaltungege- 
für Erledigung von Streitig: richtsbarkeit. 
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und Verwaltung folcher Einrichtungen, für melde die Ar- 
beiter Beiträge bezahlen, eine befondere Mühemaltung über: 
nehmen follen, oder welche zu ihrer Unterftügung beſtimmt 
find. Außerdem fann durch das Statut eine Zuziehung 
der Gefellen au in anderen Fällen angeoronet werben. *® 
Der Innungsverfjammlung liegt ob: a) die Wahl des 
Snnungsvorftandes; b) die Entfcheidung über den Beitritt 
zu einem Innungsverband; c) die Entſcheidung über 
Auflöfung der Innung durch Mehrheitsbeſchluß, der jedoch 
nur in Gegenwart eines Vertreters der Aufſichtsbehörde 
gefaßt werden darf und der Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde bedarf; d) die Entſcheidung über alle 
übrigen Innungsangelegenheiten, für welche nicht eines 
der anderen Organe kompetent iſt; e) Beſchlußfaſſung über 
Abänderung des Statuts oder der Nebenſtatuten nah Maß- 
gabe der oben sub c bezeichneten Vorfchriften. ** 


4. Innungsvorſtand. * 


Jede Innung muß einen aus einer oder mehreren Per⸗ 
fonen beftehenden Vorftand haben; der Vorſtand iſt von 
der Innungdverfammlung zu wählen und die erfolgte Wahl 
der Auffihtsbehörde mitzuteilen. Der Borftand vertritt 
die Innung nach innen und außen, gerichtlich und außer- 
gerihtlih; mit der Vertretung nad außen fünnen durd 
das Statut au einzelne Mitgliever in befonderer Weife 
beauftragt werden. Der Borftand übt die Disziplin inner- 


# Gew.⸗O. 8. 1008; Land-| +5 Gem.-D. PR: 101, bazu 
mann 617 fi. Landmann f.; Mandıy 


ew.⸗O. 101, 104| 129. 
Abſ. 103a, 104 Abſ. 6. 
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halb der Innung nah Maßgabe der ftatutarifchen Be- 
ftimmungen ; Beſchwerden wegen Ordnungsſtrafen entfcheibet 
die Auffichtsbehörde unter Ausfchluß des Nechtömeges. *° 


5. Aufſichtsbehörde.“ 


In Städten ift die Gemeindebehörde ipso jure Aufſichts⸗ 
behörde; doch ift die Aufſichtsbehörde durch die höhere Ver- 
waltungsbehörde des Bezirkes zu beftimmen, menn bie 
Innung ihren Sig nicht innerhalb eined Stadtbezirks hat 
oder mehrere Gemeindebezirfe umfaßt; eritredt fich der 
Imungsbezirk über dad Gebiet der höheren Vermaltungs- 
bebörbe hinaus, fo erfolgt die Beitimmung durch die Zentral- 
bebörde. 

Die Auffichtsbehörde hat nach dem Geſetz folgende Rechte: 
a) die generelle Kontrolle über Durchführung von Geſetz 
und Statut mit der Befugnis, Ordnungsſtrafen zu dieſem 
Zweck gegen Mitglieder der Innungsämter und der Innung, 
fomie auch Gefellen, fomweit fie an den Gefchäften der 
Innung beteiligt find, zu verhängen (Androhung, Feſt— 
ſetzung, Vollftredung); b) Entideivung von Streitigfeiten 
über Aufnahme und Ausſchluß von Mitgliedern, über 
Wahlen, über die Rechte und Pflichten der Inhaber von 
Innungsämtern; c) Teilnahme an der Innungsverſammlung, 
wenn über Auflöfung der Innung oder Abänderung des 
Statutes oder der Nebenftatuten beſchloſſen werden foll; 
d) Zeilnahme an den von der Innung veranitalteten Prü- 


“ Sen.D. 8. 1006, Abf. 3.| Gem.-D. 8. 149, |. Landmann 

1 Gewm.-D. $. 104, dazu | 655 ff.; andıy 129 f. Über 
Strafbeft. ©. v. 18. a 1881 Drbnungaftzafen — LVG. 
Art. 2 in Ergänzung von 88.1 

Zorn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 9 
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fungen, jedoch nur in fakultativer Weiſe; e) Berufung und 
Leitung der Innungsverfammlung, wenn der Borftand emen 
bierauf gerichteten Antsag ablehnt; f) Überwadhung, even- 
tuel Vornahme der Liquidation. 

Die Entfcheidungen ver Aufjichtsbehörbe können 4 Wochen 
lang durch Beſchwerde an die nächſtvorgeſetzte Behörde, die 
jedoch bei der Aufſichtsbehörde felbft einzulegen ift, ange- 
fochten werben. *° 

6. Snnungsausfhuß.* 

Die ſämtlichen unter der nämlichen Auffichtsbehörbe 
ftehenden Innungen verfchiedener Gewerbe oder aud ein 
Teil derfelben können mit Stimmeneinheit der betreffenden 
Innungsverſammlungen behufs weiterer Organifation des 
Handwerks durch Gefamtftatut fi) zu einer einheitlichen 
Korporation organifieren. Das Statut ebenfo mie jede 
Anderung desfelben bedarf der Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde, die frei verfagt werden kann; gegen 
den verfagenden Beſcheid iſt binnen 4 Wochen die ver- 
waltungsrechtliche Beſchwerde an die Zentralbehörde ge⸗ 
ſtattet. Zur Vertretung der gemeinſamen Intereſſen iſt ein 
Innungsausſchuß zu beſtellen, welchem auch Rechte und 
Pflichten einzelner Innungen (Herbergen, Fachſchulen), aus⸗ 
genommen ſolche vermögensrechtlicher Natur, übertragen 
werden können. Der Ausſchuß kann durch die höhere Ver- 


48 Re, pr. pr. uno 8. 125 Abſ. daß das pr. LBS. $. 683 mit 
2 if ntſcheidungen — Ar“ der abfoluten reichsgeſetzlichen 
nicht nerbnungen — gemäß Bor daß das Rechtsmittel 
Gew.-D. Abf. 7 u. 8 bei der — einge⸗ 
Klage — ſ. an Entf 33 legt werben ——— iſt. 
02; Land⸗ 
Sir 338, wo tee ift, mann th. SRanten 130: 
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waltungsbehörde gefchlofien werden, wenn er feine ftatu- 
tarifchen Pflichten verfäumt ober biefelben überjchreitet. 50 
Gegen die Schließung ift Relurs eröffnet. °! Dem Jmmungs- 
ausſchuß gegenüber ſtehen der Auffichtöbehörde die nämlichen 
Rechte zu wie gegenüber der einzelnen Innung. Juriſtiſche 
Perſönlichkeit hat der Innungsausſchuß nicht. 

7. Snnungsverbände.®? 

Endlih kann die forporative Organifation der Gewerbe 
auch noch über den Bezirk der Auffichtöbehörbe hinaus aus- 
gebehnt werden. Es können nämlih auch Innungen, welche 
unter verfchiedenen Auffichtsbehörden ftehen, zu Innungs⸗ 
verbänden behufs Pflege der gemeinfamen gewerblichen 
Intereſſen fich aufammenfchließen, und das Gefeß giebt eine 
territoriale Grenze für derartige Organifationen gar nicht. 
Die Konftituierung erfolgt durch übereinftimmenben Beſchluß 
der beteiligten Innungsverſammlungen auf Grund eines 
Verbandsftatutes, welches der ftantlihden Genehmigung bes 
darf.°® Die Genehmigung ift zu erteilen von der höheren 


 Sem.-D. ‘ 103 Abſ. 2. FR bes Berbandes und 
s1 Gew.D. 8. 103 Abſ. 4 vb. ihre Befugniffe, e) über bie 
85, * 21. Beiträge zu den Ausgaben bes 
s Gem.-D. $. 104a—1040. | Innungsverbandes, f) über die 
Diefe Vorſchriften beruhen auf Borausfekungen und bie Form 
den Novellen von 1881 u. 1886, | einer Abänderung des Statuts, 
f. dazu Landmann 6858 ff. g) über bie orausfehungen 
ss Das Statut muß Beſtim⸗ und die Form einer Auflöſung 
mungen enthalten: a) „über | des Verbandes. Das Statut 
Ramen, Zwed und Bezirk des darf Feine Beitimmung ent- 
Berbandes, 9 über die Be⸗ | halten, welche mit ben geſetz— 
dingungen Aufnahme in lichen Zwecken des Berbandes 
han und des Aus. nicht in Verbindung ftebt oder 





ſcheidens aus demfelben, c) über | gefeglichen Borfchriften zuwider⸗ 
Bildung, Sig und Oefugnifle läuft.“ 
des Borftanded, d) ü die 
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Verwaltungsbehörbe, wenn die beteiligten Innungen jämt- 
lih in dem Bezirk domiziliert find; von der Zentralbehörbe, 
wenn fie in ben Bezirfen mehrerer höherer VBerwaltungs- 
behörden ihren Sig haben; vom Reichskanzler, wenn fie 
mehrere Cinzelftaaten umfaflen.°* Die Genehmigung muß 
verfagt werden a) wenn ber Verband fi nicht innerhalb 
der geſetzlichen Grenzen hält; b) wenn das Statut nicht 
den gejeglichen Anforderungen entipridt; die Genehmigung 
fann ferner verfagt werben, wenn die Zahl der am Ber- 
band beteiligten Innungen nicht ausreichend erfcheint, um 
die Zwede des Verbandes wirkſam zu verfolgen. Gegen 
die Entfcheivung der höheren Verwaltungsbehörde auf Ber- 
fagung der Genehmigung ift Beihwerde an die Zentral- 
behörde geitattet. 

Der Verband darf nur die gemeinfame Verfolgung und 
Pflege beftimmter gewerblicher Aufgaben und nterefien 
bezweden und muß fi von allem, was nidt hierzu ge- 
bört, fernhalten. 

Die Organe des Verbandes find die Verbandsver— 
tretung und der Verbandsvorftand; lekterer hat 
inäbefonvere die Beziehungen zu den ftaatlihen Auffihts- 
behörden wahrzunehmen, ſei es durch Anträge und Berichte 
aus eigener Spnitiative, fei es durch Gutachten auf Ber- 
langen der Staatsbehörde.“* Die Aufſichtsbehörde hat nach 
Maßgabe genauer Beftimmungen des Geſetzes Kontrolle über 
den Innungäverband zu pflegen; alljährlih im Januar ift 
das Verzeichnis der dem Verband angehörigen Inmungen 
einzureichen; Anderungen im Vorftand, ſowie Verlegung des 


Gew.⸗O. $. 100. 3° Gem.D. F. 1045 
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Sites desſelben find fofort anzuzeigen; VBerfammlungen des 
BVerbandsvorftandes und der Vertretung bed Verbandes 
dürfen nur innerhalb des Verbandsbezirkes abgehalten 
werden. Sie find der höheren Verwaltungsbehörde, in 
deren Bezirk der Vorſtand feinen Sit hat, ſowie der höheren 
Verwaltungsbehörde, in deren Bezirf die Berfammlung ab- 
gehalten werden fol, unter Einreihung der Tagesordnung 
mindeftend eine Woche vorher anzuzeigen. Der leßteren 
ftehbt das Recht zu: a) die Verfammlung zu unterfagen, 
wenn die Tagesordnung Gegenftände umfaßt, welche zu den 
Zwecken des Verbandes nicht in Beziehung ftehen; b) in 
die Berfammlung einen Vertreter zu entfenden und durch 
diefen die Verfammlung zu jchließen, wenn die Verhandlungen 
auf Gegenjtände ſich erjtreden, melde zu den Zwecken bes 
Verbandes nicht in Beziehung jtehen, oder wenn Anträge 
oder Vorſchläge erörtert werden, melde eine Aufforderung 
oder Anreizung zu jtrafbaren Handlungen enthalten. 5° 

Auch beftimmt das Geſetz genau, aus weldhen Gründen 
eine Auflöfung des Verbandes durch die Staatsbehörde er- 
folgen Tann. Kompetent zur Auflöfung ift die zur Ge- 
nehmigung des Statutes kompetente Behörde. Gegen den 
Beſchluß ift Beſchwerde zuläffig. °7 


den auf Grund des $. 104e er- 


d, e lafienen Verfügungen nidt 


** Gem.-D. 88. 104 
Strafbeft. 8. 149 Abſ. 2. . wenn der 


67 Gew.-D.$.104g. Die Gründe 
find: 1. „wenn ſich ergiebt, daß 
nad $. 104c Nr. 1 und 2 die 
Genehmigung hätte verfagt 
werden müffen, und die erforder» 
liche Anderung des Statuts 
innerhalb einer zu fehenden 
Frift nicht bewirkt wird; 2. wenn 


Solge geleiftet ift; 
erbandsvorftand oder die Ber- 
tretung des Verbandes fich ge- 
fegwidriger Handlungen ſchuldig 
machen, welche das Gemeinmwohl 
gefährden, oder wenn fte andere 
als Die gefeglih zuläffigen 
Zwecke verfolgen.” - 


134 Buch VIII. Das Gemwerbeweien. 


Korporationsrechte haben die Innungsverbände an ſich 
nicht; doch können ihnen ſolche durch Beihluß des Bundes⸗ 
rates beigelegt werben ;5® der Beſchluß ift durch den Reichs⸗ 
anzeiger zu veröffentlihen. Für folde Innungsverbände 
gelten dann befondere Vorfchriften. Über die gerichtliche 
und außergerichtliche Vertretung bes Verbandes gelten bie 
gleichen Vorfchriften mie bei der einzelnen Snnung. Der 
Verband ift befugt, gemeinfame Einrichtungen zu treffen 
1. für die Pflege des Verhältnifies zwiſchen Meiftern und 
Geſellen (Herbergen, Arbeitsnachweis), 2. für die gewerb- 
lihe und technifhe Ausbildung, insbefondere durch Er- 
rihtung von Fachſchulen, 3. für gemeinfamen Gefchäfts- 
betrieb, 4. für Unterftügungsfaflen; für bie unter 9. u. 4, 
genannten Zmede bedarf es befonderer Nebenftatuten, bie 
vom Reichsfanzler zu genehmigen find; für bie unter 4. 
genannten Einrichtungen gelten die Vorfchriften über bie 
Snnungsfafien.°° Die Innungsverbände unterliegen ber 
Auffiht derjenigen höheren Verwaltungsbehörde, in deren 
Bezirt der Vorftand feinen Sig hat; die Aufſichtsbehörde 
fann gegen die Inhaber von Amtern des Verbandes Drb- 
nungsſtrafen verhängen; fie hat Streitigkeiten über die Auf- 
nahme und Ausfchließung von Mitgliedern, über Wahlen 


68 Gem. :D. 88. 104h—m, | juriftifche Perſoönlichkeit nad 
dazu Zandmann 665 ff.: Diefe Landesrecht erteilt werden könne; 
Borfchriften find erft durch Die | diefer Befchluß ift durch $. 144h 
Novelle vom 28. April 1886 er- |de8 Geſetzes v. 28. April 1886 
gangen. — Der Bundesrat Batte | außer Kraft ggert, a. A. Land⸗ 
am 4. März 1886 beſchoſen — manna. 

Landmann 666 —, daß In⸗ 59 Bol. Si Gew.D. 88. 97 
nungsverbänden, die ſich nicht Rr. 2, Ma Nr. 1, 2, 4 5, ſ. 
über das Gebiet eines Einzel⸗ ferner unten &. 185 sub IV. 
ftaate8 hinaus erftreden, die 
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zu Amtern, fowie über die Rechte und Pflichten der In- 
haber von ſolchen zu entſcheiden, endlich den alljährlich vor- 
zulegenden Rechnungsabſchluß und Vermögensausweis zu 
prüfen; außerdem gelten die allgemeinen Auffichtsbeftim- 
mungen für Innungsverbände aud hier (ſ. oben). Wirb 
die Auflöfung des Verbandes gemäß den ftatutarifchen Be- 
ftimmungen beichlofien, jo erfolgt die Abmwidelung der Ge 
ſchäfte in gleicher Weife wie bei der Auflöfung einer In⸗ 
nung; Eröffnung des Konkurſes über dad PVerbandsver- 
mögen bat die ipso jure eintretende Auflöfung des Ver- 
bandes zur Folge. Ebenfo gelten bezüglich der Verwendung 
des Vermögens im falle der Auflöfung mejentlich die gleichen 
Grundſätze wie bei der Auflöfung von Innungen, insbe⸗ 
fondere foweit es fih um die Erhaltung gemeinnüßiger 
Snftitute („Unterrichtsanftalten, Hilfskaſſen oder fonftige zu 
öffentlihen Zwecken beftimmte Einrichtungen”) handelt. ®° 

IV. Die Aufgabe der Snnungen.®! 

1. Im Anfhluß an die hiftorifche Bedeutung der In⸗ 
nungen bezeichnet das Geſetz als Aufgabe der neu zu bil- 
denden Innungen in erfter Linie: Pflege des gewerb— 
lihen Gemeingeiftes, fowie Aufredterhaltung 
und Stärkung der gewerbliden Standesehre 
unter den Mitgliedern. Das ift die oberfte Auf- 
gabe, welche jede Innung nad ihren Kräften zu erfüllen 
verpflichtet. ift.®? 


 Gem.-D. or 1040 »5.8.9%,| 62 S. die Worte des Reich3- 

ſ. oben ©. freiferrn vom Stein bei €. 

“1 Sem. 8 97, 97a, dazu | Meier, Reform d. preuß. Ver⸗ 

nandmann 9ff.; Mandry waltung unter Stein und Har⸗ 
denberg S. 144. 
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Auf alles, was unter diefe Gejichtspunfte fällt, fünnen 
die Innungen ihre Wirkſamkeit ausdehnen; insbeſondere ift 
ihnen auch geftattet, einen gemeinfchaftlihen Gefchäftsbetrieb 
zur Förderung bes Gewerbebetriebe ihrer Mitglieder ein- 
zurichten, s geeignete Einrichtungen zur Yörberung der ge- 
werblichen, und technifchen Ausbildung ſowie auch Prüfungen 
der Meifter und Gefellen zu veranftalten und über lebtere 
Zeugniſſe auszuftellen.°* 

2. Den Innungen liegt fodann ob, zur „Förderung 
eines gedeihlichen Verhältnifjes zwifchen Meiftern und Ge- 
ſellen“ beizutragen;*® zu dieſem Zweck hat die Innung 
insbefondere das Herbergsweſen der Gefellen zu ordnen und 
für die Nachweifung von Gefellenarbeit zu ſorgen; Streitig- 
feiten über das Arbeitöverhältnis zwiſchen Meiftern und 
Lehrlingen (G. v. 29. Juli 1890 über die Gemwerbegerichte 
F. 3 Abf. 1) werden von der Innung entfchieden.** Außer- 
dem fönnen die Innungen Schiedsgerichte für Streitigkeiten 
zwiſchen Meiftern und Gefellen der in $. 3 des Gem.:Ger.-©. 
bezeichneten Art einſetzen.““ Diefe Schiedsgerichte find dann 
die Gemwerbegerichte der Innung; für ihr Verfahren gelten 
demnach die Vorfchriften der EBD. nicht.s Das ordent- 
Iihe Gewerbegericht des Bezirkes bleibt jedoch Cinigungs- 
amt im Sinne des Gew.-Ger.-Gel. $. 61 (f. darüber unten 
8. 28). Der PVorfitende des Schiedsgericht? wird von 


6 Gew.⸗O. 8. 97a 5: . der Gemeinbebeförben, ſ. Land— 
% Gew.O. 8. 97a 2, 3. mann 5 
65 Gem.-D. 8. 973 6” (Gew. .D. 88. 97a 3. 6, 
6“ Gew.⸗O. 8. 97 vi und | 100d; Landmann 597, 624. 
RG. v. 29. Juli 1890 8. 79) 8 Bol. GVG. 8. 14 3. 4, 
Abi. 2. Diefe Innungsgeridte EB. 3. CPO. $. 3; Land- 
treten für Lehrlinge an Stelle mann 624. 
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der Auffihtsbehörde beitimmt und braucht der Innung nicht 
anzugehören. Die Beifiger, deren Zahl mindeſtens 2 be- 
tragen muß, find zur Hälfte aus den Innungsmitalievern, 
zur anderen Hälfte aus den Gejellen dur die Geſamtheit 
oder eine Vertretung derfelben zu wählen; die Annahme 
der Wahl kann nur aus den nämlichen Gründen mie eine 
Vormundſchaft abgelehnt werben. °? 

Gegen die Entſcheidung der Innungen und Innungs⸗ 
fchiedagerichte ift binnen 10 Tagen Berufung auf geridht- 
liches Gehör bei den ordentlichen Gerichten geftattet.’° Die 
auf Grund der Beitimmungen im $. 97 Nr. 4 ergehenden 
Entſcheidungen in Streitigfeiten der Innungsmitglieder mit 
ihren Gefellen und Lehrlingen find vorläufig vollitredbar. 
Die Vollftrelung erfolgt durch die Polizeibehörden nad 
Maßgabe der Vorſchriften über die gerichtlihe Zwangs— 
vollftredung. 7! Lehrlinge find auf Antrag der zur Ent: 
ſcheidung berufenen Innungsbehörde von der Polizeibehörde 
anzubalten, vor der erfteren perfönlich zu erfcheinen. ?? 

3. Die Innungen find berechtigt, Kaflen für ihre Mit- 
glieder und deren Angehörige, ſowie Gefellen und Xehr- 
linge zur Unterftüßung bei Krankheit, Tod, andermeiter 
Arbeitsunfähigkeit oder ſonſtiger Bedürftigkeit zu errichten. 7® 


Nr. Borm.d. v. 5. Juli! 78 Gem.:D. 8. 97a 8 5. 
1875 . 23, Landmann 625. Näheres beftimmt über ſolche 
ew.-D. 8. 1004 Abſ. 1 Kaſſen 8. 1000. „Über die 

Fu 3 ob. 8. 1208, sr ertent Einnahmen und Ausgaben der 
dur Gew.-Ger. n f. 3. \nach Maßgabe des 8. 97a unter 
11 BD. SS. — 108 ff., | Nr.5 begründeten Unterftügungs- 
169, 773 ff. faffen muß getrennte Rechnung 
is © bazu Gen.-D. $. 97 geführt werden. Das ausſchließ⸗ 
Abſ. 2 3. 4 lich für diefe Kaſſen beftimmte 
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Diefe Verhältniſſe haben inzwifchen eine grundfägliche Neu- 
regelung gefunden durch die Kranlenverfiherungsgefeßgebung. 
Die Innungskaſſen find dadurch nicht befeitigt (Kr.Verſ.⸗G. 
88. 73, 85); ihre fafultative Errichtung ift auch jegt 
noch geltendes Recht; die Zugehörigkeit aber zur Innungs⸗ 
fafje (event. einer anderen Krankenkaſſe) ift obliga- 
torifc. "* 

4. Über die Aufgaben der Innungen in Bezug auf das 
Lehrlingsweſen |. oben S. 109 f. 

5. Die Innungen find beredtigt, im Rahmen des Ge- 
fees auch die Erfüllung anderer Aufgaben zu übernehmen, 
fog. freiwillige Aufgaben. Die im Geſetz gegebene Auf» 
zählung ift lediglich eremplifitativer Natur, ?® doch müſſen 
die Aufgaben innerhalb des gewerblichen Intereſſes liegen. 

6. Die Aufgaben der Innungen betrachtet die neuere 
Geſetzgebung für fo wichtig, daß unter gewiflen Voraus⸗ 
fegungen eine Zwangsbeitragspflicht von Nidt- 
Snnungsmitgliedern und deren Gefellen zu Zwecken 


Bermögen ift getrennt von dem 
übrigen Innungsvermögen zu 
verwalten. Verwendungen für 
andere Zwecke dürfen aus dem⸗ 
felben nicht gemadt werden.“ 
(Über dag Berhältnis Ddiefer drei 
Säge zu Kr.⸗V.⸗G. 88. 29, 40 
f. Landmann 622) Die Gläu- 
biger der Kafle haben dad Recht 
auf abgejonderte Befriedigung 
aus dem getrennt verwalteten 
Vermögen. Über die an ſolche 
Kaflen zu ftellenden gefeßlichen 
Anforderungen handelt Abi. 2. 
Dazu bemer 

623: „Infolgedes Gefeges über die! 


=> 


tievoh Landmann |59 


Krankenverſicherung der Arbeiter 
bat indes der Abſ. 2 nahezu 
alle praktiſche Bebeutung ver- 
Ioren, foweit er fih auf die 
auch für Gejellen und 
Lehrlinge errichteten Innung3- 
krankenkaſſe bezieht. Diefe Kran- 
kenkaſſen müflen fortan — — — 
den höheren Anforderungen des 
8. 20 des Kr.⸗V.⸗G. genügen.” 
74 Zandmann5df.;Man- 
bry 137, f. au unten $. 29. 
75 Gew.-D. 8. 97a, dazu 
Seybel 361; Landmann 
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der Innung — durch Rovelle v. 6. Juli 1887 7° — vorges 
ſehen wurde; die Entſcheidung erfolgt — immer wiberruf- 
Gh — auf Antrag der Innung durch die höhere Verwal: 
tungsbehörde nah Anhörung von Vertretern der Nicht- 
Innungsmeifter, der Auffichtsbehörde und eventuell bes 
Innungsverbands⸗ Vorſtandes. Die Einrichtungen, für welche 
Died vorgefchrieben werden fann, find: a) Innungsherbergen 
und Einrihtungen für den Nachweis von Gefellenarbeit, 
b) Einrichtungen zur Förberung der gewerblichen und ted- 
nifchen Ausbildung von Meiftern, Gejellen und Lehrlingen, 
ec) Innungsſchiedsgerichte in allen drei Fällen, fofern diefe 
Einrihtungen ihren Zweck zu erfüllen geeignet erfcheinen. 
Die höhere Vermaltungsbehörde hat zugleich über die Ver- 
rechnung der Einnahmen und Ausgaben Verfügung zu treffen. 
Gegen die Verfügung ift die gewöhnliche verwaltungsrecht⸗ 
liche Beſchwerde eröffnet. Streitigkeiten über die Beitrags- 
pfliht dagegen find auf dem ordentlichen Rechtswege zur 
Entfheidung zu bringen, alfo insbefondere auch über die 
Ausnahmen des $. 100m. Die Verfügung ift amtlich zu 
veröffentlihen. Die Einrichtungen, für welde die Bei- 
tragspflicht der Nicht-nnungsmitgliever bezw. deren Ge- 
felen und Lehrlinge beftimmt ift, ftehen vom Tage der 
Beitragspflicht diefen ebenfo zur Verfügung mie den In⸗ 
nungsmitgliedern. Die Beiträge der Nicht-Innungsmit- 


76 Durch dieſes Gefek wurben | vor für Syahrifen, Mitglieder an- 
ber Gew.⸗O. die jetzigen ss 100. | derer Innungen und folde Ge- 
bi8 100m eingefügt, }. bazu | werbetreibende, die in der Regel 
Landmann 692 ff. Bgl. auch | Gefellen oder Lehrlinge nicht 

w.O. 88. 97 3. 2, 3, 978 | befchäftigen, ſowie in bejonderen 

1, 2, 6. Ausnahmen von | einzelnen Fällen. 
der Veitragöpflicht fieht $. 100m 
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glieder find vom Vorſtand für jedes Nechnungsjahr feftzu- 
ftelen und fpäteltens einen Monat vor der eriten Hebung 
denfelben fchriftlih zur Kenntnis zu bringen; zwangsweiſe 
Eintreibung fann auf dem für die Innungsbeiträge vorge 
fchriebenen Wege erfolgen. Das Vermögen jener Einrich-⸗ 
tungen ift getrennt vom übrigen Innungsvermögen zu ver- 
walten und ausfchließlich feinem Zwecke vorzubehalten. 


8. 27. 
WBandergewerdbe und Marfitverkeßr. 
A. Das Wandergemerbe.! 

I. Befondere Beitimmungen enthält das Geſetz für das 
Wandergewerbe, welches den Gegenfag zum jtehenden Ge- 
werbebetrieb bildet. Unter den Begriff des Wandergemwerbes 
fallen? folgende Arten der gewerblichen Ermerbsthätigfeit 
„in eigener Perfon“ außerhalb des Wohnortes oder des 
dem Gemeinvebgzirt des Wohnortes durch die höhere Ver- 
waltungsbehörde gleichgeftellten Bezirkes? des Gewerbe: 
treibenden, fofern dabei nicht die Begründung einer gewerb⸗ 
lichen Niederlaffung oder Effektuierung von vorher gemachten 
Marenbeftellungen in Frage fteht: 


ı Gem.-D. 88. 5568, pay Conrade Handwörterbuß VI, 
Strafbeft. 88. 148 8. 5, ff. 


7a--Te in der Fa ung — 2 Gew.-D. 8. 55, dazu je⸗ 
Nov. v. 1896 Art. 21, 149 3 2,3, doch der generelle Vorbehalt, 
4,5; Seyder 97—109; Löning daß unter beftimmter Boraus- 
510 ff.; Sandmann 430 ff., jegung dieſe gemerblichen Be⸗ 
1091 ff. Die Vorſchriften der thätigungen wohl ftehender 
Gew.⸗O. haben eine eingreifende . Gewerbebetrieb als auch Markt—⸗ 
Revifion erfahren durch das ©. verkehr fein können, f. Zöning 
v. 1. Juli 1883 (RGB. 159). |511®. 

Die landesrechtliche Bollz. 2. f.| ? Pal. dazu auh Gew.⸗O. 
bei Landmann 432; ſ. ferner | $. 42a. 

G. Meyerl, 412 ff.;: Lexis in! 
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— 


. das Feilbieten von Waren, 

2. das Aufſuchen von Warenbeſtellungen over das An- 
faufen von Waren bei anderen Perfonen als bei 
Kaufleuten oder an anderen Drten als in offenen 
Verkaufsſtellen zum Wieberverfauf, + 

3. das Anbieten von gemwerblichen Leiftungen, 

4. das Darbieten von Mufilaufführungen, theatralifchen 
Vorſtellungen, fonftigen Zuftbarfeiten oder Schau- 
ſtellungen, bei welchen ein höheres wiflenfchaftliches 
oder Kunſt⸗Intereſſe nicht obmaltet. 

Insbeſondere fallen unter den Begriff au die Wander- 

lager. 

Berboten iſt das Feilbieten in der Form der Berftei- 
gerung oder Ausfpielung; Ausnahmen können durch die zu= 
ftändige Behörde geftattet werben, für Wanderverfteigerungen 
jedodh nur bei Waren, welche raſchem Verderben ausgefett 
find. Bei öffentliher Ankündigung oder Benugung von 
Berfaufsftellen, insbefondere bei Wanderlagern, müfjen Name 
und Wohnort des Gewerbetreibenden genau und erfennbar 
bezeichnet fein. ® 

I. Zum Betrieb des Wandergewerbes ift ein Wander- 
gewerbefhein® erforderlih, der auf die Perfon aus- 
geftellt wird und über den Haufierer jelbft, den ihm ge- 
ftatteten Gewerbebetrieb und die etwaigen Gebilfen die 
nötigen Angaben enthalten muß;? der Schein ift immer 


37 Rn 468 ff.; Strafbeft. 8. 1 
° Gew.-D. $. 55. Über die 
"| rechtliche Natur des Wander⸗ 
gemerbeicheined f. Rehm *. 
w.⸗O. 8. 60 Abſ. 


+ Über Warenbeſtellungen von 
inländifchen ftebenden rn 
treibenden |. Gem.-D. 

448, oben 8 72f. 
5 Gew D. 8. 56c in Faffung 
der Nov. von 1896: Land⸗ 
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mitzuführen und ebenfo wie die mitgeführten Waren auf 
Verlangen der ftaatlichen Organe vorzumweifen; er darf einer 
anderen Perſon zur Benutzung nicht überlafien werben ;® 
eventuell Tann der Betrieb von der Behörbe bis zur Herbei- 
ſchaffung des Scheines eingeftellt werden.” Der Schein 
wird auf ein Kalenderjahr auögeftellt und ift nad) Ablauf des- 
felben zu erneuern.1° Über den Antrag auf Erteilung 
ift binnen 14 Tagen zu entfcheiden, im Fall der Ablehnung 
unter Angabe der betreffenden Gefegesbeitimmung. !! Der 
Schein bezieht fih in der Regel auf das ganze Reichögebiet. 

Die Erteilung des Wandergemwerbefcheines erfolgt, ebenfo 
wie die eventuelle Zurüdnahme, für alle Arten des Gewerbe- 
betriebes im Umberziehen dur die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde des Wohnortes oder Aufenthaltsortes; letztere kann 
an erftere verweilen. 1? Für berumziehende Gefellfchaften, 
die die Gewerbe des $. 55 3. 4 betreiben, fann ein gemein- 
famer Wandergewerbefhein ausgeftellt werben, welcher wie 
ſämtlichen Mitglieder aufzuzählen hat. 18 

Deutſchen Staatsangehörigen, welche das 21. Lebensjahr 
zurücigelegt haben und im Reichsgebiet bomigziliert find, 
ift der Wandergewerbeſchein in der Negel zu erteilen. 


ormulare nah 3. d. BR. v. Landmann 49. Strafbeit. 
1. Dit 1883 (681. 305) 2. 3. zu $. 60 im 88. 148 3. 6, 
Aufiändig zur Erteilung ift in Te, 149 8. 3. u. 4. 
zeuben der eziztoaueſchuß 1 Gew.O. 57 Abſ. 2. 
s Gew.O. $. 60d Abſ. 1. Gew.-D. 3. 61 (eine Modi⸗ 
Pan 58. 149 3. 2, 148 | filation bed allgemeinen Grund⸗ 
5. fages in Abſ. 2. ©. dazu d. 
’ Gew.-D. s, 0e. Steatbeh. engaben beilandmann 434f., 
. 149 Abf. 1 3%. 2, f. daz 
'anbmann 499. Ir ße 60d Abſ. 8 
o Gew.O. 3. 60 Abſ. 1; Sandmann 5 
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Der Wandergewerbeſchein mu jevoh aus folgenden 
Gründen verfagt werden:!* 1. Wegen einer ab- 
fchredenden oder anftedenden Krankheit des Geſuchſtellers, 
oder wenn derjelbe abjchredend entftellt if, 2. wenn der⸗ 
felbe wegen ftrafbarer Handlungen aus Gewinnfudt, gegen 
das Eigentum, 1% gegen die Sittlichleit, wegen vorfäglichen 
Angriffe auf Leben und Gefundheit der Menfchen, wegen 
Land⸗ oder Hausfriedensbruches oder Widerftandes gegen 
die Staatögewalt, 1° wegen vorfätlider Brandftiftung, 
endlih wegen Zuwiderhandlung gegen die Verbote oder 
Siherungsmaßregeln, betreffend die Einführung oder Ber- 
breitung von anftedenden Krankheiten oder Viehfeuchen, mit 
minbeftens 3 Monaten beftraft ift, und noch nicht 3 Sabre 
feit Verbüßung der Strafe verfloffen find; 3. wenn ber 
Gefuchiteller unter Polizeiauffiht fteht; 4. wenn berfelbe 
wegen gewohnheitämäßigen Bettelns, Arbeitäfheu, Land⸗ 
ftreicherei, Trunkſucht übel berüchtigt ift; 5. für das Dar⸗ 
bieten von Muſikaufführungen u. dgl. — 8. 55 3.4 — 
im Falle mangelnden Bebürfniffes. 

Sn der Regel ift der Schein zu verfagen: 
1. wenn ber Geſuchſteller no nicht das 25. Lebensjahr 
vollendet hat;!? 2. wenn er blind, taub, ſtumm oder 
geiſtesſchwach ift. 

Außerdem darf er verfagt werden: 1. menn der 
Gefuchiteller im Inland feinen feften Wohnfig hat; 2. wenn 


“ Gem-D. 88. 51, 51a, 575, ft 

bazu Sandmann 475 ff. 16 Die drei letztgenannten 

auch über bie einfctägigen Bar Delikte gemäß der Rov. v. 1896. 

graphen bed RS 17 Nov. v. 1896, bisher Gtoß- 
15 Entſch. d. DSG. XIII, | jährigteit. 
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er wegen einer ber oben genannten ftrafbaren Handlungen 
(ausgenommen Landfriedensbruch) zu einer Freiheitsſtrafe 
von mindeftens einer Woche verurteilt ift, und feit der Ver⸗ 
büßung noch nit 5 Jahre verflofien find;'® 8. wenn er 
wegen Verlegung der Vorſchriften über das Hauſiergewerbe 
in den letten 3 Jahren wiederholt beftraft ijt; 4. wenn 
er ein oder mehrere Kinder hat, für deren Unterhalt und 
Unterrit nicht genügend geforgt ıft. 1? 

III. Beftimmte im Geſetz bezeichnete Kategorieen von 
Maren find vom Anlauf oder Feilbietenim Umher— 
ziehen ausgefchloffen: 1. geiftige Getränke aller Art, 
ſoweit nicht die Ortöpolizeibehörde Ausnahmen geftattet ; 
2. gebrauchte Kleider, Wäſche, Betten, Bettftüde, Bett- 
federn, 2° Menfchenhaare, ferner Garnabfälle, Enden und 
Dräumen von Seide, Wolle, Leinen oder Baummolle, 3. Gold- 
und Silberwaren, Bruchgold und Bruchſilber, Tafchenubren, 
4. Spielfarten, 5. Staats- und fonftige Wertpapiere, 
Zotterielofe, ſowie Bezugd- und Antrittsfcheine auf Wert⸗ 
papiere und XLotterielofe, 6. exploſive Stoffe, insbefondere 
Schießpulver, Feuerwerkskörper und Dynamit,?! 7. leicht 
entzündliche mineralifche und andere Ole, befonders Petro- 
leum, fowie Spiritus, 8. Etoß-, Hieb- und Schußwaffen, 
9. Gifte und gifthaltige Waren, Arznei: und Geheimmittel, 22 

18 Novelle v. 1896, biöher | nate Gefängnis); über den Be- 

6 Wochen und 3 Jahre. iff Dynamit CB. 1876, 223, 
19 Dies ift auch genügender | 1880 452, 1881 261. 

Grund zur Surüdnahme des » Die Hiff. 1-9 Gm.-D. 

Sceines: DI XIV, 343. ;: 56 in der durch die Nov. v. 

Nur „gebraudite : DRG. | 1883 gegebenen Erweiterung ſ. 

342 mann 0 ff.; Strafbeft. 


a Bu 8.6 Etrafbeft. g 146 88. 146, über agree 
8. 4 (bis 2000 M. oder 5 Mo- | mittel“ 686, Kay 
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10. Bäume aller Art, Sträuder, Schnitt-Wurzelveben, 
Zuttermittel, Sämereien, ausgenommen Gemüfe- und 
Blumenfamen, 11. Schmuckſachen, Bijouterieen, Brillen, 
optifche Inſtrumente. *® 

Außerdem gelten die im ftehenden Gewerbebetrieb gel- 
tenden Beichränfungen für das Feilhalten gewiffer Waren 
auch im Haufierbetrieb. ?+ 

Der Bundesrat kann jedoch, falls er ein Bebürfnig 
hierfür gegeben findet, anordnen, daß die Erlaubnis zum 
Berfauf oder Anfauf der einzelnen oben bezeichneten Gegen- 
ftände erteilt werde; für die Ziff. 10 genannten Gegen- 
ftände fteht dies Hecht auch den Einzelftaaten zu.?> 

Aus Gründen der öffentlihen Sicherheit fowie zur 
Abwehr von Seuchen kann ferner der Bundesrat, in drin- 
genden Fällen aud der Reichöfanzler, im Einvernehmen 
mit dem Bundesratsausfhuß für Handel und Verkehr au 
andere Gegenftände jeder Art für bag ganze Reich ober 
Teile desjelben vom Haufierhandel ausfchließen, jedoch immer 
nur für beftimmt begrenzte Zeiträume und unter Vorbehalt 
der nachträglichen Zuſtimmung des Reichstags. ?s 

Im Zollgrenzbezirke ift erforderlichen Falles der ganze 
Haufterbandel durch Die oberſte Landesfinanzbehörde ein- 
zurichten. 2? 

Endlich fünnen die Einzelitaaten das Umberziehen mit 


se Ziff. 10, 11, gemäß Nov. v. (RGB. 375), 20. April 1892 
1896 (in Kraft v. 1. San. 1897). (RGB. 597). 
MS. “anbmann 450. 3 ß 26 Das Recht der Einzelſtaaten 
die Geſetze vom 5. Juli 1 7 gemäß der Nov. v. 1896. 
383 277) b5 "uni 1887| 3° Gew.-D. 8. 56 b a. 1. 
RGB 33 12. Juli 1887| 27 Ver.⸗Zoll.G. 8. 1 
Zorn, Staatöregt II. 2. Aufl. 10 
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Hengften zur Dedung von Stuten unterfagen, 2? ſowie den 
Haufierhandel mit Rindvieh, Schweinen, Schafen, Ziegen, 
Geflügel befchränfen oder zur Unterbrüdung von Viehſeuchen 
zeitweilig ganz unterfagen. ?? 

Ausgefhloffen vom Haufierbetrieb find 
ferner: 1. die Ausübung der Heilfunde durch Nicht: 
approbierte, 2. das Aufſuchen und Bermitteln von Dar- 
lehens- und Nüdlaufsgefhäften ohne vorgängige Be— 
ftellung, fomwie das Aufjuchen von Beftellungen auf Wert: 
papiere, Zotterieloje und Anteilöfcheine von ſolchen, 3. dag 
Auffuden von Beitellungen auf Branntwein und Spiritus 
bei Perfonen, die diefe Waren nicht zum Gewerbebetrieb 
brauchen, 2° 4. das Feilbieten von Waren und Auffuchen 
von Beitellungen auf folche gegen Teilzahlungen im Sinne 
der 88. 1, 6 des ©. v. 16. Mai 1894 über Abzahlungs- 
geſchäfte. 8 

Ausgeſchloſſen vom Feilbieten und Auf— 
ſuchen von Beſtellungen im Umherziehen ſind 
endlich Schriften und Bildwerke a) wenn fie in 
ſittlicher oder religiöſer Beziehung Ärgernis zu geben ge— 
eignet ſind, b) wenn ſie unter Zuſicherung von Prämien 
oder Gewinnen vertrieben werden ſollen, e) wenn ſie in 
Lieferungen erſcheinen und nicht der Geſamtpreis auf jeder 
einzelnen Lieferung an einer in die Augen fallenden Stelle 
angegeben iſt. Andernfalls iſt der Hauſierhandel mit ſolchen 


28 Gew.⸗O. 8. 56 Abf. 1, dazu! 39 Gew.⸗D. 8. 564, Strafbeſt. 
Landmann 467 f. über bas —* 3. Ta, f. Landmann 
daraufhin ergangene Landesrecht. | 461 ff 

29 Nov. v. 1896 (in Kraft v. | 1896 ai Si 4 Zufag der Nov. v. 
1. San. 1897). 
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Schriften geftattet, jedoch nır auf Grund und nad) Maß- 
gabe eines von der Behörde genehmigten Drudichriften- 
verzeichnifieg, das eine vollitändige Lifte der zum Bertrieb 
zugelajjenen Schriften enthält und vom Haufierer immer mit- 
geführt werden muß; eventuell Tann der Betrieb bis zur 
Herbeifhaffung des Verzeichniſſes polizeilich eingeftellt wer⸗ 
Den. 83 

Ohne Wandergewerbejheiniftper Gewerbe— 
betriebim Umherziehen geſtattet — landesrechtlich 
darf das Verzeichnis für „Gegenftände des gemeinen Ver⸗ 
brauches” noch erweitert werden — 1. für das eilbieten 
von felbftgemonnenen oder rohen Erzeugniffen von Land⸗ 
und Forftwirtichaft, Garten- und Obftbau, Geflügel- und 
Bienenzudt, ſowie für felbftgemonnene Erzeugniffe der 
Jagd und Fiſcherei; 2. für felbftverfertigte Maren, die zu 
den Gegenftänden des Wochenmarftverfehrs (Gem.-D. $. 66) 
gehören, auf 15 km Entfernung vom Wohnort und ebenfo 
für das Anbieten von gewerblichen Leiftungen, hinſichtlich 
deren dies Landesbrauch ift; 8. für felbftgewonnene Er- 
zeugnifje und felbitverfertigte Waren, die nach Landesbrauch 
zu Waſſer angefahren und vom Fahrzeug aus feilgeboten 
werden; 4. für ortspolizeilich beftimmte Waren bei öffent- 
lichen Feten, Truppenzufammenziehungen und dergleichen. 
Doh kann für die unter 1—8 bezeichneten Gegenftände 
der Gemerbebetrieb aus den Gründen verboten werben, aus 
denen der Wandergewerbeichein verfagt werden muß; °® 


” Gew.⸗O. $. 56 3. 12; die 
Vorſchrift unter ce) ufaß ber 
Nov. v. 1896, Strafbef 0. 8 149. 
Bel. Lan dmann 
Meyerin Conrads —— 


buch II, 857 ff.; über „ſittliches 

Krgernis" OBG. XV, 356. 
Gew.-D. 88. 59, 59a, f. 

Landmann 484 ff. 
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außerdem kann das eilbieten der unter 1. und 2. be- 
zeichneten Waren Kindern unter 14 Jahren ortöpolizeilich 
verboten werben. ®* 

IV. Kinder unter 14 Jahren dürfen zu gemerblichen 
Zwecken nicht mitgeführt werden, fchulpflichtige Kinder über- 
haupt nicht, es fei denn, daß für den Unterricht genügend 
geforgt wäre, außerdem nur mit Erlaubnis der Behörde, 
die jederzeit zurüdgenommen werden fann. ®® 

Minderjährigen Perfonen fann im Wandergewerbeſchein 
auferlegt werden, daß fie dag Gewerbe nicht nad) Sonnen- 
untergang, ſolchen weiblichen Geſchlechtes, daß fie dasſelbe 
nur von Haus zu Haus, nicht auf öffentlichen Straßen, 
betreiben dürfen;?® ortspolizeilih fann ferner minder- 
jährigen Perfonen verboten werben, daß fie die in 8. 59 
3.1, 2 (f. oben S. 144) genannten Waren nah Sonnen- 
untergang und ſolchen Perfonen weiblichen Geſchlechtes, daß 
fie diefe Waren von Haus zu Haus feilbieten.®” Das 
Mitführen von Perfonen anderen Gefchlechtes, ausgenommen 
Ehegatten und über 14 Jahre alte Kinder und Enkel, kann 
verboten werben. ®® 

Stellvertreter unterliegen für fich perfönlih den Er- 
fordernifien des Geſetzes. 8? 

„Andere Perſonen“ Dürfen nur nad) Maßgabe der im 
Wandergemerbefchein unter näherer Bezeichnung der Per⸗ 


% Zuſatz der Nov. v. 1896 zu dazu un 497 ff. Straf» 
7 


Gew. D. $. 60b. (Abſ. 3). Rt, KA Ren 
s Gew.O. 8. 62 Abi. 8- ee er 

Sanbmann DR f —* ee end. 6. af. 5. 

88. 148 8. 6, 7d: 149 3.5 re 


ss: Gew.⸗O. 8. 60b, Abi. 1, Landmann 502 ff. 
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fonen vermerften Erlaubnis mitgeführt werben; die Er⸗ 
laubnis ift zu verfagen bezw. zurüdzunehmen nah Maß- 
gabe der im Geſetz für die Haufierer ſelbſt aufgeftellten 
perfönlihen Vorausfegungen. *° 

V. An Sonn- und den nah Landesredt 
gefeglihen Feittagen ift der Haufierbetrieb 
mit Ausnahme des Darbietens von Mufif- 
auffühbrungen u. dal. ($. 55 Ziff. 4) verboten, 
fomeit nicht Durch die untere VBerwaltungsbehörde Aus- 
nahmen zugelaffen find. *! 

VI Aus den oben S.143f. angegebenen Gründen, aus 
welchen der Legitimationsſchein Reichgangehörigen verfagt 
werden kann, muß derjelbe Ausländern verweigert werben. 
Außerdem hat über die Zulafjung von Ausländern zum 
Haufiergemerbe der Bundesrat die erforberlichen Vorfchriften 
zu erlaſſen.““ ZTopfbindern, Keflelflidern, Händlern mit 
Blech- und Drahtwaren und ähnlichen Gegenftänden, Dreh- 
orgeljpielern und Dudelfadpfeifern darf der Schein überdies 
nur erteilt werden, wenn fie bereit3 im vorhergegangenen 


0 Gew.⸗O. 8. 62 Abi. 1. u. Gew.O. 88. 4la, 105h). Zu 
2 verb. 88. 57, 57a, 57b, 58; $. 55 3. 4 O9, bie Einfdrän- 
Landmann 507 ff. tungen in $$. 33b, 60a. 

ı Gem.-D. 8.558. Daß der: Dies iſt ‚gischen ud 
Bundesamt „über die Boraus- V. v. 31. Oft. 1 
feßungen und Bedingungen“ ger | (OBL 305 ff.) auf —** von 
dug ung von Ausnahmen Be⸗ Gew.O. 8. 56d. S. dazu Lan d⸗ 
timmungen treffen kann, was mann 4 2ff., ferner die dort an« 
das Geſet beſonders hervorbebt, gebenen Vorf hriften in einigen 
tft ſtaatsrechtlich ſelbſtver⸗ Dandelöverträgen. Luremburg 
ftändlih.— Weitergehende landes- | u. die öfterreich. Gemeinde Mittel= 
rechtliche Borfchriften Hält Land» | berg gelten als Inland. 
mann 445 für zuläſſig (vgl. 
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Kalenderjahr einen folchen hatten. *? Der Ausländern er- 
teilte Schein bezieht fih immer nur auf den Bezirk 
der erteilenden Behörde, kann jevoh durch die Be- 
hörde eines anderen Verwaltungsbezirks auf dieſen aus- 
gedehnt, andrerſeits kann dieſe Ausdehnung immer wegen 
mangelnden Bedürfniſſes abgelehnt werden.“ Zigeunern 
darf fein Wandergewerbeſchein erteilt werben. #5 

VO. De Eintritt in fremde Wohnungen 
zum Zweck des Haufierbetriebes oder des Feilbietens der 
in $. 59 3. 1 u. 2 bezeichneten Gegenjtände ift nur mit 
vorgängiger Erlaubnis, der Eintritt in fremde 
Häufer und Behöfte zur Nadtzeit ift überhaupt 
nicht geftattet, *® 

VII. Das Darbieten von Muftlaufführungen, Schau- 
ftellungen,, theatralifchen Vorſtellungen oder fonftigen Zuft- 
barfeiten, „ohne daß ein höheres Intereſſe der Kunft oder 
Wiſſenſchaft dabei obmwaltet”, an einem Drte von Haus zu 
Haus oder auf öffentliden Wegen, Straßen, Pläben oder 
an anderen öffentlihen Orten, aber außerhalb des Wohn- 
ortes — |. dazu $. 33a (innerhalb desfelben) — im Um- 
herziehen bedarf a) des Wandergemerbefcheines und b) der 
bejonderen Erlaubnis der Drtspolizeibehörde, welche ohne 
weiteres verfagt werden kann.“ 

Der Schein kann in diefem Fall auch megen mangeln- 
den Bebürfniffes verfagt werden und bezieht fih immer nur 


48 8 v. 31. Oft. 1889. II. RStGB. 8. 128 ( (Daudfriebend 
A. 23.4 brud) bezw. Gew.O. 8. 148 
“ Ebenda II A. 3. 6. 


3.7 
ji Ebenda II A. 3.4 Abf. 3 @ Gew.-D. $. 60a. Land- 
® Gen.-D. 8. 60c Abf. 2, 3.|mann 495 ff. 
Sandmann 00 f. Strafbeft. 
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auf den betreffenden Berwaltungsbezirt, kann jedoch auf 
andere Bezirfe durch die fompetente höhere Verwaltungs⸗ 
behörde ausgedehnt, andererjeit3 aber Die Ausdehnung megen 
mangelnden Bedürfniſſes auch abgelehnt werben; der Schein 
fann in biefem Falle auch auf fürzere Beit ala ein Jahr, 
inäbefondere auf beitimmte Tage ausgeftellt werden. *® 
Bei Schaufpielergefellfchaften ift VBorausfegung für Erteilung 
des Scheines auch die Erfüllung der nach $. 32 geſetzlich 
vorgefchriebenen Erforderniffe für Schaufpielunternehmer. “ 

IX. Eine befondere Art des Haufierbetriebes betrifft 
der neu eingefügte $. 42b, nämlih den ambulanten 
Gewerbebetrieb innerhalb de Wohnortes 
oder der gewerbliden Niederlaffung. Diefer 
Gewerbebetrieb in dem dur $. 42 b beftimmten Umfang 
und mit den bortjelbft bezeichneten Ausnahmen fann für 
einzelne Gemeinden durch Gemeinvebefhluß und Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde oder durch die leßtere nach 
Anhörung der Gemeindebehörde von einer Erlaubnis ab- 
bängig gemacht werden, auf deren Erteilung, Berfagung 
und Zurücknahme die Vorſchriften für den Hauftergemerbe- 
fchein Anwendung finden; ebenfo fünnen auf diefen Betrieb 
die vom Bundesrat für den Haufierbetrieb von Ausländern 
erlaffenen Vorjchriften durch die höhere Verwaltungsbehörbe 
erftredt werben. Auch für die Ausübung bes ambulanten 
Gemwerbebetriebes gelten die Vorſchriften für dag Haufier- 
gemwerbe.°° An Sonn- und Feittagen ift der ambulante 


*e Sew.-D. 8. 60, Abf. 22 betr. Perſon ausdrüdiih zu 
 Gew..d. 5 60d Abf. 4. vermerfen. 
Die Eigenſchaft als „Unter-| °° Gew.O. 8. 42b; eine 
nehmer” ift im Schein für die | Reihe von Ausnahmen behält 
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Gewerbebetrieb verboten, foweit nit Ausnahmen durch Die 
untere Verwaltungsbehörde zugelafjen find. °!. Für Kinder 
unter 14 Sahren tft diefer Betrieb auf öffentlichen Wegen, 
Straßen, Plägen oder an öffentlichen Orten oder ohne vor- 
gängige Beftellung ganz verboten; Ausnahmen find auf 
Grund örtlichen Herkommens durd die Urtspolizeibehörde 
zuläffig, jevoch höchſtens für insgefamt 4 Wochen in einem 
Kalenderjahr. 5? 

X. Die Zurüdnahme des Wandergemwerbe- 
ſcheins ift zuläffig, wenn fi) nachträglich das Vorhanden- 
fein einer der in den 88. 57. 57a. 57b genannten Voraus- 
ſetzungen herausſtellt oder eine folche nachträglich entfteht. 52 
Die Zurüdnahme oder Verfagung erfolgt aus den gejeß- 
lihen Gründen durch fchriftliden Beſcheid unter Angabe 
der Gründe; gegen den Beſcheid ift Rekurs, jedoch ohne 
auffchiebende Wirkung, zuläffig; für das BVerfahren gelten 
die 88. 20. 21; diefe Vorfchriften gelten auch für Die 
Berfagung der Genehmigung des Drudjchriftenverzeichnifjes 
($. 56 Abf. 4), der Erlaubnis der Mitführung anderer 
Berfonen ($. 62 Abf. 2) und des Gemerbebetriebes des 
8. 598. In den Fällen der SS. 60 Abf. 2, 60b, 62 
Abſ. 4 und 5 dagegen ift nur die gewöhnliche Verwaltungs⸗ 
befchwerde gegeben. ®* 


Abſatz 3 vor. Pal. überhaupt‘ 62 Zulay der Nov. v. 1896 
A 3537 1093. ‚ als 8. 42b Abſ. 5. 

Öbere Ermaltunsößehörbe‘ 58 Gew.⸗O. 8. 58. Land- 
ſ. dazu Landmann 448. Straf- mann 482f. 


beit. $. 148 3.5 u. 8.149 3.1. 
Üe 54 Gem.-D. 8. 63, Land— 


S. aud $. 
51 Gew.⸗O. $; 5a Abſ. 2. mann 512ff. 
. 1464. 


Strafbeſt. 8 
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B. Ber Warkiverkehr.:® 
Als dritte Art des Gemerbebetriebes fennt das deutfche 
Gewerberedt noch den Gewerbebetrieb in der Weife, daß 
Waren zu beftimmten Zeiten auf öffentlichen, polizeilich 
angewiefenen Plätzen dem Publikum feilgeboten werben 
(Mefien, Jahr⸗, Wochenmärkte).5° Brivatmärkte gehören 
nicht hieher.°° Die „rechtliche Eigentümlichkeit" der Märkte 
beftebt darin, „daß für den fich während der Marftzeit und 
innerhalb der Marktplätze zwiſchen Berläufern und Käufern 
vollziehenden Verkehr infolge der Gleichftellung der aus- 
mwärtigen und der einheimischen Marftbefucher die Vor— 
ſchriften über den Gewerbebetrieb im Umberziehen außer 
Kraft treten”. 58 
Hierüber gelten folgende Vorfchriften: 
1. Der Befuh ift zu Kauf und Verkauf frei, 5% nur 


55 Gew.⸗O. 85. 64—71, dazu 
Strafbeft. * 149 3. 6. Leut- 
hold in Holtendorffs NR. 
8.v. ‚Martipoliger” und „Markt⸗ 
ftandägelber“. Seybdel 109 bis | erfcheint Te ent! .d. pr. 
113. Söningslöff. G. Meyer | DIES. 346. 
1, 422f. gandmann släff., | Hiftorifches über" 8* Martt- 
11077. Leuthold in Stengels prizilcgien G. Meyer 422*. 
Wörterb. II, S3. Rathgen in Con⸗ ew.⸗O. 8. 64 Ast. 1, dazu 
tabs Handwörterb. ‚1119 ff. Io fotgenbe Mobiffation in 

5 Uber den Begriff f. Sande | Ab u 
mann blöff. Seydel 109. Wo jebod nad der biähe- 

5. Entid. d. pr. DVG. IX, rigen rtögemobnheit gemifje 
308: Für „Privatmärkte‘ fann Handwerkerwaren, melde nicht 
eine porigeitiche Einſchränkung zu den im $. 66 bezeichneten 
auf Bocenmarktartitet nit Gegenftänden gehören, nur von 
ftattfinden, ſ. auch V 246; Bewohnern des Marktortes auf 
ſie —2— aber —— dem Wochenmarkte verkauft 
Genehmigu werden durften, kann die höhere 

b8 Demgemäh bat dad DVG. Bermaltungsbehörde auf Antrag 


einen marktähnlichen Schweine- 
verfauf u einem Brivat- 
gunnitüd uläſſig erflärt. 

Die Rechtsauff ** des OVG. 
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für Ausländer Tann der Bundesrat als Retorfionsmaßregel 
eine Bejchränfung verfügen. ®° 

2. Bejondere Gebühren dürfen nur für bie polizeilich 
angewiefenen Marftitände und Gerätichaften erhoben werden, 
ohne daß Hierbei ein Unterfchieb zwifchen Einheimifchen und 
Fremden gemacht werben dürfte. © 

3. Der Wochenmarktverfehr ift inhaltlich durch das Ge- 
ſetz felbft beftimmt. Gegenftände besfelben find: a. rohe 
Naturerzeugniſſe mit Ausfhluß des größeren Viehes; 
b. Fabrifate, deren Erzeugung mit der Land- und Yorft- 
wirtfhaft, dem Garten: und Obſtbau oder der Fiſcherei 
in unmittelbarer Verbindung fteht, oder zu den Neben- 
befchäftigungen der Landleute der Gegend gehört, oder 
dur Taglöhnerarbeit bewirkt wird, mit Ausfchluß der 
geiftigen Getränke; c. frifhe Lebensmittel aller Art. *? 
Doch kann die Bermwaltungsbehörde auf Antrag der Ge- 
meindebehörde „nad Ortsgewohnheit und Bebürfnis” den 
Umfang erweitern, fei ed für den ganzen Bezirk, fei es für 
einzelne Orte;°? auf Jahrmärkten dürfen auch fonft Ver- 
zehrungsgegenftände und Fabrikate aller Art feilgehalten 


der Gemeindebehörde den ein⸗ noch befondere Beftimmungen 
bes Berfäufern die Forte für Ofterreih-Ungarn u. Luxem⸗ 
egung dee herfömmlihenWocden- burg, |. Landmann 521f. 
marftverfehrs mit jenen Hande 91 Gem.-D. $. 68, dazu pr. ©. 
werlerwaren geftatten, ohne aus- v. 26. April 1 72 über bie Er- 
wärtige Berfäufer derſelben Hebung von Marktſtandsgeldern 
Waren auf dem Wocenmartte | (GefS.513), Landmann öälff. 
zuzulafien“, j. iiber dies Privileg | 9? Gem.-D. 8. 66 Abſ. 1. 
der Handwerfer ded Marftortes | Landmann 5Zöff. 
!anbmann 5207. 6” Gew.⸗O. $. 66 Abi. 2. 
o Gew.⸗O. $. 64 Abf. 3, dazu 
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werden; für Berfauf von geiftigen Getränfen zum Genuß 
auf der Stelle bedarf es jedoch der Genehmigung der Orts- 
polizeibehörbe. °* 

Muſikaufführungen, Schauftellungen u. dergl. dürfen 
nur Gegenftände des Marktverkehrs fein, wenn hierfür ein 
MWandergewerbejchein und die ortSpolizeiliche Erlaubnis er- 
wirft iſt. *6 

4. Zahl, Zeit, Ort und Dauer der Märkte iſt durch 
die Verwaltungsbehörde zu normieren; die Ortspolizeibehörde 
kann im Einverſtändnis mit der Gemeindebehörde im Rahmen 
des Geſetzes eine vollſtändige Marktordnung erlaſſen, ins⸗ 
beſondere auch den Marktplatz beſtimmen oder abändern; ®® 
die Erweiterung des Verkehrs auf Märkten, welche bei be— 
ſonderen Gelegenheiten oder für beſtimmte Gattungen von 
Gegenſtänden gehalten werden (Spezialmärkten) — für 
welche es im übrigen bei den beſtehenden Beſtimmungen 
verbleibt — ſoll nur im Einvernehmen mit der Gemeinde⸗ 
behörde erfolgen.““ Marktberechtigungen einer Gemeinde 
oder einzelner Perſonen aus früherer Zeit können durch die 
behördlichen Anordnungen durchbrochen oder beſeitigt werden; 
nur ausnahmsweiſe wird hiefür Entſchädigung gewährt, 


* Gew.-D. —F 67. behorde uͤten die Grenzen des 
6 Gew.⸗O. 55 Abſ. 3 in| 8. 69 XXI, 348; ferner XV, 367 
Berb. m. Abſ. 1 Ziff. 4, ſ. dazu | über bie ne Markt allen 
G. Reyer 1, 422. als Wochenmarktplätze im Sinne 
* Gew.⸗O. ‚88. 65, 69. Landes- | des $. 66 nur für Wochenmarkt⸗ 
Sl hiezu Sandmann 522 ff., artikel. 
ea ch 538 über ven| 9 Gew.-D. $. 70, Land⸗ 
wien rt Rune, Entf&. mann 540 ff., bef. aud über 
d. pr. 335 über | die Frage, ob Börfen als Spezial- 
bad Einnerftänbniz der Gemeindes : märfte zu betrachten find. 
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wenn durch die Anordnung die Zahl der bis dahin abge- 
haltenen Märkte vermindert wird und eine größere Zahl 
ausdrücklich und unwiderruflich, für Gemeinden durch fpe- 
ziellen Titel, verliehen war. 6° 

5. Im Grenzzollbezirk unterliegt der Marktverkehr den 
Anordnungen der oberiten Finanzbehörde, foweit es zur 
Sicherung des Zollinterefjes für nötig erachtet wird. ®? 

6. Nah Ausbruch der Rinderpeft fann in gewiſſem 
Umkreis vom Seudhenort die Abhaltung von Mefien und 
Märkten unterfagt werben.” 

7. Befchräntungen des Verkehrs mit den zu Meilen und 
Märkten gebrachten, aber unverfauft gebliebenen Gegen- 
ftänden find aufgehoben. Nach Ablauf der Marktzeit finden 
auf dieſe Gegenftände die allgemeinen Beitimmungen An- 
wendung. Der Einzelverkauf folder Gegenftände außer der 
Marktzeit ift jedoch nur unter denfelben Bedingungen zu= 
läfftg, unter welchen derfelbe ftatthaft fein würde, wenn die 
Gegenftände nicht auf den Markt gebradht wären. 7! 


8. 28. 
Die Purdfüßrung der Gewerdeorduung. 

I. Zur Durchführung der Gewerbeordnung dienen einmal 

die zahlreihen Strafvorfhriften der 88. 146—150 

des 10. Titels, fowie des allgemeinen Strafgefeßbuches, ! 


0 Gew.:D. 8. 65 Abf. 2, 280, 297, 298, 300, 360 Nr. 1, 
G. Meyer I, 428. 12 (zu le ds Biffer ©. v. 
69 Vereinszollgeſ. v. 1. Sul 24 Sroi 1880, Wuchergeſ. (RIB. 
1869 BGB. 317) 8. 124 Abf. 3. | 1880 110), a.2 367 Nr. 3,5, 7, 
n v. 7. april 1869 8. 17. 9, 15, 369, f. ferner Die Angaben 


Gew.-D. 8.7 bei Sandmann 1089. 
1 88, 200, 230, 238, 266 Nr. 8, 
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ferner aber auch die in fonftigen Reichs- und Landesge- 
fegen, Verordnungen und Bolizeivorfchriften angedrohten 
Strafen, fer es, daß ſolche bereitö beftehen, fei es, daß fie 
fünftig erlafien werden.? Die Verhängung der hier ange 
drohten Strafen fällt lediglich den ordentlichen Strafge- 
richten bezw. Polizeibehörden zu. Die allgemeinen PVor- 
Schriften des Reichsſtrafrechtes find maßgebend für das 
Mindeftmaß von Freiheitsftrafe, für das Verhältnis von 
Geld- zu Freiheitsſtrafe, fomwie für die Verjährung ber 
Delitte der 88. 146 und 158; im übrigen verjährt die 
Strafverfolgung der gewerberechtlihen Delikte der Gemw.-D- 
in 3 Monaten vom Begehungstage. Auch fonjt find die 
allgemeinen Grundſätze des RSIGB. maßgebend.” Die 
gemwerberechtlichen Delikte qualifizieren fih im Anſchluß an 
das Syſtem des RStGB. teils als Vergehen — 88. 146, 
146a, 147 —, teild als Übertretungen — 88. 148, 149, 
150.* Enthält das gemwerberechtlihe Delikt zugleich eine 
Verletzung der Steuergefege, jo tritt entwever — Gew.O. 
8. 147, Abf. 2 — eine Erhöhung der Gewerbeftrafe unter 
Megfall der Steuerftrafe ein, oder die Gewerbeitrafe kommt 
gegenüber der Steuerftrafe in Wegfall — Gew. O. 88. 148, 
Abf. 2, 149 Abi. 3.5 Ausprüdlih aufgehoben hat die 


2 Inwieweit folched Lande: 3 Gew.:D. 8. 145 verb. RStGB. 
recht neben dem Reichsrecht zu- 88. 16, 18, 19, 27, 29 (Mindeft- 
läffig, ift vielfach ftreitig ge- | maß) 28, 29, 78 (Berbältnis) 67, 
_ en 4 sie —* gebt ud 63 (Verjährung). 

tier in Ausdehnung des Landes | 5 S. über dad ganze Straf. 
rechtes außerordentlich weit, |. " er ö 

die Angaben bei Landmann, !eht ber Gew. O. Landmann 
1040, fowie die dort gegebenen 
Bermweifungen zu einzelnen S5 der 5 S.dazu Landmann 1082f., 
Gew.⸗O., ſ. au oben S. 6ff. 1102F., 1111. 
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Gew.-D. 8. 144 Abſ. 2 die Vorfchriften, melde „Medi⸗ 
zinalperfonen“ (das Wort wird eng interpretiert, Heil» 
gehilfen und Hebammen fallen nicht darunter, ſ. Land⸗ 
mann 1041) unter Androhung von Strafen einen Zwang 
zur ärztlichen Hilfe auferlegen ; derartige Borfchriften können 
demnach auch landesrechtlich nicht mehr erlaffen werben. 
Ferner gehören noch hierher die Spezialvorfchriften der 
88. 152 und 153 über die Koalitionsfreiheit (f. oben ©. 76). 
Beſondere Vorfchriften enthält die Gewerbeordnung noch 
Hinfichtlih der ftrafrehtlihden Verantwortlichkeit 
gewerblider Stellvertreter. Als folde kommen 
biefür in Betracht alle Verfonen, welche der Gewerbe⸗ 
treibende beftellt hat, ſei es zur Leitung, fei es zur Beauf- 
fihtigung,, fei es des ganzen, fei es eines Teils des Be- 
triebed; der Begriff der Stellvertretung ift ſomit bier ein 
mefentlich weiterer als fonft (f. dazu oben ©. 70.) Der 
Stellvertreter ift in ſolchem alle für die Beobachtung der 
polizeilihen Vorfchriften jeder Art im ganzen Umfange ver: 
antwortlich wie der felbftändige Gewerbetreibende. Daneben 
aber macht das Geſetz auch noch den Gemerbeherrn ver: 
antwortlich in folgenden Fällen: 1. wenn er von dem Delikt 
des Gtellvertreter® mußte; 2. wenn er die erforderliche 
Sorgfalt bei Auswahl oder Beauffihtigung der Stellver- 
treter unterließ; 3. wenn er die erforderliche Sorgfalt „bei 
der nach den Verhältniſſen möglichen eigenen Beauffihtigung 
des Betriebes" unterließ. Handelt es fih um Yälle, in 
denen das Delikt, fei es, daß eine Beitrafung erfolgte, fei 
e3 ohne folde, nach Ermefien der Behörde den Verluft einer 
Konzeifion, Approbation oder Beitallung nah fich ziehen 
fonn, jo tritt im erftgenannten Falle, wenn der Vertreter 
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dtspofitionsfähig tft, Diefe Rechtsfolge auch bei Delikten von 
Stellvertretern ein, in den anderen Fällen muß der Stell- 
vertreter als folcher entlaffen werden, widrigenfalls ebenfo 
der Berluft der Konzeffion 2c. eintritt. ® 

OD. In erfter Linie aber liegt die Durdführung der 
Gewerbeorvnung den orbentlihen Berwaltungsbe- 
börden ob. Für das Verfahren diefer Behörden giebt 
das Gefeh einige allgemeine Normativbeftimmungen:? 

1. Diejenigen gemwerbepolizeilihen Verfügungen, welche 
im Geſetz ausdrüdlih genannt find, können mit Relurs 
angefochten werden. Sonft iſt die gemöhnliche Beſchwerde 
zuläffig, gemäß dem beitehenden Landesverwaltungsredht, in 
den größeren deutfchen Staaten jetzt überall in Verbindung 
mit der Berwaltungsgerihtäbarfeit gebracht. 

„Barteien” in dieſem Verfahren find der Unternehmer 
(Antragfteller), jomie diejenigen Perfonen, „melde Ein- 
mwendungen erhoben haben“. ® 


6 en 151, dazu 2Zand-: mann 164ff., 329. Dagegen 
mann 1115fl. find die 88. 29, 31, 33b, 37, 39 
? Gew.D. 88. 20, 21, 22. nicht allegiert; bezüglich diefer 
Diefe 88. beziehen fi) nur auf | Gewerbebetriebe gilt alfo be- 
die Anlagen des $. 16, find aber | fonderes Recht, fei ed Reichs⸗, 


allgemeinen Eharalters geworden 
durch die Bezugnahmen in $. 40 
und 8. 54 auf bie 88. 30, 30a, 
92, 33, 33a, 34, 35, 37, 51, 58, 
56, 68, 98b. Bezüglih aller 
diefer Gewerbebetriebe tft bei 
Verſagung der Genehmigun 

bezw. Unterfagung Rekurs gemäg 
den 88. 20, 21 zuläffig, Das 
Bleibe ift anzunehmen für den 
nicht erwähnten $. 52, |. Land: 
mann 4238. ©. auch Land⸗ 


fei e8 Landesrecht, |. Land⸗ 
mann 332f. Über die zu- 
ftändigen Behörden ebenda 335 f. 

8 Über die notwendige ein- 
ſchränkende Interpretation diefer 
Worte. Landmann 174. Über 
Befiger von NRealgerehtfamen 
334. Über landesrechtliche Er- 
mweiterung des Rekursrechtes, die 
die Praris für zuläffig hält, 
ebenda. 
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2. Eine der beiden entſcheidenden Refursinftanzgen muß 
follegial beſetzt fein. 

3. Die Kollegialbehörbe ift befugt, Unterfuchungen an 
Ort und Stelle zu veranlaffen, Zeugen und Sachverſtändige 
zu laden und eidlich zu vernehmen, überhaupt den ange- 
tretenen Beweis in vollem Umfange zu erheben. 

4. Bildet die follegiale Behörde die erite Inftanz, fo 
erteilt fie ihre Entſcheidung in öffentlicher Sigung, nad) er- 
folgter Ladung und Anhörung der Parteien, auch dann, 
wenn zwar Einwendungen nicht angebradt find, die Be- 
börde aber nicht ohne weiteres die Genehmigung erteilen 
will und der Antragjteller innerhalb vierzehn Tagen nach 
Empfang des die Genehmigung verfagenden oder nur unter 
Bedingungen erteilenden Beſcheides der Behörde auf münd- 
lihe Verhandlung anträgt. 

5. Bilbet die Tollegiale Behörde die zweite Inſtanz, fo 
erteilt fie jtet3 ihre Entſcheidung in öffentlicher Situng, 
nach erfolgter Ladung und Anhörung der Parteien.” Die 
Öffentlichkeit Tann nah Maßgabe von Ger.-Berf.-Gef. 
88. 173—176 ausgeſchloſſen werden. !° 

6. Die Entfcheidungen find den Parteien famt Gründen 
zu infinuteren. Beſchwerde fann jedermann einlegen, der in 
der Sache als Partei beteiligt if. Die Frift zur Recht- 
fertigung der Beſchwerde beträgt 14 Tage." 

7. Im übrigen ift die Regelung diejes abminiftrativen 
Streitverfahrene den Landesgeſetzen überlafien. 1? Reichs- 
gefeglih follte nur „ein Mindeftmaß von Garantieen“ ge- 


9 Gem.-D. 8. 20. ; 11 Gew.⸗O. $. 20. 
10 Gew.-D. $. 21 3. 5. ı 18 Gem.D. 8. 21 Abf. 1. 
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fchaffen werden, das die Einzeljtaaten gewähren müffen; die 
formelle Ausgeftaltung, etwaige Ergänzung und Erweiterung 
dieſes verwaltungsgerichtlihen Verfahrens ift dem Landes⸗ 
recht anheimgegeben. '® 

IH. Befondere Organe für Durdführung und Über- 
wachung einzelner ihrer Vorjchriften hat ſodann die Gem.-D. 
geſchaffen in den Fabrikinſpektoren (Gewerberäten), 
ſ. dazu oben S. 103. 

IV. Weiter wurden durch G. v. 29. Juli 1890 
(RGB. 141) beſondere Gewerbegerichte unter Auf— 
hebung aller früheren Einrichtungen dieſer Art (8. 80) !* 
geſchaffen. Die neugefchaffenen Gewerbegerichte haben nad 
dem Gefeh eine dreifahe Aufgabe: 1. ald Gerichte, 
2. als Schiedsgerihte oder Einigungsämter, 
3. ala beratende Organe für die Staatäver- 
mwaltung. In letzterer Eigenfchaft haben fie, als folche 
oder durch hierzu beſonders beftellte Ausſchüſſe, Gutachten 
abzugeben auf Verlangen von Staatsbehörden oder ihres 
Kommunalverbandes über gewerbliche ragen ; ebenfo können 
fie auch Anträge an die Staats oder Kommunalorgane über 
die ihrer Zuftändigfeit unterliegenden Dinge richten. In 


18 Landmann 164ff. In 
die Materie fpielen die zahl- 
reihen ungelöften Kontroverfen 


bud. Erg.8.1I, 4. Stieda 
in Conrad Handwörterb. II, 
950ff. Seydel Bayer. StR. V, 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit 715ff. Kommentare von Mug⸗ 
— ſo über die Parteien, dan, Zeller, Bachem, 
echtstraft des Urteils, Er-⸗ Pfafferoth, Wilhelmi und 
meſſensfragen u. a. m., ſ. hier- Fürſt u. a. m. Über die be- 
über Zorn im PVermaltungs- ſonderen Berhältnifle in ver 
archiv von Schulgenftein und | Aheinpeoning ſ. pr. ©. v. 11. Juli 
Reit II 74 fi. 1891 (GS. 311). 
14 Zeller in Stengels Wörter: | 
Zorn, Gtaatsreht II. 2. Aufl. 11 
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den Ausſchüſſen müflen Arbeitgeber und Arbeiter gleich ver- 
treten fein ($. 70). Die Erridtung der Gewerbegerichte 
erfolgt nad Maßgabe des Gefees für eine ober mehrere 
Gemeinden oder einen höheren Kommunalverband (Kreis, 
Provinz) 1° auf Grund eines Statutes, das der Genehmi- 
gung der höheren Verwaltungsbehörde bedarf; eventuell kann 
die Zandes-Zentralbehörde die Errichtung eine Gewerbe- 
gerichtes anordnen ($. 1).1° 
A, Die Gewerbegeridte als Gerichte. 1. Die 
Gewerbegerichte find als Gerichte zuftändig — und zwar 
unter Ausihluß der ordentliden Geridte ($. 5) —: 
1. für Streitigfeiten über Antritt, Yortfegung, Auflöfung 
des Arbeitsverhältniſſes, fomie über Aushändigung und 
Inhalt von Arbeitsbühern oder Zeugniffen; 2. über die 
Leiftungen und Entſchädigungsanſprüche aus dem Arbeits- 
verhältnis, ſowie über Konventionaljtrafen aus demſelben; ’? 
8. über die Berehnung und Anrechnung der nad dem 
KrVG. zu leiftenden Beiträge; 4. über Anfprüche, welde 
auf Grund der Übernahme einer gemeinfamen Arbeit von 
Arbeitern desfelben Arbeitgeber gegeneinander erhoben 
werden; 5. Streitigkeiten der oben 1—3 bezeichneten Art 
zwifchen Perſonen, melde für bejtimmte Gemerbetreibende 
außerhalb der Arbeitsftätte der leßteren mit Anfertigung 
gewerblicher Erzeugnifie befchäftigt find (Heimarbeiter, Haus- 
gewerbetreibende) und ihren Arbeitgebern, fofern die Be- 
Ihäftigung auf die Be⸗ oder Verarbeitung der den erfteren 
18 S. dazu die Specialvorfchr. für Berg-, Hütten, Salinen- u. 
. 88, ; dgl. Betriebe. 
16 ©. hiezu noch die befondere 17 S. dazu N die Modi- 
Ab]. 2. 


Vorſchrift in $. 77 über ftaatlich fikation in 8. 
zu beftellende Gewerbegerichte 
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von den Arbeitgebern gelieferten Rohſtoffe oder Halbfabri- 
Tate beſchränkt ift, ftatutarifch auch falls fie die Stoffe felbft 
beſchaffen; 6. Streitigfeiten der oben zu 4. bezeichneten 
Art unter Hauögewerbetreibenden (88. 8, 4). Die fadh- 
Ihe und örtliche Zuftändigfeit kann ftatutarifch auf be- 
ſtimmte Betriebe bezw. Teile des Gemeindebezirks befchränft 
werden (88. 6, 7). Die Koften der Gewerbegerichte haben 
die Gemeinden zu tragen ($. 8). 

Arbeiter im Sinne dieſes Geſetzes find Gefellen, Ge- 
bilfen, Fabrilarbeiter, Lehrlinge, auf die der VII. Titel 
der Gemw.-D. Anwendung findet; Betriebsbeamte, Werk: 
meifter, Techniler mit Jahreslohn oder Gehalt bis zu 2000 
Mark; nicht Dagegen Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken 
und Handelögejchäften, ſowie Arbeiter in Militär- oder 
Marine-Betrieben (88. 2, 76). 

2. Für jebes Gemerbegericht find zu beftellen ein Bor- 
figender, ein ftellvertretender Vorſitzender und mindeftens 
4 Beifiter. Borausfehungen der Wählbarkeit find: 1. voll- 
endete 30. Lebensjahr; 2. Nichtempfang von Armenunter- 
ftügung in dem der Wahl vorangegangenen Sahre; 3. Wohn- 
fit oder Beihäftigung im Gerichtsbezirk feit mindeſtens 
2 Jahren; 4. Befähigung zum Schöffenamt nad 88. 31, 
32 Ger.-Berf..Gef. (88. 9, 10). — Der Vorſitzende und 
deſſen Stellvertreter dürfen weder Arbeitgeber noch Arbeiter 
fein; fie werden durch den Magiftrat bezw. das entjprechende 
Iommunale Drgan (Kreisausfhuß) gewählt; die Beifiker 
müflen zur Hälfte Arbeitgeber, zur Hälfte Arbeiter fein; 
die Wahl erfolgt durch die Arbeitgeber bezw. Arbeiter un- 
mittelbar und geheim, auf mindeſtens ein und höchſtens 
6 Jahre nah dem im Statut genau zu regelnden Ber- 

11* 
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fahren ($8. 11—14). Beſchwerden über die Wahlen find 
von der höheren Verwaltungsbehörde zu entfcheiden, welche 
bei Verftößen gegen das Geſetz oder die auf Grund des⸗ 
felben erlafjenen Vorfchriften die Wahlen für ungiltig zu 
erflären hat; der Borfigende und deſſen Stellvertreter be- 
dürfen der Beftätigung der höheren Verwaltungsbehörbe, es 
jei denn, daß Staats⸗ oder Gemeindebeamte mit dieſer 
Funktion beauftragt werben ($. 15). Sämtlide Mitglieder 
find auf ihr Amt zu vereidigen ($. 20); das Gericht ent- 
feheivet regelmäßig in der Befegung von 3 Mitgliedern, 
einfchließlich des VBorfigenden, jedenfalls müſſen Arbeitgeber 
und Arbeiter in gleicher Zahl zugezogen merden; unent- 
fchuldigte Verſäumnis einer Sitzung zieht Orbnungzitrafe 
bis zu 300 Mi. nad fih (SS. 21, 22). Das Amt der 
Beifiger ift Ehrenamt und fann nur aus den für Kom⸗ 
munalämter bezw. Bormundfchaften geltenden Gründen ab- 
gelehnt werden; für die Teilnahme an den Sigungen wird 
eine ftatutarifch zu beſtimmende Gelvdentichädigung gewährt ; 
die Namen der Mitglieder jind befannt zu machen (88. 17,18). 
Bei Verluft einer der Borausfegungen der Mählbarkeit hört 
die Mitgliedfhaft am Gewerbegeriht auf; die höhere Ver- 
waltungsbehörde hat bie Enthebung auszuſprechen ($. 19, 
Abi. 1). Außerdem Tann ein Mitglied, „welches fich einer 
groben Verlegung feiner Amtspflicht ſchuldig macht“, durch 
das Landgericht des Bezirks disziplinariih in dem für 
Straffahen geltenden Berfahren feines Amtes enthoben 
werden ($. 19, Abf. 2). 

3. Das Verfahren vor den Gemwerbegerichten ift das 
amt3gerichtlihe der Zivilprozeßorbnung mit einer Reihe 
fpezialgejeglih vorgefehener Movififationen (SS. 24—60). 
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Entfcheidungen der ordentlichen Gerichte über die Zuftändig- 
feit der Gemwerbegerichte find für dieſe bindend ($. 26); 
Rechtsanwälte werben vor den Gewerbegerichten ala Prozeß- 
bevollmächtigte oder Beiftände nicht zugelaflen (F. 29). An 
ordentlichen Gerichtötagen fünnen die Parteien zu unmittel- 
barer Verhandlung vor dem Gericht ohne Ladung erfcheinen 
($. 35). Die Verhandlungen find öffentlich, doch Tann die 
Offentlichkeit nach Maßgabe der Vorschriften des Ger.-Berf.-G. 
88. 173 —175 ausgefchlofien werben; für die Gerichts⸗ 
fprade und die Aufredthaltung der Ordnung gelten die 
Vorſchriften des Ger.Verf.“Geſ. 88. 176—193 ($. 36). 
Bleiben beide Parteien aus, jo wird fein Urteil gefällt 
(8. 37, Abf. 3). Bor Füllung eines Urteils iſt, falls 
beide Parteien erfchienen find, „thunlichſt auf eine gütliche 
Erledigung des Rechtsſtreites hinzuwirken“; der Vergleich 
ift zu protofollieren (SS. 39, 54). Das Rechtsmittel gegen 
Perfäumnisurteile ift der Einſpruch (F8. 38, 41, 42); im 
übrigen gelten die Vorſchriften über die gegen amtögericht- 
liche Entſcheidungen zuläffigen Rechtsmittel (8. 55); Be- 
zufungd=- und Bejchwerbegericht ift das örtlich zuftändige 
Landgericht. 

B. Die Gewerbegerichte als Einigungsamt. 
Weiter haben die Gemerbegerichte durch das Gefeh den 
Rechtscharakter als Einigungsamt empfangen: „in Fällen 
von Streitigfeiten, welche zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern 
über die Bedingungen der Fortfegung oder Wiederaufnahme 
des Arbeitsverhältnifjes entftehen”, können die Gemerbe- 
gerihte ala Einigungsamt angerufen werden (8. 61). Diefer 
Anrufung ift Folge zu geben, wenn fie von beiben jtreiten- 
den Teilen erfolgt; die Verhandlung vor dem Einigung3- 
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amt muß durch Vertreter geführt werden, über deren Duali- 
fifation das Gejeg genaue Vorfchriften giebt. Das Eini- 
gungsamt befteht aus dem Vorſitzenden des Gewerbegerichts 
und vier von diefem zu berufenden Beiſitzern, zwei Arbeit- 
gebern und zwei Arbeitern, welche unbeteiligt am Streite 
fein müſſen; eventuell find noch weitere Vertrauendmänner 
beizuziehen. Das Einigungsamt bat dur Vernehmungen, 
Verhandlungen und fonftige zweckdienliche Mittel den Streit 
fall Elarzuftellen und daraufhin den Einigungsverfuh zu 
maden. Kommt eine Vereinbarung zu ftande, fo bat das 
Einigungsamt dieſelbe zu veröffentlichen, andernfalld einen 
Schiedsſpruch abzugeben, dem die Parteien fi binnen zu 
beitimmender Friſt unterwerfen fönnen (SS. 62—69). „Stehen 
bei der Beichlußfafiung über den Schiedsfprud die Stimmen 
fämtlicher für die Arbeitgeber zugezogenen Beifiter und 
Bertrauendgmänner denjenigen fämtlicher für die Arbeiter 
zugezogenen gegenüber, fo kann der Vorſitzende fich feiner 
Stimme enthalten und feftftellen, daß ein Schiedsſpruch 
nicht zu ftande gekommen ift” ($. 67, Abf. 2). 

C. Ad Gewerbegeridt für vorläufige Ent- 
ſcheidungen iſt endlich no der Gemeindevor- 
ſteher anerfannt, falls fein Gewerbegeriht am Orte vor- 
handen iſt und es fih um eine der ©. 162 A Ziffer 1 
und 3 als zur Zujtändigfeit der Gewerbegerichte gehörig 
bezeichneten Sachen handelt. Das Verfahren ift in dieſem 
Falle ſummariſch; Vereidigungen und Bernehmungen durch 
andere Behörden finden nicht ftatt; die Entſcheidung des 
Gemeindevorftehers wird rechtöfräftig und vollſtreckbar, wenn 
fie nicht binnen zehntägiger Frift mit Klage beim orbent- 
lichen Geriht angefochten if. Die Vollſtreckung erfolgt 
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durch die Ortspolizeibehörde nach den Vorfchriften über das 
Berwaltungszwangsverfuhren. — Mit Genehmigung der 
höheren Berwaltungsbehörde kann der Gemeindevorſteher 
diefe Funktionen einem Mitglied der Gemeindeorgane ala 
ftändigen Stellvertreter auf mindeſtens ein Jahr übertragen ; 
durch die Bentralbehörde kann aud „ein zur Vornahme von 
Sühneverhandlungen über ftreitige Rechtsangelegenheiten 
ſtaatlich beftelltes Organ“ hiefür berufen werben ($$. 71— 75). 

D. Unberübrt von dieſem Geſetz bleibt die Stellung 
der Innungen zur Entſcheidung von Streitigleiten zwifchen 
Arbeitgebern und Lebrlingen, ſowie der Innungsſchieds⸗ 
gerichte; durch Die Innungszuſtändigkeit wird die Zuftändig- 
feit der Gewerbegerichte ausgefchlofien; gegen derartige 
Sinnungsentfcheidungen fteht binnen 10 Tagen Klage bei 
den ordentlichen Gerichten frei. is 

E. Die auf Grund des früheren $. 120a Abf. 3 der 
Gew.⸗O. errichteten Schiebsgerichte gelten als Gewerbe⸗ 
gerichte im,Sinne des Gew.-Ger.-Gefeted und waren deſſen 
Vorſchriften gemäß einzurichten ($. 81). 

V. Durch ©. v. 27. Mai 1896 (RGB. 145) er- 
gingen ferner einfchneidende Vorfchriften gegen den „un= 
lauteren Wettbewerb“.'%* Unter diefem Begriffe faßt 
das Geſetz eine Reihe verfchiedener Thatbeitände zufammen, 
melde geeignet find, den ſoliden Gemerbebetrieb zu 
ftören und zu zerftören, inäbefondere bie ſchwindelhafte 

18 Gew.GG. 8.79 verb. Dem. Hauß, Stephan, A. Meyer, 
Drbn. 8.97 Nr.4: 100e Rr.1;| dBahem und Roeren, Kun- 
97a Ar. 6, 10i Abf. 2. S. reuther, Heinze, Sub, 
dazu oben S. 136 f. Sferzietb, 2obe ©. aud 

185 Über dad Gefeg ift bereits | Sten. Ber. d. Reichst. 1895/97. 


eine große Litteratur an Kom- | Anl. I Nr. > I Nr. 
mentaren vorhanden, bei. von Verhandl. I, 107, IH, 1753, 2192. 
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Reklame. 1 An das Verbot dieſes unlauteren Wett- 
bewerbes find Rechtsfolgen teils zivil-, teils ſtrafrechtlicher 
Art angelnüpft. Das Geſetz fol dem Schu des deut- 
Then Gewerbes gegen unfolide Konkurrenz jeder Art 
dienen; doch ift deutſche Stantsangehörigkeit nicht Vor⸗ 
ausfegung für die Schuganfprühe des Geſetzes, fondern 
nur eine „Hauptniederlaffung” im Reichsgebiet; fehlt eine 
foldhe, jo werden die Anfprüche des Gejeges nur gewährt, 
falls im Staate der Hauptniederlaffung den deutfchen Ge- 
werbetreibenden bie Gegenfeitigfeit eines „ent[prechenden“ 
Schutes gewährt wird, was durch amtliche Bekanntmachung 
im Reichsgeſetzblatt feftzuftellen ift.1? 

Im übrigen beftimmt das Gefe folgendes: 

A, Die Thatbeftände des unlauteren Wett— 
bewerbes. 1. Verboten ift die fchmwindelhafte Reklame 
durch unrichtige Angaben thatſächlicher Art auch in Form 
bildlicher Darſtellungen, z. B. von fremden Fabriken oder 
ähnlicher Veranſtaltungen in öffentlichen Bekanntmachungen 
oder in Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von Perſonen 
beſtimmt find, über geſchäftliche Verhältniſſe, insbeſondere 19* 
über Beſchaffenheit, Herſtellungsart oder Preisbemeſſung von 
Waren einſchließlich der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe oder 
gewerblichen Leiſtungen, einſchließlich der landwirtſchaftlichen, 
über die Art des Bezuges oder die Bezugsquelle von 
Waren, über den Beſitz von Auszeichnungen, über den 
Anlaß oder Zweck des Verkaufs — gemacht zu dem 
Zwecke, um den Anſchein eines beſonders günſtigen An⸗ 

isb Code civil a. 3882 X. Pr. 19% Die Aufzählung iſt alfo 
ER. I, 6.88. 8, 10 ftutuieren den |egemplififatio; jo beſchloß ber 
allgemeinen Grundfaß gleichfalls Reihätag unter Widerſpruch der 


(„concurrence deloyale“). Regierung. 
18 G. g. d. unl. Wettb. $. 16. 
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gebotes hervorzurufen ;?® die Verwendung von im Handels⸗ 
gebrauch hergebrachten Namen für gewiſſe Waren, die nicht 
die Bezeichnung der Herkunft bezweden, fällt Darunter nicht. %1 

2. Wiffentlih unmahre und zur Jrreführung geeignete 
Angaben thatfächlicher Art in der unter Ziff. 1 bezeichneten 
Form über die in Ziff. 1 bezeichneten Verhältniſſe find 
ftrafrechtlich verfolgbar. 2? 

3. Als unlauterer Wettbewerb gelten ferner Zumibder- 
handlungen gegen Borjchriften ded Bundesrates dahin, daß 
beftimmte Waren im Einzelverfehr nur in vorgefchriebenen 
Einheiten der Zahl, der Länge, des Gewichts oder mit einer 
auf der Ware oder ihrer Aufmahung anzubringenden An- 
gabe über Zahl, Länge, Gewicht gemerbsmäßig verlauft 
oder feilgehalten werden dürfen, bei Einzelverlehr mit Bier 
in Flafchen oder Krügen eventuell durch Angabe des Inhaltes 
unter Feſtſetzung angemeflener Fehlergrenzen (Duantitäts- 
verfchleierungen) ; derartige VBerorbnungen des Bundesrates 
find im Reichsgeſetzblatt zu publizieren und fofort oder dem⸗ 
nächſt dem Reichstag vorzulegen, jedoch ohne daß das Geſetz 
die Zuftimmung des Reichstages für notwendig erklärt. ?® 

4. Verboten ift ferner zu Zmeden des Wettbewerbes die 
Aufftelung oder Verbreitung von Behauptungen that- 
fächliher Art über das Erwerbsgeſchäft eines anderen, über 
die Perſon des Inhabers oder Leiters des Gefchäfts, über 
die Waren oder gewerblichen Leiftungen eines anderen, ſofern 
dDiefe Behauptungen geeignet find, den Betrieb des Ge- 
fhäftes oder den Kredit des Inhabers zu fchädigen, es fei 

2° Alſo insbeſ. die falfche An- | *® Gef. 8. 5 Abf. 1-3. Über 
gabe über „Audverlauf wegen | die Erfahrungen, beſonders im 
Fe. be —— u. dgl. | Handel mit Garn und mit Bier, 


9—5. in dieſer Rigtung ſagie die Motive 
22 Sei. $. 4 Abf. 1 Sten. Ber. Anl 
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denn a) daß diefe Behauptungen erweislich wahr find oder 
b) daß der Mitteilende oder der Empfänger der Mitteilung 
an ihr ein berechtigtes Intereſſe hat (3. B. Ausfunftsertei- 
lung megen gejchäftlicher Verbindungen). ?* 

5. Strafbar ift die Aufftelung oder Verbreitung von un⸗ 
wahren Behauptungen thatfächlier Art wider befjeres Wiſſen 
über die zu Ziff. 4 genannten Verhältniſſe, fofern die Behaup- 
tungen geeignet find, den Betrieb des Gefchäftes zu ſchädigen. ?° 

6. Verboten ift im geichäftlichen Verkehr die Benugung 
eines Namens, einer Firma oder der bejonderen Bezeichnung 
eines Ermwerbögefchäftes, eines gewerblichen Unternehmens oder 
einer Drudichrift in einer Weife, welche darauf berechnet und 
geeignet ift, Verwechfelungen mit dem Namen, der Yirma ober 
der befonderen Bezeichnung („Goldene Neun“ u. dgl.) her- 
vorzurufen, deren ſich ein anderer befugter Weije bevient. ?* 

7. Endlich ift verboten a) die unbefugte Mitteilung von 
Geſchäfts- (3. B. über Bezugsquellen, Abfabgebiet) oder 
Betriebsgeheimniffen durch Angeftellte, Arbeiter oder Lehr: 
linge, denen jene Geheimniffe vermöge des Dienftverhältnifies 
anvertraut oder fonjt zugänglich geworben find, während 
des Dienftverhältniffegs?‘* an andere zu Zwecken 
des MWettbewerbes oder in der Abfiht, dem Inhaber des 
Geihäftes Schaden zuzufügen; b) ebenfo die unbefugte Ver⸗ 
wertung oder Mitteilung an andere zu Zwecken ded Wett- 
bewerbes von Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniffen, deren 
Kenntnis auf die oben bezeichnete Art oder durch eine gegen 


24 ef. N 6. von Warenbezeichnungen f. oben 

25 Sei. 8.7, f. auch RStGB. S. 20 ff. 

. 187. 26a Der urfprünglide Entm. 
26 (Gef. 8. 8, ol. Dazu auch | wollte den Schu noch 2 Jahre 

G. v. 12. Mai 1894 (RGB. 441) | nad Beendigung des Dienftver- 

88. 12, 15, 16, über den Schuß | bältniffes gewähren. 
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Das Geſetz oder die guten Sitten verftoßende eigene Handlung 
erlangt ift; c) wer ed unternimmt, einen anderen zu Sweden 
des Wettbewerbes zu unbefugten Mitteilungen der sub a) 
bezeichneten Art zu beftimmen, ift gleichfalls ftrafbar. 27 

B. Die Rechtsfolgen des unlauteren Wett— 
bemwerbes. Diefe find teils zivil-, teils ftraf- 
rechtliche. 

1. Anſpruch auf Unterlaffung kann gerichtlich 
geltend gemacht werden in den Fällen oben A, Ziff. 1,4, 6, 
und zwar zu 1 von jedem Gewerbetreibenden, der Waren 
oder Leiſtungen gleicher oder verwandter Art herftellt oder 
in den gefchäftlichen Verkehr bringt, ebenfo von gewerblichen 
Verbänden; in den Fällen zu 4 und 6 vom Berletten. 3° 

2. Eine Schadenserſatzklage gemäß 8PO. 8. 260 
ift gegeben in den Fällen oben A, Ziff. 1, 4, 6,7 a, b,?° 
und zwar zu 1 gegen denjenigen, der die Angaben gemacht hat, 
obwohl er deren Unrichtigfeit fannte oder fennen mußte ; gegen 
Nedakteure, Verleger, Druder von periodifchen Drudichriften, 
nur, wenn fie die Unrichtigkeit fannten.?° In den Fällen zu 7 a 
und b haften mehrere Verpflichtete als Geſamtſchuldner. 9! 

8. Strafe fann verhängt werben: 

a) in dem Falle oben A, Ziff. 2 Gelbitrafe bis 
1500 Mt., im Rüdfall daneben Haft oder Gefängnis bis 
6 Monate. ®? 


über Patente, Mufter- und Mar⸗ 
97 Gef. 88. 9, 10, früher vor- lenſchut. 
handenes Landesrecht zum Schutz Geſ. — 1 Abſ. 1, 6, 8. 
von Fabrik⸗ und Geichäftägeheim- „ Gel. 


' — ° 


nie 1 mode a. a. O. 111 ff,| *®% Gel. 8. 1 Abf. 2. 
ſ. ur 8. 300, ugg.| 9 Gef. 8. 9 Abi. * 
88. 10 8 einer oben ©. 20 ff.| 23 Gef. $. 4 Abf. 1, 2. 
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b) in dem Falle oben A, Ziff. 3 Gelbftrafe big 150 ME. 
oder Hafı.®8 

ec) in dem Falle oben A, Ziff. 5 Gelpftrafe bis 
1500 Mt. oder Gefängnis bis zu einem fahre. ®* 

d) in dem Falle oben A, Ziff. 7a, b Gelbitrafe 
bis 3000 Mi. oder Gefängnis bis zu einem Sabre. 25 

e) in dem Falle oben A, Ziff. 7 c Gelpitrafe bis 
2000 Mi. oder Gefängnis bis zu 9 Monaten. ®® 

4. Endlich ift in allen Fällen, wo nad dem Geſetz 
eine Strafe ausgeſprochen ift, auf Antrag des Gefchädigten 
die Verhängung einer Buße bis zu 10000 ME. ftatthaft, 
für welche die Verurteilten als Geſamtſchuldner haften und 
welche weitere Entſchädigungsanſprüche ausfdhließt. ?7 

5. Sn den Fällen zu A, Ziff. 2 klann beitimmt mer- 
den, daß das Urteil auf Koften des Schuldigen zu ver- 
öffentlichen jei; in den Fällen A, Ziff. 5 kann diefe 
Befugnis dem BVerlegten zugeſprochen, andrerjeits aber auch 
das freifprechende Urteil auf Antrag dur das Gericht 
veröffentlidt merden,; ebenſo fann in den Fällen zu A, 
Biff. 1, 4, 6 der obfiegenden Partei das Recht der Veröffent- 
lichung auf Koften der unterliegenden zugejprochen werden. ®® 

6. Die Anfprühe auf Unterlafiung und Schadens- 
erfaß verjähren in 6 Monaten nad erlangter Kenntnis 
von der Handlung und der Perfon des Schuldigen, ohne 
Nüdfiht auf jene Kenntnis in 3 Jahren vom Moment 
der Begehung der Handlung an, bei Schadenserſatz in 
jedem Falle erft, wenn ein Schaden wirklich entftanden ift. 2° 


28 Geſ. 8. 5 Abf. 4. | Geſ. 8. 14. 
4 Gel. 8. 7. 88 (Gef. 8. 18. 
8 Geſ. N 9. 8 Geſ. 8. 11. 
86 (Sei, 8. 10. 
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C. Hinfihtlih des Verfahrens beftimmt das Geſetz 
folgendes: 

1. Die Zivilflagen aus dem Geſetz gehören, infomeit 
das Landgericht zuftändig, vor die Kammern für Handels- 
fadhen, in der Revifionsinftanz vor das Reichögericht. 1° Für 
Ziilllagen auß dem oben A, Ziff. 1 bezeichneten That- 
beftand ift zuftändig das Gericht der gewerblichen Nieder- 
lafjung, eventuell des Wohnfites, fubeventuell des in- 
ländifchen Aufenthaltsortes oder menn ein folder nicht 
befannt ift, der begangenen Handlung ; *! 

2. zur Sicherung der Anfprüdhe zu 1. fünnen ohne 
Rückſicht auf die fonftigen Beftimmungen der EBD. (88. 814, 
819) einftmweilige Berfügungen erlaffen werden, ent- 
weder dur das nah Ziff. 1 zuftändige Gericht oder durch 
das Amtsgericht der begangenen Handlung; *? 

3. die Delikte des Gejetes find Antragspelifte, au s⸗ 
genommen das oben A, Ziff. 8 bezeichnete; an- 
tragsberechtigt ift der Verlette, in den Fällen oben A, Ziff. 2 
jeder Gewerbetreibende bezw. gemwerblide Verband nad 
näherer Beitimmung von $. 1 Abf. 1; der Antrag kann 
jeberzeit zurüdgenommen werden ; *? 

4. die Antragsdelikte fönnen im Wege der Privatk 1 age 
vor den Schöffengerichten verfolgt werden ohne Anrufung der 
Staatsanmwaltichaft; iſt das öffentliche Intereſſe beteiligt, fo 
bat die Staatsanwaltfhaft öffentliche Klage zu erheben. + 

VI. Die materiellen Vorſchriften über Berluft des 
Rechtes zum Betrieb oder der Ausübung des 


+0Gef.$.1505.60.3.080.8.8.| Gef, 8. 12 Abſ. 1 
1 ef. 8. 2. Gef. 8.12 Adf. 3, 4, EMO. 
42 Gel. 8.3 vb. CRD. $. 820. ze 434. 
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Gewerbes find nah der Gew.O. folgendermaßen zu⸗ 
fammenzuftellen : 

1. Bei allen denjenigen Gewerben, zu deren Beginn 
nah dem Geſetz „eine befondere Genehmigung” 
erforderlich tft, alfo den in den $$. 16—54 Gew.⸗O. auf- 
geführten Gemwerben, kann, wenn der Beginn des Betriebes 
ohne dieſe Genehmigung erfolgte, polizeilide Ein- 
ftellung des Betriebes ohne Rüdfiht auf die etwaige 
ftrafrichterlide Behandlung des Yalles, verfügt werden. *° 

2. Wegen „überwiegender Nachteile und Ge- 
fahren für das Gemeinmwohl"*‘ Tann die fernere 
Benußgung einer jeden gewerblichen Anlage, gleid- 
giltig ob dieſelbe genehmigungspflichtig ift oder nicht, durch 
die höhere Verwaltungsbehörde — in Preußen den Bezirks⸗ 
ausſchuß mit Rekurs an den Handelsminiſter — jeder Zeit 
unterfagt werden; doch ift dem Beliker für ben er- 
weislichen Schaden Entfhädigung zu leiften und hierüber 
ift eventuell der Zivilrechtsweg eröffnet. Anlagen, welche 
ala den Gefehen oder Polizeivorſchriften miderjprechend 
polizeilich eingeftellt werben müſſen, fallen nicht unter diefe 
Vorfchrift. 7 


“6 Gew.-D. $. 15 Abf. 2., dazu 407 ff. Seypdel 50%. Entf. 
Seydel 55%. Landmann|d. pr. DVG. XXI, 254 führt 
121. ©. Meyer I, 400f.|aus, daß $. 5l anmenbbar tft 
Androhung von Geldftrafe iſt zur Begründung des Verbotes 
unzulälfig: Entid. d. pr. OVG. | des MWiederaufbaues einer nieder» 
V, 278ff., VIII, 368, IX, 200. | gebrannten Anlage behufsWeiter⸗ 

46 Darunter füllt aud die | betriebes an der nämlichen Stelle; 
Berunreinigung der Luft durd |f. au Entf. d. NE. i. Zivil: 
Dämpfe |. Entid. d. pr. DBG.|fahen XIX, 358, d. pr. OBG. 
XIV, 823. X, 271: „fo lange die Erfüllung 

47 Gew.-D. 88. 51, 52 f. dazu | einer Auflage, an welche die Fort⸗ 
Löning 491%. Landmann |fegung ded Betriebes gelnüpft 
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3. Die auf Grund des $. 29 erteilten Appro—⸗ 
bationen, f. oben ©. 46 ff., können von der Verwaltungs⸗ 
behörde zurüdgenommen werben, *? a) wenn die Un- 
richtigkeit der Nachweiſe dargethan wird, auf Grund deren 
fie verliehen wurden; b) bei Aberfennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte für die Dauer des Ehrverluſtes. 

4. Das Gleiche gilt von den Genehmigungen und 
Beftallungen der 88. 30, 30a, 32, 33, 84, 36; 
außerdem aber können diefe auch zurüdgenommen werben, 
ce) wenn aus Handlungen oder Unterlafjungen der Mangel 
derjenigen Eigenſchaften klar erhellt, deren VBorhandenfein 
bei Erteilung der Genehmigung nah der Vorfchrift dieſes 
Geſetzes vorausgefeht werden mußte.*? Der Kleinhanbel 
mit Bier fann unterfagt werden, wenn der Gewerbetreibende 
wiederholt wegen Zumiberhandlungen gegen die Vorfchriften 
des $. 33 beftraft iſt. (Nov. v. 1896.) 

5. Bolizeilihdes Einfhreiten auf Grund des 
Landesrechtes ift immer zuläffig zur Verhinderung 
jedes ungefegliden Gemwerbebetriebes, aud 
gegen Stellvertreter.°° Insbeſondere kam die Molizei- 
behörde dann, wenn auf Grund des Gefehes (88. 120d, 


ift, lediglich von dem Willen des | Entid. d. pr. DVG. IX, 296; 
Eigentümers abhängt, greift der ı nreänung von Handlungen aus 
8. al Pi Platz.“ | der Zeit vor Erteilung der Kon- 
ew.O. 8. 53 Abf. 1 zeffton V, 266: Anmendung von 
“ Gem. «D. 8.53 Abf. 2, gilt Yandesrect als Grundlage für 
auch für Hebammen Löning . 53 Abf. 2 — „diefes Ge- 
237. Entfd. d. pr. DIS. II, |feges* — XV, 852, XI, 302, 
269, XI, 302, XVII, 365 (ab II, 265, XXI, 341; für "Saft 
nehmenbe Geiftefraft), XXIL, | wirte: IV, 292, XIV, 315, XVI, 
331 Beruf), 2 an Syphilis 353. 
Im Deru auf), G. Meyer| 9 Entf. d. pr. OVG. IV, 
I, 22 ber "Unterlaffungene 33. 
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120e) Arbeiterſchutzvorrichtungen angeordnet find, die Ein- 
ftellung des Betriebed bis zur Herftellung dieſer Bor- 
richtungen verfügen, infomeit mit dem Betriebe erhebliche 
Nachteile oder Gefahren verbunden find. °! 

6. Gewerbliche Anlagen, melde den Vorſchriften 
der 88. 16 und 24 widerſprechen, können polizeilih be- 
feitigt bezw. in einen den Bedingungen, unter welchen 
die Genehmigung erteilt wurde, entfprechenden Zuftand ver- 
fegt werben; 5? ein richterliches Urteil ift Hiefür nicht 
Vorausfegung, die Polizei bat vielmehr jelbitändig zu 
entjcheiden. 5® 

7. Die Genehmigung zu Veranitaltungen im Sinne 
des $. 33a oder zur Benubung von Räumen biefür fann 
zurüdgenommen merden, wenn Thatfachen vorliegen, 
welche die Annahme rechtfertigen, daß die Beranftaltungen 
den Gefeten oder guten Sitten zumiberlaufen,; auch Per- 
fonen gegenüber, melde den Gewerbebetrieb vor Erlaß 
dieſer gefeglichen Beitimmung begonnen haben, ift obige 
Vorſchrift ausprüdlich für anwendbar erklärt. 54 

8. Über die befonderen Vorſchriften für Seeſchiffer, 
Steuerleute, Mafchiniften f. unten $. 58. 

9. Über die befonderen Vorfchriften, das Haufiergewerbe 
betr., ſ. oben ©. 152. 

10. Pfanbleihern Tann ver Gewerbebetrieb unterfagt 
werden, wenn Thatfahen vorliegen, melde bie Unzu—⸗ 


51 Gew.O. $. 147 Abſ. 4,| 9° G.Meyer1,3921%, Land⸗ 
dazu Landmann 1059, 1086ff. mann 1068ff., 1084ff., gegen 
2 Gew.-D. $. 147 Abſ. 3,1 Sey del a. a. O. 
—5 Seydel 67. Mandry %* Gem.D. $. 33a Abſ. 2, 
318. dazu Landmann 283f. 
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verläffigfeit des Gewerbetreibenden in Bezug auf den Ge 
werbebetrieb darthun.5° Die Wiederaufnahme kann nad 
Ablauf eines Jahres feit der Unterfagung durch die Landes⸗ 
zentralbehörde oder die von biefer zu beſtimmende Behörbe 
gejtattet werden. ®* 

11. Das Gleide gilt für Tanz, Turn- und Schwimm« 
lehrer, ſowie den Betrieb von Babeanftalten, für Trödel⸗ 
händler, Winkellonfulenten, Viehpächter, Viehhändler, 
Händler mit ländliden Grunditüden, Agenten für Immo⸗ 
biliarverträge, Darlehen, Heiraten, für Gefindevermieter, 
Stellenvermittler, Auftionatoren. 57 

12. Kehrbezirte der Schornfteinfeger kann die höhere 
Bermaltungsbehörde verändern oder ‘aufheben, ohne daß die 
Bezirksfchornfteinfeger ein Widerſpruchsrecht haben, es fei 
denn, daß ein folches privatrechtlich begründet wäre. 58 

13. Für die Unterfagung der fogenannten Straßen- 
gewerbe gelten analog die Vorjchriften für Entziehung des 
MWandergemwerbefcheines. 5° 

14. Über die befonderen Vorfchriften für Handlungs⸗ 
reifende f. oben S. 72 f.°° 

15. Auf jede Konzeffion, Approbation, Be- 
fallung, Genehmigung u. dgl. fann verzichtet 
werden, ſowohl durch ausdrückliche Erklärung wie durch 
tonfludente Handlungen. © 


ss Gew.D. $. 53 Ubf. 3. erner $.43 verb. 5 57 Nr. 1 
ufas der Nov. von 1896. 5 4; 57a; 57b 2: 68 
sn ew.⸗O. 8.35; f. dazu oben Asf, 1 
©. 44, bei. 60 ff. > Gem. —* 8. 4a Abſ. 4 
58 Gew.-D. 8. 89. oerh. 8. 57 3. 14 
69 Gew.-D. 8. 42b v TR 61 Das Gele jchweigt darüber; 
57, 57% 57b, "sg, 68 at. 


Theorie und Praxis bejahen bie 
Zorn, Staatöreht IL. 2. Aufl. 12 
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Außer den fpezialgefeglih vorgefehenen 
Fällen fann für die unter Die Gewerbeordnung 
fallenden Gewerbedie Vefugnis zum Gemwerbe- 
betrieb weder durch richterliche noch durch ad- 
miniſtrative Entſcheidung entzogen mwerden.®? 
Jede Anwendung von Landesrecht iſt in dieſer 
Richtung unzuläſſig und widerſpricht dem Grundſatz: 
Reichsrecht bricht Landesreht.? Eine Ausnahme iſt reichs⸗ 
gefelich nur zugelaflen auf Grund beſtehender Steuergefeße, 
folange diefelben in Kraft bleiben.** Insbeſondere find 
auch die landesrechtlichen Vorjchriften, nad) denen im Ver⸗ 
waltungswege die Befugnis zur Herausgabe oder zum Ber- 
trieb von Drudichriften entzogen werden konnte, aufgehoben, 
ausgenommen für Elfaß-Lothringen. °5 


age überwiegend ; zweifellos ift | dazu aus bem Reihöreht p & 
e keineswegs; bejahend be- | 12. DE. 1887 (Salz) 8 
onder® Landmann 403. v. 4. Sun 1868 —— 
vr 78. Entf. d. pr. DIVE. | 25, 26. Suni 188 
401, anbrerfeitß Seydel (Beanntwein) 6. ‚30. G. v. 81. Mai 
69, derf. , Bayr. StR. J 683. | 1891 (Zucker) 8. 56, dazu aber 
62 Gew.-D. 148 Abi. 1 auch das Landesrecht f. Land» 
6 So vd Se Szodel— ‚Bayr. mann 1086f. 
StR. V, Land-| 95 Gem.D. 8. 143 Abf. 3. 
mann 416ff Preß G. v. 7. Mai 1874 8.4. 
4 Gem. ri 8. 143 Nbf. 
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8. 29. 
Pie Ardeiterverfißerung.! 
I. Allgemeines. ? 

I. Weit über den Umfang der Reichsgewerbeordnung 
hinaus reiht die Arbeiterverficherungd-Gefeßgebung,, melde 
auf Grund der Allerhbödften Botfhaft Kaifer 
Wilhelms I. vom 17. November 1881 in Angriff ge: 
nommen und Durch drei gewaltige Gejeßgebungswerfe über 
Kranftenverfiherung, Unfallverfiherung, Alters— 
und Invaliditätsverſicherung zum vorläufigen Ab⸗ 
ſchluß gebradht wurde. 

Der Sprachgebrauch der Geſetze bezeichnet die Damit von 
Staats wegen bethätigte Arbeiterfürforge als, Verſicherung“, 
und die Wiſſenſchaft hat diefem Sprachgebraude zu folgen. 
Aber an die Spite der Betrachtung diefer Gefeßgebung muß 
der Sat geftellt werden: jene „Verſicherung“ iſt 
eine fraft objektiven Rechtes eintretende Ber- 
forgung, nidt eine den verfhiedenen Arten 
des privatrehtlihen Verſicherungsvertrages 


ı Die Literatur iſt bereits 
ſehr groß, befonders in zahl- 
reihen Kommentaren. Eine ver- 
gleipenbe Darftelung giebt 

ödiker: Die Arbeiterverjiche- 
zung in den europäifchen Staaten 
1895. Diehauptfähliäftenmi en⸗ 
ſchaftl. Werke über die deutſchen 
Gelee find von A) in 1a): 
Ailoty (1893, 2 Bde); Weyl 

1894); ogl. —* Laband (8) 

„242 ff. G. Mey er VerwR. u 
I, 608 #.; Bornhak Pr. SR. 


III, 437 fi.; Seydel Bayr. 
StR. V, 247 ff.; Towie bie 
Litt. Ang. bei Weyl 83 
Weiter find in den Entſcheib. 
des pr. OVG. von Bd. XIII. 
ab zahlreiche Erkenntniſſe über 
Einzel ragen dieſer Gejeggebung 
enthalten. Der einem Lehrbuche 
gezogene Raum madt ed un 
möglich, den Einzelfragen näher 
zu treten. 
2 Meyl 855 fi. 
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nachgebildete privatredtlide Verpflichtung 
zu Leiftung und Gegenleiftung.® Aud der Um- 
ftand, daß die Verficherten eine Beitragspflicht zu den Laſten 
jener Gefeggebung zu erfüllen haben, ändert an bem ob- 
jeftivrechtlichen Charakter der von Staats wegen geichaffenen 
und organifierten Arbeiterfürforge nicht. Die Arbeiterver- 
fiherung der beutfchen Reichögefeßgebung gehört in Feiner 
Meife dem Privatrecht, fondern lebiglih und in ihrem 
ganzen Umfange dem öffentlihen Rechte an. 

Die unmittelbare ftaatlihe Verforgung des Individuums 
bezw. feiner Familie ift dem bisherigen Rechte keineswegs 
unbelannt. In zwei Formen bat der Staat bisher dieſe 
Berforgungspflicht anerfannt und gefeggeberifch auögeftaltet: 
in der Form der Beamtenbefoldung und in der Form der 
Armenverforgung. In glänzender Weife hat Laband, 
den Anregungen früherer Schriftiteller folgend, den Ge- 
danken zur Grundlage feiner Darftellung des Beamtenrechtes 
gemacht: Daß die Bejoldung nicht ald Zahlung einer ver- 
tragsmäßigen Geldſchuld, fondern als ftaatlide Alimentation 
derjenigen Perfonen zu betrachten fei, die den Dienft für 
den Staat zu ihrem Lebenzberufe gemacht haben. Anbrer- 
feits erfennt es der Staat in feiner modernen Aulturent- 
mwidelung gleichfalls ala feine im öffentlichen Intereſſe ge— 


8 Die rechtlihe Natur diefer | 615%; ar mit Recht La» 
„Verfiderung” ift bereit Gegen- | band I 294; Rofin 1, 
ftand einer reichhaltigen Litte⸗ 255 ff., Beide im Sinne bes 
ratur geworben: vgl. befonbers | Textes. . ferner wet in 
Rehm im Arc. f. öff. V ——— ——— J, 

529 fi.; Bornhak in dirths beſ. die dikteratkrangaben 538) 
Ann. 1892, 501 ff.; Menzel in|%®, ferner 35 ff; Weyi 2 vb. 
Grünhuts Ztfchr. XVII, 289 ff. |877 ff.; Sänel StR. I, 697, 
u.a. m; ſ. aud ©. —** ‚| 704; Seybel V, 252 ff. 
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übte Pflicht an, felbft oder durch die einen Beftanbteil feiner 
Drganifation bildenden Kommunalverbände die Verſorgung 
ber Verarmten zu bewirken. * 

Allerdings haben die beiven genannten Arten unmittel- 
barer Berforgung von Individuen durch den Staat be 
ſtimmte Vorausfegungen: erftere den Staatsdienft, lebtere 
das öffentliche Intereſſe der Fürſorge für diejenigen, Die 
jelbft für fich zu forgen vorübergehend oder dauernd außer 
ftande find. Immerhin vermag man in Verfolgung dieſer 
Gedantengänge unſchwer zu den Grundgedanten der heutigen 
deutfchen Arbeiterverficherungsgejebgebung zu gelangen. Mit 
großer Macht und Schärfe hatte das 19. Jahrhundert den 
individualiſtiſchen Gedanken zur Grundlage der Gefeßgebung 
in wirtjchaftlicher Beziehung gemadt:° das Ermwerbsleben 
follte, möglichft befreit von ftaatlichen Schranken, lediglich 
Sache de3 Individuums fein; von der Kraft, dem Fleiße, 
der Energie des Einzelnen follte allein die wirtfchaftliche 
Sicherheit auch in Zeiten von Krankheit und Alter ab- 
hängen; nur im %alle äußeriter Not, bei Armut, wurde 
die Staatspflicht der Fürforge anerkannt. 

Diejes individualiſtiſche Prinzip bat keineswegs zu 
allen Zeiten das deutſche Recht und Leben beherrſcht; ja, 
es läßt fih mit Recht behaupten, dasfelbe fei ungermanifch, 
wie es unzweifelhaft undriftlih if. Noh ragen in 
die heutige Zeit eine Reihe von wirtfchaftlichen Geftal- 

* Über das Verhältnis der | die preuß. — eg v. 
durch die neue Sozialgejeggebung | 26. Dez. 1 


gefhaffenen Anfprüde zur Ar⸗ | geführt zu werben ſ. E. Meier 
menpfiege |. G. Meyer VerwR. * ger preuß. Verwaltung 


5 Als Beweis braucht lediglich 
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tungen früherer Zeiten herein, die auf dem Gedanken be- 
ruhen, daß der Staat direft oder inbireft Pflichten zu er- 
füllen babe, die ſich auf geregelte Yürforge für die Unter- 
tanen beziehen, auch ohne äußerſte Not und ohne direkten 
Staatsdienft; insbeſondere find hier zu nennen die Knapp⸗ 
Tchaft3einrichtungen für Bergarbeiter, ſowie die zahlreichen 
Einrihtungen der alten Innungen, die mehr oder minder 
durch die Staatsgeſetzgebung organifiert waren. ® 

Die Wiederaufnahme diefer Gedanken durch die deutfche 
Gefeßgebung, wenn aud unmittelbar veranlapt durch 
fchmwere foziale Krifen und drohende Gefahren, traf fomit 
auf feftgemurzelte germanifhe Rechtsgedanken, wie fie an- 
dererfeit8 von dem großen melthiftorifhen Staatsmanne, 
deſſen Geiftesfraft das deutſche Volk auch dieſes gemaltige 
Werk der Staatskunſt verdankt, als „praktiſches Chriſten⸗ 
tum” bezeichnet werden konnte. ? 

Bon dem Erfolge dieſes praftifhen Chriftentumes 
geben folgende Zahlen eine annähernde Borftelung: An 
Bermögen — die laufenden Aufwendungen find darin 
aber nicht enthalten — Hatten Ende 1894 die Kranfen- 
kaſſen 94 Mil. M., die Berufsgenofienfchaften der Unfall- 
verfiherung 114 Mil. M., die Invalidität3- und Alters- 
verfiherungsanftalten 304 Mil. M. 

I. Das geltende deutſche Recht hat eine öffentlich- 
rechtliche, Durch die Macht: und Zwangsmittel des Staates 


geſicherte Fürforgepfliht geſchaffen: 


s S. G. Meyer VerwR. I,| II, 293 ff., die aber nicht bloß 

für den Alterd- und Invaliden⸗ 

1 S. hieher auch die treffenden | anſpruch, fondern für jebe Art 
Bemerkungen bei Laband (3)|diefer „Berfiherung” gelten. 
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1. für Krankheit durch dag ©. v. 15. uni 1888, 
jegt erfeßt dur das ©. v. 10. April 1892 (NGB. 417); 
(dazu für Preußen die Dienftanweifung v. 10. Juli 1892, 
ſ. Brauditfch VerwGeſ. V, 438 ff.);* 

2. für Unfälle durh die ©. v. 6. Juli 1884 
(RGB. 69), v. 28. Mai 1885 (RGB. 159), v. 5. Mai 
1886 (RGB. 132), v. 11. Juli 1887 (NGB. 287), v. 
13. Juli 1887 (RGB. 829); 

3. für Invalidität und 

4. für Alter, zu 3. u. 4. durch ©. v. 22. Juni 1889 
(RGB. 97). 10 

Die Geſetze traten teild fofort, teils nah Maßgabe 
faiferlicher Verordnungen, in Kraft; dermalen ftehen fie 
fämtlih im ganzen Umfange des NReichögebietes in Geltung. !! 


8 In einigendeutfchen Saaten, | hat beute nur mehr infomweit 
fo in Bayern und Baden, war rechtliche Bedeutung, als nicht 
bereit3 früher die Recht3pflicht | „die Torporative Haftung der 
der Gemeinden zur Kranlen- | neueren Geſetze reiht”, d. i. in der 
pflege, im Anſchluß an die, Regel nur für Unfälle von nicht 

rmenpflege, geletlich organiftert. | im Betriebe befchäftigten Per- 
ſig Der bur diefe Unfallnen- ſonen. 
iherungsgefege mit öffentlih-| 10 per die Entſtehungsge⸗ 
rechtlichem Charakter ausgeſtat⸗ ſchichte der Geſetze Weyl 59 ff. 
tete Entſchädigungsanſpruch bei und bef. Rofin I, 19 Fa 
zötungenund Körperverlegungen| 5 
war fhon durch das Haftpflidt- Die Gelege (apgebrugt bei 

eſetz vo. 7. Juni 1871 (RGB. Brauchitſch Bd. V, 337-804) 

7) auf privatrechtlicher Grund- | find in der folgenden Dar⸗ 
lage anerfannt und verwirklicht ſtellung in Abkürzungen zitiert, 
worben, f. über die Anſprüche und zwar: 
aus biefem Gejeg Mandry KrVG. — Krantenverfiherungs- 
442 fj., der allerdings auch ben geſetz v. 15. Juni 1883 (RGB 
aus den UnfVerſGeſetzen ent⸗ 10. April 1892 
ftehenden Anſpruch rein privat⸗ 417). IVG. — Invalididäts⸗ 
rechtlich konftruieren zu müſſen und Alteröverficherungägefeg v. 
glaubt. Das Haftpflichtgefet | 22. Juni 1889 (GGB. 97). 
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Durh die deutſche Berficherungsgefeßgebung wurde 
nicht ein allgemeiner Anfpruh aller Untertanen auf bie 
durch Geſetz verbürgte Fürforge, fondern nur ein auf be 
ftimmte Perfonen-, fpeziell Arbeiterfategorien ? — gemäß 
den bervorgetretenen fozialen Bebürfnifien — beichränfter 
Anspruch geſchaffen. Die Gefehgebung bringt, wie bereits 
bemerft, alle diefe Anſprüche unter den fchiefen Gebanfen 
der „Verficherungspflicht” und bedient fich dieſes Ausdrucks 
als technifchen für die ganze Geftaltung der Gefehgebung 
(„verfiherungspflidtige Perſonen“, „Verfiherungszwang“ 
u. ſ. m.). 

1. Der Anſpruch auf Kranfenfürforge ift geſetzlich 
anerfannt für die Arbeiter in den inbuftriellen Betrieben, '? mit 
Ausnahme der Seefchiffahrt, alfo: in Bergwerfen, Salinen, 
Aufbereitungsanftalten, Brüchen und Gruben, Fabriken und 
Hüttenwerlen, Eifenbahnen, Binnenſchiffahrt, Baggeret, 
Werften, Bauten;!* im Handelögewerbe; im Handwerk 
und den fonftigen ftehenden Gewerben ; allen Betrieben, in 
denen Dampfkeſſel oder durch elementare Kraft bewegte 


UBG. — Unfallverfiherungsge- ! ne v. 28. Mai 1885 
ie v. 6. Juli 1884 (RGB. 69)... (NG 
LUG. — Gef. betr. r Unf. u. | 18 Hiper ven 9 egriff "Arbeiter 
KrankVerſ. d. in landwirtfchaft: |f.Rofinl, 141: © Meyerl, 
lichen Betrieben beihäfti ten | 62020, 21, er V, 257: 
Rerfonen v.5. Mai 1886 (RGB. | Arbeiter ift, mer „einem Ge⸗ 
132, SUNG. — Gef. betr. d. ſchäftsherrn infolge Vertrages. 
Unferf. d. Seeleute v. nr Fuli berufsmäßig und daher gegen 
. Bu eine Gegenleiftung törperliche 
Geſ. betr. d. Unfßerf. —* bei al Dienfie leiſtet“. 
Bauten beicäftigten Bon Über Betrieb NRofin I, 
v. 11. Suli 1887 (RSB. | 
Ausd®. — Gef. über bie — u Piloty 1, 270 f.; Seydel 
Dehnung ber Unfall« u. Kranfen- | V, 309. 
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Triebwerke dauernd zur Verwendung fommen ; den Geſchäfts⸗ 
betrieben der Anwälte, Notare, Gerichtsvollzieher, der Kran- 
kenkaſſen, Berufsgenofjenfchaften, Verjicherungsanftalten ; den 
Betrieben der Poft-, Telegraphen:, Marine: und Heeres- 
verwaltung. 

In allen diefen Betrieben ift die Krankenfürſorge obli- 
gatorifch für diejenigen Arbeiter, welhe gegen Gehalt 
oder Lohn (auch Zantiemen und Naturalbezüge) 1° be- 
fhäftigt find, fofen nidt die Beichäftigung ihrer 
Natur nach oder durch vorherigen Vertrag auf meniger als 
eine Woche begrenzt ift (KG 8. 1).1° Durch Verord⸗ 
nung des Reichskanzlers bezm. der Zentralbehörde kann die 
obligatorifhe Kranfenverfiherung auch auf Perfonen aus- 
gedehnt werden, bie in Betrieben oder im Dienft bes 
Reiches oder eines Einzelſtaates befchäftigt find und nicht 
unter die oben bezeichneten Kategorien fallen (KrVG. 
$. 2a). 

Durch kommunales Statut einer Gemeinde oder eines 
weiteren Sommunalverbandes, das der Beitätigung der 
ftaatlihen Auffihtsbehörde bedarf, kann der gefehliche An- 
ſpruch ferner ausgedehnt werden!“ auf Arbeiter in den 
oben genannten Betrieben, fofern die Bejchäftigung vor- 
vorübergehend oder unter einer Woche ift; ferner auf bie 
Familienangehörigen eines Betriebsunternehmers; auf Per⸗ 
fonen, die im Sommunaldienft oder Sommunalbetrieben 
befhäftigt find; auf Hanblungsgehilfen und Lehrlinge, 


18 Über die Lohngrenze KrBG.| 1° WeyI_99 ff., 106 fi; 
8. 2b, über Arbeitslohn über- Rof in L 182 fi. 
haupt Rofin I, 191 ff. 17 Weyl 116 ff. 
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infofern ihre Verſicherungspflicht nicht fchon gefeglich be— 
gründet iſt; auf Perfonen, die von Gemwerbetreibenden 
außerhalb ihrer Betriebsftätten befchäftigt werden; auf 
Hausgemwerbetreibende, auf land- und forftwirtfchaftliche 
Arbeiter und Betriebbeamte (KrVG. 8. 2). 18 Auf die in 
land- und foritwirtichaftlihen Betrieben befchäftigten Per- 
onen Tann die Ausdehnung überdies auch dur Landes⸗ 
gefeg erfolgen, und es tft dies gefchehen in Sachen, Würt⸗ 
temberg, Baden, Hefjen, S.-Weimar, S.-Altenburg, ©.-Co- 
burg-Öotha, Braunfhmeig, Schwarzburg - Sonderähaufen, 
Schwarzburg-Rudolftadt, Bremen. — Für Bayern befteht 
eine ſchon ältere Gefehgebung, die auch die land- und 
forftwirtfehaftlihen Arbeiter umfaßt. '? 

Inſoweit die oben genannten Kategorien nicht geſetzlich 
verpflichtet find, find fie jevenfall3 berechtigt zum Beitritt 
und erwerben daburd den Verforgungsanfprud) ; das Gleiche 
gilt von allen Dienjtboten (KrVG. 8. 4 Abf. 24, vgl. 
8. 19 Abf. 8, 8. 26a 3. 5, 8. 68 Abf. 2). 

2. Der Anfpruh auf Unfallverforgung? ift vom 
Geſetz anerfannt für Arbeiter und Betrieböbeamten in den 
nadfolgend aufgezählten Betrieben, falls der Jahresarbeits⸗ 
verbienft, einfchließlih QTantiemen und Gehalt, nicht mehr 
als 2000 Mi. beträgt: a) für die induftriellen Betriebe 
(f. die Aufzählung oben zu 1), b) für die Poft-, Tele 
graphen-, Eiſenbahn⸗, Marine- und SHeeresvermaltung, 


18 Über die kraft Geſetzes 19 ©. bie gen enaueren Angaben 
oder gemäß ihrem Antrag be» über dieſes Landesrecht bei ©. 
freiten Perfonen KrVG. 88. 3 ‚\ Meyer, 628°. LUVG. $. 133. 
3a, 3b, LUVG. $. 136. 20 Seydel V, 309 f. 
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jevoh mit Ausfhluß der Beamten ‘und der Perfonen des 
Soldatenftandes, ce) für die land⸗ und forjtwirtfchaftlichen 
Betriebe, einfchließlich der Gärtnerei und der Nebenbetriebe, 
d) für Bauarbeiten, e) für Seeleute auf größeren beutfchen 
Seefahrzeugen. ?! 

Der Berfiherungszwang bejteht für dieſe Kategorien 
von Arbeitern, ?? gleichailtig, ob fie dauernd oder vorüber- 
gehend, ob fie gegen Lohn oder nicht, ob fie auf Grund 
eines Arbeitävertrages oder ohne folhen in einem jener 
Betriebe beichäftigt find. 

Der Verfiherungszmang kann ausgebehnt merden: 
landesgefetlich auf Unternehmer von land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben; durch Verordnung des Bundesrates ?® 
auf Fifchereifahrzeuge und Meine Seejchiffe, ſowie auf Ar- 
beiter und Betrieböbeamte in Bauarbeiten, ſoweit fie nicht 
fhon unter das Gefet fallen; durch Statut der Berufs- 
genofjenfchaft bezw. Dienftuorfchrift der vorgefegten Behörde 
auf Betriebsbeamte mit mehr als 2000 ME. Yahresarbeits- 
verbienit (UuVG. 8. 2 Abi. 2, AusdG. 8. 4 Abf. 2), ſowie 
auf Unternehmer von land» und foritwirtichaftlichen Be- 
trieben, die unter diefem Einkommen bleiben. 

Der Berfiherungszwang bezieht fich nicht auf feſt an- 
geftellte Beamte des Reichs-, Stantd- oder Kommunal- 


21 128. 8. 1, AusdG. $. 1, | triebsbeamte“ Rofin 1, 159 ff.; 
ZUBEG. 1, Bus 8. i Piloty 1, 224 ff.; Seybel V, 
SUBG. $. 1; bie ſämtlichen Ge- | 260. 
feesbeftimmungen find bezüglih | 2° 3. d. OR. v. 6. Febr. 1896 
der Abgrenzung der im Text ge- (RED. 58) über die vobe 
nannten Arbeiterlategorien jehr | Heringsfifcherei 
detailliert; über Seefahrt und | 1895 (RGB. 351) Yiser ale 
Serfehraeug T SUBE. $. 2. fifcherei. 

MWeyl 343 ff. Über „Be 
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bienftes und Tann durch Verorbnung des Bundesrates aus⸗ 
gefchloffen werden für Betriebe, Die nicht mit Unfallgefabr 
verbunden find, fowie für die Familienangehörigen land- 
und forftwirtichaftlicher Unternehmer (UVG. 8. 1. Abf. 7. 
8. 4). 

Für Beamte und Perfonen des Solbatenftandes ift ein 
Sondergefeß v. 15. März 1886 ergangen, deſſen Betrach⸗ 
tung in anderem Bufammenhang erfolgt. 

Endlich find zur Verficherung zugelaffen:?* 1. Unter- 
nehmer von induftriellen Betrieben kraft Statuted der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft für fih und ihre nicht verfiherungspflidh- 
tigen Arbeiter; 2. Unternehmer von land- und forftwirt- 
fehaftlihen und Baubetrieben für ihre nicht verjicherungs- 
pflicätigen Arbeiter, ſowie für fich jelbft bei einem Jahres» 
einfommen von weniger ald 2000 ME., ftatutariih auch 
bei höherem; 3. Reeder, felbftändige Lotfen und Unter 
nehmer anderer feemännifcher Betriebe unter ben gleichen 
Borausfegumgen wie zu 2. Die hier vorgefehene Ausbeh- 
nung des Verforgungsanfpruches auf die kleinen Betriebsunter- 
nehmer ift eine befondere Eigentümlichleit des Geſetzes. 2° 

3. und 4. Der Anfpruh auf Invaliditäts- und 
Altersverforgung?® ift dur die Gefeggebung zu=- 
fammengefaßt. Er befteht obligatorifch für alle Berfonen, 2° 


4 Mey 351 ff. 364 ff.) IVG. 88. 1, 2, f. dazu 
25 S. dazu Laband II, 2611. die vom Reichöverfiherungdamt 
UNO. 8. 2 Abf. 2, LUVG. — 2, gegebene „Anleitung“ v. 31. DHL. 
BULG. $. 2, SUBG. 88. 4, 5,, 1890 bei Brauditid V, 791 ff. 
20. Über „Betriebsunternehmer“ | %7 Über bie Berficherung der 
Pilats f.; Roſin L | Seeleute nad dem . 
77 ff. 283 ff; Seybel V, 261. — 136, dazu Bek. v. 24. Nov. 
26 Weyl 620 ff.; Seydel V, 1890 (CB. 361). 
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Die als Arbeiter, Gehilfen, Gejellen, Lehrlinge, Dienftboten 
gegen Lohn oder Gehalt (f. hierüber IVG. 8. 3) befchäftigt 
werben, fobald fie das 16. Lebensjahr vollendet haben ; 
für Betrieböbeamte, Hanblungsgehilfen und Handlungs- 
lehrlinge, wenn ihr Jahresverdienſt 2000 ME. nicht über- 
fteigt; enblih für Seeleute deutſcher Seeſchiffe und auf 
Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt. Der Bundesrat kann 
auf dem Berordnungswege den Anfpruh ausdehnen auf 
felbftändige Unternehmer Heiner Betriebe, — welche nicht 
regelmäßig wenigitend einen Lohnarbeiter bejchäftigen — 
in beitimmten Berufszweigen,; ferner auf Hausgemwerbe- 
treibende, d. i. jelbftändige Gewerbetreibende, die in eigenen 
Betriebsftätten im Auftrag und für Rechnung anderer Ge- 
werbetreibenden mit der Herftellung oder Verarbeitung ge- 
werblicher Erzeugniſſe befchäftigt find; dies ift gefchehen 
duch 3. d. BR. v. 16. Dez. 1891 (RGB. 395) für 
Hausgemwerbetreibende der Tabakfabrilation, v. 1. März 
1894 (RGB. 324), v. 9. Nov. 1895 (RGB. 452) für 
folhe der Tertilinduftrie; für diefe VPerfonen, auf melde 
der Bundesrat dad Geſetz obligatorifch ausdehnen Tann, 
befteht in jedem Falle die fakultative Beitrittäberechtigung 
in Lohnklaſſe I (IVG. 8. 120), infofern fie das 
40. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und nicht bereits 
dauernd erwerbsunfähig find (IVG. 8. 8, nach näherer 
Beitimmung von IVG. $. 4 Abf. 2). ® 

II. Für die genannten Kategorin von Perfonen ift 
der Rechtsanſpruch auf Verforgung in den angegebenen 


se fiber freiwillige Fortſetzung 
ber Verfiderung nad Ausjchei-|$. 117 


denden a oeitänerhättniß IVG. 
den aus dem dieſelbe begrün⸗ 
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Fallen durch Staatsgefeg ala Erfüllung einer im 
öffentliden Intereffe des Gemeinweſens ge- 
legenen Staat3pflidt anerfannt,?® analog der 
Armenverforgung. Hilfsbebürftigkeit ift aber nicht Bor- 
ausfegung für jene Anfprüde.?° Die Erfüllung 
diefer Anfprüde trägt nit den Charalter der 
Armenpflege?! Durh privatredtlide Ber- 
träge fann das öffentliche Recht dieſer Geſetze 
in feiner Weiſe zum Nachteil der Verſicherten“ 
verändert werden; derartige Verträge ſind 
nichtig und an den Arbeitgebern ftrafbar.®? 
Die Bereititellung der Mittel für Erfüllung diefer Staats⸗ 
pfliht erfolgt jedoch grundfägli nit von Staats wegen, 
fondern durch Beiträge derjenigen Individuen, welden das 
Geſetz den Verſorgungsanſpruch gewährt. Die deutfche 
Reichsgeſetzgebung folgt hierin älteren Borgängen, fo ins- 
befondere der früher in weiten Umfange rechtlich vorge= 
fohriebenen Berpflichtung der Beamten, für eventuelle Ver⸗ 
forgung ihrer Witwen und Waifen beitimmte Gehalts⸗ 
abzüge ſich gefallen zu laſſen oder Verficherungen privat- 
rechtlider Art bei beitimmten Kaſſen over Gefellfchaften zu 
nehmen; ebenfo gehört bieher die Beitragspflicht für Ver— 
ſorgungskaſſen der älteren, mit obligatorifhem Charalter 
ausgeftatteten wirtfchaftlihen Verbände der germanifchen 
Rechtzentwidelung, wie Innungen, Anappfchaften. Aber 


» Mandry $. 14 ertennt| 21 KrVG. 8. 77. 
dies für Die Kranlenverfiherung | KrVG. 58. 80, 82, UVSG. 
an, für die Unfallverfiderung 3 99, LuVG. $. 120, SUBG. 
nidt, S. 434. . 113, 336. $. 147. 
0 9. Meyer I, 62491, 
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diefe Beitragspflicht giebt dem ganzen Verhältnis in feiner 
Weife einen privatrechtlihen Charakter;®® die Grundlage 
ſowohl wie die Formen jener Staatsfürforge find öffentlic- 
rehtlih, wie dies ingbefondere auch darin zum Ausdruck 
Iommt, daß der Staat, fei es eventuell, fei e8 unmittelbar — 
in dem „Reichszuſchuß“ für die Alters- und Invaliden⸗ 
verforgung — feine Pflicht des Eintreten für Erfüllung 
jener Anfprüche grundfäglic anerkennt und die Verfiherungs- 
beiträge der fämtlichen Pflichtigen für die Zwangsbeitreibung 
wie Gemeindeabgaben behandelt.?* Die auf dem Verſiche⸗ 
rungszwang beruhenden PVerficherungsbeiträge haben dem- 
nad nicht den Charakter von privatrechtlichen PVertrags- 
leiftungen, mie die Zahlungen von Feuerverſicherungs⸗, 
Lebenäverfiherungs- u. dgl. Beträgen.°° Sie haben aber 
auch nit den Rechtscharakter der dem öffentlichen Rechte 
angehörenden Leiftungen für Staatszwecke, weder ber 
Steuern, da fie nicht auf einer allgemeinen Unterthanen- 
pfliht beruhen, noch der Gebühren, da es ſich nit um 
Benugung einer Staatsanftalt gegen Entgelt in einem be- 
ftimmten Falle hanbelt.?° Vielmehr bilden Die gejehlichen 


ss fibereinft. Laband II, wird, f. au Mandıy 139 f.; 
247 ff., in orteefilicher Ent: Rofin T, 432 ff 
widelung, a. A. bier ©. Meyer| ** KrsvGö. g. 55, us6. [ar 
I, 616 $. in privatrechtligen 86, ebenfo bie Strafen 109, 
Gedantengängen über die, LUBG 94, 130, 
der Berficherung, denen” Teilich BURG, * — g. 86 
der Boden dur die Erörte- | Abf. 3 198, IBG. 88. 128, 


zungen über ben öffentlich⸗recht⸗ 
lihen Charafter des „Derfiche- 
run averhättniffes ». fomohl be⸗ 
züglich der ganilation der 
Träger der Berficherung als der 

rei den Natur ber eiträge 
un ſprüche völlig entzogen 


137, vgl. Septei V,2 
s G. Meyer I, gg faßt 
fe als ſolche PR 
beitr e, f. dazu Rofin 
. über diefe Begriffe unten 
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Verficherungsbeiträge eine neue, dem bisherigen Hecht un= 
befannte Form von Abgaben an den Staat, die in einem 
notwendigen urjähliden Zufammenhange mit der Ver- 
fiherung ſelbſt nicht ftehen, 27 ja nicht einmal immer von 
demjenigen zu entrichten find, dem der gefegliche Anſpruch 
zufteht, fondern mehrfach ganz oder teilmeife von anderen 
Perfonen, wie in3befondere den Betriebsunternehmern, den 
Arbeitgebern des Dienftboten?® u. f. w. 

Wird dies für die dem Verſicherungszwang unterliegenden 
Perfonenktategorien anerfannt werden müſſen, fo wird das 
Verhältnis auch für die zu fafultativem Eintritt in den 
Berforgungsanfpruch zugelaflenen Berfonen nicht anders 
fonftrutert werden können. Zwar ift bier das Entftehen 
des Rechtsverhältniſſes von freimilligem Beitritt bedingt ; 
das Rechtsinſtitut felbjt aber kann fich in feiner Rechts⸗ 
natur dadurd nicht ändern; es bleibt auch in dieſem Falle 
ein öffentlichrechtliches. 8? ' 

IV. Reichsangehörigkeit ift nit ala recht— 
lihe Borausfegung der durch die Sozial- 
gefeßgebung gefhaffenen Anfprüde vorge- 
ſchrieben. Für die Unfallrente fönnen Ausländer, die 


947. Vortrefflich Laband I, 
88 Pol. hierüber G. Meyer], 


61917 und die dort befprocdhene 
Litteratur. 


ſicherungs⸗ oder Verſorgungs⸗ 
anjtalt” annimmt. Richtig hier 
G. Meyer I, 6181%, ebenfo 
Rofin I, 443, 5235 Rehm 
557. A. A. auch Weyl in 


20 A. A. Laband IL, 249, 
der das Rechtsverhältnis als 
„innerlich ganz verſchieden“ von 
dem Verſicherungszwang erklärt 
und ein „obligatoriſches Rechts⸗ 
verhältnis wie bei einem andern 
Vertrage mit irgend einer Ver⸗ 


geieiär. f. VerfihR. I, 10 f. 
7 ff. über die Fülle der „freis 
willigen” Berfiherung und deren 
Nechtscharakter, den er mit La⸗ 
band als privatrechtlichen Ver⸗ 
fiherungsvertrag beſtimmt. 
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das Neichögebiet dauernd verlaſſen, mit einer Kapital- 
zablung abgefunden werden, doch haben SHinterbliebene, 
die nicht im Neichögebiet wohnen, keinen Anfprudh*. 
Die Invalidenrente Tann Ausländern, die ihren Wohnfitz 
im Reichsgebiet aufgeben, mit dem dreifachen Betrage ein- 
für allemal bezahlt werden, ebenfo die Altersrente. *! 


DO. Die Brankemverficherung.*? 

I. Die oben angeführten Perfonenfategorien ohne Unter- 
ſchied von Alter oder Gefchleht haben auf Grund des Ge- 
ſetzes einen öffentlichrechtlichen Anſpruch auf Staats-(bezw. 
Gemeinde⸗)Fürſorge in Krankheitsfällen, *? ſei es, daß 
diefer Anſpruch unmittelbar dur das Geſetz gejchaffen ift, 
fei eö, daß er dur eine nah Maßgabe des Gefehes ab⸗ 
zugebende freiwillige Erklärung entſteht. Die vorgenannten 
Perfonentategorin müſſen bei einer der gejehlich vor- 
gefehenen Kaſſen „verfihert” fein; infoweit befteht ber 
Verfiherungszmwang; die Wahl der Kaſſen ift jedoch 
frei, wird von dieſer Freiheit fein Gebraud gemacht, fo 
tritt die Kaſſenmitgliedſchaft kraft des Gefetes ein (Kr BG. 
88. 4 Abf. 1; 19 Abſ. 2). 

II. Träger der Verfiherungspfliht find entweder bie 


+ ABS. Sn 67 u. 69 Adf. 4, terbuch I, 844 ff.; v. d. ah, 
vol. auch LUBG. 88. 73, 7 in CTonrads Hanbmwörterb 
FuRs G. 8. 39 SC. 2, SURG. 858 ff; Weyl 91 ff.; — 5* — 
Kommentare: zum Gefeg (Köhne, 

gabn, „Schicker, v. et e, 
Rotin 7 


andmann, Eger), |. auß 
ilotyl, or. le Drauditid, VerwaltGeſ. 
vo ff-; Zaband vd IL, 25 


@. Meyer I, 627 $.; * —9— 48 Über „Krankheit“ RoſinJ 

in Hirths Annalen 1890, 101 ff.; | 298 ff. 

v. Woedtke in Slengels He 
Zorn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 13 
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Gemeinde felbft oder die durch das Geſetz geichaffenen 
Kafien, die wieder in Ortsfranfenfaffen und in Be- 
triebskrankenkaſſen gegliedert find. Das Geſetz 
macht jevoh zu Guniten bisheriger Einrichtungen den 
generellen Vorbehalt: Innungen, Knappſchaften, freie Hilfs⸗ 
Tofien auf Grund der früheren Gefehgebung (Geje vom 
a es ) Iönnen Träger der Berficherungspflicht fein, 
Hilfskaſſen, falls fie menigftend den gefeglihen Mindeft- 
betrag ber Gemeindekrankenkaſſe ihres Domiziles, Innungs⸗ 
und Knappichaftsfaflen, wenn fie mindeſtens die Leitungen 
der Orts⸗ und Betriebskrankenkaſſe des Drtes gewähren ; ** 
diefen privaten Kafien ftehen auch diejenigen Kaſſen gleich, 
die nach Landesrecht beitehen und gewiſſen reichögefeßlichen 
Vorausſetzungen entjpreden (Kı BG. 88. 15, 85, 86). 
Abgefehen von diefer Generalflaufel kommen reichs⸗ 
rechtlich in Betradt: die Gemeindelranfenver- 
fiderung, die Ortskrankenkaſſen, die Betrieb3- 
franfenfaffen. Das Verhältnis diefer Kaſſen unter- 
einander ift durch eine hochwichtige grundſätzliche Vorſchrift 
dahin geordnet, daß die Gemeindetranfenver- 
fihderung zwar von Rechts wegen eintritt, 
aber fubfidiären Charalter trägt. Dieje grund- 
ſätzliche Vorſchrift beruht darauf, daß die gejeglichen 
Leiftungen der Gemeindekrankenkaſſen weſentlich geringer 
find, als der übrigen Kafien des Gefetes (f. unten S. 198 }.). 
Demgemäß tritt die Gemeindefrankenfürforge immer aber 
auh nur dann ein, wenn nicht gemäß dem Gefehe ein 
höherer Verſorgungsanſpruch erworben ift, und erlifcht, 


44 jiber den Unterfchied f. unten S. 196 f. 
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fobald ein derartiger Anſpruch entfteht. Die Drts- und 
Betriebskaſſen dagegen find für die dem Kaſſenzwang unter- 
mworfenen Perfonen zugleich Zwangskaſſen, vorbehaltlich der 
für freie Hilfsfaflen und für landesrechtlich gefchaffene 
Kaſſen gefeglich zugelafjenen Ausnahme (f. unten VI). 

IH. Die Gemeindelrantenverfiderung® ift 
derart organifiert, daß die Gemeinde ala ſolche oder mehrere 
Gemeinden, die hiefür einen Zwedverband gebildet haben, 
Träger der Verfiherung ift. Perfonen, die in der Ge- 
meinde bejchäftigt find oder ſich dort aufhalten, haben ben 
Berfiherungsanfprud gegen die Gemeinde und haben dem⸗ 
gemäß an die Gemeinde die gejeßlichen Beiträge zu ent- 
richten (KG. 88. 4, 5). Die Krankenkaſſe ift befonders 
zu organifieren, und ihre Verwaltung muß getrennt von 
der übrigen Vermögensverwaltung der Gemeinde geführt 
werden (KrVG. 8. 9 Abſ. 2—4); die Trennung ift aber 
nur eine thatfächliche, Teine rechtliche; das Kafjenvermögen 
ift Gemeindevermögen, jedoch mit befonderer und auß- 
ſchließlicher Zweckbeſtimmung; etwaige Vorſchüſſe, die er- 
forderlich werden, find aus der Gemeindekaſſe zu bezahlen. 
Die felbitändigen Gutsbezirte find Gemeinden im Sinne 
des Geſetzes (KV. 8. 83). Die Einrihtung der Ge 
meinbefranfenverfiherung Tann auch gemeinſam für mehrere 
Gemeinden, ebenjo für höhere Kommunalverbände erfolgen 
KrVG. $. 12). 

IV. Neben diefer Form der Kranlenverfiherung bat 
das Geſetz noch eine zweite Form der Krantenfürforge durch 
die Gemeinde bezw. mehrere vereinigte Gemeinden ober 


45 Weyl 297 f.; Mandry 137. 
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einen höheren SKommunalverband (SS. 43, 46) gejchaffen, 
nämlih die Ortskrankenkaſſen (KrVG. 88. 16—48) 
in forporativer Selbftändigfeit für alle (mindeſtens 100) 
an einem Orte in einem beftimmten Betriebe oder Betriebs- 
zweig befchäftigten Perfonen. ** Die Ortskrankenkaſſen find 
Korporationen des öffentlihen Rechtes, da fie auf dem 
Prinzipe der zwangsmeifen Zugehörigkeit beruhen; fie haben 
demgemäß obrigfeitliche Befugniſſe.“ Die Errichtung er- 
folgt durch Gemeidebeſchluß, eventuell auf Anorbnung der 
höheren Verwaltungsbehörde; nad der Erridtung hat die 
Gemeinde kein Verfügungsrecht mehr über die Kaſſe. Das 
Kafienvermögen der Ortskrankenkaſſen iſt felbitändiges Kor- 
porationsvermögen ($. 25). Mitgliever der SKorporation 
find diejenigen Perfonen, für welche die Kafje errichtet ıft, *® 
vorbehaltlih der vom Geſetz zugelafjenen Zugehörigkeit zu 
einer anderen Kaſſe. Die fümtlichen großjährigen Mit- 
glieder, die im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte find, 
eventuell eine Anzahl von diefen gewählter Vertreter bilden 
die Generalverfahmlung (88. 36, 37); der von 
diefen gewählte Borftand führt die laufende Verwaltung 
(88. 34, 34a, 35). Im Rahmen des Gefehes find Die 
Verhältniſſe der Kafje dur ein von der Gemeindebehörbe 
zu erlafjendes und durch die höhere Verwaltungsbehörbe zu 
beftätigenveg Statut‘? zu regeln, das über beftimmte 


“Me gi 226 f . UÜber die Vertretung ber Ar- 
7 G.MeyerLl 631; Man beitgeber in Borftand und 
dry 138 f.: „mindeftens in | Generalverfammlung |. KrVG. 
gleicher Weife wie die Innungen 88. 38, 38a. 
den öffentlichen Korporationen +9 Entwürfe von Normal«- 
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geſetzlich bezeichnete Punkte PVorfchriften enthalten muß 
($$. 23, 24). Die Anfammlung eines Reſervefonds im 
Mindeftbetrag der Jahresausgabe der lebten 3 Sabre fchreibt 
das Geſetz ausdrücklich vor ($. 32). Bei Leiftungsunfähigteit 
ift die Kaſſe zu fchließen (8. 47). 

V. Gleichfalls Torporative Selbitändigfeit haben die 
Betriebstrantentaffen (88. 59—68),5° wie bie 
eine Unterart der letteren bildenden Baufrantenfaffen 
(88. 6972). Solche Kaſſen fünnen von einem einzelnen 
oder mehreren einzelnen Betriebsunternehmern freiwillig oder 
auf Anorbnung der höheren Berwaltungsbehörde für Die 
ihren Betrieben ®! angehörigen verfiherungspflicgtigen Per⸗ 
fonen, wenn deren mindeſtens 50 find — bei bejonderen 
Gefahren des Betriebes auf Anordnung ber höheren Ber- 
waltungsbehörde auch bei geringerer Zahl —, errichtet 
werben (88. 59, 60, 61). Bei Errichtung der Kaſſe dur 
den Betriebsunternehmer erfolgt der Beitritt der Arbeiter 
zunächſt ipso jure kraft des privatrechtlichen Arbeitäver- 
trages ($. 63 Abf. 1); das Statut ift vom Betriebäunter- 
nehmer feftzuftellen (8. 64 3. 1); über die errichtete Kaſſe 
hat der Unternehmer aber Feine Verfügungsgewalt mehr; 
der Eintritt der Arbeiter erfolgt meiterhin gleichfall® ipso 
jure durh Eintritt in das Arbeitsverhältnid. Die Be- 
trieböfranfenfaflen haben ebenfo den Charakter öffentlid- 
rechtlicher Korporationen wie die Ortskrankenkaſſen. Das 
Kaflenvermögen ift felbftändiges Korporationsvermögen ; für 
Generalverfammlungen und Borftand gelten die nämlichen 


© Weyl 269 Fi; Mandry Ailoty I, 189 ff.; Roſin I, 
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Vorſchriften wie bei den Ortskrankenkaſſen, jedoch mit be= 
fonderen, den Unternehmer betreffenden Modififationen da⸗ 
bin: daß diefem ber Borfik in Vorftand und Generalver- 
femmlung übertragen werden kann; daß die Kaffenver- 
waltung jevenfall3 unter feiner Verantwortlichleit und auf 
feine Koften erfolgt; daß er die erforderlichen Vor⸗ und, 
falls die Kaſſe die geſetzlichen Leiſtungen nicht zu ex- 
füllen vermag, auch dauernde Zujchüfle beizufteuern bat 
(8. 64 8.2, 3, 4); daß er bei Schließung ober Auflöfung 
der Kaſſe für deren geſetzliche Leiftungen haftet (8. 68 
Abf. 5). — Sind bei einem Baubetrieb zeitweilig viele 
Arbeiter befchäftigt, fo kann die höhere VBerwaltungsbehörbe 
den Bauherren, an deſſen Stelle auch der Bauunternehmer 
treten kann, verpflidten, eine befondere Baufranfen- 
kaſſe für diefen Betrieb zu errichten; für dieſe Kaflen 
gelten die nämlichen Vorſchriften wie für die Betriebs- 
krankenkaſſen; nad Beendigung des Baues find fie zu 
fließen (88. 69, 72). 

VI. Sn den Rahmen des Geſetzes eingefügt derart, 
daß die Zugehörigkeit als Erfüllung des gefeglichen Ber- 
fiherungszwanges gilt, find enbli no die Innungs⸗ 
Iranlentaffen (f. dazu oben ©. 137), die freien 
Hilfstaffen (f. oben S. 113) und die landesrechtlichen 
Knappſfchaftskaſſen für Bergarbeiter KKrVG. 88. 78, 
74, 75). 

VO. Ber Anfprud auf Kranlenfürforge 
bat folgenden Inhalt: 
1. Gewährung freier ärztlider Behand— 


52 Weyl 131 ff.; Rofin I, 374 ff. 


Die Arbeiterverfiherung. 8. 9. 199 


lung durch den Kafjenarzt jamt Arzneien und anderen 
Heilmitteln, 2. im Falle von durch die Krankheit verur- 
ſachter Erwerbsunfähiglkeit Barunterfiügung vom 
dritten Tage der Krankheit ab im Betrage der Hälfte des 
von Staats wegen feftzufegenden ortzüblichen Tagelohnes 5% 
gewöhnlicher Arbeiter für jeden Arbeitstag, bei Orts⸗, Bes 
triebs-, Bau⸗ und Innungskrankenkaſſen des durchſchnitt⸗ 
lichen Tagelohnes der Kafjenmitgliever bis zu 3 Mark für 
den Tag.°* An Stelle diefer Krankenverforgung kann au 
gemäß näherer gefeglicher Vorfchrift die Aufnahme in eine 
Krantenanftalt treten. Gewiſſe Arten von Krankheiten 
(Berwundung bei Raufhändeln, Geſchlechtskrankheiten) 
fchließen den Anfpruh aus. Die Gemeinden fönnen unter 
beftimmten gejeglichen Borausfegungen Erhöhung des Kran- 
kengeldes befchliegen. Die Krankenfürforge des Gefetes 
beginnt für die Kafjenmitgliever mit Beginn der Er⸗ 
frantung®® und dauert bis zur Befeitigung der Krankheit 
jedoch grundfäglih nit über 18 Wochen; nad . 
diefem Beitraum find die Vorausſetzungen dieſes Geſetzes 
nicht mehr gegeben, und treten eventuell andermeitige geſetz⸗ 
liche Verforgungsanfprüde ein (KrVG. 8. 6).5% 

Zu den oben bezeichneten Leiftungen müſſen bei ben 
Orts⸗, Baus, Innungs⸗ und Betriebskrankenkaſſen noch 
binzutreten (KG. 8. 20): 3. Unterftübung von 
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Möhnerinnen für mindeftend 4 Wochen nad) der Ent- 
bindung, 4. Sterbegeld beim Tode eines Mitgliedes 
im zwanzigfachen Betrage des burchfchnittlichen Tagelohnes. 
Knappſchaftskaſſen müfjen mindeftens dasſelbe leiften, wie 
Betriebskrankenkaſſen, freie Hilfsfaflen wie die Gemeinbe- 
franlenverficherung (88. 74, 75). 

Eine Erhöhung der Leiſtungen ift in den vom Geſetz 
gezogenen Grenzen durch Statut zuläffig, jevod immer nur 
im Rahmen der Zwecke dieſes Geſetzes: Invaliden⸗, 
Witwen und Waiſenunterſtützungen find abſolut aus⸗— 
geſchloſſen (KrVG. 8. 21 Abſ. 2). (S. die eingehenden 
Vorſchriften für Ortskrankenkaſſen 8. 21 für Gemeinde- 
franfenverfiherung $. 6 3. 4, 5.) 

Die Forderungen aus dem Krankenverſorgungsanſpruch 
des Geſetzes können nicht ge= °7 oder verpfändet oder cebiert 
werben, dürfen auch nur gegen die an bie Kafje geſchul⸗ 
beten Beträge aufgerechnet werben ($. 56). Haben infolge 
der Krankheit die thatfächlichen Verhältniffe ſich derart ge- 
ftaltet, daß der fehr viel weitere Anſpruch aus dem Geſetz 
über den Unterftügungswohnfig erfüllt werden muß,°® fo 
geht der Anſpruch aus dem Krankenkaſſengeſetz auf den⸗ 
jenigen Armenverband über, der nad dem Gejeh Die Unter- 
ftügung zu gewähren hatte ($. 57).5° Anſprüche dagegen, 
welche auf Spezialgefeg, insbefondere auf dem Haftpflicht- 
geſetz, ſoweit dasſelbe noch gilt, beruhen, gehen auf die leiſtungs⸗ 
pflichtige Krankenkaſſe, bezw. Gemeinde über ($. 57 Abf. 4). 


57 Nur mit Sorbegalt der! 59 Hierzu zahlreihe Entſch. 
Säle von CPO. 9 Abſ. 4. des preuß. OVG. von Bd. 
58 G. Meyer a; Za=- XII ab. 
band II, 258. 
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Andermweitige privatredhtliche Vertragsanſprüche werben durch 
das Krankenkaſſengeſetz überhaupt nicht berührt, vorbehalt- 
lich der gejeglihen Sondervorfchrift über das Verhältnis 
der freien Hilfskaſſen zur Gemeindefranfenverficherung. ®° 
Mehreren gejeglihen Kaflen können Perfonen, die dem 
Verſicherungs wang unterliegen, nad) der Natur der Sache 
nicht obligatorif angehören; wohl aber kann eine derartige 
Kafſenkumulation eintreten für Perfonen, die überhaupt nur 
verfiherungsberehtigt find, aber auch für Perfonen, 
die einer Kaffe gemäß Zwangsvorſchrift des Geſetzes an- 
gehören und für eine andere die gefeglihe Möglichkeit 
freiwilligen Beitrittes haben; für dieſe Fälle hat das Gefet 
gleichfalls bejonvere Beitimmungen vorgefehen. — Die 
Leiftungen auf Grund des KrVG. find — in $. 77 ift 
die überflüffigermeife noch beſonders ausgefproden — 
nicht Armenunterjtügung. 

Behufs geficherter Erfüllung des Geſetzes haben alle 
Arbeitgeber die bei ihnen bejchäftigten Perſonen fpätejtens 
am dritten Tage nah Eintritt der Beſchäftigung anzu⸗ 
melden ®! bei der kraft des Geſetzes oder freimilligen Bei- 
trittes zuftändigen Ortskrankenkaſſe, ſubſidiär bei der Ge- 
meindefranfenfafle; ebenfo hat ſpäteſtens am dritten Tage 
nad Beendigung des Arbeitäverhältniffes die Abmeldung 
zu erfolgen (KrVG. 88. 49, 81). Unterlafjung der Mel- 
dung zieht Geldſtrafe ſowie Erſatzpflicht der feitens der 
Kaffe gemachten Leiftungen für den Melvepflichtigen nad) 
fih ($. 50). PVorausfegung für die Erwerbung des An- 
fprucdhes gegen die Kaffe ift die Anmeldung nicht. Über 


5. dazu KrVG. $. 268. | 91 Weyl 214 ff. 
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die Meldepflicht für die übrigen Klafien enthält das Geſet 
befondere Borfchriften. Eine allgemeine Meldeftelle 
bat die Kontrolle über Beftand und Veränderung der in 
der Gemeinde beftehenden Krankenkaſſen zu führen. 

VII. Der Krankenkaſſenanſpruch befteht kraft Geſetzes, 
die Kaflenmitglieder haben jedoch behufs Beſchaffung der 
finanziellen Mittel beftimmte Beiträge an die Kaffe zu 
bezahlen (Kı BG. SS. 29, 30). Die Beiträge an bie 
Kaſſe find gefegli in der Weife geregelt, daß von dem 
für jenes Mitglied an die Kaſſe zu entridtenden Betrag 
nur ®/s den Arbeiter treffen, mährend den Wrbeitgebern 
die Verpflihtung auferlegt ift, !/s des Beitrages zu be- 
zahlen; überdies liegt den Arbeitgebern die weitere gefeb- 
liche Pflicht ob, den Gefamtbetrag der Beiträge ihrer Ar- 
beiter an die Kaſſe vorfchußweife an den durch das Statut 
beftimmten Beitpunften einzuzahlen;*® bei der Zohnzahlung 
darf dann der auf den Arbeiter fallende Anteil in Abzug 
gebracht werden (88. 50, 51, 58, 65, dazu die Strafbe- 
ftimmungen in 88. 82, 82b). Streitigfeiten über biefe 
Fragen gehören vor die Gewerbegerihte und in das für 
diefe gefeßlich vorgefchriebene Verfahren ($. 53a).** Bei 
freiwilligem Beitritt von Arbeitern zu einer Kaffe hat der 
Arbeitgeber feine Beitragspflicht; ebenfo find die Eintritts- 
gelber und die Zufagbeiträge nur von den Arbeitern zu 
tragen. Die Beiträge für die Gemeinvefrankenverfiherung 
betragen bis 1'/s, im Fall des Beblrfniffes mit Geneh- 
migung der höheren Berwaltungsbehörbe bis 2 Prozent des 
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ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter ( KreVG. 
88. 9, 10), für Orts⸗ und Betriebskrankenkaſſen — ebenfo 
Innungskafſen — bis 2, fpäterhin auf Beihluß der Ar- 
beitgeber und Kaflenmitglieber bis 3 Prozent des durch⸗ 
ſchnittlichen Tagelohnes derjenigen Klaffe von Arbeitern, 
für die die Kaſſe errichtet ift, jepoch nicht über 4 Mark 
und nicht unter dem Betrag des ortsüblichen Lohnes von 
Taglöhnern (KrVG. 88. 20 Abf. 2, 22, 31). Im Not- 
falle, deſſen Vorausſetzungen das Geſetz beftimmt, bat bei 
Betriebs-, Bau: und Innungskaſſen der Betriebaunter- 
nehmer mit Zufhüflen aus eigenen Mitteln einzutreten. 
Über die Beitragapflicht für Knappfchaftsfafien, freie Hilfs— 
faflen und landesrechtliche Kaflen gelten die vorhandenen 
Sondervorſchriften. Rüdftändige Beiträge für Die Gemeinde- 
franfenverfiherung fowie für die Ortskrankenkaſſen werben 
wie Gemeindeabgaben erefutorifch beigetrieben ($. 55). 
XI Die Durchführung des Krankenverſicherungsgeſetzes 
ift ganz in Selbftverwaltung der Einzelftaaten gegeben ; dem 
Reich fteht nur die allgemeine verfaſſungsmäßige Aufficht 
zu. Streitigfeiten über die auf Grund des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes erwachjenen Anſprüche werden von der 
Auffichtsbehörbe entſchieden, vorbehaltlich des Rechtsweges, 
für welchen landesrechtlich mehrfach das Bermaltungsftreit- 
verfahren5 angeordnet ift ($. 58). Behuſs Geltend- 
madhung der Aufficht fteht den zuftändigen Staat3- und 
Gemeindebehörden ein weitreichende? Zwangs⸗ und Ord⸗ 
nungäftrafreht zu (KıBG. 88. 44, 45, 66). Genaue 


bay für Preußen G. v. 12. Sept. 1885 (GS. 127, 
v. 29. in 1885 nebft VollzV. 383). 
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Borfchriften enthält endlih das Geſetz noch über die Ver⸗ 
pflihtung der gegenfeitigen Rechtshilfe zwiſchen den Dr- 
ganen der Kranfenverficherung einerjeit3, den Organen der 
Armenpflege, der Unfall-, Alters- und Invalidenverforgung 
anbrerfeit3 (88. 76a—76d). Durch Drbnungsftrafen ift 
diefe Rechtshilfe gefichert. 


II. Die Unfallverficherung. ® 

I. Die Unfallverfiherungsgefeßgebung des Reiches be- 
ruht auf dem doppelten Gedanken: einmal, daß der 
Staat die Unfallfürforge für Arbeiter zu 
einem obligatorifhen Beitandteil der Staat3- 
verwaltung gemadt bat; zweitens, daß die mirt- 
ſchaftliche Laſt diefer Fürforge grundfählid von den Be- 
triebsunternehbmern, als denjenigen, die Den bebeu- 
tendften ökonomischen Vorteil aus der Thätigfeit der Ar- 
beiter ziehen, zu tragen fei. Demgemäß ift Die ganze 
Materie dem Privatredt völlig entrüdt und 
von Reichs wegen durch die Staatsgejeggebung 
geordnet, ohne daß Daran irgendwie vertrags— 
mäßig eine Änderung möglih wäre (f. oben 
©. 179 ff.). 

OD. Die Unfellfürforge kraft Geſetzes beginnt, wenn 
die Beit der geſetzlichen Kranfenfürforge (13 Wochen, die 
fogenannte Karenzzeit) abgelaufen ift.*” Für diejenigen 


6 Zaband I, 261 ff.;|v. Woedtle, Eger, Engel«- 
Seybel V, 80 ft 'G. Meyer mann, Gräf u. a. m. (f. bie 
I, 642 Moedtle in An, aben bei Weyl). 

Stengels Üörterb. II, 686 ff.; S. dazu —* KrVG. 
Weyl 337 ff. Kommentare 78 c, wonach bei Unfällen die 
von Landmann, Rohr, Jerufögenoffenfchaft auch das 
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Arbeiter in induftriellen Betrieben, für welche die lehtere 
nicht befteht, ebenfo für die Schiffsmannfchaften hat der 
Betrieböunternehmer den gefeglichen Krankenverſorgungs⸗ 
anſpruch zu erfüllen; für die land- und forftwirtfchaftlichen 
fomwie für Bauarbeiter, fomweit fie nicht unter das Kranken⸗ 
kaſſengeſetz fallen, hat die Gemeinde während der Karenz- 
zeit einzutreten. ®® 

II. Zur Ausführung des Gefeges find die Berufg- 
genoffenjhaften‘? als Korporationen des öffentlichen 
Rechtes organifiert (UBG. 8. 9, LUVG. $. 13). Solche 
waren nad Vorſchrift des Geſetzes zu errichten für be- 
beftimmte Bezirte und für beftimmte Induſtriezweige gleicher 
Art, und zwar entweder durch die Betriebsunternehmer 
(uVG. 88. 12—14) oder, falls dieſe nicht felbft ſich 
hierzu bereit fanden, dur den Bundesrat (UVG. $. 15); 
die Zuftimmung des Bunbesrates?° und die beauffichtigende 
Mitwirkung des Reichsverſicherungsamtes (f. unten S. 213 f.) 
mar in jevem Falle erforderlich. Eine Veränderung der Beruf3- 
genoſſenſchaften ift mit Genehmigung bezw. durch Entfchei- 
dung des Bundesrates ftatthaft”!; ebenjo erfolgt die Auf⸗ 
löfung durch den Bundesrat, jedoch nur in 
dem einzigen vom Geſetz beftimmten alle der 
Leiftungsunfähigfeit unter Zuteilung ber beteiligten 


Heilverfahren von Anfang an| „0; . 

übernehmen Tann, mogegen Der genen der Bundesrat bie, Zur 
r 

ſie übergeht, finpung verſagen kann, UVG. 
es UVG. 8. 5 Abſ. 16, SUBE.| 2 

10, LuVG. 8. 10, BU 


BG.| 71 Genaue Vorſchriften hier⸗ 
. 7. über UB®. 88. 31, 32, LUBG. 
ah 448 ff.; Mandry 88. 42, 48. 
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Induſtriezweige auf andere Genofienfgaften; in Die 
Rechte und Pflihten der Genoſſenſchaft tritt 
nach der Auflöfung das Reid ein (UVG. $. 38, 
dazu jeboch der Vorbehalt in $. 92, LUVG. 8. 14, |. 
Dazu no 88. 118, 114, SUVEG. $. 42). Mehrere Be- 
rufögenofjenfchaften fünnen mit Genehmigung des Reiche» 
verfiherungsamtes eine in Bezug auf ihr gegenfeitiges 
Verhältnis privatrechtliche Sozietät bilden (UVG. 88. 80, 
32, LUVG. $. 41). Zur Erleichterung der Verwaltung 
kann ftatutarifch eine Berufögenofjenfchaft in örtlihe Sek⸗ 
tionen zerteilt werben, die zwar feinerlei juriftifche Selb- 
ftändigfeit befiten (UBG®. $. 19), denen aber die gejeß- 
liche Laft der Genoffenfchaft bis zur Hälfte auferlegt werden 
kann (UBG. 8. 29, LUVG. $. 40). Nomen und Si 
der Genoſſenſchaft, die Bezirke der Sektionen und Ber- 
trauendmänner, die Bufammenfegung der Genofjenfchafte- 
und der Seftionsvorftände, ſowie die Namen der Vertrauen?» 
männer find nad Genehmigung des Statut? durd ben 
Reichsanzeiger zu veröffentlichen, ebenfo etwaige Abän- 
derungen (UVG. $. 21, LUNG. $. 25). 
Berufsgenoffenfchaften wurden gebilvet für die im erften 
Unfellverficherungsgefeb aufgezählten Betriebe;’? ferner 
nah Maßgabe des Unfallverfiherungägefeges für Seeleute 
eine einzige für den Gejamtumfang des Reiches kraft 
Geſetzes; 7° endlich ſollte für die land» und forſtwirtſchaft⸗ 


73 Über die erftmalige An-! 1° SUVG. $. 16; die Rheder 
meldung der Betriebe f. UBG. ald Vetriebsunternehmer werben 
$. 11 nebft den VollzV. d. RVA. vertreten durch Bevollmächtigte, 
(E31. hei 208, 1885, 236, | die beftellt werden müflen, $. 17. 
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lichen Betriebe die Bildung dur) den Bundesrat erfolgen 
nad den einzelftantlihen Vorfchlägen und nad Anhörung 
des Neichsverfiherungsamtes; die Bildung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Berufsgenofjenfhaften hat nur örtliche Bedeu⸗ 
tung, da das Gefeh hier eine Verfchiebenheit der Betriebe 
nit annimmt.““ Die reichgrechtlichen Vorſchriften für 
Bildung landwirtſchaftlicher Berufsgenofjenfhaften waren 
jenoch ſubſidiär derart, daß fie nur in Kraft treten follten, 
wenn nicht binnen 2, bezw. 3 Jahren das Landesrecht der 
Einzelftanten eine anderweitige Organifation der Berufs- 
genofienihaften für die land» und forftwirtfchaftlichen Bes . 
triebe eingerichtet hatte (gemäß LUVG. $. 110, f. dazu 
pr. Ausf®. v. 20. Mai 1887, GS. 189)."° 

Beſondere Bortfchriften gelten fodann noch für Die 
Staatsbetriebe,’® einjchließli der in benfelben für 
eigene Rechnung ausgeführten Bauten: alfo der Poft-, 
Telegraphen-, Militär-, Marine- und Gtaat3- 
eifenbahnvermwaltung. ”" Für diefe Betriebe werben 
nicht befondere Berufgenoſſenſchaften gebildet, ſondern 


74 fiber die bef. Knappſchafts⸗ Art. I, II, V, f. dazu auch bie 
berufägenofienfchaften UBS. VollzAnw. v. 4. Juni 1887 bei 
. 94. Brausiiig VerwG. V, 594 ff. 

15 Demgemäß find faft in| 7% Weyl 519 ff. 
allen Einzelftaaten befon-| 7 Über andere, befonders 
dere Gefete für die land- | landwirtfchaftlide und bauliche 
wirtfhaftlide Unfallver-| Staat3hetriebe enthalten die Ge⸗ 
nd ergangen, f. die ſetze noch Sondervorſchriften (j. 
Au zaͤhlung bet G. Meyer L,|AuspG. $. 2 Abſ. 2), ſ. die 
648°. Für Preußen ©. v. 20.| Angaben über die den Berufs- 
Mai 1887 (SS. 189): darnach genofienigaften angeſchlofſenen 
iſt jede Provinz landwirt- Staatsbetriebe bei Brauchitſch 
Ehe Berufsgenoffen-| VerwG. V, 575 Nr. 115; vgl. 

aft, jeder Kreis Sektion. auch Mandry 497. 
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Träger der Verfiderungspflidt ift Bier der 
Staat, d. i. das Reich oder der betreffende 
Einzelftaat (Ausd®. $. 2, LUVG. 88. 102—109). 
Die Funktionen der Genofjenichaftsorgane werden durch 
beſonders zu bezeichnende — durch den Reichskanzler, die 
Kriegsmintfterien, die zuftändigen Sentralbehörben der 
Einzelftanten — Staatsbehörden wahrgenommen; die Ver- 
fiherung ift im übrigen die gleiche wie fonjt, jedoch werden 
feine Beiträge erhoben, Schiebögerihte und Arbeiterver- 
treter find auh in dieſen Drganifationen zu beftellen 
(AusdG. 88. 5, 6, LUVE. 8. 105, BuVG. 88. 46, 47, 
SUTG. 88. 102—108). Für Perfonen des Soldaten 
ftandes jedoch, ſowie für penfionsberechtigte Beamte gelten 
dieſe BVorfchriften nit, fondern das Spezialgefeg vom 
15. März 1886, das ftaatärechtlih auf anderer Grundlage 
beruht und in anderen Zufammenhang gehört (f. darüber 
unten im Militärreht und oben Bb. I, ©. 322). 

Endlich find auch noch befondere geſetzliche Vorſchriften 
vorhanden für die Organiſation der Verſicherung bei den— 
jenigen Bauarbeiten, die nicht unter die ausdrücklichen 
Borfchriften der übrigen Gefetgebung fallen.” Die Ver— 
fiherung tritt auch bier obligatorifch Traft Geſetzes ein; 
Träger der Berfiderung fann fein dag Reid, 
ebenfo die Einzelftaaten oder Kommunalver- 
bände (BUVG. 8.4); weiter kommt in Betracht die „Tief- 
bauberufögenoffenfhaft“ für Eifenbahn-, Kanal⸗, 
Wege, Strom-, Deich⸗ und andere Bauarbeiten, infoweit 


dundſchregen des RVA. bei 
 MWeyl 509 ff, auch das Brauchitſch VerwG. V, 654 ff. 
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diefe Betriebe nicht bereitß unter andere gefehlihe Vor⸗ 
ſchriften fallen (BUNG. 88. 4 3.1; 9); endlich die fog. 
„Berfiherungsanftalten”, die auf Grund von 
Nebenftatuten den Bauberufsgenofienihaften angegliebert 
find als befondere Träger der Verfiherungspflicht mit ge⸗ 
fonderter Verwaltung und Verrechnung für folde Bau- 
arbeiter, die nicht ſchon durch dad Geſetz den Beruföge- 
nofienfhaften unterftellt find? (BuVG. $. 16 ff.); das 
Nebenftatut ift binfichtlih der ftaatlihen Genehmigung 
ebenfo zu behandeln, wie das Hauptftatut ($. 20). 

Die Drganifation der Berufsgenofienfchaften beruht auf 
dem Grundgedanken, daß biefelben juriftifche Perfonen und 
als ſolche nur mit ihrem Vermögen für ihre Verbindlidh- 
keiten haftbar find. Ihre Drgane find die Genoffen- 
fhaftsverfammlung®® und der Borftand. Die Ge 
noflenf&haftsverfammlung beiteht aus den ſämtlichen Mit- 
gliedern; Mitglieder find die Unternehmer derjenigen Betriebe 
im Genofienfhaftsbezirt, für welche die Genofienfchaft er- 
richtet if. Die Mitgliedfhaft tritt unmittelbar Traft 
Geſetzes bei Errichtung der Genoſſenſchaft, bezw. Eröffnung 
des Betriebes ein (UVBG. $. 34, SUVG. $. 43). Aus 
Verwaltungsrüdfichten ift jedoch vorgefchrieben, daß bie 
Unternehmer fi) bei Strafe zur Genoſſenſchaft ſelbſt — 
bei den lanpwirtfchaftlihen Betrieben Tiegt die Pflicht der 


79 Mey 481 ff. 81 UÜber Betrieböveränderungen 
80 Über die Mitwirkung der | und deren Rechtsfolgen UVG. 
Gemeinden für Bildung der Ge- j% 38, 39, ſehr detaillierte Vor⸗ 
nofſenſchaftsverſicherung d. land⸗ ſchriften über Mitglieb[gaft und 
wirtihaftl. Berufsgen. ! LUBG. | Betrieböveränderungen LUVG. 
. 20, dazu pr. ©. v. 20. Mai | 88. 4448, SUBG. 85. 5—A7. 
1887 Art. III. 
Zorn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 14 
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Gemeindebehörbe ob (LUNG. 88. 38, 46) — unter Angabe 
der gefeglich vorgefchriebenen Mitteilungen anzumelden 
haben (UVG. 88. 11, 35, 36, BUVG. $. 11), und 
daß die Vorftände zur Feftftellung des Mitglieverbeftandes 
ein amtliches Verzeichnis, Kataſter (UBEG. $. 37) zu 
führen haben; Beſchwerden über Aufnahme oder Nidht- 
aufnahme in das Katafter entfcheivet das Reichsverſiche⸗ 
rungsamt. Über den Beftand der Genofienfhaft ift nad 
Ablauf des Rechnungsjahres dem Reichsverſicherungsamt, 
fowie der höheren Verwaltungsbehörde durch den Vorſtand 
ein Verzeichnis einzureihen (UVG. 88. 37 Abf. 4, 40). 
Die Anmeldung bat bei der hierfür beftimmten Verwal⸗ 
tungsbehörbe zu erfolgen, die Die Meldungen an den zur 
Führung des Katafters verpflichteten Vorſtand der Ge- 
nofienfchaft weiter zu geben bat.E? Die Genoſſenſchafts⸗ 
verfammlung ift allein zuftändig 1. für die Borftands- 
wahlen, 2. für Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung, 
3. für Beſchlußfaſſung über das Statut (UVG. $. 22 
Abf. 3); für die land- und forftwirtfchaftlihen Berufs- 
genofienihaften in Preußen erfolgt Die sub 2 bezeichnete 
Funktion durh die Provinziallandtage (LUVG. $. 26 
Abf. 8, pr. ©. v. 20. Mai 1887 Art. IV 8. 5) Der 
Vorſtand (UVG. 88. 22—27, SUVG. 88. 28—88) 
wird von der Genoſſenſchaftsverſammlung gewählt; aus⸗ 
geſchloſſen von Wahlrecht und Wählbarkeit ſind diejenigen 
Mitglieder, denen die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt 
find, ſowie diejenigen, welche geſetzlich in der Dispoſition 


By 88. 21, 22; ferner über 
83 Befondere Borfchriften im | dad Katafter $. 44. 
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über ihr Vermögen beſchränkt find (UBG. 85. 34 Abf. 2, 
24 Abi. 1). Das Vorſtandsamt ift Ehrenamt und als 
folches unentgeltlih zu führen; abgelehnt werben kann es 
nur aus denjenigen gejeßlichen Gründen, aus denen die 
Übernahme einer Vormundfchaft abgelehnt werben Tann. 
Der Borftand hat die Verwaltung und Gefchäftsführung 
der Genofienfhaft, insbeſondere auch die Vertretung vor 
Geriht und bei Abſchluß von Rechtsgeſchäften 88, fomeit 
das Gefe oder Statut nicht andere Organe hierfür beruft. 
Die Genoſſenſchaftsvorſtände haben nad) Maßgabe des Ge- 
fetes eine Strafkompetenz gegen die Betriebsunternehmer 
und zwar in der einen Gruppe von Fällen (UVG. 8. 103) 
bis 500, in einer zweiten ($. 104) bis 300 Mi. An- 
dererfeitö find die Mitglieder der Vorftände, deren Beauf- 
tragte und Sacverftändige mit Geld bis 1500 ME. oder 
Gefängnis bis zu 3 Monaten bedroht, wenn fie unbefugt 
Betriebögeheimniffe offenbaren (UBG. $. 107), mit Ge 
fängnis und Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte, wenn fie 
abfihtlih zum Nachteil des Unternehmers Betriebsgeheim- 
nifie verraten oder Betriebdeinrichtungen und Betriebs⸗ 
weifen, die Geheimnis find, nachahmen (UVG. 8. 108). 8% 

Den land- und forftwirtfhaftliden Ge— 
noffenfhaften ift durch Geſetz die bedeutfame 
Befugnis eingeräumt, ihre gefamte Geſchäfts— 
fübrung an Organe derallgemeinen ftaatliden 
Selbftverwaltung zu übertragen, falls dieſe fi 
zur Übernahme bereit erflären, und die einzelftaatliche 





88 fiber bie fihere Anlage von| %* Analog LUVG. $$. 128 bis 
Geldern f. UVG. 8. 76, SUZE.| 128, GUVSG. 88. 117—120, f. o. 
8. 88. S.170( „unlauterer®ettbewerb*). 
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Zentralbehörde die Übernahme geftattet (LUNG. 5. 26 
Abf. 3, vol. pr. ©. v. 20. Mai 1887 Art. IV, VD. 
Im übrigen iſt die Gefhäftsführung buch Statut im 
Rahmen des Geſetzes zu orbnen;®® das Statut ift von ber 
Genoſſenſchaftsverſammlung zu befchließen, muß über die 
im Geſetz ($. 17 LUVG. 88. 19, 22) vorgefchriebenen 
Punkte Beftimmungen geben, bedarf endlich der Betätigung 
des Neichsverfiherungsamtes, gegen deſſen abweiſenden Be- 
Schein binnen 4 Wochen Relurs an den Bundesrat ala 
letztentſcheidende Inſtanz eröffnet if. Muß die Geneh- 
migung wieberholt verfagt werben, fo wird das Statut 
vom Neichsverfiherungsamt erlafien (UBG. 58. 16—20, 
LUDG. $. 24, BuVG. $. 20 Abf. 3, SUVG. 88. 24—26). 

Für jede Berufsgenofienfchaft, bezw. jede Sektion einer 
ſolchen ift fodann ein Schiedsgericht zu bilden (UNE. 
88. 46-50, LUVG. 88. 5054, BUBE. 8. 36, SUNG. 
88. 49—56), das als Berufungsinftanz über den 
Genoffenfhaftsvorftänden (f. oben S. 209, unten 
©. 224) fungiert. 2° Das Schiensgericht befteht aus einem 
ftändigen Vorfigenden, der von Staats wegen aus ver Zahl 
der unbeteiligten Staatsbeamten ernannt wird, Dazu vier Bei- 
figern, von denen zwei von der Genofjenfchaft, bezw. Sek⸗ 
tion, zwei von den Arbeitervertretern derfelben gewählt 
werden; zugleich werben in gleicher Form für Die fämtlichen 
Mitglieber auch Stellvertreter (für die verfiherten Seeleute 
8 für jedes Mitglied) ernannt. Die Wahlperiode ift vier- 


5 Mormalftatuten bat das | I, 647 ertlärt bie Schiebögerichte 
Reihöverfiherungsamt entwor- als „flaatlihe Organe”. Rofin 
fen und veröffentlicht. I, 728 fl. 

Mey 537 ff.; G. Meyer 
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jührig, jedoch fo, daß immer nach zwei Jahren die Hälfte 
der Mitglieder ausfcheidet (UBS. $. 47, LUVG. 5. 51 
Abt. 7); das Amt ift unentgeltliche Ehrenamt und kann 
nur aus denfelben Gründen abgelehnt werden wie eine 
Bormundfchaft; eventuell Tann die Übernahme durch Gelb- 
ftrafen bis zu 500 Marl erzwungen werden; die Arbeiter: 
vertreter erhalten Entſchädigung für den entgangenen Ar⸗ 
beitsverdienſt; im Rotfalle ift das Schiebsgericht durch die 
untere Verwaltungsbehörde zu befegen (UDO. 5. 48, 
ZUBE. 8. 53). Die Entſcheidung im Schiedsgericht er- 
folgt durch Stimmenmehrheit ;°” beichlußfähig ift Dasfelbe, 
wenn außer dem Vorſitzenden eine gleiche Zahl von Arbeit- 
gebern und Arbeitern, und zwar von jeber Kategorie min- 
deſtens einer, mitwirten. Das Schiedsgericht hat das Recht 
der Augenfcheingeinnahme und der eidlichen VBernehmung 
son Zeugen und Sadverftändigen (LUBG. $. 54, UVG. 
5 50). Die fämtliden Mitglieder und Stellvertreter 
wurben auf ihr Amt vereibigt (UVG. 8. 49). 

Als höchſte Inſtanz beiteht ſodann das Reichsver— 
fiherungsamt bezw. die Landesverſicherungs⸗ 
ämter.°? Das Reichsverſicherungsamt bat feinen Sig in 
Berlin und befteht aus mindeſtens drei ftändigen und adht 
nictftändigen Mitgliedern; erftere werden auf Vorfchlag 
bes Bundesrates vom Kaifer für Lebenszeit ernannt; von 
leßteren werben vier vom Bundesrat, zwei von den Ge- 


87 Äber dad ee Beil Kaiſ. Rorterb. U, 374 ff.; Bödiker 
V. v. 5. Aug. in Conrabs Hanbwörterbud) V, 
u. v. 18. Ron. 1887 gar. — — 407 Sr, im Arc. f. Hi 
Krk en in Arch. f. öff. TR Eu er 6 — 
; Laband 
sy, Beeliteinn. Stengelä as: — 1, 17. 
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nofienfhaftsvorftänden und zwei von den Arbeitervertretern 
gewählt für vier Jahre, für die Mitglieder find zugleich 
Stellvertreter zu wählen (UVG. $. 87, LUVG. $. 95). 
Im einzelnen Fall entſcheidet das Reichsverfiherungsamt 
in der Regel ala Kollegium von 5 Mitgliedern, darunter 
je ein Bertreter der Genoſſenſchaftsvorſtände und der Ar- 
beiter (UBG. $. 90). Dem Heichöverfiherungsamt lag 
zuvörberft die Durchführung der ganzen Organifation des 
Verſicherungsweſens nah Maßgabe der Reichsgeſetze ob; 
dauernd find dieſe Funktionen infofern, als Abänderungen 
der urfprüglichen Feſtſetzungen in Betracht fommen, und als 
folde der Beftätigung des Reichöverficherungsamtes bedürfen 
(UBS. 8. 20 Abf. 1). Weiterhin aber ift das Neiche- 
verfiherungsamt die Auffichtöbehörde für alle untergeorb- 
neten Organe (UVG. 88. 87. 88, LUVG. 88. 95—97, 
BuUVG. 8. 45, SUVG. $. 97) und bat als foldhe ins⸗ 
befondere die Befugnis, diefen Organen Dienftinftrultionen 
zu erteilen, fowie deren Gefchäftsführung in jeder Beziehung 
zu überwachen; zu lebterem Zweck ift ihm eine Straf- 
fompetenz bis 1000 Marl Gelvftrafe, insbefondere auch 
behufs Erfüllung der geſetzlichen und ftatutarifchen Bor- 
ſchriften durch die Inhaber der Genofienfchaftsämter (UVG. 
8. 89), eingeräumt (UVG. $. 88, LUBG. 88. 96, 97, 
SUVG. $. 99). Weiter bebürfen gewiſſe Amtshandlungen 
der unteren Organe der Genehmigung des Reichsverſiche⸗ 
rungsamtes. Ferner iſt dasſelbe Beſchwerde- und Rekurs⸗ 
inſtanzꝰꝰ nach Maßgabe zahlreicher ſpezialgeſetzlicher Vor⸗ 


v v. 5. Aug. 1885 (NGB. 225) 
89 Uber das PVerfahren Kaiſ. u. v. 13. Nov. 1887 (RGB. 528). 
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Schriften, beſonders auch über Rechte und Pflichten ber 
Genofjenichaftsämter, Gültigkeit der ftattgehabten Wahlen, 
Auslegung der Statuten (UVG. 8. 89). In Diefen 
Funktionen wird das Neichöverficherungsamt grundſätzlich 
ale Verwaltungsgericht zu betrachten fein und die einem 
folden zuftehende völlige Unabhängigkeit beanfpruchen 
müſſea; als Berwaltungsbehörbe unterfteht das Reichsver⸗ 
fiherungsamt dem Neichslanzler, bezw. dem Reichsamt des 
Innern und bat diefem den allgemeinen verwaltungsredht- 
lihen Dimftgehorfam zu leiften; die „Entſcheidungen“ des 
Reichsverficherungsamtes aber find endgültig, infomeit nicht 
in einzelnen Fällen Beſchwerde an den Bundesrat zugelaflen 
ift.9° Eine Nare und fihere Abgrenzung derjenigen Sphäre, 
in der dag Reichsverſicherungsamt felbftändig ift, von der⸗ 
jenigen, in welcher eine verwaltungsredtliche Unterordnung 
unter dad Neichgamt des Innern ftattfindet, ift noch nicht 
gewonnen. 

Die Landesverfiherungsämter (UVG. SS. 92, 
95) 2! beitehen entweder an Stelle des Reichsverſicherungs⸗ 
amtes oder neben dem lehteren. Die Landesverfiherungs- 
ämter ſetzen fi) zufammen aus brei fländigen und vier 
nictftändigen Mitgliedern; die Beitellung erfolgt analog 
wie beim Neichsverficherungsamt; ebenfo ift das Verfahren 
das gleihe (UVG. 8. 93). An Stelle des Reichöverjiche- 
rungsamtes find Landesverfiherungsämter nur 
in Bayern und Sadfen getreten; das Geſetz gewährt 
die Möglichkeit der Errichtung von folden zwar allen 


ee Landesrecht |. Laband 
 jiner die Aufgaben des 
Reihäverfiherungdgamted nad a gäband U, 288 ff. 
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Einzelftaaten für die induftriellen Berufsgenofjenichaften in 
unbeſchränkter Weiſe, da jebod die Zuftändigfeit eines 
LSandesverficherungsamtes fih nur auf das Gebiet des be- 
treffenden Einzelitantes beziehen kann, die meiften Berufs 
genofienichaften aber vom Bundesent ohne Nüdfiht auf Vie 
einzelftaatlidden Grenzen organifiert find, blieb thatſächlich 
nır für die beiden oben genannten Einzelftaaten die Mög- 
lichleit der Errichtung von Landesverfiherungsämtern. Diefe 
haben dieſelben gefeglichen Rechte und Pflichten wie das 
Reichsverficherungsamt. 

Neben dem Reichsverfiherungsamt beftehm Landes⸗ 
verficherungsämter für Die Berufsgenoflenfchaften der land- 
und foritwirtfchaftlihen Betriebe?? außer in Bayern und 
im Sadfen noh in Württemberg, Baden, Medlenburg- 
Schwerin, Mecklenburg⸗Strelitz, Heflen, Reuß ä. 2. Für 
dieſe Betriebe erfolgt die Abgrenzung der Berufögenofien- 
Thaften durch die Einzelftaaten. 

Bei Streitigleiten zwifchen einer Genofienfchaft, Die 
einem Landes⸗, und einer foldden, Die dem Reichäverfiherungs- 
ante unterfteht, ift ftet3 das letztere zuſtändig. Gewiſſe 
gefeglich genau beftimmte Funktionen werben in jedem alle 
wur vom Neichiverfiherungsamte ausgeübt (UVG. $. 92 
Abſ. 3, LUVG. $. 101 Abi. 2). 

Sowohl für die Schiedögerichte wie für die Neichö- 
und die Landesverfiherungsämter ift hinfichtlich der Beſezumg 
eine Vertretung der Arbeiter (UVG. SS. 41—45, 
BuVG. $. 35) vorgefhrieben. Die Zahl der Arbeiter- 
vertreter für jede Genoflenfchaft bezw. Sektion muß ebenfo 


” UVG. 85. 100, 101. 
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groß fein, wie bie Zahl der von den Arbeitgebern gewählten 
Borftanpsmitglieder (UBS. $. 41 Abf. 2); im ähnlicher 
Weiſe wird auch eine Arbeitervertretung für die fiskaliſchen 
Betriebe beftellt. Die Wahl erfolgt nad) einem vom Reichs⸗ 
verfiherungsamt erlaffenen Regulativ vom 26. Sept. 1885 9® 
durch die Borftände ver Orts⸗, Betrieb3- und Innungskranken⸗ 
kaſſen, ſowie der Knappichaftslafien, die im Bezirfe ver Ge- 
noſſenſchaft ihren Sit haben, für beftimmte Wahlkreiſe auf 
4 Sabre; alle 2 Jahre ſcheidet die Hälfte der Gemwählten aus; 
für jeden Vertreter find zwei Erſatzmänner zu mählen (UVG. 
8. 44). Yür die Seeleute, ſowie für die land⸗ und forft- 
wirtfchaftlihen Arbeiter ift die Wahl der Arbeitervertreter 
in anderer Weiſe normiert (LUNG. 88. 49, 51, 59, 95, 
SUVG. 88. 48, 51, 52, 97), da für dieſe Kategorien 
feine obligatorifhe Krantenverficherung beſteht. Wählber 
find männliche, großjährige, gegen Unfall verfiherte Kaſſen⸗ 
mitglieder, die in Betrieben der Genofjenfchaft befchäftigt 
find, fih im Bejit der bürgerlichen Ehrenrechte und der 
rechtlichen Dispofitionsfähigkeit über ihr Vermögen befinden 
(UBG. 8. 42; LUVG. 8. 49 Abi. 2). Die Arbeitervertreter 
wählen die Beiſitzer der Schiebögerichte, ferner die nicht: 
ſtändigen Mitglieder des Reichsverſicherunggamtes (UVG. 
8. 41). 

Den Organen der Reichsunfallverſicherung iſt geſetzlich 
die Rechtshilfe aller Behörden geſichert; auch ohne Requiſition 


lung vom 31. März; 1886 

“ Dazu für den Bereich der (TB. 76). 

geeub Heereöverwaltung vom: 9 Über ihre Teilnahme am 
. DE. 1885 (EB. ), der | Erlaß ber Unfallverbütungsvor- 

Heichäpoft- und Telegraphenver- | fhriften ſ. unten. 
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baben alle Behörden die Pflicht, jenen Organen alle wichtig 
ericheinenden Mitteilungen zu machen, ebenfo die Ver— 
fiherung3organe unter fih (UBE®. $. 101, LUVG. $. 121, 
ſ. auch die Spezialvorfhrift SUVG. 8. 66). 

IV. Den Anſpruch auf die geſetzlich geregelte 
Unfallfürforge?° haben die in den verſchiedenen Ber- 
fiherungsgefegen aufgeführten Arbeiterfategorien (f. oben 
©. 184 f.). 9 

Der gefetlih geficherte Anſpruch geht im Falle der 
Berlegung durch einen Betriebsunfall ?’ auf Erfag der 
Koften des Heilverfahbrens vom Beginn der 14. 
Woche ? ab und auf eine Leibrente für die Zeit der 
Erwerbsunfähigkeit, die Unfallrente (UVG. $. 5), im 
alle des Todes auf Erfag der Beerdigungstoften 


% Über Tod und Körpe De deutung dieſer Borfchrift f die 


legung Rofin I, 290 f. 
über Erwerböunfähi 9— 329 N 

” Für Seeleute ß dazu noch 
die im SUVG. g. 3 vorgeſehenen 
Erweiterungen. 

9" Der Begriff „Betriebsun⸗ 
fa“ ift in der Litteratur 
und en 1 ſchon viel- 
fa erörtert: Rofin IL, 
273 ff., derfelbe iin Arc. f. öff. 
Recht II, 291 ff.; PBiloty I, 
185 ff.; Seybel ‚ 8836 f.; 
Mandry 432 ff., ſowie mehr- 
fade Enid. d. Reichögerichts. 
Über die Anzeigepflit der Or- 

ane der Krankenverſicherung |. 

rVG. 8. 76b, c, d. 

‚ve Bis zu diefem Zeitpunkt 

t die Fürſorge den Kranken⸗ 
en ob, ſ. oben S. 199. Über 


fällen das 


;Bemerkung bei Bornhak 
4658. Auch nach der 13. Woche 
kann das Heilverfahren der 
Krankenkaſſe durch die Berufs⸗ 
RAR überlaffen werden. 
Abi. 8, KrVG. 8. 760 
— —8— SUBG. 8. 11 — bes 
ftimmt andererfeit8, daß bei Un- 
eilverfahren fofort 
von der erufsgenofienichaft 
übernommen werden fann. Für 
die nit unter das KrVG. 
fallenden Perſonen bat für die 
erften 13 Wochen der Betriebs⸗ 
unternehmer die durch das KrVG. 
vorgeſchriebenen zrafeun en zu 
maden, UB®. 8.5 Abf. 16. Bei 
land» und forjtwirtf chafilichen Ar⸗ 
beitern die Gemeinde, LUVG.8. 10, 
ebenſo bei Bauarbeitern u. See. 


vr weittragenbe praftifhe Bes | leuten BUBG. 8.7, SURG.$.10. 
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und auf eine den Hinterbliebenen zu bezahlende Unfall- 
Rente (UVG. 8. 6, ebenfo SUNG. 88. 9, 10, LUNG. 
88. 6, 7).2 Die erftgenannte Rente beträgt bei völliger 
Erwerbsunfähigkeit 66 ?/s des Arbeitsverbienftes bes letzten 
Arbeitsjahres (f. über die Berechnung UVG. 8. 3, ob. 8. 5, 
Abſ. 2—4, LUVG. 8. 3, vb. 8. 6 Abf. 2-4, SUVG. 
8. 6), bei teilmeifer Erwerbsunfähigkeit einen beſonders zu 
berechnenden Bruchteil dieſes Betrages; die Leibrente Der 
Hinterbliebenen beträgt für die Witwe bis zum Tode oder 
der Wieberverheiratung 20 Yo; im alle der Wieberver- 
heiratung erhält die Witwe den einfachen Betrag ihrer 
Sahresrente als Abfindung ; für jedes hinterbliebene vater- 
lofe Kind big zum vollendeten 15. Lebensjahre bei Lebzeiten 
der Mutter 15 %/o, nach dem Tode 20 9/0 des oben bezeichneten 
Arbeitsvervienftes, jedoch nie mehr ald 60 %/o desſelben; für 
Alcendenten, injofern der Höchſtbetrag der Rente nicht 
fhon von der Witwe und den Kindern beanſprucht wird, 
20/0 des Arbeitöverdienftes für die Zeit bis zum “Tode 
oder Wegfall der Bedürftigkeit, falls der Verunglüdte der 
einzige Ernährer diefer Afcendenten war. Für land» und 
forftwirtfchaftlide Arbeiter, die ihren Lohn herkömmlich 
ganz oder zum Teil in Naturalleiftungen befommen, kann 
durch Statut beftimmt werden, daß die Rente gleichfalls 
nad Verhältnis in diefer Form geleiftet werde (LUNG. 
$. 9). Bei Seeleuten ift der Anſpruch auf die Rente für 
Todesfall auh dann begründet, wenn das Schiff unter- 
gegangen oder verfchollen und feitbem ein Jahr verflofien 
ift (SsuVG. $. 14). Für Beerbigungsfoften wird das 


⸗ Weyl 358 ff.; Rofin I, 346 ff. 


220 Buch VIII. Das Gewerbewefen. 


Zwanzigfache des täglichen Arbeitäverbienftes, bei land⸗ und 
forftwirtfchaftlihen Arbeitern !ıs des Jahresarbeitsver⸗ 
dienftes, jedoch mindeſtens 30 Marl vergütet, bei Seeleuten 
in der Regel ?is des Monatsverdienſtes (SUDBE. $. 18). 
Iſt Unterftügung von anderer Seite, nämlich von Hilfs- 
ober Unterftübungslaflen, Gemeinden- oder Armenverbänden, 
geleitet worden — Die beftehenden Verpflichtungen dieſer 
Art werden vom Gefeh nicht berührt —, fo gebt der geſet⸗ 
liche Unfallverforgungsanfprud für die Höhe der geleifteten 
Unterſtüthzung auf jene Kaſſen oder Verbände über (UVG. 
8. 8, SUNG. $. 15). Dur Privatverträge kann Der 
geſetzlich geficherte Anſpruch nit zu Ungunften der Ber- 
fecherten verändert werden (UVG. $. 99). ft der Unfall 
durch den Verletzten vorſätzlich herbeigeführt, fo entfteht 
fein Anfprud aus dem Geſetz (UVG. 8. 5 Abi. 7, ZUBE. 
8. 5, SuVBG. $. 7 Abf. 2). 

V. Die großen finanziellen Leiftungen, melde durch Diefe 
gejetlichen Vorfchriften gefchaffen find, werden in erfter Linie 
duch Beiträge! der Mitglieder der Berufögenofienfcheft 
(UBE. $. 10) bewirkt, melde nach Abſchluß des Rechnungs 
jahres gemäß der von der Woftverwaltung aufgeftellten 
Liquidation auf die Mitglieder nah Maßgabe der geleifteten 
Entfchädigungen umgelegt werden ($$. 71—74) 101; dabei 
ift zugleich für die Dedung der Verwaltungsloften Yürforge 
zu treffen und gemäß ausbrüdlicher Vorſchrift des Geſetzes 


100 Weyl 419 ff.; Rofin J, 5 71, 72; gegen bie Feſt⸗ 
551 ff., fehr eingehend über gie ilung Tann iderſpruch beim 
verſchiedenen Syſteme der Be⸗ Vorſtand und weiterhin Be 
darfsfeſtſtellung. ſchwerde beim Reich Soretſig 

101 fiber das fehr !ompii iglerte rungsamt erhoben werden $ 
Berechnungsſyſtem | 
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($. 18) ein Refervefonds zu bilven; für leßteren Zweck 
werden Zufchläge von 300 Prozent abwärts zu den Ent» 
Tchädigungsbeiträgen für die Dauer von 11 Jahren erhoben 
und die Zinſen zugerechnet, bis der Rejervefonds die Höhe 
des doppelten Jahresbedarfs der Genoſſenſchaft erreicht hat; 
der Nefervefonds darf nur in dringenden Fällen mit Ge 
nehmigung bes Reichöverficherungsamtes angegriffen werben ; 
die Ergänzung bat nad) den Anordnungen derfelben Behörde 
ftattzufinden. Für die land- und forftwirtfchaftlichen Betriebe 
hängt die Bildung des Reſervefonds von landesgeſetzlicher 
oder ftatutarifher Beitimmung ab (LUVG. $. 17).1% 
Für die Umlegung und Einzahlung der Beiträge ift in eriter 
Linie der Landesgeſetzgebung die Befugnis der Aufltellung 
von Rechtsſätzen überlafien; für bie meiften Kategorien ber 
zu verfihernben Arbeiter gilt das Reichsrecht nur fubfibidr. 
Nach diefem fubfiviär geltenden Reichsrecht werben für bie 
induftriellen Betriebe Gefahrentlaffen aufgeftelt und 
ein Gefahrentarif normiert, 108 demgemäß die Beiträge 
nad) beftimmten Normativvorfchriften des Geſetzes in Prozent» 
fähen der den Arbeitern zu bezahlenden Löhne erhoben; 
ber Tarif bevarf der Genehmigung des Reichöverfiherungs- 
amtes und ift eventuell von diefem felbjt aufzuftellen; der⸗ 
felbe ift in beſtimmten Friften — erftmalig nad) zwei, dann 
immer nah 5 Jahren — zu revidieren. Nach den gleichen 
Grundfäten erfolgt Die Beitragsleiftung für Die Berfiherung 


108 S. auch BUVG. $. 13 für | Schriften über Gefahrenklafſen 
die Figdautern fBaeno enfcaft, und Ge 186,8. 85 a G. 8. 28, 
8. 17 Abi. 2 für die Verſiche analog SUR GeiR®, 
rungsanftalten; SUNG. 9188. Fk ums DOR 
für ! die _Seeberufögenofjen ef Oetahrentiaffen hängt vom Sta- 

8 Sehr eingehende Bor- 
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der Seeleute!%*, ebenfo für die land- und forftwirtfchaft- 
lichen Arbeiter, 105 jedoch mit der Maßgabe, daß bier nicht 
die wirklich gezahlten Löhne oder Gehälter — außer bie 
der Betriebsbeamten —, fondern eine Abſchätzung nad) 
Arbeitstagen für die einzelnen Betriebe zu Grunde ge- 
legt wird, daß die Einteilung in Gefahrenklaffen unter- 
bleiben darf, 19° und daß das ganze Verficherungsfyften mit 
der Staatd- oder Kommunalbefteuerung verbunden werben 
darf 107 (Erhebung der Beiträge durch die Gemeindebehörbe, 
Form der Zufhläge zu Staats- und Kommunalfteuern, 
Haftung der Gemeinde für Ausfälle). Grundfäglid anders 
ift das reichörechtlich geordnete Verfahren für Feititellung 
der Verficherungsbeiträge nah dem G. v. 11. Juli 1887 
für Bauarbeiter der Tiefbauberufsgenofienfchaft, das og. 
Kapitaldeckungsſyſtem, wonach die im Laufe eines 
Jahres zu bezahlenden Renten in Kapital zu berechnen und 
darnad die Beiträge in vierteljährlihen Raten, zunächſt 
vorfhußmeife mit Zufchlägen für den Nefervefonds, zu er- 
heben find ;108 wieder anders ift die Beitragspflicht geordnet 
für die bei „Verſicherungsanſtalten“ verficherten Bauarbeiter, 
indem bier fefte, im voraus bemefjene Prämien nad Maß- 
gabe eines gefeßlih regulierten PBrämientarifes 1% 
erhoben werden (BURG. 88. 21, 22—29); für Bau- 


1% SUVG. 88. 18, 79 ff.; |nehmigung des Neichäverfiche- 
über Zuſchläge und Na Läffe rungsamteg erforderlich. 
für einzelne a ⸗ .89, G. 88. 15, 16, 88, 


einggine 3 Reifen 8 

ss. 80-82, 108 BURG, . 10, dazu Bel. 
anders es Bin "Betriebd- |d. NY. v. 2. Januar 1889 
beamte —3 (EB. 453). 
G. % 55 Abf. 6, Ge-| 19 CHI. 1893, 338. 
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arbeiten unter 6 Tagen endlich ift die Verfiherung den 
Gemeinden überwiefen, welde biefür Gemeindeabgaben 
— allerdings beſonders zu bezeichnende — erheben (BUVG. 
88. 21b; 30 - 34). !10 

VI Für Feftftellung und Auszahlung der 
Entfhädigung!!! im einzelnen Yalle giebt das Geſetz 
ein genau geordnetes Verfahren (85. 51—77).112 Zuerit 
hat gemäß dem vom Neichöverficherungsamt feitgejtellten 
Formulare binnen 2 Tagen durch den Betriebsunternehmer 
oder Betriebsleiter die Anzeige!!? des Unfalla bei der 
Drtspolizeibehörde zu gefchehen, bei fisfalifchen Betrieben 
bei der vorgefegten Dienftbehörde, für Seeleute beim See- 
manndamte, welche Behörden ein amtliches Unfallverzeichnis 
zu führen haben (UVG. 8.51, 52; f. auch AusdG. 8. 13, 
LUG. 8. 56, SUVG. 88. 57, 58, 60); die Ortöpolizei- 
bezw. Dienftbehörde ordnet daraufhin, falls Durch den Unfall 
eine Tötung oder Körperverlegung, die vorausſichtlich Er- 
werböunfähigfeit von mehr als 13 Wochen zur Folge hat, 
verurſacht ift, eine Unterfuhung über den Unfall an, 
durch welche die gefelich vorgefchriebenen Punkte feftauftellen 
(UBG. 8. 58, SUVG. $. 61) und zu der die Beteiligten, 
eventuell auch beſondere Sachverftändige, beizuziehen find 
(UBG. 8. 54). 114 Daraufhin erfolgt die Feſtſetzung 


110 S. dazu ud 8. 41 über | der Organe der Kranienverfiche- 
die un erenung um Erhebung. rung |. KrBG. $. 7 


11 Weyl f-; Mandıry| 1 Für bie Ueterhuhun von 

438 f. nfällen im Ausland }. bie 

18 S. Sie aus mad. befonbiten Vorſchriften SUNG. 

Ss 55 ff., 8. 37 ff.,|88. 62, 63; eine Berflarung ge 

UB® a mäß SGB. Art. 490 ff. Fi gt 
Uber Anzeigepflicht auch ($. 64, ſ. auch 8. 6 
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der Entfhädigung ober die Abmeifung bes Ent- 
ſchädigungsanſpruches durch den Vorftand der Genoſſenſchaft 
ober der Seltion, bezw. die hiezu berufene Staatsbehörbe 
vermittelt fchriftlichen Befcheides. 11° Bei weſentlich ver- 
änberten Berhältnifien ift fpätere Abänderung der Entſcheidung 
geſetzlich zugelaſſen (UVG. $. 65, LUVG. $. 70, SUVG. 
F. 78). Gegen dieſen Beſcheid kann binnen vier Wochen 
präkluſiver Friſt ohne aufſchiebende Wirkung Berufung 
an das Schiedsgericht eingelegt werden (UVG. 8. 62, 
ZUBE. 8. 67, SUVG. 88. 70, 71); das Schiedsgericht 
iſt befugt zu Augenſcheinseinnahme und örtlicher Vernehmung 
von Zeugen und Sachverſtändigen; das Verfahren ift durch 
faiferlicde, mit Zuftimmung ber Bundesrates erlafiene Ver⸗ 
ordnung geregelt ; die Entfcheidung ift den Beteiligten, dem 
Berufenden und dem Genofjenfchaftsvorftand , zuauftellen. 
Gegen die Entfcheivung des Schiedsgerichtes Tann binnen 
vier Wochen ohne auffchiebende Wirkung von den Beteiligten 
Rekurs andasReichs-oderLandesverſicherungs— 
amt eingelegt werden (UVG. 8. 63, LUVG. 8. 68); nur 
in gewiſſen, geſetzlich beſtimmten geringeren Fällen iſt die 
Entſcheidung des Schiedsgerichtes endgültig; die Entſcheidung 
des Reichs⸗ oder Landesverficherungsamtes hat unter Zu⸗ 
ziehbung von zwei zum Richteramt qualifizierten Perſonen zu 
erfolgen; das Verfahren beim Neichöverficherungsamt iſt 
durch Taiferlihe, unter Zuftimmung des Bundesrates er- 
lafjene, dasjenige der Yandesverficherungsämter durch einzel- 
115 ier 2 Linn 
ac reine ehe 1 Benkehn T uRoeT 0 
in den dass. . dazu Abi. 2, LUG. $ 68 Abſ. 2, 
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ftaatliche Verordnungen geregelt. Der Rechtsweg bei 
den Civilgerichten ift über Die Feftftellung der 
Entſchädigung nad Eriftenz und Höhe des An- 
ſpruchs ausgeſchloſſen. 7 

Die Entſchädigung iſt, inſoweit Kur⸗ und Beerdigungs⸗ 
koſten in Frage ſtehen, binnen 8 Tagen nach der Feſtſtellung, 
infoweit es fih um Renten handelt, monatlid im voraus 
zu bezahlen (UVG. $. 66, LUVG. 8.71, SUVG. 8.74); 
die Entfhädigungsforderungen können nicht ge= ober ver» 
pfändet oder auf dritte übertragen werben. 118 Die Auszahlung 
ift auf Anweiſung des Genofjenfchaftsvoritandes durch das 
Poftamt des Unfallvomiziles, bei Seeleuten des Heimats⸗ 
hafens ihres Schiffes vorfhußweife zu bewirken; zwiſchen 
der Boftverwaltung und den Genoſſenſchafts— 
pvorftänden bat fodann gemäß den im Gefet 
gegebenen Borfhriften die Abrechnung zu er- 
Folgen (UVG. 88. 69, 70, 75, LUVG. 88. 74, 75, 
84, BUBG. 88. 40-42, SUNG. 88. 77—79, 87). 
Dem Berechtigten wird nach rechtöfräftig gemorbener Feſt⸗ 
ſtellung ber Entſchädigung ein zugleich die mit der Zahlung 
beauftragte Poftanftalt bezeichnender Berehtigung3- 
ſchein ausgeftellt (UB®. $. 64, LUNG. $. 69, SUNG. 
8. 72). 

VII. Neben den Statuten Tönnen die induftriellen Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaften noch befondere Unfallverhbütungs- 
vorſchriften (UVG. 88. 78—86, LUVG. 85, 87—94, 


117 Bol, Entf. des RE. in jedod der „ge zerungen nad 
Givilfahen XIX, 67, XXI, 7 17 8. 749 Abſ. 4; ebenfo 


8. 8. 78, SUVG. 8. 7 
118 AIG. 8. 68, vorbehaltlich 
Horn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 15 
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BUVG. $. 44, SUVG. $. 90) erlaflen, ſei es für den 
ganzen Bezirk, fei es für einzelne Teile desfelben, ſei es 
für alle Betriebe der Genofienfchaft, fei es für einzelne 
derfelben. 119% Diefe Vorſchriften können fich beziehen ſowohl 
auf die Mitgliever der Genofjenfchaft bezüglich der von 
ihnen zur Verhütung von Unfällen zu treffenden Einrich⸗ 
tungen als auf die derfelben angehörigen Arbeiter bezüglich 
des von ihnen zu beobachtenden Verhaltens; bei Bau⸗ 
genoſſenſchaften können die Borfchriften und demgemäß auch 
die Aufſicht über die Betriebe auch auf Nichtmitglieder 
ausgedehnt werden (BUVG. 8. 44 3. 1—3); bei den 
land» und forftwirtfchaftlichen, fomwie bei der See-Berufs- 
genoſſenſchaft können die Vorfchriften fi nur auf die Mit- 
glieder, nicht auf die Arbeiter beziehen; für die fisfalifchen 
Betriebe gelten ſolche genoſſenſchaftliche Vorfchriften grund- 
fäslich nicht, wohl aber können für ſolche befondere Vorjchriften 
diefer Art erlafien werben, die, falls fie Strafvorfchriften 
enthalten, drei Arbeitervertretern vorher zur gutachtlichen 
Äußerung vorzulegen find (AusdG. $. 9). — Zuftändig 
zum. Erlaß folder Vorfchriften find die Vorftände, jedoch 
müſſen bei den: induftriellen Berufsgenoſſenſchaften und ebenſo 
bei der See-Berufsgenofienfhaft zwei Arbeitervertreter mit 
vollem Stimmrecht beigezogen werben (UVG. $. 79, SUVG. 
8. 91); Rechtskraft gewinnen diefe Vorfchriften durch die 
Beitätigung von feiten des Neichöverficherungsamtes (UVG. 
8. 78 Abf. 2, LUVG. 8. 87 Abf. 3, SUBE. 8. 91). 
Der Rechtscharakter diefer Unfallverhütungsvorfcriften ift 
beftritten; auch fie beruhen wie die Statuten auf der Rechts⸗ 


119 Weyl 604 ff.; Seydel V, 328 ff. 
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grundlage der Autonomie und haben nidyt den Charaliter 
von ftaatlichem Recht; demgemäß ift auch die Rechtsfolge 
der Verlegung diefer Vorſchriften in Bezug auf die von 
ven Mitgliedern zu erlafienden Einrichtungen nur eine Er- 
höhung der Leiftungspflicht gegenüber der Genofjenfchaft, 
fei es duch Verfehung in eine höhere Gefahrenklaffe, fei 
ed durch Erhöhung der Beiträge (UDO. 8. 78 Abf. 1 
3. 1, UVG. $. 87, SUVG. $. 90); eventuell Tann die 
Berletung der Vorſchriften noch eine civilrechtliche Haftung 
für gemachte Aufwendungen gegenüber der Genoſſenſchaft 
oder einer Krankenkaſſe begründen. Inſoweit die Unfall- 
verficherungsvorjchriften fich auf die Arbeiter beziehen, bilden 
fie ebenfo wie die Fabrikordnungen einen Beitandteil des 
Arbeitävertrages, deſſen Berlekung eine Konventionalitrafe 
bis zu ſechs Mark nah fih zieht (UNS. $. 78 Abſ. 1 
3. 2).120 Gegen die Straffeſtſetzung ift Beſchwerde an das 
Reichsverſicherungsamt bezw. die vorgeſetzte Auffichtsbehörbe 
geitattet (UBG. 8. 80, SUVG. $. 92). Die Befolgung 
der Unfallverhütungsvorfchriften können die Genoſſenſchaften 
durch befonders beauftragte Perfonen überwachen, denen 
unter Wahrung des Fabrikgeheimnifjes und der Geſchäfts— 
interefien der Zutritt zu den Betriebzftätten und die Ein- 
fit in die Aften geftattet werben muß, eventuell unter 
Anwendung von Geldftrafn bis 300 ME. (UVG. 
88. 82—86; S. dazu ud KrVG. 88. 76a, 76d, 
UBS. $. 90 ff. SURVE. 88. 95-96). 


1290 9, A. Labant U, 283 | u ber Streitfrage auch Seybel, 
{„Disziplinargemalt”, „Dibgipti- Bapı. StR. V, 328, Rofin L 
narftrafen‘); ©. Meyer Ir — im Arch. f. öff. 

65578 erflärt Die —ã | 
für Bolizeiverordnungen gl. 
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- VIHO. Betrieböunternehmer, Berollmächtigte, Aufſeher, 
welche den Unfall vorfäglich herbeigeführt haben, find haft- 
bar. 127 Iſt die Verſchuldung durch ftrafgerichtliches Urteil 
feftgeftellt,, fo Tann civilrechtlich nach dem Haftpflichtgefeß 
Schadenserſatz begehrt werben, infoweit diefer Erfah Die 
auf Grund des Iinfallverf.G. zu leiftende Entſchädigung 
überfteigt. Außerdem geht in diefem Falle der Anfprud) 
gegen jene Perfonen bis zur Höhe der nach dem Kranken⸗ 
und Unfallverf.G. zu machenden Leiftuugen auf die Kaflen 
bezw. Genoffenfchaften über, welche dieſe Leiftungen gemacht 
haben (UBS. 88. 95, 96, LuUVG. 88. 116, 117, 
SUVG. 88. 109, 110). Analog beftimmt fich die Haft. 
pflicht dritter, die vorfäßlich oder durch Verſchulden einen 
Unfall verurfacdht haben (UVG. 8.98, 2LUBG.$.119, SUVG. 
$. 112 Abf. 2). 

Gemeinden und Armenverbände, ſowie andere Kaſſen, 
melde eine ihnen obliegende Unterftüßungspfliht erfüllen, 
erwerben bis zur Höhe der von ihnen geleifteten Unter- 
ftüßung den dur die Unfallverficherungsgefeße gegebenen 
Anfpruh (UVG. 8. 8, LUVG. $. 11). Streitigkeiten hier- 
über find nah 8. 12 zu entfcheiden. 122 


IV. Die Imalidifäfs- und Altersverſicherung. 1% 

I. Neben der Kranken⸗ und Unfallverforgung hat dann 
endlich die deutſche Neichögejeßgebung noch für große 
Kategorien von Arbeitern in der Art geforgt, daß ein 


121 Laband II, 263; Weyl Wörterb. I, 681 ff., Erg. Bd. I, 
409; Mandry 497 f. 52 ff., derfelbe in Conrads Hand⸗ 
18 Mandry 441 über ben | wörterb. Bo. IV, 598 ff.; La⸗ 
"mfang bes durch $. 8 begrün- | band II, 2938 ff.; ©. Meyer 
'en egeebanfpruges, I, 657 ff.; Weyl 615 ff.; zaͤhl⸗ 
* 9. Woedtke in Stengels | reiche Kommentare. 
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gefeglicher Anſpruch auf eine Alters- bezw. Invaliden- 
rente anerfannt wurde, der doch nicht etwa einen privat- 
rechtlichen Leibrentencharakter trägt, fondern dem öffentlichen 
Recht des Staates angehört. Die Grundlage des Anfpruches 
bildet nicht ein Verfiherungsvertrag, [ondern das vom 
Gefet genau umfchriebene Arbeitsverhältnis, die 
Teilnahme an der nationalen wirtfchaftlihen Arbeit und 
Produktion (Laband), auf Grund deſſen einen Berforgungs- 
anfpruch zu geben der Staat als ein Gebot des Stants- 
wohles und öffentlihen Intereſſes anerfannt hat. Die 
Mittel hiefür werden aufgebraht vom Reich, den Arbeit- 
gebern und den Arbeitern jelbft, den „Berfiherten” (IVG. 
8. 19). Daß auch die Arbeiter felbft Beiträge zu zahlen 
haben, ändert an dem öffentlich» rechtlichen Charakter der 
Einridtung nichts, der inäbefondere darin zum Ausdruck 
Iommt, daß der Eintritt in das Berficherungsverhältnis 
nicht freiwillig ift, fondern unter beftimmten Vorausfegungen 
kraft Gefeßes erfolgt, ferner daß die Rechte und Pflichten 
aus dem Verhältnis durch das Staatsgeſetz ein- für allemal 
feftgeftellt find. Durch Geldzahlung allein fann der An- 
fpruh nicht begründet werden, fondern nur durch Gelb- 
zahlung auf Grund eines inländifhen Arbeits- 
verhältniffes; es handelt fih aljo bier um eine 
Analogie der Benfionierung von Beamten. Über die für diefen 
Anfprud in Betracht kommenden Perſonen ſ. oben S.188 f. 

DO. Träger diefer Verſicherungspflicht find befondere 
Berfiherungsanftalten ($. 41 ff.), i20 die als felb- 
ftändige juriftifche Perfonen anerkannt find. Die Bildung 


124 Weyl 751 ff. 
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derfelben erfolgt durch die Einzelftaaten, in der Regel im 
Anlehnung an einen höheren Kommunalverband; mehrere 
Heine Einzelftaaten können ſich zu einer Verfiderungsanftakt 
zufammenfcließen; ebenfo können mehrere Berfiherungs- 
anftalten einen Rüdverfiherung&verband bilden ($. 65). 13% 
Daneben find „befondere Kaffeneinrichtungen” vorbehalten, 
melde IVG. 8. 5 eingehend behandelt; durch bie 
felben muß „eine den reichögefeglich vorgejehenen Zeiftun- 
gen gleichwertige Fürforge gefichert”" fein; fie bebürfen 
der formellen Genehmigung des Bundesrates und er- 
halten daraufhin den geſetzlichen Reichszuſchuß, inſoweit 
es fib um Renten handelt, die auch nah dem Reichs⸗ 
geſetz zu leiften wären, vgl. auch 8. 9%. Die Er 
richtung bebarf der Genehmigung des Bundesrates. 12° Für 
jede Anftalt ift ein Statut (88. 54, 56) zu errichten, 
das über die gefeglich bezeichneten Punkte Vorfchriften ent⸗ 
halten muß und der Genehmigung der Reichs- bezw. der 
Zandesverficherungsämter bedarf. Außerdem können die Ver- 
fiherungsanftalten behufs Durchführung des Gefetes Kontroll- 
vorſchriften mit Strafandrohung gegen die Arbeitgeber bis 
zu 100 Mark erlafien; dieſelben bebürfen gleichfalls der 
Genehmigung des Reichöverfiherungsamtes, das nötigenfalls 
auch felbft ſolche Vorfchriften erlafien kann (SS. 126—128). 
Das Vermögen der Anftalt darf nur zu deren Zwecken 
verwendet werben ;?27 fomweit dasfelbe zur Dedung der 
Berbindlichkeiten nicht zureicht,, hat zunnädjft der Kommunal- 

108 1890, 53; für Preußen Brau- 


falten 55 66-69. talien f. IB®. $. 129 ob. 1BG. 
136 S. das Perzeihnis CBl. g. 76. 
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verband einzutreten, für den die Anftalt errichtet ift, eventuell 
der Einzelftaat jelbft ($. 44). Die Verwaltung erfolgt durch 
einen Borftand (88. 46, 47, 54), der als Behörde an- 
erfannt ift, und deſſen Mitglieder Staats⸗ oder Kommunal- 
beamte find. Dem Borftand zur Seite fteht ein Aus- 
ſchuß (88. 48-50, 58), der aus mindeſtens je 5 
Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeiter befteht. Die 
Wahl erfolgt auf 5 Jahre durch die im Bezirk vorhandenen 
Kranken⸗, Knappſchafts⸗ und Seemannsfaflen nad Maßgabe 
der von den Einzelftanten zu erlafienden Wahlordnung; 
der Ausſchuß hat dad Statut der Anftalt zu errichten und 
die ihm gefetlih und ftatutarifch zugewiejenen Funktionen 
wahrzunehmen ($. 55). Außerdem kann und unter gewiflen 
Borausfegungen muß ein Aufſichtsrat ($. 51 Abf. 1 
u. 2) gebildet werden, dem in erfter Linie die Überwachung 
der Gefhäftsführung des Vorftandes obliegt. Endlich werden 
noch örtlide VBertrauensmänner ($. 51 Abf. 8) 
aus dem Kreife der Arbeitgeber mie der Arbeiter beftellt. 
Für den Bezirt jeder Verfiherungsanftalt wird durch Die 
Einzelftaaten ein Schiedsgericht (8. 70 ff.) beftellt, 128 
deſſen Vorſitzender Staatsbeamter fein muß; die Beiſttzer 
find zu gleicher Zahl aus den Arbeitgebern und den Arbeitern 
vom Ausfhuß der Berfiherungsanftalt auf 5 Jahre zu 
wählen. Als Reviſions- und Auffichtsinftanz fungiert 
endlih das Reihsverfiderungsamt (88. 131 ff.) 
in der Befegung von 2 ftändigen und 2 nichtftändigen 
Mitgliedern, von denen einer Arbeitgeber, einer Arbeiter fein 
muß, für Reviſionsſachen und vermögensrechtliche Fragen unter 
Zuziehung von mindeſtens einem Richterbeamten (8. 133). 


128 fiber das Verfahren KB. v. 1. Dez. 1890 (RGB. 193). 
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Dberfte Inſtanz ift der Bundesrat, dem eine Reihe 
von Funktionen durch bejondere Geſetzesvorſchrift übertragen 
find (88. 2, 3, 5, 7, 34, 42, 56, 129 u. a. m.). 

Die gemäß dem Unfallverficherungsgefege dem Reichsver⸗ 
fiherungsamt beigegebenen Vertreter der Arbeitgeber und Ar⸗ 
beiter fungieren ebenfo in Sachen des Alters- und Invali- 
ditätöverficherungsgefeßes ($. 133 Abf. 2). In Bezug auf Orga⸗ 
nifation und Verwaltung der Verficherungsanftalten hat dag 
Reichsverficherungsamt nur die ihm ausdrüdlich Durch das Geſetz 
zugewieſenen Befugniffe ; alle Berfiherungsanitalten unterliegen 
behufs der Erfüllung ihrer gefelichen und ftatutarifchen Ver⸗ 
pflihtungenderdauerndenBeauffihtigungdburdda8 
Reichsverſicherungsamt, die in jeder geeignet ſcheinen⸗ 
den Weife durch Prüfung der Gefchäftsführung, Akteneinſicht 2c. 
geltend gemacht werden kann, eventuell durch das Zwangs⸗ 
mittel von Geldftrafen bi3 zu 1000 Mark ($. 181).1%9 
Endlih aber und hauptſächlich ift dag Reichsverſiche— 
rungsamt Verwaltungsgericht: 1. als Reviftons- 
inftanz über den Schiedsgerichten, 2. ala höhere Inftanz über 
dem Rechnungsbureau (f. unten ©. 240), 3. ald Beſchwerde⸗ 
inftanz gegen Strafverfügungen der Verfiherungsanftalten 
oder der Borfitenden der Schiedögeridte, 4. als erfte 
Inſtanz bei Streitigkeiten über Rechte und Pflichten der 
Anftaltsorgane wie ihrer Mitglieder, über den inhalt von 
Statuten und die Gültigkeit von Wahlen, 5. ſubſidiär bei 
Gtreitigfeiten über die Bermögensauseinanderfegung zwijchen 


189 UÜber Die Wahrung des Be- | Gefängnis bis zu 3 Monaten |. 
triebgeheimnifled durch Straf: | IB. $. 152; eventuell noch 
anbrobung bis 1500 Mt. oder | höhere Strafe nach $. 153. 
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Berfiderungsanftalten in Fällen der Veränderung des Be- 
ftandes. Für Sachen der Alters- und Invalibenverforgung 
beftebt im Reichöverficherungsamt eine befondere Abteilung. 18° 

Die Erridtung von Landesverfiherungsämtern fieht 
Das Invaliditäts- und Alteröverficherungsgefeg nicht vor. 
Wo aber auf Grund der Unfallverfiherungsgefeße folche 
errichtet find, dürfen fie auch die durch das Gejeh dem 
Neichöverficherungsamt über die Berficherungsanftalten zu- 
gewiefenen Auffichts- und VBerwaltungsfunftionen ausüben, 
infoweit der Bezirk der Berfiherungsanftalt die Grenzen 
des Cinzelftantes nicht überfchreitet ($. 134). Das ift der 
Fall in Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Hefjen. 181 
Die vermwaltungsgerihtlihen Funktionen da- 
gegen verbleiben ausfhließlih dem Reichs— 
verfiderungsamt. 

Die eigentliche Verwaltung der Alter3- und Invaliden⸗ 
verforgung ift fomit auf Grundlage der ausschließlich vom 
Reich erlaffenen Geſetzgebung in Selbftverwaltung der Einzel- 
ftaaten gegeben. 12? Die Berficherungsanftalten haben den 
Charakter einzelſtaatlicher Staats⸗ oder Kommunalbehörben. 
Die unteren Verwaltungsbehörden der Einzelftaaten haben 
demgemäß auch eine weitreichende Zuftändigfeit; alle Streitig- 
feiten über Verſicherungspflicht, Lohnklaſſen, Spezialtarife, 
Mitgliedfchaft einer Anftalt 2c. entfcheiden fie teils definitiv, 
teil® mit Beſchwerde an die höhere Berwaltungsbehörde 
(88. 122—125). 


180 2%. v. 20. Dezember 1830| 122 ©. dazu für Preußen die 
(RGB. 209) Über die Formen | Anweifung v. 20. Febr. 1890 
des Verfahrens auf Grund von bei Brauchitſch V, 771 ff., v. 
IVG. 8. 133 Abſ. 8. 17. März 1890 ebenda 784 ff., 

181 LCaband II, 3151. ıv. 26. Juni 1890 ebenda 787 ff. 
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Die VBerfiherungsanftalten find einer dauernden Staats⸗ 
aufficht unterftellt; zu dieſem Zweck wird für jeden Bezirk 
einer Anitalt von der Landesregierung im Einvernehmen 
mit dem Reichskanzler ein Kommiffar ($. 63) beftellt, 
der an allen Sigungen und Berhandlungen teilnehmen, 
alle Alten einjehen und gegen Entſcheidungen der Schieds⸗ 
gerichte, welche die Erwerbaunfähigfeit an» oder eine Rente 
zuerfennen, die zuläffigen Rechtsmittel einlegen farm; für 
diefe Kommiſſare kann der Bundesrat Dienftanweifungen 
geben ($. 63 Abſ. 3). Alle Behörden find verpflichtet, den 
Berfiherungsorganen die erforderliche Rechtshilfe zu leiften 
($. 141). Arbeitgeber wie Arbeiter find verpflichtet, den 
Organen und Behörden der Verſicherung alle erforderliche 
Auskunft zu geben, Einfiht in die Bücher zu gewähren, 
Duittungsfarten vorzulegen; biefür find Gelbitrafen bis zu 
300 ME. der unteren Verwaltungsbehörde ala Zwangs⸗ 
mittel geftattet (8. 126 Abf. 2). 

I. Der Anfprud auf Invalidenrente (IVG. 
8.9 ff.) 188 entfteht durch Eintritt dauernder Ermwerbs- 
unfähigleit, auf Altersrente dur das vollendete 70. 
Lebensjahr, vorausgeſetzt, daß die gefeglichen Vorausſetzungen, 
insbeſondere durch Zahlung der gefetlichen Beiträge, erfüllt 
find. Der Begriff der „Erwerbsunfähigkeit“ ift im Gefeß 
(8. 9 Abf. 3) rechneriſch genau beftimmt; unter gewiſſen 
Vorausfegungen gewährt das Geſetz Invalidenrente auch 
dann, wenn die Erwerbsunfähigfeit nicht dauernd ift ($. 10). 
Die Invalidenrente jet fi zufammen a) aus einem Grund- 
beitrag von 60, b) einem Reichszuſchuß von 50 Marf, 


183 Weyl 641 ff. 
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ce) aus einem Zufchlag, Der ſich nad der Zeit der Beitrags 
wochen und der LZohnflafien beftimmt. Land⸗ und forft- 
wirtfchaftliche Arbeiter fönnen die Rente zu ?/s in Naturalien 
erhalten ; für Ausländer kann dieſelbe Tapitalifiert werben; 
hört die Erwerbsunfähigkeit auf, fo Tann die Rente ent- 
zogen werben; iſt die Erwerbsunfähigkeit vorſätzlich oder 
bei Begehung eines gerichtlich feitgeftellten Verbrechens oder 
durch Nichtbefolgung der zur Heilung angeordneten Maß- 
regeln verurjacht, fo fällt der Anfprud weg (88. 11, 12 
Abſ. 4). — Die Altersrente befteht aus 50 Mt. Reichs⸗ 
zufhuß und dem nach der Zahl der Beitraggmodhen und 
nad der Lohnflaffe zu berechnenden Betrage (IVG. 85. 25, 
28 Abf. 2, 26); mehr als 1410 Beitragswochen werden 
jedoch nicht angerechnet; die Rente ift in monatlichen Be— 
teägen durch die Poftanftalten voraus zu bezahlen; fie Tann 
nicht übertragen, ge= oder verpfändet werben, vorbehaltlich 
nur die Fälle CivpO. 8. 789 Abf. 4 und die Forde⸗ 
rımgen der erfahberechtigten Gemeinden und Armenver- 
bände (8. 40). 

Unter bejtimmten, im Gefeb bezeichneten Borausfegungen 
ruht die Rente, insbefondere bei Bezug von Unfallrente; 
die Altersrente fällt weg, wenn Invalidenrente zuerfannt 
ift ($. 29 Abf. 2); die gejeglichen Anfprüche auf Kranken⸗, 18⸗ 
Unfall-, Urmenverforgung bleiben grundfäglic unberührt, 125 
ebenſo gejegliche, ftatutarifche oder vertraggmäßige Anfprüche 
anderer Art, doch bat in einigen Punkten das Geſetz das 
Berhältnis zwifchen den verfchievenen Ansprüchen in beſonderer 
Weife reguliert (85. 35—88); gefehliche Anſprüche auf 


184 fiber das Jerhautnis zum| 185 Laband II, 805; Weyl 
KB. f. IVG. 8. 1 | 697. 
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Schadenserfag wegen der verurfachten Invalidität gehen 
auf die Berficherungsanftalt über bis zum Betrag der von 
diefer zu bezablenden Rente ($. 39); gewiſſe Kafjen können 
um den Betrag der Rente ihre Leitung fürzen ; insbeſondere 
wird, falls ein gefeglicher Anſpruch auf Unfallvente bejteht, 
die Invalidenrente nur infoweit gewährt, als fie jene über- 
fteigt (SBG. 8. 9 Abf. 2, Berechnung nad $. 76 ff.). 
Wo herkömmlich der Lohn für land- und forftwirtfchaftliche 
Arbeiter in Naturalbezügen befteht, kann dies durch 
Kommunalftatut auch für Die Rente — ganz ober zum 
Teil — angeordnet werben (IVG. 8. 13). 

Der Anſpruch auf Rente ift bei der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde, für Seeleute dem Seemannsamt des Heimatshafens 
(8. 176 Abſ. 2 u. 3) anzumelden (8. 75 ff.); dieſe Behörbe 
hat das Altenmaterial jo vollitändig als möglich zu bes 
ſchaffen und dasjelbe ſodann derjenigen Berfiherungsanftalt 
in Borlage zu bringen, an melde zulegt Beiträge bezahlt 
wurden. Der Vorſtand hat nah Prüfung der Sache 
die Entfheidung durch ſchriftlichen Beſcheid zu 
geben, fei e3, daß der Anfpruc abgelehnt, ſei es, daß in 
Anerkennung desſelben die Höhe der Rente feitgeftellt wird; 
Abfchrift dieſes Beſcheides ift dem Staatskommiſſar zuzu- 
jtellen. 18° 

Gegen die Entſcheidung kann Berufung an das 
Schiedsgericht ($. 77) ergriffen werden; von hier aus 
haben beide Teile und, falls eine Rente zuerkannt ift, auch 
der Staatskommiſſar das Rechtsmittel der Revifion($. 79) 


186 per das Verhältnis von | bei diefer Feftftellung f. 8. 76. 
Unfallrente und Invalidenrente 
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an das Reihöverfiderungsamt, jedoch nur wegen 
Verlegung des beftehenven Rechts oder mefentliher Mängel 
des Verfahrens oder Verftößen gegen den weſentlichen Inhalt 
der Alten. Ein abgelehnter Antrag auf Invalidenrente 
darf binnen desſelben Jahres nicht wiederholt werden, es 
fei denn auf Grund glaubhafter Beſcheinigung der inzwifchen 
eingetretenen dauernden Ermwerböunfähigfeit ($. 84). Über 
die feftgeftellte Rente erhält der Berechtigte einen Beredti- 
gungsſchein mit Angabe der Poftanftalt, welche mit 
Auszahlung der Rente beauftragt ift ($. 36). 

IV. Vorausfegung für den geſetzlichen Anfpruh auf 
Alter3- und Invalidenrente ift die Zahlung der gefetlichen 
Beiträge innerhalb einer gefeglich beftimmten Minveft- 
zeit; 187 Die Entrichtung hat wöchentlich zu gefchehen, und 
zwar zur Hälfte zu Laſten des Arbeitgebers, zur Hälfte des 
Arbeiters (IJVG. 88.19, 100); erfterer hat den Gefamt- 
beitrag auszulegen und kann die Arbeiterhälfte bei der Lohn⸗ 
zahlung in Abrechnung bringen ($. 109); die Form der 
Zahlung ift Eintlebung von Marten in eine 
Duittungsfarte ($. 101);188 die Marken find von 
den Poftanftalten zu beziehen (8. 99 Abf. 2). Doc bat 
das Geſetz für gewiſſe befondere Verhältniffe noch befondere 
Borfchriften hHinfihtlih der Beitragszahlung vorgefehen 
($. 112). Die Beiträge find zu berechnen nad) dem Jahres- 


187 Weyl 708 ff weitere ee f. Brau⸗ 

188 Saß: Berfi herungsmarte chitſch V ‚ über Marken⸗ 

und Duittungsfarte 1891. a tafoung u. "ar "ABO. 88. 154, 

. 9—111. Bel. d. . 0.1155; über Entmertung und Vers 

. Suni 1890 KIN ae nicgtung der Marten Bel. db. 
Bel. d. RBA. v. 9. Sept. 1890 


BR. D 24. Des. 1891 (RGB. 
(E31. 920), fomie zahlreiche | 399), II 
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arbeitsverdienft, 1% weldherin vier Lohnklaſſen 
eingeteilt ift (JVG. $. 22): 1. bis zu 350, 2. bis 
zu 550, 8. bis zu 850, 4. mehr als 850 Mark; inner- 
halb einer Lohnklaffe ift dann noch eine Verfchiebenheit 
nach Berufszweigen geftattet (IVG. $ 24 Abf. 2); bie 
einzelnen Verficherungsanftalten können die Beiträge ver- 
fchieden bemeſſen; die Feſtſtellung erfolgte zunächſt für 10 
Jahre und ift weiterhin alle 5 Jahre zu revidieren (IVG. 
8. 20); bermalen ift der Sag 14, 20, 24, 30 Pfennige 
($. 96). Jede Klaffe fol grundſätzlich ihre Laften decken 
und feine zu Gunften der anderen in Anfpruh genommen 
werden (IVG. $. 24). Perfonen, die nach der vom Geſetz 
eröffneten Mitgliedſchaft fich jelbit verfidern, haben einen 
Zufhlag in Form einer Zufahmarfe (8 Pfennige) zu be 
zahlen ($. 121). — Weitete Vorausſetzung des Renten- 
anfpruches ift, Daß Die Beiträge eine beftimmte 
Zeit Hindurd entridtet werden, und zwar für bie 
Invalidenrente 5, für die Altersrente 30 „Beitragsjahre” ;140 
das Beitragsjahr (8. 17) beträgt, ohne jede Rückſicht auf 
die Kalenderzeit, 47 Wochen; e3 iſt nicht erforderlich, daß 
bieje Zeit zufammenhängt, jedoch erlifcht die Anwartſchaft, 
wenn für 4 zufammenbängende Kalenderjahre fein Beitrags- 
jahr herauskommt; doch kann der Wiebereintritt unter be⸗ 
ſtimmten gefetlichen Vorausfegungen erfolgen ($. 32), ebenfo 
wie vom Geſetz die Möglichkeit der Fortſetzung des Ver- 
fiherungsverhältnifjes während arbeitslofer Zeit vorgefehen 


188 Uber deſſen Fſtung 140 IVG. 8. 15 ff.; das Geſetz 
die eingehenben Korigriften ed gebraucht als teqniſchen Aus 
ebed a. für die ver- | drud hierfür: „Wartezeit.“ 
ſchiedenen — E— 
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iſt ($. 117). Militäriſche Dienftleiftungen, ſowie Krank⸗ 
heiten, die arbeitsunfähig machen, werden auch ohne Zahlung 
der Beiträge angerechnet. 1! Bei dauerndem Ausſcheiden 
aus hem den Anfpruch begründenden Lebensverhältnis geht 
der Anfpruc verloren, ohne daß eine Rüdzahlung der 
Beiträge erfolgt; nur in zwei Fällen erfolgt Rückzahlung 
q. auch $. 95): 1. wenn für fünf Beitragsjahre bezahlt 
iſt, erhalten weibliche Perſonen, die eine Ehe eingehen, die 
Hälfte der gezahlten Beiträge zurüd, falle fie den Anſpruch 
binnen drei Monaten nach Eingehung der Ehe bei ber 
Berfiherungsanftalt, der fie zulegt Beiträge bezahlten, geltend 
machen ($. 30); 2. wenn für fünf Beitragsjahre bezahlt 
tt, und die verfiherte Perſon ftirbt, fo haben Ehefrauen, 
eventuell eheliche Kinder unter 15 Jahren den Anſpruch 
auf Rüdzahlung der Hälfte der gezahlten Beiträge, falls 
nicht in Folge des Todesfalles eine geſetzliche Unfallrente 
bezahlt werden muß (8. 31). Unter beftimmten gefeb- 
lichen Borausfegungen „ruht“ der Anſpruch auf die Rente 
(8. 34). 

V. Die Rente ift von derjenigen Verfiherungsanftalt 
zu tagen, bei der die Beiträge bezahlt find, jedoch mit 
der Maßgabe, daß der Betrag von 50 ME, ſowie ber 
Prozentſatz der Rente für die. Zeit militärifcher Dienft- 
leiftungen vom Reich bezahlt werden (IDG. 88. 28 
Abi. 2, 89). Die Auszahlung erfolgt vorfhuß.- 
meife durch die Roft und zwar durch diejenige Poft- 
anftalt, in deren Bezirt der Empfangsberedtigte feinen 
Wohnfitz hat ($. 91). Sind mehrere Anftalten beteiligt, 


101 398. 8. 17 Abſ. 2—4. 
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fo hat die Berechnung des auf jede derfelben fallenden 
Anteil3 durh das dem Neichöverfiherungsamt für die 
fämtliden NRechnungsarbeiten beigegebene Rehnungs- 
bureau ($. 88 ff.) zu erfolgen, gegen deſſen Verteilung 
binnen 14 Tagen Einfpruh beim Reichöverfiherungsamt 
erhoben werben Tann ($. 90). Dem Rechnungsbureau ift 
über jede feitgeftellte Rente von der Berficherungsanitalt 
Mitteilung zu maden ($. 87). In analoger Weife erfolgt 
die Feftftellung der den Poftanftalten zu erfeßenden Vor: 
ſchüſſe durch das Rechnungsbureau; die Erftattung hat durch 
die Verfiherungdanftalten binnen 2 Wochen nad Empfang 
der Schlußnachweiſung für das abgelaufene Rechnungsjahr 
zu geſchehen, eventuell vorfchußmweife aus Staat3- oder 
Kommunalfaflen (88. 92, 93). Ein Reſervefonds if 
für jede Anftalt zu bilden; derſelbe fol !/s des Kapital: 
werte der jährlich zu leiftenden Renten betragen, Tann 
auch ftatutarifch auf das Doppelte diefes Betrages erhöht 
werden (IDG. 88. 20, 21). 

VI. Bon weittragendfter Bedeutung find die Über- 
gangsvorfhriften, durch welde der Anſpruch auf 
Alters- und Invalidenrente bei fehr abgefürzter Beitrags- 
zeit erworben wird ‚142 falls nur eine unter das Geſetz 
fallende Befhäftigung während der ganzen Zeit nachgewieſen 
ift, 88. 156—161 ($. 157 gemäß G. v. 8. uni 1891, 
RGB. 337). 


VID. Die Durchführung des Geſetzes ift Durch eine Reihe 


295%, vgl. ferner Rofin IL, 


12 SRG, 5 156—161; über 
112 ff. 


die prinzipielle Bedeutung diefer 
—8 ſ. Laband L, 
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von einſchneidenden Strafbeftimmungen gefichert 
(88. 142—155). Die Strafen find Geld⸗, eventuell Haft- 
firafen, die teild von den Vorſtänden der Verfiherungs- 
anftalten,, teild von der unteren Verwaltungsbehörde, im 
erfteren Falle mit Beſchwerde an das Reichöverficherungsamt, 
verhängt werden können. — 


Horn, GStaatsreht II. 2. Aufl. 16 


Reuntes Bud. 
Das Verkehrswelen. 





8%. 
Das Fofl- und Telegrapdenwelen.! 
I. Die Rechtsquellen. 
I. Das Boftwefen unterliegt nad der 
Berfaffung der „Befeggebung und Beauf- 
fihtigung des Reiches." (RV. Art. 4 3. 10.) 


Schon im Norbdeutfchen 


Bunde mar Ddemgemäß das 


Prinzip der deutfchen Pofteinheit durchgeführt worden, nach⸗ 
dem insbefondere die fürftlih Thurn» und Tarisfche Poft- 
verwaltung, welche für einen großen Teil der deutſchen 
Mittel- und Kleinftaaten das Poſtweſen verwaltet hatte 


band I, 39 ff.; Meyer Fiſcher in Sonrabe ‚gan. 


VerwR. 562 ff. ; 'Sönin 
VerwR. er ff.; Hänel StR. 
409 ff.; Mandry8.47; Fifcer, 
Diedeutfche Boft- = u. Telegraphen⸗ 
ejeßgebung, 4. Aufl. 1895; der⸗ 
fe Ol jolgenborffs Yabrb. I, 
ff.; vgl. ferner 
bie —— Artikel von 
E. Meier (fpeziell 8. v. Poſt ) 
und v. Kir enbeim In 
Holtzendorffs RLer., 3. Aufl: 
Sydow in Stengel Ber- 
waltungswörterbuch UI, 289 ff.; 


wörterb. V, 176 ff., 92 ff., 
fomte endlich den rei 
Kommentar ‚um PVoftgefeg von 
Dambad, 5. Aufl. 1892, welcher 
in fehr ausführlicher Meife das 
reihe kaſuiſtiſche Material ” 
richtlicher und verwaltungsr 
licher Entſcheidungen in —* 
ſachen beibringt; ſowie viele 
anderweitige Litteratur, ſ. die 
Angaben bei G. Meyer und 
bei Laband. 
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(feit 1595), durch Vertrag vom 28. Sanuar 1867 an 
Preußen übergegangen und von letzterem Staat zugleich 
mit der eigenen ‘Boftverwaltung auf die Zentralverwaltung 
übertragen worden war. ? 

Die Prinzipien des deutfchen Boftrechtes find im 8. Ab- 
fchnitte der Verfaſſung (Art. 483—52) normiert. In Elfaß- 
Lothringen wurde diefer Teil der Verfaſſung durh V. v. 
14. Oktober 1871 (RGB. 443) fchon vom 1. Sanuar 
1872 ab eingeführt. Zur Ausführung diefer Vorfchriften 
erging eine Reihe von Spezialgefegen und Verordnungen: 


1. in betreff der Organifation: 

a) das G. v. 28. Dit. 1871 (RGB. 347), das fog. 
Poſtgeſetz, in Kraft feit 1. Januar 1872 für Das ganze 
Reich,“ unter Aufhebung des Nordd. BG. v. 2. Nov. 1867; 

b) das ©. v. 20. Dez. 1875 (NGB. 318), das fog. 
Eiſenbahnpoſtgeſetz, weldes an Stelle von $. 4 des 
PBoftgejeges umfafjende neue Vorfchriften giebt, für Bayern 
und Württemberg aber formell nicht gilt;* dazu die Vollz. 
Beit. d. NE. v. 9. Febr. 1876, 9. Mai 1878, 24. Dez. 
1881 (CB. 1876, 87. 1878, 261. 1882, 4); für Eifen- 
bahnen geringerer Bebeutung ift biefes Geſetz adaptiert durch 
B. d. Reichskanzlers v. 28. Mai 1879 (CBl. 380); 

c) dad ©. v. 6. April 1892 (RGB. 467) über 


8 Hiftorifches Über den trau- umfafienden Merfevon Stephan 
rigen Yuftand bes Poftwefens | 1859. S. auch die Skizze bei 
vor Aufrihtung des Nord⸗G. Meyer 8. 174; Löning 
vide Bundes, — 8. 151, ferner Sybel, Grün 
V,f; E. Meier 9; Fiſcher | dung d. D. Feiches VI, 38. 
so, Die —A— der preuß.| ® Dambadh ATI f. 

Poſt ift dargeftellt in einem| * Dambad XIV f. 
16* 
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das Telegrapbenmwefen; dieſes Gefek gilt gemäß 8. 15 
auch für Bayern und Württemberg, jedoch fo, daß für bie 
Durdführung bier die Einzelitaaten an Stelle des Reiches 
treten ; 


2. in betreff de Gebührenmefen®: 

a) dad ©. v. 28. Dt. 1871 (NGB. 358) über das 
Bofttarmefen, dur welches das Gef. v. 4. Nov. 1867 
aufgehoben wurde; dazu zwei Nachtragsgeſetze v. 17. Mai 
1873 (RGB. 107) und v. 3. Nov. 1874 (RGB. 127); 

b) das ©. v. 5. uni 1869 (BGB. 141) über die 
Portofreiheiten, eingeführt in Bayern und Württemberg 
durch ©. v. 29. Mai 1872 (RGB. 167), in Südheſſen 
durch G. v. 20. Dez. 1875 (NGB. 328); 

c) das ©. v. 16. Mai 1869 (RGB. 377) über Ein- 
führung von Telegraphenfreimarten ; 


8. in beireff des Betriebsdienſtes: 

a) die Boftorbnungv. 11. uni 1892 (CBL. 428 ff.) ; 
dazu V. d. NR. v. 80. Januar 1895 (GBl. 29), 19. März 
1896 (CBL. 128); 

b) die Telegrapbenordnung v. 15. Juni 1891 
(CBl. 162 ff.) nebſt der V. v. 28. Juni 1892 über „die 
Bedingungen für die Beteiligung an einer Stadt-Fern- 
ſprecheinrichtung“ (CBl. 508) gemäß Tel.®. $. 6; 
diefe Verordnungen geben eine erſchöpfende Drbnung des 
Betriebsdienſtes. 

II. Das verfaſſungsmäßige Prinzip der Poſteinheit iſt 
jedoch nicht in voller Reinheit zur Durchführung gelangt, 
ſondern erfährt mehrfache Modifikationen zu Gunſten der 
Einzelſtaaten. 
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1. Die Berfaffung weit dem Reihe ausſchließ— 
lich zu die Gefehgebung a) über die rehtlihen Ver— 
bältniffe der Boft- und Telegraphenanftalten 
zum PBublifum, b) über die Vorrechte dieſer An- 
ftalten, c) über das Gebührenmwefen, einjchließlich der 
PVortofreiheiten (RB. Art. 52 Abf. 2). Diefe drei Geſichts⸗ 
punkte, melde Die Verfaſſung hervorhebt, erichöpfen den 
materiellen Inhalt des Verwaltungszweiges ziemlich 
volftändig: die Poſt- und Telegraphengefeg- 
gebung ift demgemäß in materieller Hinfidt 
ausfhlieglih Sade des Reiches. Davon find nad 
pofitiver Borfchrift der Verfaſſung nur ausgenommen: die 
reglementarifchen und Tarifbeftimmungen für den internen 
Verkehr innerhalb Bayerns und Württembergs. 

2. Die Verwaltung des Poft- und Telegraphen- 
weſens dagegen ift in Bayern und Württemberg 
vollfommen felbftändig (RP. Art. 52). Ohne jeg- 
liche Einwirkung des Reiches beftimmen fomit dieje Einzel» 
ftaaten die Behörbenorganifation und ernennen alle Beamten ; 
das Poft- und Telegraphenmwefen ift ein Stüd der Landes⸗ 
verwaltung, jedoch in materieller Beziehung nad) Maßgabe 
der Gefete des Reiches zu führen.® Diefes Recht Bayerns 

5 Dazu Bono. 8. 50. Poft- | lichen Verhältnis wie die beiden 

. 8. 13: Hänel StR. I,|legtgenannten Staaten ſteht 

411 f., 418 f. zum Reiche auch Hſterreich⸗ 
6 Über die rechtlichen Bezie- Ungarn (Vertr. v. 7. Mai 1872) 
Bungen zwifchen der ReichSpoft- | Über den Vorbehalt fürs Neid 
verwaltung einer-, der baye- | in Kriegszeiten wegen des Teles 
riſchen und wiürttembergifchen | graphenwefend in Württemberg 
goftvermalfung andrerfeit3 vgl. ß Württ. Militärkonw. Art. 11, 
aband U, 46 f. (Verträge dazu Laband IL, 48f. Über 


». 28. Nov. 1867, 9. Nov. 1872, | Luxemburg Laband Il, 508. 
25. Okt. 1868). In einem ähn- 
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und Württembergs ift ein Ausnahmsrecht im Sinne von 
RV. Art. 78 Abſ. 27 (f. oben Br. J ©. 124 ff.). 

Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung im übrigen Reichs⸗ 
gebiete dagegen ift eigene und unmittelbare Reichs— 
verwaltung, und zwar nad pofitiver Vorfchrift der Ver⸗ 
fafjung unter Leitung des Kaiſers. Demnad find 
fämtlihe Beamte dieſes Verwaltungszweiges 
verpflichtet, den faiferlihen Anordnungen 
Yolgezuleiften und hierauf durch ihrenDienſt— 
eid zu verpflidten (RB. Art. 50 Ab. 3).° 

Der Kaifer ernennt jedoch nicht alle Beamte, wie dies 
an fih aus RV. Art. 18 zu folgern wäre, fondern kraft 
der Spezialvorfchrift Art. 50 Abſ. 4-6 nur: a) alle oberen 
Beamten der Verwaltung, ala welche eremplififativ (,23. B.“) 
aufgeführt werden: BDireltoren, Räte, Überinfpeftoren ; 
b) alle Beamten des „Auffichts- u. ſ. w. (sie!) Dienftes”, 
als welche eremplififativ Inſpektoren, Kontrolleure genannt 
werden. ? 


„Die anderen bei den Vermaltungsbehörden der Poft 


? Das Inval. und Alters | Boftverwaltung für jene Staaten 
verf.G. v. 22. Juni 1889 * 162 | unter dem Schutz von RB. Art. 
ift nah Hänel StR. I, 41812, | 78 Abf. 2 fteht, mußte gemäß 
eine „rehtlid unzuläffige Er- | jenem $. 162 die Zuftimmung 
weiterung in der Auslegung der | eingeholt werben. Ebenfo, mit 
poftalifhen Sonderrehte Bay- | anderer Begründung, Rofin, 
ernd und Württembergs". Die | Arbeiterverfih. I, 62 ff. 
Hänelfhe Kritik ift meines Er-| 8 S. aud Hänel J, 413. 
achtens unzutreffend. Jenes ° S. das Berzeichnid der im 
Geſetz reiht in die Aufgaben der | unmittelbaren Beamtenbienit des 
Poftverwaltung ein neues | Reiches ftehenden SKategorieen 
und fremdes Element ein; da bei Zaband II, 455; Hänell, 
dag Recht der einzelftaatlichen | 416?. 
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und Telegraphie erforderlihen Beamten, ſowie alle für den 
Iofalen und technifchen Betrieb beftimmten, mithin bei ben 
eigentlichen Betriebaftellen fungierenden Beamten u. ſ. w. 
(sie!) werden von den betreffenden Landesregierungen an- 
geftellt.” Auf dieſes Hecht haben jedoch die meiften Einzel- 
flaaten zu Gunften teils des Reiches, teil Preußens Verzicht 
geleiftet.10 Die vom Kaifer ernannten Beamten leiften nur 
ihm den Dienfteid und ftehen in feinerlei Dienftverhältnig 
zu den Einzelftaaten, in deren Gebiet fie fungieren, aber auch 
die von lebteren ernannten Beamten find nicht Landes- 
beamte, ihr Dienftverhältnis befteht auch nur dem Reiche 
gegenüber ; vemgemäß tft die Gehorfamsverpflichtung gegen den 
Kaifer in den Dienfteid aufzunehmen; materiell fungieren 
fie lediglich nah Maßgabe der Vorfchriften des Reichsrechtes, 
ftehen auch ausfchließlich unter den Vorjchriften des Reichs⸗ 
beamtengejeges (RB. Art. 50Abf. 3,4) 11, insbeſondere auch 
was Dienftauffiht, Disziplin, Penſionierung betrifft. 

3. Die Wahrnehmung der Beziehungen der Reichspoſt⸗ 
und Telegraphenvermaltung zu auswärtigen Per» 
waltungen fteht ausſchließlich dem Reiche zu, ale 


10 RV. Art. 50 Abſ. 6, dazu €. 
Meier 95: Laband IL, 43 
Bolle Einheit der Verwaltung 
ift hergeftelt für die fämtlichen 
Einzelftaaten mit Ausnahme von 
Sachſen, Baden, beiden Medlen- 
burg und Braunfchweig. Siehe 
dazu auch Hänel I, 417%; La- 
band UI, 45. 

11 „Den einzelnen Landesregie- 
rungen wird von den in Rebe 
ftehbenden Ernennungen, foweit 


diefelben ihre Gebiete betreffen, 


ff. | behuf3 der landesherrlichen Be- 


ftätigung und Bublifation recht⸗ 
zeitigMitteilung gemacht werden.“ 
Eine juriſtiſche Bedeutung hat 
weder jene, Beſtätigung“ noch dieſe 
„Publikation“. änel J, 
findet darin ein „Recht der Re- 
monftration gegen personae in- 
gratae” für Die Einzelftanten 
anerfannt, was jedoch praktiſch 
nicht zu beftehen ſcheint. 
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befien Vertreter der Kaifer zu handeln berufen ift (NP. 
Art. 50 Abſ. 2). 1% 

Nur Bayern und Württemberg wurde auch bier ein 
Ausnahmsrecht koncediert, indem dieſen Einzelftanten dis 
Regelung des „eigenen unmittelbaren Verkehrs“ mit ihren 
Nachbarſtaaten (Bayern - OÖfterreih,, Bayern-Schweiz, Würt- 
temberg-Schweiz) gemäß Art. 49 des Poftvertrags vom 
23. Rov. 1867 freigegeben wurde (RB. Art. 52 Abſ. 3). 18 

II. Die Grundzüge des Reichspoft- und Telegraphen- 
rechtes find in der Verfaffung niebergelegt ; ebenfo find bie 
uorerwähnten Exemtionen für Bayen und Württemberg 
verfaflungsmäßig feitgeitellt. 

Zur Durchführung diefer Vorfchriften ergingen die oben 
aufgefüh.ten Gefege, welche einfach unter den allgemeinen 
Rechtsfätzen für Geſetze ftehen. 
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# Die zahlreichen Poſt⸗ und 
Telegrapbenverträge mit fremden 
Staaten enthalten das Syſtem 
eine® hoch entwidelten interna- 
tionalen Poſtrechtes, welches 
jelbftändig zu bearbeiten iſt. 
Die Grundlagen bilden ber|v 
Teeitnoftver trag v. 4 Juli 
1891 (RGB. 1892, 508) — der |v 
erfte Deitpoftoertsag, in erfter 
Linie dag Werl des deutfchen 
Generalpoftmeifter8 Stephan, 
war v. 9. Oktober 1874 (RGB. 
1875, 223) — unb ber inter- 
nationale Telegra pben 
vertrag v. 10./22. 


angabe v. 4. Juli 1891 (RGB. 
1872, 535); 2. der StV. über 
Roftanmweilungen v. 4. Juli 1891 
(RGB. 1892, 549); 3. über Poft- 
palete v. 4. Juli 1891 (RGB. 
1802, 560); 4. über Deftauftrd e 
2 Jul 1891 (RGB 

570): . über den eitungsbebit 
v. 4. Juli 1891 (XGB. 1892, 
588); f. auch CBl. 1892, 331 ff., 
eine überfichtliche Darfelung 
der Entwidelung bei Fiſcher, 
Tertausgabe 14 ff., jedoch find 
die zu Ziff. 14 dort ange: 
« | führten Staatsverträgenicht m 


ul 1875 | in Kraft jeit 1892 (die 4. Aufl. 


(Fiſcher Textausg. S. 314 ff.). | der Seen Zertausgabe 


An den Weltpoftvertrag ſchioſen 
Io weiterhin an: 1.der St. über 
riefe und Käftchen mit Wert- 


iſt pon 
abant I, 46; Hänel 
SR. L, 419. 
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Über die Abgrenzung von Gefeg und Verord— 
nung enthält ferner die Berfaffung noch eine Vorfchrift, 
welche zwar dermalen faum mehr von erheblicher praktiſcher 
Bedeutung ift, nachdem die Poftgejebgebung zum Abſchluß 
geführt ift, welche aber ſtaatsrechtlich ein beſonderes Intereſſe 
bietet. Bereits oben wurde — im Gegenfat zu der ing- 
befondere von Laband vertretenen Theorie über die Be- 
griffe Gejeh und Verordnung — prinzipiell ausgeführt, !* 
daß innere Geſichtspunkte für die Abgrenzung der Sphären 
des Gejeßes einerfeitd, der Verordnung andrerfeits ſich nicht 
gewinnen lafien, daß vielmehr die Entſcheidung dieſer 
Frage im einzelnen Falle, ſoweit nicht präzife Vorfchriften 
des pofitiven Rechtes vorhanden find, nur ald Sache der 
Gefeggebungspolitif betrachtet werden fann.!° Die Ber- 
fafjung verfuchte nun f. 3. für das Poſtweſen eine Grenz- 
beitimmung in folgender Vorjchrift zu geben: „Die Geſetz— 
gebung”, d. i. die Form des Geſetzes, „eritredt ſich nicht 
auf diejenigen Gegenftände, deren Regelung nad) ben 
in der norbbeutfhen Poft- und Telegraphenverwaltung 
maßgebend geweſenen Grundfägen der reglementarifchen 
Feſtſetzung oder adminiftrativen Anordnung überlafjen ijt“ 
(RB. Art. 48 Abſ. 2).16 Dieſe Verfaſſungsvorſchrift 
läßt ſich nah ihrem Wortlaute lediglich aus der Necht3- 
geſchichte der norddeutſchen bezw. preußiſchen Poſt erklären, 


“3.16. 401 ff. | werben können, ift nit prin- 
18 Hier giebt auch Laband zipiell zu gewinnen, fondern nad) 
II, 88 die zu: „Die Siogeenzung |nangiellen, politifhen, tech⸗ 
Derjenigen eftimmungen, welche ınifden und anderen Ermä- 
in der Form bed Gefehes zu er- | gungen.“ 
Iaflen find, von denjenigen, dbie]l 1° ©. dazu Dambadı 207 ff. 
burd Berwaltungsafte getroffen 
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enthält fomit eine prinzipielle juriftifche Antwort auf die 
Frage nah der Grenze zwilchen Gefeh und Verordnung 
auch nicht. Ihre authentifche Interpretation hat jene Bor- 
Schrift in der inzwifchen erlafjenen Gejetgebung gefunden ; 
e3 darf angenommen werben, daß alles dasjenige, mas big 
jegt nicht auf dem Wege des Geſetzes normiert wurde, der 
Verordnungsſphäre zufällt; Schwierigfeiten zwiſchen Re— 
gierung und Reichſtag — die Verfaſſung wollte offenbar 
zu weit gehenden parlamentariſchen Anſprüchen vorbeugen 
— haben ſich hiebei nicht ergeben. 

Dem Wege der Verordnung behält das Geſetz!“ aus- 
drüdli vor: 

1. Die Bedingungen für die Annahme aller Bojt- 
fendungen,, jpeziel das Maximalgewicht von Briefen und 
Paketen, die Bezeichnung der von der Beförderung aus- 
gefchlofienen Gegenitände (a. a. O. 3. 1, 2, 5); 2. die 
Gebühren für Poftanweifungen, Vorfchußfendungen und 
fonftige Gelpübermittelungen durch die Poſt, für Sendungen 
von Druckſachen 18, Warenproben, Muftern, Korrefpondenz- 
farten, refommandierte Sendungen, Stabtbriefe, für Be- 
ftellung von Poſtſendungen, insbefondere Sendungen mit 
Behändigungsfcheinen, Erprepfendungen, Pakete, Wert- 
fendungen, Lauffchreiben wegen Poftfendungen und Über- 
weifung von Zeitungen, fowie auch über Kontierung und 
Kreditierung von Porto (a. a. D. 3.6, 7,9); 3. die 
Vorſchriften über die Art der Beitellung (a. a. D. 3. 7); 
4. die Bedingungen der Rüdforberung von jeiten des Ab- 


17 Poſtgeſ. 8. 50. vgl. dazu| EBD. 8. 15. 
Dambadh a. a. O. | 
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ſenders (a. a. O. 3. 3); 5. die Vorſchriften über die 
Behandlung unbeitellbarer Sendungen und wegen fchließlicher 
Berfügung über folde (a. a. O. 3. 3, 4); 6. die Bebin- 
gungen für die Beförderung von Neifenden mit der Fahr⸗ 
poft oder Ertrapoft, ſowie die Gebühren hiefür (a. a. D. 
3. 8); 7. die Anordnungen zur Aufrechterhaltung der 
Drbnung, der Sicherheit und des Anftandes auf den Poften, 
in den Moftlofalen und den Paflagierftuben (a. a. O. 
3. 10). 

Das Verordnungsrecht weiſt die Verfaſſung 
pofitiv dem Kaiſer zu (RB. Art. 50 Abſ. 2). Das 
Poſtgeſetz dagegen überträgt das Verordnungsrecht dem 
Neichskanzler ,'? der bei gemifjen Materien die Zuftimmung 
des Bundesrates erholen muß;?% ebenfo überträgt das 
Eifenbahnpoftgefet da8 Verordnungsrecht dem Reichskanzler, 
der jedoch biefür der Zuftimmung des Bundesrates bedarf 
und zuvor das Gutachten der Neichspoftverwaltung und des 
Neichgeifenbahnamtes erholen muß. *! An Stelle des Reichs⸗ 
fanzler3 Tann der Staatsfelretär des Reichspoſtamtes mit 
Rechtskraft Verordnungen erlaflen, fall3 derjelbe, wie dies 
dermalen der Fall, mit der ſtaatsrechtlichen Stellvertretung 
des Reichskanzlers beauftragt ift.2? Die übrigen Poftgefeße 
enthalten feine Borjchrift über das Verordnungsrecht. Die 
Publikation der Verordnungen richtet fih, mangels fpezial- 
gefeglicher Vorfchriften hierüber, nah den allgemeinen 
Grundſätzen; danach ift eine Publifation im Reichögefeh- 
blatt nur für die faiferlichen Verordnungen geboten; Ver⸗ 

19 PG. 8. 50 Abſ. 1u.2,f. dazu| 20 BE. $. 50 8. 2,4, 6. 


G. Meyer I, 5731%; Dambadh | 1 EiſPG. Art. 10. 
208 ff.; Laband II, 88. 22 S. oben Bd. I ©. 268. 
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ordnungen, die den Charakter von Dienftanmweifungen tragen, 
bedürfen überhaupt Feiner allgemeinen Publifation. 2° 

Für den internen Verkehr in Bayern und Württemberg 
fteht das Verordnungsrecht diefen Einzelftaaten nah Maß⸗ 
gabe ihres inneren Staatsrechtes zu.°* Für den Zwifchen- 
verkehr zwiſchen dieſen Einzelitaaten und dem Reichspoſt⸗ 
gebiet iſt nad allgemeinen Grundfägen der Bundesrat 
zuftändig. ?° 

IV. Eine befondere Ausgeftaltung bat das deutſche 
Poſtweſen noch gefunden dur die Errihtung bezw. Sub- 
venttonierung überfeeifher Poftpampferverbin- 
dungen, die in erfter Linie dem Intereſſe der deutſchen 
Kolonieen dienen follen. Hierüber ergingen folgende Gefeße: 
v. 6. April 1885 (RGB. 85) — v. 27. Juni 1887 
(RGB. 275) v. 20. März 1898 (NGB. 95). 


Il. Die Prganilafion.?* 

1. „Dem Kaifer gehört die obere Leitung 
der Poſt- und Telegrapbenverwaltung an“ 
(RB. Art. 50 Abf. 1). 

Daneben fieht die Verfafjung auch eine Mitwirkung des 
Bundesrates vor, indem dem 5. ftändigen Ausſchuſſe des 
oberiten Reichsorganes neben dem Eifenbahn- auch das 
Poſt- und Telegraphenwefen zugewiefen ift (RB. Art. 7). 
In Anbetraht der erftbezeichneten Spezialvorfchrift der 
Verfaſſung wird jedoch eine materielle Mitwirkung des 


23 Bol. dazu G. Meyer L| 36. Meyer I, 573 f. 
5731, 26 2aband II, 98ff.; Fiſcher 
* PG. 8. 50 Abi. 3 vb. RB. | 429 ff. 
Art. 52. Bofttar®. $. 183. 
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Bundesrates an diefem Verwaltungszweige nicht ftattfinden 
fönnen, ſoweit eine foldhe nicht ausdrücklich in den Geſetzen 
vorgeſehen ift. 27 

2. Die oberfte Verwaltungs- und Auffidts- 
behörde iſt der Reichskanzler als nad ber Verfaſſung 
einziger verantwortlicher Miniſter des Reiches. 

In Unterordnung unter den Reichskanzler iſt thatſächlich 
oberfter Chef dieſes Verwaltungszweiges derjenige der Staats⸗ 
felretäre des Reiches, welcher an der Spite des Reichs- 
poftamtes?® als der fombinierten ?° oberften Bentralftelle 
für Boft- und Telegraphenmwefen fleht. Der Staatsſekretär 
des Reichpoftamtes kann mit der ftaatsrechtlichen Stellver- 
tretung des Reichskanzlers nach Maßgabe des G. v. 17. März 
1878 beauftragt werden, und dies tft dermalen gefchehen.®° 

Dem Reichspoſtamt, welches in drei Abteilungen 
organifiert ift, liegt nach der Berfaflung fpeziell ob, „dafür 
zu forgen, daß 1. Einheit in der Drganifation der Ber- 
waltung und 2. im Betriebe des Dienftes, fowie 3. in ber 
Dualififation der Beamten bergeftellt und erhalten wird“ 
(RB. Art. 50 Abf. 1). 

3. Das Neichspoftgebiet, welchem nad dem früher 
Bemerkten Bayern und Württemberg nicht angehören, ift 
dann weiter eingeteilt in 40 inländifche Provinzen, zu welchem 
im Ausland no das deutſche Poftamt in Konftantinopel 


20.5.5002. GIRO |25 28. Sehr. 1880 (OB — 

Art. 10. ? Die Trennung nurke des 
38 Bot. oben Bd. I, 268. Die Grit „nerefint durd die V. v. 

Entwi elung bi3 zum getigen | 3 . eb 

Su uftand ftellen dar Die vom| 90 &. oben 8b. I 268; v. Kir⸗ 
8. Dezember 1867 (BGB. 828), chenheim 113; E. Meier 9. 
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fommt. An der Spite jeder Poftprovinz, deren Grenzen 
unabhängig von den Gebietögrenzen der Einzelftaaten ge- 
zogen find, fteht eine Oberpoſtdirektion als fombinierte 
oberfte Provinzialvermaltungs- und Auffichtsftelle für das 
Poft- und Telegraphenmefen.?! Neben dem Oberpoſtdirektor 
ftehen fpeziell für die Aufficht über das Kaſſenweſen noch 
befondere Inſpektoren je für Poſt- und Telegraphenmefen 
in unmittelbarer Unterordnung unter den Provinzialchef. *? 

4. Die lofale Verwaltung wird in der Regel getrennt 
für Poſt- und Telegraphenwefen durh Poſt- und Tele- 
graphbenämter geführt. Die Poſtämter find in drei 
Klaſſen abgeftuft; Daneben beftehen nody Boftagenturen, 
deren Dienft Ortseinmohnern als Nebenbefchäftigung über- 
tragen wird. Die Errichtung der einzelnen Stellen erfolgt 
durh die SZentralbehörde, melde in der Freiheit der 
Drganifation nur durch den Reichshaushaltsetat befchräntt ift.2® 

5. Für die Qualifikation zum Poſt die nſt beftehen 
geſetzliche Vorfchriften nicht. Verordnungsgemäß ?* hat dem 
eigentlichen Poſtdienſt ein Borbereitungsdienft voranzugeben, 
zu weldem nur Perfonen zugelafjen werden dürfen, welche 
1. das Reifezeugniß eines Gymnafiumd oder einer Real- 
faule eriter Ordnung befigen, 2. nicht unter 17 und nicht 


sı V. v. 22. Des. 1875 $.4.| 3 E. Meier Yf.; v. Kir» 
Zahlreiche kaiſerliche Verord⸗ chentheim 112 ff. 
nungen ergingen über Die terri-| * Die Beltimmungen finden 
toriale ee gy aieler vol fih in großer Ausführlichkeit in 
Provinzen, vgl ber Allg. Dienftanmweijung 
129. RGB. 1871, Ey 1873 ” v. 1. oh 1882, gloiie deren 
Dal. bie Angaben bei zigen Anlagen, |. au. Laband II, 
z teußgabe ©. 38, f.|101 ß beſ. auch über die An⸗ 
Deutſche Reich 1896, S. 237 ff. | ſtellung von Militäranwärtern 
% Zaband II, 100 f. 103*. 
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über 25 Jahre alt, 3. körperlich gefund, 4. unbeſcholtenen 
Nufes und frei von Schulden find, 5. eine Kaution von 
900 Mark erlegt haben. Aufnahme und Entlafjung ver- 
fügt der Oberpoftdireftor. Der Vorbereitungsdienft dauert 
3 Jahre. Nach Ablauf diefer Zeit ift eine Prüfung ab- 
zulegen, welde die Qualififation zum Poſtſekretär verleiht; 
eine zweite, beim Neichspoftamt abzulegende Prüfung bildet 
die Übergangäftufe zum höheren Poſtdienſt. Im übrigen 
gelten für die Poſt- und Telegraphenbeamten die allgemeinen 
Vorſchriften des Neichabeamtenrechtes.2° Für diefe Beamten 
ift außerdem noch aus den Überſchüſſen der Poſtverwaltung 
in den oecupierten franzöfifchen Gebietsteilen während des 
Krieges 1870/71 eine befondere Stiftung ®® mit einem 
Grundfapital von 300000 Mark??T gebildet worden zur 
Förderung der Wohlfahrt, insbefondere zu Unterftükungs- 
zweden für die Beamten felbft, fowie deren Hinterbliebene.®® 
Diefe Stiftung führt den Namen Kaifer Wilhelm-Stiftung 
und wird vom Neichspojtamt nah Maßgabe des vom Kaifer 
erlafienen Statutes ?? und unter Kontrolle der Rechnungen 
dur den Reichörechnungshof verwaltet. *! — 


II. Das materielle Recht. 
L Die prinzipielle Rechtsnatur des Poſtgeſchäftes.“ 


1. „Das Poftmefen und das Telegrapben- 
wefen werden für das gefamte Gebiet des 


25 Über den Rang ber Hof, 210) en, G. 8. 4. März 1876 
u. Dberpofträte 3. v. 1. April 2), tatut: KB. v. 
1871 (ROR, . ah Rs nd — 1872 MOB. 373). 
Pen 2. ade f wi Mo s Sratut 1 2 
e * endire * tatut 88. 2. 3. 
u Dez. 1871 (RGE. 1873,| = Statut 8 6—15. 
71 17. . Behr 1876 RE. 188). “Sta 
G. v. 20. Zuni 1872 (RGB.| + Keil Geftgeftekt ift Be⸗ 
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Deutfhen Reiches als einheitlihe Staatsver— 
fehrsanftalten eingerichtet und verwaltet.” 
(RB. Art. 48 Abf. 1.) 

Diefer Grundſatz der deutſchen Reichsverfaſſung ift 
feine notwendige SKonfequenz des Staatsbegriffes; es 
läßt ſich ſehr wohl ein Staatswejen denfen, in welchem 
das gefamte Poft- und Telegraphenmwefen der Privatinduftrie 
überlaflen wäre; *? dann ftünde dasfelbe als Gewerbe unter 
den Regeln des allgemeinen Gewerberechtes, das einzelne 
Geſchäft unter den Regeln des allgemeinen Zivil- und 
Zivilprozeßrechtes. Die zivilifierten Staaten der modernen 
Melt haben es jedoch als eine ihrer Hauptaufgaben erkannt, 
den Verkehr ihrer Unterthanen möglichft zu entfefleln, zu 
befördern, zu fihern, zu erleihtern. Um diefen Zweck in 
vollfommenfter Weife erreihen zu können, wurden Poft 
und Telegraphie allentbalben in Staatsbetrieb genommen 
und für den Staat monopolifiert. Zu den älteren Zweigen 
der Staatsthätigleit, wie Rechtöpflege und Schub nad 
außen, waren mit fteigender Kultur andere getreten, melde 
das innere Leben des Volkes betrafen, wie das Unterrichts- 





griff und Umfang des Boft- | ftalt, welde die Beförderun 

u. zelenraphengeihäftes nicht. | von gejchriebenen oder mechaniſ 

Hänel 1, 415 fubfumiert dar- | vervtelfältigten Mitteilungen be» 
unter „nur fpeziftfch techniiche | zweckt, Telegrapbie biejenige 
Manipulationen, melde bie | öffentliche Berfehrsanftalt, melde 
räumliche neförberung von Per- | die Beförderung von Mitteilungen 
fonen, Gütern und Nadhrichten | ohne Transport von einem Orte 
zum Gegenftande haben”; dem= | zum anderen durch Schall oder 
gemäß jei die feiner Zeit pro | Beiden bewirkt. Telephonie 
jeltierte Einridtung von Poft- |bildet einen Beſtandteil ver 
ſparkaſſen nit durch die Ber- | Telegraphie.” 

faffung gebedt geweien. — G. 43 Bgl. Laband II, 47 f.; 
Meyer I, 562 f.: „Boft ift die-|o. Kirchenheim 109. 

jenige öffentiide Verkehrsan⸗ 
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wejen, und dazu ift in neuefter Zeit auch noch die Fürforge 
des Staates für den äußeren Privatverfehr gelommen. Es 
handelt fi bei Poſt und Telegraphie demnach 
begrifflid nit um ein lufratives Geſchäft, 
das der Staat betreibt „zur Erreihung eines mwirt- 
Schaftlihen (peluniären) Erfolges" (Laband), jondern 
um Erfüllung einer Staat3pflidt, um einen 
Zweig der Staatsverwaltung; * Darum ift es 
begrifflih unmöglid, die Poft ala „Kauf- 
mann” zu betradten.** Daß der Staat behufs Er- 


+3 Der Streit um Begriff 
und Beitand des „Poftregals“ 
iſt  gepenhanbalos. 


4 die handelärechtlichen 
fo in&befondere | 
Thöl H .30, 57°; Gareis 
OR. wagt bie Behauptung, | 

es ſei ‚anerfannt, daß der 
Umftand, daß der Staat die 
Bo transportgefchäfte betreibt, 
die Gewerbsmäßigfeit nicht aus: 
Ichließt, und demnad, infofern 
er Ka a ge- 
mwerb3mäßig betreibt, als Kauf- 
mann anzufehen und zu behan- 
deln ift” Ra jest 5. Aufl. ©. 5327.). 
Auch das Reichsoberhandelsgericht 
und das iichagericht Entſch. in 
Civilſ. X 311, XVII, 126,6 
XXIII, haben konſequent, 
ſelbſt durch — 6 in 
dieſem Sinne entſchieden. 

Dagegen hält das Reichspoſt⸗ 
amt ſueng an der im Text ver⸗ 
dreteng nſicht feſt. Richtig 
auch Seydel, Gewerbepolizei⸗ 
recht 4, Dambach 6 f. und ins⸗ 

Born, Staatdredt Il. 2. Aufl. 


G. Meyer |39, 488 


befondere in ausgezeichneter Dr 
duktion Soldfhmidt HR. I 
ff., ferner Bollmannin 
Poftazchio 1874, 321; Löning 
VerwR. 6003; v. Kirhenheim 
110: „Die Boftverwaltung  ift 
 gleißmertiges Glied im gefamten 
erwaltungsorganigamud. Die 
rechtlihe Natur der Poſtver⸗ 
waltung beftimmt fich nicht etwa 
nad Regeln des Privat- und 
Handelsrechtes, fondern nad 
öffentlicherechtlichen Grundfägen. 
Die Poftverwaltung ift nicht 
Gewerbebetrieb, fondern Staats⸗ 
verwaltung, und der Staats» 
fefretär des Reichspoſtamtes ift 
nicht der erfte Frachtführer des 
Reldes. * Weitere Zitteratur bei 
Meyer I, 582°, der die 
Ga e aud verneint; Hänel 
tR. I, 411, ift unter Hinweis 
auf RR. Art. 49, 51, 70 der 
Meinung: „Die RR. betrachtet 
dad Poſt⸗ und Telegraphen- 
weien, unbefchadet ihrer Eigen- 
Ihaft als Wohlfahrtseinrich⸗ 
tungen, als eine Finanzquelle 
17 
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füllung feiner gemeinnügigen Aufgaben privatrechtliche Ver- 
träge abfchließt, fommt in jedem Zweig der Staatsverwaltung 
vor; daß ein Zweig ber Staatöverwaltung grundjäglich 
und ausſchließlich im Abſchluß von privatredtliden Ver- 
trägen beftehe, ift ein Widerſpruch zum Staatöbegriff. 

Allerdings folgt der Staatäzwed, dem Poſt und Tele- 
graphie zu dienen haben, nit aus dem Begriff des 
Staates: aus diefem Begriffe aber folgt überhaupt fein 
anderer Zweck als der einzige: georbnete Herrſchaft über 
die Unterthanen durch Setung des Rechtes. Was man 
fonft noch fchablonenhaft an Zweden des Staates aufzu- 
führen pflegt, folgt nicht aus dem Begriff, ſondern wechſelt 
nah Zeit, Ort, Voll. Die moderne Zivilifation Bat unter 
anderem auch den durch Poft und Telegraph vermittelten 
Verkehr der Unterthanen den Staatözweden eingefügt. Dem- 
gemäß befteht in dieſer Beziehung ein ftaatsrechtlicher 
Anfprud der Unterthanen gegenüber dem Staate ganz ebenfo 
wie bezüglich der Rechtspflege und des Unterrichted und in 
ganz demfelben Umfange;*5 auf jedem Gutsbezirke eine 
Voftanftalt zu errichten, ift freilid der Staat fo wenig 
verpflichtet wie ein Gericht oder eine Schule. *® 

Das Prinzip hat in der PVerfaffung Art. 48 unzwei- 
deutigen Ausdrud gefunden. Leider findet fi) jedoch in 
Art. 49 Abſ. 1 ein Anklang an die privatrechtliche Auf- 


ſchlechthin.“ Cine von der des Mandry 418 ff. („Beförbe- 
Textes grundfäglich verfchiedene : rag, ‚ „Zransport von 
en entwickelt auch Laband grad! tftüden“, zu denen auch 
A. riefe gereöjnet werden; uner« 
A. Laband a. a. D.;|örtert bleibt die rechtliche Natur 
@. "en er I, 568; Eöning| ber Telegramme). 
608. Sony pribaireqhtlich ferner | Laband LU, 55. 
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faffung in den Worten: „Die Ausgaben werben aus ben 
gemeinfchaftlihen Einnahmen beftritten. Die Überfchüffe 
fliegen in die Reichskaſſe.“ Daraus fünnte gefolgert werben, 
Daß die Ausgaben nad der Verfaſſung fih nad) den Ein- 
nahmen bemefjen müßten und dieſe nicht überfchreiten 
dürften. Wenn aber das Poſtweſen ein Stüd der Staats- 
verwaltung bildet, fo iſt dieſer Geſichtspunkt völlig irre- 
levant; das Poftwefen mag dann thatfählich ein lukratives 
Geſchäft fein, an ſich aber ift e8 vom lucrum, im Gegen- 
fat zum „Gewerbe“, völlig unabhängig, und die notwendigen 
Ausgaben müſſen gededt werden, auch wenn fie die Ein- 
nahmen überjchreiten, wie dies zeitweife in der Schweiz 
der Fall war. 

Das Gewerbe» und Zivilrecht gilt demnach für die Poft 
und deren Gejchäfte an fih nicht, vielmehr folgt aus der 
obigen prinzipielln Erörterung die Notwendigkeit eines 
befonderen Poſtverwaltungsrechtes, wie ein folches gemäß 
den oben gemachten Angaben auch für das Deutſche Reich 
befteht. 

Es fragt ſich jedoch, ob Lüden des Poftverwaltungs- 
rechtes aus dem allgemeinen Zivilrecht ergänzt werden 
dürfen; die Analogie der großen Mehrzahl der einzelnen 
Zweige des Poſtgeſchäftes zum Frachtgeſchäft fcheint für 
Bejahung der Frage zu ſprechen.“ Gleichwohl iſt dieſelbe 
wegen ber prinzipiell verſchiedenen Baſis, auf welcher beide 
„Geſchäfte“ beruhen, zu verneinen ; zudem reicht Die Analogie 
auh für den Hauptzweig des Poftgefchäftes , das Brief- 


47 Sp auch Laband II, 82; | res er I, 582®. 
v. Kirchenheim 111; 
17* 
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gefhäft, und ebenfo das Telegraphengefchäft nicht aus. 
Wohl aber können pofitive Geſetzesvorſchriften auf das 
gewöhnliche Zivilrecht ala ſubſidiär anzumendendes Recht 
verweifen.*3 In den deutfchen Poftgefegen findet ſich eine 
derartige Vorfchrift nicht, wohl aber im Handelsgeſetzbuch 
Art. 421 Abf. 2 und 449. Diefe Vorfchriften aber beziehen 
fih nur auf das Frachtgeſchäft, treffen fomit für die 
Beförderung von Briefen und Telegrammen nicht zu.*? Für 
diefen Zweig fehlt demnach eine PVermeifung auf das 
Zivilrecht als ſubſidiäre Nechtsgelle: der Richter bat folglich 
die Entſcheidung eventuell nit aus „den allgemeinen zivil- 
rechtlichen Grundſätzen“, fondern aus den Geſichtspunkten 
der Staatöverwaltung und des öffentlichen Rechtes zu ent- 
nehmen. — 


I. Das Monopol.bo 
Der durch Poſt und Telegraphie zu erfüllende Staats- 
zwed fann nur dann völlig erreiht werden, wenn bie 
Hauptmafje des Betriebes ausfchließlih dem Staat vor- 
behalten ift. 
Das deutiche Poftrecht Hat demgemäß ein Monopol des 
Staates geſchaffen für die Beförderung von 
1. verfiegelten, zugenähten oder fonft verfchloffenen 
Briefen, 


48 Üereinftimmenb, Gold- HT ÄNg a) und b) richtig, 
ſchmidt OR. I, 491° °° Laband I, 52, 66 ff. 
4 Zaband II, 82 f. rechnet | Bahlreihe Entſch. d. Reichöge- 


auch die Bel Örderung von fichts— angegeben bei G. Meyer 
Briefen zum Srachtgefgäft: I, 576 ff. 
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2. politifihen Zeitungen, 
wöchentlich erfcheinen, 5! 

8. für Erridtung und Betrieb von Telegraphenanlagen 
zur Vermittelung von Nachrichten, einfchließlich der 
Fernſprechanlagen (Telephon). 5? 

Das Monopol beiteht in dem gefeglihen Zwange 
für jedermann, ſich für die Beförderung 
der angegebenen Gegenftände der ftaatliden 
Anftalten bei Strafe zu bedienen, und dem gejeß- 
Iihen Verbote für jedermann, die Beförderung jener 
Gegenftände gegen Entgelt — bei Telegraphenanlagen auch 
ohne Entgelt — zu übernehmen, 5? und zwar gleichgültig, 
ob gewerbämäßig oder für einen einzelnen Yall;°* unent- 
geltliche Beförderung, ſowie Beförderung durch expreſſe Boten 
oder Fuhren ift geitattet.°° Das Monopol befteht nur für 


welche öfter ala einmal 


s Nojt. 8. 1 Abſ. 1, dazu 


Dambah1T7;Laband I, 621,15 


fpeziell über die Begriffe „Brief“ 
und „politifche ad S. 
G. Meyer 


auch G y — 
Entſch. XRXG. in Straff “ 
Bd. , 22. 


62 Taband I, 68 ff.; 
Meyer 897. Der "rüber bein 
geführte Streit um das Tele: 
grapbenmonopol ift jebt end- 
tig entfchieden dur S. 1 des 
Telegraphengeſetzes v. 
1892. In Diefem Werte 
war bereitdö auf Grund des 
früheren Rechtes das Tele- 
graphenmonopol dei Reiches 
vertreten worden; enigegenge- 
feßter Meinung war insbeſondere 
Zaband. Über die Bedingungen 
zum Anſchluß an Stadtfern- 


Iegeinriätungen ſ. CBl. 1892, 


68 Dem gegenüber iſt ed un« 
möglid, ala een den Cap 
für dad Boftwefen den Sa 
aufzuftellen — 6. Meyer |, 
„Beide Verkehrsan⸗ 
Halten ftehen dem Publikum zur 
Benusung offen, aber es befteht 
feinerlei Verpflichtung zur Ye 
nugung berjelben." Diejer Sag 
gilt genau ebenfo von den Ge- 


. April| richten 


54 Dambag 11—13; La: 
u r 673. 
G. . 2, dazu Dambach 
15: € Meier 96. Beförderung 
von verſchloſſenen Briefen in 
Baleten ift nur zuläffitg, wenn 
fie unentgeltlih geſchieht: ©. 
Meyer 1, 577; ſ. auh Laband 
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diejenigen Drte, welche durch Poftanftalten, d. i. Anitalten, 
durch welche mindeſtens Briefe gejammelt und verteilt 
werben , verbunden find. Nicht monopolifiert ift demnach 
der Brief» und Beitungsverfehr innerhalb eines Ortes, für 
Zeitungen auch der Verkehr im Umkreis von 2 Meilen vom 
Erſcheinungsorte ab (15 Kilometer von der Weichhildgrenge).® 
Im übrigen aber befteht daS Monopol nicht allein für 
inländifche, fondern ebenfo für ausländifche Briefe und 
Zeitungen, fei es, daß biefelben für das Inland beftimmt 
find oder nur tranfitieren. 5° 

Das Telegraphenmonopol des Reiches ift Durch folgende 
geſetzliche Vorfchriften eingefchränft: 

I. Telegraphenanlagen für den ausſchließlichen inneren 
Dienft von Landes» oder Kommunalbehörden, Deich» 
forporationen, Siel- und Entwäflerungsverbänden find zu 
Anlage und Betrieb frei, ebenjo ZTelegraphenanlagen von 
Transportanftalten, beſonders Brivateifenbahnen, auf ihren 
Linien für Zmwede des Betriebe oder zu Nachrichtenver⸗ 
mittelung innerhalb der bisherigen Grenzen ; endlich Anlagen 
innerhalb der Grenzen eined® Grundftüds oder zwiſchen 
mehreren, demſelben Beſitzer gehörigen oder zu einem Be⸗ 
triebe vereinigten Grundftüden, die nicht mehr als 25 km 
in der Luftlinie voneinander entfernt find, vorausgeſetzt, 
daß die Anlage nur den Betriebszwecken dieſes Grundftüdes 


U, ‚ deflen Ausführun en —A II, 62%; G. Meyer 
über een Punkt meines I, 576°; Rehm in Rrit. Biertel« 
adtend Ka beigeftimmt werben 5* B. 80, ©. 268 ff. 
Entf . DBG. XV, 427. 
bach 11fl. Über) br eh 1. Abf. 2. 
biefe e tooftanftaten f. auch 
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unentgeltlih dienen fol;°® II. außerdem muß die Anlage 
von Telegraphen durch den Reichskanzler mittelft einer Ver- 
leihungsurfunde Gemeinden für den Verkehr innerhalb ihres 
Bezirks geftattet werden, „wenn die nachſuchende Gemeinde 
die genligende Sicherheit für einen orbnungsmäßigen Be- 
trieb gemäß den Vorfchriften der Telegraphenordnung bietet, 
und das Reich eine ſolche Anlage weder errichtet hat, noch fich 
zur Errichtung und zum Betriebe einer folchen bereit erflärt“ ;5® 
I. endlich kann die Anlage für einzelne Streden ober 
Betriebe au Privatunternehmern geitattet werden.°° Gemäß 
dem das gefamte Telegraphenwejen beherrfchenden Monopol⸗ 
recht des Reiches ift diefes befugt, Anlagen der angegebenen 
Art jederzeit in eigenen Betrieb und Verwaltung zu über- 
nehmen. Die Staatzauffiht über derartige Anlagen ſteht 
grundfählid dem Staatsſekretär des Neichspoftamtes zu, 
ift jedoch für die zu I bezeichneten Anlagen den einzelftaat- 
lichen Zentralbehörden unter Vorbehalt der Reichsaufficht 
übermwiejen. ! ever Eigentümer eines Grundſtücks Tann 
bei Erfüllung der aufgeftellten allgemeinen Bedingungen 
Anſchluß an das Lokalnetz des Ortsbezirks verlangen Iſei 
e3, daß dieſes in Staat3- over dem oben bezeichneten ent- 
geltlichen Gemeinde- oder Privatbetrieb fteht. 6? 

Das Monopol kann in Fällen von Krieg oder gemeiner 
Gefahr durch eine offizielle Publikation des Staatsfefretärg 
des Reichspoſtamtes außer Kraft geſetzt werben. ®? 


ss Tel®. d.| 099 TelG. $. 2 im Eingang. 
RR. 2.7. Ri dl. 156). 61 8. 4. Strafbeft. 
Tel®. $.2. An Stelle bes|, |9 (Geibfir. bis 150 A.) e 
Reichatamiens treten für Bayern (ve 18 
und Württemberg die zuftändigen ss Tel®. $. 6. 
Ninifterien. mg. 8. 15. 
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IH. Das Poſt- und Telegraphengeheimnis.«“ 

1. Der gefamte Betrieb der Poft- und Telegraphen⸗ 
verwaltung ift, da „Poſt und Telegraphie nicht Privat- 
unternehmungen bes Fiskus, fondern Zweige des öffentlichen 
Stantsdienftes find” (Laband), beherrfht vom Prinzip 
de3 ftrengften Amtögeheimniffes: „das Briefgeſetz ift 
unverletzlich.“ 65 Das Briefgeheimnis in diefem Sinne 
beiteht nicht allein für den Umfang des monopolifierten, 
fondern des gefamten Poſtgeſchäftes, alfo au für 
offene Sendungen und Zeitungsabonnements. Die Beamten 86 
find demgemäß verpflichtet, keinerlei Mitteilung an dritte 
Perfonen weder über den Inhalt noch über die Thatjache, *7 
ja jelbft über die Adreſſe von Poſtſendungen und Tele- 
grammen zu macen.®®° Das PBoftgeheimniß ift, fomweit es 
fih um „unbefugte Eröffnung oder Unterbrüdung” von 
Briefen oder Paketen handelt, ftrafrechtlih,*? im übrigen 
disziplinariſch gefichert. 7° 


Bol. dazu auch RStGB. 8. 355 ; 


“©. die Grörterungen bei 
Zaband U, 57f. 


2abandll,56ff.;7.Schwarze: 


Die Befchlagnahme von Briefen 
und Telegrammen in feinen Er- 
örterungen aus dem Strafprogeß- 
seht H.2 S. 100ff.; Wieding 
8.v. Brief Igebeimmis | im». Holgen- 
Sie Lex.; Sybom in 
Sten 7 terug d. VerwR. 
G. Meyerl, 580; 

Sonim 4 N dos, 
18. 8. 5, ebenfo Tel. 
8. 8, TelDd. 8. 2; über Eröff- 
nung unbeftelöuzer, Sendungen, 

vgl. noch BD. 


Im TelG. 8. 8 ilt aus— 
drüdlih ausgeiproden, daß das 
Amts gebeimnis fih aud darauf 
erftredt, „ob und zwiſchen wel⸗ 
hen Perſonen telegraphiiche Mit- 
teilungen ftattgefunden gaben - 

Dambad 
Schmarze 108; Laband IT. 
57. Eine andere Anſicht hat aufs 
geftelt Löme, Kommentar 3. 
StPO. 313. 
ss RStGB. 88. 354, 355; 
im Gerichtsfaai 


8§. 46 Dambach 
eo fiber ben unfang dieles RXXIi 283; v. F qerarze 108. 


Begriffes ſ. oben Br. I, ©. 314. ı 
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2. Eine Abweichung vom Prinzip des Poftgeheimniffes 
iſt nur im Intereſſe der Rechtspflege und nur nah Maßgabe 
der vorhandenen pofitiven Geſetzes beſtimmungen geftattet. 
Diefe find: 

a) Bei ſtrafrechtlichen Unterſuchungen können 
die an den Beſchuldigten gerichteten Briefe, Telegramme 
und Poſtſendungen auf der Poſt beſchlagnahmt werden; 
ebenſo Briefe und Sendungen, aus welchen zu ſchließen iſt, 
daß ſie vom Beſchuldigten herrühren oder für ihn beſtimmt 
ſind, und daß ihr Inhalt für die Unterſuchung Bedeutung 
habe; die Beſchlagnahme darf ſich aber immer nur auf eine 
einzelne Poſtſendung beziehen.”! Eine derartige Be— 
ſchlagnahme auf dem Gebiete des Strafrechtes muß durch 
richterliches Urteil verfügt werden; die Staatsanwälte 
haben jedoch gleichfalls das Beſchlagnahmerecht unter fol- 
genden Borausfegungen: 1. wenn Gefahr auf Verzug ob- 
waltet; 2. wenn es fih um eine Unterſuchung wegen Ber- 
brechens oder wegen Vergehens handelt. Die vom Staats. 
anwalt beichlagnahmten Gegenftände find uneröffnet dem 
Nichter in Vorlage zu bringen, und die ſtaatsanwaltſchaft⸗ 
liche Beichlagnahme tritt ipso jure außer Kraft, wenn fie 
nit binnen 3 Tagen vom Richter beftätigt wird. Die 
beteiligten Perfonen (Adrefjat und Abfender) find, fobald 
der Unterfuhungszmed dies geitattet, entjprechend zu unter- 
richten”? und die Sachen baldmöglichſt herauszugeben. 

b) In Konkursſachen können auf Anordnung des Kon⸗ 
fursgerichted „alle für den Gemeinfchuldner eingehenden 


19. Schwarze 112 f. vgl. Fre Siraiprogeh 186f.; © v. 
aber Ed. 55 99101: Sch w 
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Sendungen, Briefe, Depefchen“ befchlagnahmt werden und 
find dann dem Mafjeverwalter auszuhändigen; der Gemein- 
ſchuldner fann beim Gericht Aufhebung diefer Verfügung 
beantragen, auch Einfiht in die, eventuell Herausgabe der 
beſchlagnahmten Sachen fordern, wenn ihr Inhalt nicht die 
Maſſe betrifft. 7° 

Der Poſt fteht eine materielle Kognition über die gericht- 
liche oder ſtaatsanwaltſchaftliche Requifition nicht zu. * 

c) Für die Sphäre des Livilprogefles find reichs⸗ 
gefegliche Vorfchriften, welche eine Durchbrechung des Poſt⸗ 
geheimnifjes geftatten, nicht vorhanden ;?5 eine zwangsweiſe 
Einwirfung der Gläubiger auf Poftfendungen des Schuldners 
ift immer nur möglich nad erfolgter Aushändigung der⸗ 
felben ;?° fomit liegt hier eine Durchbrechung des Poſt⸗ 
geheimnifjes niemal3 vor. Die Bezugnahme von PO. $. 3 
und Tel®. $. 8, auf „zivilprogefiualifhe Fälle” iſt dem⸗ 
nach bei der dermaligen Geſetzgebung gegenftandalos. 

Ungeredtfertigte Befchlagnahme ſeitens eines Poft- ober 
Telegraphenbeamten kann einen ſtrafrechtlichen Thatbeftand 
nad) Maßgabe von RStGB. 8. 354 Fonftituieren und konſti⸗ 
tutert in jedem alle einen disziplinarifch zu ahndenven That- 
beftand ; außerdem kann möglichermweife auch eine zivilrecht- 
lihe Haftung für den fchuldigen Beamten begründet fein. 77 

3. Someit das Briefgeheimnis reicht, dürfen Die Dazu 
verpflichteten Beamten auch nicht über amtliche Dinge Zeugnis 
geben, und die vorgefegte Behörde ift nicht berechtigt, die 


78 Kontd. 8. 111. 7 RD. 8. 7125 Dambad 


BSaband II, 59. "7 Bol. oben Bd. J, 326 f.; G. 
15 Bol. Laband II, 595. |Meyer L, 580 f. 
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Beamten zum Zweck der Zeugenfchaft vom Amtsgeheimnis 
zu entbinden. Eine Abweichuug vom Poftgeheimnis ift nur 
nah Maßgabe der obigen gefetlichen VBorfchriften geftattet ; 
diefe Vorſchriften find ausfchließend und die allgemeinen 
Beitimmungen über die Zeugnispflicht der Beamten’? dem- 
gemäß bier nit anwendbar. 


IV. Die Privilegien der Poſt. 

1. Die Sicherheit des Poſt- und Telegraphendienftes 
ift Durch mehrere Beitimmungen des Strafgeſetzbuches in 
befonder8 ausgezeichneter Weiſe geſchützt; ꝰ insbefondere 
ift die Unterdrüdung, Vorenthaltung, abſichtliche rechts⸗ 
widrige Vernichtung einer Sendung oder Depefche, ebenfo 
die Verfälfhung einer Depeſche mit Strafe bedroht. 

2. Das widhtigjte Privilegium der Poſt befteht im Mo- 
nopol, f. darüber oben 1. 

8. Die Poſt hat eine Reihe von Privilegien an öffent- 
liden Wegen: 

a) Chaufjeegelver und andere Kommunilationdabgaben 
auf öffentlichen Wegen (Weges, Brüden-, Damm-, PBflafter-, 
Prahm-, Fährgelder) dürfen nicht erhoben werden von den 
ordentlichen — für Ertrapoften find fie zu entrichten — 
Poften und deren Beimagen, Kurieren, ledigen Boftfuhr- 
werten und Pferden auf dem Rückweg, Briefträgern, Poſt⸗ 
boten, Perfonenfuhrwerten von Privaten, welche als Erſatz 
für die Poft verwendet merden. Unter diefe Vorſchrift 
fallen ſowohl die vom Staat als die von Gemeinden, Korpo- 


is —8 8. 341, StPD. 8. 38. 797 NStGB. 88. 248, 817, 
N. Dambadı 45. Sehr 318, 354, 355; Zaband IL, 61, 
gut Sabanb I, 58. 108. 
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tationen oder Privaten erhobenen Abgaben der bezeichneten 
Art, bei legteren drei Kategorieen jedoch „unbefchabet wohl- 
erworbener Rechte”. 8° 

b) Zur Herftellung von Telegraphenleitungen muß das 
erforderlihe Straßenterrain immer unentgeltlich überlaffen 
und überhaupt von der Straßenbauverwaltung auf das Te= 
legraphenweſen ftet3 befondere Rüdficht genommen werden. ®1 

c) Wenn die gewöhnlichen Wege gar nicht oder ſchwer 
pajjterbar find, darf die Poft?? auch Neben- und Feldwege, 
ſowie ungehegte Ader und Wiefen benugen, jedoch gegen 
Entſchädigung an die Eigentümer. ®° 

d) Pfändung und Verhaftung von Poftbeamten bezw. 
Poftinventar im Dienft iſt unzuläffig, * insbefondere auch 
im Falle sub c). 

e) Alle Gefährte müflen auf gegebenes Signal der Poft 
fofort ausweichen; Fährleute müſſen die Poſt unverzüglich 
befördern, Thore, Brüden, Barrieren vom Wachperfonal 
fchleunigft geöffnet werben, bei Strafe von 1—30 ME. 85 

4. Elektriſche Anlagen find in ihrem Betrieb gegen 
Störung durch ſpätere Anlagen oder Abänderung von 
folden dadurch gefhütt, daß auf Koften des Unternehmers 
der letteren die Anlage nah Möglichkeit jo ausgeführt 
werden muß, daß fie nicht ftörend einwirft. Streitigfeiten 


Straßen, im — Een 8.14 
ausdrüdlih ausgeſchlofſen. 

82 ade bezieht fich Die 
Abſicht des Geſetzgebers auch auf 
Brieftrager vol. ambad 115. 


“0. . 18, vgl. Dambad 
116 f. 
85 PG. 88. 19, 23. 


0.98, 8. 16. 


1B d. BR v. 25 Juni 
1869 (nicht publiziert). Zaband 
II, 73. Weitergehende als bie 
biöher beftehenden Anſprüche 
auf die Verfügung über fremden 
Grund und Boden, insbefondere 
über öÖffentlide Wege und 
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hierüber gehören vor die orventlichen Gerichte im befchleu- 
nigten Verfahren. ®° 

5. Bon befonderer Wichtigkeit find die Privilegien der 
Poft bezüglich der Eifenbahnen. °T Diefelben find unter Auf- 
hebung des urfprünglichen Art. 4 des PG. in einem Spezial« 
gefeß zufammengefaßt, welchem bezüglich der Eijenbahnen 
von „untergeordneter Bereutung” (Neben- und Straßen- 
bahnen) eine befondere, die Art. 2, 3, 4 des Geſetzes 
weſentlich mobifizierende Verordnung des Reichskanzlers auf 
Grund von Art. 9 des EiſPG. an die Seite tritt (f. die 
näheren Angaben oben ©. 248 f.). 

Die Erreihung des Staatszweckes, dem die Poft zu 
dienen bat, ift geradezu bedingt von der möglichft unein- 
gefchränkten Benugung der Eifenbahn durch die Poft. Die 
geſetzgeberiſche Ordnung dieſes Punktes bietet Teinerlei 
Schwierigkeit da, mo die Eifenbahnen in der Hand des 
Staates fonzentriert find. Der für die Poft in Betracht 
fommende Gefichtspunft ift jevoch fo zwingenver Natur, daß 
der Staat Fraft feiner Souveränetät auch die in Privat- 
eigentum ftehenden Eifenbahnen notwendig ebenjo rechtlich 
behandeln muß, wie die Stantseifenbahnen. Demgemäß 
macht auch unfere deutfche Geſetzgebung bei Feſtſtellung der 
Verpflichtungen der Eifenbahnen zu Sweden des Woft- 
dienfte8 einen Unterſchied zwiſchen Staats: und Privat- 
bahnen nur infofern, als zwar für Privateifenbahnen die 
Vorſchriften der Konzeſſionsurkunden in erſter Linie maß⸗ 


E TelG. 4* 12, 13, verb. —— RLex. J, 670. Über 
—8 1% , 201, 202-204. : die geihichte Diefes rivilegs 
200; Laband II, 75. — ‚99%; Laband 
. Meier 8. v. 1% 67 ff. 
— — in von! ® EPG. Art. 12 Abf. 2. 
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gebend bleiben, die Eiſenbahngeſellſchaften jedoch an deren 
Stelle die durch das Gefeh beftimmten Leiftungen zu über- 
nehmen berechtigt find. ®° 

Das Prinzip des gegenseitigen Verhältniſſes von Poſt 
und Eifenbahnen brüdt die Vollz. B. z. Eifenb. PG. zutref- 
fend folgendermaßen aus: „Die Beamten der beiberfeitigen 
Verwaltungen find verpflichtet, bei Wahrnehmung ihres 
Dienftes dergeftalt Hand in Hand zu gehen, Daß das Intereſſe 
beider Verwaltungen nah Möglichkeit gefördert, Nachteil 
für die eine oder andere Verwaltung aber vermieden wird. 
Someit ſolches mit den Intereſſen der eigenen Verwaltung 
verträglich erfcheint, müfjen die Beamten in allen Vorkomm⸗ 
niffen des Dienites den Wünfchen der Beamten der anderen 
Verwaltung willfährig ſich beweiſen.“ 9° 

Die einzelnen Verpflichtungen find: 

a) Die Eifenbahnen find gehalten, ihren Betriebsdienſt, 
foweit Natur und Erforberniffe desfelben bies geitatten, fo 
einzurichten, daß er den Bebürfniffen des Poftdienftes fo viel 
als notwendig entjpricht, insbeſondere bei Feſtſtellung der 
Fahrpläne und Poftanfchlüffe. 9" 

b) Die Eifenbahnen find gehalten, Briefe und 
Zeitungen mit allen Zügen ohne Ausnahme 
au befördern. Andere als Brief» und Beitungsjendungen 
brauchen bei Zügen, „deren Fahrzeit beſonders kurz be 
mefjen tft”, nicht mitgenommen zu werden, „wenn Dies von 
der Eifenbahn-Auffihtsbehörde zur Wahrung der pünktlichen 
und ficheren Beförderung ber betreffenden Züge für notwendig 
erachtet wird, und andere zur Mitnahme der Päckereien ge- 


I EPG. Art. 1 | oi giſpo. Art. 1 Abſ. 1, 
° VollzV. VIII 5. 1. VollzV. I 
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eignete Züge auf der betreffenden Bahn eingerichtet find“, 22 
fondern find nad) Anordnung der Eifenbahnauffihtsbehörbe 
auf die übrigen Züge entfpredhend zu verteilen.”? Be- 
fondere Eifenbahnzüge für Poftzwede können nicht verlangt, 
aber bei jedem Eifenbahnzug muß die Einjtellung eines be- 
fonderen Wagens für den Poſtdienſt geftattet, ?* die Ein- 
ftelung mehrerer Poftwagen dagegen fann nur auf Grund 
vorheriger rechtzeitiger Anmeldung gefordert werben. ° 

e) Briefe, Zeitungen, Gelder, ungemünzte® Gold und 
Silber, Juwelen, Pretioſen ohne Unterfchied des Gewichtes, 
Pakete im Einzelgewidt bis zu 10 kg, dazu die nötigen 
Beamten und Gerätihaften — auch bei Rückkehr vom 
Dienft — müſſen von den Eifenbahnen immer unentgeltlich 
befördert werden.?° Für alle übrigen Sendungen ijt den 
Eifenbahnen eine Vergütung zu gewähren, welche „nad der 
Gefamtmenge der auf der betreffenden Eiſenbahn fich be- 
wegenden zahlungspflichtigen Boftftüde für ven Achskilometer“ 
zu berechnen ift;?T die Vergütung ift auch dann zu be⸗ 
zahlen, wenn die Sendungen im Poſtwagen befördert wer⸗ 
den; die Regeln, nach welchen die Berechnung zu erfolgen 
bat, find auf dem Verordnungswege genau feitgeftellt und 
von dem Prinzip beherriht, daß feine der beiven Ber- 
waltungen auf Koſten der anderen Gewinn erzielen foll.?® 


— — — 





»2 Dazu noch belonbere Bor-| % EiſPG. Art. 2. Abf. 1. 
riften in EIBS. Art. 8, At. SiRo., Art 2 Abſ. 2, 


rt .8. 
*8 Eine, Art. 2 Abi. 8. 9 6 Art. 2 Abſ. 


VollzVv. I—V. Dazu VollzV. III ü 2, IV 

ENG. Art. 2, 6. über | 8. 2, 8. gr 4 iſt 

befien Stuung im Zuge BetrO. abgeändert durch V . Mai 

8. 84 ber Sonberzüge 197 (EDEL. 262), ‚ferne II 

uns % au 1 Abf. 2 8. 2 durch 3 Des. 1881 
. Art. 5. (CBl. 1882 S. Ye 


272 Buh IX. Das Verkehrsweſen. 


d) Bei neuen Gifenbahnhochbauten, ebenfo bei Um— 
und Ermeiterungsbauten ift auf die Bebürfnifje der Poft- 
verwaltung möglichfte Rüdficht zu nehmen, verfelben in3- 
befondere auch die erforderlichen Dieniträume und Dienft- 
wohnungen für Beamte zu unfündbarer Miete zu ge= 
währen. ®° 

e) Die Eifenbahnen müffen auf ihrem Terrain immer 
die Erridtung ſtaatlicher Telegraphenleitungen unentgeltlich 
geſtatten; ald Aquivalent ift venfelben andrerfeits die unent- 
geltlihe Benutung der Staatötelegraphen geftattet; ferner 
müſſen ſie bei Störung der Staatstelegraphen ihre Betrieb3- 
telegraphen zum Staatsdienft unentgeltlich aushilfsweife zur 
Verfügung ftellen. Telegraphenbeamte und Telegraphen- 
arbeiter müflen immer zur Betretung des Eifenbahnterraing 
zugelafien, Telegraphenmaterialien zu ermäßigten Fradıt- 
fägen beförbert, Telegraphenleitungen erforderlichen Falls von 
der Eifenbahnverwaltung ausgebefjert werben. 100 

Die Verpflichtungen der Eifenbahnen find im einzelnen 
Yale nah Maßgabe von Geſetz und Verordnung durch 
gütliches Einvernehmen der beiberfeitigen Verwaltungen feſt⸗ 
zuftellen. 1% Streitigkeiten entfcheidet in erfter Inftanz bie 
Zandegeifenbahnauffichtsbehörde, gegen deren Entſcheidung 
Rekurs an den Bundesrat geftattet ift, welcher nah An⸗ 
börung der Neichspoftverwaltung und des Reichseiſenbahn⸗ 
amtes definitiv entfcheidet; Provokation auf richterliche Ent- 
ſcheidung iſt demnach prinzipiell ausgeſchloſſen. 102 


RO —— 7. Soggs An 101 Bold. VI 8. 1. 
108 gi publiziert), Laband) 19% EPG. Art. 1 Abf. 3. 
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6. Perfonengeld, Porto und andere Boftgebühren werben 
gemäß ihrer öffentlic-rechtlihen Natur nad Maßgabe der 
für die öffentlihen Abgaben des Stantes geltenden Vor: 
ſchriften zwangsmweife vom Abſender eingetrieben; letzterer 
ift jedoch befugt, hiegegen den Rechtsweg bei den Bivil- 
gerichten zu befchreiten. }°8 

7. Auf dem Wege des Arreites oder der Exekution kann 
Poftinventar nicht befchlagnahmt werben, wohl aber Tann 
ſolches unter Umftänden Beltandteil einer Konkursmaſſe 
fein. ?0% 

8. Die vorfhriftsmäßigen Poftdienftpferde find frei von 
Spanndienften für Staatd- und Kommunalzmede, fowie auch 
von der zwangsmweifen Aushebung im Kriege. 105 Ferner 
find die Pofthalter frei von der militäriſchen Borfpann- 
leiftung und Fouragelieferung im Frieden. 10° 

9. Trifft die Poſt unterwegs ein Unfall, fo find die 
Anmohner der Straße zu ſchleunigſter Hilfeleiftung bei Strafe 
verpflichtet und können hiezu eventuell durch Die Ort3polizei- 
behörde zwangsweiſe angehalten werden; für geleijtete Hilfe 
ift vollftändige Entſchädigung zu gewähren. 197 





108 RG. 8. 25. Dazu Dam- | analoge Vorſchrift StrandO. v. 17. 
bad 125ff.; Löning 602: „troß | Mai 1874 8.9). Eine Strafan- 
der privatrechtlihden Natur der | drodung enthält das Poſtgeſetz 
Forderung“, ebenfo ©. Meyer | nicht. Das Verhältnis zu RStGB. 
593; Mandry 421 u. andere|$. 360 Nr. 10 ift nicht ganz 
ınehr. zweifelsfrei. Die meiften Schrift- 

14 PG. 8. 20. Kontd. 8. 1, fteller erflären dieſe Strafvor- 
Abſ. 3. Schrift für anwendbar: Vorauss 

165 NG. 8. 22. Krieggleift®. ſetzung der Strafe ift aber dann: 
v. 23. Juni 1873 $. 25 3. 4. |1. Aufforderung durch ein Poli⸗ 

108 NaturalleiſtG. v. 13. Febr. jelorgan, 2. Nichtbefolgung der 
1873 88. 3, 5. Aufforderung, „obgleich er der 
107 98. 8. 21 (f. aud die] Aufforderung ohne erhebliche 
Zorn, Staatsreht II. 2. Aufl. 18 
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V. Das Rechtsverhältnis gegenüber dem Publifum.!® 

A. Dur die Benußung der ftaatlichen Poſt- und Tele- 
graphenanftalten ſeitens des Publikums wird im einzelnen 
Fall zwifchen der Staatsanftalt und dem dieſelbe Benugenden 
eine Obligation des öffentlichen Rechtes begründet, melde 
nach beiden Richtungen Rechte wie Pflichten bervorbringt, 
deren Subfumtion unter privatrechtlihe SKategorieen, ſei es 
des Frachtgefchäftes, ſei es der locatio conductio operis, 
jedoch ala prinzipiell unftatthaft erachtet werden muß; 10? 
dag Privatreht vermag für Verhältniffe des öffentlichen 
Rechtes Analogieen zu bieten, nicht aber dürfen ſolche Verhält- 
niffe einfach in die Schablonen des Privatrechtes eingezwängt 
werden. Ein Bertrag, der auf Verlangen des 
einen Teiles vom anderen geſchloſſen werden 
muß; ein Vertrag, deſſen Inhalt nit frei 
vereinbart wird, fondern gefeglid feſtſteht, 
ein Vertrag, bei deffen Abfhluß die Dis- 
Ebenſo ift die Erörterung von 


Mandry $. 47 gan privat- 
rechtlih, ebenfo ©. Meyer I, 


eigene Gefahr genügen fonnte“, 
f. Löning 6021, 258; Laband 
Il, 74; Dambad 120f. 


108 Laband II, 77 ff. faßt 
das nehtäuergättniß ganz privat- 
rechtlich, muB aber doch aner- 
fennen: „Faßt man die einzelnen 
von den Bojtämtern gefchlofienen 
Geſchäfte in das Auge, fo Fehrt 
fih allerdings der Grundſatz des 
Privatrechts, daß die Parteien 
beim Abſchluß von vermögens- 
rechtlichen Verträgen volle Dis- 
pofitionsfreiheit Baben. fomeit 
nit ausnahmsweiſe ein Recht3- 
fa zum jus cogens erflärt 
it, in das Gegenteil um.“ 


8. 177, dort auch Angaben über 
die reihe Litteratur S. 5811, 
die zur Seit noch von privat» 
rechtlichen Gefihtspuntten be— 
herrſcht iſt. Grundſätzlich an⸗ 
ders: O. Mayer, Franzöſiſches 
VerwR. 323 ff.: Schott in 
Endemanns Handb. d. Handels⸗ 
rechts III, 539 ff.; ſ. dazu Die 
Kritif von Laband U, 77 ff. 
109 Mehrere Schriftfteller ge— 
brauden ala techniiden Aus» 
druck die Bezeichnung „Pofttrans« 
portvertrag*. So Dambad 4. 
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pofitionsfähigleit in feiner Weife in Betradt 
tommt — iſt eben juriftifh Fein Bertrag im 


Sinne des PBrivatrehts!1. Die Theorie des öffent- 
lichen Rechtes muß ſich daran gewöhnen, öffentlich-rechtliche 
Dinge aus ihren eigenen Gefihtspunften juriftifch zu mwür- 
digen, und verzichten lernen auf die erborgten Umhüllungen 
des Privatrechtes, weldhe in ihrer Anwendung auf das 
Öffentliche Recht doch immer die bevenklichiten und nur in 
der gezwungenften Weife zu verdedenden Blößen bieten, 111 
Die Aufgabe eines Briefed oder Telegrammes zur Be- 
förderung durch den Staat ift fo wenig eine locatio con- 
ductio operis!!? wie die Ginreihung einer Klage bei 
Gericht. Dieſes wie jenes ift lediglih ein Antrag des 
Unterthanen beim Staat, feine Staatspflicht zu erfüllen. 
B. Die aus dieſer Obligation des öffentlichen Rechtes 


nn u nn — — 


10 Auch dann nidt, mwenn|die Freiheit, die „Vertrags 


das Geſetz — Poit®. 8. 50 — 
diefen Ausdrud gebraucht. A. 
A. Laband II, 8I. Dambach 
208. ©. Meyer I, 57318, 
5824. 

ı11 Dies bemeifen deutlich die 
Erörterungen bei Mandry, 
Zaband u. G. Meyer. Für 
die Dienfte, die die Poſt dem Reiche 
feldft leiſtet muß auch abanblIl, 
79 den Vertragscharakter preis— 
geben; ſie ſeien „rein thatſäch— 
licher Natur“, „ein Rechtsver⸗ 
hältnis zwiſchen der Poſt und 
dem Reiche wird dadurch nicht 
begründet”. Daran allein ſchon 
muß meines Cradten die ganze 
privatrecdhtliche Konſtruktion 
ſcheiten. Nach Laband II, 


79f. hat die Poſt „prinzipiell“ 


bedingungen“ zu „vereinbaren; 
von dieſem „Prinzip“ bleibt aber, 
wie Laband felbft weiter aus⸗ 
führt, in Wirklichfeit nichts übrig, 
als eine ganı geringfügige 
„Ausnahme. 

18 So G. Meyer, Laband, 
Mandry, Dambach u. a. 
Über die rechtliche Natur der 
Poſtanweiſung ſ. die Litter. 
Ang. bei G. Meyer 583%. Die 
„Tehr beftrittene* rechtliche Natur 
der Poſtanweiſung ift fehr ein- 
fah: fie ift ein Antrag eines 
Unterthanen bei der Staatöver- 
waltung, eine beftimmte ein« 
gezahlte Summe an eine be- 
ftimmte Adreſſe zu befördern 
und auszubändigen. 


18* 
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für beide Teile entftehenden Rechte und Pflichten im ein- 
zelnen ergeben fi) aus den hiefür erlaſſenen fpeziellen Ge- 
fegen und Verordnungen in folgender Weife: 

I. Die Boit- bezw. Telegraphenanftalten find 
verpflidtet, die an fie gerichteten Anträge 
anzunehmen. !!® 

Soweit dad Poſtgeſchäft monopolifiert ift, ift diefe Ver— 
pflichtung als eineunbedingte zu betrachten. Dieje Rechts⸗ 
pfliht Bat im Geſetz einen bejonderen Ausdrud gefunden 
bezüglich der Zeitungen: „Keine im Gebiete des Deutſchen 
Reiches erfcheinende Zeitung darf vom Poſtdebit ausgefchlofjien 
werben.” Dieje generelle Vorfchrift entfprang unzweifelhaft 
dem nämlichen Gedanken, welchem fpäterhin das Reichs⸗ 
preßgejeg dahin Ausdruck gab, daß ein Verbot inländifcher 
Zeitungen überhaupt unjtatthaft fei.?!* Der Grundfaß hat 
jedoch in der Zmwifchenzeit mehrfache Modififationen erfahren, 
und damit bat fich auch die rechtliche Bebeutung jener gene- 
rellen Vorſchrift des Poſtgeſetzes weſentlich modifiziert. 

Der rechtliche Zwang der Poſt, Zeitungen zu befördern, 115 
hat zur notwendigen Vorausfegung, daß bie betreffende 
Zeitung vom Staat durch Nichterlaß eines Verbotes zu- 
gelafjen jei; andernfalls eriftiert die Zeitung für das Rechts⸗ 
gebiet überhaupt nicht, und es kann fomit von einer Rechts⸗ 


118 PG. 8. 8, dazu jedoh PO. 
11, ferner To. 8.5; embad 
30f.: Laband 11, 51 ff.; 
Meyer I, 578°°. — 
verfolgbar ift dieſer Anſpruch 
nach den oben entwickelten Grund⸗ 
ſätzen nicht; auch G. Meyer 
und Laband lehnen trotz ihrer 
privatrechtlichen Auffafſung des 


„Poſtgeſchäftes“ die Möglichkeit 
einer —* ab, geraten alſo 
auch hier mit hd jelbft in 
Widerfprud. 


114 PreßG. 8. 14. 
156 PO. 8 28. Sehr 


al über dag eitungd- 
gefhäft Dambach 3 
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pflicht der Poſt, ſolche Zeitungen geſchäftlich zu vertreiben, 
feine Rede fein. 1 Nach dem Neichöprefgefeg kann für 
inländifhe Zeitungen ein ſolches Berbot nicht erlafien 
werden. 

Die Modifikationen des im RO. ausgejprochenen Prin- 
zipe3 find demnad nur: 1. für Zeitungen: 

a) Zeitungen, welche auf Grund des in Eljfaß-Lothringen 
geltenden Preßrechtes — das Reichspreßgeſetz ift in dieſem 
Teile des Reichsgebietes nicht eingeführt worden 11T — ver- 
boten find, braucht die Poſt nicht nur nicht zum gefchäft- 
lihen Bertriebe anzunehmen, fondern darf fie nicht an- 
nehmen. 

b) Das Gleiche gilt für ausländifche Zeitungen, welche 
im Reich verboten find. !1® 

2. Für Telegramme modifiziert fich die Nechtspflicht 
des Staates zur Beförderung ferner Durch die folgenden Säge: 

a) Eine zeitweife Schließung der Telegraphenanſtalt 
fann aus dringenden Gründen durch Die Behörde erfolgen, 
ganz oder teilmeife, für alle oder nur für beftimmte 
Korrefpondenzen. 

b) Telegramme, deren Inhalt gegen das Gefeß oder bie 
Rückſicht des öffentliden Wohles oder der Sittlichleit ver- 
ftößt, können zurückgewieſen werden. 119 


| 35 ; & Meyer I, 579. Richtig 
116 Die Roft wird demgemäß | v. Liszt, Preßrecht 108 f. 
auch nicht für verpflichtet era: | 117 Dambad 3. 

tet werden dürfen, Beitelungen | 113 Ein ſolches Verbot ift je- 
an» und Beförderungen vorzu- doch nur auf die beſchränkte 
nehmen; fie muß dieſe ebenfo | Zeitbauer von 2 Jahren ge 
ablehnen, wie die Ausgabe. La⸗ Nattet. PreßG. 8. 14. — Dam⸗ 
band II, 561 fchließt nur let» | bach 35. 

tere aus. Ebenfo Dambach 9 Ted. 8. 1,1, HI. 
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c) Ausfchließungen von der Benutung öffentlicher 
Zelegraphenanlagen, ebenfo wie andererfeit3 Bevorzugungen, 
find „nuraus Gründen des öffentlichen Interefjes zuläjfig”. 1? 

3. Bon der Beförberung ausgeſchloſſen find ferner: 

a) Gegenftände, deren Beförderung mit Gefahr ver- 
bunden ift, namentlid alle durch Reibung, Luftzudrang, 
Drud oder fonft leicht entzündliche Sachen, fowie ätende 
Flüffigfeiten ; 

b) Gegenftände, deren Zuführung an den Beſtimmungs⸗ 
ort nad) Maßgabe der vorhandenen Poftverbindungen und 
Poftbeförderungsmittel nicht möglich ift. 1? 

Aber auch für denjenigen Umfang des Poftgefchäftes, 
welcher nicht monopolijiert ift, beiteht prinzipiell kraft Ge— 
jeßes die Nechtspflicht der Poſt, die ihr gemachten Anträge 
zu erfüllen. Die Gründe, aus welden eine Ablehnung 
ftatthaft ift, find in der Poftorbnung genau aufgeführt. 122 

I. Die Boft: und Telegraphenanftalten find verpflichtet, 
die übernommenen Aufträge nah Maßgabe von Gejeg und 
Verordnung auszuführen, insbejondere für möglichſt raſche 
Abfendung, Beförderung und Beitellung!?? Sorge zu 
tragen. 1 Die Vorfchriften des Neglements „gelten als 


120 TelG. 8. 5. Abf. 2 BD. 8. 2 —* die Beftellung 
121 PO. 8 11. Dazu über 8. 38 ff.; vgl. POS. $. 6. Die 
bedingte Zulaffung zur Beför- Älieferung, hat nur nad Maß⸗ 
derung noch $. 12, f. dazu ferner | gabe des Poſtſpezialrechtes zu 
über auszufcließende Poſtkarten erfolgen; HGB. Art. 405 iſt 
14, II, über Perſonen, nicht anwendbar. So auch La⸗ 
die von der Beförderung mit band II, 88 f. 
ahrpoft ausgeſchloſſen find) 19 Über abfichtliche rechts⸗ 
widrige Vernichtung, Unter⸗ 
S. auch Laband II, 54 f. drückung, Sorenthaltung Reichs 
128 Über die Behandlung reg» jtrafgefeßbud SS. 354, 355. 
lementswidriger Sendungen |. | 
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Beftandteil des Vertrages zwiſchen der Poſtanſtalt und dem 
Anfender bezw. Reifenden“.125 Keine Verantwortung für 
richtige Beftellung trägt die Poftverwaltung, wenn der 
Adreſſat die Erklärung abgegeben hat, feine Sendungen 
jelbfi abzuholen oder abholen zu lafien; auch findet in 
diefem Fall feine Legitimationsprüfung des Abholenden 
ftatt, wenn foldhe nicht ausdrücklich mit der Poſt vereinbart 
murbe.’26 Cine Prüfung der Identität von Adreſſat und 
Empfänger, eine Prüfung der Echtheit von Unterfchrift und 
Siegel nah ordnungsmäßiger Aushändigung des For— 
mulares zum Ablieferungsſchein an den Adreſſaten braucht 
ſeitens der Poſt nicht ftattzufinden. 127 

Unbeftellbare Sendungen find in erfter Linie zurüd- 
zugeben; ift bies nicht möglich, jo find Briefe und Tele 
gramme zu vernichten, andere unbejtellbare Sendungen und 
zurüdgelafjene Pajlagiereffeften nad Abzug von Porto und 
fonftigen Roften zu Gunften der Poftarmen- und Unter- 
ftügungsfaffe zu veräußern bezw. derfelben bar zu über- 
geben. 128 Bei verfpäteter Meldung des Adreſſaten ift 
jedoch der Betrag aus der Kaffe zurüd zu bezahlen, jedoch 
ohne Berechnung von Zinfen. 12° 

Il. Die Boft haftet dem Abfender!? in ge- 
wiffen Fällen für Berzögerung, Befhädigung, 
Berluft.!%1 





125 PG. 8.50 Abi. 2, ſ. auh| 129 PG. $. 26. Anders zu 
D. behandeln find gefundene Sachen: 
126 RG. 833 ‚ BO. 8.42. |Dambad 132; Laband II, 76. 
197 BD. 88. 40,| 180 Modififationen biefes 
48, * ——* HGB. Art. Grundſatzes mehrfach in Staats⸗ 
408. | erirägen zu Gunften des Adref- 
28 PO. 88. 45, 46 geben hier- | Tat} G. Meyer 588%, 
über genaue Borfchri ten. s Dambadı 48ff.; Laband 
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Hterüber find folgende geſetzliche Vorfchriften vor- 
handen: 
1. Gar keine Haftung 1?? befteht: 


2) 


b) 


e) 


bei den nicht pofitio im Gejeß 88. 6—15 auf: 
geführten Kategorieen des PBoftgefchäftes, insbeſondere 
bei gewöhnlichen Briefen, 13° Poſtkarten, Drudiadden, 
Marenproben, Beitungen und Telegrammen. 1%: Die 
Beftimmungen des Geſetzes find für die Frage der 
Haftpflicht der Poſtverwaltung ganz erfihöpfend; 
wenn der Berluft, die Bejchädigung oder die ver- 
zögerte Beförderung oder Beltellung «) durch eigene 
Fahrläffigfeit des Abſenders, insbeſondere bei nicht 
vorfchriftsmäßiger DVerpadung und Verfchluß, 183 
8) oder dur die unabmwenbbaren Folgen eines 
Naturereigniffes'2® oder y) durd die natür- 
lihe Bejchaffenheit des Gutes herbeigeführt worden 
iſt ; 137 

für Schaden am Inhalt der Sendung, „wenn der 
Verfchluß und die Verpadung der zur Poſt gegebenen 


II, 90 ff. Dazu eine umfaffende 
Spezialitteratur, f. die Angaben 
bei &. Meyer I, 58518. 

182 Gine iviltechtliche Haftung 
der „Angehtelten der Poſtver⸗ 
waltung! ergiebt für dieſe Fälle 
nit aus allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen“, wie dies Mandry 423 


als „felbftverfländfich“ annimmt, | der 


mweife werden die Gebühren zu⸗ 
rüderitattet. 
185 Die Vorſchriften hierüber 
ID: Ri 8,9, für nd 
‚ ferner $ 


—— casus und jede an⸗ 
dere vis major iſt demnach von 
Poſt zu vertreten. Vgl. 


fondern nur nad) dem fpe ill Dambad 61f. ſ. auch Laband 
——— 


Beamtenrecht, ſ. oben 
S. 326. 


188 RS. 8. 6 
14 TO. 6. Fl "nanafma- 





I, 


Bi RG. 63. BO. 8.1 
mbad 3 ff., 92 ff. Sal 
588. Art. 395, 607. 
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Gegenjtände bei der Aushändigung an den Empfänger 
äußerlich unverlegt und zugleich das Gewicht mit dem 
bei der Einlieferung ermittelten übereinftimmend be- 
funden wird“. Die ohne Erinnerung erfolgte An- 
nahme einer Sendung begründet hierfür eine Ver- 
mutung, 18° die nur durch vollitändigen Gegenbemeis 
entfräftet werden kann. 

d) bei betrüglicher Wertbeflaration ; 1? 

e) für die Beförderung mit Ertrapoft ; 140 

f) in Fällen von Krieg oder gemeiner Gefahr, wenn 
durh Erklärung des Staatsfefretärd des Reichspoſt⸗ 
amtes unter Aufhebung des Monopols die Haftung 
ausdrücklich ausgeſchloſſen murbe ; 141 

g) wenn der Schaden außerhalb des Reichspoitgebietes 
fih ereignet hat, falls nicht die Haftung ausdrüdlich 
durh Staatsvertrag übernommen iſt. !*? 

2. Für VBerluft haftet die Poſtverwaltung bei ein- 
gefchriebenen Sendungen; e3 werden 42 Mk. vergütet, 
eventuell bei Paketen mehr ;!*? 

8. Für Verluft und Befähigung bei Briefen 1** mit, 
ferner bei Paketen mit und ohne Wertangabe. Zu erjeten 
ift bei Wertangabe nad) Maßgabe diefer Angabe, es ſei 
denn, daß die Poſtverwaltung beweiſen könne, dieſelbe über- 





188g, g i; Dambad 72.| 18 86.8.6 Abſ. 13. 11, BO. 
189 RG. $. Abſ. dazu * Dambach 48 ff. Das 

RStGB. R 267, ges 4 G. führte bier auch Sendungen 

140 Wr 1 Abf. 2, dazu per Eftafette auf; diefer Dienft 

Dam ift ſeit 1. Juli 1892 meggefalten, 
141 9, 8. 15, P an S. 268. | |. sit EA Feſtonese . 43e. 
18 29. 8. 6 3e. ©. —— 13 i, über 

bierzu Die Angaben bei ®. Mertangab 20.8 

Meyer 58722; Laband II, 87f. 
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fteige den gemeinen Wert der Sade, in welchem Falle nur 
legterer zu erfegen ijt!t° (über betrügliche Deklaration 
ſ. oben 3.1, d). 

Bei Paleten ohne Wertangabe ift der wirklich erlittene 
Schaden zu erſetzen, jeboh nicht mehr ala 3 ME. pro 
500 gr und nicht meniger ala 3 ME, !4° 

Nach den nämlichen Grundfägen wird Paffagiergut bei 
der ordentlichen Fahrpoſt behandelt. !*7 

4. Für Verzögerung bei Beförderung oder Beitellung 
haftet die Poft bei Briefen mit Wertangabe und allen 
Paleten, „wenn die Sendung durch die verzögerte Beförderung 
oder Beitellung verborben ift oder ihren Wert bleibend ganz 
oder teilmeife verloren hat“, ausgenommen jedoch Ver⸗ 
änderung des Kurfes oder marftgängigen Preifes. 1*® 

5. Für Poftanmeifungen und PBoftaufträge leiftet Die 
Poſt unbedingte 14% Garantie, es fei denn, daß eigene Fahr- 
läffigteit des Abſenders vorliege. 150 

6. Bei Lörperlider Beſchädigung von Neifenden der 
Fahrpoſt 161 trägt die Poft Kur: und Verpflegungskoften, 
wenn der Unfall nicht ermeislih durch höhere Gewalt — 
alfo Zufall hat die Poſt zu vertreten — oder durch eigene 
Fahrläffigfeit des Reiſenden verſchuldet mar. 19? 

7. Borausfegung des Schadenserfaganfprudes ift in 
jedem Falle die Befolgung der in Gejeg und Verordnung 


146 PG. 8. 8; Dambach 78ff. Labandll, 86. Dam bach ös ff. 
140 P6G. 9 s Meyer L 87887, 
147 PG. 123.1. 151 Über Verfonenbeförderung 
48 128. 8. 6 Abf. 2. | mit ber Belt PO. 8. 51, Exrtra- 
148 Nach Mandry 423 gemäß | pojten 
ben Grundſätzen der locatio 189 —* . 11 3. 2, dazu 
conductio irregularis. Dambach 89 fi. 
o PG. 8. 6 Abi. 4, dazu] 
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begründeten Vorfchriften feitens des Abſenders; dieſe Voraus 
ſetzung ift im Falle der Beitreitung vom Kläger nad: 
zuweiſen; beruft ſich dagegen die Poſt auf einen ihre Haft- 
pfliht ausfchließenden Grund, fo tft diefer von der Poſt 
nachzumeifen. 158 

8. Der Schadenserſatzanſpruch kann gemäß der pofitiven 
Vorſchrift des Gefeges!d* durch Zivilflage geltend gemadt 
werden. Die Klage ift gegen die Oberpoſtdirektion des 
Einlieferungsbezirtes zu richten. 15° Das Klagerecht ver- 
jährt binnen 6 Monaten vom Einlieferungs- bezw. — ©. 282 
3.6. u. — Beſchädigungstermine; die Friſt wird unterbrochen 
dur Reklamation bei der zuftändigen Oberpoftdireftion. 166 

IV. Diejenige Berfon, welde mit der Poft in 
ein öffentlich-rechtliches Obligationsverhält— 
nis tritt, iſtder Abſender, nicht der Empfänger. 
Der Abſender hat einmal den Verpflichtungen von Geſetz und 
Verordnung, 167 beſonders bezüglich der Verpackung, Ein- 
lieferung u. ſ. f. zu entſprechen 15° und ſodann — die 
Hauptpflicht des Abſenders — das vorſchriftsmäßige Porto 
zu bezahlen. 

Das Porto iſt feine vertragsmäßige Geld— 


158 Sehr eingehend hierüber PoſtG. $. 50 Abf. 2 bezeichnet, wie 
im einzelnen Dambach zu den | oben bereit3 bemerkt, die auf 
betr. SS. des Gefeßed und der | ftaatlicher Vorſchrift beruhenden 
Poitorbnung. Pflichten prinzipiell irrig als 

154 G. Meyer Il, 589: „da |„Beitandteil des PVBertrages 
das Verhältnis ein privatrecht- | amifchen der Boftanftalt und dem 
liches ift.“ Ibfender”. 

155 BG. 8. 13; dazu ZRO.| 188 Die näheren PVorfchriften 
88. 20, 29. hierüber giebt die Poſtordnun 

166 PG. 8. 14; dazu ZROD.| in fehr detaillierter Weife, ſ. bei. 
88. 230, 460, 461, 638. 88. 3, 4, 14, 15, 17, 19. 

167 Qaband LU, 89. Das 
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ſchuld,ss auch Feine Steuer, fondern fällt 
unter den finanzrebtliden Begriff der Ge- 
bühr, wie 3. 8. Gerichtsſporteln. 1° 

Das Porto wird entweder bar erlegt oder — und 
dies bildet die Regel — in MWoftwertzeihen, welde von 
den Poftanftalten verfauft werden. 1°! j 

Portofrei find 1. die Korrefpondenzen und Telegramme 
der regierenden Fürften und deren Gemahlinnen und 
Witwen, jowie der Hofhaktungen derfelben ;'°? 2. alle 
Reichsdienſtſachen °°° (von und an Reichsbehörden, ein- 
fchließlich des Reichsſtages, ferner auch des telegraphifchen 
Verkehrs der Bundesratsbevollmädtigten in YBundesrats- 
angelegenbeiten, !°* fomwie von oder an Militär: oder Marine- 
behörden „in reinen Milttär- und Marine-Dienftangelegen- 
heiten”), wenn die äußere Befchaffenheit,1%* fowie dad Gewicht 
der Sendungen den von der Reichspoftvermaltung in diefer 





159 Sp Labandll, 79, ſ. auch 
Fiſcher in Sonrabs Hand- 
wörterb. V, 167ff., Kobler im 
Archiv f. bürg. R. VI, S16t.|, 
über Die rechtliche Natur der 


Begriffe Gebühr und Vertrag 
ihließen fi aus; Die von 
2aband II, 79° ermähnten 
„Honorare” find feine Gebühren. 
Übereinftimmend mit dem Tert 
Briefmarke. Sy dow in Stengel? u. Fiſcher 
160 9. Kirhenhbeim s. v. in Conrads Wörterbuch s. v. 
PVortopflichtigleit in v. Holgen- | Porto. 
dorffs Nler. Auch G. Meyer, 9 Bofttar®. 8.9. ©. v. 16. 
I, 590 erklärt diefe Geldzahlung | Mat 1869 8.1Abj. 1. PO. 8. 49. 
für eine „Gebühr”, was freilich TO. $. 9f 
mit der privatrechtiichen Grund⸗162 G. 8 5 uni 1869 (RGB. 
auffaffung des Poſtgeſchäftes 141) $. 1. 2. a. 2. Juni 1877 
als eine® „Vertrages“ ich nit | (RGB. 524) 8.1 2.1. a gelafien 
Freinigen "Täßt; Go h behauptet auf Grund v. RV. 50) 
Meyer „die Ber 1989.05. Juni "1869 u 2 
itune zur Sablun, der Poſt⸗ bis 4. ®. v. 2. Juni 1877 8. 1 
gebühren hat den Charalter einer | 3. 3—. 
vertragämäßigen vermögensredht- | 164 V. v. 2. Juni 1877 8.1 
lihen Verbindlichkeit“, aber die! 3. 2. 
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Beziehung zu erlafienden bejonveren Beſtimmungen ent- 
ſpricht; 165 3. die Telegramme von Eifenbahnbeamten an 
vorgefette Behörden über Unglüdsfäle und Betriebs- 
ſtörungen; 166 4. außerdem werden „einjtweilen” aufrecht 
erhalten die bisherigen Bortobegünftigungen für das Land⸗ 
heer und die Marine, doc können diefelben durch kaiſerliche 
Verordnung aufgehoben oder beſchränkt werden. 197 

Ale übrigen Portofreiheiten im Deutfchen Reiche find 
ohne Entſchädigung aufgehoben, es fei denn, daß hierfür 
ein privatrechtlicher Titel nachweisbar wäre; 12es neue Porto⸗ 
freiheiten können nur auf dem Wege des Geſetzes begründet 
werden. 16° 

Dienitfendungen der Einzelftaaten find portopflichtig, 
doch können fi die Behörden der Einzelftanten auf Porto⸗ 
zahlung in Form jührliher Averfe mit der PVoftvermaltung 
einigen. 16% 

Stabtpoftfendungen und Stabttelegramme find in jedem 
Falle portopflichtig. 17° 

Das Porto beträgt im übrigen für den gewöhnlichen 
frantierten Brief auf alle Entfernungen 10 Pf. bis zum 
Gewiht von 15 Gramm, bei größerem Gewicht 20 Pf.; 
das Höchſtgewicht eines Briefes ift 250 Gramm. 17! Bei 





165 Über die Bezeichnung der. TelG. $. 7 (die Beſtimmung ift 
gebührenfzeien Zelegramme j. —— da die be— 


Juni 1877 ſtehenden Befreiungen auf Geſetz 
166 V. > 2. uni 1877 (RSB. beruhen 
524) 8. 1 3. 6 169 Ebenda 8. 11, ſ. dazu die 


176.05. Juni 1869 8. 5, Angaben bei gif der, Tertausg. 
f. die Angaben hierüber bei| ©. 
Silher Textausg. 117. — 2. eroton. 
* Ebenda 88. 6—9. In 1877 8. 2 Abf. 3 
9 G. v. 5. Juni 1869 8. 10. 17 
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unfranfierten Briefen tritt hierzu ein Zufchlag von 10 Pf., 
ebenfo bei unzureichend franlierten Briefen neben dem Er- 
gänzungsporto. 17? Das Höcftgewicht für Druckſachen tft 
ein Kilogramm, für Warenproben 250 Gramm. 173 

Das Porto für Pakete beträgt bis zum Gewicht von 
5 Kilogramm auf Entfernungen bis zu 10 Meilen 25 Pf., 
für weitere Entfernungen 50 Pf.; für unfranfierte Pakete 
fommt hierzu das obige Zufchlagporto; beim Gewicht von 
über 5 Kilogramm bis zum Höchſtgewicht von 50 für die 
eiften weiteren 5 Kilogramme die oben bezeichneten regel- 
mäßigen Portoſätze, ſodann weiter für jedes überjchießende 
Kilogramm bis 10 Meilen 5 Pf., bis 20 Meilen 10 Pf., 
bis 50 Meilen 20 Pf., bis 100 Meilen 30 Pf. bi? 150 
Meilen 40 Pf., über 150 Meilen 50 Bf. !74 

Für Briefe und Pakete mit Wertangabe werden er- 
hoben: für Briefe bis 10 Meilen 20 Pf., bei weiterer 
Entfernung 40 Pf., bei Paketen einmal der obige Betrag, 
dazu bei Briefen wie Paketen eine Berficherungsgebühr 
ohne Unterfchied der Entfernung und zu jeder Höhe der 
Wertangabe von 5 Pf. für je 300 Mark, jedoch minde- 
ſtens immer 10 Pf.17° Bei Dienftfendungen wird Zu: 
ſchlagporto nicht erhoben. 17° 

Das Porto beruht für Briefe, Pakete, Wertfendungen 
auf Geſetz, für Telegramme auf Verordnung ; 17T eine Er- 
höhung der Telegraphen- und Telephon-Gebühren fann nur 
durch Geſetz erfolgen;!7® für Zeitungen ift der Poſtver⸗ 

* 176 
Puttax 8. 1. Rai Be 8.3. ©. v. 17. 
1" Bofitar®, $. 2. ©. 17 


v. .8. 9f. 
17. Mai 1873 8. 1. BO. \ 2. 118 TelG. 8. 7; diefe Vor—⸗ 
15 G. v. 17, Mai 1873 8. 2. fchrift gilt gemäß $. 15 für den 
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mwaltung einheitlide Normirung der Gebühren nach dem 
Sat von 25 bezw. 121/200 des „Einfaufspreifes” durch 
das Gefeh zur Pflicht gemadt.17? — Die Gebühr für 
PVerfonenbeförderung muß im voraus entrichtet werden; fie 
ift auf dem Verordnungswege geregelt, ebenjo die Gebühr 
für Zeitungsabonnement („Proviſion“ und „Beſtellgeld“). 

Die Poſt fontrahiert, 180 wie oben bemerkt, mit dem Abfen- 
der. Die Konfequenz dieſes Satzes wäre der allgemeine 
Frankierungszwang. Diefe Konfequenz ift jedoch nur bezüg- 
lich folgender Sategorieen des Poft- und Telegraphenver- 
kehrs wirflih gezogen: 1%! Telegramme, Poſtkarten, Pot: 
anmeifungen, Warenproben, Drudfadhen, Rüdfceine, Poſt⸗ 
aufträge, dringende Paletfendungen. Die Nichtbeachtung 
der Rechtsvorſchrift über Frankierungszwang hat nicht Strafe, 
fondern nur Nichtbeförderung des betreffenden Gegenitandes 
zur Folge; ausnahmsweiſe erfolgt Rückgabe an den Ab- 
fender behufd der erforderlichen Frankierung. !°? 

Für alle übrigen Zweige des Poſtgeſchäftes bejteht fein 
Sranfierungszwang. Die Pot muß demnach den ihr ge- 
machten Anträgen auch dann genügen, wenn eine Porto- 
zahlung ſeitens des Abſenders nicht erfolgt, worin bie 
ſtillſchweigende Vorausfegung Tiegt, daß das Porto vom 


internen Verkehr in Bayern und | der „ganz unbefangene” Gebraud) 
Württembergnidt; diefe Staaten  diefer Worte für Rechtöverhält- 
find in der internen Gebühren- niſſe des öffentlichen Rechtes 
tegelung frei. ‚ftatthaft trog der ironifchen 
99.8.3. PoſttaxG. 8.10. Kritik von Zaband II, 78f. 
180 Die Worte „Obligation”,| 181 TO. 8. 19. BO. 55 18, 
„Tontrabieren” al® nur dem III. 14,1V. 15, VIIL 17, VL 
Privatrecht angehörig zu be-|19, II. 20, V. 22, XX. 88, U 
traten, befteht keinerlei Not- 199 BD. 8. 50. 
wendigkeit; demgemäß ift aud) ! 
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Empfänger der Sendung zu erheben ſei.183 Die Poſt darf 
in diefem Falle das vom Abfender zu entrichtende Porto 
nur angemefjen erhöhen (ſ. oben). 1°* Der Empfänger aber 
ift nicht verpflichtet, die unfrankierte Sendung anzunehmen, 
fondern fann diefelbe ohne weiteres zurüdmeifen, da eine 
rechtlihe Verbindlichfeit gegenüber der Poſt für ihn an fi 
nicht befteht. Die Poft hat dann bezüglich der Portozah- 
lung lediglich den Regreß an den Abfender. 135 Eine Rechts⸗ 
pflicht des Empfängers zur Portozahlung entfteht erſt durch 
ausdrüdlihe Annahmeerflärung oder durh die Thatfache 
der Annahme: die Aushändigung an den Adreſſaten fol 
prinzipiell erſt erfolgen, wenn das Porto bezahlt bezw. Sicher- 
ftellung hierfür erwirkt ift. 13° 

Die Anfprühe der Poſt auf Portozahlung verjähren 
binnen eines Jahres nach dem Entftehen der Forderung. 187 


VI. Boftdefraudation. 188 

Außer den PVorfchriften des gemeinen Strafrechtes, 
welche den jpeziellen Schub des Poft- und Telegraphenbe 
triebes bezweden, fomie den oben bereit3 ermähnten fpeziellen 
Strafoorfchriften der Poftgefege dienen dem Schutze Diejes 
ftaatlihen Verwaltungszweiges insbefondere die detaillierten 

Vorſchriften über Defraudation. 
Unter den fpezififchen Thatbeftand der Defraudation 
fallen: 1. Verlegungen des Monopols, beſonders auch durch 





we Bofunz®, $j 61.2. |o, Dlkentor Ken Dambag 

oſttax 8 oltzendorff, Reex. Damba 
185 BD, 8. 50, III. Br ag nd OD, 9öft. 
186 —55 — . 6. Sodom in —S Mörterb. 
187 Poſttax G. 8. 7. IL, 291 ff. 





188 36. N ‚2738; val. dazu 
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Übergabe von Briefen an Poſtillons zur Mitnahme ohne 
Gebührenzahlung ;’°? 2. Mikbraud der PVortofreiheit durch 
unerlaubte Verwendung einer hierfür vorgefchriebenen Be- 
zeichnung oder Berpadung einer portopflichtigen Sendung 
in eine portofreie; 3. Verwendung entmwerteter Boftwert- 
zeihen oder Telegraphenfreimarfen zur Frankierung; 10 4. 
Hinterziehung des Perfonengeldes bei der Yahrpoft. 791 
Diefe Thatbeftände find ala Defraudation ftrafbar, wenn 
vorfäglich begangen und vollendet ; 19? Verſuch ift ftraflos. 198 
Die Strafe befteht in dem Vierfahen des defraudierten 
Betrages, beträgt jedoch in feinem Falle weniger al 3 Mark; 
außerdem ift der defraubierte Betrag felbft nacdhzuzahlen. 10* 
Im Falle der Uneinbringlichkeit ift die Geldſtrafe durch 
dag Geriht in Haft umzumanbeln, deren Dauer jedoch 
6 Mocen nicht überfteigen darf. 195 Erfter Rüdfall zieht 
Verdoppelung, jeder fernere Vervierfahung der Strafe nad 
fid.1°* Bei Hinterziehung von Perſonengeld findet Feine 
Straferhöhung für Rückfall ftatt. Die wegen Defraubation 
erfannten Strafen fallen in die Poftarmen- und Unter- 
ftübungsfafle. 197 Für vorfägliche Verlegung des Telegraphen- 
monopol® dur Erridtung oder Betrieb von Telegraphen- 
anlagen wider das Geſetz iſt Gelbftrafe bis 1500 Mark 


189 NG. 8. 27, Tel.G. 8. 9,| 192 Meueß 103. A. A. Dam⸗ 
dazu analog G. v. 16. Mai 1869 bad 184 ff. 
8.2. 3. v. 2. Juni 1877 —* 198 Dambach 137 fi. 

190 S. dazu Laband IL, 977;| 14 BE. 8. 30. 
über die ftrafrechtlichen Geſichts 106 70: . 81, 36 StGB. 


punkte, wonach eine härtere88. 18, 19 ‚3,7 
Strafe vermirtt fein Tann, |. 108 BO. 8. 28 Ahr. 1, 2. Dazu 
StGB. 275. Dambad 161 ff. 

11 PG. 8. 29. RG. $. 33. 


Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 19 


m 
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oder Haft oder Gefängnis bis zu 6 Monaten ange- 
droht. 198 

Derartige Anlagen find auf dem Zwangswege burd 
die Landesbehörden auf Antrag des Neichöfanzlers außer 
Betrieb zu feten oder zu befeitigen, vorbehaltlich des Rechts⸗ 
weges. 199 

Die ftaatlihen Polizei» und Steuerbehörden müſſen auf 
Requifition der Poftbehörden zur Verhütung und Entdedung 
von Moftübertretungen mitwirlen.2°° | Die Woftbehörben 
dürfen Briefe und Sachen, bezüglich deren eine Defraudation 
ftattfand, beſchlagnahmen und zurüdbehalten big zur Be- 


‚zahlung der Strafe oder Kautionsleiftung hierfür, dürfen 


biefelben aber nicht eröffnen. *01 
Das Berfahren *°2 ift fehr genau und eigentümlich ge- 
ordnet. 1. Zunädft erläßt die zuftändige Oberpoſtdirektion 


auf Grund des erhobenen Thatbeftandes — die Erhebung 


fann auch durch unbeeidigte Vernehmung von Zeugen er- 
folgen — ein Strafmandat?® an den Schuldigen; wird 
die binnen 10 Tagen bezahlt, jo tft das Verfahren be- 
endet. 

2. Wird dagegen binnen diefer Friſt die Strafe nicht 
bezahlt, fo fällt die Oberpoftpireftion auf Grund einer jum- 
mariſchen Unterfuchung eine formelle Entſcheidung. ?%* 

3. Diefe kann binnen 10 Tagen nad der Eröffnung 
Dur Rekurs an das Reichspoſtamt, ?os welcher bei jeder 





198 Te G 8.9. 202 NG. % 34—46. Meves 
199 TelG. 8. 11; über das | 103—105. Dambach 172 fi; 
mangäverfahren f. pr. 236.| Lab on IE “ 


u 30. 1. 32 140 
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Poftbehörde eingelegt werben kann, angefochten werben ; das 
Rekursreſolut des Reichspoftamtes ift definitiv und darf die 
angefochtene Entſcheidung niemald in pejus abändern. 20% 

4. Die lompetente Oberpoſtdirektion Tann jedoch Die 
Sache, folange nod fein formeller Strafbeſcheid erlafien 
ift, jederzeit an bie ordentlichen Strafgerichte abgeben. 
Dies muß gefchehen, wenn ber Angeklagte auf erfolgte Vor- 
ladung vor der Oberpoſtdirektion nicht erſcheint und auch 
feine fchriftliche Einlafjung einreicht. 207 

5. Der Angeklagte kann die Abgabe der Sahe?® an 
die Strafgerichte in jedem Stadium des Verfahrens bis zur 
Einlegung des Rekurſes an das Reichspoſtamt bezw. Ab- 
lauf der hierfür eröffneten zehntägigen Friſt fordern. 

VII. Die Ausfagen von Briefträgern und Poftboten 
über gefchehene Beftellung, melde auf Dienfteid abgegeben 
werden, gelten ald wahr bis zum Nachweis des Gegen- 
teilea. 2% 


IV. Die Pofiverwalluing und die Arbeiterverficherung. 
Durch die oben im $. 29 dargelegte Arbeiterverfiherungs- 
gejeßgebung wurde die Poftverwaltung in weitem Umfange 
in den Dienft der Unfall», Alters⸗ und Invaliditätäver- 
fiherung geftellt und bat damit Aufgaben zu erfüllen, die 
an fih mit dem Poft- und Telegraphenwefen in feinem 
Bufammenhange ftehen. S. im einzelnen oben $. 29. 


26 Dambad 191. Meves 


a. a. O. 
27 PG. 8. 35, dazu StPO. 
8. 7ff. 


208 PG. 8. 35. 
200 NG. 47, dazu Dam⸗ 
bach 195. 
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8. 31. 
Das Eiſenbahnweſen.“ 
I. Rechtsquellen und Broganifafion. 

Die Neichsverfaffung weilt in Art. 4 3. 8 dem Reiche 
„die Gefebgebung und Beauffihtigung” über dag 
Eifenbahnmwefen zu und fagt in Art. 42: „Die Bundes- 
regierungen verpflidhten ſich (sic!), die deut— 
Then Eifenbahnen im Intereſſe des allge 
meinen Berfehrs wie ein einheitlihes Neg 
verwalten — — zu laffen.” Diefe Verfaffungsvor- 
fchrift bezieht fi auf alle Dampfbahnen. ® 

Die obigen Sätze enthalten, wenn aud in einer höchſt 
eigentümlichen juriftifchen Formulierung, materiell das näm⸗ 
lihe Prinzip, welches Art. 48 für das Poſt- und Tele- 
graphenwefen aufſtellt. Auch die Eifenbahnen müſſen 
prinzipiell nah ver NR. als „Staatsverkehrsanfſtalten“ 


1Laband l IIIGSff. Fiſcher,! Zen | der einäägige Rechtsſätze 
die Verkehrsanſtalten des Reiches, örmann: Die Reichseiſen⸗ 
bei d. D. voltenborfi, Jahrb. I 409. ohnnsfehgcbung (1895). Eine 
421. E. Meier höchſt bedeutfame Entmwidelung 
. v. Siienbabngelebgebung bei | bat in neuefter Zeit das Eifen- 
v. Volpenborft, RL. G. Meyer, bahnmefen in internationaler Bes 
Verw.R. I, 523 ff. Zöning, ziehung genommen,f.b. internat. 
VerwR. 618ff Hänel, StR. J. Ubereink. über den Eiſen— 
634 ff. Endemann: D. Recht bahnfrachtverkehr v. 14. DH. 
der Eifenbahnen (1886), ſowie 1890 (RGB. 1892, dir? dazu 
große Speziallitteratur, beſonders Zufagvereinbaru rung ® 6. Zuli 
zahlreiche Artikel in den Der» | 1895 (RGB. 465), nebit den 
waltungsmwörterbüdhern von Sten- a lolane befonders hiezu ab⸗ 
el I,321ff. (Gleim, v. 8 Leyen, geſchloſſenen Staatsverträgen; 
ei, Flech, Ergs U, 47, | die ifte ber beteiligten Gifenbaßn- 
117 und Conrad ‚ art. ftreden RGB. 18. 
(Sohn, Fritſch, v. d. Bene —* Entſch. d. RG. i. Strafſ. XII, 
Neumann, Srande, Kraufe). 
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betrachtet werden, ® und aus diefem Prinzip wird die Spezial- 
gejeßgebung die nämlichen Konfequenzen zu ziehen haben, 
wie dies bezüglich des Poft- und Telegraphenweſens bereits 
gefchehen ift, da für jene Berfehrsanftalt injeder 
Beziehung die nämlidhen inneren Gejidt3- 
punfte maßgebend find, wie für dieſe.“ 

Die große Streitfrage, ob Staate- oder Privatbetrieb 
der Eifenbahnen, ift demnach für das Reichsſtaatsrecht im 
Prinzip erledigt, und zwar durch die beiden prinzipiellen 
Richtpunkte: 1. Staatsbetrieb und 2. Reichsver— 
mwaltung. 

Die Konfequenzen diefer Prinzipien find bis jet noch 
nicht gezogen morben,? vielmehr befindet ſich das deutſche 
Eifenbahnmefen dermalen in einem die theoretifche Dar⸗ 
ftellung aufs bedenklichſte erfchwerenden Übergangaftadium, 
dag unzweifelhaft noch geraume Zeit andauern wird. “Die 
in der Reichöverfafjung enthaltenen eifenbahnrechtlichen Säge 
find unter diefen Umftänden nur Bruchſtücke, melde nicht 
zu einer foftematifhen Einheit zufammengefaßt werben 
fönnen. Site find teilmeife der Ausdruck wichtiger und 
meittragender Prinzipien, teilmeife, fpeziell in militärifcher 
Hinfiht, Einzelvorfchriften von hoher Bedeutung, teilmeife 


® Auch Laband II 107 ift 


der Anficht, daß der in Art. 42 ||. 


präzifierte Grundfag dazu führen 
muß, „die Oberleitung der ge- 
famten Eifenbahnvermaltung 
völlig auf das Reich zu über- 
ER, Ebenfo E. Meier 


at oben S. 256 ff 
er das aber Shid-| 1 


ſat des Rei I aa ET 
Zaband f. und Die 
dort zitierte Speziallitteratur, vor 
allem die verfhiedenen Denk⸗ 
fchriften des Reicheeiſenbahn 
amtes. Bgl. auch Fiſcher 
v. Holtzendorffs u 212fl. 
IV ff. Die Entwürfe in 
Toben. Ann. 1874, 891 ff. 1875, 
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aber auch von fo untergeordneter Wichtigfeit, daß ihre Auf- 
nahme in das Reichsgrundgeſetz kaum gerechtfertigt erjcheint. 
Die juriftifhe Formulierung der betreffenden Berfafjungs- 
artifel unterliegt faft durchweg den fchwerften Bebenten. ® 

Neichgeifenbahnen im juriftifhen Sinne find bis jet 
nur die elfaßslothringifchen Eifenbahnen. Die franzöſiſche 
Regierung hatte im Frankfurter Friedensvertrag die Ver- 
pflihtung übernehmen müffen, dieje Eifenbahnen gegen einen 
beitimmten Kaufpreis (825 Mil. Fr.) an das Deutſche 
Reich abzuireten. Das auf diefem Wege in das Eigentum 
des Reiches gelangte Eifenbahnneg wurde fpäter mwefentlich 
erweitert” und mit beftimmter Abfiht auch dann unter 
direkter NReichöverwaltung behalten, als im übrigen eine 
gelbftändige elfaß-Iothringifche Landesverwaltung eingerichtet 
morden war. Die Bentralbehörbe für diefen bis jetzt nur 
bejchräntten Reichseiſenbahnkomplex ift das Reihsamt 
für die Berwaltung der Reihseifenbahnen, er- 
richtet duch KB. v. 27. Mai 1878 (NGB. 1879, 198), 
deſſen Chef ein Staatsfelretär iſt, der au für fein Reſſort 
mit der verantwortlichen Stellvertretung des Reichsfanzlers 
beauftragt wurde; die Leitung des Reichsamtes ift dermalen 
verbunden mit der Zeitung des preußifhen Minifteriums 
der öffentlichen Arbeiten. ® 

Der weitaus größere Teil der deutſchen Eifenbahnen 
Dagegen ftehbt nicht unter Reihsvermaltung, ſondern 
nur unter Reichs aufſicht. Einzelne deutſche Staaten 
haben bereit3 das Staatsbahnfyftem völlig durchgeführt, in 


© Bl. Bieher Laband II, ° ©. oben 8.1 S. 275 Hand- 
. buch f. d. Deutiche Reich 1896, 
7 &. unten: II. | 880. 





Das Eifenbahnwefen. 8. 31. 295 


anderen dagegen befteht daneben noch ein rein privater 
Eifenbahnbetrieb ; ingbejondere war letzteres bis vor kurzer 
Zeit in Preußen in weitem Umfange der Fall und dadurch 
die Durchführung der Prinzipien der Reichsverfaſſung gerabe- 
zu zur Unmöglichfeit gemadt.? Die preußifche Geſetzgebung 
ift nunmehr auch ihrerfeit3 mit Energie an das Werk ge- 
gangen, die unbedingt notwendige thatſächliche Baſis für 
Ausführung der eifenbahnrechtlichen Prinzipien der Reiche- 
verfafjung berzuftellen. !° 

Alledeutfhen Eifenbahnenaber, ob in Ber- 
waltung des Reiches, der Einzelftaaten oder 
privater Gefellfhaften befindlid, find der 
Auffiht des Reihes unterworfen, welde nad 
Maßgabe der Berfaffung zu üben ift.!! Zu 
diefem Zweck wurde ald Zentralauffichtsjtelle dad Reich 3- 
eijenbahbnamt durd ©. v. 27. Juni 1873 (RGB. 
164) errichtet;1? dasſelbe ift eine kollegialiſch organifierte 
Behörde, deren Mitglieder vom Kaifer ernannt werben 
(88.1. 2.); die Auffiht über das Eifenbahnmefen ift unter 


9 Über die frühere Entwide- | Sehr gut über bie „hiftorifche 
lung in Preußen ſ. E. Meier Grundlage” auch Hänel, StR. J, 
663: „In Preußen find gerade | 638 


die lukrativen Streden in Bri- 
vathände geraten im Gegenſatz 
zu den meijten anderen deutfchen 
Ländern und im Widerfprud 
mit dem gerade in Preußen 
befonders energifchen Staatsge⸗ 
danken, und bat ein Bau und 
Betrieb des Staats erft be- 
onnen, al3 es ſich um Bahnen 
andelte, für welche dad Privat⸗ 
fapital nicht zu gewinnen war.“ 


10 G. v. 20. Dez. 1879, v. 14. 
Febr. 1880, v. 7. März 1880 u. 
weitere. 

1 Ebene? änel, StR. 1, 646. 
Zaband II, 108. 

18 Seydel in Ztidhr. f. deut⸗ 
fhe Gefeggebung v. Behrend 
und Dabn VII 617 findet in 
diefem Gejeg mit Unredt eine 
Berfaflungsänderung. 
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Verantwortlichleit und nad den Anweifungen des Reichs⸗ 
kanzlers auszuüben ($. 3). Die Funktionen diefer Be- 
hörde prägifiert das Gefe im einzelnen folgendermaßen: 
1. Allgemeine Auffichtereht, 2. Ausführung von Ver— 
faffungsvorfchriften und Gefeten über das Eifenbahnmefen, 
3. Abftelung von Mängeln und Mißftänden ($. 4). 

Demgemäß kann das Reichgeifenbahnamt innerhalb feiner 
Zuftändigfeit über alle Einrihtungen und Maßregeln von 
den Eifenbahnverwaltungen Auskunft erfordern oder nad 
Befinden durch Abordnung von Kommifjaren fi) unterrichten 
und hiernach das Erforderliche veranlaflen ($. 4. Abf. 2). 

„Da bei der Feftftelung des Bauplanes die Anterefjen 
des Milttärd und der Poft- und Telegraphenvermwaltung in 
Betracht zu ziehen. find, auch die Frage, ob eine Eifenbahn 
als Eifenbahn untergeorbneter Bedeutung angelegt und be- 
trieben werden darf, nur mit Buftimmung des Reichzeifen- 
bahnamte3 entjchieven werden kann, fo müſſen die Vor- 
arbeiten für Herftellung, Konftruftion und Ausrüftung einer 
Eifenbahn, beziehungsmweife die Konzeffionsbedingungen, vor 
ihrer definitiven Feſtſtellung von der oberiten Landesbehörde 
dem Neichgeifenbahnamt zur Prüfung und Erklärung vor- 
gelegt werden. Das lehtere hat den beteiligten Reichsver⸗ 
mwaltungen zur Geltendmachung ihrer Intereſſen Gelegenheit 
zu geben und alsdann der Landesregierung mitzuteilen, ob 
von feiten des Reichs Modififationen oder Ergänzungen ge- 
fordert werden.” 1? 

Zur Durchführung feiner Anordnungen ftehen dem Reichs⸗ 
eifenbahnamt „bis zum Erlaß eines Reichseifenbahngejeges“ 


18 Qaband II, 105 nad den Angaben von Eger 63, 117ff. 
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den Privatbahnen gegenüber viefelben Befugniffe zu mie 
den ftaatlihen Aufſichtsbehörden der Einzelftaaten, einfchließ- 
lich der etwa erforderlihen Zwangsmaßregeln; die Einzel- 
ftanten müfjen den Verfügungen des Reichseifenbahnamtes 
entfprechen und können hierzu durch alle dem Reiche zu 
Gebote ftehenden Zwangsmittel, äuferften Falles auf dem 
Wege der Erefution, angehalten werben; gegenüber den 
Heichgeifenbahnen find die Anordnungen des Reichseiſen⸗ 
bahnamtes durch Vermittelung des Reichskanzlers zur Durch⸗ 
führung zu bringen ($. 5). 

Wird gegen eine vom Reichseifenbahnamt verfügte Maß- 
regel Widerſpruch erhoben auf Grund der Behauptung, daß 
diefelbe „in den Geſetzen und rechtsgiltigen Borfchriften 
nicht begründet” jet, jo tit die Sache der Entſcheidung des 
verftärften Reihseifenbahnamtes zu unterbreiten. 
Diefe Behörde fungiert ala Verwaltungsgeriht in Eifen- 
bahnſachen und jteht als folches nicht unter der Berant- 
wortlichfeitt des Reichskanzlers. Sie befteht aus 2 Räten 
des Reichdeifenbahnamtes und 3 Richtern unter Vorfig des 
Präfiventen des Neichgeifenbahnamtes ; die Entfcheivung er- 
folgt auf Grund Ffollegialer Beratung durch Mehrheitzbe- 
ſchluß (8. 5 Abf. 4).1* 

Die Trennung zwifchen Auffiht und Verwaltung in 
den beiden Reichaeifenbahnbehörven findet darin ihren präg- 
nanteften Ausbrud, daß gemäß gefeglicher Vorſchrift niemand 
eine Stelle im Reichseiſenbahnamt befleiden darf, melcher 
an der Verwaltung einer deutfchen Eifenbahn beteiligt 
ift ($. 2 Abi. 3). 


KR rür diefe Behörde f. 
14 Das im Geſetz vorbehaltene | CBl. 1876, 197. 
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Diefe Drbnung des Reichseiſenbahnweſens hat ſich nicht 
bewährt: eine prinzipielle Trennung von Ver— 
waltung und Aufſicht wird in feiner Bentral- 
ftelle durchführbar fein, am mwenigften aber 
ſicherlich in Verkehrsweſen. Das Neicheifenbahn- 
amt bat, wie ber Jahrgang 1875 des Zentralblattes für 
das deutſche Reich ausweiſt, anfänglich den Verfuch einer 
energifchen Thätigkeit gemacht; diefer Verſuch feheiterte, und 
die fpäteren Publikationen des Neichseifenbahnamtes be- 
ſchränkten fih auf Ankündigungen der Eröffnung neuer 
Bahnitreden u. dgl. 


OH. Die einzelnen materiellen Sähe des Reichseiſenbahn- 
rechtes. 

Die Kompetenz des Reiches zur Geſetzgebung in Eiſen⸗ 
bahnſachen iſt nah NP. Art. 4 3. 8 völlig unbeſchränkt. 
Eremtionen hiervon ftehen nad der Verfafjung nur Bayern 
in ziemlich weitem Umfange, Württemberg in Bezug auf 
einen untergeordneten Punkt zu. 

Reichseiſenbahngeſetze exiftieren big jegt nicht. 

Mohl aber enthält die Verfafiung in ihrem IX. Ab- 
ſchnitt — in Elfaß- Lothringen eingeführt v. 1. Januar 
1872 ab durh ©. v. 11. Dez. 1871 (NGB. 444) — 
eine Reihe eifenbahnrechtlicher Einzelvorfchriften. 

1. Das Reich darf jederzeit im gefamten 
Reichsgebiete Eifenbahnen bauen oder den 
Bau von ſolchen durch Private fonzeffionieren 
(RP. Art. 41). Jedoch bedarf es hierfür immer eines 
Gefeges. Eine Beichränfung des Reiches befteht nur 
nad dieſer formellen Seite; materielle Schranken für das 
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Reich find nicht vorhanden, denn die beiden Vorausfegungen, 
welche die Verfaſſung für den Bau neuer Reichseifenbahnen 
aufitellt: „Interefje der Verteidigung Deutfd- 
lands” und „Sntereffe des gemeinfamen Ber- 
kehrs“ find fo allgemeiner Art, daß darin eine juriftifche 
Schranke für das Reich überhaupt nicht gefunden werben 
fann. !5 

Daß gegen die Anlage von durch Reichsgeſetz beichlofjenen 
Reichseiſenbahnen ein „Widerfpruch der Bundesglieber, deren 
Gebiet die Eifenbahnen durchſchneiden“, ausgefchloffen ift, 
ergiebt fich juriftiich Schon aus den allgemeinen Grundfäßen 


15 A. 9. Hänel, StR. LT, 
634 ff. — ſ. auh noch ©. 649 
über eine weitere Unterjcheidung, 
die aus dem Wortlaut der Ber- 
faffung deduziert wird — unter 
Berufung auf die Verhandl. d. 
fonftituierenden Reichätages: die 
Kompetenz des Reiches beziehe 
fih nit auf „diejenigen Ord⸗ 
nungen und Einrichtungen, welche 
nur die Wahrung Iofaler und 
individueller Intereſſen bei An» 
fage und Betrieb der Eifenbahnen 
bezweden und eine Beziehung 
auf die Landesverteidigung nicht 
baben”. Sehr gut über den 
pofitiven Umfang der Reichs— 
kompetenz Hänel 637: „Der 
Beauffihtigung und Gefeßgebung 
des Reiches unterliegt daher 
alles, was durch die Herftellung 
und den Betrieb der Eifenbahn 
ald eines wirtfchaftlichen Unter» 
nehmen? oder als eines beſon⸗ 


deren Zweiges der Staatöver- | 1 


maltung bedingt if. Das gilt 


für die privatrechtlicde wie die 
öffentlich-rechtliche Seftaltung. E83 
gilt ſowohl für die innere Seite 
des Eiſenbahnweſens, welche die 
Aufftelung eine® planmäßigen 
Netzes, das Konzefftond- und 
Erpropriationgmwefen, die Anlage, 
die Ausrüſtung und den ge— 
ſamten Betrieb befaßt, als auch 
für die äußere Seite desſelben, 
welche die Beziehungen zu den 
anderen Verwaltungszmweigen, der 
Poſt und Telegraphie, des Zoll- 
Nilitär-Beterinär- und Sanitäts- 
weſens betrifft. WennG.Meyer, 
Bermf.I, 528, ausfpricht: durch 
einfaches Geſetz könne das Reich 
fih meitere Verwaltungsbefug⸗ 
niffe beilegen — was Hänel IL, 
63818 als „unrichtig” bezeichnet—, 
fo bürfte dieſe Differenz der 
Meinungen praftifch belanglos 
fein. Em wefentliden über 
ef mit den Tert Zaband LI, 
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über das Verhältnis der Einzelitaaten zur Zentralgewalt.!® 
Die Worte der Verfaffung: „unbefchabet der Landeshoheits⸗ 
rechte” find gegenſtandslos, da für den Umfang des Reichs⸗ 
gejetes die Landeshoheitsrechte ipso jure außer Kraft treten, 
im übrigen aber ebenfo ipso jure aufrecht bleiben. !7 

Konzeffioniert das Reich einen Privatunternehmer zum 
Bau einer Eifenbabn, fo kann derfelbe zugleich mit dem 
Erpropriationsrecht ausgeftattet werden, und zwar entweder 
nah Maßgabe fpezieler Beitimmungen des Reichsgeſetzes 
felbft oder nach Maßgabe ver Landeögefeggebung über das 
Erpropriationsrecdht. 1? 

Diefe Vorſchriften der Reichverfafiung gelten aud für 
Bayern. 

2. „Jede beftehende Eifenbahnvermwaltung 
iſt verpflichtet, [ih den Anfhluß neu angeleg- 
ter Eifenbahnen auf Koften der letzteren ge 
fallen zu laſſen.“ (RP. Art. 41 Abſ. 2.) Dies gilt 
auch für Bayern. 

3. Alle Tandesgefegliden Vorſchriften, 
melde die Erteilung von Widerſpruchsrechten 
an beftehende oder neu zu bildende Eifenbahn- 
verwaltungen gegen die Anlegung von Parallel- 
oderKonturrenzbahnen geftatteten, find durch 
die Reihsverfaffung aufgehoben. Bereits er- 
morbene Rechte diefer Art bleiben jedoch unberührt. Dies 
gilt auch für Bayern. (RV. Art. 41 Abf. 3.)? 


16 S. oben 3. J ©. 137. ' 10 NY. Art. ze Abſ. 2 re 3 

17 Treffend Laband II 106. ſeden „einen weit bes Silen 

n J babnredytes fofort mit dem Erlaß 
Hänel, StR.I, 649. der Berfaflung in Wirkſamkeit“: 
18 Laband II 1062. N. A. Hänel, StR. J, 638. Laband 
Seydel, Komm. 189. IL, 107. 
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4. Allen behördlichen Anordnungen, welde 
die Berteidigung Deutfhlands zum Zwei 
haben, müffen fämtlide Eifenbahnvermal- 
tungen?® unverzüglih Folge leiften. Militär- 
und Kriegsmaterial ift auch im Frieden auf allen deutfchen 
Eifenbahnen zu gleichen und zwar berabgefehten Preifen 
zu befördern. Dies gilt aud) für Bayern. (RP. Art. 47.) 


Die Tariffüge hat der Bundesrat zu bejtimmen. ?! 

5. Die Eifenbahnvermwaltungen find dem Reiche gegen- 
über durd die Reichaverfaffung (Art. 44) verpflichtet: 2? 

a) die nötigen Perfonenzüge mit entfprechender Fahr⸗ 
geſchwindigkeit für den durchgehenden Verkehr, 

b) ebenfo die nötigen Güterzüge, 

ce) direfte Erpebition im Perfonen- und Güterverfehr 
unter Geftattung des Übergangs der Transportmittel einer 
Bahn auf die andere einzurichten, 

d) ineinander greifende Fahrpläne aufzuftellen. ?® 


20 Mit Recht faßt Hänel649 ff. 
die Art. 43 ©. 2, 44, 47 zu⸗ 
fammen, da fie Pflichten der 
Eijenbabnvermwaltungen fchaffen, 
deren Erfüllung das Reich direkt 
ohne Rüdfiht auf das Bartikular- 
recht und ohne Mitwirkung der 
Einzelftaaten erzwingen Tann. 

31 Näheres ſ. Kriegsleift®. 

8. 28— 31. Naturalleift®. 8. 15 
ER Ho 2) von 


Fehr. 1888 (NGB. 28) und 
Krie ötranäportorbnung vom 
26. —* 1887 (RGB. 9); |. 


Hänel I, 650. Löning 622. 
Laband II, 121 und unten im 
Militärredt. 





22 Die Grundlage für dieſe 
Verfaſſungsvorſchriften mar ges 
legt dur die Thätigleit des 
„Bereines deutſcher Eijen- 
babn»-Bermaltungen“ ſeit 
1846, f. Hänel I, 64lff. 

3 Hänel I, 651: Die Be- 
deutung diefer VBorfchrift ift es, 
„die Anforderungen ded großen 
Verkehrs an das Jneinander- 
reifen der Fahrpläne, an die 

ewältigung ded Güterverkehrs 
und an direkte Erpeditionen da⸗ 
durch von den vertragsmäßigen 
Beliebungen, von territorialen 
Begrenzungen und von autono- 
milden Widerfpruchsrechten frei 
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Für Bayern gelten dieje Vorſchriften formell nicht, 
werben aber materiell gleichfalls beobachtet. 

6. Nah RP. Art. 42 „verpflidten fi die 
Bundesregierungen, die neu berzuftellenden 
Bahnen nah einheitliden Normen anlegen 
und ausrüften zu laffen”. 

Die eigentümliche juriftifde Terminologie diefer PVer- 
fafjungsbejtimmung könnte auf eine vertragsmäßige Einigung 
der „Bundesregierungen” über die oben genannten Punkte 
bezogen werden. Eine ſolche würde jedoch allgemeinen jtaat3- 
rechtlichen Grundſätzen miberfpredhen, ** und überdies wird 
Art. 42 unzweifelhaft beherrfcht von Art. 4 3. 8,25 welcher 
die „Geſetzgebung“ über das Eiſenbahnweſen dem Reiche 
zuweiſt. Das Reich ift danach unzweifelhaft 
bere&tigt, auf dem Wege des Geſetzes die An- 
lage und Ausrüftung der Eifenbahnen zu nor 
mieren. Nur Bayern iſt hiervon erimiert; doch fteht 
dem Reihe aud Bayern gegenüber das Recht zu, „im 
Wege der Gefeßgebung einheitliche Normen für die Kon- 
ftruftion und Ausrüftung der für die Landes ver— 


jest au Hänel, StR. I, 647f., 


ftellen, daß die entiprechenden 
aus, allerdings mit Bef chrantung 


u 
—*5 chtungen der beteiligten 


Privat⸗ und Staatseiſenbahn⸗ 
verwaltungen als Rechte des 
Reiches konſtituiert werden“. 

er bie Tragweite der Vor⸗ 
fchrift Über die Fahrpläne — 
feine Abänderung ohne Geneh- 
m ung der Aufſichtsbehörde — 

niſch. d. RG. i. Civilſ. xXXII, 


ie. oben 3. I ©. 125. 


25 Denfelben Gedanken fpridt ! 


auf das allgemeine Verkehrs⸗ und 
das militärifche Intereſſe und 
nicht für die Form des Reichs⸗ 
rechts. Hänel folgert daraus, 
daß jedes Bauprojelt dem Reich 
zur Prüfung vorgelegt werden 
müffe, und Daß gegen jedes Bau- 
projekt au8 den obigen Geſichts⸗ 
punkten Widerſpruch erhoben 
werben Tann. 
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teidigung wichtigen Eifenbahnen aufzuftellen” (NV. 
Art. 46 Abf. 3); da kaum eine Eifenbahn ale nicht „wichtig 
für Die Landesverteidigung” wird betrachtet werden können, 
fo enthält die für Bayern ftatuierte Exemtion von ber 
Neichögefeßgebung bezüglih der Anlage („Konſtruktion“) 
und Ausrüftung der Eifenbahnen eine materielle Schranfe 
für das Reich nidt. 

In Konfequenz des Art. 42 fchreibt die Verfaſſung 
Art. 43 weiter vor: „Es follen (sic!) demgemäß?* in 
thunlichſter Befchleunigung übereinftimmende Betriebsein- 
rihtungen getroffen, insbeſondere gleihe Bahnpolizeiregle- 
ments eingeführt werden. Das Reich hat dafür Sorge 
zu tragen, daß die Eifenbahnverwaltungen die Bahnen 
jederzeit in einem die nötige Sicherheit gewährenden bau⸗ 
lihen Zuftande erhalten?” und diefelben mit Betriebs- 
material fo auörüften, wie das Verkehrsbedürfnis es er- 
heiſcht.“ *® 

Die Interpretation diefer Verfaſſungsvorſchrift bietet nach 
verſchiedenen Richtungen hin Schwierigkeiten. ? Zunächſt 
erhebt fich die Frage: wer ift fompetent zum Erlaß ber die 
Art. 42 u. 43 ausführenden Anordnungen. Die Verfaffung 
fagt: „die Bundesregierungen verpflichten fi”, „es ſollen — 
— getroffen werden”, „das Reich hat dafür Sorge zu tragen”. 
Dana würde die Verfafjung die Ausführung der Art. 42 
und 43 in der Weife zulaffen, vaß jene Anorbnungen in über- 


—J— ſollen; vgl. auch Löning 
20 Hänel, SIR. I, 6441. 
Laband U,109. ©. Meyer, gi Bed. $ * J 


529 ſpricht von vermittelnden 28 BetrO. 
106 ff. Hä—⸗ 


gunktlonen die nur „eine| 9 abend 
treftive für politifches Handeln“ nel I, 644 ff 
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einftimmender Weife von den Einzelftaaten getroffen würden,?® 
unter Vorbehalt der Kontrolle des Reiches ſowohl über die 
Einbeitlichfeit ala über den thatſächlichen Zuftand des Eifen- 
bahnweſens. 

Andrerſeits aber geſtattet die Verfaſſung die Ausführung 
der Art. 42 u. 43 unzweifelhaft auch in der Weiſe, daß 
jene Anordnungen direft von Reichs wegen er- 
lafjfen werden, wodurd dem allgemeinen Orund- 
fag von RV. Art.4 3.8 und der fpeziell in Art. 42 
übernommenen Berpflidtung gemäß für die 
fämtlihen Einzelftaaten bindendes Recht ge- 
fhaffen wird, für Bayern jedoch mit dem Vorbehalt, 
dab das Vorhandenfein der in Art. 46 Abſ. 3 genannten 
Borausfegung: „wichtig für Die Landesverteidigung“ gegeben 
fein muß, was ohne weiteres bei jeder Eifenbahn angenommen 
werben darf, und daß die betreffenden Vorſchriften fih auf 
„Konftrultion und Augrüftung“ beziehen, worin allerdings 
eine materielle Schranfe des Reiches Bayern gegenüber liegt. 

Das Reich hat von diefem ihm durch die Art. 42 u. 43 
der Berfaffung eingeräumten Rechte einen fehr umfafjenden 


30 Pal. Zaband U, 109 Ff.; 
Hänel 1, 644. Troß des ſchein⸗ 
baren Gegenfages kommen beide 
Schriftiteler zu dem NRefultat: 
daß nur die Einzeljtaaten nad 
der RB. Träger der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung find; fie find jedoch 
verpflihtet — nah Laband 
gegenteitig, nah Hänel dem 

eich gegenüber —, diefe Ver⸗ 
mwaltung einheitlich, gemäß den 
Direktiven der AP. zu geitalten; 
von Reichs wegen wird darüber 


nur „beichloffen“. Nah Laband 
baben die beiden Süße des Art. 
43 jedoch eine ganz entgegen=- 
gefegte juriftifde Bedeutung: 
„baulider Zuftand“ und „Bes 
triebSmaterial” unterftehen der 
Aufficht des Reiches, das Reich 
kann demnach aud nad) dieſer Rich⸗ 
tung jure proprio „NRormal« 
beitimmungen” erlafien; es find 
dies die unten c und d genannten 
Berordnungen. 
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Gebrauch gemacht, indem nachfolgende Verordnungen des 
Bundesrates erlaffen und auch von Bayern angenommen 
-wurben. @1 
a) Die BetriebSordnung für die Haupteifen- 
bahnen Deutſchlands v. 5. Juli 1892 (RGB. 691) 
nebft dem internationalen Übereinfommen über 
denEifenbahnfradtverfehrv. 14. Dft. 1890 (NGB, 
1892, 793, dazu die Lifte der beteiligten Bahnftreden RGB. 
1896, 13 ff.), bejondere Beitimmungen für den Verkehr mit 
Ofterreih-Ungam v. 15. Nov. 1890 (NGB. 1892, 1015) 
bezw. 9. Febr. 1895 (RGB. 139), ausgedehnt auf Belgien 
(RGB. 1894, 403) und Luremburg (RGB. 1893, 189, 
1894, 149, 1896, 108, 703) ; für den Wechfelverfehr zwiſchen 
dem Deutfchen Reiche, Oſterreich⸗ Ungarn, Niederlanden, 
Schmeiz f. RGB. 1894, 113. 


b) Signalordnungov. 5. Juli 1892 (RGB. 773). 
Dazu Betrieb3-D. 88. 40—49. 


31 Nah Laband IL, 110 er⸗ falld zu Grunde liegende HGB. 
mangeln alle diefe Verordnungen bier zmei jelbftändige Reichs— 
prinzipiell der Rechtskraft; ihre geſetze treten”, das Poſtgeſetz 
Annahme oder Nichtannahme und das Poſttaxgeſetz. Es iſt 
ftand lediglih im „Belieben“ | aber nicht einzufehen, wie hier- 
der Einzelftaaten. Ebenſo Hä- | aus ein Unterichied in der juri- 
nel a. a. D. Übereinft. m. d. | ftifhen Beurteilung rejultie.en 
Tert Arndt, VerordnR. 111. | fol. Die Poftorbnung iſt aller- 
Entſch. d. ROHG. XXI, 60. dings auf Grund eines Spezial- 
Entſch. d. RG. in Straflachen geſetzes erlaffen, die Eifenbahn- 
X, 326. Mandry 419 behauptet | verordnungen aber führen ſich ein 
einen prinzipielen Unterſchied ald auf Grund der Verfaſſun 
zwiſchen dieſen Berordnungen, erlafjen, alfo doch mohl ad 
melden er auch die Tele- eines „Geſetzes“. Die Frage ift 
graphenordnung anfügt, und | immer nur bie, ob eben das 
den Boftverorbnungen, weil: Gefeß hierzu die Kompetenz gab. 
„zwiſchen ſolche und das eben- 

Zorn, Staatsredt II. 2. Aufl. 20 
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e) Bahbnordnung für die Nebeneifenbahnen 
Deutfhlands v. 5. Juli 1892 (RGB. 764). 

d) ®. v. 5. Juli 1892 über Bau und Ausrüftung 
der Haupteifenbahnen Deutſchlands (RGB. 747 ff.). 

e) ®. v. 5. Juli 1892 über die Befähigung v. Eifen- 
bahnbetrieböbeamten (RGB. 723). 

f) Ferner gehört hierher das ©. v. 3. Mai 1886 (RGB. 
131), kraft deflen alle Fahrbetriebs mittel beutfcher 
Eifenbahnen und ebenfo ausländifcher, infoweit Gegenjeitig- 
feit verbürgt ift,8® melde Perfonen oder Güter im öffent: 
lichen Verkehr befördern, von der erften Einftellung in den 
Betrieb big zur endgiltigen Ausfcheidung aus den Beftänden 
niht gepfändet werden dürfen, wohl aber ein- 
tretenden Falles der Konkursmaſſe angehören. 

g) Über „die tehnifhe Einheit im Eifenbahn- 
weſen“ Haben fih durch Staatävertrag geeinigt: das 
Deutfhe Reich, Frankreich, Italien, Öfterreich- Ungarn, 
Schweiz, Dänemark, Luxemburg, Schweden-Norwegen (CB. 
1887,50. 115; 1890, 319; 1891, 285; 1896, 149, 465). 

7. Endlich fteht dem Reih nah Art. 45 die „Kon: 
trolle über das Tarifwefen” zu. Unter „Tarif: 
weſen“ ſubſumiert die Berfafjung in eigentümlicher Terminologie 
a) die Transportbedingungen, b)die Frahtfäte.*® 

a) Das Reich „wird namentlih dahin wirken, 
daß baldigft auf allen deutſchen Eifenbahnen 
übereinftimmende Betriebsreglements einge- 
führt werden.“ 


2 Dies gelhaß mit it fterreiche [p Ipesiel über den Begriff „Be 
Ungarn, StB. v. 17. März 1 “: f. ferner zu Art. 45 
RGB. 158. Sin el StR. 1, 652 ff.; 2ö- 

° Bol. Zaband LI, 123 ff. Ining 625 f. 
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Auch für die Durchführung diefer Verfafjungsvorfchrift 
war der oben bezeichnete doppelte Weg möglich: auch hier 
wurde der Weg der direften Regelung von Reichs megen ge- 
wählt, und man wird der bezüglichen Berorbnung des Bundes- 
rates die fefte juriftiihe Baſis bindender Rechtskraft für 
die Einzelftaaten fo wenig beftreiten dürfen, wie den oben 
sub 6. erwähnten Berorbnungen.?* Nur für Bayern ift, da 
der Betrieb unmöglich unter „Anlage und Ausrüſtung“ fub- 
fumtert werden kann, unzmeifelbaft, daß die Annahme der 
bunbesrätlichen Verordnung im freien Belieben diefes Staates 
ftand; nachdem aber diefe Annahme erfolgte, fteht Bayern 
unter den nämlichen Rechtsvorfchriften wie die übrigen Einzel- 
ftaaten. 

Der Bundesrat erließ bezüglich der Transportbevingungen 
für Perfonen, Reifegepäd, Leihen, Yahrzeuge, Tiere, Güter 
auf deutfchen Eifenbahnen unterm 11. Mai 1874 ein Be- 
trieböreglement,?® das weiterhin mehrfah ergänzt 
und mobdifizirt wurde; eine Ergänzung zum Inhalt der 
bundesrätlichen Verorbnung bildete u. a. auch das Geſetz 
v. 25. Februar 1876 (RGB. 163) über Viehbeförderung auf 
deutſchen Eifenbahnen. ®® 

8% jiber den rechtlichen Cha-| 35 . 
satter f, Gänel 1, 008; 2. | ne Dancer Ara, nude er 


’ . Meyer BGB: 419); d 8 it iſt 
VerwR. I, 4898 f.; Entſch. d. (BOB. ; das zweite 1 
ROHG. IV, 184 ff. (Med lover- ubtigiert CSl. 1874, 179. Bol. 


u nen, eier 668; Rukdeſchel 
binblichteit unter der Boraus-|, Reglement der Eifenbahnen 


fegung feiner autonomifchen |, 

—8 von feiten der Eiſen⸗in v. Holtzendorffs er. 3. 4. 
babnverwaltungen); Schott, *°* Dazu VollzV. db. BR. v. 
in Endemanns Handb. d. Han | 13. Juli 1879 (CBl. 479). 
Delärechtes LIE, 463 ff. 
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Unterm 15. Nov. 1892 ift an Stelle des Betriebs- 
reglementö die Verkehrsordnung für die Eifen- 
bahnen Deutfhland3 getreten (RGB. 923 ff., 1015 ff.); 
dazu Nachtrag v. 23. Febr. 1898 (RGB. 9), v. 18. OH. 
1895 (RGB. 445), v. 1. Juli 1895 (RGB. 354), v. 
9. Febr. 1896 (RGB. 9), v. 20. Sept. 1896 (RGB. 704). 

Diefe beruht auf dem Berner internationalen 
Übereinfommen über den Eifenbahnverfehr v. 
14. DE. 1890 (RGB. 1892, 793 ff.), das im Wege der 
Gefeggebung genehmigt ift. 

Dermaßgebende juriftifhe Gefihtspunft für 
das Eifenbahntransportgefhäft ijt demnad 
zwardermalen unzmweifelhaftnod der handels— 
rehtlide, da die Eifenbahnen noch nidt als 
„Staatsverkehrsanſtalt“ wie Poft und Tele- 
grapbie eingerichtet find. Demgemäß ergiebt fid: 
1. Das Reglement als Berordnung des Bundesrates darf 
nicht dem Handelsgeſetzbuche widerſprechen und dasſelbe, jo- 
weit zwingendes Recht in Trage fteht, aud nicht abändern ; 
2. Das allgemeine Handelsrecht über Frachtgefchäfte gilt ohne 
weiteres ſubſidiär auch für das Eifenbahngefhäft.?” Eine 
grundfäglihe Beränderung aberiftdadurd ein- 
getreten, Daß der Berner Bertragv. 14. Dft. 1890 
Geſetzeskraft hat, fomitdem Handelsgefegbud 
derogiert.®® Die jetige Verkehrsordnung aber ift auf 


” 5. Meyer I, 80 f.; Lb«, So jehr rigtip Laband 
ning 620, 625; Goldſchmidt II, 116, freilich im Widerſpruch 
HandR.I, 624 ff.; Laband II, zu der Bemerkung S. 14! über 
126. Die einfchlägigen Beftim- das Berhältnis von Staatäver- 
mungen de8 HGB. zufammen- trag und Gejfet. 

gejtellt bei Cörmann 230 ff. | 
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Grund und zum Vollzuge ded Berner Bertrages erlaffen. 
Demgemäß ift der Widerfpruch zum HGB. jet, weil durch 
den Berner Bertrag befeitigt, gegenſtandslos. ®° 

Auf den „Betrieb“ der Eifenbahnen bezieht ſich ferner 
noch das Spezialgefet v. 7. Juni 1871 (RGB. 207). 
Nach vemfelben haftet der Betrieb3unternehmer für Tötungen 
oder Körperverlegungen beim ifenbahnbetrieb, indem er 
den hierdurch entitandenen Schaden zu erjeben hat, „jofern er 
nicht beweiſt, daß der Unfall durd höhere Gewalt oder Durch 
eigenes Verſchulden des Getöteten oder Verlegten verurfacht 
tft”, und diefe Haftpflicht kann vertragsmäßig nicht auöge- 
ſchloſſen werden (SS. 1. 5). Die näheren Vorfchriften über 
Berechnung des Schadenerfatanfprudes, gerichtliche Ber- 
fahren und Verjährung find lediglich zivilrechtlicher Natur. 
Weitergehende Borfchriften des Landesrechtes werden durch 
das Reichsgeſetz ausdrücklich vorbehalten. *° 

b) Kraft der ihm übertragenen „Kontrolle über das Tarif- 
weſen“ wird das Reich weiter „namentlich dahin wirken”, daß 
„die möglichite Gleichmäßigfeit und Herabfegung der Tarife 
erzielt, insbejondere daß bei größeren Entfermingen für den 
Transport von Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, 
Roheifen, Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenjtänden ein 
dem Bedürfnis der Landwirtſchaft und Induftrie entſprechen⸗ 
der ermäßigter Tarif, und zwar zunächſt thunlich der Ein- 
pfennigtarif eingeführt werde.“ * 

Die Kompetenz des Reiches, auf dem Wege feiner Ge- 


8 S. dazu Laband I, 1172.|der Materialien aus der Recht—⸗ 

0° Bol. die eingehende Er- |fprehung bei Görmann 239 ff. 
örterungbeiMandry442ff.;fehr: * Bol. EB. 1875, 79. 
reichhaltige Bufaminenftellung | 
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ſetzgebung einen Einheitstarif vorzuſchreiben, iſt zwar in der 
obigen Verfaſſungsbeſtimmung, die dem Reich nur eine Kon- 
trolle #? vindiziert, nicht enthalten, mohl aber würde biefe 
Kompetenz aus Art. 4 3. 8 der NP. gefolgert werden 
können.““ Zur Zeit übt das Reich fein Kontrollreht über 
dad Tarifwefen nur durch Kenntnisnahme der partifular- 
rechtlichen Vorfchriften aus. Der unter den deutſchen Eifen- 
bahnverwaltungen feitgeftellte Einheitstarif ift zwar vom 
Bundesrat „beftätigt” worden, ift aber in feiner Weiſe 
Beitandteil des Reichsrechtes, ſondern lediglich Privatvertrag ;** 


—— 


42 ©. über den Begriff Hä— 
ne! I, 658. 

48 Die „Handhabe“ für bas | 
Reich, „mittelft deren ed auf 
die Fortentwidelung und Um⸗ 
geftoltung bes Tarirwefens ein- 
wirken könne“ (Xaband II, 
124), ift meniger Art. 45 als 
abi. 4 3. 8 Del. au La- 
band II, 106. Immerhin wäre 
da8 Reich auch gemäß Art. 45 


Tarifweſens feftzubalten“, 
derart, daß es „gegen jede ein=- 
feitige, ohne feine Mitwirkung 
und Genehmigung erfolgende 
Abweihung davon in für jeden 
Beteiligten rechtsverbindlicher 
Weiſe Einfpruh erheben kann, 
al8 einer verfafiungsmwidrigen 
und nichtigen Maßregel“; da= 
durh haben die „redtägiltig 
befhloffenen Negulative die 








zu direktem Eingreifen gegen- 
über allen deutfchen Eifenbahnen 
berechtigt, obne hierfür der Mit- 
wirkung der Einzeljtaaten zu 
bedürfen. Das Recht „einfeitiger 
Feſtſetzungen“ bes Betriebs- 
reglements bat das Reich aus 
Art. 45 („dahin wirken”) nicht 
— f. Hänel 1, 656 f. — wohl 
aber aus Art. 4 Ziff. 8. A. A. 
Zaband II, 1191. 

“Laband U, 118 ff.; €. 
Meier 668; Hänel I, 654 f. 
erkennt dies an, vindiziert aber 
gleichwohl dem Reiche dad Recht, 


„die herbeigeführte Übereinftim- | Reich aus RL. 


nämlichen rechtlichen Wirkungen, 
als welche einer auf der freien 
Initiative des Bundesrates ent- 
fprungenen Verordnung bei—⸗ 
wohnen”. Dieſe Deduktion er⸗ 
ſcheint juriſtiſch nicht haltbar. 
Nach dem geltenden Recht iſt 
der Einheitstarif Vertrag, und 
die „Kontrolle,“ ſowie dag „Hin« 
wirkten“ des Neiches find nidyt 
zureichend, den ertrag in bins 
bended, zwingende Recht zu 
verwandeln. Ein Gejek aber 
mit dem Inhalt des Einheits- 
tarife8 zu erlaffen, wäre das 
Art. 4 8.8 


mung und Gleihmäßigfeit des fompetent. 
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derſelbe enthielt übrigens keine „Herabſetzung“, ſondern eine 
Erhöhung der früheren Tarife; der „Einpfennigtarif“ iſt 
nirgends eingeführt; demgemäß hat auch das württembergiſche 
Reſervatrecht “ big jetzt Feine praktiſche Bedeutung gewonnen. 

Bei Notſtänden, beſonders ungewöhnlicher Teuerung der 
Lebensmittel, kann der Kaiſer auf Vorſchlag des Bundes⸗ 
ratsausſchuſſes für das Eiſenbahnweſen einen „niedrigen 
Spezialtarif“ vorſchreiben für den Transport von Getreide, 
Mehl, Hülſenfrüchten und Kartoffeln; dieſer Spezialtarif darf 
jedoch nicht unter den niedrigſten Tarifſatz, der für Roh— 
probufte auf der betreffenden Bahn gilt, herabgehen (RB. 
Art. 46). 

8. Die reichsrechtlichen Vorfchriften über die Pflichten 
der Eifenbahnen in Bezug auf das Poſt- und Telegraphen- 
weſen |. oben ©. 269 ff. 

9. Über die Verpflichtungen ber Eiſenbahnen in„ Bezug 
auf das Zollweſen ſ. (Bereins)-36. v. 1. Juli 1869 (BGB. 
817) 88. 17. 59.—73. 95. 120. 128. 131. 153. 

10. Über den ftrafrechtlihen Schuß der Eifenbahnen f. 
RStGB. 8. 90. 123. 243. 250. 263. 305. 315. 316. 
819. 320. Betriebs-O. $. 62, verb. Verkehrs⸗D. 58. 58 
bis 61. 


III. Reichseilenbahnen. 
Durch die Zufag-Konvention zum Frankfurter Friedens- 
vertrag v. 10. Mai 1871 (RGB. 284), dazu Conv. v. 11. Dez. 
1871 (RGB. 1872, 7) Art. 16, übernahm der franzöfifche 


auch die Materialien aus der 


* Mürtt. Sal. Brot. (BOB. 
. Rechtſprechung. 


1870, 657) 3. 
“ S. Sörmann 257 ff.; dort 
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Staat die Verpflichtung, die in Elfaß-Lothringen, ſoweit diefe 
Lande an das Reich abgetreten wurden, belegenen, im Eigen: 
tum einer PBrivatgefelfchaft jtehenden Eifenbahnen zurüdzu- 
faufen und diejelben gegen Zahlung eines Kaufpreifes von 
325 Millionen Thalern fchuldenfrei dem Deutfchen Reiche 
zu übertragen. Durch die Ausführung diefer Be- 
ftimmungen erwarb das Reich PBrivateigentum 
an einem bedeutenden Eifenbahnfompler, der 
weiterhin noch erheblich erweitert wurde. 
Zugleih übernahm der franzöſiſche Staat die Verpflid- 
tung, dafür Sorge zu tragen, daß aud die Berwaltung der 
bisher von der oben bezeichneten Privatgefellichaft verwalteten, 
auf großherzoglich Iuremburgifchem Gebiete belegenen Wil- 
belm-2uremburg-Eifenbahn *° dem Deutfchen Reiche 
übertragen werde. *? Auch dieſe Verpflichtung wurde erfüllt, 
und fomit erwarb das Reich neben den in feinem Eigen- 
tum ftehenden Eifenbahnen no die Berwaltung über 
eine hochwichtige, an die Reichgeifenbahnen angrenzende fremde 
Linie. Diefe Verhältniffe wurden auf dem Wege des Staats⸗ 
vertraged mit dem Großherzogtum Luremburg genau ge- 
ordnet; das Nechtöverhältnis der Wilhelm-Lugemburg-Eifen- 


7 5.9.14. Juni 1871 (RGB. mächte über die Neutralität 
253), 22. Nov. 1871 (RGB. Luxemburgs v. 3. Dez. 1870. 
396), 15. Juni 1872 (KGB. * Zuffonv. v. 10. Mai 1871 
209), 18. Juni 1873 (RGB. (RGB. 234) 8. 6 Abi. 3-5, 
143) und weitere. dazu Staatsvertr. mit Quremburg 

48 Bermittelft dieſer Eifenbahn v. 11. Juni 1872, ob. ©. v. 15. 
waren im deutfch = franzöfifchen . Juli 1872 (RGB. 329); ferner 
Kriege Die belagerten franzöfiichen : Staatävertr. mit Belgien v. 11. 
Nordfeftungen völkerrechtswidrig Ä Suli 1872 (RGB. 1873, 339), 
mit Broviant und Munition ver- mit Quremburg v. 11. Oft. 1876 
forgt worden, f. die Zirkular-(RGB. 1876, 234) ©. v. 8. Mai 
depeſche Bismardd an die Groß- 1878 (RGB. 93). 
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bahn ift aber prinzipiell ein mwefentlich anderes ala das der 
elfaß-lotbringifchen Reichgeifenbahnen. „Staatsanftalt” 
wie Poſt und Telegraphfind jedoch aud die le$- 
teren vorerft nit, fondern Privateigentum 
des Reiches; das Verhältnis zu der Wilhelm: 
Luxemburg-Eiſenbahn tftein privatredtlidhes 
Pachtverhältnis. 

Geſetzliche Beſtimmungen über die Verwaltung dieſer 
Reichseiſenbahnen find nicht ergangen. Oberſte Verwaltungs⸗ 
ſtelle iſt das Reichsamt für die Verwaltung der Reichseiſen⸗ 
bahnen in Berlin, unter welchem die kaiſerliche General— 
direftion in Straßburg?” als oberite Iofale Ver— 
waltungsftelle und ihr untergeordnet eine Anzahl von Be- 
triebsinſpektionen fungieren. 

Die Verwaltung der Wilhelm-Zuremburg-Eifenbahn ein- 
Schließlich der fpäter erbauten Croänzungslinien ift dem 
Deutſchen Reihe verpachtet gegen Zahlung einer jährlichen 
Pachtſumme von 2500000 Franc an die frühere Gefell- 
ſchaft (500000 Fr. hat Belgien für feinen Teil zu be- 
zahlen) °! bis zum 31. Dez. 19125? und zwar primär nad) 
Maßgabe derjenigen Beftimmungen, nad melden die Ber- 
mwaltung durch die franzöfifche Geſellſchaft geführt wurde. 
Jedoch hat das Reich ausdrüdlih die Verpflichtung über- 
nommen, die Verwaltung unter vollftändigfter Wahrung der 


so KV. v. 9. Dez. 1871(RGL. | 1 Staatövertr. m. Belgien v. 
480), welche aber prinzipiell mo= | 11. Suli 1872 Art. 7. 
difiziert ift Durch die ®. v. 27.) 59 Die nachfolg enden Bor: 
Mat 1878 über Errichtung des jchriften find in dem Staat3- 
Keihsamtes f. d. Kr: ertrag mit Zuremburg v. 11. 
der Neichdeifenbahnen, f. oben uni 1872 enthalten, dazu St®. 
Bd. I, ©. 275. v. 11. Oft. 1876 Art. VIL. 
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Neutralität des Großherzogtums Luxemburg zu führen, 
insbeſondere die Bahn zu keiner Zeit zum Transport von 
Truppen, Waffen, Kriegsmaterial und Munition zu benutzen 
und während eines Krieges, an welchem das Deutſche Reich 
beteiligt wäre, auch derſelben zur Verproviantierung der 
Truppen auf keine die Neutralität des Großherzogtums ver⸗ 
letzende Weiſe ſich zu bedienen. Der Sitz der Verwaltung 
iſt in Luremburg, und das Deutſche Reich muß in Sachen 
der Wilhelm-Luxemburg⸗Eiſenbahn vor den luxemburgiſchen 
Gerichten Recht geben und Recht nehmen. Bon der Perſon 
de3 zum Chef der Vermaltung berufenen Beamten iſt der 
großherzoglichen Regierung vor der Ernennung Mitteilung 
zu machen, und die Hoheitärechte des Iuremburgifchen Staates 
find durh einen Spezialflommifjar wahrzunehmen. Außer: 
dem hat die Iuremburgifche Regierung noch das Recht, einen 
Ausſchuß aus vier Mitgliedern zu beitellen, welcher mindeſtens 
vierteljährlich einmal und außerdem auch auf befondere Ein- 
ladung, fei es der deutfchen Generalbireftion, jet es ber 
Iugemburgifchen Regierung, mit Bertretern der beutfchen Ber- 
waltung und dem Iuremburgifchen Staatsfommiffar zufammen- 
tritt, um über die Bedürfniffe des Verlehrs und des Betriebs 
zu beraten. Zu Beamten und Bebienfteten der Verwaltung 
follen vorzugsweiſe Iuremburgifche Staatsangehörige ermählt 
werden; Deutfche wie Quremburger, melche bei der Eifenbahn 
angejtellt find, behalten ihre Etaatsangehörigfeit ; Die Beamten 
find hinfihtlih der Führung ihres Amtes den deutfchen 
Disziplinarbehörden und Disziplinarvorfchriften, im übrigen 
dem Rechte des Ortes, wo fie ihr Domizil haben, unter- 
worfen. Die Betriebsreglement? und Tarife find in Ein- 
Hang zu halten mit den für die Reichgeifenbahnen geltenden 
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Beitimmungen das Reich ift verpflichtet, den PBerfonen- und 
Güterverkehr möglichft zu erleichtern und zu beförbern, ſpeziell 
durch die Beitimmungen über die Tarife für Transporte nad 
dem Königreich der Niederlande; die deutfchen Betriebsmittel 
müſſen auch auf Iuremburgifchem Gebiete zugelaſſen werben. 
Im übrigen ift die Verwaltung nah den für die Reichs— 
eifenbahnen geltenden Beitimmungen zu führen; über bie 
Ergebnifje des Betriebes ift der großherzoglich Iuremburgi- 
ſchen Regierung alljährlih im Monat März eine fummarifche 
Überficht zu erftatten, welde der Staatskommiſſar einer 
Prüfung unterwerfen und zu diefem Zwecke die Bücher, Ne- 
gilter, Rechnungen der Generaldireftion, fomeit fie fich auf die 
MWilhelm-Luremburg-Bahn beziehen, einfehen darf. Für die 
Aufftellung diefer Überficht ift durch Staatövertrag ein ge- 
naue® Schema vereinbart, Die von ber Iuremburgifchen 
Regierung der Bahn gewährte Staatsſubvention von 8 Mil- 
lionen Franken ift allmählich zu tilgen; bis zum Zeitpunkt der 
Tilgung verzichtet das Deutſche Reich auf jeden Anteil am 
Gewinn; fpäterhin tft der Gewinn zmwifchen dem Deutjchen 
Reiche und dem Großherzogtum Luremburg gleihmäßig zu 
teilen. Für die Ausjtattung mit Betriebsmaterial ift dem 
Deutfhen Reiche eine entjprechende Entſchädigung zu ent- 
richten, für deren Berechnung der Vertrag gleichfald genaue 
Vorſchriften giebt. 

Bis zum Ablaufe des Zeitraumes, für welchen die Wilhelm- 
Zuremburg-Bahn in dem oben erörterten Rechtöverhältnis zum 
Deutſchen Reiche fteht, darf der Zollvereinigungsvertrag mit 
Zuremburg v. 20/25. Okt. 1865 nicht gelündigt werben. 

Die auf belgifchem Gebiete belegenen Etreden der Wilhelm- 
Luremburg-Bahn wurden durch Staatsvertrag v. 11. Juli 1872 
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an den belgifchen Staat übertragen und zugleich im einzelnen 
die Nechtöverhältniffe zwifchen diefem und dem Deutfchen 
Reiche geordnet. 


8. 32. 
Das Maß- und Gewichtsweſen.“ 
I. Rechtsquellen und Broganilafion. 

I. Nah RB. Art. 4 3. 3 unterliegt dag Maß- und 
Gewichtsweſen der Geſetzgebung und Beauf- 
fihtigung des Reiches. Demgemäß war fchon für den 
Norddeutſchen Bund durd G. v. 17. Auguft 1868 (BGB. 
473) eine einheitlihe Maß- und Gewichtsordnung 
erlaffen worden, melde ſeit 1. Suli 1875 für das ganze 
Reich in Kraft fteht;? dazu erging ein Nachtragsgefe (Auf- 
hebung des Art. 4) v. 7. Dez. 1873 (RGB. 377), ferner 
ein zweites v. 20. Juli 1881 (RGB. 249), ein drittes v. 
11. Suli 1884, ein viertes v. 26. April 1893 (NGB. 151).? 
Zum Vollzug des Gefeged wurde unterm 16. Juli 1869 
die Aihordnung erlaflen (Beil. zu Nr. 32 des BGB. 


1Laband IL, 172 ff.: ©. Einführung durch G. v. 26. 
Meierinv. Holhendorffs RoLer. Nov. 1871 (RGB. 397) unter 
ZN. 8 V. „Maß- und Ges | Ausihluß der Art. 15—20, an 
wichtsordnung Doch o w ebenda deren Stelle die Art. 11 u. 12 
8. V. „Aichordnung“ ; Hänel IL, des bayr. G. v. 29. April 1869 
663 ff.; ©. Meyer VerwR. L in Kraft verblieben. In Elfaß- 
459 ff.; "Zöning VerwR. 652ff.; Lothringen erfoigte die Ein 
eine hiſtoriſche Skizze bei G. führung durch G. v. 19. Dez. 
Meyer, beſonders über die Be- | 1874 AGB. 1875, 1 
deutung Des gollvereind in der, ® Das ©. v. 10. März 1870 
Materie S. 461°; ſ. ferner (BGB. 46) ift, nachdem es 
vn. in Stengel Wörterbud) | „deutihe Staaten“ außerhalb 

7; Hopf in Conrads des Neiched nicht mehr giebt, 
Handwörterb. IV, 1140 ff. | gegenftandsloa. 
® In Bayern erfolgte die | 
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1869),, jest erjegt dur die Aich-O. v. 27. Dez. 1884 
(Beil. zu Nr. 5 des RGB. v. 1885) nebft Ergänzungen 
v. 21. Ian. 1887 (RGB. Nr. 4 Beil.), v. 4. Mat 1888 
(RGB. Nr. 24 Beil.), v. 8. Mai 1894 (RGB. Nr. 26 
Beil.), dazu die Aihgebührentare v. 12. De. 1869 
(Beil. zu Nr. 40 des BGB.), neu redigiert unterm 24. Dez. 
1874 (CBl. 1875, 94), jet erſetzt durch die Aichgebühren- 
tare v. 28. Dez. 1884 (RGB. 1885 Beil. zu Wr. 5); aud 
dieſe hat inzwifchen wieder zahlreiche Abänderungen und Er- 
gänzungen erfahren. Die Reichsgeſetzgebung beruht auf ber 
internationalen Meterfonvention v.25. Mai1875 
(RGB. 1876, 191), auf Grund deren ein internatio- 
nales Maß- und Gewichtsbureau in Paris be 
ſteht, Das die wiſſenſchaftlich-techniſchen Aufgaben zu er- 
ledigen hat, die ſodann die Grundlage für die Beſchlußfaſſung 
der Generalfonferenz der Konventiongitaaten bilden. 

Das Schiffs-Vermeſſungsweſen ift durch eine befondere 
V. d. BR. v. 1. März 1895 (RGB. 153) geordnet und in den 
Zuſammenhang des Seerechtes zu verweifen (f. unten $ 58). 

Die Vollzugsverordnungen zu den Maß- und Gewichts⸗ 
gejegen zu erlaffen, ift nah M.- u. GO. Art. 18 die Reichs- 
normalaihungsfommiffion fompetent; nur die Verordnungen 
über die äußerften Fehlergrenzen der im Verkehr zuläffigen 
Maße und Gewichte find dem Bundesrat vorbehalten. * 

Den Einzelftaaten iſt prinzipiell jede Sompetenz zur 
Regelung des Maß- und Gewichtsweſens entzogen, doch liegt 
ihnen die Durchführung des Gefehes nah Maßgabe der 
reichsrechtlichen Vorſchriften ob. 


ı M.- u. SD. Art. 10 Abf. 2. | 1885 (NGB. 269) und v. 22. 
Art. 18, dazu V. v. 21. Juli! März 1876 (CBl. 185). 
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II. Oberſte Zentralftele für das Maß- und Gewichts⸗ 
wejen ift das Reichsamt des Innern, welches feine 
Thätigkeit in diefem Verwaltungszweig jeboch auf die oberfte 
Auffihtsführung beſchränkt; in Wirklichkeit ift die Ber- 
waltung de Maß- und Gewichtsweſens konzentriert in der 
Keihsnormalaihungsfommiffion,® einer durch 
die M.- u. GO. in Berlin errichteten follegialen Behörde, 
von deren Gefchäftsfreis nur Bayern erimiert ift, welches 
feine eigene Normalaichungskommiſſion ſich vorbehalten bat. 

1. Die Normalaichungskommiſſion hat darüber zu machen, 
daß im gefamten Reichsgebiet dag Aichungsmefen nad) 
übereinftimmenden Regeln und dem Intereſſe des Verkehrs 
gemäß gehandhabt werde. Ihr liegt die Anfertigung und 
Berabfolgung der Normale, fomweit nötig auch der Aichungs⸗ 
normale, an die Aichungsftellen des Reiches ob, und fie tft 
daher mit den für ihren Gefchäftsbetrieb nötigen Inſtrumen⸗ 
ten und Apparaten audzurüjten. 

2. Die Normalaihungstommiffion hat das Verordnungs⸗ 
recht „über Material, Geftalt, Bezeichnung und fonitige 
Beichaffenheit der Maße und Gewichte, ferner über die von 
feiten der Aichungsſtellen innezubaltenden Fehlergrenzen zu 
erlaflen (f. jedoch M.- u. GO. Art. 10 Abf. 2). Sie be- 
ſtimmt, welche Art von Wagen im öffentlichen Verkehr oder 
nur zu bejfonderen gewerblichen Zweden angewendet werden 
dürfen, und fegt die Bedingungen ihrer Stempelfähigfeit feit. 
Sie hat ferner das Erforderliche über die Einrichtung der 
fonft in der Maß⸗ und Gewichtsordnung aufgeftellten Mepß- 
werkzeuge vorzufchreiben, fomie über die Zulafjung ander- 


EM. u. CD. Art. 18, dazu 3868 46); G. Meyer I, 468; 
Bd RR. vo. 19. Febr. 1869| Hänel StR. I, 665 ff. 
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weiter Gerätfchaften zur Aichung und Stempelung zu ent- 
ſcheiden. Der Normalaichungstommiffion liegt es ob, das 
bei der Aichung und Stempelung zu beobachtende Verfahren 
und die Taren für die von den Aichungsſtellen zu erhebenven 
Gebühren (Art. 15) feftzufeten und überhaupt alle die tech- 
nifche Seite des Aichungsweſens betreffenden Gegenftände 
zu regeln.“ 

3. Die bayrifhe Normalaichungskommiſſion ordnet die 
im Vorausgehenden angeführten Materien formell jelbitändig, 
ift aber gejeßlich verpflichtet, Dies materiell in Übereinftim- 
mung mit den von der Reichsbehörde erlafienen Vorfchriften 
zu thun. ® 

IH. Unter der Zentralbehörbe ftehen die Aihämter.” 
Die Errichtung von ſolchen ift den Einzelftaaten vom Reiche 
vorgefchrieben, im übrigen aber ift den Einzelftaaten die 
Organiſation vollftändig überlafien,® mit der Maßgabe, daß 
nicht jedes Aichungsamt für alle Arbeiten dieſes Reſſorts 
ausgerüftet zu fein braudt. Die Auffihtsbehörden, Wich- 
ungsinfpeftionen, zu beitellen, ijt gleichfalls den Einzel- 
ftaaten überlafien, auch fünnen mehrere Einzelitaaten eine 
gemeinjame Behörde diefer Art beftellen,? nur die Ober- 
auffiht und die unmittelbare technifche Leitung ift ber 
Neichabehörbe vorbehalten. 


e &. v. 26. Nov. 1871 (BGB. 
am), S 3, duch welden die 
il u. 12 des bayr. ©. v. 


ift im CBl. publiziert und wird 
durch fortlaufende Publilationen 
in diefem Organe evibent ge= 








2. April 1869 reichsgeſetzliche halten. 

Sanktion empfingen. rt. ©. v. 26. Nov. 1869. 
Mu. GO. Art. 15, 16. (Gs. 1165). 

Das Verzeichnis diefer Behörden IM. u. SD. Art. 17. 
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I. Die einzelnen materiellen Rechtejähe. 
l. Das Maß- und Gewichtsſyſtem. 

Die Staatliche Drbnung des Maß- und Gemwichtsfyftemes 
beiteht darin, daß durch geſetzliche Vorſchrift einer Anzahl 
von Definitionen Rechtöfraft verliehen, d. i. mit dem Worte 
eine beitimmte Dimenfion verbunden wird. Der Staat 
befieblt, daß eine gemwijfe Bezeihnung im 
öffentliden Berfehbr einen nah Raum oder 
Schwere feftgejtellten Inhalt darftellt, und die 
Untertbanen haben diefem Befehle, fei eg, daß 
derfelbe zwingendeg oder dispofitiveg Nedt 
dDarftellt, den entjprehenden Gehorſam zu 
leiften.!? Inſoweit die Definitionen dispo— 
fitivesRehtenthalten, find die Parteien zwar. 
berehtigt, anders zu beftimmen, aber die ge- 
fegliden Beftimmungen fommen mangels be- 
fonderer Barteibeftimmung immer zur Anmen- 
dung; für fie ſpricht Die Brafumtion; infomeit 
fie zmingendes Recht enthalten, find fie un- 
bedingt verpflidhtend Die Behörden des 
Staates in ihrer amtlidhen Thätigfeit find in 

10 Gerabe entgegengefehter |ben, ift ebenfomenig Gegenftand 
Meinung ift Laband II, 173: eines Rechtsſatzes wie die Be- 
„Das Map- und Gewichtsſyſtem deutung von Ausdrüden, melde 
beftebt aus einer Reihe von |die Qualität von Waren bes 
Definitionen — — —; an und | zeichnen.“ Übereinſt. mit ber 
für fih find dieſe Definitionen | uffaffung des Textes jegt ©. 
feine Rechtsſätze. Welche Di- Meyer I, 460, 462. Damit ift 
menfionen und Gewichtsmengen | volllommen vereinbar, was La⸗ 
mit dem Namen Meter, Schop- ; band a. a. D. über die redht- 


en, Scheffel oder Kilogramm, |lihde Kraft des Dispofitipen 
fund, Zentner bezeichnet wer: | Rechtes ausführt. 
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jedem Falle an die gefeglidhen Definitionen 
gebunden. Demgemäß liegt die ftantsrechtliche Bedeutung 
des Maß- und Gewichtsfyftemes in der vom Staat vor- 
gejchriebenen Regel, von der allerdings die Abweichung unter 
beftimmten Vorausfegungen geftattet ift, fich aber ſtaats⸗ 
rechtlih doch ald Ausnahme charakterifiert. 

Die Grundlage dieſes Syftemes bilden 

1. da8 Meter ala Einheit des Längenmaßes, 
2. da8 Kilogramm als Einheit des Gewichts. 

Die weitere Ordnung des Syſtemes bejteht in der dezi⸗ 
malen Teilung oder Vervielfältigung jener Maßftäbe. !1 

„Das Meter ift -zmar nit im ftrengen Sinne ein 
Naturmaß, da es überhaupt einen Körper, den die Natur 
in unveränberlichen und gleichen Dimenjionen hervorbringt, 
nit giebt, und die Grabmefjungen zur Beitimmung ber 
Entfernung des Pols vom Aquator (das fog. Erdquadrat), 
defien zehnmillionfter Teil das Meter ift, fomohl wegen der 
Veränderlichkeit der Erbe, als auch wegen der Schwierigkeit 
eralter Mefjungen nur eine relative Genauigkeit ergaben. 
Mean hat aber duch einen damals angefertigten Platin- 
ftab, den im Kaijerl. Archive zu Paris aufbemahrten Mètre 
des Archives, jede Zmweideutigfeit für die Einheit dieſes 
Zängenmaßes befeitigt.” 12 

ALS Urmaß galt demgemäß derjenige Blatinftab, welcher 
im Befig der preußifhen Regierung fich befindet und im 
Sabre 1863 durch eine von dieſer und der franzöfifchen 
Regierung eingefette Kommiffion mit dem ermähnten fran- 
zöſiſchen Urmaße verglichen worden ift.! An feine Stelle 


1 M.⸗ u. GD. Art. 1, 6. 13 M. u. SD. Art. 2. 
12 &, Meier 733. 
Zorn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 21 
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trat nunmehr der „bei der Temperatur des ſchmel— 
zenden Eifes gemeffene Abftand der Enditride 
auf demjenigen Maßitabe, welder von der 
Internationalen Generalfonferenz für Maß 
und Gewidt als internationales Prototyp des 
Meter anerfanntmorden und bei dem Internationalen 
Maß: und Gemichtäbureau niedergelegt ift“.1* 

Als Urmaßgiltderjenigevondem Prototyp 
des Meter abgeleitete Mafftab aus Platin- 
Iridium, welder durd die Generalfonferenz 
dem Deutfhen Reih als nationales Prototyp 
übermiefen und bei der Normalaichungs Kommiſſion 
aufbewahrt iſt. 1° 

Das Meter bildet die Einheit der Längenmaße, 
der hundertſte Teil desfelben heißt dag Zentimeter, ber 
taufendfte Teil das Millimeter, taufend Meter heißen 
dag Kilo meter.!® 

Hundert Quadratmeter heißen das Ar, zehntaufend 
Quadratmeter heißen das Hektar. !” 

Die Grundlage für die Körpermaße bildet das Kubik- 
meter, deilen taufendfter Teil das Liter heißt, hundert 
Liter oder der zehnte Teil des Kubikmeters heißt das Hefto- 
liter. Das Liter ift gleih „dem von einem Kilogramm 
reinen Waſſers im Zuftande feiner größten Dichtigfeit unter 
dem abjoluten Drud einer Atmofphäre eingenommenen Raum”. 

„Zuläffig ift Die Bezeichnung von Flächen oder Räumen 


1 —5— G. v. 26. April 1893 Art. ber affung des G. v. 26. April 
16 Gsenda Art. 2. IT Ebenda B. 
18 M.⸗ u. GO. Act. 3 A. in 
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durh die Quadrate oder MWürfel des Zentimeter und des 
Millimeter.” 

„Mit diefem Linienmaß könnte auch die Gewichtseinheit 
Dargeftellt werben, dad Gewicht des Waſſers, welches eine 
Raumeinheit bei einer feitgeftellten Temperatur fat. Da 
dies aber doch nur eine Definition fein würde, fo hat man 
ein zweites Urmaß als Gewichtseinheit hingeftellt.!® 
Als Urgewicht gilt das im Beſitz der preußiſchen Regierung 
befindliche Platinkilogramm, welches im Jahre 1860 durch 
eine von der preußiſchen und franzöſiſchen Regierung nieber- 
gefette Kommiffion mit dem im Kaijerl. Archive zu Paris 
aufbewahrten Kilogramme prototype verglichen worden 
it. (Art. 5). An feine Stelle trat nunmehr „die Maffe 
Desjenigen Gewichtsſtücks, welches durch die 
Internationale Generalkonferenz für Maß und 
Gewicht als internationales Prototyp des 
Kilogramm anerfannt worden und bei dem Inter⸗ 
nationalen Maß- und Gewichtäbureau niebergelegt ift“.!? 

Als Urgewidt gilt dasjenige von dem Pro— 
totyp des Kilogrumm abgeleitete Gewichtsſtück 
aus Blatin-$ridium, das durch die Inter— 
nationale Generalfonferenz dem Deutjden 
Reihe als nationales Prototyp überwieſen 
und bei der Normalaihungs-Kommiffion aufbewahrt ift.2° 
Dies Kilogramm, gleich zwei Pfund, ift das Gewicht eines 
Liters deftillierten Wafjerö bet + 4 Grad des hundertteiligen 
Thermometerd. Das Kilogramm wird in 1000 Gramm 


18 E. Meier D. 
18 G. v. 26. April 1893 Art.| 29 Ebenda Art. 5. 
I abf. 8. 
21* 





324 Buch IX. Das Verkehrsweſen. 


eingeteilt, mit bezimalen Unterabteilungen; zehn Gramm 
beißen dad Dekagramm oder Neulot; der zehnte Teil 
eines Gramms heißt das Dezigramm, der hundertfte das 
Zentigramm, der taujendite dad Milligramm; ein 
halbes Kilogramm heißt das Pfund, 50 Kilogramm oder 
100 Pfund beißen der Zentner, 1000 Kilogramm oder 
2000 Pfund heißen die Tonne?! 

Die Beſtimmungendes Gefehes find fürden 
„Öffentlihen Verkehr“ infomweit zwingendes 
Recht, ala zum „Zumeffen und Zumägen” nur 
Maße, Gewichte und Wagen verwendet werden 
Dürfen, welche den gefeglihen Borfdriften ent- 
fpredenundeineamtlide Beglaubigung diefer 
Übereinffimmung empfangen haben.?? Die Feft- 
ftelung der oben bezeichneten Vorausſetzungen des Geſetzes 
ft im einzelnen Fall lediglich quaestio facti. 

Diefer Grundfat ift noch in befonderer Weife nach fol- 
genden Richtungen ergänzt: 

1. Bei dem Verlauf weingeiftiger Flüffigfeiten nad) 
Stärkegraben dürfen zur Ermittelung des Alkoholgehaltes, 
obmohl es fich hierbei nicht um ein „Zumefjen“ oder „Zumägen“ 
handelt, nur gehörig gejtempelte Alfoholometer und Thermo- 
meter angewendet werden. *® 


2 M.⸗ u. GO. Art. 6. Die II, 174. Uber „Zumeffen und 
offiziellen Abkürzungen der ſämt- Zuwägen“ ebenda 176 f., ſpeziell 
lihen Maß⸗ und Gewichtsbe⸗ über das Wägen ber Apotheler 
zeichnungen f. EB. 1877, 565. V. der NormalAihKomm. v. 1. 

M.- u. GO. Art. 10. Da- | Mai 1872 (Beil. zu RGB. Nr. 
bei ift allerdingd den Parteien | 14). Ein beſonderes Mebizinal- 
unbenommen, ſich privatim auf gewicht findet nit ftatt (M.- u. 
andere Dimenfionen als die der | GO. Art. 7 
M.- u. GO. zueinigen. Yaband!ı 3 M. u. GO. Art. 11. 
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2. Der in Fällern zum Berlauf fommende Wein darf 
dem Käufer nur in folden Fäflern, auf melden die den 
Raumgehalt bezeichnende Zahl der Liter durch Stempelung 
beglaubigt ift, überliefert werden, auögenommen ausländifcher 
Mein in Driginalgebinden. ?* 

3. Gasmeſſer, nach welchen die Vergütung für den Ge- 
brauh von Leuchtgas beitimmt wird, follen gehörig ge- 
ftempelt fein. 2° 

4. Dazu Tommt noch das Spezialgeſetz v. 20. Juli 
1881 betr. die Bezeichnung des Raumgehaltes der Schanf- 
gefüße (RGB. 249), weldes am 1. Januar 1884 in 
Kraft trat ($. 7 Abi. 1). 

Darnah müffen „Schankgefäße“ — als folde 
werden exemplififativ bezeichnet: Gläfer, Krüge, Flajchen 
($. 1), andererfeit find pofitiv ausgenommen _„feitver- 
ſchloſſene (verriegelte, verlapfelte, feſtverkorkte u. ſ. mw.) 
Slafhen und Krüge, fowie Schanfgefäße von !/so Liter 
oder weniger“ ($. 6) — als amtliche Beglaubigung einen 
Füllſtrich, defien Abftand vom oberen Rand des Ge- 
füßes im Geſetz jelbit ($. 2) genau normiert ift,?* haben, 
wenn fie zur Verabreichung von Wein, Obftwein, Moft 
oder Bier in Gaſt- und Schankwirtichaften dienen follen ; 
ferner muß auf den Gefäßen felbit der Sollinhalt nad 
dem Litermaß angegeben fein, es fei denn, daß es ſich nur 
um Litergefäße oder Darunter handelt. ($. 1 Abſ. 1.) Seit 
1. Januar 1884 find im Verkehr der Gaft- 
und Schanfwirtfhaften nur Gefäße des Liter- 


 M.- u. GO. Art. 12. 
» M.⸗ u. SD. Art. 13. 
26 DienäherenVorfchriften über 


den „Füllſtrich“ giebt 88. 1Abſ. 2, 
2, 3 (äußere Form, Ort der An⸗ 
bringung, Fehlergrenzen). 
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ſyſtems (Liter, vom Liter aufwärts in Stufen von Ye, 
abwärts Yıo Liter, außerdem noch Biertelliter) geftattet. 
(8.1Abf.3.) Die Wirte müffen amtlich beglaubigte Flüffig- 
keitsmaße zur Prüfung ihrer Gefäße jederzeit bereit halten 
($. 4), die vorjchriftswidrigen Gefäße find einzuziehen; es 
kann auch auf Vernichtung erfannt werden. ($. 5.) 

Die Beitimmungen der M.- und GD., ebenjo des 
Spezialgejeged über die Schanfgefäße find jtrafrechtlich ge— 
Thügt dur die Androhung von Geld» bezw. SHaftitrafe 
gegen jolhe Gewerbetreibende, melde „zum Gebraud 
in ihrem Gewerbe geeignete, mit dem gefeglichen Aichungs⸗ 
ftempel nicht verfehene oder unrichtige Maße, Gewichte oder 
Wagen“ verwenden, ja bei welchen ſolche nur vorgefunden 
werben. ?7 

Im Privatverfehr, ebenfo im öffentlichen Verkehr, wenn 
nicht Gewerbetreibende beteiligt find, it der Gebraud an⸗ 
derer Maße, Gewichte und Wagen nicht unter Strafe ge- 
ftellt. 28 


OD. Die Herftellung der Maße und Gemidte. 

Die Herftellung der dem geſetzlich vorgefchriebenen Syſtem 
entfprechenden Gerätfchaften zur Feitftellung der Maße und 
Gewichte erfolgt nicht durch den Staat, fondern auf dem 
Mege der Privatinduftriee Die Benugung der fo berge- 
ftellten Gerätfchaften zum Zumeſſen und Zumägen 
im öffentlihden Verkehr darf aber nur ftatifinden 


RSISB. 8. 369 Nr. 2 u. | Die Bolizeibehörden dürfen Revi⸗ 

v. 20. Juli 1881 8. 5. fionen nur in den öffentliden 

* gaband 1175; vgl. jedoch Gew er ölofalitäten born men, 

M.u. GO. Art. 10ABf. > ©. aud) tig. db. pr. DRG. VII, 
©. Meyer 465. Löning 655. 
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nach erfolgter amtliher Beglaubigung, durch melde die 
Übereinftimmung mit dem Rectsfyftem des Staates feft- 
geitellt ift: Aihung oder Stempelung.?? Diele er- 
folgt durch die ftaatlihen Aihämter nah Maßgabe der 
Detailvorfchriften ver Aichordnung: der von einem Aichungs- 
amt erteilte Stempel hat öffentlichen Glauben für das ganze 
Heichzgebiet.?° Jedes Aichungsamt führt einen doppelten 
Stempel, einen mit allen übrigen Behörben diefer Gattung 
gemeinfamen und einen befonderen, von allen übrigen unter- 
Ihiedenen.?! Die erforderlichen Bekanntmachungen hierüber 
geihehen durch das Zentralblatt. Unbefugte Nahahmung 
folder Stempel iſt als Fälſchung einer öffentlichen Urkunde 
jtrafrechtlich zu verfolgen. ®? 

Zur Aihung und Stempelung dürfen nad dem Geſetz 
nur folde Maße und Gewichte zugelaflen werden, melde 
den Definitionen des Gefetes entfprechen.*? Die Normal: 
aihungslommifftion bat den Aichämtern, den bayerifchen 
dur Vermittelung der bayeriſchen Normalaichungskommiſ⸗ 
fion, die erforderlichen Normale zur Prüfung zu liefern, ®* 
melde nad Maßgabe des in Berlin befindliden Urmaßes 
und Urgemwichtes hergeftellt find.E° Über die zuläffigen 
Sehlergrenzen find auf dem Berorbnungswege dur ben 
Bundesrat genaue Vorfchriften erlaffen morden.?° Außer- 
dem liegt den Einzelftaaten die Pfliht ob, die im Ge— 
brauche der Aichämter befindlichen Aichungsnormale auf 


 M.-u.GD. Art. 10. Eine % LapandIL179. G.Meyer 
Spec®. hiezu über die Meßge- | 463. 
räte bei Prüfung von Eſſig, 3° M.- u. GO. Art. 14. 
und Holzgeift ſ. CBi. 1880, S. 87. + M.- u. GO. Art. 15. 

” M.⸗ u. GO. Art. 20. 36 M.- u. GO. Art. 9. 

a1 M. u. GO. Art. 19. Mu. GO. Art. 10 Ab]. 2. 


328 Buch IX. Das Verkehrsweſen. 


ihre Übereinftimmung mit den Normalmaßen und Gewichten 
in periodifchen Zwifchenräumen zu prüfen®’ und die Be- 
rihtigung bezw. Außerkursſetzung durch Vernichtung des 
Stempelö bei denjenigen Stüden zu veranlaffen, welche bie 
äußerften zuläffigen Fehlergrenzen überfchreiten. 88 

Die Aihungsämter haben alljährlich den Auffichtsbe- 
börden genaue Berichte über ihre Thätigfeit zu erftatten. 


8. 33. 
Das Münzwelen.! 
J. Recdfsquellen und Prganilafion. 
I. Die RV. weift in Art. 4 8. 3 dem Reiche die 
Gefeßgebung und Beauffihtigung über „die Ordnung 
des Münzfyftemes nebſt Feititellung der Grundfäte 


Über die Fehlergrenzen ergingen | Reihsbant. Hänel I, 668 ff. 
folgende Verordnungen: 1. für Söningderm RSS. GMey er 
Maße, Gewichte, Wagen v. 6. Dez. gend I, 466ff. Hier aud 


1869 (BGB. 698). 2. für Make | S 
von Brennmaterialien und Höfer- 
wagen v. 16. Aug. 1871 (RGB. 
328). 3. für Goldmünzgewichte, 
Debapparate für Flüſſigkeiten 
und Federwagen für Eifenbahn- 
paflagiergepäd v. 14. Dez. 1872 
(E31. 1873, 3). Dazu ergt ngen 
jpäter nod) mehrfach abändernde 
amorbnungen vgl. CBl. 1875, 
1,98. — Verordnungen 
ve Normalaigungetommiffen 
über die Fehiggrengen vgl. CBl. 
1880, 707, 712 
"Mu. GO. Art 
38 V. v. ">. März ie76 (E81. 


185). 

1Laband II 149f.; Kod 
8. v. „Geld-" und ee 
in v. Holgendorff RLex. 
auch A. Wagner ebenda s. v. 








. 470ff. eine rechtshiftorifche 
Skizze; aud) bier Bat der Zoll» 
verein eine wertvolle Vorarbeit 
geleiftet (Münzfonv. v. 30. Juli 
838 und MünzBertr. v. 24. Jan. 
1857), f. ferner Kod i in Stengels 
Wörterb. I, 148. Leris in 
Conrad3 Hanbmörterb. I, 987 ff. 
8. v. Doppelwährung IV, 81ff. 
8. v. Gold und Golbwährung IV, 
1248 ff.8.v. Münzmefen V, 656 ff- 
8. v. Silber und Silberwä rung. 
Menger ebenda III, 730 ff. 

Geld. Tert ber Einfhlägigen 
Gejege in der Handausgabe von 
Koch 2. U. 18%. Außerdem 
volfömirtfchaftlide und privat- 
rechtliche Litteratur: ſ. die An⸗ 
aben bei Yard AR 162; 
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über die Emiffion von fundiertem und unfundiertem Papier- 
gelde” zu. Das Neich hat diefe Aufgabe erfüllt durch 
Schaffung eines einheitlichen deutſchen Münzſyſtemes; doch 
ift die Reform dermalen noch nicht zu vollem Abjchlufie 
gelangt. 

Die Ausführung der obigen Verfafjungsbeftimmung er- 
folgte durch die Spezialgeſetze: 

1. über die Ausprägung von Reihsgoldmünzen 
v. 4. Dez. 1871 (RGB. 404), 

2. über dad Münzweſen v. 9. Suli 1873 (NGB. 
233) famt Nachtragsgeſetzen v. 20. April 1874 (RGB. 
35) und 6. Januar 1876 (RGB. 8), in Elfaß-Lothringen 
eingeführt dur Spezialgefeg v. 15. Nov. 1874 (RGB. 
131). 

8. über die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen 
v. 30. April 1874 (RGB. 40) und von Papiergeld v. 
16. Juni 1870 (BGB. 507);? dazu G. v. 21. Juli 1884 
(RGB. 165) Über die Ausgabe neuer Kaſſenſcheine; envlich 
G. v. 26. Mai 1885 (RGB. 172) über den ftrafrechtl. 
Schub des fog. Wilcor- Papiere gegen unbefugte Nach⸗ 
ahmung. 

Das Münzgeje behielt die Beftimmung des Zeitpunftes, 
von welchem ab das neue Reichsgelbfyitem, die „Reichs⸗ 
währung“, in Kraft treten joe, Faiferlicher, unter Zuſtim⸗ 
mung des Bundesrates zu erlafjender Verorbrung vor: ® 
demgemäß murde vom Kaifer der 1. Januar 1876 als 


2 Dad ©. Suli 1870 | treten follen“, gt ee 
(BGB. 499) aber öffentl. Dar- u G v. 6. 1878 
lehnskafſſen, deren Scheine „die | (RGB. 5). 

Stelle des baren Geldes ver-! ® MG. Art. 1 Abf. 2 
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diejer Zeitpunft beftimmt, * das Gefeß aber hatte den Einzel: 
ftaaten freigegeben, das neue Syitem auch ſchon früher ein- 
zuführen. Goldmünzen ausprägen zu laflen, war ben 
Einzelitaaten bereit dur dag ©. v. 4. Dez. 1871 unter- 
fagt worden. Bom Jahre 1874 ab wurden dann alle 
Landesmünzen Schritt für Schritt durch Verorbnungen des 
Bundesrates aufgerufen, eingelöft und außer Kurs gefegt,® 
fo daß dermalen von älteren Landesmünzen nur mehr die 
Thaler den Geldcharakter befiten. — 

II. Das Münzweſen gehört zum Minifterialreflort des 
Neichgamtes des Innern. Eine eigene Münzprägeanftalt 
bat das Reich nicht errichtet, ſondern bedient fich der einzel- 
ftaatlihen Prägeftätten. Die Organifation dieſer Münz- 
ftätten iſt völlig den Einzelftaaten überlaflen geblieben. 
Doch unteritehen dieſelben der Aufficht des Reiches,” welche 
durch bejondere vom Reichskanzler zu ernennende Kommiſſare 
auszuüben ift nah Maßgabe der hierfür vom Bundesrat 
erlafienen materiellen Borfchriften; den Reichskommiſſaren 
ift jede erforderliche Auskunft zu erteilen, auch Einſicht in 
die Bücher zu gewähren; überdies hat jede Münzſtätte all- 
jährlich dem Reichskanzler einen Geſchäftsbericht zu erftatten. 


1. Die eingelnen Vorſchrilken des deutſchen Mümrechtes. 

I. Die Ordnung des Münzſyſte mes ift nach heutigen 
Begriffen Aufgabe des Staates, ebenfo wie die Drbnung 
des Maß- und Gewichtsſyſtemes. Aus dem Begriff des 


* K2. v. 22. Sept. 1875 hieher gehörigen Verordnungen 
(RGB. 303). ift Heute nicht mehr erforderlich. 
5 MG. Art. 1 Abi. 2. 7. » 4 De. 1871 8.7, 
° Auf Grund von NG. Art. 6. dazu Laband II 165. 
Eine Aufzählung der einzelnen 
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Staates zwar kann dieſe Aufgabe nicht als notwendige be— 
hauptet werden, wie dies von den meiſten Schriftſtellern 
geſchieht; in Staaten auf niedriger Kulturſtufe fehlt regel⸗ 
mäßig jede Ordnung des Münzfyftemes, ohne daß darum 
jenen Staaten der Staatscharakter abgefprochen werden 
dürfte; in unferen heutigen hochentwidelten Kulturverhält- 
nifjen muß aber die Ordnung des Münzfyftemes jedenfalls 
dem Staate vindiziert werben; die fog. „Münzhoheit“ iſt 
fomit zwar nicht prinzipiell, wohl aber für unfere heutigen 
Verhältniſſe ald ein Stüd der Staatögewalt zu betrachten. 

Die Ordnung des Münzſyſtemes befteht ebenfo wie die 
des Maß- und Gewichtsſyſtemes mwefentlih nur in Defini- 
tionen: mit gemiffen Definitionen iſt fraft des Befehles 
der Staatögewalt ein beitimmter Wert verbunden. Das 
Münzſyſtem ift ſomit die Ordnung des Geldes, 
d. i. der geſetzlichen Zahlungsmittel, derjenigen 
Zahlungsmittel, welche jeder Forderungsbe— 
rechtigte zur Befriedigung ſeiner Forderungen 
annehmen muß. Die Rechtsſätze über das Geld und 
der Begriff des Geldes find demnach juriſtiſch am den kon⸗ 
treten Staat gebunden: Geld im juriftifden Sinne 
ift nur, was nad deutfhem Rechte Geld ift, 
nicht aljo franzöfifche, englifhe Münzen, fo wenig wie in 
Frankreich und England deutſche Münzen jurütifh Geld 
find. ® 


s Vorzüglich Laband TI|men”, macht aber diefe noch 
150ff., übereinft. Löning 661f. keineswegs zu Geld im Rechts⸗ 
Geld muß in jedem Falle in | finn und mwiderfpridt auch nicht 

ahlung genommen werden: eine | der obigen Begriffsbeftimmung. 
taatlihe Vorſchrift, auch Geld⸗ Bal.auh G. Meyer, VerwR. II, 
furrogate „in Zahlung zu neh-| 467. Der Begriff „Geld im 
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Der Staat kann den Rechtscharakter von Geld jedem 
Ding beilegen. Die Staaten mit georbneten wirtſchaft⸗ 
Iihen Berhältnifien pflegen jedoch nur Edelmetalle mit dem 
Geldcharakter auszuftatten, fei e8 Gold und Silber, fei es 
nur Gold, mobei dann uneble Metalle wie Nidel und 
Kupfer zur Ergänzung des Münzſyſtemes nach unten ver- 
wendet werden. Für die juriftifhe Betrachtung tft 
dDasjenige, was vom Staat den Geldcharakter 
empfängt, an ſich volllommen irrelevant.? 

U. Nach deutfhem Redte ift prinzipiell nur 
Gold in der gefegliden Prägung Geld; das 
Deutfhe Reid bat die Goldwährung angenom— 
men.! 

1. Die Grundlage des Spyitemes bildet der Sat: aus 
einem Zoll-PBfunde, "es kg — das „Münzgewicht“ — feinen 
Goldes werden 1391, Münzftüde geprägt, die den Namen 
Krone führen. ' 

2. Den zehnten Teil des Wertes der Krone repräfentiert 
die Mark, melde in Silber auszuprägen ift; jie bildet 
die Rechnungseinheit des deutſchen Münzſyſtemes. 1? 

3. Die Marf wird eingeteilt in 100 Pfennige, die 
aus Kupfer geprägt merden. 1? 


mwirtfhaftlihen Sinne“ ift ju| !! MG. Art. 1 Abp 1, dazu 
riſtiſch nicht zu begrenzen, über- Laband u „an. 169 }f. 
dies auch riſtiſch überflüfüg; | 1 ©. Dez. 1871 8. 1. 
ſ. au die von der Zabandfchen | KR. v. 17. Sehr, 1875 (RGB. 
abweichende Anßgtp von Mandry 72 * 
a. a. O. bei. 1 26. v. 4. Dez. 1871 8. 2. 
MO. Kt, 1 Abi. — Art. 3 über 
9 n eiter in feinemu. Muthers | Gewigt u vi unganerhälniß. 
Jahrb. I, 234 ff. v. 4. Dez. 1871 8. 2%. 
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4. In Gold werden neben der Krone noch geprägt: 
Doppelfronen und halbe Kronen. !* 

5. In Silber außer der Mark: Münzftüde zu 5 und 
2 Mark, zu 50 und 20 Pfennigen. !® 

6. In Nidel Münzitüde zu 20, 10 und 5 Pfennigen. !° 

7. In Kupfer außer dem Pfennig noch Bmeipfennig- 
ftüde; 17 außerdem bat Bayern das Recht, im Yalle des 
Bedarfes Halbpfennigftüde (Heller) prägen zu laſſen. 1° 

Man pflegt im Gegenfate zu denjenigen Münzen, melde 
aus dem Metalle geprägt find, dem prinzipiell allein der 
Geldcharakter zufommt, die Münzen aus anderen Metallen 
als Scheidemünzen zu bezeichnen. Eine juriftifche Be- 
deutung hat diefe Unterfcheidung an fich nicht. 

IH. Aus dem Prinzipe, daß nur Goldmünzen Geld im 
juriftifchen Sinne find, zieht das Gefet eine Reihe fpezieller 
Konfequenzen: 

1. Aus dem Prinzipe ergiebt fi, ohne daß dies poſitiv 
formuliert wäre, daß die Zirkulation von Goldmünzen in 
unbejchränttem Umfange ftattfinden darf. Demgemäß ift 
auch Privatperjonen geftattet, die ſtaatlichen Prägeanitalten 
mit der Ausprägung von Goldmünzen : zu beauftragen (1. 
darüber unten VII). 

2. Der Betrag der Silbermünzen, melde zirfulieren, 
darf „bis auf weiteres” 10 Mark pro Kopf der Bevölkerung 
nicht überfteigen. !? 


4“ G. vo. 4. Dez. 1871 8.8.1 MO. Art. 3 8. 3. 
7 


G. 
MG. Aıt. 32. F a G. v. 4. Dez. 1871 8. 13 


16 MG. Art. 3 bazu 
G. ». 1. April 1886 na. 67). ME. Art. 4. 
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Zahlungen in Silbermünzen braudden, außer bei Staat3- 
fafien, nur bis zu 20 Mark angenommen zu werben. ?° 

3. Der Betrag der Nidel- und Kupfermünzen darf bis 
auf weiteres 2!/s Mark pro Kopf der Bevölkerung nicht 
überfteigen. ?1 

Zahlungen in folden Münzen brauden nur bis zu 
einer Mark angenommen zu werben. ?? 

4. Der Staat ift prinzipiell verpflichtet, Scheidemünzen 
in Gold umzuwechſeln, jedoch nad} pofitiver Vorfchrift des 
Geſetzes Silbermünzen nur von 200, Nidel- und Supfer- 
münzen nur von 50 Marf ab und nur an den vom Bun= 
desrat fpeziell hierfür beftimmten Kaffen. *? Außerdem muß 
der Staat Scheidemünzen von Silber in jedem Betrage in 
Zahlung annehmen. 

5. Auf durchlöcherte, verfälfchte und anders ala durch 
den gewöhnlichen Umlauf im Gewicht verringerte Münz- 
ftüde findet die Verpflichtung des Staates zu Annahme 
und Umtaufch feine Anmendung. ?* 

6. Bon dem Prinzipe ift jedoch eine weittragende Aus⸗ 
nahme dadurch gemacht, daß die Thaler preußifchen, ſowie 
auch öſterreichiſchen Gepräges bis Ende d. J. 1867 *° bis 


MG. Art.9 Abi. 1. Man» 
bry 185. 2aband II, 160. 

1 MG. Art. 5. 

9 MG. Art. 9 Ab. 1. 

2 MO. Art. 9 Abſ. 2. V. d. 
BR. v. 19. Dez. 1875 (CBl. 802). 
Nah ©. Meyer 474f. „erklärt 
fih" dieſe Verpflichtung des 
Reiches „aus der unterwertigen 
Ausprägung der Scheidemünzen“. 

ber die zivilrechtliche Erzwing⸗ 
barkeit dieſer „vermögensredt- 


lichen Verbindlichkeit des Reichs⸗ 
fisftus" ſ. Mandry 187, dem 
G. Meyer 475 zuftimmt; es 
handelt fi} aber nit um eine 
„vermögensrecdhtliche Verbindlich⸗ 
feit des Reichsfiskus“, fondern 
um eine öffentlich-rechtliche Ver⸗ 
pflidtung der Staat3gewalt. 

4 MS. Art. 10 Abi. 1. 

35 Diefer Vorbehalt für die 
Thaler beruht auf dem Münz 
vertrag 3m. d. Zollverein und 
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jet nicht nur nicht eingezogen wurden, fondern ſogar den 
Goldmünzen gleichgeftellt find. Infolgedeſſen befteht that- 
ſächlich zur Zeit troß des Geſetzes im Deutfchen Reiche noch 
eine Art von Doppelwährung. Der Bundesrat iſt jedoch 
befugt, die Thaler einzuziehen oder auch fie vorerjt den 
Reichsſilbermünzen gleichzuſtellen. Durh ©. v. 28. Febr. 
1892 (RGB. 415) it die Einziehung der öfterreichifchen 
Thaler zu .3 Mark dem Bundesrat auf Rechnung des Reichs 
ũberlaſſen worden. ?° 

IV. Der Geldcharakter der Münzen iſt bedingt vom 
Vorhandenſein eines beſtimmten Gewichtes, des Voll— 
gewichtes. Das Geſetz fordert „vollſtändige Genauigkeit 
der Münzen nach Gehalt und Gewicht“ ?7 und enthält hier⸗ 
über jomohl für die Gold- als übrigen Münzen genaue 
Vorfchriften, beftimmt insbeſondere auch die äußerfte zu- 
läffige Fehlergrenze (Toleranz) (bei Kronen und Doppel- 
kronen 2!/e Taufendteile im Gewicht, 2 Taufendteile im 
Seingehalt, bei halben Kronen 4 Taufendteile) bei der 
Prägung, ohne daß hierdurd das Vollgewicht rechtlich alteriert 
würde. 2° Das Mifhungsverhältnis der Reichsgoldmünzen 
ift geſetzlich auf 900 Taufendteile Gold und 100 Taufend- 
teile Kupfer feftgeftellt. Ebenſo für Silbermünzen. ?® 


Dfterreich v. 24. San. 1857, der | Borfchr. Über die Aichung und 

unterm 28. Juni 1867 Öfterreich | Stempelung' der Goldmiünz- 

gegenüber gefüntigt murbe. gewichte, f. Laband II, 162F. 

MG. Art. 1 $ 1, G. v. 3 G. v. 4. Dez. 1871 ss 4.17. 

20. April 1874 (RGB. 35), G. v. MG. Art. 2. MG. Art. 3 $. 1 

6. Jan. 1876 (KGB. 3), 3. v. Abſ. 3 (bei den Silbermünzen 

2. Nov. 1876 (RGB. 221), fiehe | beträgt die Toleranz im Fein⸗ 

bazu Laband II, 161®. gehalt bis 3, im Gewicht bis 
TME. Art. 3 8. 1. ©. v.|10 Taufenbteile). 

4. Dez. 1871 5.12. M. u. GO. 2 G. v. 4. Dez. 1871 88.4.7. 
Art. 8, dazu B. v. 31. Jan. 1872 MG. Art. 3 8 1. 
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Außerdem aber ftellt das Geſetz noch die Fiktion auf, 
daß aud noch innerhalb einer weiteren Gewichtögrenze, des 
fog. Paſſiergewichtes, Vollgewicht und Vollwert der 
Münzen anzunehmen fei. Das Poaſſiergewicht ift nur für 
Goldmünzen im Gefeß genau firiert, nämlich 5 Taufenbitel 
unter dem Normalgemicht bei Kronen und Doppelkronen, 
8 Taufendftel bei halben Kronen.?° Solange diefe Grenze 
nicht überjchritten, find die Münzen vollmertii. Münzen 
aber, welde Untergewidt haben, haben prin- 
zipiell den Geldcharakter verloren ,?! dürfen von 
öffentlichen Kaſſen und Gelbinftituten, welche fie in Zahlung 
‚ empfangen haben, nicht wieder ausgegeben mwerben®? und 
müſſen, fall das Untergewicht durch den Umlauf verurfacht 
ift, eingezogen und eingelöft werben. 83 

Hinfihtlih der Scheivemünzen ift eine genaue Grenze 
des Untergewichtes im Geſetz nicht firiert; fie find einzu— 
ziehen, wenn fie infolge des Umlaufes „an Gewicht oder 
Erfennbarfeit erheblich eingebüßt haben“ ;3* über dieſe 
Borausfegungen zu befinden, ift Sache des Bundesrates, 
dem auch das Recht zufteht, die Einziehung von unſchön 
geprägten Münzen anzuordnen. 

Iſt das Untergewicht durch gemwaltfame Beſchädigung 
verurfadht, jo beiteht für das Reich weder eine Annahme- 


30 G. 8 Fe Dez. 1871 8.9. | Qurüdweifung unterwertiger 

MO. 4 unen für unftattbaft hält. 
9. t En, v. 27. Juli 1875| 326. v. 4. Dez. 1871 8. 9 

AB. 263) über bie änberiten Abſ. 2 
Grenzen der im öffentl. Verkehr | 3 ®. v. 4. De. 1871 8. 9 
noch zu buldenden Abweihungen; | Abf. 8. 
über die zivilrechtliche Seite der | 4 MG. Art. 10 Abi. 2. 
Frage Mandry 187f., der die 
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noch eine Einlöfungspfliht, auch wenn die Beihäbigung 
durch Zufall verurſacht iſt. 8° 

V. Sm Rechte, das Münzſyſtem zu ordnen, liegt ins⸗ 
beſondere auch die Berechtigung für den Staat zu Außer— 
tursfegung, Zarifierung und Umlaufsverboten. 

Die Münzen des vom Staate feitgeftellten Münzfyftemes 
dürfen umlaufen, folange fie den gefelichen Vorausfegungen 
entſprechen. Bei den heutigen hochentwidelten Kultur- und 
Verkehrsverhältniſſen ift es jedoch unvermeidlich, daß neben 
den Münzen de3 eigenen Staates auch fremditaatliche 
Münzen umlaufen. Ein prinzipielles Verbot hiergegen beftebt 
nad deutſchem Rechte nicht; wohl aber liegt es im Rechte 
des Staates, zur Ordnung des Münzſyſtemes ein ſolches 
Berbot erlafien zu fönnen, und zwar ift hierzu der Bun- 
desrat zuftändig, der auch bezüglich vieler ausmwärtiger Münz- 
forten von diefem feinem Rechte Gebraud gemacht hat. 8° 

Sit ein folches Umlaufsverbot nicht ergangen, fo zirku- 
lieren fremde Münzjorten als Ware, und ftehen 


5 ©. dazu Ro. 8. 150 
fowie 3. d. BR. 13. Der. 
1877 CBl. 1878, 29). 

G. Art. 188. 1. Umlaufs⸗ 
verbote ergingen unterm 19. Des. 

1874 für alle Münzen des dfter- 
reich. ——— es, ſowie 
für mehrere däniſche Mün orten, 
16. Okt. 1874 (RGB. 18 6) für 
finnife Silbermünzen, 29. Juni 
1874 (RG2B. 111) für die nieder- 
ländifchen halben, öfterreichiichen 
un ungariſchen Biertel Igufben, 

22. San. 1874 (RGB. 12) für 
Die öſterreichiſchen, ungarischen, 
niederländifhen Gulden und 
Bweieinhalbgulden, v. 26. Febr. 

Zorn, Staatsredt II. 2. Aufl. 


1875 (RGB. 134) für die pol 
niſchen drittel und ſechſtel Talara⸗ 
Stücke; endlich unterm 16. April 
1888 (RGB. 149) für alle frein- 
den Scheidemüngen, vorbehaltlich 
einzelner befonderg zu machender 
Ausnahmen; von lekterer Be⸗ 
fugnis ift Gem gemacht wor⸗ 
den für Scheidemünzen der 
Seantenwähr ng und des öfter- 
reihifhen Münzfyftemes in bon 
Kimmten eo renabenit irten (V. d. 
BR u. 30. April, 7. Juli 
1888, 26. Febr. 1889, 24. Yan. 
1893: RGEð. 1888, 149. 171. 
218; 1889, 37f.; 1893, 6). 
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als ſolche unter den allgemeinen zivilrechtlichen Grundfägen. 
Der Staat Tann diefe Grundfäße jedoch mobdifizieren durch 
fog. Tarifierung, d. i. feite Preisbeitimmung der Ware; 
der Staat pflegt von dieſem Rechte Gebrauh zu machen 
bezüglich folder Münzen, die fich fehr vielfach im Verkehr 
befinden ; der juriftifche Sinn der Tarifierung ift aber niemals 
der, daß die tarifierte Münze zum Tarifpreis im Verkehr 
angenommen werden muß, ſondern lediglich der entweder 
eines Verbotes, eine Münze zu höherem ala dem beftimm- 
ten Preife im Verkehr anzubieten oder zu geben, oder eines 
Befehle8 an die Kaſſen des Staates, gewiffe Münzen zu 
einem beftimmten, öffentlich befannt zu machenden Kurfe in 
Zahlung zu nehmen. ®7 

Iſt Dagegen ein Umlaufsverbot erlaflen, fo ift aud 
dadurch den Münzen der Charakter einer Ware nicht grund- 
Täglich entzogen, vielmehr auf dieſer Rechtsgrundlage aud) 
eine rechtliche VBerpflichtbarfeit möglich; verboten aber und 
mit Strafe bedroht ift das gemohnheit3- oder gewerbs⸗ 
mäßige Annehmen oder Anbieten folder Münzen. 8 

Endlih ift der Staat noch berechtigt, Münzen außer 
Kurs zu fegen.?? Die Außerkursfegung kann fi nur 
auf eigene Münzen des Staates, d. i. entweder von ihm 
felbft geprägte, oder doch von ihm mit dem Rechtscharakter 
des Geldes begabte, wenn auch im Auslande geprägte, be- 


8” MS. Art.13 3.1,2; f. dazu ' 
die Angabe der zahlreihen in| *" MG. Art. 8; berfelbe be 
dieſer Richtung ergangenen Ber- | zieht fi) zwar formell nur auf 
ordnungen des BR. bei Koch, : die bisherigen Landesmünzen, tft 
Tertausg. ©. 28%, aber unbedenflid zu genera- 
ET aa Art. 13 Laband, | lifieren, dazu Laband U 155f. 
, . 
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ziehen : 0 ihr juriftifcher Sinn ift Entziehung der Gelb- 
qualität. Regelmäßig ift die Außerkursfegung der Vor- 
läufer der volljtändigen Einziehung einer Münzſorte. Die 
Außerfursfegung muß bei Münzen, die der Staat jelbft 
geprägt hat, gegen vollftändige Entſchädigung (Einlöfung) 
gefhehen. Die einzelnen Kategorieen der deutichen Münzen 
beruhen auf Gefeß, die Außerkursfegung ganzer Kategorieen 
bedarf demnach immer einer gejeglihen Baſis. Außerdem 
darf eine Außerfursfeßung einzelner Münzen nur infolge 
von Untergewicht angeordnet werben. 

Bon dem Rechte der Außerkursfegung mußte ein höchſt 
umfafjender Gebrauch gemacht werden zum Zwecke der Durch» 
führung des neuen Münzfyftemes. Darüber beftimmten die 
Art. 4 Abf. 2, Art. 6, Art. 8, Art. 14 des Münzgeſetzes. 
Das vom Gefet hierfür vorgefchriebene Verfahren ift folgen- 
des: die öffentlichen Kafjen werden angemiefen, die betreffen- 
den Müngforten oder Münzſtücke, welche bei ihnen eingehen, 
nicht wieder auszugeben. Offentliche Kaffen find die Reichs-, 
Einzelftaatd- und Gemeindelafien, ferner die Kaflen der 
Geld» und Kreditanftalten und Banken. Bei Einlöfung 
ganzer Münzforten fol mindeftend 3 Monate vor dem 
Termin ein Aufgebot zur Präfentation behufs der Einlöfung 
erlaflen werden; für letztere jelbft ift mindeſtens der Zeit⸗ 
raum von 4 Moden frei zu lafien und ein allgemeiner 
Umrehnungsmaßftab feftzufeßen. Diefe Anordnungen 
erfolgen dur den Bundesrat. * 


„ge biefür ©. v. 15. Nov. 
107 0 88. 131) $ F DB.) 1 MG. Art.8 Abſ. 3. Laband 
v. 21. Sept. 875 (RGB. II, 1581. 
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VI. Die Durchführung der vom Staate erlafjenen Münz⸗ 
ordnung ift in erfter Linie durch die ftrafrechtlicden Vor⸗ 
fchriften gegen Münzfälſchung gejchügt. ** 

Nachgemachte oder verfälfchte und ebenfo gewaltjam be⸗ 
ſchädigte Münzftüde find von den Staatskaſſen anzuhalten ; 
in den beiden erfteren Fällen ift immer und im legteren 
Fall eventuell, wenn der Verdacht eines Münzverbrechens 
vorliegt, Anzeige beim Strafrichter zu erftatten.*? | Durd- 
löcherte und anders ala durch den gewöhnlichen Umlauf im 
Gewicht verringerte, ingleichen verfälfchte Münzitüde brauchen 
auch von öffentlichen Kafjen nicht angenommen, ebenfo- 
wenig eingelöft zu werden.“ Gemaltfam befchäbigte, aber 
vollwichtig gebliebene echte Reichsmünzen find von den 
Reichs⸗ und Landeskaſſen anzuhalten, durch Zerfchlagen oder 
Einfchneiven für den Umlauf unbraudbar zu machen und 
alzdann dem Einzahler zurüdzugeben. | Gewohnheits⸗ ober 
gewerbsmäßige Zuwiderhandlungen gegen Umlaufsverbote 
oder Tarifierungsvorfchriften des BR. werden mit Gelb- 
ftrafe bis 150 Mark oder Haftitrafe bis 6 Wochen beftraft. *° 

Außerdem Tann der Bundesrat noch in feinen Bollzugs- 
verordnungen zum Münzgeſetz Vorſchriften erlafien, die durch 
Androhung von Rechtsnachteilen den Vollzug fichern. 

VD. Die Münzprägung,“ d.i. die Herftellung 


“2 RStGB. 88. 146 - 152. 360,0 +78. v. A. Dez. 1871 8. 6. 
4—6. MG. Art. 3 8.4 Ein „indu- 
+8 Die näheren Borfchriften | ftrielled Unternehmen“ aber ift 
3. v. 9. Mai 1876 BL 260) die eo nat wie 


4 MG. Art. 10 a. 1 G. Laband an⸗ 
v. 4 Dez. 1871 8. 9 nimmt. Der Pre ift jo wenig 
* 3.9. BR. v. 18. Dez. 1877.| „bei dem Betriebe der Rünz⸗ 
CBl. 1878, 29. gröganftalten ein Fabrikant von 
6 MO. Art. 18 Abſ. 2 [d- und Silberwaren” wie „im 











Das Münzmefen. 8. 33. 341 


der für den Verkehr erforderliden Münzftüde 
nah Maßgabe des ftaatli geordneten Münz- 
Dſtemes ift monopolifiert. Nur die ſechs deutfchen 
Staatsmünzftätten zu Berlin (A), Münden (D), Dresven 
(E), Stuttgart (F), Karlsruhe (G), Hamburg (I) dürfen 
Münzen prägen; SHerftellung von Münzen außerhalb der 
Staatsanftalten wäre auch dann ftrafrehtlih ala Münz⸗ 
fälfhung zu verfolgen, wenn die Münzen materiell den ge- 
ſetzlichen Vorſchriften vollftändig entfprechen würden. *8 

Die Prägung auf den einzelftaatliden 
Münzftätten erfolgt auf Koften und für Red: 
nung des Reiches.““ Das Nechtöverhältnis zwifchen 
dem Reiche und den Einzelftaaten, welche Münzftätten unter: 
halten, ift aber Tein privatrechtliches, 5° ſondern das Reich 
bedient fich lediglich einzelſtaatlicher Behörden zur Durch⸗ 
führung der ibm dur die Verfaffung überwiefenen Auf- 
gaben, zu melden als ein integrierender Beftandteil des 
Münzweſens auh die Münzprägung gehört.! Denn in 
der ftaatlihen Münzprägung liegt zugleich die ftaatliche Er- 
Härung, daß die geprägten Metallitüde ven gefetlichen Vor- 
Tchriften über den Wertgehalt entſprechen. 


Betriebe der Poſt ein Fracht⸗ 
führer". Auch die Münzprägung 
gehört nicht dem Privat-, fondern 
nur dem öffentlichen Rechte an, 
ausgenommen nur die Prägung 
von Goldmünzen auf Privat- 
rehnung. Übereinft. mit dem 
Text jegt G. Meyer VerwR. I, 
469,476. Mandry 185. Hänel 
StR. I, 670. Koch in Stengelö 
Börterb. II, 145. 

s SGB. S- 146; dazu La- 
band UI 1641. 


MG. Art. 7. 
5° Sp Laband II 166. 


1 Man Tann alfo nicht einen 
Gegenf — dahin formulieren (2a- 
band IL, 154): Das Neich Hat 
die Ordnung des Münzfyftemes, 
die Einzelftaaten haben die Be- 
fugnis zur Müngprägung (Münz⸗ 
monopol), denn die Einzelftaaten 
haben lehteres Recht nur als 
Organe des Reiches. 
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Demgemäß liefert der Reichskanzler den Einzelitaaten 
das zur Prägung erforberlide Material, 5? beftimmt ferner 
unter Zuftimmung des Bundesrates, wie viele Stüde einer 
Münzforte überhaupt zu prägen, und wie biefer Betrag auf 
die Müngzftätten zu verteilen fei. 

Die Einzeljitaaten haben diefen Anord— 
nungen lediglih zu geborden und den ihnen 
zugemwiefenen Betrag rechtzeitig und in rid- 
tiger Prägung abzuliefern; das Verfahren bei der 
Prägung, Speziell Gewicht und Durchmeſſer der Münzen, 
Berzierung der Schriftfeite, Befchaffenheit der Ränder werben 
vom Bundesrat feftgeftellt. Die Einzelftaaten erhalten 
vom Reiche einen Prägelohn ausbezahlt, welchen gleich- 
falls der Reichskanzler nad Anhörung des Bundesrates 
feftfegt. 5% Die Münzprägung wird von Reichs wegen durch 
vom Reichskanzler ernannte Kommifjare auf? genauefte fon- 
trolliert. 

Die Typen aller deutfchen Münzforten, die fog. Ur⸗ 
matrizen, befinden fih in Berlin, und Abzüge derſelben 
werden von Reich? wegen den einzelitaatlichen Prägeftätten 
geliefert. Wie die Maße und Gewichte den Aichungs- 
ftempel, fo müſſen aud die Münzen ein öffentlich-rechtliches 
Beglaubigungszeichen, das fog. Münzzeichen, tragen: 


29. v. 4. Des. 1871 8. 6| 1879) u. in der Tertausgabe der 

ai. 2, NG, Art. 3 Atünggefeße von Koch abgedrudt 
65. 2. 4. Dei. 1811 8.5 0 find 

€. MG. Art.3 88.2—3. Hiezu sg, 4. Dez. 1871 8. 6 
find umfafjende olyBorfar. d. | Abf. 2, RO. Art. 38.4 Der 
ben Bundesrat ergangen, bie|g egenmwärtige Prägelohn beruht 
nicht amtlich publiziert, aber in au einem Beſchluß des BR. v. 
verſchiedenen Jahrgangen von 29. Mai 1875, deflen Inhalt 
Hirths Ann.d. DR. (1872, 1874, Laband 1, 1665 mitteilt. 
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dasjelbe befteht in einem für jede Münzſtätte verfchiedenen 
lateiniſchen Buchſtaben unter dem Kopf bes Landesherrn, 
bezw. dem Reichsadler (f. oben S. 341). 

Die Münzen unter 2 Mark find auf allen Münzſtätten 
in volllommen gleicher Form auszuprägen;55 die Bmei- 
marfftüde und bie Münzen höheren Wertes dagegen find 
nur auf der Neversfeite gleich, indem fie bier den Reichs- 
abler mit der Umfchrift „Deutiches Reich”, ferner Wert- 
angabe und Jahreszahl tragen; auf der Aversfeite Dagegen 
find diefe Münzen verfchieden, indem hier das Gefek bie 
Anbringung der Köpfe der Yandesherren bezw. des Hoheits- 
zeichen der freien Stäbte geftattet. 5° 

Bon dem ftantlihen Monopol befteht nad dem Geſetz 
eine Abweichung nur in betreff ver Goldmünzen. Solde 
dürfen aud aufRehnungvon Privaten geprägt 
werden, jedenfalls aber darf dies nur auf den 
ftaatliden Münzftätten gefhehen.?” Der Be 
fteller muß fih die Lieferung von Zwanzigmarkſtücken ge- 
fallen laſſen, und überhaupt dürfen die Münzſtätten Auf- 
träge von Privaten nur annehmen, wenn und foweit nicht 
Beitellungen des Reiches auszuführen find. Der Prägelohn 
unterliegt auch in dieſem Falle nicht etwa freier Verein⸗ 
barung, fondern wird vom Neichäfanzler unter Zuftimmung 


65 36 ar. 38.38. erfcheint. Dies wird bejaht von 
a} “De 1871 $. 5.|2aband II, 167; Löning 
0. Kr. 3 8. 2 Zaband U, | BermR. 666, verneint von 
& Meyer J, "47788, da es fi 
sr ME. Art. 12 Abf. 2, da z bier nicht um einen „gewerbs⸗ 
V. d. BR. v. 8. Juni 1875 (EB. | mäßigen” Betrieb handele ; der 
348): Streitig ift, ob diefe pra— Prägelohn ik Dr 2,79 Mt., 
gung für Private als „Danben- f. Laband U 
geihäft" im Sinne des HGB. 
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des Bundesrates normiert, darf aber gefehlih 7 Mark fir 
die Prägung eines Pfundes feinen Goldes nicht überfteigen ;’® 
diefer Lohn fließt überdies an die Einzelftaaten nur in Höhe 
bezjenigen Betrages, der vom Reiche als Lohn bezahlt wird, 
der Reſt ift an die Reichskaſſe abzuführen. 59° Alle materiellen 
Vorſchriften, melde das Reich für das Prägeverfahren er- 
laſſen bat, müffen auch bei Prägung für Private ftreng 
befolgt werben. 


IH. Das Papiergelv.® 

1. Ebenfo wieedlen Metallen fannder Staat 
auch Papierftüden den Geldcharakter beilegen: 
in diefem Falle allein kann im juriftifden 
Sinne von Papiergeld gefprohen werden. 
Banknoten find niemals Papiergeld, fondern juriftifh nur 
privatrechtlihe Schuldurkunden; allerdings nehmen ſolche 
Wertpapiere nicht felten den Charakter von Geldfurrogaten an. 91 

2. Die Reichsverfaſſung behält die Feitftellung der 
Grundfäge über die Ausgabe von „fundiertem ? und un- 
fundiertem Papiergeld“ dem Reiche vor. Jedenfalls dürfen 
demnad die Einzelftanten fein Papiergeld ausgeben, *® was 


58 MG. Art. 12 Abſ. 3. 3] 9% Laband IL, 170; Gareis 
d. BR. v. 29. Mai 1875 (CB. | HR. 239. 
348). 5 „Sunbiertes” a lee 
v nad) dem Obigen ein unmöglidder 
MO. Art, 12 Abſ. 4,5. I gegriff. Die RB. vermedielt 
so A. Wagner a. a. O. 364f.;| hier Papiergeld mit Banknoten, 
Laband Il, 169 ff.; G. Meyer ſ. Laband U, 170. 
1,478; Koch in Stengels Wörterb. | °% Dieſer Grundſatz wurde 
IIL, 205, Lexis in Conrads ſchon durch ©. v. 16. Juni 1870 
Wörterb. V, 97 ff.; Löning (BGB. 507) aufgeſtellt, wieder⸗ 
667 f.; Bekker in Jahrb. d. holt MünzGef. Art. 18 und ©. 
gem. R. I, 321 ff. v. 30. April 1874 8. 8 Abſ. 2. 
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auch eine notwendige Folge des Reichsmünzſyſtemes iſt. 
Aber auch das Reich bedürfte zur Ausgabe von Papiergeld 
noch einer fpezialgefeglichen Baſis, welche zur Beit fehlt. 
Das deutfhe Recht kennt fomit die Inftitution 
des PBapiergeldes überhaupt nicht. 

Die Einzelitanten waren durch Reichsgeſetz verpflichtet 
worben, ihr Papiergeld — ſolches zirkulierte im Betrage 
von 61 374600 Thaler! — bis 1. Juli 1875 zur Ein- 
löfung aufzurufen und „thunlichft fchnell” einzuziehen. *% 
Zum Erfag für den fo in Wegfall gebrachten Betrag 
papierenen Geldes gab auch das Reich papierene Wertzeichen, 
NReichskaſſenſcheine“, aus; diefelben find aber nicht 
Papiergeld ; es beftebt fomit für Private fein Zwang der 
Annahme;*° andrerfeit3 find die Reichskaſſenſcheine and 
richt Schuldurfunden einer Bank, fondern des Reiches: für 
die Kaflen des letzteren befteht Demnach auch eine unbedingte 
Annahme- und Einlöfungspflicht.°" Den Kaflen des Reiches 
find in Diefer Beziehung gleichgeftellt die Kaſſen der Einzel- 
ftaaten; dieſe Verpflichtung ift im Gegenſatz zu der oben 
©. 384%? erwähnten eine privatrechtliche, demnach zivilrechtlich 
verfolgbar. °® 

8. Die Reichskaſſenſcheine werden in Stüden von 5, 


4 Mandry 184 erflärt die|l 9° Ehenda $. 5 Abf. 1, Dan 
Reichskaſſenſcheine für Papier-| ©. v. 21. Juli 1884 (RGB. 172), 

eld, im Unterfhied von den das die am 11. Juli 1874 auß« 
Reichsſchatzanweiſungen. gegebenen Reichskaſſenſcheine mit 
‚, 8. v. 30. April 1874 8. 2. Ende des Monats Juni 1895 

ee Ebenda 8.5 Abſ. 2. G. außer Wirkfamkeit bezüglich jener 
Meyer 470 „Papiergeld im | Gefeßesbeftimmung jeßte. 
wirtfchaftlihen Sinne”, fahlih | % Mandry 187; ©. Meyer 
aber volllommen übereinft. m. d. | I, 480; 9. 4. Endemann 
Tert. ‚ Hand. R. 37588, 
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20 und 50 Mark, ausgegeben. Der dauernd zum Umlauf 
beftimmte Betrag ift 120 Millionen Mark, welche nad) der 
Benölferungsziffer vom 1. Dez. 1871 auf die Einzelftaaten 
verteilt wurben.®? Außerdem erhielten aber diejenigen 
Staaten, deren einzuziehender Papiergeldbetrag 7° den ihnen 
geſetzlich zukommenden Betrag von Reichskaſſenſcheinen über⸗ 
ftieg, noch einen dieſen Überſchuß bis auf zwei Drittel aus⸗ 
füllenden Mehrbetrag von Bargeld ober Kaffenfcheinen, 7! 
der aber big 31. Dez. 1890 zurüderftattet fein mußte; von 
diefem Zeitpunft ab durfte nur mehr der gefegliche Normal- 
betrag der Kaflenfcheine zirkulieren. 7? 

4. Die Kafjenicheine ald Schuldurfunden des Reiches 
werben ausgefertigt durch die Reichafchuldenverwaltung unter 
Kontrolle der Reichsſchuldenkommiſſion.s Befchädigte ober 
unbrauchbar gewordene Scheine find vom Reich zu erſetzen, 
fal3 das präfentierte Stüd mehr als die Hälfte eines 
ganzen unzweifelhaft echten Scheines darſtellt. Außerdem 
wird nur ausnahmameije Erfah geleiftet. ** Solde Scheine 
find jebenfalld von den öffentlichen Kaſſen anzuhalten und 
dürfen nicht wieder ausgegeben werden. 75 


5. Einen bejonderen ftrafrechtlihen Schub hat das zur 


62 Ebenda $. 1. ı 78 8. v. 30. April 1877 88. 6, 

70 Gar kein Papiergeld Seiten 7 vgl. dazu die Beihreibungen 
nur Die Ya und Lippe⸗ CBl. 1875, 48. Neihöangeiger 
Detmold. 1882, Nr. 79, 1883, Nr. 16. 


71 Chenda $ 14 
1a Doburd” einge ſich der gps. 2 Ya 2. April 1671 3.8 


Betrag auf 174 Mil. Dart. | Ab. 

Nahmweifungen über PDurd- | et 1876 (CBL. 296). 

führung des Gefehes werden | 75 V. v. 18. Mai 1876 (CBl. 
* im c3 publiziert, 296). 

vgl. 3. 8. 1889, 
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Herftellung von Neichslafjenfcheinen verwendete Papier ge- 
funden durch das G. v. 26. Mai 1885 (RGB. 172). 


8. 3. 
Das Bank- und Wörfenwelen.! 
I. Prinipielle Erörferung und Rechktsquellen. 

I. Prinzipiell verfchieden von ben bisher betrachteten 
Derwaltungszweigen des Reiches ift das Bankweſen: nur 
im uneigentliden Sinne kann lebteres den erfteren ange- 
reiht werben. 

Während beim Poft: und Telegraphenwefen die Orbnung 
des Syſtemes und der Betrieb des „Gefchäftes” ganz in- 
einander übergegangen find, während beim Münz- wie beim 
Maß- und Gewichtsweſen jene beiden Seiten zwar trennbar 
find, aber doch bei erjterem die gefchäftliche Seite für den 
Staat monopolifiert und bei letterem wenigftend von einer 
ftaatlichen Beglaubigung abhängig gemacht ift, ift das Syſtem 
des Bankweſens nicht ftaatli geordnet und das Banfge- 
ſchäft weder monopolifiert, noch von einer ftaatlichen Be— 


I 2abanbdb II, 123 ff.; ferner | rechtöhiftorifhe Skizze; für Die 


der umfang- und inhaltreiche 
Artikel „Reichsbank“ von 
Wagner in v. Holtzendorffs 
RLex. 3.Aufl., „perfelbe in Schön- 
berg? „gandb. . polit. Ofonomie 
I, 475 I zeöning VerwR. 
634 erwR. i, 
Asf, ar. Sänell 681ff.; 
ah Geſchichte und Kritik des 
deutſchen Bankgeſetzes (1888); 
Koch in Buſchs echip für 


giebt G. Meyer eine ſchöne 


gerdetzrech XXXIII, 189 ff., 
125 ff. In 8. 140 


Anfänge des Bankweſens höchſt 


A. lehrreich Endemann, Studien 


zur romaniſtiſch⸗ tanoniftifgen 
nirtfafts- und Rechtslehre I, 
421 ff. Bgl. auch die Nrtitel 
über Banken und Bankweſen in 
Conrads Handwörterb. II. 12 ff., 
wien die einſchlägigen Artikel 
von Koch in Stengels Wörterb. 
d. VerwR. (Notenbanken, Reichs⸗ 
bank). Text der einſchlägigen 
Geſetzeꝛc. in ber Yanbaußgabevon 
Koch 2. Q. 1890 
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glaubigung abhängig gemadt. Das Bantwefen if 
vielmehr beherrfht von dem unfer ganzes Ge- 
werbewefen behberrfhenden Prinzip der Ge 
werbefreibett.? Das Bankgeſchäft ift ein Ge 
mwerbe: während der Staat beim Betrieb der 
Poſt nicht Frachtführer und bei der Prägung 
von Münzen nit Gold- oder Silberarbeiter 
ist, ift er, infoweit er am Bankgeſchäft fi be 
teiligt,inder Thatniht mebrund nit weniger 
als einfader Bantier.? 

II. Das Prinzip der Gemerbefreiheit aber fchließt nicht 
aus, daß einzelne Gewerbe in mehr ober minder weiten 
Umfange unter ftaatlihe Kontrolle geftellt find (ſ. das Ge⸗ 
werberecht). Dies geſchah auch bezüglich des Bankweſens, 
jedoch nicht für den ganzen Umfang des Banfgefchäftes, ſondern 
zuerft nur für einen einzelnen Zweig desſelben, die Ausgabe 
von Banfnoten. Im übrigen aber blieb ver Be- 
trieb des Banfgefchäftes frei. Wenn RV. Art. 4 3. 4 
„die allgemeinen Bejtimmungen über das Bankweſen“ der 
Gefeßgebung und Beauffichtigung des Reiches unterwirft, fo 
hatte dieſe Derfaffungsbeftimmung eine fpezialgefegliche Durch- 
führung bis vor furzem nur bezüglich des fog. Notengefchäftes 
. Eine gebanfenreihe Kritit | II, 125 — Reichsfiskus und 
dieſes Prinzips der Bankfreiheit | Poftfisfus identiſch, Dagegen 
]. bei U. Wagner 348 ff. Reichsfiskus und Reihsbant „ver: 

8 Die prinzipiellen Erwägun- | fhiedene, felbjtändige juriftifch 
gen find demnach nicht, wie Perſonen des Privatredts”. 

aband II, 124 annimmt, für Man könnte den grundſätzlichen 
Poſt- und Bankweſen die näm- |! Gegenfag zwiſchen Reichsbank 
lichen, fondern entgegengefeßte: | und Reichspoſt überhaupt nicht 
letzteres iſt Privatgewerbe, er- | befier und fchärfer prägzifieren, 


ftere8 Staatsverwaltungszweig, ala dies Laband II, 125 thut. 
demgemäß find au — Laband 
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gefunden. Die Zuftändigfeit des Reiches aber bezieht 
fih auf jede Art des Bankgejchäftes und hat eine Schrante 
nur in dem juriftifh kaum beftimmbaren Worte „allge 
meinen“.“ Demgemäß erging neueſtens das Börſengeſetz 
v. 22. uni 1896 (NGB. 157), welches das in der Form 
des Börſenhandels betriebene Gefhäft unter eine ein» 
gehend geregelte Staatsfontrolle ftellt,; bei dem nahen Zu⸗— 
fammenhange von Bank- und Börſenweſen werden die ge- 
ſetzlichen Borfchriften über die Börſe ſyſtematiſch am beiten 
in den Abjchnitt über das Bankweſen eingeordnet. 

II. Das Prinzip der Banffreiheit erfährt ferner eine 
eigentümlide Modififation dadurch, daß auch der Staat, 
d. i. das Reid, in den Wettbewerb ber freien Konkurrenz 
durch Aufrihtung einer Reichsbank eingetreten ijt.® 
Der Betrieb einer Staatsbank ift altpreußifche, in Fritifchen 
Zeiten fegensreich bewährte Tradition: demgemäß wurbe 
nad Aufrihtung des Reiches, da die Verfaflung das Bank⸗ 
wefen der Kompetenz des letzteren zugewieſen hatte, bie 
preußifche Bank dem Reiche gegen 1) 15 Millionen Mark 
bar, 2) Rüdgabe des vom preußischen Staat eingejchoflenen 
Kapitales von 5 720400 Mark, fowie 8) der Hälfte des 
Reſervefonds mit 9 Millionen Mark, 4) Übernahme einer 
Rente an den preußifhen Staat von 1865780 Marl, 
zahlbar bis zum Jahre 1925, Fäuflich Übertragen.* Die 
Reichsbank trat am 1. Januar 1876 ins Leben. ! 


* ©. hieher nach beiden Rich | die oben zitierten Arbeiten von 
Fein FR X A. Wagner, Lotz und Koch. 
ne e 
über die Vorgeſchichte des Wortes g mio. 9. 61. Bertr. 55. 1, 
„all geme nn 
5 llber die Reichsbank ſ. beſ. 7 BanlEt. 8. 1. 
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Daß bei Errichtung der Reichsbank öffentliche Intereſſen 
mitbejtimmend, vielleicht in erfter Linie maßgebend waren, 
ift unzweifelhaft und hat auch im Geſetz jelbft klaren Aus⸗ 
drud gefunden: „Die Reichsbank hat die Aufgabe, 
den Geldumlauf im gefamten Reichsgebiete zu 
regeln, die Zahblungsausgleihungen zu er— 
leihtern und für die Nutzbarmachung verfüg- 
baren Kapitales zu forgen.”® Gleichwohl kann den 
Ausgangspunkt für die juriftifche Betrachtung der Reichs⸗ 
bank nicht der Sat bilden: daß die Reichsbank „in erſter 
Reihe zur Förderung der allgemeinen ftaatlichen Aufgaben 
und der öffentliden Wohlfahrt“ dienen folle,? fondern der 
andere Sab: daß die Reichsbank eine durd Vor— 
ſchriften des öffentlihen Rechtes eigentümlid 
modifizierte privatrehtlide Aftiengefell- 
{haft iſt. io Die Reichsbank ift für die juriftifche Be— 
trachtung nicht Staatsverkehrsanftalt, fondern fisfalifcher 
Gewerbebetrieb. Dies ergiebt fih zur Evidenz aus dem 
Prinzip, Daß das Bankweſen fein Stüd der Staatshoheit 
ift, fowie aus allen die Reichsbank betreffenden Spezial: 
rechtsſätzen. 

Organiſation und Geſchäftsbetrieb der Reichsbank find 
allerdings durch ſtaatliche Vorſchriften normiert. Dieſe 
Vorſchriften bilden jedoch bei der prinzipiellen Natur der 

5 , I 
Keitit von | Wagner D71. | Aihrteet: IL, 848 u eege 
® So Zaband II, 124. eriht (Entſch. in Zivilſachen 
10 Die grundfäglide Auf- | XV, 236); als öffentliche Anftalt 
faflung. der, Reichsbank ift ſehr in ähnlihem Sinne betrachten 
beftritten. Übereinftinmend mit | die Reichsbank aud) Gierte und 


dem Tert: ©. Meyer I, 4855; |Rofin. 
ebenfo Zaband II, 125 f. Ent- 
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Reichsbank keinen Teil des Staatlichen Verwaltungsrechtes. 
Wohl aber ift dies der Fall bei denjenigen Rechtsfägen, 
melde fih auf die Staatsaufficht über das Notengefchäft, 
ſowie über die Börfe beziehen: dieſe qualifizieren ſich 
ſyſtematiſch als ein Teil des Gemerbepolizeirechtes. Die 
theoretifche Darftellung müßte demnach nach diefen beiden 
Geſichtspunkten unterfcheiden, und nur die leßteren Vor⸗ 
ſchriften wären im Rahmen des ſtaatlichen Vermaltungs- 
rechtes zu erörtern. Da jedoch die Gefehgebung eine Unter: 
ſcheidung in diefer Beziehung nicht macht, darf auch die 
theoretiſche Darftellung von einer foldhen abfehen. 

IV. Das pofitive Rechtsmaterial befteht in dem ©. v. 
14. März 1875 (RGB. 177), dem Banktgejet,!! ferner 
der KB. v. 21. Mai 1875 (NGB. 203), dem Reichs— 
bantitatut.1? Dazu kommt das G. v. 18. Dez. 1889 
(RGB. 201). Periodiſche Überfichten über den Stand des 
deutichen Bankweſens werden im Zentralblatt veröffentlicht. 
Das Börſengeſetz erging unterm 22. Juni 1896 (RGB. 
157). 


I. Die Staafsauffüht über dag Bolengefrhäft.'® 

I. Banknoten find juriftifh nit Geld, ſon— 
bern privatredtlide Schuldurfunden: für 
niemand, aud nit für Staatskaſſen befteht 
fomit eine Rechtspflicht der Annahme folder 


11 fiber bie Entfiehungäge" vom SKaifer im Einvernehmen 

fnichte } bes Geſetzes ag- mit, dem re * en. .. 
an — v 

u: Dub Statut ift auf Grund | dazu N. Wagner 349 ff ®. 

von BankG. 8. 40, wo unter 11! Meyer IT, 9 ff.; ining 

a zugleich der materielle | 638 ; Laband , 141ff.; Koch 
nhalt —2 bezeichnet iſt,in Siengeis MWörterb. u, "169. 
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Papiere zur Tilgung von Shuldverbindlid- 
feiten, und es fann eine folde Rechtspflicht 
auch für Staatskaſſen durch Landesgefeg nidt 
begründet werden.!* Dagegen beiteht juriftiich jelbit- 
verftändlih die Rechtspflicht jeder Notenbant, 
ihre Noten in Zahlung zu nehmen, und dieſe 
Rechtspflicht ift durch pofitive geſetzliche Vorſchrift 
auf alle übrigen Notenbanten ausgedehnt 
worden. !5 


Banknoten find aber volkswirtſchaftlich dem Gelde ziem- 


ih gleich; fie erfüllen im Verkehr die Funktionen von 
Geld, werden auch in normalen Zeiten dem Gelbe that⸗ 
ſächlich gleichgeachtet; fie find zwar nicht Gelb, aber Geld- 
furrogat, und man bat fie demgemäß zutreffend im Gegen- 
fat zum Papiergeld Gelbpapiere genannt. 

Demgemäß liegt auch der Gedanke nahe: wie dad Gelb, 
fo fole auch dieſes Geldjurrogat nur vom Staate ausge⸗ 
geben werden. Dies Prinzip beberrfcht auch das Noten 
emiſſionsrecht in Frankreich, Oſterreich- Ungarn, Belgien, den 
Niederlanden. Aber auch für den Fall, daß das Noten- 
emiffionsrecht nicht monopolifiert ift, iſt dieſes Recht der 
Ausgabe von Gelbfurrogaten doch ein Privilegium fo weit- 
gehender Natur, daß die Erteilung desfelben bet 
geordneten wirtfhaftliden Verhältniffen dem 
Staat vorbehalten bleiben muß, und daß der 
Staat auf eine wirffame Kontrolle über die 
Bethätigung desfelben nicht verzichten darf. 


14 BankG. $. 2, ©. meyer| 
I, 496. I 


’ 


15 Yant®G.88.4,50. ©. Meyer 
496. ss ’ 


' 
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Diefe beiden Gedanken beherrfchen auch die beutfche Gefeh- 
gebung, während das Prinzip des ftaatlichen Notenmonopols 
vom Geſetzgeber leiver bis jet abgelehnt wurde. 

DO. Neue NRotenprivilegien fann demnad 
nur das Neid erteilen, und zwar nur in der 
Form eines Gefetegs;'d das Neih hat von diefem 
Rechte nur Gebrauh gemacht zu Gunften der Reichsbanf. 17 
Der Neuverleihung gleich fteht die Erhöhung bejtehenver 
Privilegien über den bei Erlaß des Bankgeſetzes zuläffigen 
Notenbetrag hinaus. Den Einzelftaaten ift fomit 
jede Kompetenz indiefer Beziehung entzogen.!® 

Die beim Erlaß des Reichsgeſetzes vorhan- 
denen Privilegien aber wurden nidt aufge- 
hoben, fondern in ihrer Eriftenz prinzipiell 
ala jura quaesita anerfannt,!? jedoch mit der Maß- 
gabe, daß in folden Fällen, wo dem Staate ein Kündigungs- 
recht vorbehalten war, diefe Kündigung kraft Geſetzes am 
früheften möglichen Termine eintreten jolle, falls die Bank 
nicht ihren Notenbetrag auf den am 1. Januar 1874 ein- 
gezahlten Betrag ihres Grundlapitales befchränten und fich 
den Vorſchriften des BankG. $. 44 unterwerfen wollte. 2° 
Ende 1873 waren im Neichögebiet 1352548000 Mark 
Banknoten im Umlauf, davon 426808000 Mark ohne 
Dedung. 








16 BankG. $. 1., berjelbe | nen Mark; demgemäß ift Die 
Grundfag war ſchon im G. v. | bayr. Notenbant gegründet und 
—— re mis „iejem Notenprivileg aus⸗ 

12 BankG. 8. . geftattet worden. 

18 Eine Ausnahme madt nur 19 BankG. 8. 42; dazu La⸗ 
BankG.8. 47 Abſ. für Bayern für band II, 1427. 
einen Mehrbetrag bis zu 70 Millio- 20 BankG. 8. 46. 

Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 23 
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Außerdem aber wurde die Ausübung der von Einzel- 
ftaaten erteilten Privilegien durch die Reichögefeßgebung 
mit folgenden Schranten umgeben: 

1. Einzelftaatlide Privilegien dürfen nur 
im Gebiete desjenigen Staates, der fie ver- 
liehen, ausgeübt werden; die Zirkulation der 
betreffenden Noten außerhalb diefes Gebietes 
ift bei Strafe verboten. ?! 

2. Solde Banten dürfen außerhalb des be- 
treffenden Staatsgebietes niht Zweiganftal- 
ten noch Agenturen erridten, ſich auch nidt 
als Gefellfhafter an anderen Bankhäuſern 
beteiligen. 22 

Es liegt auf der Hand, daß diefe Vorfchriften einen 
irgend erheblicheren Gejchäftsbetrieb für die Banken der 
deutfchen Kleinftaaten geradezu zur Unmöglichkeit machen 
mußten, und in der That war dies auch bei dem jeder Schil⸗ 
derung fpottenden Zuftande des Bankweſens in mehreren 
Kleinftaaten ihr erflärter Zweck. 3° 

Das Gefeh giebt jedoch die Möglichkeit, Die obigen 
Schranken zu befeitigen. Banken, welche auf Grund eingel- 
ftaatlicder Privilegien das Emiſſionsrecht befigen, konnten 
nämlich für ihre Noten die Zirkulationsfähigkeit im ganzen 
Reiche erwerben, wenn fie bis 1. Januar 1876 folgende 
Vorausſetzungen erfüllt hatten: ?* 

1. „Die Bank darf ihre Betriebsmittel nur in den im 


21 BankG. 8. 43; dazu die 7° ©. die Angaben hierüber 
Strafbeftimmung $. 56. bei X. Wagner 34. 

22 BankG. 8. 42; dazu diel| 9 BankG. 5. 44. 
Strafbeftimmung $. 58. 
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8. 18 unter 1 bis 4 für die Reichsbank geftattetn — ſ. 
hierüber unten S. 370 — Geſchäften, und zwar zu 4 höchſtens 
bis zur Höhe der Hälfte des Grundkapital der Bank und 
der Reſerven, anlegen. 

Bezüglich des Darlehnsgeſchäfts ift der Bank eine Frift 
bi8 zum 1. Sanuar 1877 eingeräumt, innerhalb welcher 
fie ihre Darlehne den Beitimmungen des $. 13 Nr. 3 zu 
fonformieren bat. 

Sie hat jeweilig den Prozentfat öffentlich befannt zu 
machen, zu welchem fie bisfontiert oder zinsbare Darlehne 
gewährt. 

2. Die Bank legt von dem fich jährlich über 4/2 Pro- 
zent des Grundfapitalg hinaus ergebenden Reingewinn jähr- 
lich mindeſtens 20 Prozent fo lange zur Anfammlung eines 
Reſervefonds zurüd, als der letztere nicht ein Vierteil des 
Grundkapitals beträgt.“ Befreit hiervon waren diejenigen 
Banken, die bi3 1. Januar 1876 den Nachweis hatten er- 
bringen können, daß ihr Notenbetrag dad am 1. Januar 
18374 vorhandene Grundfapital nicht überfteige; auf Grund 
dieſes Nachweiſes erfolgte die Befreiung von den oben be⸗ 
zeichneten Schranten, und dem Bundesrat blieb fogar im 
Gefet vorbehalten, ſolchen Banken noch weitere Geſchäfts⸗ 
erleihterung bezüglich des Darlehnsgefchäftes zu gemähren.?® 

3. „Die Bank verpflichtet fi, für den Betrag ihrer 
im Umlauf befindlihen Banknoten jederzeit mindeftens ein 
Dritteil in kursfähigem deutſchen Gelde, Reichskaſſenſcheinen 
oder in Gold in Barren oder ausländiſchen Münzen, das 
Pfund fein zu 1892 Mark gerechnet, und den Reſt in dis⸗ 


25 BankG. 8. 44 Abſ. 4. 
23* 


356 Bud IX. Das Verlehröwefen. 


fontierten Wechſeln, welche eine Berfallzeit von höchſtens 
drei Monaten haben und aus welchen in der Regel drei, 
mindeftens aber zwei als zahlungsfähig bekannte Berpflichtete 
haften, in ihren Kafjen als Dedung bereit zu halten. 

4. Die Bank verpflichtet fich, ihre Noten bei einer von 
ihr zu bezeichnenden Stelle in Berlin oder Frankfurt a. M., 
deren Wahl der Genehmigung des YBundesrats unterliegt, 
dem Inhaber gegen kursfähiges deutfches Geld einzulöfen.2® 

Die Einlöfung bat fpätefteng vor Ablauf des auf den 
Tag der Präfentation folgenden Tages zu erfolgen. 

5. Die Bank verpflichtet ſich, alle deutfchen Banknoten, 
deren Umlauf im gefamten Reichsgebiete geftattet ift, an 
ihrem Site, fowie bei denjenigen ihrer Zweiganſtalten, 
welde in Städten von mehr ald 80000 Einwohnern ihren 
Si haben, zu ihrem vollen Nennwerte in Zahlung zu 
nehmen, folange die Bank, melde ſolche Noten ausgegeben 
bat, ihrer Noteneinlöfungspflicht pünktlich nachkommt. Alle 
bei einer Bank eingegangenen Noten einer anderen Bank 
dürfen, foweit es nicht Noten der Reichsbank find, nur ent- 
weder zur Einlöfung präfentiert, oder zu Zahlungen an 
diejenige Bank, welche diefelben ausgegeben bat, oder zu 
Zahlungen an dem Drte, wo leßtere ihren Hauptfit hat, 
verwendet werden. 2? 

6. Die Bank verzichtet auf jedes Widerſpruchsrecht, 
welches ihr entweder gegen die Erteilung der Befugnis zur 
Ausgabe von Banknoten an andere Banken, oder gegen bie 





se S. bierher gebend II, S. 1228; Endemann HN. 
1471, ı Manbın 18 67549; Gareis HR.; G.Meyer 

27 Diefe erpflichtun ift | verwR. I, 496. — "Über Ent- 
zivilrechtlich erzwingbar: Man⸗ | ziehung des Privilegs aus dieſem 
dry 186. Goldſchmidt HR., Gruünde ſ. unten S. 863f. 
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Aufhebung einer etwa beftehenden Verpflichtung der Zandes- 
regierung, ihre Noten in den öffentlichen Kaflen ftatt baren 
Geldes in Zahlung nehmen zu laffen, zuftehen möchte. 

7. Die Bank willigt ein, daß ihre Befugnis zur Aus- 
gabe von Banknoten zu den in $. 41 (für die Reichsbank) 
bezeichneten Terminen durch Beſchluß der Landesregierung 
oder des Bundesrat? mit einjähriger Kündigungsfriſt auf- 
gehoben werben könne, ohne daß ihr ein Anſpruch auf 
irgend welche Entſchädigung zuſtände.“ 

Sobald dem Reichsfanzler der Nachweis darüber, daß 
die angegebenen gefeglihen Vorausſetzungen ſtatutariſch 
fichergeftellt feien, jomie über die Errichtung der vom Geſetz 
vorgefchriebenen Einlöſungsſtelle erbracht war, hatte erfterer 
für die betreffende Bank die beſchränkenden Beitimmungen 
des $. 43 durch eine im Reichsgeſetzblatt zu veröffentlichende 
Kundmachung aufzuheben. ?® 

Außerdem geftattete das Geje auch eine Bejeitigung 
der den Betrieb des Gefchäftes durch Filialen oder Agen- 
turen verbietenden Vorfchriften des 8. 42. Als fompetent 
zur Außerfraftfegung desjelben war der Bundesrat erklärt, 
wenn 1. die oben bezeichneten Vorausſetzungen für unbe- 
ſchränkte Zirkulationsfähigleit der Noten erfüllt waren, 2. ein 
Antrag der Landesregierung, in deren Gebiet die Filiale 
oder Agentur errichtet werben follte, vorlag. °° 


Die erforderlichen Belanntmahungen des Reichskanzlers 
waren im RGB. zu veröffentlichen. ®° 


3 BankG. 8. 45. 
28 BankG. 8. 44 Abf. 3. 
20 BankG. 8. 45; dazu V. v. 


14. März u. 29. Dezemb. 1875, 
7. Sanuar 1876, 3. Sept. 1879, 
27. Febr. 1883 u. a. m. 
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Bei Erlaß des Bankgeſetzes beftanden 32 Notenbanfen ®1 
auf Grund landesrechtlicher Privilegien; davon verzichteten 
im Laufe der Jahre 25 auf ihre Emiffionsredt. Zirkula⸗ 
tionzfähigfeit für ihre Noten im ganzen Reichögebiet er- 
warben 1. die Frankfurter Bank, 2. die bayriſche Noten⸗ 
banf, 8. die fähfifhe Bank in Dresden, 4. die württem- 
bergifhe Bank, 5. die badifhe Bank, 6. die Bank für 
Süddeutſchland in Darmitadt. 

Die Braunfhweigifhe Bank übt ihr landesrechtliches 
Privileg (bis 10. Mai 1952), ohne eine Befeitigung ber 
Schranfen der $$. 42 und 43 erwirkt zu haben. 9? 

IH. Ausländifde Banknoten oder fonftige 
auf den Inhaber lautende unverzinslide 
Schuldverfhreibungen ausländiſcher Korpora- 
tionen, Geſellſchaften oder Privaten in Reid s- 
währung ausfhließlid oder neben anderen 
MWertbeftimmungen find für Zahlungen im 
Reihe bei ftrenger Strafe verboten.?? Ebenfo 
fteht jede andermweite unbefugte Ausgabe von 
Banknoten unter Strafe. 

IV. Zür den Gefhäftsbetrieb aller Notenbanfen 
giebt das Geſetz folgende Normativvorfchriften: 

1. Am 7., 15., 23. und letten jeden Monats bezw. 
ſpäteſtens 5 Tage nachher muß der Geſchäftsſtand nad 


1 NGB. 1875, 198. Bgl.A.| #2 Der letzte Status — Au⸗ 
Wagner 373. Über die der- guft 1896 — ift veröffentlicht 
maligen Berbältniffe der Noten- | ım CBl. 1896, 472 f. 
banken in Bezug auf die Be-| °° BankG. 8. 11; dazu Die 
Ihräintungen der 88. 42 u. 48 Smafbeftimmung R} 

f. auch G. 8. 55. Gerbftrafe 


Kod, getaug. 97101, 
Saband IL, 147 von minbeteng 5000 ME. 
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Maßgabe der gefelichen Normatiobeftimmungen publiziert 
werben, ebenfo Bilanz und Sahresabfhluß ſpäteſtens 
3 Monate nah Abſchluß des Geſchäftsjahres; die Publika⸗ 
tton bat im Reichsanzeiger zu erfolgen. ®® 

2. Die Noten dürfen nur auf Stüde von 100, 200, 
500, 1000 Marl bezw. dad Mehrfache diefes letzteren Be- 
trages lauten.®° Noten von geringerem Betrag wären 
fomit „unbefugte” Notenausgabe und als ſolche ftrafbar 
(j. oben II). 

8. Alle Noten müflen von der Emiſſionsbank auf Prä- 
fentation ſofort bar eingelöft, ebenfo jederzeit in Zahlung 
angenommen werben. Bei den Filialen der Reichsbank ift 
jedoch die Verpflichtung feine unbedingte, fondern beftimmt 
fih nad dem vorhandenen Barbeftand und dem zeitweiligen 
Geldbedarf; eventuell ift die Einlöfung dur die Zentral- 


3 BankG. 8.8 I die Reihe 


den Beltand: an Reichslaffen- 
bank BantSt. $. 


deinen, an Noten anderer 


v. 15. Januar 1877 (si 2) 
aa di die 1 Pofbeftimmung in 


„Die "nöchentliche Beröffent- 
lichung muß angeben 

1. auf —*8 der Paſſiva: 
das Grundkapital, den Reſerve⸗ 
fonds, den Betrag ber umlau⸗ 
fenben Noten, die fonfti figen tüg täg- 
lich fälligen Berbinblichkeiten, 
die an eine Künbigung gsfriſt pe- 
bundenen Berbindlichkeiten, 
fonftigen Baiftoe; 

2. auf feiten der Aktiva: den 
Metalldeitand (den Beltand an 
fursfähigem deutſchen Gelde und 

an Gold in Barren ober aus- 
Länbifchen Münzen, das Pfund 
fein zu 1392 Marl berechnet), 


anten, an Wechſeln, an Lom- 
bardforderungen, an Effekten, 
an fonftigen Altiven. 

Melde Kategorieen der Aktiva 
und Baifiva in der Jahresbilanz 

efondert nachzuweiſen find, be= 
—* der Bundesrat (ſ. dazu 
V. d. BR. vom 15. Januar 1877, 
CBl. 24). 

Außerdem ſind in beiden Ver⸗ 
öffentlihungen die aus weiter⸗ 
begebenen im Inlande zahlbaren 
Wechſeln entjprungenen even- 
tuellen leiten erficht⸗ 
lich zu mach 

6 —* 8, dazu A. — 
ner 868. But auch Münz 
Art. 18 Abſ. 
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anftalt zu vermitteln. Könnte letztere diefer ihr in abfoluter 
Weife vom Geſetz auferlegten Verpflichtung nicht nachlommen, 
fo müßte entweder Liquidation eintreten oder die betreffende 
Geſetzesvorſchrift durch Spezialgefeß jufpendiert werden. ®7 
Beſchmutzte ober befchädigte Noten müfjen von der Emiffions- 
bant bezw. deren Filialen oder Einlöfungsitellen einbehalten 
werden. Für vernichtete ober verlorene Noten braucht fein 
Erſatz geleijtet zu werden, für befchädigte nur dann, wenn 
das produzierte Stüd mehr als die Hälfte einer erwieſener⸗ 
maßen echten Note beträgt oder wenn der Beweis der Ver: 
nichtung andermweit erbracht werden fann. 8° 

4. Notenbanten dürfen Wechfel zwar diskontieren, aber 
nicht acceptieren, feine Zeitgejchäfte für eigene oder fremde 
Rechnung machen, auch für ſolche feine Bürgfchaft über- 
nehmen.?? Jedes Geſchäft diefer Art ift den Notenbanfen 
verboten. * 

5. Weitere Einfchränfungen des Betriebes ergeben fich 
für die Notenbanten (ausgenommen die Braunfchweiger 
Bank) noch aus den oben ©. 354 f. angegebenen gefehlichen 
Erforberniffen für Befeitigung der die Notenbanfen grund- 
jäglih auf das einzelitaatlide Territorium befchränfenden 
Borfchriften der 88. 42—44 des Bankgeſetzes. 

V. Der Notenbetrag aller deutſchen Notenbanten, 
welche bei Erlaß des Bankgeſetzes eriftierten, wurde geſetz⸗ 
lich infofern fixiert, als ein fteuerfreier Notenbetrag von 


37 Laband II, 8. ji 405 bemgemäb auch zivil- 
2 BankG. SS. 4, 5, für die rechtlich nichtig? ©. Meyer I, 
Neihäbant. 18, Steafbeft 8.58. | 4933 verneint bie Frage, ebenfo 
oBankG. 8. 7; zedazu die | Laband II, 144. 
Strafbeftimmung 8. 58 
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835 Millionen Mark geſetzlich feitgelegt wurde. *! Darin 
ift auch der Betrag der Reichabant mit 250 Millionen Mark 
enthalten. Der geſetzlich firierte Notenbetrag darf über- 
ſchritten werden; wenn jedoch der Notenumlauf den Bar- 
vorrat der Bank an deutſchem Geld, Reichskaſſenſcheinen, 
deutſchen Banknoten, Barrengold und ausländiſchem Geld 
und den geſetzlichen Betrag überſteigt, ſo iſt vom Mehr⸗ 
betrag eine Notenfteuer von 50/0 an die Reichskaſſe 
zu entrichten.“ Im übrigen iſt die Maximalgrenze ber 
Notenausgabe der Zettelbanken landesrechtlich oder ſtatutariſch 
geordnet, und das Reich kann hier nur indirekt von Auf- 
ficht3 wegen einwirlen. Der Stand der Notenausgabe muß 
der gejeglichen Borfchrift gemäß ftet? öffentlich gehalten 
werden; unbefugte Notenausgabe ift mit Strafe, weiterhin 
Entziehung des Privilegs bedroht. *?* Der gejetliche Noten- 
betrag derjenigen Banken, melde auf ihr Emiffionsrecht 
verzichten, wächſt fraft gefeglicher Beftimmung der Reichs⸗ 
bank zu.* Dadurch erhöhte fich der fteuerfreie Noten⸗ 
beitrag der Reichsbank allmählih von 250 Millionen auf 
293400000 Marl (27. Februar 1894, RGB. 152). ** 
Die wirtfchaftlihde Sicherheit des Notengefchäftes ift vor- 
züglih durch die firengen Borfchriften über die Noten- 
dedung (f. oben 355 8. 3) verbürgt. *5 


- 4 Anl. zu BankG. 8. 9. 43 BankG. 8.9 Abſ. 2; dazu 
44 BankG. 8. 9 (Prinzip der! RGB. 1876, 124, 176; 1877, 567; 

indirelten SKontingentierung der | 1886, 286; 1887, 193; 1889, 170, 

Aoienauögabe) nee Ka s.1: 200. 

nung der Steuer: Ban 

dazu die Strafbeftimmung in “ Zaband II, 199. 


8. 59 3. 2-8. 5 S. dazu SIevogtin Buſchs 
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Die Einziehung von Banknoten Tann der Bundesrat 
anordnen, wenn die Bank das Emiffionsrecht verloren bat, 
ober wenn „ein größerer Teil” der Noten einer Bank in 
beſchmutztem oder beſchädigtem Zuftande umläuft. Außer- 
dem aber fann der Bundesrat auf Antrag feine Genehmigung 
zur Einziehung erteilen, wenn nachgewiejenermaßen gefälfchte 
Noten einer Bank in Verkehr gelangt find. Der Bundes- 
sat bat in folddem Falle das bei der Einziehung zu be 
obachtende Verfahren genau anzuordnen, die Einlöfungsftellen 
zu bezeichnen, die Friften zu beftimmen u. |. m. Diefe Anz 
ordnungen find im Reichsgeſetzblatt zu publizieren. *° 

VI. Die Notenbanken unterliegen einer fortwährenden 
ftaatliden Aufſicht, melde durch vom Reichskanzler 
zu ernennende Reihstommiffare ausgeübt wird, denen 
auf Verlangen Einfiht in die Bücher, Gefchäftslofale und 
Kaſſen zu gewähren iſt.““ Diefe Aufficht erſtreckt fi) auch 
auf die Notenbanten mit landesrechtlichen Privilegien, da 
auch dieſe grundſätzlich der Neichsgefehgebung unterworfen 
wurben; daneben befteht für diefe Banken die einzelftant- 
liche Staatsauffiht fort. 

VO. Jede Anderung des Bankſtatuts bevarf 
der Genehmigung des Bundesrates, „fofern fie das Grund- 
fapital und den Nefervefonds, den Gefchäftsfreis oder die 
Dedung der auszugebenden Noten over die Dauer der Bes 
fugnis zur Notenausgabe zum Gegenftande haben.“ Die 


6 BankG. 8.6. Über die Be- 
—5 —— ober ver-| BankG. 8.48, vgl. dazu V. 
Ilihter neihäbanfnoten | V. d. d. BR. v. 15. ärz 1878 (RGB. 
Nov. 1876, f. Rod |6), 19. DM. 1878 (60B. 350) 
—— 57, Rr. 10; über Ein- |u. a. m. 
fung von Banknoten 581, 
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Genehmigung darf nur erteilt werben auf Antrag ber be- 
teiligten Landesregierung, wenn bie Bank fi den Vor⸗ 
fhriften des 8. 44 unterwirft. Weitergehende Befchrän- 
fungen, melche etwa das Landesrecht bezüglich des Diskonto⸗, 
Lombard⸗, Effekten- und Depofitengefchäftes ftatuiert, bleiben 
vorbehalten. 48 

VII. Notenprivilegin erlöfchen:*? 1. durch Zeit. 
ablauf, 2. durch Verzicht, 3. dur Eröffnung des Konkurfes 
über die Bank, 4. durch Kündigung feiten® der Landes⸗ 
regierung bezw. des Bundesrates; der Bundesrat wird von 
feiner Befugnis nur Gebrauch machen „zum Zwecke meiterer 
einheitlicher Regelung des Notenbantmwejens, oder wenn eine 
Notenbant den Anordnungen des gegenwärtigen Gejeßes 
zumibergehandelt hat” ;5° 5. durch Richterſpruch. °! 

Gerichtliche Klage auf Entziehung des Privilegd durch 
den Reichskanzler oder die Landesregierung des Domizils 
der Bank ift ftatthaft aus folgenden Gründen: 1. wenn 
die Vorfchriften der Statuten, des Privilegiumd ober des 
gegenwärtigen Geſetzes über die Dedung für die umlaufen- 
den Noten verlett worden find ober der Notenumlauf die 
durh Statut, Privilegium oder Geſetz beftimmte Grenze 
überfehritten bat; 2. wenn die Bank vor Erlaß der in 
8. 45 erwähnten Belanntmadhung des Reichskanzlers außer- 
halb des durch $. 42 ihr angewieſenen Gebiet? die in 


 YantG. 8. 47. Über das | bezliglih der „weiteren einbeit 
Depofitengefchäft behehen jest It li n Regelung" ai m, f. , sus 
reichögefetliche Vorſchriften Meyer a 
darüber oben im Gewerbeweſen s BankG. 50, Fe die 
S. 68 fi. Vollftreckung RA Urteild genaue 
 Bante. 8. 


. Vorſchriften in 51— 
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8. 42 ihr unterfagten Gefchäfte betreibt, oder außerhalb 
des dur $. 483 ihr angemiefenen Gebiet? ihre Noten ver- 
treibt oder vertreiben läßt; 3. wenn die Bank die Ein- 
löfung präfentierter Noten nicht bewirkt a) an ihrem Site 
am Tage der Träfentation, b) an ihrer Einlöfungsftelle 
($. 44 Nr. 4) bis zum Ablaufe des auf den Tag ber 
Präfentation folgenden Tages, ce) an fonftigen dur Die 
Statuten beitimmten Einlöfungsftellen bis zum Ablaufe des 
dritten Tages nach dem Tage der Präfentation; 4. fobald 
das Grundkapital fi durch PVerlufte um ein Dritteil ver- 
mindert bat. 

Die Klage ift im ordentlichen Verfahren, und zwar als 
Handelsſache zu behandeln. 


II. Die Reicdjebank.®® 

I. Durch Vertrag v. 17/18. Mat (RGB. 215)5° ging 
die preußifche Bank. vom 1. Januar 1876 ab auf das Reich 
über. Das Betrieböfapital derjelben wurde auf 120 Millionen 
Mark feitgeftellt, welche in 40000 auf den Namen lautende 
unteilbare und unfündbare Anteilfheine zu 3000 Mark zer- 
legt und an das Publikum begeben * mwurden.°° Die 
Namen der Inhaber find in die Stammbücher der Bank 
einzutragen, dies allein ift rechtlich entfcheivend. Eine Haf- 
tung der Anteilseigner für die Verbindlichfeiten der Reichs⸗ 


2 BankG. 88. 124, Lö-| 53 Dazu Dreuße: v. 27. März 
ning 64lff. ©. Meyer, 456. 1875, Bant®. 8. 6 
SabandL, 125ff. bei. 126 Nr. 1| . BankG. 8. 62. 
bie durdaus zutreffende Kritik ' 
es Urt. d. RGer. in Entid. i.| 99 BankG. 23, dazu bie 
get, XV, 230f. ee ausführlicdden orfchriften in den 
8 ch in Stengels sr 1,|88. 3—9 bes Statut. 
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bant befteht nicht. Die Dividendenſcheine und Talons find 
auf den Inhaber ausgeitellt.5° Bei der Begebung der 
Aktien wurde den Anteilgeignern der früheren preußifchen 
Bank dur dag Geſetz ein Vorrecht gewahrt. 57 Das Reid) 
leiftete feine Einzahlung, erteilte aber der Reichsbank das 
Recht der unbeſchränkten Notenausgabe und damit die Aus— 
übung eines Staatshoheitsrechtes von meittragender volls- 
wirtfchaftlicher Bedeutung. 58 

Die Reichsbank ift fomit unzweifelhaft eine Aftien- 
gejellfchaft des Privatrechtes: fie ift in den hierfür 
vorgefchriebenen gefeglichen Formen gegründet, und ihr ge- 
famtes Betriebsfapital ift durch Ausgabe von Aktien auf- 
gebracht. Als Aktiengeſellſchaft ift die Reichsbank juriftifche 
Perfon? und fteht unter den Normen des gemeinen Handels - 
recht3, ſoweit nicht ein Spezialrecht für fie gefchaffen murbe. 
In das Handelsregifter braucht fie jedoch nicht eingetragen 
zu werben. ©° 

I. Die Reichsbank bat aber zugleih öffentlide 
Sntereffen zu wahren und fteht darum unter Aufficht 
und Leitung des Reiches;®! aus diefer eigentümlichen 
Doppelftellung erklären ſich folgende Rechtsſätze: 

1. Die Reichsbankbehörden und Reichsbankbeamten haben 
die Nechte von Reichsbehörden und Reichsbeamten; zwar 
find fie nicht Reichsbehörde und Reichsbeamte im ſtaats⸗ 
vechtlihen Sinne, da die Reichsbank nit Staatsverkehrs⸗ 
anftalt und ihre Thätigfeit nicht ein Stüd des ftaatlichen 


sc BantSt. 88. 3. 
s 9 BankG. 8.61 3.3 BankSt. 


merfungen hierüber bei Laband 
sv VankG. 8. 23 Abſ. 2. 
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imperium ift; in Anbetracht aber der öffentlichen Intereſſen, 
denen die Reichsbank auch zu dienen hat, ift durch poſitive 
Vorſchrift den Reichsbankbeamten der Rechtscharakter von 
Reichsbeamten zuerteilt worben.°? Auch bezüglich der Witwen- 
und Waifenverforgung find die Reichsbankbeamten den 
Reichsbeamten gleichgeftellt worden. ® 

Die Reichsbankbeamten werben teild vom Kaifer, teils 
vom Reichöfanzler, teild vom Reichsbankpräſidenten ernannt.** 

Kein Beamter der Reichsbank darf Aktionär derſelben 
fein. 86 

2. Die Reichsbankkaſſe fteht juriſtiſch volllommen ab⸗ 
geſchloſſen und felbftändig neben der Reichskaſſe; für die 
Verpflichtungen der Reichsbank haftet nur bie erftere, und 
die Beamten werden nur aus diefer bezahlt. *° 

3. Der Reichsbanketat ift fein integrierender Beſtandteil 
des Reichshauptetats, wird demfelben aber, foweit er das 
Direktorium betrifft, als Anhang beigegeben und in der 
nämlichen ſtaatsrechtlichen Form feitgeitellt, ebenfo die 
Sahresrehnung vom Reichsrechnungshof fontrolliert. Der 
Banketat, ſoweit er nicht dag Direktorium betrifft, iſt durch 
den Kaifer im Einvernehmen mit dem Bundesrat aufzu- 
ftellen. €” 


02 Bank G. 8. 28 Abſ.]J zgr auch 
V. v. 19. Dez. 1875 (RGB. 378) 
und v. 8. Juni 1881 (KGB. 9 Bank. 

117) v. 25. Juni 1881 (CB | 9% BankG. 8. 28 Abf. 3., 

251) v. 30. Mai 1881 (CBl. 9% BankG. 8. 28 Abſ. 2. Über 
232, ©. Meyer I, 487: „die die Penfionen u. Kautionen der 
Reichsbankbeamten find Reichs- Reichsbankbeamten |. KB. vom 
beamte“. 23. Dezember 1875 (RGB. 380), 

es S. hiezu oben B. I, S. 321,|31. März 1880 (RED. 97, 
dazu die Verordnungen v.8. Juni] 97 Bant®.88.28 Abſ. 2, 29. Über 
1881 (RGB. 117), 20. Juni 1886 | d. Kontrolle durch ben Rednungs- 
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4. Die Reichsbank und ihre Filialen find frei von der 
ftaatlihen Einlommen- und Gemwerbefteuer, dagegen allen 
übrigen Steuern, insbejondere alfjo Rommunalfteuern und 
Stempelabgaben unterworfen. °® 

5. Inſoweit nit dad Geſetz ſelbſt Vorſchriften giebt, 
bat der Kaifer im Einvernehmen mit dem Bundesrat ein 
Statut zu erlafien, das über die im Gefet unter 11 Ziffern 
bezeichneten Punkte Beftimmungen enthalten muß. 6° 

IN. Die Reichsbank ift nicht definition errichtet, 
vielmehr wahrt das Geſetz dem Reiche die Möglichkeit der 
Liquidation. So wie die deutfchen Bankverhältniſſe durch 
das Bankgeſetz geordnet maren, follten fie vorerft bis 
1. Sanuar 1891 bleiben. An diefem Zeitpunkt aber hatte 
das Reich die Möglichkeit einer dreifachen Entſcheidung. 

1. Es tritt keinerlei Anderung ein, dann gilt die Reiche- 
bank immer wieber für je 10 Jahre prolongiert; jedoch bedarf 
e3 hierfür der Zuftimmung des Reichstages. 

2. Das Reich Tann die ſämtlichen Anteile der Reiche- 
banf, welche ſich im Privateigentum befinden, zum Nenn- 
wert erwerben, dann geht auch die Hälfte des Reſervefonds 
auf das Reich über, die andere Hälfte ift unter die biöherigen 
Aktionäre zu verteilen. Damit wäre aber an fich durchaus 
noch Teine Identität zwifchen der Bank und dem Reichs⸗ 
fistus hergeß bergeftellt;7! denn beide beruhen auch dann noch auf 


po of vgl. of vol. au die ©. v. 22. Mai 99 BantG. 8.40, f. über das 
877 (XGB. 3 hei Are 22 Statut oben S. 35118, 
RGB. 97), uli . 
1), 50. Mai 1880 (RGB. 119.  Jant®. $. 41. 
Boni. 9 21; dazu La-| TI Wie Laband I, 1815 
banp Ui als „felbjtverftändlich" annimmt. 
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verfchiebener ftaatgrechtlicher Grundlage, folange nicht das 
Bankgeſchäft zur „Staatsverkehrsanſtalt“ erflärt ift. 

3. Das Reich kann die Bank liquidieren. Diefe Abficht 
des Reiches muß ſpäteſtens ein Jahr vor dem oben be= 
zeichneten Termine dur Zaiferlide mit Buftimmung des 
Bundesrates zu erlaflende Verordnung befannt gemadt 
werden. Zuſtimmung des Neichätages iſt nicht erforderlich ; 
verweigert der Neichötag feine Zuftimmung (f. oben 3. 1) zur 
Fortführung der Bank, fo muß die Liquidation eintreten. 
Die Grundftüde fann das Reich zum Buchwert übernehmen, 
die Hälfte des Refervefonds fällt in die Reichskaſſe, die 
übrigen Beitände find nah Maßgabe der ftatutarifchen Vor— 
Schriften durch dag Direktorium unter Zeitung bes Reichs— 
kanzlers zu liquibdieren. 7? 

Da mit dem 1. Sanuar 1891 alle Notenprivilegien der 
anderen Banken vom Reiche gefünbigt werden fönnten,’3 fo 
ergab fih zu dieſem Zeitpunfte die geſetzliche Möglichkeit, 
das gefamte Bankweſen neu zu ordnen, fall fih die Prin- 
zipien, auf welchen die Geſetzgebung beruhte, nicht bewährt 
haben follten, 3. 3. alfo eine Monopolbant für die Noten 
ausgabe ohne jegliche Beteiligung von Privatperfonen zu 
ſchaffen. Durch das ©. v. 18. Dez. 1889 (RGB. 201) 
entfchied man fich jedoch im Sinne der erften Alternative, 
nur mit einer Abänderung des $ 24 bes Bankgeſetzes be= 


13 Statut 88. 31,32. Dadurch 
find die handelsrechtlichen Bor- 
Igriften ausgeſchlo en. Laband 


18 S. oben S. 363; dabei ift je- 
doch zugefichert: „Von jeiten des 
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des NRotenbantwefend oder wenn 
eine Rotenban! den Anordnun- 
gen gegenwärtigen Gefeged zu⸗ 
mwidergehandelt Hat. Ob dieſe 
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fcheidet der Bundesrat.“ 


Das Banl- und Börfenwefen. 8. 34. 369 


züglich der Gewinnbeteiligung des Reiches. Der gegen- 
wärtige Zuftand fomohl bezüglich der Reichs— 
als bezüglich der Privat-Notenbanten iſt da— 
mit auf weitere 10 Jahre prolongiert. 

IV. Die Organifation ber Reichsbank ift durch das 
Bankgeſetz und Bankſtatut vollftändig geregelt. 

1. Oberfter Verwaltungächef der Reichsbank ift der 
Reich skanzler. „In Behinderungsfällen wird bie Leitung 
durch einen vom Kaifer hiefür ernannten Stellvertreter wahr- 
genommen, "7% der jedoch nicht ſtaatsrechtlicher Stellvertreter 
im Sinne des ©. v. 17. März 1878 fern fann.”® Analog 
dieſem lehteren Geſetze kann auch gemäß obiger Vorfchrift des 
Banfgefehes eine Stellvertretung des Kanzler3 dauernd 
eingerichtet werben, da die Gejchäftsausdehnung „Behinbe- 
rungsfall“ im Sinne des Geſetzes ift. 

2. Die Verwaltung felbft wird geführt von einem 
Direktorium, beftehend aus einem ‘Präfidenten und der 
erforderlichen Anzahl von Räten, welhe vom Raifer auf 
Vorſchlag des Bundesrates für Lebenszeit ernannt werben.”® 
Die Berwaltung ift nach den Vorjchriften des Reichskanzlers 
zu führen ;?? die Befchlüffe des Direktoriums werden mit ein- 
facher Stimmenmehrheit gefaßt. 

83. Bon der Reichsbank refiortieren 275 Zweignieder⸗ 
laffungen im Neichögebiet.”® Kraft des Geſetzes ift die 


14 BankG. 8. 26; vgl. dazu be» |in Hirths Ann. 1878, 783. 798. 
züglich der Stellvertretung CBl. 7% BankG. $. 27. 

1880, 801. (Staatöfefvetär d.| 77 Über die demgemäß er⸗ 
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Reichsbank berechtigt, ſolche überall im Neihsgebiet 
anzulegen,’? die unter denfelben Rechtsvorſchriften wie bie 
Zentralanftalt ftehen. Diefelben find entweder Reichs⸗ 
bankthauptftellen (17), Reichsbankſtellen (47) oder 
Reihsbanktnebenftellen (190), dazu 20 Warendepots 
und eine Kommandite. Die erfteren werben auf Anorbnung 
de3 Bundesrates an größeren Orten errichtet; an ihrer 
Spike muß ein aus mindeftens zwei Perfonen beftehender 
Vorftand ftehen; fie find dem Reichsbankdirektorium un⸗ 
mittelbar untergeorbnet. ®° 

Die Reichsbankſtellen werden vom Reichsfanzler errichtet 
und find ebenfalls direft dem Reichsbankdirektorium unter- 
georbnet; die Reichsbanfnebenftellen werben vom Reichs⸗ 
banfdireftorium errichtet und find den Hauptitellen unter- 
georbnet.®1 

4. Die Auflicht über die Reichsbank führt das Reich3- 
bankkuratorium, beftehend aus einem vom Kaifer er- 
nannten und drei vom Bundesrat gewählten Mitglievern 
unter Vorfig des Reichskanzlers;s dasſelbe hält vierteljähr- 
liche Sigungen ab zur Entgegennahme des Rechenſchafts⸗ 
berichtes der Verwaltung. Die Auffiht über die Filialen 
führen Faiferlihe Speziallommifjare. 

5. Die privaten Aftionäre find an der Verwaltung 
gleichfalls beteiligt, wenn aud nur in fehr untergeorbneter 
Weiſe; insbefondere fteht ihnen fein Recht zu, über Yort- 
ſetzung ober Auflöfung der Altiengefellihaft zu befchließen. 
890ff.; die Reichsbank übertrifft | 39 BankG. 88. 36, 12 Abſ. 2. 
in Diefer Sesiehung alle kon⸗ Vgl. die Bufgählung der gezzt 
tinentalen Ban ſtellen CBl. 1875, 802, 1879 

79 BankG. ss 2 Abf. 2, 36, Kod Tertaudg. 2 


37. Darin liegt ein Berbot fürs ı Bant®. 
Ausland. Vgl.Laband II,133%.| 88 BankG. 
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a) Sie bilden eine Generalverfammlung.?? Stimm- 
berechtigt in derſelben ift jeder anweſende Vertreter eines 
Anteilöfcheines für jeden Anteilsfchein (außer bei Wahlen, 
wo jeder Altionär nur eine Stimme bat),®* doch Fann eine 
Perſon nicht mehr ala 100 Stimmen haben; die Bejchluß- 
faflung erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmen- 
gleichheit enfcheivet Die Stimme besjenigen, der die meiften 
Anteile repräfentiert. 

Eine Beſchlußfaſſung der Generalverfammlung iſt recht⸗ 
lich notwendig für Erhöhung des Grunbfapitals;®° bei 
fonftigen Abänderungen de Statutes muß die General- 
verfammlung gehört werden; außerdem erhält fie noch be= 
ftimmte Mitteilungen.°® 

b) Die Generalverfammlung wählt ferner in geheimer 
Wahl einen Zentralausfhuß,?” nad Art des Auffichts- 
rates bei den gewöhnlichen Altiengejellfchaften, beftehend aus 
15 Mitgliedern, für melde zugleich 15 Stellvertreter zu 
wählen find. Wählbar find nur Aktionäre, welche mindeſtens 
drei Anteilfeheine haben. Der Zentralausſchuß iſt bie 
„fändige Vertretung der Anteilseigner gegenüber der Ber- 
waltung”. Sämtlide Mitgliever und Stellvertreter müfjen 
im Neichögebiet, mindeſtens je neun beider Kategorieen in 
Berlin ihr Domizil haben. Alljährlich jcheidet ein Drittel 
der Mitglieder aus; die Ausfcheidenden find wieder wählbar. 
Beihlupfähig ift der Zentralausfhuß bei Anmefenheit von 
fieben Mitgliedern. Aus beftimmten, im Geſetz aufgeführten 


88 Kante. 8. 30, BantSt. en Zaband U 139. 
. 16— Santo. ig 31—88, Bank⸗ 
4 Ba isst 


Hr 24. Pr 88. 2 
5 BankSt. 88. 2 Abf. 2, 21. 
24 * 
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Gründen tritt ipso jure Berluft der Mitgliedſchaft ein ;®® 
aus anderen Gründen fann der Ausihluß eines Mitgliedes 
von der Generalverfammlung verfügt werben.®? 

Der Zentralausfchuß tritt allmonatlich mindeſtens einmal zu- 
fammen, um die Berichte der Verwaltung entgegenzunehmen? 
und in den gefeglich beftimmten Fällen ſein Gutachten abzugeben ; 


88 BankG. 8. 33 Abf. 3: Kon⸗ 
kurs, Richtteilnahme an den Ber- 
fammlungen mähbrend eines hal- 
ben Jahres, PBerluft einer der 
Borausfegungen der Wählbar- 

it 


keit. 

89 BankG. 8. 33 Abſ.2: „Wenn 
ein Zusſchußzmitglied das Bank⸗ 
geheimnis ($. 39) verlegt, bie 
dur fein Amt erlangten Auf: 
fchlüfle gemißbraucht oder fonft 
das öffentlide Vertrauen ver- 
[oren bat, oder wenn durch das⸗ 
felbe überhaupt das Intereſſe 
des Inſtituts gefährdet erfcheint, 
fo ift die Generalverfammlung 


der Geſchäfte im allgemeinen 
und über die etwa erforderlichen 
Maßregeln mitgeteilt." 

9 BankG. $. 32: 

„a) über die Bilanz und bie 
Gemwinnberehnung, welde nad 
Ablauf des Gejhäftsjahres vom 
Reichsbank⸗Direktorium aufge- 
ftellt, mit defſen Gutadten dem 
ReichStanzler zur definitiven Feſt⸗ 
jetung überreiit und demnädhit 
den teildeignern in n 
ordentlicher Generalverſammlung 
mitgeteilt wird; 

b) über Abänderungen bei 
Bejoldungd- und Penſionsetats 


berechtigt, feine Ausfchließung |($. 28 


zu beſchließen.“ 

” BankG. $. 32: „Dem Zen- 
tralausfhuß werden in jedem 
Monat die wöchentlichen Nach⸗ 
weiſungen über die Diskonto⸗, 
Wecfel- und Lombardbeſtände, 
ben Notenumlauf, die Barfondg, 
die Depofiten, über den An- und 


Verkauf von Gold, Wechſeln und | 


Effekten, über die Verteilung der 
Fonds auf die Zweiganſtalten 
zur Einſicht vorgelegt, und zu. 
gleich die Ergebnifle der ordent- 
lien und der außerorbentlichen 
Kaffenrevifionen, ſowie die An- 
fihten und Vorſchläge des Neich?- 


. ’ 

c) über die Belegung erledig- 
ter Stellen im Reichsbank⸗Direk⸗ 
tortum, mit Ausnahme ber Stelle 
des Bräfidenten, vor der Beſchluß⸗ 
faffung des Bundesrats ($. 27); 

d) über den Höchſtbetrag, bis 
zu welchem bie Fonds ber Bank 
zu 2ombarbdarlehen verwendet 
werden können. 

Der Anlauf von Effelten (Über 
diefen Begriff ſ. Laband II, 
1301) für Rechnung der Bant 
fann nur erfolgen, nachdem die 
Höhe des Betrages, bis zu wel⸗ 
her die Fonds der Bank zu 
diefem Zmede verwendet werden 


bank⸗Direktoriums über den Gang | lönnen, zuvor mit Zu ftimmung 
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eine befchließende Kompetenz bat er nur ausnahms- 
weiſe. 92 

e) Der Zentralausfhuß wählt aus feiner Mitte eine 
Subfommiffion auf ein Jahr, beftehend aus 3 Mit- 
gliedern, für welche zugleih Stellvertreter zu benennen find 
„zw fortlaufender jpezieller Kontrolle über die Verwaltung 
der Reichsbank“. Die Mitglieder dürfen den Situngen des 
Direftorium3 mit beratender Stimme beimohnen, ebenfo den 
Kafjenrevifionen; fte können jederzeit die Bücher prüfen.?® 

d) Bei den Reichöbankthauptitellen können in analoger 
Weiſe Bezirfsausfchüffe gebildet werben; der Reichs— 
fanzler ernennt die Mitglieder aus den Anteilseignern;; der 
Ausſchuß mählt aus feiner Mitte 2—3 Beigeoronete zur 


fortlaufenden |peziellen Kontrolle der Gefhäftsführung, foweit 


des Zentralausfchuffes feitgefegt 
ift: 


1 

e) über die Höhe des DiN- 
kontoſatzes und des Lombard⸗ 
Zinsfußes, ſowie über Ber- 
änderungen in den Grundſätzen 
und Friften der Krediterteilung;; 

f) über Vereinbarungen mit 
anderen beutichen Banten (8. 19), 
fowie über die in den Geſchäfts⸗ 
beziehungen zu denfelben zu beob- 
achtenden Grundjäge. 

Allgemeine Geichäftdanmei- 
fungen und Dienftinftruftionen 
find dem Zentralausſchufſe als- 
bald nach ihrem Erlafle ($. 26) 


zur Kenntnisnahme mitzuteilen.” | $ 
N Bani : 


Geſchäfte 
mit den Finanzverwaltungen des 
Reichs oder deutſcher Bundes⸗ 

ten dürfen nur innerhalb der 
eftimmungen dieſes Geſetzes 


und des Bankſtatuts gemacht 
und müflen, wenn andere als 
die allgemein geltenden Bedin⸗ 
gungen des Banfverfehrs in An« 
wendung kommen follen, zuvor 
zur Kenntnis der Deputierten 
gebradt und, wenn auch nur 
einer derjelben darauf anträgt, 
dem Zentralausſchuß vorgelegt 
werden. Sie müſſen unter— 
bleiben, wenn der letztere nicht 
in einer beſchlußfähigen Ver⸗ 
ſammlung mit Stimmenmehrheit 
für die ne fid aus 
fpriht;“ }. ferner oben $. 32, 
d, zweiter Sat, fowie BantSt. 
15 Abſ. 2 (Abſchlags⸗ 
zablungen auf die Divi- 


dende). 
” YanlG. 8. 4. BantSt. 
8. 24. 
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eine foldde, ohne in den Gejchäftsgang ftörend einzugreifen, 
möglih if. Wo Fein Bezirksausſchuß gebildet ift, ernennt 
der Reichskanzler dieſe Beigeorpneten. 9* 

V. Ebenfo ift ver Gefhäftsbetrieb der Reichsbanf?® 
durch das Gefeß reguliert. 

A. Verpflichtungen der Reichsbank werden begründet 
durch Unterſchrift von zwei Mitgliedern des Direftoriums, 
bei Hauptitellen des Vorftandes ; bei Stellen und Nebenftellen 
behält das Geſetz fpezielle Anordnung des Reichskanzlers 
vor, 9° 

B. Das ganze Gefhäft ift beherrſcht vom Prinzip bes 
firengften Geheimniffes. Über alle einzelnen Ge- 
fchäfte, beſonders die mit Privatperfonen abgefchloffenen, 
ferner über den Umfang des gewährten Krebites mu 
ſtrengſtes Geheimnis beobachtet werden. Die 
Beamten find hierzu ſchon Fraft ihres Dienfteives, Die 
Mitglieder des Zentralausfchuffes ſowie die Beigeordneten 
werben fpeziell beim Amtsantritt hierzu verpflichtet. Eine 
Durchbrechung des Geheimniffes ift nur im Intereſſe der 
Nechtöpflege nach Maßgabe der geſetzlichen Vorfchriften über 
die Zeugnispflicht ftatthaft. 97 

C. Die Reichsbank ift nicht wie die Poſt verpflichtet, 
die ihr angebotenen Geſchäfte zu übernehmen,?® abgejehen 

* BantG. 8. 6. BantSt. | pflihtung dur Unterfchrift der 
. 27—2. beiden Mitglieder des VBorftandes 
9% Laband IL 132ff., dazu | oder deren Stellvertreter. 
bie allgemeinen Gefchäftsvor- | NBankG. $. 39, od. StPD. 
ſchriften, mitgeteilt von Koch in $ 5, EBD. 8. A Kontd. 
8 6 Handelsrecht, Beilageheft 8. 5, dazu Laband U, 186ff. 
zu Bd. 28. beſonders auch über die diszipli⸗ 
” BankG. 8. 38, dazu V. v. nariſchen und zivilrechtlichen 


27. Dez. 1875 (CBl. 820). BeiFolgen der Verlegung. 
den NE Stellen entftebt die Ver- o Laband U 1381. 
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von den unten zu erwähnenden Ausnahmen, fondern bat in 
biefer Beziehung das Recht völlig freier Entſcheidung wie 
jedes private Bankgeſchäft. Sie darf aber nur die— 
jenigen Geſchäfte überhaupt maden, die ihr 
durch das Geſetz geftattet find. Es find dies 
folgende: 

1. Gold und Silber in Barren (f. BankG. 88. 14. 
32. 83.) und Münzen kaufen und verlaufen; nach dieſer 
Richtung befteht eine abfolute gefetlihe Verpflichtung ; 

2. Wechfel, welche eine Berfallzeit von höchſtens drei 
Monaten haben, und aus welchen in ver Regel drei, minbeftens 
aber zwei als zahlungsfähig bekannte Verpflichtete haften, 
ferner Schuldverfchreibungen des Reichs, eines deutfchen 
Staats oder inländifcher fommunaler Korporationen, melde 
nach fpäteftens drei Monaten mit ihrem Nennmwerte fällig 
find, disfontieren, kaufen und verlaufen; 

8. zinsbare Darlehne auf nicht länger als drei Monate 
gegen bewegliche Pfänder erteilen (Rombarbvertehr 100), und 
zwar: 

a) gegen Gold und Silber, gemünzt und ungemüngt ; 

b) gegen zinstragende oder ſpäteſtens nad) einem Jahre 

fällige und auf den Inhaber lautende Schulbverfchrei= 
bungen des Reichs, eines deutfchen Staats oder in- 


” Bank G. 8.18, Laband I 
1327. Diefe efeßliche Ein-| 190 S. dazu über die Bebin- 
Körtutung bene 16 jelbftver- gungen des Lombardverkehrs u. 
ftändlih nur auf das Bank⸗ die lombardfähigen Papiere bie 
I außerhalb diefes Rah- | Borfchriften in den „Allgem. Be- 
mens Tann die Reichsbank natür- | ftimmungen über den Geſchäfts⸗ 
lich noch die zum Betrieb er- |verfehr mit der Reichsbank“ bei 
ae Rechtögefchäfte ab⸗ Koch Textausg. 165ff., 170ff. 

i 
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ländifcher kommunaler Storporationen ober gegen 
zinstragende, auf den Inhaber lautende Schuld- 
verjchreibungen, deren Zinfen vom Reiche oder von 
einem Bundesftaate garantiert find, gegen voll einge- 
zahlte Stamm- und Stammprioritätsaltien und Prio⸗ 
ritätsobligationen deutſcher Eiſenbahngeſellſchaften, 
deren Bahnen in Betrieb befindlich ſind, ſowie gegen 
Pfandbriefe landſchaftlicher, kommunaler oder anderer 
unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehender Bodenkreditinſtitute 
Deutſchlands und deutſcher Hypothefenbanten!! auf 
Altien, zu höchſtens drei Viertel des Kurswertes; 
gegen zinstragende, auf den Inhaber lautende Schuld- 
verfchreibungen nichtbeutfcher Staaten, jowie gegen 
ftaatlich garantierte ausländifche Eifenbahn-Priorität- 
obligationen , zu höchſtens 50 Prozent des Kurs⸗ 
merteg ; 


d) gegen Wechfel, melche anerkannt folide Verpflichtete 


aufweiien, mit einem Abfchlage von mindeiten® 
5 Prozent ihres Kurswertes; 


e) gegen Verpfändung im Inlande lagernder Kaufmanns⸗ 


waren, höchſtens bi zu zwei Dritteilen ihres 
Wertes; 


4. Schuldverſchreibungen der vorftehend unter 3b be- 
zeichneten Art kaufen und verkaufen; die Geſchäftsanweiſung 
für das Reichsbank⸗Direktorium ($. 26) wird feitftellen, bis 
zu welcher Höhe die Betriebsmittel der Bank in folden 
Schuldverſchreibungen angelegt werden dürfen; 

5. für Rechnung von Privatperfonen, Anftalten und 


101 Andere Bankaltien dürfen jomit nicht lombarbiert werben. 
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Behörden Inkaſſos bejorgen und nad vorheriger Dedung 
Zahlungen leiften und Anmeifungen oder Überweifungen auf 
ihre Zweiganftalten oder Korrefpondenten ausftellen ‚102 

6. für fremde Rechnung Effelten aller Art, ſowie Edel⸗ 
metalle nach vorheriger Dedung kaufen und nad vorheriger 
Überlieferung verkaufen; 

7. verzinsliche und unverzinsliche Gelder im Depofiten- 
gefchäft und im Giroverfehr annehmen; die Summe ber ver- 
zinslichen Depofiten dieſer Art darf jedoch diejenige des 
Srundfapitald und des Nefervefonds der Bank nicht über- 
iteigen ;108 

8. Wertgegenftände und Wertpapiere in Verwahrung 
und in Verwaltung nehmen (offene oder geſchloſſene Depo- 
fiten). 10% 

Außerhalb dieſes gejegliden Rahmens 
Darf die Reichsbank Bankgeſchäfte niht maden. 
Geſchah es doch, fo find ſolche Gefchäfte allerdings mangels 
einer birelten geſetzlichen Vorſchrift hierüber nicht nichtig, 
aber der abfchließende Beamte ift disziplinariſch und zivil- 
rechtlich haftbar. 105 

D. Außerdem enthält das Gefetz bezüglich des Geſchäfts⸗ 
betriebes noch folgende Spezialbeitimmungen: 

1. Die Reihsbanfmußalleihrüberwiefenen 
Guthaben des Reiches unentgeltlih verwalten, 
alle Zahlungen für das Reich annehmen und 
andrerfeits bis zur Höhe des Reihsguthabens 


108 Gefch. Anm. IH, VI Beil 3% Koh a. a. D. 188, 191 
Koch a. a. D. 169, 181. über die Bedingungen. 
MM 09 a.0.D.175,Laband| MR Laband I, 132f. 


' 
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Zahlungen für dasſelbe Leiften.!’ Demgemäß iſt 
dvieNeihsbankfhbauptlaffealgaReih3-Hauptlaffe 
— felbftverftändlih in einer befonderen Geſchäfts— 
abteilung — erlärt. 

In anologer Weife Tann die Reichsbank aud die finan- 
zielle Gefhäftsführung für Einzelitaaten übernehmen, und fie 
ift hierzu Preußen gegenüber vertragamäßig verpflichtet.107 

2. Die Reichsbank muß das ihr angebotene Barrengold 
zum feften Sate von 13892 Mark pro Pfund fein gegen 
Reichsbanknoten annehmen. 108 

8. Die Reichsbank darf nur die im Geſetz felbit be 
zeichneten Wertpapiere Iombarbieren.!°® Andererſeits aber 
darf die Reichsbank Lombarbpfänder, wenn der Schulbner 
im Verzug ift, ohne befondere Benachrichtigung des Schuldners 
und ohne gerichtliche Mitwirkung durch einen ihrer Beamten 
ober eine zu Verjteigerungen befugte Perfon öffentlich ver- 
faufen und fih aus dem Erlös bezahlt machen oder, wenn 
der verpfändete Gegenftand einen Börfen- oder Marktpreis 
bat, zu diefem Preife felbft einen nichtöffentlihen Verlauf 
vornehmen. 110 

4. Der Diskontſatz der Reichsbank, ſowie der Zinsſatz 
für Darlehen ift öffentlich befannt zu machen. 111 

5. Die Reihsbanf hat das Recht der unbe- 
ſchränkten Notenausgabe „nah Bedürfnis 


106 BankG. 8. 22, BantSt.| 1% BankG. N 18, 
5. 11; a0l. ER bie Bet. d. RK. 10 BankG. 8. 20, in weſent⸗ 

9. De CBl. 821. Iiher Erweiterung von HGB. 

” 107 Bon G. 66 20 Mb 2.88 über Art. 811; vgl. Zaband II, 10. 
Preußen Bertr. $. 12, vb. Pr. u Bante. 8. 15, über d 
Bantd. v. 5. Dft. 1846 88. 21 Interpretation Saband 


bis 25. 
108 YantG. 8. 14. 
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ihres Verfehrs."112 Über das Notengefchäft der Reichs- 
bant gelten einmal alle oben ©. 358 ff. erörterten Vor⸗ 
fohriften. Außerdem noch folgende Spezialbeftimmungen: 

a) Die An- und Ausfertigung, Einziehung und Ber- 
nichtung der Reichsbanfnoten erfolgt unter Kontrolle der 
Reichsſchuldenkommiſſion, welcher zu diefem Zweck ein vom 
Kaiſer ernannte Mitglied Hinzutritt.t!E 

b) Die Reihsbanftnoten müffen volle 
Dedunghbaben, undzwar mindeftens ein Drittel 
in Bargeld (als folches gelten hier neben dem Geld auch 
Reichskaſſenſcheine, Barrengold und ausländifhe Münzen) 
und für zwei Drittel in Wechfeln, die eine Verfallzeit von 
höchſtens 3 Monaten haben und in der Regel von 3, min- 
beiten aber 2 befannten zahlungsfähigen Bürgen mitunter- 
zeichnet find. 114 

c) Die Reichsbank muß auch alle Noten der anderen 
dem Reichsgeſetz unterworfenen Banken annehmen, ſowohl 
bei der Zentralanftalt als auch bei den Filialen in Städten 
mit mehr al3 80000 Einwohnern!!5 ald auch am Sit der 
Emiſſionsbank. Diefe Noten find entweder der lekteren zur 
Einlöfung zu präfentieren ober zu Zahlungen an die Emiffions- 
bank oder wenigſtens am Domiziläorte bderfelben zu ver- 
mwenben.!16 

6. Die 6. Die Gemwinnverteilung it duch Geſetz und Statut 


113 18 vanke kG. 5 16; vgl. dazuſ 14 BankG. $. 17, dazu La- 
bie 88. 9, 10, 17, f. über dieſes band II, 138 über den Mangel 
29 — Privileg der Reihe einer Exefutivvorfchrift. 


nt hie Erhrterung beiSaband| 1 Hufzäßtung, berfeißen. Bel 
118 BankG. g. 16 Abſ. 2 ul Koch Textausg 
4 v.18 Juni 1868 (BGB. sc) 116 Ban. $. 19. 
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in folgender Weife geordnet:117 31/3 (früher 4"/s) Vo Dini- 
dende müſſen verteilt werben, felbjt wenn hierfür auf ben 
Nefervefonds gegriffen werden müßte. Geftattet jedoch der 
erzielte Gewinn eine höhere Dividendenverteilung,, fo find 
zuvörderſt 20 %/o des Mehrgewinnes dem Nefervefonds zuzu- 
weifen, bis diefer den vierten Teil des Grundkapitales er⸗ 
reicht hat; der Reit fällt zur Hälfte an die Reichskaſſe, zur 
Hälfte ift er an die Aktionäre zu verteilen. ft auf Grund 
dieſes Verteilungsmobus die Dividende auf 6 (früher 8) %/0 
geftiegen, fo find vom Reſt 8/4 der Reichskaſſe zuzumeifen, 
Y/s zur Verteilung an die Aktionäre zu bringen. 
Dividendenrüdftände verjähren binnen 4 Jahren vom 
Sälligfeitötermin ab zum Borteil der Banf. 


IV. Die Staafsaufficht Über nie Börfe.}e 
I. Durch Reichsgeſetz v. 22. Juni 1896 (RGB. 157), 
vorbereitet durch eine umfaflende, feit 1892 veranftaltete 
Enquete, ift weiterhin das Börfengefhäft unter ein- 
greifende Staatsaufficht geftellt worden. Die Voll⸗ 
zugsbeftimmungen zu diefem Gefete find noch nidt er- 
gangen. Das Gefeß tritt am 1. Januar 1897 in Kraft; 
nur die Vorſchriften Über das Börfenregifter werben bereits 
vom 1. November 1896, die über Zulaffung von Aktien 
eines in eine Aftiengejellfchaft vermandelten Unternehmens 
zum Börfenhandel (8. 39) fhon vom 1. Juli 1896 wirf- 
fam ($. 82, Abf. 1—3). 
17 Bants. 8. in ber | Kommifl. Ber. I, Nr. 246. Der 
ge des G. v. Der. 1889 Rommifionsbericht (Gamp)und 
201). die Motive find wertoode a be 
118 Materialien: Entwurf mit | beiten über bie 
PL sssh, 


Motiven Sten. Ber. b. Reichs- Verhandl. I, 199 
tags 1895/97 Ant. I, Nr. 14. | 2409 ff. 
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Durch verſchiedene Spezialvorfchriften des Geſetzes ift 
dem Bundesrat der Erlaß der Ausführungsverordnungen 
zu dieſem Geſetze übertragen (F8. 6, 35, 42, 50). Außer⸗ 
dem muß für jede Börſe eine Börſenordnung durch 
den Börſenvorſtand erlaſſen werben (8. 4, Abſ. 1); die— 
ſelbe muß Beſtimmungen enthalten: 1. über die Börſen⸗ 
leitung und ihre Organe, 2. über die Geſchäftszweige, für 
welche die Börſeneinrichtungen beſtimmt find, 8. über bie 
Vorausfegungen der Zulaſſung zum Beſuch der Börfe, 4. 
Darüber, in welcher Weife die Preife und Kurſe zu notieren 
find ($. 5); die Börfenorbnung fann auch über amdere 
Börjenangelegenheiten Borjchriften geben; fie bevarf zur 
Giltigfeit der Staatsgenehmigung durch die Landesregierung, 
welche auch die Aufnahme gewiſſer Vorfchriften verorbnen 
kann (88. 4, 6). 

Diejenigen Bollzugsvorfchriften, die für Aufrechthaltung 
der Ordnung und für den Geſchäftsverkehr im Börfenlofale 
erforderlich find, zu erlafien, ift der Börfenauffichtsbehörbe 
(f. über diefelbe unten IV, 3. 3) überlafien (8. 8, Ab}. 1). 

II. Der Begriff der Börfe,1!9 ift im Geſetz felbft nicht 
definiert; Diejenigen Geſichtspunkte, welche handelsrechtlich 
als für den Begriff maßgebend erachtet werden, gelten dem⸗ 
nach auch hier. Die thatſächliche Geſtaltung der vorhan⸗ 
denen und als ſolche im techniſchen Sinn unbeſtritten an⸗ 
erkannten Börfen bietet genügenden Anhalt für die Ent- 
Scheidung. Das Auffichtägefet beſchränkt ich darauf, hinſichtlich 
des Begriffes „Börfe” Beftimmungen zu treffen a) über Ge- 

119 Nach Ausweis der Motive | beftehen in einer R 19 son 
eziftieren im Deutſchen Neidde | Staaten, befonders in 8 terreich 


Börſen, davon 16 in Breußen; | u. Frankreich. 
Staatsgeſetze über Börfenaufficht 
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chäfte, die auögefchlofien find, b) über PVerfonen, die aus- 
geichlofjen find. 

Was den erfteren Punkt betrifft, fo ift vom Geſetz ver- 
boten: 

1. der Börfenterminbandel!?° in Anteilen 
von Bergwerks- und Fabrifunternehmungen 
(8. 50, Abf. 2); 

2. der börfenmäßige Terminhandel in Ge 
treide und Müblenfabrifaten ($. 50, Abf. 8); 
folde Termingefhäfte find nur zuläffig bis 1. Januar 
1897, vergeftalt, daß fie bis dahin volljtändig abgemwidelt 
fein müfjen ($. 82 Abf. 4); 1?! 

3. außerdem kann der Bundesrat auch in an— 
deren Waren oder Wertpapieren den Börfen- 
terminhandel jederzeit unterfagen ($. 50, Abf. 
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1), 1°? 


4. endlih darf ein Börfenterminhandelüber: 
baupt nur über folde Waren und Wertpapiere 


180 Uber den Börfentermin- 
handel unten VI, 3; über den 
Unterſchied von Börſenhandel u. 
Börfenterminhandel ſ. die Rede 
bed Abg. Gamp Sten. Ber. 216f., 
über ben Unter|chied von Termin- 
handel u. Börfenterminhandel die- 
jenige b. Abg. Graf Kanigebenda. 

131 S. biezu Die eingehende 
Darlegung im Kommift Ber. 
S. 1479 ff, die noch auf dem 
Prinzip der Zulaſſung beruht; 
erft das Plenum fette das voll» 
ftändige Berbot ein. (Sten. Ber. 
2035) Dasfelbe wurde ins» 
befondere gerechtfertigt mit dem 
durh den Terminhandel ver- 





urſachten erhöhten Import und 
dadurch bemwirkten Preisprud 
auf inländifches Getreide, ſowie 
damit, daß von dem in Berlin 
im Terminhandel gebandelten 
Getreide 40 % nicht lieferbar 
gemeien fei. Ein Berbot des 
örfenmäßigen Getreidetermin« 
handels wurde kürzlich auch von 
den geſetzgebenden Körperſchaften 
der nordamerik. Union in der 
ſog. Anti-option-bill verhandelt, 
aber mit wenigen Stimmen, die 
an der —* fehlten, ab⸗ 
gele nt, f. Sten. Ber. Berb. 
. (Graf Kanitz) 

188 Der Antrag, den Börfen- 
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ftattfinden, welde vonden Börfenorganen zum 
Terminbandel fpeziell und formell zugelaffen 
find, was bei Waren nur gefchehen kann nad) gutacht⸗ 
licher Anhörung von Vertretem der beteiligten Erwerbs⸗ 
zweige, die dem Reichskanzler zu weiteren Ermittelungen 
feinen Anlaß bietet ($. 49). 

Den Wertpapieren ftehen Wechfel und ausländifche 
Gelpforten gleid. | 

Inſoweit nach den obigen Vorfchriften der Börfentermin- 
handel ausgeſchloſſen it, dürfen für denjelben die Börfen- 
einrichtungen nicht gewährt, Kurszettel nicht veröffentlicht oder 
in mechaniſcher Vervielfältigung verbreitet werben ($. 51); 
anderweitige Rechtsfolgen find nicht vorgefehen, weder zivil- 
rechtliche Nichtigkeit, noch eine irgendwie beitimmte Strafbarteit; 
ift die Zulaffung von Waren oder Wertpapieren nicht nad 
geſucht, fo kann überhaupt der Börfenhandel mit ſolchen 
durch die Auffichtsbehörde unterfagt werden ($. 52). 

II. In perfönlicher Beziehung ift der Begriff „Börje” 
durch das Geſetz derart eingefchräntt, daß A) gewiffe 
Perfonen vom Beſuch der Börje überhaupt 
ausgefhloffen find, und zwar entweder unmittelbar 
kraft Gefehes oder gemäß der Durch das Geſetz geichaffenen 
Börfendisziplim (über letztere f. unten V). 


terminbandel in Anteilen und 
Schulbverfchreibungen von Er⸗ | verboten), ſowie in Fabrikaten der 
werbögejellfchaften überhaupt zu | Tertilinduftrie verlangt, jedoch 
verbieten, wurde abgelehnt; die | ohne Erfolg; fiehe Komm. Ber. 
Berbote unter 1. u. 2. murben | S. 1476 ff. über die ſchweren Be- 
vom Reichdtag gegen den Wider denken dieſes Handels; der Reichs⸗ 

ruch der Regierung beichloffen. | tag nahm eine Refolution in 

it großer Energie wurde ferner | diefem Sinne an. Hauptfi dieſes 
das Verbot des Terminhandel3 in | Handels iſt Leipzig. 


Kammzug (in Berlin bisher 
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Darnach find vom Beſuch der Börſe ausgeſchloſſen: 1) 
Frauen; 2) Perfonen, die fih nicht im Beſitz der bürger- 
lichen Ehrenrechte befinden, und 3) Perjonen, die infolge 
gerichtliher Anordnung in der Verfügung über ihr Ver— 
mögen bejchränkt find — zu 2 und 3 für bie Dauer biefer 
gerichtlich feitgeftellten Rechtszuſtände; 4) Perſonen, welche 
wegen betrügerifchen Bankerotts rechtsfräftig verurteilt find, 
für immer; 5) Perfonen, melche wegen einfachen Bankerotts 
vechtäfräftig verurteilt find, mindeftens noch 6 Monate nad) 
Berbüßung, Verjährung oder Erlaß der Strafe; 6) Ber- 
fonen, die fih im Zuftande der Zahlungsunfähigleit be⸗ 
finden — zu 5 und 6 darf Wiederzulafiung nur erfolgen, 
wenn der Börfenvoritand den Nachweis als geführt erachtet, 
daß alle Schulden durch Zahlung, Erlaß ober Stunbung 
georonet find; bei wieberholtem einfachen Konkurs ober 
Zahlungsunfähigkeit ift die Zulafiung für mindeſtens ein 
Jahr zu verweigern; 7) ausgefchlofien find ferner Perſonen, 
gegen Die durch rechtäfräftige oder fofort wirkfame ehren- 
gerichtliche Entſcheidung auf Ausfchließung erfannt if (1. 
unten V); 8) weitere Ausjchliefungsgründe können durch 
die Börfenordnung ausgefprochen werben ($. 7, Abſ. 1—8); 
endlich ift 9) der Zutritt den Perfonen zu unterfegen, die 
fih zu Sweden einfinden, welde mit ber Ordnung oder 
dem Gefchäftsverfehr an der Börfe unvereinbar find ($. 8, 
Abf. 4). Minderjährige find an fich nicht ausgejchlofjen. 
Die Wiederzulaffung erfolgt ftet3 durch formelle Erklärung. 
Ausnahmen von obigen Ausſchließungsgründen können durch 
die Organe der Einzelitaaten auf Antrag des Börfenvor- 
ftandes zugelaffen werden (8. 7, Abf. 4). Andrerſeits 
fönnen landesrechtlih oder durch die Börfenorbnung auch 
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noch weitere Vorausſetzungen für den Börfenbefuh (Kaution, 
Gewährsmänner) vorgefchrieben werben. Der Anregung, 
von den Mitgliedern der Börfe gejeglich eine Kaution zu 
verlangen, wie dies z. B. in London und New⸗-York ge= 
fchieht, wurde Dagegen feine Folge gegeben. 

B) Im übrigen find die Namen derjenigen Perfonen, 
welche an Börfentermingefchäften ſich beteiligen wollen, 
in ein amtliches Verzeichnis, das Börfenregifter, 1?2* 
einzutragen. Das Börfenregifter erfcheint als ein Sonder- 
vegifter zum allgemeinen SHandelöregifter und ift neben 
letzterem von den hierzu berufenen Gerichten zu führen, und 
zwar gefondert für Maren und für Wertpapiere; durch die 
Einzelitaaten können für Führung des Börfenregifterd mehrere 
Gerichtsbezirke zufammengelegt werden ($. 54); das Börfen- 
regifter bat ala amtliches Verzeichnis öffentlichen Glauben 
und ift zur Einſicht, ſowie zur Einholung von amtlichen 
Auszügen allgemein zugänglich ($. 56). 

Der Eintrag erfolgt auf mündlichen oder fchriftlihen — 
gerichtlich oder notariell beglaubigten — Antrag und hat 
zu enthalten: bei Perfonen Namen, Vornamen, Stand und 
Wohnort, bei Handelögefellihaften oder juriftifchen Perfonen 
Firma, Namen und Wohnſitz; bei Gefellfchaften gelten auch 
die dem Vorſtand oder Auffihtsrat angehörigen Perfonen 
ald ins Börfenregifter eingetragen. Die Eintragung ge- 
ſchieht am Drt der gewerblichen Niederlafjung, eventuell 
des Wohnſitzes; bei Veränderung besfelben bat Löfchung 
im bisherigen und Eintrag im neuen Regifter zu erfolgen 
(88. 55, 59); für nicht vertragsfähige Perjonen hat deren 


1398 VollzV. d. BR. v. 9. DE. 1896 (CB. 492) - 1—9. 
Zorn, Staatsreft II. 2. Aufl. 
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geſetzlicher Vertreter, bei Bormundfchaften ober Pflegihaften 
mit Genehmigung der Bormimdfchaftsbehörbe, den Antrag 
zu ftellen; für Kinder unter väterlicher Gewalt ſowie Che- 
frauen, die nicht Handbelsfrauen find, bedarf es der väter- 
lichen bezw. eheherrlichen Genehmigung, die gleichfalls notariell 
oder gerichtlich zu beglaubigen ift (88. 58, 59, Abf. 9). 
Der Eintrag bezieht fich je nach der abgegebenen Er- 
klärung auf das Wertpapier- oder Waren-Regifter 
ober auf beide; der Eintrag ind Waren-Regifter Tann auf 
beftimmte Gefchäftszweige bejchräntt, dieſe Beſchränkung 
aber jederzeit in den für den Antrag vorgefchriebenen Formen 
(f. oben) ganz oder teilmeife befeitigt werben (88. 60, 61). 
Der gefamte Eintrag ift ohne Verzug vom Regiſter⸗ 
gericht zu veröffentlichen, und zwar im Reichganzeiger, ferner 
in denjenigen Blättern, in denen nad) dem Geſetz (HGB. 
Art. 14) die Auszüge aus dem Handelsregifter zu veröffent- 
lihen find ($. 62). Der Eintrag erfolgt gegen eine vor- 
her zu entrichtende Sahreögebühr von 150 Mark, für jedes 
folgende Jahr 25 Mark; die Gebühren fließen in die Landes⸗ 
kaſſen ($. 57); bei Nichtzahlung der Erhaltungsgebühr bis 
Ablauf des November des Kalenderjahres erfolgt mit Schluß 
desjelben von Amts wegen Löſchung im Regifter ($. 64, Abf. 2). 
Wie der Eintrag, jo erfolgt auch die Loöſchung in der 
Hegel — vorbehaltlich der Löſchung infolge gefeglichen Aus- 
ſchließungggrundes — auf Antrag des Beteiligten bezw. 
des geſetzlichen Vertreters; bei Kindern unter väterlidher 
Gewalt genügt der Antrag des Vaters, bei Ehefrauen, bie 
nicht Handelsfrauen find, derjenige des Eheherrn; die Löſchung 
bat Rechtswirkung mit dem Schluß des betr. Jahres; für 
den Löfchungsantrag gelten die gleichen Formvorſchriften 
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wie für den Eintragungsantrag ($. 63). Die Löfchung ift 
gebührenfrei. Amtliche Löſchung erfolgt, außer bei Nicht- 
bezahlung der Erhaltungsgebühr, auch dann, wenn den geſetz⸗ 
lichen Formvorſchriften (8.58) nicht genügt ift (8.64, Abſ. 1). 

Jedes Gericht hat mit Beginn des Kalenderjahres fein 
Börfenregifter aufzuftellen und bis 31. Januar dem Berliner 
Gericht einzufenden, welches Die Gef amtLlifte herzuftellen und 
durch den Neichganzeiger zu veröffentlichen hat (8. 65).1%2° 

Nur folhePerjonen, die in vasBörfenregifter 
eingetragen find, könnengültigBörfentermin- 
gefhäfte (f. unten VI, 3.3) abfhließen oder Auf- 
träge hierzu erteilen bezw. übernehmen; gegen 
Anfprüde aus folden, bezw. Aufträgen hier- 
für kann von eingetragenen PBerfonen der Ein- 
wand, daß die wirflide Lieferung der betr. 
Waren oder Wertpapiere vertragdmäßig aus— 
gefhloffen war, (die Einreve des Spieles) nicht er- 
hoben werben ($. 69); Börfentermingefcdäfte 
niht eingetragener Perfonen find nidhtig, 
famt ben etwa bejtellten Sicherheiten oder abgegebenen 
Sculbanerfenntniffen, und ein Rückforderungsrecht aus 
folden findet nit ftatt; dies gilt auch für im Ausland 
abgejchlofiene oder zu erfüllenve Gefhäfte, ohne Rückſicht 
auf das im betr. Ausland in diefer Beziehung geltende 
Hecht; dagegen gelten für Perfonen, die im Inland weder 
Wohnſitz noch gewerbliche Niederlaſſung haben, die Vor⸗ 
ſchriften über ven Regifterzwang als VBorausfegung der Gültig- 
feit von Börfentermingefchäften nicht. 


128 VollzV. d. BR. v. 9. DM. 1896 (CBl. 492) 88. 10, 11. 
25 * 
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Ein entgegen den Formvorfchriften des $. 58 erfolgter 
Eintrag ift ohne Einfluß auf die Gültigkeit des Geſchäftes, 
wenn der andere Teil den Mangel nicht gefannt hat, 
ebenfo die irrtümliche Fortführung in der Gefamtlifte troß 
erfolgter Löſchung im Börfenregifter; das Gleiche gilt einen 
Monat lang für ſolche Perfonen, die in der neuen Geſamt⸗ 
liſte geftrichen find (88. 66—68). 

IV. Dur eingehende Vorfchriften ift ferner nunmehr 
die Drganifation der Börfen geregelt; für jebe 
Börfe müſſen beitimmte leitende Organe fowie Disziplinar- 
organe vorhanden fein; jede Börfe fteht ferner unter ber 
Auffiht eines Staatskommiſſars. 

1. Sede Börfe bedarf der Staatsgenehmi- 
gung, welde durch die Einzelftaaten erteilt wird; von 
Staats wegen fann jede Börfe aufgehoben 
werden ($. 1, Abf. 1). 

2. Jede Börfe bat einen Börfenvorftand, dem die 
Leitung der Börfe und die Handhabung der Drbnung in den 
Börfenräumen nah Maßgabe der Börfenordnung obliegt ; 
zu diefem Zweck kann durch den Vorſtand Entfernung ein- 
zelner Perfonen aus den Börfenräumen, zeitweiliger Aus- 
ſchluß, Gelbitrafe verhängt werden, worüber die Börfen- 
ordnung dad Nähere zu beftimmen hat; gegen diefe Strafen 
ift Beſchwerde an die Börfenauffichtsbehörbe eröffnet (8. 8, 
Abf. 2 und 3). Dur die Börfenordnung kann, eventuell 
auf Anordnung ber Landedregierung, vorgefchrieben werben, 
daß im Borftand von Probuftenbörfen die Landwirtfchaft, 
die landwirtfchaftlichen Nebengewerbe und die Müllerei ent- 
ſprechend vertreten find ($. 4, Abf. 2). 

3. Die Börfenauffihtsbehörde wird von Staats 

gen, durch die Einzelftaaten, beftellt; die Aufficht kann 
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den Handeldorganen (Handeläfammern, kaufmännischen Kor- 
porationen) übertragen werben; fie erftredt fi auch auf 
die zur Börfe gehörigen Kündigungsbureaur, Liquidations- 
kaſſen u. dgl. Anftalten; es können demnach auch Derartige 
Einrichtungen von Staat? wegen aufgehoben werden, falls 
fi in ihrem Geſchäftsverkehr Mipftände herausgeftellt haben. 
Zur Aufredthaltung der Ordnung fann die Auffichtsbe- 
hörde Anordnungen über Bejuh und Geſchäftsverkehr an 
der Börfe nah Maßgabe von Geſetz und Börfenorbnung 
treffen (88. 1, Abf. 2 und 3. 8 Abf. 1). 

4. Die höhere Auffiht wird geübt durch einen ober 
erforderlihenfalg mehrere Staatsfommiffare; bei 
Heinen Börfen fann mit Zuftimmung des Bundesrates von 
Beitellung eines ſolchen ganz Abjtand genommen oder für 
einzelne Börfen feine Thätigfeit auf die Mitwirkung beim 
ehrengerichtlihen Berfahren (f. unten V) eingejchränft 
werden; im übrigen bat der Staatskommiſſar „ven Ge- 
ſchäftsverkehr an ver Börfe, ſowie die Befolgung der in 
Bezug auf die Börfe erlafjenen Gefete und Verwaltungs⸗ 
beftimmungen nach näherer Anmweifung der Landesregierung 
zu überwachen“: Er ift „berechtigt, den Beratungen der 
Börfenorgane, insbefondere auch der Zulafjungzftelle, nad 
feinem Ermefjen beizumohnen“ und alle an der Leitung, 
Regelung und Drbnung der Börfe beruflich beteiligten 
Faktoren „auf hervorgetretene Mißbräuche aufmerkſam zu 
machen“. Er hat „über Mängel und über die Mittel zu 
ihrer Abſtellung Bericht zu erſtatten“ ($. 2), überhaupt 
in reger Fühlung mit dem Börfengetriebe zu bleiben und 
über alle beachtenswerten Vorgänge an derfelben die Re- 
gierung unmittelbar in Kenntnis zu ſetzen. Eine Ent- 
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ſcheidung in Börfenangelegenheiten fteht ihm 
nicht zu; die hierauf abzielenden Anträge wurben abge- 
lehnt. Der Staatskommiſſar für die Börfen entſpricht in 
gewiſſer Weife den Yabrikinfpeftoren, nur ift die Gewalt 
der letteren viel größer und unmittelbarer. 

5. Außerdem ift an jeder Börfe ein Ehrengericht 
zu bilden; die Vorfehriften über defien Zuſammenſetzung 
erlafien die Einzeljtaaten, mo die Handeldorgane die Auf- 
fihtsbehörbe bilden, fungieren fie zugleih, in ihrer Gefamt- 
heit oder durch einen Ausſchuß, ald Chrengericht; andernfalls 
werben die Mitglieder des EChrengerichtes von den Börfen- 
vorftänden aus den beteiligten Perfonen gewählt (8. 9). 
Höhere Inftanz in Sachen der Börfendisziplin ift bie 
periodisch zu bildende Berufungstammer, beitehend aus 
einem vom Bundesrat zu ernennenden Borfihenden und 6 
Beifigern, melde von dem dem Bundesrat beigegebenen 
Börfenausfhufle aus feinen, auf Vorfchlag der Börfenorgane 
berufenen Mitgliedern zu wählen find; von ben Beifigern 
überhaupt dürfen höchftens zwei und in einer Spruchſitzung 
gleichfalls höchſtens zwei derfelben Börfe angehören; fir den 
Vorfigenden und die Beifiker find Stellvertreter zu beftellen 
(8.17). — Enbli find noh Börſenſchiedsgerichte, 
wie folche praftifh insbefondere im Warenhandel bewährt 
find, behufs rafcher Erledigung von Gtreitigleiten vorge- 
feben; das Gefeh beftimmt hierüber zur Befeitigung vor- 
handener Mißſtände (Zwang des nichtlaufmännifchen Publi⸗ 
kums zur Unterwerfung) nur, daß Vereinbarungen, durch 
welche die Beteiligten ſich einem ſolchen unterwerfen, nur 
gültig find, wenn beide Beteiligte entweder Kaufleute ober 
ind Börfenregifter eingetragen find, ober bie Unterwerfung 
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unter das Schiedsgericht erſt nach Entftehung bes Streit- 
falls erfolgte (8. 28). Im übrigen gelten auch für folde 
Schiedsgerichte die Vorfcriften ZPO. 88. 851. 852. 

6. Beim Bundesrat iſt ald Sachverſtändigenkollegium 
ein Börfenausfhuß als „eine die gefamte Börſentechnik 
beherrfchende und in ihrer Entwidlung beobachtende Inſtanz“ 
zur Begutachtung der dem Bundesrat überwieſenen Börfen- 
fachen zu bilden; der Börſenausſchuß beiteht aus 30 vom 
Bundesrat je auf 5 Jahre, jedoch unter Zulaffung von 
Wiederwahl, zu wählenden Mitgliedern, von denen die Hälfte 
auf Vorſchlag der Börjenvorftände als Gefamtvertretung der 
Snterefien aller deutichen Börfen, nah den vom Bundesrat 
zu treffenden näheren Beftimmungen, die andere Hälfte unter 
angemefiener Berüdfichtigung von Landwirtſchaft und Induſtrie, 
auch des kaufenden Publitums zu wählen ift; die Gefchäfts- 
ordnung fowie die zu gewährenden Tagegelder find vom 
Bundesrat feftzufegen; jedenfalls ift der Börfenausfhuß nur 
als eine periodifch zufammentretende Körperfchaft gedacht. 
Der Börfenausfhuß kann direfte Anträge an den Reiche- 
fonzler, nicht aber an den Bundesrat, ftellen, auch Sad- 
- werftändige vernehmen (8. 3). 

7. Über die amtlihe Zulaffungsftelle für Wert— 
papiere f. unten VI, 8. 1. 

8. Außerdem find bei jeder Börfe ala Hilfsorgane 
Kursmakler zu beftellen; Beftellung und Entlafjung er- 
folgen durch die Landesregierung, im eriteren Falle nad 
gutachtlicher Anhörung einer Maklerkammer; dies Gutachten 
ift auch zu erholen bei Verteilung der Gefchäfte unter die 
einzelnen Makler; vor Antritt ihrer Stellung haben bie 
Kursmakler den Eid zu leiften, „daß fie Die ihnen obliegenden 
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Pflichten getreu erfüllen werben” ; die näheren Vorſchriften 
über Beftelung und Entlafjung, über Drganifation ber 
Maflerfammern, über das Berhältnis zu den Staats⸗ 
Iommifjaren und den Börfenorganen haben die Einzelftaaten 
zu erlaflen ($. 30). Die Kursmakler müfjen die Bermitte- 
Iung von Börfengefhäften in den betreffenden Waren oder 
Wertpapieren betreiben; nur bei von Maklern vermittelten 
Gefchäften befteht ein Anfpruc auf Berüdfichtigung bei der 
amtlichen Feftftellung des Börfenpreifes, da es dringend 
erwünſcht ift, das Gefchäft fo viel ala möglich in den Kurs- 
mallern unter Ausfhluß von Privatvermittlern zu konzen⸗ 
trieren; doch Tann der Börfenvoritand auch andere Geſchäfte 
berücfihtigen ($. 31). Die Kursmaller wirfen mit bei 
Feſtſtellung des amtlichen Börfenpreifes; für eigene Rechnung 
ober in eigenem Namen oder durch Bürgfchaft für von ihnen 
vermittelte Gefchäfte dürfen fie in den betreffenden Gejchäfts- 
Zweigen nur inſoweit Gefchäfte machen, ald dies zur Aus- 
führung der ihnen erteilten Aufträge nötig ift;'?® doch 
bleiben die von Kursmaklern für eigene Rechnung gemachten 
Geſchäfte in jedem Falle gültig; die Vollzugsvorſchriften für 
Überwachung diefer Vorfchrift, insbefondere inwieweit folche 
Geſchäfte zu allgemeiner Börſenkenntnis zu bringen find, 
geben die Einzelſtaaten; um die volle Unabhängigfeit der 
Kursmakler zu fihern, ift ferner gefetlich beftimmt: Ein 
anderes Handelsgewerbe zu betreiben oder Kommanditift 
ober ftiller Gefellfchafter in einem foldden zu fein, tft dieſen 








128 HandG GB. Art. 69 verbietet | fih nah Ausweis der Motive 
den Dandelsmallern, überhaupt | ald zu weitgehend und undurch⸗ 
für eigene Rechnung Handels | führbar erwielen. 
gefhäfte zu maden; dies bat 
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Perſonen verboten; ferner dürfen fie nicht Profuriften, Hand- 
Iungsbevollmädtigte oder Handlungägehilfen eines Kauf: 
mann fein, es fer denn, daß die Yandesregierung dies ala 
Ausnahme, 3. B. bei einer Erbfchaftsregulierung, beſonders 
augelafien habe ($. 32). 

Jeder Rursmaller hat ein Tagebuch zu führen, das 
vor dem Gebraude Blatt für Blatt mit fortlaufenden Zahlen 
gemäß amtlicher Beglaubigung des Börfenvoritandes zu 
bezeichnen und bei Tod over Ausſcheiden des Maklers dem 
Börfenvorftand zu übergeben tft; im übrigen finden bie 
Art. 67 Abf. 2, 71 Abf. 1, 72—74, 76, 79—83 des 
HGB. Anwendung ($. 33). 

Amtliche Beitellung von Handeldmaflern für Börjen- 
gefhäfte gemäß HGB. Art. 66 findet nicht mehr ftatt, und 
die erfolgten Beftellungen fallen dahin; die Verkäufe gemäß 
HGB. Art. 311, 343, 348, 354, 357, 865, 366, 387 
fönnen auch Kursmakler vornehmen ($. 34).124 

V. Die Aufgabe der Ehrengerihte und Berufung?- 
fammern ift, Durch Disziplinarifhe Maßnahmen die 
Ehrenhaftigfeit im Gefhäftsverlehr an der 
Börfe aufreht zu erhalten. Zu diefem Zwecke hat 
das Ehrengericht alle Börfenbefucher, Kaufleute, Hilfäorgane, 
Journaliſten, Rechtsanwälte, Notare u. |. w., insbefondere 
auch die Kursmaller, zur Verantwortung zu ziehen, melde 
„im Bufammenhange mit ihrer Thätigfeit an der Börfe — 
nur Börfengefhäfte kommen in Betraht — fi eine mit 
ber Ehre oder dem Anspruch auf faufmänntfches Vertrauen!*® 


124 ©, über bie ganze | 185 UÜber die Interpretation 
Gareis Hand. (5), S. 128ff. | der Worte „Taufmännifches Ver- 
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nicht zu vereinbarende Handlung haben zu Schulden fommen 
lafjen” ($. 10), und alle Organe der Börfenauffiht find 
verpflichtet, derartige Handlungen dem Staatskommiſſar bezw. 
dem Ehrengeriht zur Kenntnis zu bringen ($. 27); der 
Staatsfommiffar fann jederzeit Einleitung 
einer Unterfuhung verlangen, und von eingeleiteten 
ift ihm Nachricht zu geben, ebenfo wie von Ablehnung einer 
ſolchen ($ 11). Als Beifpiele von Handlungen, die ein 
disziplinarifches Einfchreiten bevingen, find in den Motiven 
genannt: argliftige Beeinflufjung der Kurfe durch Schein- 
geſchäfte, Abfchiebungen, Verbreitung von falfchen Gerüchten ; 
Gewährung oder Annahme von Geſchenken behufs Beein- 
flufjung der Preſſe; Anreizung zu unwürbigen Börfenfpelu- 
lationen; Abſchluß von folden mit unfelbftändigen Perfonen ; 
Anwendung von Geſchäftsbedingungen, die gegen ben fauf- 
männiſchen Anftand verftoßen, Berechnung höherer als ber 
wirklich bezahlten Stempelbeträge, insbeſondere aber miß- 
bräudlide Benugung des Terminhandels zum 
Börfenfpiel, ungerechtfertigte Begünftigung bei Über⸗ 
zeihnung von Emiffionen bezüglich der Zuteilung der Anteile. 

Zur Borunterfuhung fann das Chrengericht eines 
feiner Mitgliever berufen; der Beſchuldigte ift zu laden und 
ihm volles Gehör zu gewähren; Zeugen und Sadverftändige 
find in der Vorunterfuhung unbeeidigt zu vernehmen ($. 12). 
Darnach ift entweder die Unterfuhung mit Genehmigung 
des Staatskommiſſars einzuftellen oder die Hauptverbandlung 
anzufeßen ($. 13). Die Hauptverhbandlung kann auch 


trauen” f. Sten. Ber. 2002ff.; |entfchieden gegen bie Aufnahme 
die Regierung fprad fi Tehr | diefer vieldeutigen Worte aus. 
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in Abmefenheit des Beſchuldigten erfolgen; Verteidiger find 
zuzulaſſen; Zeugen und Sachverſtändige können eiblich ver- 
nommen werden ($. 14); der Staatskommiſſar kann allen 
Verhandlungen der Vorunterfuhung und Hauptverhandlung 
beiwohnen, ragen jeder Art zur Aufllärung des Sadver- 
bältnifjes jtellen; feinen Beweisanträgen muß ftattgegeben 
werben ($. 11). Die Hauptverhandlung tft in der Regel, 
aus guten Gründen des faufmännifchen Kredit, nit 
öffentlhlich, doch kann das EChrengeridt die 
Öffentlidfeit anordnen, aud der Staats— 
fommiffar wie ber Befhuldigte Diefelbe ver- 
langen, weldem Berlangen ftattgegeben wer- 
den muß, falld nicht die Vorausfegungen von Ger. Verf. G. 
8. 1783 gegeben find (8. 14 Abſ. 1). Alle VBernehmungen 
in Vorunterfuhung und Hauptverhandlung find durch einen 
vereibeten PBrotofollführer zu protofollieren ($. 24); Die Ge- 
richte haben jeber Requifition auf Vernehmung von Zeugen 
und Sacdverftändigen Folge zu geben ($. 26). 

Die Entfheidung wird fofort nad Schluß der Ber- 
handlung verkündet oder ſpäteſtens binnen 2 Wochen nachher 
dem Beihuldigten und dem Staatskommiſſar zugeftellt ; fie 
fann lauten a) auf Freifprehung, b) Bermweis, 
e) zeitweilige oder dauernde Ausſchließung von 
der Börfe, d) auf eine Ordnungsſtrafe nah $. 8 
Abf. 2, dagegen niht auf eigentlide Gelpitrafe; 
das Ehrengericht kann die Veröffentlichung jeder verurteilen- 
den Entfcheidung anordnen; auf Antrag des Beſchuldigten 
muß dies auch bei Freiſprechung gefchehen ; die Ausfchließung 
von der Börfe wirkt für alle deutfchen Börfen und kann 
tm Urteil für fofort wirkſam erflärt werden (88. 15. 16). 
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Neben der Strafe kann auf Erſatz der durch das Verfahren 
entftandenen baren Auslagen erfannt werden ($. 25). 

Gegen die Entſcheidung kann fomohl der Beichuldigte 
als der Staatskommiſſar binnen einer Woche nad der Ver- 
fündung bezw. Zuftelung mündlid oder ſchriftlich Be— 
rufung beim Ehrengericht einlegen, die binnen einer weiteren 
Woche zu rechtfertigen tft; Berufungs- und Redtfertigungs- 
ſchrift find dem anderen Teile zujuftellen; binnen einer 
Woche nah deren Zuftellung fann eine Beantwortungzfchrift 
eingereicht werden. Nach Ablauf der gefelichen Friften, 
deren Verlängerung auf Antrag durch das Ehrengericht ftatt- 
baft ift, find die Akten der Berufungsfammer zu überjenden, 
die noch weitere Beweiserhebung anordnen kann, im übrigen 
in dem nämlichen Verfahren wie das Ehrengericht die Ent- 
ſcheidung fällt (88. 17—23). 

VL Außer den oben IL. bezeichneten abjoluten Verboten 
gewifler Geſchäfte im Börfenterminhandel find die Börfen 
noh weiter durh das Geſetz in beftimmite 
Formen und Schranfen eingefdlofjen. 

1. Wertpapiere müffen — abgefehen von den für 
den Terminhandel geltenden befonderen Vorſchriften —, 
um an deutfhen Börfen börfenmäßig gehandelt 
werden zu fünnen, von einer amtliden Zu= 
laffungsftelleamtli zugelaffen fein. Die dur 
die Börfen-Enquete-Kommiffion feftgeftellten enormen Verluſte 
des deutſchen Nationalvermögens an fremden Wertpapieren 
ließen die Notwendigkeit einer amtlichen Kontrolle des 
Emiſſionsweſens klar hervortreten. 1° Dagegen wurbe Der 


Motiven a. a. D. S.22 Kommifl. 
196 S. die Mitteilungen in ben | Ber. S. 1458 ff., Berh. S. 2016 ff. 
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Antrag auf Errichtung einer Zentral- Emiffionsftelle 
für ausländische Wertpapiere nach langer Erörterung abge- 
lehnt. Eine Zulafjungsftelle muß bei jeder Börfe beftehen, 
und zwar mindeltend zur Hälfte aus Perfonen, die nicht 
in das Börfenregifter für Wertpapiere eingetragen find; 
die näheren Beitimmungen über die Zufammenfegung, fowie 
über die Zuläffigfeit einer Beſchwerde gegen die Entſcheidung 
find durch die Börfenordnung zu treffen; anderweite Vor⸗ 
fohriften über die Aufgaben der Zulafjungsftelle kann noch 
der Bundesrat, ergänzend auch die Einzelftaaten, geben ; 
leßtere find dem Reichskanzler mitzuteilen ($. 42, Abf. 2 u. 3). 
Perſonen, die an der Zulafiung eines Wertpapieres perfönlich 
beteiligt find, dürfen an der Entſcheidung über die Zulaffung 
nicht mitwirken, fondern find durch Stellvertreter zu erfegen. 
Sm übrigen bat die Zulaflungsitelle die „Aufgabe und die 
Pfliht: a) die VBorlegung der Urkunden, welche die Grund- 
lage für die zu emittierenden Wertpapiere bilden, zu ver- 
langen und zu prüfen, b) daflir zu jorgen, daß das Publikum 
über alle zur Beurteilung der zu emittierenden Wertpapiere 
notwendigen thatfächlichen und rechtlichen Verhältniffe fo weit 
ala möglich informiert wird, und bei Unvollftändigfeit ber 
Angaben die Emiffion nicht zuzulafien, e) Emiffionen nicht 
zuzulaffen, durch welche erhebliche allgemeine Intereſſen ge- 
ſchädigt werden, oder welche offenbar zu einer Übervorteilung 
des Publilums führen” ($. 86, Abſ. 1—8).1?7 


— — — — — * 


187 In Berlin kamen in den | ift zur Emiſſion ausländiſcher An⸗ 
legten 10 Jahren jährlich durch⸗ leihen Genehmigung des Yinanz- 
ſchnittlich 30 ausländifhe An- | minifter® erforderlich (ebenda S. 
leihen zur Emiffion (Reggs. 2024). Die alljährlich in Wertpa- 
Komm. Wermuth Sten. Ber. ! pieren Anlage juchenden deutſchen 
2022). In Frankreich und Belgien | Erfparniffe wurden nad) Ausweis 
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Im befonderen tft die Zulafjungsftelle bei ihrer Ent- 
ſcheidung durch folgende Sondervorfchriften gebunden: 

a) Deutiche Reiche: und Staatsanleihen müſſen zugelafien 
werden ($. 36 Abf. 5). 

b) Aktien von zur Aktien. oder zur Aktienkommandit⸗ 
gefellihaft umgewandelten Unternehmungen dürfen erft nach 
Ablauf eines Jahres nach erjolgtem Eintrag ind Handels⸗ 
vegifter und Beröffentlihung der erften Jahresbilanz mit 
Gewinn: und Verluſt⸗Rechnung zugelaffen werben ; die Landes⸗ 
regierung kann von diefer Friſt ganz oder teilmeife dispen⸗ 
fieren ($. 39 Abſ. 1).?%8 

c) Anteilsfcheine oder ſtaatlich nicht garantierte Obliga⸗ 
tionen ausländiſcher Ermwerbögefellfichaften dürfen nur zu- 
gelafjen werden, wenn die Emittenten fih für 5 Sabre 
verpflichten, Bilanz und Gewinn» und Verluſtrechnung jährlich 
in einer ober mehreren von der Zulafiungsftelle zu be 
ftimmenben beutfchen Zeitungen — analog der für deutſche 
Aktiengeſellſchaften beſtehenden gefetlichen Verpflichtung — zu 
veröffentlihen ($. 39 Abf. 2); eine Kontrolle über bie 
Richtigkeit dieſer Beröffentlihungen wird allerdings laum 
durchführbar fein. 





des Komm. Ber. (Anl. II, 1458) 
auf taufend Millionen Mark be- 
rechnet, von denen etwa bie Hälfte 
in ausländifhen Wertpapieren 
angelegt werden müflen, da bie 
deutfchen biefür nicht zureicdhen. 
Der Reichätag nahm zum Geſetz 
eine Refolution an, den Reichs⸗ 
kanzler zu erſuchen, „daß in den 
ftatiftifden Jahrbüchern f. d. 
Deutſche Reich alljährlich Mit- 
teilungen über die an den ein⸗ 


führung gelangten Wertpapiere 
mitBezeichnung der Einführungs⸗ 
firma, des Einführungskurſes, 
ſowie des Betrages und der Art 
dieſer Wertpapiere zur Ber 
öffentlichung gelangen”. 

138 Im Kommiſſ. Ber. S. 1464 
iſt dargelegt, welche bedenkliche 
Dinge nad biefer Richtung vor- 
efommen find und ſich zu einer 
rt gewerbömäßigen Praxis aus⸗ 


zubilden drobten. 


zelnen deutfchen Börfen zur Ein- | | 
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d) Den Minveftbetrag des Grundkapitals ald Voraus- 
fesung für Zulaffung von Altien an einzelnen Börfen, fo- 
wie den Minbeftbetrag der einzelnen Stüde der zum Handel 
an der Börfe zuzulafienden Wertpapiere beftimmt der Bundes- 
rat, der auch noch weitere Vorausfehungen für die Zulaflung 
vorschreiben Tann ($. 42 Abf. 1 u. 2); diefe Vorſchrift 
bezwedt, kleinere Altienunternehmungen möglichft von ber 
Börfe auszufchließen. | 

Im Rahmen diefer zwingenden gefeglihen Vorſchriften 
fann die Zulaffungsftelle die Zulaffungobne 
Angabe von Gründen verweigern, aud die Zu- 
laffung jederzeit zurüdnehmen ($. 86 Abf. 4). 

Der Antrag auf Zulafjung ift formell bei der Zu⸗ 
laſſungsſtelle einzureichen und zugleich anzugeben, ob ber 
Antrag gleichzeitig bei einer anderen Börfe geftellt ift oder 
wird; in dieſem Falle follen die Wertpapiere nur mit 
Zuftimmung jener anderen Zulaſſungsſtelle zugelaffen 
werden ($. 37, Abf. 2); der Antrag ift zu veröffent- 
lichen unter Bezeihnung der Einführungsfirma, des Be- 
trages und ber Art der einzuführenden Wertpapiere; zwiſchen 
dieſer Veröffentlidung und der wirklichen Einführung an 
der Börfe muß, behufs Mitteilung etwaiger Bedenken gegen 
die Zulafiung aus der Mitte des Publikums, mindeſtens 
ein Zeitraum von 6 Tagen — durch den Bundesrat ober 
die Börfenordnung kann die Frift erweitert werden — 
liegen. 

Ferner muß vor der Zulaſſung amtlich ein 
Proſpekt veröffentlicht werden, welcher die für 
Beurteilung des Wertes der einzuführenden Papiere — 
ebenſo bei Kapitalserhöhungen und Konvertierungen — 
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maßgebenden Angaben enthält, insbefondere über den in 
Verkehr zu bringenden, über ben vorläufig vom Verkehr 
auszufchließenden Betrag, fowie über die Zeit des Aus- 
ſchluſſes — eine beſonders bei induftriellen Unternehmungen 
häufige Form der Emiffion; für ftaatlih voll garantierte 
deutiche Papiere, jomie für Schuldverfcehreibungen von Kom⸗ 
munen, fommunalen Körperfchaften und kommunalſtändiſchen 
Krebitinftituten, endlich für Papiere ſtaatlich beauffichtigter 
Pfandbriefanftalten Tann der Profpelt durch die Landes⸗ 
regierung erlaflen werden ($. 38). Über die Haftung für 
den Proſpekt ſ. unten VII, 3. 9. 

Wird der Antrag abgelehnt, fo ift davon 
den übrigen deutfhen Börfen Mitteilung zu 
machen, zugleich mit der Angabe, ob die Ablehnung aus 
örtlichen oder anderen Gründen erfolgt ift; im lebteren 
Falle darf vie Zulaffung feitens einer anderen 
Börfe nur mit Zujtimmung der ablehnenden 
erfolgen ($. 37, Abf. 1). 

Amtliche Preisfeftftellung darf nur für amtlich zugelafjene 
Wertpapiere erfolgen; nur in ſolchen Wertpapieren dürfen 
die Kursmakler Geſchäfte vermitteln; nur für fie bürfen 
die Börfeneinridtungen benugt und offizielle Kurszettel ver- 
öffentliht oder in mechaniſcher Vervielfältigung verbreitet 
werden, ſoweit nicht bezüglich der Kurszettel die Börfen- 
ordnung Ausnahınen gejtattet (8. 41). Der Abſchluß von 
Gejhäften in nicht zugelafienen Wertpapieren kann im 
übrigen nicht gehindert werden. Für Wertpapiere, die zur 
Öffentliden Zeichnung aufgelegt find, darf amtlihe Preis- 
feftftelung erft nad erfolgter Zuteilung an die Zeichner 
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gejchehen ; 12° erft dann dürfen für Gefchäfte mit ſolchen 
Papieren die Börfeneinrichtungen benußt, Kurszettel verbreitet 
und die Gefchäfte von Kursmaflern notiert werben ($. 40). 
Diefe Vorfchrift ift gegen den fog. „Handel per Erjcheinen” 
gerichtet. 

2. Für zugelaffene Wertpapiere und Waren 
— eine amtliche Feftitellung des Börfenpreifes aller dem 
Börfenhandel dienenden Objekte war nad) Ausweis der Motive 
in Rückſicht auf die hanfeatifchen Börfen nit möglid — 
erfolgt jodann amtliche Feitftellung des Börfen- 
preifes im jog. Kurszettel; dieſe Feſtſtellung gilt ſowohl 
für Kafſa⸗ wie für Zeitgefchäfte. „Als Börfenpreis ift ber- 
jenige Preis feftzufeßen, welcher der wirklichen Geſchäftslage des 
Verkehrs an der Börfe entfpricht," ??% nad) dem, Durchſchnitts⸗ 
preis, welcher ſich aus der Vergleihung und Berüdfichtigung 
aller in einem Beitabfchnitt zu Tage getretenen Momente, nad 
Ausscheidung befonderer perfönlicher Beziehungen und fonftiger 
nicht den Handel im Ganzen berührender Umſtände ergiebt.” 
Die Feitftellung des Börfenpreifes erfolgt durch den Börfen- 
vorftand ; außerdem kann die Börfenorbnung die Mitwirkung 
von Vertretern anderer Berufözweige vorfchreiben; zur Mit- 
wirkung behufs Beichaffung der erforderlichen Information find 
Kursmaller ala Hilfsperjonen zu ernennen ; außerbem dürfen 
nur der Stantsfommiffar und die Börfenfelretäre bei der 
Feftftellung anweſend fein (88. 29, 30). Über die Kurs- 


199 Über die nach diefer Rich- 
tung geftellten Anträge, fowie)j 120 Diefe Definition wurde 
die bei ber Zuteilung der ge- nach eingehender Beratung an 
zeichneten Beträge obmaltenden | die Stelle Des „gemeinen Handels⸗ 
en ſ. d. Komm. Ber. | werte" des Reg.-Entm. geſetzt. 


Korn, Staatöreht II. 2. Aufl. 26 
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maller |. oben IV, 3.8. Der Bunbesrat iſt jedoch befugt, 
1. für einzelne Börfen eine abweichende amtliche Feſtſtellung 
des Preifes von Waren oder Wertpapieren zuzulafien, 2. eine 
amtliche Feftftellung des Börfenpreifes beftimmter Waren all- 
gemein oder für einzelne Börfen vorzufhreiben, 8. Be 
ftimmungen zu erlafien, um eine Einbeitlichfeit der Grund- 
füge über die den Feitftellungen von Warenpreifen zu Grunde 
zu legenden Mengen umb über die für die Feftftellung der 
Preife von Wertpapieren maßgebenden Gebräuche herbeizu- 
führen. Zu 2 und 3 find auch die Einzelftanten zuftändig, 
fofern der Bundesrat von feiner Zuftändigleit feinen Ge- 
brauch gemacht hat; ihre Anordnungen find dem Reichs- 
Zanzler mitzuteilen ($. 35). 

3. Auf Grund dieſes amtlid feftgeftellten 
Börfenpreifes für zugelaffene Waren und 
Wertpapiere erfolgt der Börfenterminhbandel. 
„Als Börfentermingefhäfte in Waren oder Wertpapieren 
gelten Kauf- oder fonftige Anſchaffungsgeſchäfte auf eine feft- 
beftimmte Lieferungszeit oder mit einer feitbeftimmten Lie- 
ferungafrift, wenn fie nad) Geſchäftsbedingungen geſchloſſen 
werben, die von dem Börfenvorftande für den Terminhandel 
feftgefett find, und wenn für die an der betreffenden Börfe ge= 
Schlofjenen Gefchäfte folder Art eine amtliche Feftftellung von 
Terminpreifen erfolgt” ($. 48). Für beftimmte Waren und 
Wertpapiere ift der Terminhandel gefeglich unterfagt (f. oben 
II) ; für Anteile einer Erwerbögefellihaft kann er nur geftattet 
werben, wenn ihr Kapital binfichtlich jener Anteile mindeftens 
30 Millionen Mark beträgt ($. 50, Ab. 2); außerdem kann 
der Bundesrat aub für andere Waren oder 
Wertpapiere den Terminhandelunterfagen oder 


Das Banks: und Börfenweien. 8. 34. 408 


von befonderen Bedingungen abhängigmaden 
($. 50, Abſ. 1). isn Zum Terminbandel find nur die⸗ 
jenigen Perſonen zugelafien, die in das Börfenregifter ein- 
getragen find ($. 55 ff., f. oben II, B). Der Verkäufer kommt 
beim Terminhandel in Waren in Verzug, fofern er nach erfolgter 
Kündigung unkontraktliche Ware liefert, d. i. wenn die zur 
Lieferung angelündigte Ware fich als nicht lieferfähig ermeift, 
auch wenn bie Erfüllungsfrift noch nicht abgelaufen war; 
entgegenftehende Vereinbarungen find nichtig ($. 53). 182 

Innerhalb der vorbezeihneten Grenzen ift 
der Börfenterminhandel jet vom Gefet aus- 
drüdlihd anerfanntund damit die große Streit- 
frage, ob diefer Terminbandel überhaupt ein 
Nehtsgefhäft und nit Spiel und Wette fei, 
infomweit bejahend im Sinne des Rechtsge— 
ſchäftes entfchieden. 12,10 

4. Die Börfenordnung kann die Benußung der Börfen- 


181 Dies ift auch für beftimmte 
Bormen bed Terminbandelg, fo 
——— art ale 
chäft, zuläffig (ſ. über dieje For⸗ 
men den Kommifl. Ber. S. 148 
Der früher ſchwunghaft be- 
triebene Börfenterminbandel in 
Rubelnoten ift durch das ruffifche 
Ausfuhrverbot im mefentlichen 
unterdrüdt. 

182 Hieher gehört außerdem 
noch KonkO. ae 3.1, ferner 
RStGB. $. . 

188 Aus den Motiven ©. 25 
jeien bier folgende Süße wieder⸗ 

olt: 


„Der börfenmäßige Termin- 
handel ift an ſich als berechtigte 


7). Spelulation bat in 


Form des Handelsverkehrs an- 
zuerfennen. — ber die durch 
die Sudt nah rafchem und 
mübelofem Gelderwerbe getragene 
der Form 
des Börfenterminhandels das be⸗ 
quemfte Mittel ihrer Befriedigung 
efunden und beutet basfelbe 
erart aus, daß die börfen- 
mäßigen Zeitgefhäfte zum er⸗ 
heblichen Teile nicht einem wirt- 
Ihaftlihen Zwecke entſprechen, 
ſondern der Befriedigung des 
Spielbedürfnifſes dienen.“ Das 
Reichsgericht hat neuerdings 
Differenzgeſchäfte für ungilti 
erklärt, 4 Gareid Hand. (5 
©. 493 und die dort angegebene 
26 * 
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einrichtung auch für andere Gefchäftszweige zulafien, fofern 


dies nicht gefeglich verboten 


Litteratur. Aus diefen Gründen 
erzwang die öffentliche Meinung 
ein Einfchreiten des Gefetgeberß, 
denn die Spekulation trägt nicht 
in fih ihre Berehtigung als 
„geiltige Thätigkeit”, fondern ift 
in den meiften Fällen nur Glücks⸗ 
fpiel ohne jeden geiftigen Wert. 
„Daß die Spekulation in fi 
felbft ihre Berechtigung trägt 
als geiftige Thätigleit, welche 
aus der Griehrung, der Ber- 
gangenheit und der Beobachtung 
der Gegenwart einen Schlu 
auf die Zukunft zieht, und daß 
der erzielte Gewinn fi als ad- 
äquates Entgelt für dieſe geiftige 
Anfpannung darftelt, darf ın 
diefer Allgemeinheit nicht zu— 
gegeben werden. Mit denfelben 
Gründen könnten in vielen 
Br Spiel und Wette, ſowie 
ede, felbft die nutzloſeſte Thätig- 
feit, wenn fie nur Kombinations⸗ 
vermögen und geiftige Anftren- 
gung erfordert, gerechtfertigt 
werden. Zudem bejigen die an 
der Spekulation teilnehmenden 
Berfonen vielfach nicht die zur 
Beurteilung der Geminn- und 
Berluftchancen erforderliche dad 
fenntnis. Für derartige Zeil- 
nehmer ift die Gefahr des Börfen- 
fpield um fo größer, ala ihnen 
mit dem Börfenwefen vertraute, 
alfo überlegene SKontrahenten 
gegenüberzuftehen pflegen. Die 
übermäßige Beteiligung am 
Börfenterminhandel Pitena ſol⸗ 
cher Perſonen, welche durch die 


iſt (88. 40, 41, 51, 52); 


Geringfügigfeit de für den 
Gefchäftsahichluß felbii erforder- 
lihen Aufwandes im Verhältnis 
zu der Geminndance verleitet, 
bie Folgen des Yehlichlagens 
unterjhägen, bat fortpauernd 
den Ruin vieler Exiſtenzen zur 
gear Bei bat der durch 

eranziehung unberufener Per- 
onen erweiterte, mit in Wirklich“ 
teit nicht vorhandenen Werten 
arbeitende Betrieb des Termin- 
handels die günftige Einwirkung, 
melche derjelbe, ſofern er fih in 
den Grenzen wirtfchaftli be= 
ründeten Angebot3 und wirt« 
N Haftlich berechtigter Nachfrage 
hält, auf die Preishildung aus- 
zuüben imftande ki vielfadh in 
das Gegenteil verfehrt und be= 
fonder8 im Gebiet des Waren- 
handels die richtige und natür- 
lie Bewertung geftört.” Eine 
Zufammenftelung ber termin- 
mäßig gehandelten Waren u. Wert⸗ 
papiere enthält der Kommifſ. Ber. 
©. 1472f.; an Waren fommen in 
Betracht: Rohſpiritus, Weizen, 
Roggen, Hafer, Mais, Ro gen- 
meh! Rüböl, raffiniertes 3 o⸗ 
leum (Berlin), Rohzucker, granu⸗ 
lierter Zucker (Magdeburg und 
Hamburg), Kammzug (Leipzig), 
Baumwolle (Bremen), Kaffee 
(Hamburg); außerdem Getreide, 
Spiritus, Rüböl in Breslau, 
Danzig, Köln, Stettin; Spiritus 
in Königsberg und Poſen, Ge» 
treide in Mannbeim. 

184 Der in ber 3. Lehung ge— 
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jedoch befteht in dieſem Galle Fein Anſpruch auf die Be 
nugung. Der Bundesrat fann für beftimmte 
Gefhäftszweige die Benutzung unterfagen 
oder auch von befonderen Bedingungen ab- 
bängig maden ($. 6), alfo insbeſondere auch unfolive 
Wertpapiere, fowie gemwiffe Waren vom Börfenhandel ein- 
fach ausfchließen. 

5. Ferner enthält das Geſetz in den 88. 71—74 noch 
Beftimmungen über das Kommiſſionsgeſchäft in Er- 
fegung von HGB. Art. 376, die jedoch lediglich zivilrecht⸗ 
lichen Charakter tragen und fi hauptſächlich gegen die 
Schädigung der Kommittenten durch den fog. Kursfchnitt 
richten; ferner bei Selbfteintritt des Kommiffionärs in das 
Geſchäft Fürforge für die Wahrung der hierdurch der Natur 
der Sache nad gefährdeten ntereffen des Kommittenten 
treffen. 185 

VO. Endlih enthält das Gefeh noch Straf- bezw. 
Erjagvorfhriften wegen Zumiberhandlungen. 

1. Wer in betrügerifher Abfiht auf Täufhung bes 
rechnete Mittel anwendet, um auf den Börfen- oder Marft- 
preis von Waren oder Wertpapieren, wobei nicht notwendig 
beftimmte Waren oder Wertpapiere in Trage ftehen 
müffen, einzı einzumirfen, wird mit Gefängnis und zugleich mit 
fette Antrag Antrag (Graf Arnim), | fittlie Handlungen erzwungen 

ie Klagbarfeit der im Ausland | werden müßten (f. die Äußerung 
abgefchlofjenen börfenmäßigen | de8 Staatsſekretärs v. Mar» 
Termingeſchäfte auägufchließen, fhall, Sten. Ber. 2452). 
Zurde abgelehnt (Sten. Ber. 8 Über dad Kommilftond- 
2448 ff.); über die Boll- | gefhäft f. dad Werk von Grün- 
Fretung augländifher Urteile But (1879), ferner Gareis 


ZRO. 88. 660, 661; biefelbe | Hand. 509 ff. und die dort an- 
erfolgt nie, wenn dadurch un- | gegebene Titteratur. 
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Gelbftrafe big 15000 Mark — bei mildernden Umjtänden 
fann auf Gelvftrafe allein erfannt werden — beftraft; auch 
fönnen die bürgerlichen Ehrenrechte aberfannt werben ($. 75, 
Abi. 1, 2, vol. auch HandGB. Art. 249d 2. 2). 

2. Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher in betrüge- 
riſcher Abſicht wifjentlih unrichtige Angaben in den nad 
8. 38 zu erftattenden Profpelten oder in öffentlihen Kund⸗ 
gebungen macht, durch welche die Zeichnung oder der An- 
lauf oder Verlauf von Wertpapieren herbeigeführt werden 
fol (8. 75, Abf. 3). 

3. Wer für Mitteilungen in ber Preſſe, durch melche 
auf den Börfenpreis eingewirkt werben fol, Vorteile ge- 
währt oder verfpricht oder fi gewähren oder verfprechen 
läßt, welde in auffälligem Mißverhältnis zu der Leiſtung 
ftehen, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und zu- 
gleich mit Geldſtrafe bis 5000 Mark — bei mildernden 
Umftänden fann nur auf Gelbftrafe erfannt werden — be- 
ftraft; der Verſuch ift jtrafbar ($. 76, Abf. 1, 3, 4). 
Dieſe Vorſchrift — ebenfo Ziff. 4 — war die Folge der 
aus den Verhandlungen der Börfen-Enquete-Kommiffion ge- 
wonnenen Einfiht in höchſt unlautere Beziehungen zwifchen 
Börfe und Preffe, wonach gewiſſe Preßorgane fi gegen 
hohe Bezahlung an gewiſſe Börfeninterefienten verkauften. 1° 

4. Gleiche Strafe trifft denjenigen, der fi für Unter- 
lofjung folder Mitteilungen Vorteile gewähren ober ver- 
ſprechen läßt ($. 76, Abf. 2). 

5. Wer wifjentlich entgegen den gefetlichen Vorfchriften 

186 S, über diefe Dinge die | Abg-Liebermannv.Sonnen- 


erfchredenden Mitteilungen über | berg (Sten. Ber. S. 249f.) aus 
deutfche Preßzuftände, die ber |der Enquete⸗Kommiſſion gab. 
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der 88. 40, 41, 51, 52 Kurszettel veröffentlicht oder mecha⸗ 
nifch vervielfältigte verbreitet, wird mit Gelditrafe bis 1000 
Mart oder mit Haft oder Gefängnis bis zu 6 Monaten 
beftraft ($. 77). 

6. Wer gewohnheitämäßig 127 in geminnfüdtiger Ab- 
ficht andere unter Ausbeutung ihrer Unerfahrenheit oder ihres 
Leichtfinns zu Börſenſpekulationsgeſchäften verleitet, welche 
nicht zu ihrem Gewerbebetrieb gehören, wird mit Gefäng- 
nis und zugleich mit Gelbitrafe bis 15000 Mark beftraft, 
auch können die bürgerlichen Chrenrechte aberfannt werden 
($. 78). 

7. Ein Kommiffionär, welder, um fi ober einem 
Dritten einen Vermögensvorteil zu verfchaffen, das Ver- 
mögen des Kommittenten dur Erteilung eines wieder 
beſſeres Wiſſen unrichtigen Rated ober Auskunft in Bezug 
auf ein abzufchließendes Geſchäft ſchädigt, wirb mit Ge 
fängnis bejtraft; daneben fann auf Gelbftrafe bis 3000 
Mark, fowie Berluft der bürgerliden Ehrenrechte erkannt 
werben; bei milbernden Umftänden Tann Gelbftrafe allein 
erfannt werden; der Berfuh ift ftrafbar ($. 79, Abf. 1, 
3. 1, Abf. 2, 3). 

8. Gleiche Strafe trifft den Kommiffionär, der, um fi) 
oder einem andern einen VBermögensvorteil zu verjchaffen, 
bei der Ausführung eined Auftrages oder bei ber Ab- 
widelung eines Gefchäftes abfichtlih zum Nachteil des Kom- 
mittenten handelt; der Verfuch ift hier nicht ftrafbar (8.79, 
Abf. 1, 8. 2). 


187 Im Komm.⸗Ber. S. 1496 | biefür unter Umftänden fon 
ift bemerft, daß zum Nachweis leine einzige Handlung genüge. 
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9. Endlih ift noch die Erſatzpflicht für falfde 
Proſpekte geregelt. „Die außerorbentlihen Ein- 
bußen, welde das deutſche Kapital im legten Jahrzehnt 
betroffen haben, laſſen es geboten erfcheinen, den Regreß⸗ 
anfprüden ver Effelteninhaber eine fidere und ermeiterte 
Grundlage zu geben” (Mot.). Unrihtige Angaben in einem 
Proſpekt, auf Grund defien Wertpapiere zum Börfenhandel 
zugelaſſen find, machen, fofern fie für die Beurteilung des 
Mertes erheblich find, ſowohl diejenigen haftbar, melde 
den Profpeft erlafien haben, ald diejenigen, von denen der 
Erlaß des Profpefted ausgeht, vorausgefeßt, daß fie die 
Unrichtigfeit gekannt haben oder ohne grobes Verſchulden 
hätten kennen müſſen; diefe Perfonen haften als Gefamt- 
ſchuldner jedem Befiter eines ſolchen Wertpapiereö für den 
Schaden, der die Folge jener unrichtigen Angaben ift, es 
fet denn, Daß der Erwerber ded Papiere die Unrichtigleit 
der Angaben kannte oder bei Anwendung gehöriger Sorg- 
falt (diligentia quam suis) hätte fennen müſſen. Gleiche 
Haftung befteht, wenn der Profpelt durch Fortlafjung weſent⸗ 
licher Thatſachen unvollftändig ift und die Unvollftändigfeit 
auf böslihem Verſchweigen oder böslicher Unterlaffung 1°? 
einer ausreichenden Prüfung feitens der oben bezeichneten 
Berfonen beruht. Der Einwand, daß die Angaben von 
einem Dritten herrühren, ändert an der Haftung nichts; 
Verträge zum Ausfchluß oder der Minderung diefer Haftung 
find nidtig. Zuftändig für diefe Erfaganfprüde find bie 

188 S. über dieſe ſchwierige ift dem HandGB. entnommen, 
und beftrittene Frage den Komm.- | |. Art. 180a, 190 b, 213a, 213 b, 
Ber. S. 1468}. . 

189 Diefe Art des Verſchuldens 


r 
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Zandgerichte, Kammern für Handelsfadhen, ded Ortes, wo 
die Wertpapiere zugelaflen find ; Revifion und Beſchwerde gegen 
Entfcheidungen des Oberlandesgerichts gehen an das Reichs⸗ 
gericht; der Anſpruch verjährt in 5 Jahren nach Zulafiung 
der betreffenden Wertpapiere, auch gegen Minderjährige und 
juriftifche Perfonen. Die Erfagpflicht erſtreckt fih nur auf 
diejenigen Stüde, Die auf Grund des Profpektes zugelaffen 
und durh ein im Inland wenn aud von Ausländern 
abgefchlofienes Geſchäft erworben find; der Erfagpflicht wird 
auch dadurch genügt, daß der Erfabpflichtige das Wert- 
papier zu dem vom Käufer bezahlten Preife oder zum Kurs⸗ 
wert der Einführung übernimmt (88. 43—47). 


V. Die Rechtskontrolle des Pepotgeſchäftes.!«o 

Am Rahmen des Gewerberechtes — |. oben ©. 68 ff. — 
find ferner die Vorfchriften über das ſog. Depotge- 
fchäft, das einen Hauptzweig des Bankgefchäftes bilbet, 
zur Dorftellung gebradt. Auf Gelddepots beziehen ſich 
dieſe Vorfchriften nicht, der Reichstag hat jedoch auch hier- 
fiber durch eine Refolution die Vorlage eines Gejetentwurfes, 
insbejondere über die gewerbsmäßige Verwendung fremder 
Gelder feitend der Banken und Bankiers gefordert. 


40 Sten. Ber. d. Reichſtages 1895/97 Anl. III, 1776 FF. 


Zehntes Bud. 
Die auswärtige Verwaltung, 


8. 85. 
Das Geſandtſchaftsrecht.“ 
L Begriff und Buellen. 

I. Diejenigen Drgane der Staatsgewalt, 
welde die internationalen Beziehungen des 
Staates amtlid zu pflegen berufen find, bil- 
den die Diplomatie. Im diefem weiteren Sinne ge= 
hören zur Diplomatie alle Beamten, denen die Pflege der 
auswärtigen Beziehungen obliegt, auch die des inneren 
Dienftes. Im engeren Sinme allerdings pflegt man zur 
Diplomatie nur die Beamten ded äußeren Dienftes zu 
rechnen. Jedenfalls aber muß es ſich bei diefem Dienft um 
Gefchäftedes Staates handeln (agentes in rebus publicis). 
Der diplomatifche Verkehr Tann ftändig oder nur vorüber- 


1 2aband LH, ide. 71; G. Materie einer vollftändigen Dar- 
Meyer VerwR. U : Bor n | ftellung nicht gewürbigt hat; ber 
in Sirths Ann. 1882, 13 126, ß. 70 iſt nicht zureichend, eine 
art auch die erforderlichen An- juriftifche earbeitung der 
aben über die völkerrechtliche Materie von Laband aber wäre 
itteratur. Ich kann mein leb⸗ | dringend nötig. Vgl. noch Hüb- 
haftes Bedauern nicht unter“ ler: die ‚Rogiitrahusen des nöller- 
drüden, daß Laband auch in rechtlichen Verkehrs (1895). 
der 3. Aufl. diefe hochinter ante 
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gehend unterhalten werden; die Regel bilden jetzt ſeit Ende 
des 17. Jahrhunderts die ſtändigen Geſandtſchaften.“ Die 
Geſamtheit der bei einem Staate beglaubigten fremden Ge- 
ſandten wird als diplomatiſches Corps bezeichnet. 
OD. Das Geſandtſchaftsrecht iſt der Inbegriff 
aller auf die Diplomatie bezüglichen Rechts— 
ſätze; dasſelbe bildet einen Teil des Staats— 
rechts und zwar des äußeren Staatsrechts. Das 
Geſandtſchaftsrecht hat ſeine juriſtiſche Baſis in dem Rechte 
der einzelnen Staaten. Ein Geſandtſchaftsrecht, welches aus 
einer über den Staaten ſtehenden Quelle flöſſe und dieſe 
letzteren juriſtiſch bände, iſt juriſtiſch nicht Fonftruierbar.? 
Wohl aber iſt das Geſandtſchaftsrecht ein zu nicht unerheb- 
lihem Teile gemeinſames Recht der Staaten. Die 
gemeinfamen Intereſſen führten vielfah zu gemeinfamer 
Übung und diefe zu gemeinfamem Recht, fei es daß die 
pofitive Gefebgebung der Staaten übereinftimmend fich ge⸗ 
ftaltete, fei e3 daß die gemeinfame Übung ohne pofitive 
geſetzliche Formulierung den Charakter von Gewohnheitsrecht 
annahm. Dazu kommen außerhalb dieſes juriftifchen Rahmens 


2 Die Geſchichte des Gefandt- 


ſchaftsweſens iſt viel bearbeitet: 
vgl. die Angaben bei Miruß 
europ. GeſR. II v. Ompteda, 
Litteratur des gefamten ſowohl 
natürlichen als pofitiven Völker⸗ 
rechtes (1785). Ferner die Skizzen 
bei Martens - Geffeken 
Guide diplomatique 8. 1. 
Calvo droit international I, 
456 ff.; auh Hübler S. 8 f. 
und def. Krauske: Entwidlung 
der ftändigen Diplomatie (1885). 


® Die berrihende Meinung 
ift entgegengefett, vgl. die Lehr⸗ 
bücher des Völkerrechtes. La⸗ 
band I, ©. 1 nimmt eine 
Smeiteilung des Stoffed vor in 
. „Regeln ded Böllerrechtes” 
und „Gebräude des internatio- 
nalen Verkehrs” und 2. „ſtaats⸗ 
rechtliche Grundſätze“; letztere 
„finden nur in recht beſchränktem 
Maße Anwendung”. 
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no eine Reihe von gemeinfamen Grundfägen ber 
Staaten im diplomatifhen Berfehr.* Jedenfalls aber 
ift prinzipiell jeder Staat beredtigt, auh das 
Gefandtfhaftsrehtgang nad feinem fouveränen 
Ermeſſen zu geftalten, wie jeven anderen Rechtszweig; 
der Staat ift in diefer Beziehung höchftend durch moralifch- 
politifche, nicht aber durch rechtliche Pflichten gebunden. 

II. Das Geſandtſchaftsrecht hat der Natur der Sache 
entfprechend eine doppelte Seite, eine altive und eine 
paffive. ever Staat ſchickt Gefandte an auswärtige 
Staaten und empfängt folde bei fih, aktives und 
paffives Geſandtſchaftsrecht. Jeder Staat hat 
demgemäß zuvörberft Rechtsſätze aufzuftellen über die Rechte 
und Pflichten der von ihm ausgejandten biplomatifchen 
Amtsträger, welche einen befonderen Teil des Beamtenvechtes 
bilden. 

Dieje Rechtsſätze aber finden ihre Anwendung in fremdem 
Staatögebiet. Wie läßt fich dies juriftifch konſtruieren ? 

Die Gefandten im fremden Staate find nicht Privat- 
perjonen, fondern Staatsbeamte; fie find zu dem Zwed in 
den fremden Staat gefchidt, um dort Funktionen der Staat3- 
gewalt auszuüben, obrigfeitlih thätig zu fein, fie 
bilden ein Stüd der Staatögemwalt und üben 
das imperiumibhres Staatedin einem fremden 


* Daß diefem, wörtlich ebenfo 
in der 1. Aufl. enthaltenen Satze 
gegenüber die Kritik von La- 

and IL, 11 gegenftandslos ift, | Stellung ber Gefandten „auf 
liegt auf der Hand: der Streit Gebiete derIntereſſengemeinſchaft 
bewegt fih nur um ben Begriff | aller Staaten liegt”, ſ. Gareis 
„Böllerreht”. Wohl vereinbar | BÖLR. 98. 


mit den Säten des Textes ift 
aber die Anerfennung, daß ber 
Urfprung dieſer privilegierten 
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Stante aus? Die gefamte Thätigleit der Ge- 
fandten ift eine amtlide, darum obrigfeit- 
lihe;® alles, was fie als Gefandte handeln, 
bandeln fie in Ausübung ihrer Staatsgewalt. 

Die Stantögewalt aber reicht prinzipiell nur fomeit als 
das Staatsgebiet. Nur mas innerhalb des Staatögebietes 
fi befindet, aber auch alles, was innerhalb des Staatsge⸗ 
bietes fich befindet, ift der Staatögewalt rechtlich unter: 
worfen.“ So das Prinzip. Dasſelbe erfährt jedoch mehrfache 
Mopdifitationen ; diefe Ausnahmen bebürfen aber immer eines 
befonberen Titels. Auch die amtliche Thätigkeit der Geſandten 
bildet eine Ausnahme von jenem Prinzipe ber Territorialität 
des Nechtes, bedarf fomit eines Titeld. Diefer Titel Liegt 
in der Annahme des Gefandten; fie enthält nidt 
allein die Konzeffion des Empfangsftaates an 
den fremden Gefandten, innerhalb des Staats- 
gebietes fih aufzuhalten, fondern zugleid die 
Konzefjion, in diefem Staatögebiete amtlid 
nah Maßgabe der ihm von feinem eigenen 
Staate erteilten Borfhriften zu fungieren.® 


s Nach Laband IL, Gericdeint | das KXerritorialitätsreht oben 
Died überhaupt nicht möglich. | Bd. I, S. 398. 
©. dagegen Zorn bei Hirtb | 8Gottſchalt Erterritorialität 
a. a. D. 85. (Diff) 21. Phillimore Com- 
66. oben Bd. I, S. 2877. über | mentaries on international 
biefen Zufammenbang; entgegen» |law II, 8. 176. Sin Hirths 
gefedter Meinung Zaband II, | Ann. 1882, 85 babe ich dies als 
3; 5. Meyer VerwR. II, 75. |pofitive Seite der Erterri- 
T Richtig Calvo I, 538. | torialität bezeichnet; dies er- 
alſch Alt Gefandtichaftsrecht | fheint jeboch unzutreffend, da⸗ 
. 82; van Bynkershoe egen richtig, was Calvo I, 
e foro competenti legatorum | 8.491 bemerft: „dans le langage 


II, 8. 2, 8 1. ©. über international l’exterritoriali 
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Der Empfangsftaat Tann diefe Konzeffion an Beringungen 
nüpfen, er kann für beftimmte dem Gefandten durch fen 
inländifches Recht zugemwiefene Funktionen diefelbe ganz ver- 
fagen;? jedenfall® bedarf der Gefandte juriftifch Diefer Kon⸗ 
zeifion des Empfangsftaates, um überhaupt als folcher thätig 
werben zu fönnen, und es liegt völlig im freien Ermefjen 
des Empfangäftaates, kraft feiner Souveränetät darüber zu 
entfcheiven, ob er die Konzeffion überhaupt erteilen,!® bezm. 
unter welchen Borausfegungen und in welchem Umfange er 
fie erteilen wolle. Es befteht juriftifch weder eine 
Abfende- noch eine Annahmepflicht bezüglid 
der Gefandten für fouveräne Staaten, notwen- 
diger Weife demgemäß auch volle Freiheit derjelben, bie 


d So verfagt 3 3. das 





constitue un droit passif et 
non un droit actif, elle ne 
signifie pas autre chose que 
le privilöge personel acquıs & 
l’agent diplomatique de n’ötre 
en aucun cas justiciable des 
tribunaux du pays oü il repre&- 
sente le souverain.* ©. unten 
S. 434. Den Gedanken biefer 
„Srmädtigung”, den ich in dem 
zitierten Auffate in Hirths Ann. 
ur Grundlage der juriftifchen 
arftelung des Geſandtſchafts⸗ 
und Konfularrechtes gemacht habe, 
ninmt ©. Meyer VerwR. II, 
8 für die Vornahme von , rechts⸗ 
begründenden Akten und Beur: 
fundungen”, die im Ausland 
wirkſam fein follen, an; dies ift 
zu eng: 
Eriftenz des Gefandten im Aus- 
Iande beruht nur auf diefer „Er- 
mädtigung dur den fremden 
Staat”. 





deutfhe Recht fremden Ge: 
fandten unbedingt das 
Recht, Eheſchließungen 
innerhalb des Reichsge— 
bietes vorzunehmen. ſ. 
v. 6. Febr. 1875 über Beurk. d. 
Perſonenſtandes u. Eheſchl. 8. 41. 

10 A. A. Bluntſchli Böller- 
recht 8. 163, der eine Annahme⸗ 
pflicht behauptet. Richtig Whea- 
ton droitinternational I, 189; 
Martens-Geffeken Guide 
diplomatique 37; Alt GER. 
8.41. Regelmäßig wird allerdings 
unter den zivilifierten Staaten 
gegenfeitig das Geſandtſchafts⸗ 
recht präſumiert, vgl. aber z. B. 
den deutſchen Handelsvertr. m. 


Die ganze amtliche Japan v. 20. Febr. 1869 (RGB. 


1870), Art. 2, mit Berfien v. 
a1. yuni 1873 (RSB. 351), 
rt. 2. 
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Nechtsverhältniffe der fremdſtaatlichen Gefandten von ſich 
aus zu ordnen, mit der Maßgabe, daß dieſe Ord— 
nung Dann immer den fremdftaatliden Vor— 
fhriften vorgeht: darin bewährt das Terri- 
torialitätsprinzip auh im Geſandtſchaftsrecht 
feine Kraft.!! Jeder Gefandte bedarf fomit, 
um als folder amtlih überhaupt fungieren zu 
können, eines doppelten Titels: des Amt3-Auf- 
trages feines eigenen und der Konzeffion jei- 
ten3 des Empfangsftaates. 

IV. Das Gefandtfchaftsrecht ift ein Ausfluß der Souve- 
ränetät. Demgemäß können nur fouveräne Staaten 
dieſes Recht haben, wobei die Staatsform felbit- 
verftändlidh völlig irrelevant ıft.1? Aus dem an- 
gegebenen Prinzipalfage ergiebt fih, daß Perfonen, melche 
rechtlich in einem Unterthanenverhältniz jtehen, das Geſandt⸗ 
ſchaftsrecht nicht haben können, es jei denn, daß ihnen da3- 
felbe von ihrem Staate zur Ausübung delegiert worden 
wäre, was inäöbefondere im Kriege bezüglich der Yührer 
felbftändig operierender Heereslörper vorlommen mag. Die 
fog. Stanbesherren des deutichen Stantörechtes, ebenfo ent- 
tbronte Fürften, können das Geſandtſchaftsrecht juriftifch nicht 
haben. !® 


11 Wheaton I, 191; Gro- Konfequenzen nächte wiber- 
tius de jure belli ac pruchsvoll. Calvo I, 

IIe ‚IV, 2; von n-|Martens-Geffcken 3 f. 
kershoek va, $ — Bol. über die ganze Katerie 
.7. gorn bei Hirth a. a. wi 
1 Darüber find die Schrift 2 A. A. en Gef 
ftelleer im Prinzip einig, im cken 38. 

einzelnen freilich bezüglich ber 
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Auch die fog. halbfouveränen Staaten haben ein Ge 
ſandtſchaftsrecht an fich nicht,'* fondern können ein foldjes 
prinzipiell nur auf Grund der Delegation ihres Suzeränes 
ausüben; doch Hat die Praxis im Orient das Prinzip nicht 
felten mißachtet. Sind mehrere Staaten in Perfonalunion 
verbunden, fo verbleibt prinzipiell jedem der Staaten fein 
Geſandtſchaftsrecht; doch kann felbftverftändlicdh auch eine ge- 
meinfame Ausübung dieſes Rechtes ftattfinden. Im Staaten- 
bunde bleibt den einzelnen fouveränen Bundesgliedern das 
Geſandtſchaftsrecht, im Bundesftaate wird dasjelbe mit der 
Souveränetät von den Bunbesgliedern auf die Zentralgemalt 
übertragen.?? Demgemäß wird auch in der Schweiz und den 
nordamerikaniſchen Freiftaaten das Geſandtſchaftsrecht nur 
von der Zentralgewalt ausgeübt. Anders im Deutſchen 
Heide. Das Prinzip zwar, daß das Gejandtfchaftörecht der 
Sentralgewalt gehöre, iſt auch in der beutfchen Reichsver⸗ 
faffung anerkannt ;17 des einzelftaatlichen Geſandtſchaftsrechtes 
gedenkt die Reichsverfaſſung nicht. Daß letteres aber neben 
dem Reichsgeſandtſchaftsrecht anerkannt werben follte, gebt 
aus den mit Bayern abgeſchloſſenen Verträgen Bervor. !® 


14 Prin tpiob Setfter-Qeff- oder vorherrfchend von j 


den Völkerrecht $ 
Jellinek die ehe bon 48 
Staatenverbindungen 49. 

15 Ganz ohne Prinzip Blunt⸗ 
ſchli $. 160: „in zufammen- 
geiekten Staaten (Staatenbün- 

Bundesftanten, Staaten- 
veichen, Bundesreihen) wird 
dieſes Recht je nah der Ber» 
faffung derfelben entweder von 
den Einzelftaaten und dem Ge 
famtftaate ober nur von biefem 


enem 
oder von biefem ausgeübt.” 
Das ift in der That alled, mas 
man nur wünjden kann. 
16 Galvo 1, 468; 
tens-Geffeken 86; Phil- 
limore II, 151. Unrichtig 
bezüglich der Schweiz Alt 8 
TAB. Art. 11 Abi. 1. Bol 
über die Berbandlungen im 
Tonftituierenden nor den 
Reichsſtag StenBer. 1867, 370. 
18 Schl. Brot. 3. d. Verf Berxtr. 


ar- 
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Es befteht demnach über die Zuläffigfeit einzelftaatlicher Ge- 
ſandtſchaften Fein Zweifel.” Preußen bat außerhalb des 
Reiches nur beim Papfte eine Sondergeſandtſchaft. Rechts- 
fäge aber, welche die im Bundesftaate unbedingt erforderliche 
organifche Einheit des Geſandtſchaftsweſens fichern würden, 
fehlen bis jett vollftändig.?® 

Jedoch müflen aus der Natur des Yundesftantes über 
das Verhältnis des einzelftantlihen Geſandtſchaftsrechtes zu 
dem des Reiches folgende Rechtsſätze gefolgert werden: 1. An- 
Müpfung und Abbruch des diplomatifchen Verkehres ift für 
die Einzelftaaten dur) die Maßnahmen des Reiches bedingt, 
fo daß eine Anfnüpfung durd das Reich auch den Einzel- 
ftaaten die Möglichkeit einer ſolchen gewährt, der Abbruch 
ſeitens des Reiches auch den Einzelftaaten die Notwendig» 
feit eines ſolchen auferlegt;?! 2. auch die Bethätigung des 


— — —— — — 


Ziff. VO, VII. Dieſe Vor⸗the double authority was in- 
fhriften find gemäß $. 3 des | consistent with the object of 
@ef. v. 16. April 1871, betr. die | the Union“. 
Berfaflung des Deutjchen Reihe, | ? ©. Meyer StR. 199°; 
„Dur dieſes Geſetz nicht be» zbubigum in v. Holtzendorffs 
rührt”, d. 5. fie ftehen al® Ber- | Jahrb. I, 340; ſ. aud die 
faſſungsrecht in Kraft; vgl. |treffienden Bemerkungen bei 
Hänel StR. I, 556; Laband | Hänel StR. I, 552; nicht recht 
IL, 2. verftändlich dagegen find die ein- 
19 Ale Schriftiteler find gehenden NWuseinanderfegungen 
hierüber einer Meinung. Sänela über die etwaige Kom⸗ 
20 Bol. oben Bd. I, S. 12485. | petenz der Cinzelftaaten zu 
Ferner die Bemerkung von La⸗ | kriegerifchen Altionen: alle ber- 
band II, 4, ähnlich für die Union artigen Erörterungen find doch 
Phillimore U, 151: „it is |gegenüber der Berfaflungsvor- 
clear that foreign nations | |chrift des faiferlichen Oberbefehls 
were exposed to great uncer- | über das Reichsheer gänzlich 
tainty in their relations with | bobenlo8. | 
such a confederacy and that 


Born, Staatsreht IL. 2. Aufl. 27 
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einzelſtaatlichen Geſandtſchaftsrechtes unterliegt prinzipiell 
der Auffiht des Reiches.?? 

Auf pofitiver Rechtsvorſchrift beruht die Pflicht ber 
bayrifhen Gefandten, in Berhinderungsfällen die Reichs⸗ 
gejandten zu vertreten.?? Jedoch bedarf e3 Hierfür immer 
einer befonderen, durch den Kaifer mit Zuftimmung des 
Königs von Bayern zu erteilenden Vollmacht; bayrifcherfeitz 
wurde die allgemeine Verpflichtung übernommen, „daß die 
bayrifhen Gefandten angemwiefen fein würden, in allen 
Fällen, in melden dies zur Geltendmadhung allgemeiner 
deutfcher Intereſſen erforderlich oder von Nuten fein wird, 
den NReichögefandten ihre Beihilfe zu leisten” .2* 

Iſt eine einzelftaatliche Geſandtſchaft erledigt, fo können 
deren Gefchäfte ver Geſandtſchaft eines anderen Einzelftaates 
überwiefen werben; auch muß e3 als ftatthaft erachtet werden, 
daß ein Einzelſtaat feine Gefchäfte von vornherein einer 
anderen einzelftaatliden Geſandtſchaft überträgt. Mangels 
einer folchen Anordnung hat der Reichögefandte einzutreten.?5 

Die Bevollmächtigten der Einzelftaaten zum Bundesrate 
fönnen gemäß der oben gegebenen und allgemein anerkannten 
Begriffsbeftimmung grundfäglich nicht unter den Begriff von 
Geſandten fubfumiert werden, obwohl die Reichsverfaſſung 
einen Anklang bieran enthält.?* Das Deutfche Reich if 
ein Staat, und fein Staat kann Gefandte im ftaatsrecht- 
lichen Sinn Sinne des Wortes bei fi felbft beglaubigen ;*7 


* “aband I, 4; Born bei 


yon rn bei ee S. aud Sit 
E en». Art. 10. SIE. 


a Sr tn z. fWerſVertr. 
bſ. 2 ſ. oben Bd. J, ©. PR 


Dr Ebenda Abſ. 2. Seydbel! 9 Eine intereffante ältere 
Bayer. StR. VI, 555 ff. | Abweichung von diefem Prinzip 





oben 
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der Bunbesrat ift ein ſtaatsrechtliches Drgan des Deutfchen 
Reiches. 

Auch die Gejandten, melde die deutſchen Einzelſtaaten 
ſich gegenfeitig ſenden, können ſtaatsrechtlich nicht mehr unter 
den Gefandtenbegriff gebracht werden, da die Vorausſetzung 
diefes Begriffes, Die Souveränetät, bei den Einzelitaaten fehlt. 

Finden fih fomit in diefer Beziehung mehrfadh im 
deutſchen Staatsreht Punkte, welche der prinzipiellen ju- 
riftifhen Betrachtung Schwierigkeiten bieten, fo erklärt fi 
dies doch aus der Neuheit der ftaatsrechtlichen Zuftände des 
Neiches und insbefondere aus dem Umftande, daß das Reich 
aus Monarchieen von teilmeife erheblihem Territorialumfang 
und alter biftorifcher Tradition ſich bildete. Jedenfalls 
aber muß eineorganifhe Verbindung zwiſchen 
dem Gefandtfhaftsreht der Einzelftaaten und 
dem des Reiches bergeftellt werden. 

Das Gefandtfchaftsreht des römischen Papftes beruht 
dermalen nicht mehr auf deſſen Stellung ala Souverän, 
fondern auf der im Garantieengefege erteilten Konzeſſion 
des italienifhen Staates. Yür die vom Papſt bei den 
Staaten ſowie für die beim Papſt beglaubigten Geſandten 
gelten alle Rechtsſätze wie für die beim italienischen Staate 
beglaubigten.?® 
bildet das in ben Panbelten 
erörterte Geſandtſchaftsrecht der Staatenverb. ©. 

Brovinzen des römifchen Reiches, 8 Born bei Fre 'a. a. O. 
ogl.vanBynkershoekc. 1,|91 f., —ehrt d. Rinhenreht 
Gottſchalt 4, 9. Eine moderne S. 261; ©». Holkenborff 
Analogie bietet das Gefandt- | Jahrb. IV, 808 ff.; Bluntſchli 


3 — der türkiſchen Vaſal⸗die rechtliche Verantwortuchteit 
lenſtaaten bei der Pforte. Vgl. und Unverantwortlichkeit des 


27* 





die Angaben Dei Jelliner 
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Kt ein Staat durch Revolution in mehrere Teile zer- 
riffen, fo bleibt juriftifch das Geſandtſchaftsrecht bei der alten 
legitimen Staatsgewalt, folange dieſelbe eriftiert. Alles 
übrige entzieht fi in foldem Falle der juriftifchen Yor- 
mulierung.?® 

V. Eine Kodifikation des deutſchen Geſandtſchaftsrechtes 
ift nicht vorhanden; es finden fich über die Materie nur 
einzelne zerftreute Worfchriften, nämlih in AND. Art. 11 
nebft dem bayr. Schlußprotofoll VII, VIII, RBeamtG. 
88. 19, 21,22, 25, 35, 40,51, 88, 114. OVG.88.18— 20; 
CPO. 88. 16, 182, 183, 408; StEB. 88. 108a., 104, 
3583 a., StPO. 8. 11; ferner die preuß. KabO. v. 27. DE. 
1810 über die Veränderung aller oberften Staatsbehörden 
(GES. ©. 3); das G. v. 4. Mai 1870 über die Beur- 
fundung des Perfonenftandes und die Eheſchließung von 
Deutfhen im Auslande (RGB. 599), die V. v. 23. Nov. 
1874 (RGB. 135), 23. April 1879 (RGB. 127), 7. Febr. 
1881 (RGB. 27), 23. April 1879 (NGB. 184), endlich 
die Staatsverträge von Wien (Wiener Reglement) v. 19. März 
1815 und Aachen (Aachener Protokoll) v. 21. Nov. 1818 — 


römifchen Papſtes 1876. Leegge| verno Italiano. Agli inviati 


sulle prerogative del Sommo | di Sua Santitä presso i go- 
Pontefice e sulla relazione | verni esteri sono &ssicurate 


della Stato colla Chiesa a. 11: 
„gli inviati dei governi esteri 
presso Sua Santitä godono nel 
regno di tutte le prerogative 
ed immunitä che spettano agli 
agenti diplomaticı secondo il 
diritto internazionale. Alle 
offese contro di essi sono es- 
tese le sanzioni penali per 


nel territorio del regno le 
prerogative ed immunita di 
uso secondo lo stesso diritto 
nel recarsi al luogo di loro 
missione e nel ritornare.“ 

29 Pol. bierüber die m. ©. 
unbaltbare Srörterung von 
PhillimoreIlI, 161, dem ſich 
Marquardſen Trentfall 


le offese agli inviati delle | anfdließt. 


potenze estere presso il Go- 
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diefe hochwichtigen Staatsverträge find ſtillſchweigend als 
Beitandteil des deutichen Neichärechted angenommen — und 
der Bollvereinigungsvertrag v. 8. Yuli 1867 Art. 15. 


I. Die Broganifation des dDiplomalifchen Dienffes. 

I. Die Ausübung des Geſandtſchaftsrechtes 
ftebt dem Träger der Souveränetät zu, alfo 
im monardifhen Staate dem Monarden, im 
monardifhen Bundesftaate der Korporation 
der Monarden bezw. dem diefelbe vertreten- 
den Drgane Im Deutſchen Reide tft in Ab- 
weihung von diefen prinzipiellen Geſichts— 
punkten die Ausübung des Geſandtſchafts— 
rehtes durch pofitive Verfaſſungsvorſchrift 
dem SKaifer übertragen. Der Kaifer bat das 
Reich „völlerrehtlih zu vertreten“ und im 
Namen des Reiches „Geſandte zu beglaubigen 
und zu empfangen”.®° 

Der Bundesrat hat an diefem Stüd der NReichögemalt 
feinen Anteil. Der verfaflungsmäßige Bundesratsausſchuß 
für die ausmärtigen Angelegenheiten?! bat Funktionen in 
Bezug auf das Gefandtfchaftswefen nicht; der Kaifer ift 
nur dur das Budgetgeſetz in Ausübung des ihm durch 
die Verfaffung übertragenen Gefanbtfchaftsrechtes befchränft. 

I. Das verantwortliche Gefamtftaatsminifterium des 
Reiches ift verfafjungsgemäß der Reihstanzler.®? Ihm 
liegt auch die Leitung des diplomatiſchen Dienftes ob, und 


| SIR. Art. 8 Abf. 3, ſ. ©. 
20 RV. Art. 11 Abf. 1, ſ. oben |MEH8n StR. 578. 
Bd. 1, &. 187. 2 ©. oben Bb. I, $. 9. 
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alle Verfügungen des Kaiſers auch in Sachen des auswär- 
tigen Dienftes bedürfen der Gegenzeichnung des Kanzlers 
gemäß RB. Art. 17. Mehr aber als in anderen 
Zweigen des Dienftes, abgejehen vom Militär- 
wesen, tft im ausmärtigen Dienfte die Leitung 
nah alter preußifder Tradition perfönlid 
dem Kaifer vorbehalten.?? Die Inftruftionen an 
Gefandte dürfen nur nach eingeholtem Befehle des Kaifers 
erteilt werden; handelt e3 fih um Abweichungen von früher 
erteilten Inſtruktionen, fo foll die neue Inſtruktion perſön⸗ 
lid vom Kaiſer ausgefertigt werden. Der Reichskanzler 
bat dem Kaifer über den Stand der ausmärtigen Be- 
ziehungen fortlaufend genauen Bericht zu erftatten. „Wir 
ſelbſt,“ fo beißt es in der V. v. 27. Dit. 1810,8* „wollen 
ftet3 die genauefte Überficht und Kenntnis fämtlicher aus» 
wärtigen Verhältniffe haben, daher legt Uns der Minifter, 
dem ſolche anvertraut find, alle Berichte der Gefandten und 
Gefchäftsträger, fowie von Fremden übergebenen Noten ober 
gemachten Eröffnungen vor oder thut Uns Vortrag daraus 
in Gegenwart bed Staatsfanzlerd. Nach Unferen Ent- 
ſchließungen leitet er fodann die Geſchäfte feines Reſſorts, 
erteilt den fremden Gefandten Antwort und befcheivet bie 
unfrigen. Sobald e8 darauf anlommt, diefen Abweichungen 
von den ihnen früher gegebenen Borfchriften über politifche 
Berhältniffe oder die Verfolgung wichtiger Gegenftände auf- 
zugeben, muß die Ausfertigung der Regel nad von Uns 
Höchftfelbft vollzogen werden. In anderen Fällen erläßt 
der DMinifter der Auswärtigen Angelegenheiten die Ber- 


bei Sirth 15 fi G. Meyer 
28 Hänel StR. J, 531; Zorn —— A 
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fügungen nur in feinem Namen. in wichtigeren, dringen- 
den und eiligen Fällen, wo Unfere Genehmigung nicht ein- 
geholt werden kann, gejchieht dieſes von ihm momöglich 
gemeinfchaftlic mit dem Staatzfanzler oder den Umftänden 
nah von ihm allein, doch gemwärtigen Wir fogleih Anzeige 
davon, wenn der Gegenftand der Regel nach Unfere Voll- 
ziehung erfordert hätte.” 

Unter dem Reichskanzler fteht ala oberfte Zentralbehörbe 
des auswärtigen Dienftes feit 1870 das Auswärtige 
Amt als „oberite Reichsbehörde“ im Sinne des Reichs- 
beamtengefeges.°° Dasſelbe ift eingeteilt in drei Abtei- 
lungen, deren erfte hauptſächlich Die diplomatischen, die zweite 
die fonjularifchen, die dritte die Rechte- Angelegenheiten zu 
bearbeiten hat. Alle drei Abteilungen wirken zufammen, 
um die dem Reich verfaflungsmäßig zugewieſene Aufgabe 
zu erfüllen, den Deutjchen im Auslande gleichmäßigen 
Shut zu gewähren, insbefondere den deutfchen Handel im. 
Ausland und die deutfche Flagge gegen jeden Angriff zu: 
fihern (RVerf. Art. 3, Abi. 6, Art. 4, Ziff. 7). An der 
Spitze des Amtes fteht ein Staatsfefretär; außerdem bat. 
das Auswärtige Amt noch das erforderliche Perſonal an 
Beamten und Unterbeamten, insbefondere auch beſondere 
Bureaud für das Depefchen- und Chiffrierwefen.?° Das 
Auswärtige Amt gehört zu denjenigen Amtern, deren Chefs 
gemäß dem ©. v. 17. März 1878 mit der ſtaatsrechtlichen 
Stellvertretung des Neichsfanzlerd beauftragt werben kön⸗ 
nen, 87, 88 


s S. oben Bd. 1, S. 271. | 81 ©. oben Bd. I, S. 268. 
s Dar ie . Deutſchen *° Die Gliederung des Aus» 
Reichs 18 | wärtigen Amtes in drei Ab- 
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IH. Die Hierarchie des diplomatiſchen Dien- 
ftes beruht auf ben beiden Staatäverträgen von Wien 
19. März 1815 und Aachen 21. November 1818.8° Diefe 
beiden Verträge wurden allgemein angenommen, und auf 
ihnen beruht überall die hierardhifche Gliederung des diplo- 
matifchen Corps, und eine andermeitige Unterfcheidung des 
Ranges wegen Yamilienverbindungen, politifchen Allianzen, 
befonderen Charakter eines Gefandten *? oder dergl. giebt 
e3 nicht. 

Die Gejandten zerfallen gemäß der heutigen Entwide- 
lung des internationalen Verkehrs in ftändige und un- 
ftändige. 

A. Die ftändigen Gefandten gliedern ſich nad) deut- 
Them, auf den internationalen Vereinbarungen beruhenden 


Rechte in folgende Rangklaſſen: *! 


teilungeniftjeßt wieder bergeftellt, vor allen weltlichen Gefandten 


nachdem jeit 1886 eine vierte, die 
Kolonialabteilung, angefügt, dieſe 
aber durch KB. v. 12. Dez. 1894 
der unmittelbaren Verantwortlich⸗ 
keit des Reichskanzlers unterftellt 
murbe. Die internationalen Ar» 
beiten des Kolonialweſens find 
jedvoh dem Auswärtigen Amte 
verblieben. Darnad find jebt 
die Angaben oben Bd. J, S.272 
zu berichtigen. 

89 Annexe XVII & l’acte du 
congr&s de Vienne: Re£gle- 
ment sur le rang entre les 
agents diplomatiques, vgl. 
Meyer Corp. Jur. Confoed. 
Germ. I, 285. 

« Regl.a. 6, 3. 

41 Nach dem Wiener Reglement 
Art.4Abf.2fommtderBorrang 


den päpftliden Legaten und 
Nuntien zu. Dies war altes 
Hertommen, an weldem das 
Wiener Reglement ausdrüdlich 
nichts geändert willen mollte. 
Diefer Vorrang wird au, wie 
anderwärts, jo in Bayern, dem 
Nuntiuseingeräumt. Preußen, 
Rußland und England 


‚haben denfelben nidt an- 
‚erfannt. Für das Reid tit die 


Frage nicht praftifch, theoretifch 
aber dürfte auch für bag Reich 
die preußiſche Anſchauung al? 
maßgebend zu betrachten fein. 
Über die ftaatsrechtlich fehr be= 
denkliche Zwitterftelung ver 
Nuntien als diplomatiſche Amts⸗ 
träger und Beamte der Con- 
gregatio de propaganda fide 
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1. Die Botſchafter. 

Die Botfchafter find perſönliche Stellvertreter des Mo- 
narchen ;*? fie haben demgemäß Anſpruch auf ein befonders 
reiches Ehrenzeremoniell, *? doch ftehen ihnen fpezififche Vor- 
rechte materieller Natur nit zu; insbefonbere ift es fein 
Rechtsſatz, daß diefelben jederzeit direft mit den Monarchen 
verkehren können.“ Die Botfchafter werben unmittelbar 
von den Staatsoberhäuptern gegenfeitig beglaubigt. 

Das Deutfche Reich“ wechſelt zur Zeit Botfchafter mit 
Öfterreih-Ungern, Rußland, Stalien, Großbritannien und 
Stland, Frankreich, Türkei, Spanien und der norbamerila- 
nifhen Union. * 

Die deutfchen Botfchafter find „höhere Reichsbehörde“ 
im Sinne des Reihäbeamtengefetes. *7 


2. Die Gefandten oder bevollmädtigten Winifter. 
Diefelben bilden die zmeite Rangklaſſe der Gefandten; 
die Beglaubigung erfolgt mie bei den Botichaftern direkt 


vgl. bei. er ropagandı, I 
323 ff., I KirchR. 
186. Aoin — S. 166 277, 
324. In England ift die Bus 
laflung eines Nuntius geſetzlich 
verboten: Martens - Geff- plomatiſchen Perſonals vgl. 
cken4l. In der Schweiz wurde Handbuch f. d. D. R. 1896, 
1873 die Nuntiatur von Staats | S. 50 ff. 


wegen aufgehoben: Gareis und se die meiften völlerrechtlichen 


Same Staat und Kirche in der Schriftſteller ftellen den „Rechts- 


weiz I, 108. h 
Dan bezeichnet dies als fa” auf: nur die Staaten mit 


4 4.9. Heffter-Geffden 
8. 2202: „das bei weitem wid)» 
tigfte Recht der Botſchafter“! 


45 fiber den Stand des Di- 


„königlichen Ehren“ ſeien bes 





caractere repr&sentatif“, und 
die Schriftſteller des Völker⸗ 
rechtes geben über dieſen Begriff 
eingehende Erörterungen. 

48 Eine der beſonderen Lieb⸗ 
lingsmoteric des Völkerrechtes, 
vgl. 3. B. Alt 88. 94—150. 


rechtigt, Botſchafter EX u entfenden 
und zu empfangen. Dies ift nicht 
zu epründen. Bol. Zorn bei 
Birth 9 


6. das Jetzechnis RGB. 
1874 135, 1888 229 
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von Staat3oberhaupt zu Staatsoberhaupt, jedoch find dieſe 
Gefandten nicht perfönliche Stellvertreter des Staatäober- 
baupte® und haben demgemäß auch nur geringere Ehren- 
rechte wie die Botfchafter. Die beutfchen Gefandten find 
„böhere Reichsbehörde“. Das Reich wechſelt Gefandte mit 
Belgien, Dänemark, Griechenland, Holland, Portugal, 
Schweben- Norwegen, Rumänien, Schweiz, Brafilien, China, 
Sapan, Perfien, Zentralamerifa, Chile, Maroklo, Mexico, 
den La Plata-Staaten, Serbien. 


3. Die Minifterrefidenten. 

Diefe Rangklaſſe des diplomatifhen Perfonales wurbe 
durh den Aachener Kongreß 1818 gejchaffen. Die Be- 
glaubigung erfolgt gleichfalls bireft von Staatsoberhaupt 
zu Staatsoberhaupt ;*? die deutfchen Minifterrefidenten find 
„höhere Reichebehörde“. Das Reich wechſelt Minifterrefi- 
denten mit Columbien, Peru und Ecuador, Venezuela, Haiti 
und Dominikanische Republik, Luxemburg, Siam. 


4. Die Gefhäftdträger. 

Diefelben bilden die legte Rangklaſſe; die Beglaubigung 
erfolgt unter den Miniftern des Ausmwärtigen;*? die Deut- 
Shen Gejchäftsträger find „höhere Reichsbehörde“. 

B. Zu diefen vier Kategorieen von ftändigen Geſandten 
fommt noch eine befondere Klaffe von unftändigen Ge 
fandten, welche die moderne Entwidelung der internationalen 
Berhältniffe hervorgebracht bat, die fog. Kommiffarien. 
Über viele Zweige der Verwaltung beftehen Staatöverträge, 

in Derquardiend Sanbb. I, 2 


i 
8 Doch i it biefer Bunttzweifel- | S. 317 
haft, j. Alt 119; Bulmerincq| * Wiener Regl. Art. 1 Abſ. 4. 
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auf Grund deren, fei e3 im Bebürfnisfall, fei es in be— 
jtimmten periodifchen Zmifchenräumen, Konferenzen von Ver⸗ 
tretern der beteiligten Staaten ftattfinden.°° Die zu ſolchen 
Konferenzen abgeorbneten Vertreter tragen juriftifch durch⸗ 
aus den nämlichen Charakter wie die Vertreter der Staaten 
auf politifchen Kongrefien;°! beide Sategorieen haben prin- 
ziptell alle Merkmale des diplomatiſchen Perfonals, und es 
finden demgemäß die Rechtsfäte, welche für die ftändigen 
Gefandten gelten, auch auf diefe moderne Art unftändiger 
Gefandten Anwendung, folange fie in ihrer kommiſſariſchen 
Funktion im fremden Staate weilen.? Die Natur der 
Sache zwingt durchaus zu dieſer Schlußfolgerung, in ber zu⸗ 
gleih ein Rechtsſatz von hervorragender praktiſcher Bedeu⸗ 
tung liegt. 

C. Regelmäßig haben die Geſandtſchaften ein größeres 
oder geringeres Perfonal, fomohl an Beamten als Dienern, 
welches gleichfalls unter dem fpezifiihen Gefandtfchaftsrecht 
ſteht. Militärifche Beamte find beigegeben den ſämtlichen 
deutfhen Botjchaften, Marine-Beamte der Botſchaft in St. 
Petersburg (zugleich für Dänemarf), der englifchen und italie- 
nifchen, fowie den Geſandtſchaften in Brüffel, in Liſſabon, 
Bulareft, Stodholm und Bern, Geiftlicde den Botfchaften 
zu Rom und Konftantinopel, ſowie der Geſandtſchaft in 


| 5199. Bluntſchli 8. 241 
und deiiter-Beitten $. 240. 

%. Calvo I, 476; 
Martens Geffcken 62; 
Bluntſchli SS. 12, 10 114: 
Deffier-Geffäen 8. 240 (die 
beiden letzteren h — unklar) 

Bgl. Zorn bei Hirth 99 f. 


50 F 3. B. Staatsvertr. den 
oem BVoftverein betr. v. 9. Okt. 
814 Ro8 1875, 223) Art. 18. 
Internat Meterfonvention vom 
Mai 1875 (NGB. 1876, 197) 
Annex I, Art. 7, ſowie zahlreiche 
anderweitige Fälle. 
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Liſſabon, Arzte ven Botfchaften in London, Rom, Madrid, Kon- 
ftantinopel, fowie ven Gefandtfchaften in Japan und Perfien. °® 

IV. Die Ernennung der felbftändigen Gejandten aller 
Kategorieen erfolgt durch den Kaifer; ebenfo erhalten Die- 
jenigen Unterbeamten, welche den Rang von Legationgräten 
haben, faiferliche Beitallung ; ®* die übrigen Beamten werben 
vom Reichskanzler bezw. dem Chef der Gefandtfchaft ernannt. 

Befondere Vorausfegungen für die Befleivung diploma- 
tifcher Ämter ftellt das deutſche Recht nicht auf.55 Dem 
Auswärtigen Amt ift jedoch eine befondere Prüfungs- 
fommiffion für das diplomatifde Eramen bei- 
gegeben, deren Regulativ nicht publiziert if. Für die Aus- 
bildung in fremden, beſonders orientalifden Sprachen ift 
an der Berliner Unwerfität ein Seminar für orien- 
talifde Sprachen eingerichtet worden, das auf reichs- 
gefetlicher Grundlage beruht. 5° 

Ferner hat der Sat die Kraft eines internationalen, 
auch vom Deutſchen Reihe anerfannten Gewohnheitsrechtes 
angenommen, Daß Teinfelbftändiger biplomatifcher 
Amtsträgerbeieinem Staatebeglaubigt werden 
darf, weldhen nicht der zu bejendende Staat 
zuvor als eine ibm genehme Perfönlidfeitan- 
erfannt bat.°T Die in diefer Beziehung vorher zu 


58 Nach dem im Handb. des | 
D. R.f. 18061 mit eteilten Status. 

b⸗ RV. 18. — KaiſV. 
v. 28. —* an (RGB. 135). | 193), dazu Regulativ v.5. März 

85 Die völkerrechtlichen Scrift- | 1887, |. Hübler ©. 6. 
fteller behandeln an diejer Stelle, | 5" At t 8. 41: Bluntſchli 
meiſt unter Mitteilung von aller⸗8. 164; Martens-Geff cken 
lei amüfantem und pilantem |43%. Nah Gareis VölkerR. 
Anetvotentram, eingehend die | 102 ift die nur „Sitte“. 
Frage, ob männliches Geſchlecht 


—— — für die Bekleidung 
biplomati der Ämter fei. 
5 G. v. 28. Mai 1887 (RNGB. 
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ftellende Anfrage ift demnach Rechtspflicht. Bezüglich der 
Ablehnung find keinerlei Rechtsſätze vorhanden, dieſelbe fteht 
ganz im freien Ermeſſen des beauftragten Staates; es 
fann fi dabei doch nur um politifche Gefichtspunfte han⸗ 
deln. 58 

Deutihe Staatsangehörige find von der Übernahme 
diplomatifcher Ämter eines anderen Staates beim Reiche nicht 
ausgefchlofien, da ein pofitiveg Verbot nicht befteht und 
nicht präfumiert werben barf. °? 

Neben der Beitallungsurkunde bildet den formellen Rechts⸗ 
titel für den Gefandten dag Beglaubigungsfchreiben, 
die Kreditive.®° Dasſelbe enthält die offizielle Mit- 
teilung von Staat zu Staat über Perfon und Amtsauftrag 
des Gefandten und wird bei den drei oberen Rangflafjen, 
bei den Botfchaftern unter ſehr feierliden Formen, dem 
Staatsoberhaupt überreicht. *! Beftimmte Rechtsfäge allge- 
meiner Art beſtehen im übrigen weder über Form noch 
Anhalt des Beglaubigungsfchreibend. Die Annahme 
des Beglaubigungsſchreibens ift der formelle 
Ausdrud der Zulaffung des Gefandten zu amt- 


58 Grotius 1. II, c. 18, III, | $olge leiftet, der Staatsange⸗ 
1: „causa esse potest ex eo Each verluftig erklärt werben. 
qui mittit, ex eo qui mittitur, | Frankreich, Schweden, Holland, 





ex eo ob quod mittitur.* Daß 
damit juriftifch nichts gemonnen 
ift, liegt auf der Hand. 

sv Dies ergiebt ſich auch aus 
GVG. 8.18. Nach dem Staats- 
angeb®. v. 1. Juni 1870 $. 22 
ann aber ein Deutjcher zum 
Austritt aus foldem Dienfte 
aufgefordert und, wenn er nicht 


Öfterreich haben gefekliche Ver⸗ 
bote erlaffen, vgl. Born bei 
Hirth 101 Nr. 3 und 4, fowie 
die dort zitierte Litteratur. 

6° Born bei Hirth 101 und 
die bort zitierte völferrechtliche 
Ritteratur. 

61 Miener Reglement Art. 1. 
Aachener Brot. 
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licher Thätigfeit im Empfangsftaate.®? Damit 
beginnt juriſtiſch das Amt des Gejandten, vorher hat der- 
felbe Teinerlei Berechtigung ; der Rang innerhalb des diplo⸗ 
matifchen Corps beftimmt fich jedoch gemäß pofitiver Vor⸗ 
fhrift des Wiener Reglement? nad dem Datum der An- 
zeige der Ankunft („d’apres la date de la notification 
de leur arrivee");°® die mit dem Amte verbundenen 
Privilegien ferner beginnen nad internationalem Gewohn- 
heitsrecht bereit? mit dem Eintritt in die Grenzen des 
Empfangsftaates, vorausgejegt, daß diefem die erforderlichen 
amtlichen Mitteilungen über die Ankunft des Gefandten 
gemacht wurden. 

Die langatmigem Crörterungen ber völlerrechtlichen 
Schriftfteller über die andermweitigen „Papiere des Ge- 
fandten” find ohne jeden juriftifchen Wert; insbejondere 
find nad deutſchem Recht Päſſe nicht erforderlich. °* 

V. Wie oben erörtert, beruht die ftaatsrechtliche Stellung 
der Gefandten auf einem doppelten Titel: der Beftallungs- 
urfunde und der Entgegennahme des Beglaubigungsfchreibens. 

Abgeſehen von den felbitverftändlichen Beendigungsgründen 
der amtlichen Stellung: Tod und Aufhebung des Aıntes, er- 
lifcht demnach der Amtsauftrag durch den Wegfall eines der 
beiden Titel, auf welchen er beruht. ®5 

Der Abſendeſtaat fann die Beitallung zurüdziehen, kann den 
Gefandten abberufen. Nach deutſchem Recht müfjen die Ge- 


2 S. oben S. 418. handelt Bei Fi ber Aunft des 
an ei Garei 
e® Rigl. a. IV Abſ. 1. ® Zorn a.a.D. 104 und die 


4 G. v. 12. DE. 1867 (RGB. | dort zitierte völlerrechtliche 
83) 8.2. — Mit erfreulicher | Litteratur. 
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fandten vom Kaifer, der fie ernennt, auch abberufen werben ; s* 
die Abberufung wird dem beteiligten Stante offiziell ange- 
zeigt, und zwar wird bei ben höheren Rangflafien der Ge⸗ 
fandten das Abberufungsfchreiben in mehr oder minder feier- 
lihen Formen dem Staatsoberhaupt überreicht, analog dem 
Beglaubigungafchreiben. 

Außerdem kann der Kaifer alle Beamten des auswärtigen 
Dienftes jederzeit nach freiem Ermeſſen verjegen fowie mit 
Wartegeld zur Dispofition ftellen.°” Für die Verfegung in 
den Ruheſtand gelten die allgemeinen Vorfchriften ; nur ber 
Reichslanzler und der Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes 
können jowohl jeverzeit auch ohne eingetretene Dienftunfähig- 
leit vom Kaifer in ven Ruheſtand verfegt werden, als felbft 
diefe Verſetzung fordern; der Anſpruch auf das gefehliche 
Ruhegehalt beginnt bei diefen Beamten bereit? nach zwei⸗ 
jähriger Dienftzeit. 6® 

Einfeitig durh den Empfangsſtaat Tann dem Ge- 
fandten der von ihm erteilte Nechtstitel gleichfalls ent- 
zogen werden. Doch läßt fich hierfür eine juriſtiſche Er— 
Örterung nicht geben, da es ſich bei einer ſolchen immer 
um politifche Konflilte unter den Staaten handeln wird; 
früher erfolgte dieſe Entziehung regelmäßig in der Form der 
Zuftellung der Päſſe, worin die Aufforderung zum Verlaſſen 
des Staatsgebietes lag. 

Gemäß dem dur das Wiener Reglement pofitiv formu- 
lierten Rechtsſatze, daß die Beglaubigung der drei oberen 

66 
e EN lı ss ER wu, 
4%, II, 8. ben” Bd. I, 334, Oben B drum 
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Rangklaſſen der Gefandten von Staatsoberhaupt zu Staat3- 
oberbaupt erfolgt, nimmt man an, daß durch das Aus- 
fcheiven eines ber beiden beteiligten Staatsoberhäupter, 
fei es durch Tod, fei es durch Abdankung, der Rechtstitel 
der Gefandten erlöfche.*? Regelmäßig folgt demgemäß auch 
neue Beglaubigung. ° Yür Nepublifen wird jedoch dieſer 
Sat in Anbetracht feines hiftorifchen Grundes als der Vor- 
ausſetzung entbehrend erachtet werden müfjen. ”' 

Wird eine Gefandtfhaft zu einem höheren Ranggrad 
erhoben, fo liegt darin auch dann, wenn der Gefandte bleibt, 
die Errichtung eine® neuen Amtes; es ift demgemäß neue 
Beglaubigung notwendig. 

Unftändige Geſandtſchaften hören auf mit Beitablauf bezw. 
Erledigung des Gefchäftes. 


II. Bas diplomafifche Amt. 

I. Die diplomatifhen Beamten haben zuvörberft die all- 
gemeinen Rechte und Pflichten aller Staatöbeamten. 7? TÜber 
die Rang verbältnifie beftehen internationale Vereinbarungen, 
welche auch Beitandteil des beutfchen Rechtes find; dazu 
fommen noch mehrfache Spezialbeftimmungen des deutſchen 
Nechtes. Ferner ein überreich ausgebildetes Ehrenzeremoniell, 
eine befondere Lieblingsmaterie der Schriftfteller über Völker⸗ 
recht. 7® 


ya. jedoch Bluntſchli vigum bei Hirth 1876, 261 
29, 231. th 


1 Born 108 und die dort rn Pe ftatt vieler Mirus 

sitierte völkerrechtliche Litteratur. | Geſandtſchaftsrecht I, $. 318 

71 Übereinftimmend Geffden | „über bie Audienzen in China“, 

au Heffter 4521. . 327: „vom Rechte, mit ſechs 
12 S. oben Bd. I, 313; Thu- iferden zu fahren“. 
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Die Gehalts ſätze werben nach deutfchem Recht alljähr- 
lich durch das Budgetgeſetz feftgeftellt und ftehen im übrigen 
unter den allgemeinen Nechtsfähen ;7* Tagegelver, Fuhr- und 
Umzugskoſten find rechtlih ein Beftandteil des Gehaltes. 75 
Bei Benfionierung wird die in Oſt- und Mittelafien, Mittel- 
und Südamerika zugebrachte Dienftzeit nach Analogie des 
Kriegsdienftes doppelt berechnet, wenn der betreffende Be- 
amte überhaupt länger als ein Yahr in außereuropäifchen 
Ländern Dienft gethan hat. Durch Verordnung des Bundes⸗ 
rates kann diefe Vorfchrift auch noch auf andere als die im 
Geſetz bezeichneten Länder ausgedehnt werben. 7° 


Zu den Pflichten des Beamten gehört in erfter Linie die 
Reſidenzpflicht. Nurzum Eintritt in den Reichstag können 
diplomatische Beamte ohne Urlaub fih von ihrem Amtsfige 
entfernen. 7" In anderen Fällen bedürfen Botfchafter, Geſandte 
und Minifterrefidenten eines vom Kaifer, die übrigen Beamten 
des diplomatifchen Dienftes eined vom Reichskanzler zu er- 
teilenden Urlaubes, 7° der aus dienftlichen Gründen jeder 
Zeit zurüdgenommen werden Tann; ?? jedenfalld muß für 
eine Stellvertretung geforgt werben, ſowie dafür, daß den 
beurlaubten Beamten dienftliche Verfügungen jeder Zeit zu- 


noh die Spezialbeftimmung 

14 Diefelben zeichnen fih Durch | Reichsbeamtengeſetz 8. 40. 
ungewöhnliche Höhe aus (Mari-| 7° Reichsbeamtengeſetz $. 51. 
mum 150000 M. die Botfhafter | 7! RB. Art. 21 Abi. 2; f. da⸗ 
in Bee und London, zu jedoch Über die erforderliche 
Minimum 36 N.) Anzeige an die vorgejeßte Behörde 

76 Hierüber ganz genaue Vor⸗ oben 3b. I, S. 232. 
fchriften in den —— V. v. 23.| 18 Kaiſ. V. v. 28. April 1879 
April 1879 (RGB. 127) und 7.(RGB. 134) 88. 1, 2. 
Febr. 1881 (RB. 27; dazu| 9 Ebenda $. 12. 

Born, Staatöreht II. 2. Aufl. 28 
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geftellt werben können; 80 beträgt der Urlaub mehr als drei Mo- 
nate, fo werden Abzüge am Gehalt, außerdem nur an den 
Repräfentationsgeldern gemadt, aus welden dem Stell 
vertreter eine Entſchädigung gewährt wird, ausgenommen 
bei Krankheitsurlaub. Es beftehen hierüber fehr detaillierte 
Vorſchriften. 91 

Die dienſtlich Gehorſamspflicht der Geſandten 
iſt durch beſondere Vorſchriften teils disziplinar⸗, teils ſtraf⸗ 
rechtlicher Art geſichert. Die Disziplinarordnung iſt nicht 
publiziert; die zuſtändige Disziplinarkammer für alle im 
Ausland ſtationierten Beamten iſt die zu Potsdam; 8 für 
das Verfahren gelten die allgemeinen Vorſchriften mit ge- 
ringen Modifilationen, die fih nur auf Erweiterung der 
Friſten beziehen. 8° 

Außerdem enthält das deutfche Strafrecht noch folgende 
befonderen Borfchriften über den diplomatischen Gehorſam: °* 

1. Beamte des auswärtigen Dienftes, des inneren wie 
des äußeren, welche Aftenftüde, die ihnen amtlich anvertraut 
oder amtlich zugänglich find, oder welche dienftliche Anweifungen 
der Borgefegten an ihre Untergebenen wiberrechtlich britten 
Perſonen mitteilen, werben mit Geldftrafe bis zu 5000 Mark 
oder mit Gefängnis beftraft. 

2. Gleiche Strafe trifft piplomatische Beamte des äußeren 
Dienftes, welde vorfäglich®® amtlichen Inftruftionen des 
Vorgeſetzten zumider handeln. 


80 Ebenda 88. 4, 5. Yenimparagrap, Bol. d. Berh. 
81 Ghenda 8. 6-11. d. Reichstags 1876 WMot. 182. 
82 Reichsbeamten: Gefet $. 88| Sten. Ber. 462, 1016 ff. La- 
bf. 2. band II, 8f. 

88 Ebenda $. 114. 85 Der Borlak wurde vom 


4 NSIGB. 8.3538, der fog. Reichstag eingefügt. 
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3. Gleiche Strafe trifft diefelben Beamten, wenn fie dem 
Borgefegten erbichtete oder entftellte Thatfachen berichten, um 
ihn in feinen amtlichen Handlungen irre zu leiten. 

1. Nah uraltem Herlommen find die Gefandten „un- 
verleglih”, und auch in den neueften Werfen über Völker⸗ 
vecht wird diefer Sat in pathetifcher Weife vorgetragen, 8 
obwohl er heute feinen Sinn ganz verloren hat, da in den 
zivilifierten Staaten Jedermann „unverleglih” ift. Die 
ganze Theorie von der Unverletbarleit der Gefandten ift 
demnach dermalen ohne jeden juriftifchen Wert. 87 

Den einzigen Reft diejer „Heiligkeit“ der Gefandten bildet 
nach deutfchem Rechte die Vorfchrift, daß Beleidigungen von 
Gefandten höher geitraft werden als andere (Gefängnis- 
oder Feitungsftrafe bis zu einem Jahr); die Beftrafung ift 
aber auch bier vom Antrag des Beleidigten bebingt. ®® 

Gegen Handlungen der Notwehr ift ein Gejandter fo 
wenig gefhügt wie andere Perſonen; ein Recht der Selbit- 
hilfe hat er juriftifch gleichfalls fo wenig mie andere. ®® 

ft in der Perfon des Gefandten fein Staat beleidigt, 
fo entzieht ſich ein folder Fall völlig der juriftifchen 
Firterung. 

II. Die Gefandten haben das Recht der Erterritoria= 


86 at z. B. Heffter- | Erörterungen über das Brief- 
Geffcken 88. 204, 205, 212; |geheimnis für das biplomatifche 
Bluntidhli SS. 191, 19. Perſonal und die ganz befondere 

87 Bol. bierüber ſchon die | Unverlegbarkeitder Kuriere völlig 
treffende Bemerfung von van gegenftandälos ſ. auch Gareis 
Bynkershock I. V, 88. 3,| BSR. 106, 

Dagegen Alt 8. 68 „das ber | 8 RER. 8. 1 
—** der Prarogativen der| VAN. At ss. 59, 60; 
Gefandten"! Ebenſo find die Klüber $. 083. 
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lität: dieſes alte internationale Herlommen ift im Prinzip 
auch als deutſches Recht anerkannt, 9° 

A. Über den Begriff der Erterritorialität herrfcht in der 
juriftifchen Litteratur wenig Einverftändnid. Einzelne Schrift- 
fteller beitimmen das Exterritorialitätsrecht im Gegenfahe 
zum Territorialitätöprinzip begrifflich dahin: daß bie erterri- 
toriale Perſon ald gar nicht im Staatsterritorium anwefend 
gedacht und demgemäß juriftifch behandelt werden müffe. 9! 
Diefe trügerifche Fiktion führt jedoch in ihren Konfequenzen 
zu Abfurditäten und tft fchon als Yiltion unhaltbar. 9° 

Ebenfo wenig trifft ed zu, wenn von anderen in ber 
Crterritorialität eine prinzipielle und vollftändige Exemtion 
von der gefamten Gefeggebung des Territorialflaates ge- 
funden wird. ® Niemals ift ein fo erorbitantes Privileg that- 
fächlich den Gefandten gewährt worden, und e8 muß ein ſolches 





0 S. dievon Zorn bei Hirth de solution, on n’a donne 
1108 zitierte völferrechtliche guune image fausye, Occasion 
Litteratur; dazu jett die gute | de controversesmultiples, sous 
Monographie von Heyking: |laquelle s’efface et disparait 
l’exterritorialit&E 1889; ferner | la veritable raison de decider. 
Hübler 6lff. Allg. Pr. Landr. | Il serait temps de rejeter de 
Eint. $. 36 la pratique comme de la théo- 


91 Grotius, Calvo,Phil- 
limore, van Bynkers- 
hoek, Wheaton, Gareis; 
ſ. die ausführliche dogmen- 
gelbihtlice Darlegung beiley- 

ing 9—30. 

” So Gottſchalk, Heffter- 
Geff@en, Pinheiro-Fer- 
rera, Esperson, Hall 
und vorzüglid Ortolan droit 
penal $. 521: „la fiction se 
trouve en pe &tuelle contra- 
dietion avec 
croit avoir donne une formule 


rie ces figures mensongeres 
dont le droit romain et l’an- 
cienne jurisprudence avaient 
beancoup trop repandu le 
out.“ Vgl. zur Dogmengef chichte 
eyking 30 ff. 

» Kent, Bluntſchli. Bal. 
agegen 3orn bei Hirth 111, 
112, 117. In den völlerredhti. 


Werfen wird die Gehorfams- 


pflidt der Geſandten gegenüber 
den Staatögefeken beſchränkt auf 


es faits — on | Borfchriften ver Bau-, Sanitäts- 


und Sicherheitöpolizei. 
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überhaupt als begrifflich unmöglich behauptet werden: wer in 
dem Gebiete eine? Staates ſich phufifch befindet, ift damit 
der Gewalt dieſes Staates, folglih aud feinen Geſetzen 
unterworfen. Ohne dieſe prinzipielle Grundlage müßte alle 
Rechtsordnung in? Schwanken kommen. 


Dies gilt prinzipiell au von den Gefandten. Aber die 
Erterritorialität iſt das Recht der Gefandten, in Bezug auf 
einzelne Punfte der Rechtsordnung des Territorialitantes 
eine Eremtion zubeanfpruchen. ! Dieſe Eremtion haben 
Die Gefandten niht an fih, fondern fraft der 
Konzeffion des Empfangsftaates.?° Zwar ift die- 
felbe altes internationales Herkommen, gleichwohl aber be- 
ruht fie juriftifd nur auf dem vom Territorialftaat ge 
gebenen Titel: ?° ihre Eriftenz, ihre Art, ihr Umfang bemeffen 
fih nit nah „Völferreht”, jondern nad dem pofitiven 
Recht der einzelnen fouveränen Staaten. Eine ausdehnende 
interpretation dieſer poſitiven Nechtsfäge iſt unftatthaft. 

B. Das deutfhe Recht fennt eine Erterri- 
torialität der Gefandtennurin Bezug auf zwei 
Punkte der Rechtsordnung, die Geriht3- und 
die Finanzhoheit. 

1. Die fremden Gefandten find erimiert von der 
deutfhen Zivil- und Kriminalgerihtsbarkfeit 
famt ihren Familienglieven, dem Beamten- und Dienft- 
perfonal, leßteres jedoch nur, wenn es ſich um nichtdeutfches 


ı 9 — Klüber 8. 204. 

%* fiber den Grund des A. A. beſonders Gottſchalk 14. 
Brivilegg vanBynkershoek| ® Heyking 49, der 
1. VL, 8. 2. Ortolan $. 521; ein internationatee Gewohnheits- 
Gareis 9. recht annimmt. 
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Berfonal handelt. ?” Die Eremtion erftredt fi nicht auf Im⸗ 
mobiliarftreitigfeiten, ®® an melden ſolche PBerfonen beteiligt 
find ; auf die Eremtion von der Ziviljurisdiktion kann ver- 
zichtet werden, nicht aber auf die Eremtion von der Kriminale 
jurisdiftion, 99 jedoch find hierdurch Akte der Staats⸗Notwehr, 
3. B. gegen hochverräterifche Konfpirationen eines fremden 
Gefandten, felbftverftändlich nicht ausgefchlofjen. 100 ft ein 
fremder Gefandter deutſcher Unterthan, jo bat er Exemtion 
von ber Gerichtäbarkeit nur, wenn derjenige Staat, welchem 


GVG. SS. 18, 19. In 
dem Xebrb. des Völferrechtes 
von Heffter-Geffden (7. Aufl. 
1881) fowie bei Bulmerincq 
s. V. Exterritorialität in von 
bolgenborft‘ 3 RLex. 3. Aufl. 

881 find jene Vorfchriften des 
d. GBG. nicht erwähnt! In des⸗ 
felben Schriftfteller8 Völkerrecht, 
in Marquardfens Handb. I, 2 
©. 319 f. find die 88. des GVG. 
mitgeteilt; dann heißt ed aber 
doch weiter: „erimiert find bie 
Gefandten von der Ziviljuris- 
diftion in Preußen nad dem 
Allg. Landr. Einl. 88. 36— 39 
und nad Deflaration von 1798 

. XI, 4"! Bol. Born bei 

irih 1121. Über "eine Be— 
fhränfung der Eremtion von 
der Zivilgerichtsbarkeit, welche 
einige Schriftſteller (van Byn- 
kershoek, Phillimore, 
Martens-Geffcken) be 
aupten, 1. Zorn bei Hirth 1131. 

—* —— und Die erfonal 


oe SIE. 8 D. 8. 25; 
F die bei —* —** zitierte 


pplterrechtliche Litteratur, |. ferner 
Heyking 73%. 

” Ebenſo Bluntſchli88. 214, 
218, van Bynkershoek L. 
XXI, 8.7; die übrigen Schrift- 
fteller et die —* meiſt 
ziemlich unklar. Über den Un⸗ 
terſchied zwiſchen Zivil- und 
Kriminaljurisdiktion für dieſen 
Puntt („omnis coactio abesse 
debet a legato: :“ Grotius) 
j. Born 113°. Sehr ausführ- 
lih handelt Heykin g 16 ff., 
72 ff. über die Exemtion des 
Dienftgebäudes. Selbftverftänd- 
lich beſteht heute keinerlei, Aſyl⸗ 


re m mehr. 

°° Born 118f. und die 1191 
ditierte Litteratur; G areis 94f.; 
Ortolan 517: „il ne s ‚agit 
de punir, il s’agit de döfendre.“ 
©. hierher Hänel StR.I, 55770, 
der au darauf binweift, daß 
bie Perſonen einzelftaatliher 
Sefandtichaften fremder Staaten 


dem Neichögericht, joweit es 
erfte Inſtanz tft, unterworfen 
find; GerVerfG. Abi. 2 


verbunden mit Ab}. 1. 
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gegenüber das Unterthanenverhältnis befteht, ausbrüdlich 
Verzicht auf die Gerichtsbarkeit geleiftet Hat.1%1 Die Er- 
emtion von der Gerichtsbarkeit fchließt auch die Eremtion 
von der Zeugnigpflicht ein; es fteht im freien Belieben der 
exterritorialen Perfonen, ob fie Zeugnis geben wollen oder 
nicht. Gefandte, welche neben ihrer diplomatischen Eigen- 
haft noch ein Taufmännifches Geſchäft oder ein Gewerbe 
betreiben, find in letzterer Eigenfhaft der Gerichtsbarkeit 
unterworfen. 102 

2. Bon der Finanzhoheit find Die Gefandten 
infofern egimiert, 108 als fieirgend welche ſachliche Leiſtungen 
für militärifhde Zmwede im Frieden nicht zu 
präftieren brauchen. 19% Außerdem find die Gefandten nach 
internationalem Herlommen frei von direften Staats— 
und Kommunalfteuern: doch fehlen in leßterer Be- 
ziehung pofitive Vorfchriften des Reichsrechtes. Eine Be- 


101 HRG. 18, 19. perſiſche und chineſiſche Geſetze, 


$$- 

108 Darüber find die Scrift- 
fteller einer Meinung. 
raktiſch wird die Sade kaum 
ein. 
f. Reichöbeamtengefeg $.16, wo⸗ 
nad immer Genehmigung der 
oberiten Reichsbehörde —— 


wies Bol. die bei Zorn 11541797 


zitierte völferrechtliche Litteratur. 
Die geltenden deutſchen Bor- 
ſchriften find durchweg überjeben, 
Heffter-Geffden 8. 
ittieren „wegen Preußen ein 
eglement von 1797°, ebenfo Alt | 5 
7 ff., der die ganze Materie 
prinzipiell völlig verkehrt behan⸗ 


Sehr | 3 
Für das deutfhe Recht J 


den 


ſowie einen Beſchluß des deutſchen 
undes, das geltende Reichsrecht 
aber iſ für ihn nicht vorhanden. 
n Marquardſens Handb. I, 2 
erſchienen im Jahre 1 8.320 
fagt Bulmerincg: „die Be- 
freiung von Böllen ift geregelt 
in Preußen durch Reglement von 
‚ im meiteften Maße zu- 
geltanden durch Berordnun ng Dei 
nonigreichs Sadjen von 18301 
Über zollamtliche Kontrolle von 
7| Rorreipondengenf.He kingß80. 
* p- 25. Juni 1868 68 (BOB. 
38 2 ©. v. 13. Febr. 
187 ( GB. 52) 88.8, 5. ür 
riegsfall haben die 


belt, Bulmerincqa.a.D. zitiert | ſandten bus Privileg nicht. 
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freiung von Zöllen gewährt das deutfche Recht dem 
diplomatifhen Perfonale prinzipiell nicht, 19% doch war den 
Einzelitaaten überlafien, ven bei ihnen beglaubigten Gefandten 
die Zölle auf eigene Rechnung zu vergüten; jebt werben 
den beim Reich beglaubigten Geſandten die Zölle aus der 
Reichskaſſe vergütet, 10° was jedoch mit den verfaflungs- 
mäßigen Vorfchriften nicht in Einklang ſteht. 

3. Was man fonft noch an Einzelrechten, die in der Er- 
territorialität enthalten fein follen, anführt, fpeziell das jog. 
Kapellenrecht der Gefandten, ift für das deutfche Recht gegen⸗ 
ftandalog, 197 

C. Die Exemtion der Gefandten von der Gerichtsbar⸗ 
feit des Territorialjtaates bedarf eines pofitiven Korrelates 
dahin, daß diefelben ver Gerichtsbarkeit ihres 
Abfendeftaates unterworfen bleiben. Nur unter 
diefer Vorausfegung kann der Empfangsftaat jene Erem- 
tion gewähren. Dies ift auch allgemein anerkannter inter- 
nationaler Grundfag.!0°E Derjelbe ift im deutſchen Rechte 
dahin präzifiert, daß die erterritorialen Perfonen des biplo- 
matifchen Reichsdienſtes in erfter Linie den Gerichtsſtand 
behalten, welchen fie im Inlande hatten; eventuell haben 
fie bei den Gerichten der Hauptftabt ihres Heimatsſtaates, 
fubeventuell der Reichshauptſtadt Recht zu nehmen. Das 


165 ZB. vom 8. Juli 1867 S. 319: „das Recht eigener 
(BGB. 81) Art. 15. | Religionsübung ift bedingtes 

16 V. d. BR. v. 29. April 1872 Herfommen, das einer eigenen 
(nit publiziert), ferner vom | Buchdruderei wird nur aus—⸗ 
28. Mai 1883 (CBL. 177) über nahmsweiſe zugeftanden“'! 
fremdftaatlidhe Embleme. 108 Vgl. Born 1189, 

107 Bat. Zorn 116% f. und die] 19 ERO.8.16 Abſ. 1. StPO. 
bort zitierte völkerrechtliche und $.11. Reichsbeamten⸗-G. 8. 21, vgl. 
kirchenrechtliche Litteratur. Bul⸗ jedoch 8. 22. 
merineq bei Marquardſen II,2 
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materielle Recht, welches anzuwenden ift, ift primär das 
Reichsrecht, eventuell dad Recht des Heimatsſtaates, fub- 
eventuell das preußifche Recht. 119 Zuftellungen an exterri- 
toriale Deutfche im Ausland erfolgen durch den Reichskanzler, 
wenn es ſich um Neichägefandtfchaften, durch Die einzelftaat- 
lihen Minifterien des Auswärtigen, wenn e3 fi um Landes⸗ 
geſandtſchaften handelt. 111 

Eine eigene Gerichtöbarleit über ihre Familien oder ihr 
Perfonal haben die Gefandten nach deutihem Rechte nicht, 
auch die türkifchen nicht.!!? Doc wird es, insbeſondere bei 
ftrafrechtliden Thatbeftänden, als in der Amtapflicht ber 
Gefandten liegend betrachtet werden müflen, daß das zur 
Urteilsfällung erforderlihe Material foviel ala möglich dur 
den Gefandten vorbereitet werde. Das deutfche Recht ent- 
hält hierüber keinerlei Vorfchriften.\1® 

D. Die Erterritorialitätsprivilegien find begrifflich be- 
fchränft auf die Zeitbauer des Amtes und dad Gebiet des 
Empfangsftantes; in erfterer Hinficht wird jebod eine Er- 
weiterung infofern zugeftanden, als bei offizieller Ankündigung 
der Ankunft des Gefandten das Privileg ſchon vom Über- 
tritt über die Grenze beginnt und erſt beim Austritt aus 
dem Gebiete endigt. Bezüglich des zweiten Punktes aber 
beitehen Modifikationen nit: Gefandte, welche einen fremden 
Staat durdreifen, haben in demjelben nicht Exterritorialität, 
ebenfowenig kann diefelbe einem den Empfangsſtaat occupie- 


110 Reichsbeamten⸗Geſetz 5. 19| 136 © Meyer VerwR. 
Abf. 1. II, 7, der einen völterredhtlichen 

m END. 8. 188. Rectefat diefe® Inhaltes be- 

19 Born 119%. Heyking |bauptet, der die einzige „obrig- 
71. Srrige Angaben bei Alt, keitliche“ Befugnis der Gejandten 
A li, Heffter, Gott- darftelle. 
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enden feindlichen Staate gegenüber beanfprucht mwerben.!1* 
Anderen Staaten gegenüber außer dem Empfangsitaate find 
die Gefandten einfache Privatperjonen.!1° 

E. Nach preußifchem Rechte gelten für die Gefandten im 
Ausland und deren im Staatsdienft ftehendes Perfonal noch 
befondere Vorſchriften für die Errichtung von Teitamenten, 
analog den PVorfchriften über Soldatenteftamente.e Darnach 
find Teftamente giltig, wenn fie vom Teftator eigenhändig 
gefchrieben, unterfchrieben und datiert, fodann durch das Aus- 
wärtige Amt beim Berliner Amtögericht deponiert wurden, 
ohne daß es einer weiteren Yorm bedarf: bie Giltigfeits- 
dauer beginnt mit dem Moment, in weldhem das Teftament 
der Poft oder einem Kurier zur Beförderung übergeben 
wurde und währt bis zum Ablauf eines Jahres nad er- 
folgter Abberufung aus dem Ausland.!1* 

Beim Tode eines Gefandten dürfen nad internationalem 
Gemohnbeitsreht die Behörden des Empfangsftaates fich 
nicht in die Drdnung des Nachlaſſes, außer in ausnahms⸗ 
weiſen Notfällen, einmifchen. 

IV. Die Funktionen der Gefandten laflen fih 
der Natur der Sache nah nur zum Heinen Teile durch 
pofitive Rechtsvorfchriften beftimmen.!!? Die Pflege ber 
internationalen Beziehungen, die Beobachtung der politifchen, 


114 Calvo I, 605 behandelt] Y15 Sehr richtig van Byn- 
die Kontroverfe zwifhen ber|kershoek |. IX 

beutihen Militärgewalt u. 15 richtig KentI,39. Blunt Per 
jan —e beglaußigten Ge: |$. 186 N. 

andten während der Belagerun 116 » 

von Paris 1870/71 unrihtig |, 40). ©. v. 3. April 1823 (OS. 
und gebäffig. Die deutfche Huf, 

fafjung wur volllommen korrekt.. 117 Born bei Hirt 121 ce Ir 
Richtig Heyking 81. vgl. auh Hänel StR. L, 58 
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militäriſchen, wirtfchaftlihen Verhältniffe des Empfangs⸗ 
ftantege — diefe beiden Hauptaufgaben der Gefandten ent- 
ziehen fih völlig der Normierung dur dauernde Necht3- 
vorfchriften. Die „diplomatifche Kunft” ift fein Gegenftand 
der Rechtswiſſenſchaft.is Höchſtens geheime Snftruftionen 
werden bier am Plate fein. 

Dennoch ift es nicht richtig, den generellen Sat aufzu- 
ftellen, die Funktionen der Gefandten feien „an feinem Punkte 
Ausführung von Gefegen“.119 Vielmehr beruhen nach deut⸗ 
Them Rechte folgende Funktionen der Gefandten auf Geſetz: 

1. fie haben auf Anweiſung des Ausmärtigen Amtes, 
an welches die Requifitionen der Gerichte zu gehen haben, 
gerichtliche Zuftellungen an Perſonen zu vermitteln, melche 
in ihrem Amtöbezirfe wohnen oder ſich aufhalten ;12° 

2. fie fönnen Urkunden von Behörden ihres Amtsbezirks 
legalifieren, jo daß fie als echt angenommen werben müfjen ;121 

3. fie können Päſſe zu Reifen in das deutfche Reichs— 
gebiet ausftellen ; 12% 

4. fie fungieren, falls ihnen vom Reichskanzler hierzu 


118 Die völlerrechtlichen Werke | wird.“ —! Auch bei Bul- 


leiften in dieſer Beziehung ge- 
radezu Anglaublichen, vgl. ftatt 
vieler Alt 8. 164 über das 
„einnebmende Wefen!” Sn der 
neueften Auflage von Heffters 
Lehrb. hat Geffden dad Kapitel 
über die diplomatische Kunft mit 
Recht geftrihen. Bulmerincq 
bei Marquardfen S. 327: „Die 
Den der Gefandten be» 
eben in der Ausübung. ihrer 
Amtspflihten, welche Übung 
dur ibre Rechte unterftügt 


merineq ift doch der dieſe Ma- 
terie behandelnde $. 76 für den 
Juriſten eine recht unerquidliche 
Lektüre. 

119 Sp Laband II, 7; warum 
bie durch det regulierten 
Sunftionen der Gejandten „ihrem 

fen nach Eonfularifhe” (I, 
6) jein N ‚tt nic einzufehen. 


* 


ERD. . 408. 
aa⸗ — v. 12. ‚Dit. 1867 (868. 
88) 8.6 8. 1. 
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Spezialauftrag erteilt ift, ala Zivilftandsbeamte für Deutfche 
und Schubgenofjen ihres Bezirkes. 138 

V. Die Verteilung der Funktionen zwifchen Reichs⸗- und 
Zandesgefandten beftimmt ſich nach den allgemeinen Kom⸗ 
petenzvorfchriften. Someit die ausſchließende Kompetenz des 
Neiches fih erftredt, ift nur der diplomatifche Beamte des 
Reiches zuftändig und nur fomweit Autonomie und Selbft- 
verwaltung der Einzelftaaten reichen, eriftiert überhaupt recht- 
lich eine Kompetenz der einzeljtaatliden Gefandten, in welche 
der Reichsgeſandte einzugreifen nicht berechtigt ift. 12* 


g. 36. 
Das Konſularrecht. 
L Begriff und Buellen. 
I. Neben der Diplomatie hat in neuerer Zeit das Kon⸗ 
fularwefen eine immer fteigende Bebeutung für die inter« 





—— 


123 G. v. 4. Mai 1870 (BGB. | Schwierigkeiten haben muß und 
599) 8. 1. Das Geſet Hat | befondere Bedenken, ja Gefahren 
bauptfählih praltifhe Bebeu- | haben Tann, ift unbeftreitbar. 
tung für die Konfuln, darum | Der beberrichende Grundgebante 
fol die genaue Grörterung beö- | der Verfaffung ift: die völker⸗ 
felben im folgenden Paragraphen ' rehtlihe Bertretung des ge 
gegeben werden. | famten Reiches in aller und 

3 2Qaband I, 4f.; Seydel jeder Beziehung durch den Kaiſer 
Komm. 115; Thudichum in und die bem Begriff de Bun- 
v. Holgendorffs Jahrb. IV 304, | desftaates einzig entfpredhende 
329 nicht ganz zutreffend. Sehr | Durchführung dieſes Gedankens 
ausführlid behandelt Ddiefen wäre: ausfchließlihes Gefandt- 
Punkt Hänel a. a. D. Nach ſchaftsrecht des Reiches. Den 
dem geltenden Recht wird man | beiten Beweis hierfür liefern die 
an dem im Tert formulierten | vielgewundenen Auseinander⸗ 
Sage fefthalten müflen; daß ſetzungen von Hänel, die doch 
aber auch innerhalb dieſer |ein klares juriftifched® Reſultat 
Scranten die einzelftaatliche | nicht ergeben. 

Thätigleit im Ausland nad der! ı Laband II S. 72; Meyer 
Natur der Sache befonderei VerwR. LI, $8. 192/197; Ga⸗ 
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nationalen Beziehungen der Staaten gewonnen. Die Konfuln 
werben regelmäßig als fpezielle Vertreter der Handelsin- 
terefien im Auslande bezeichnet. Unzweifelhaft entfpricht dies 
auch der Hiftorifhen Geneſis; dennoch ift e8 zu eng, die 
Konfuln ale „Handeldagenten des Staates“ zu definieren, 
benn nach der neueren Entwidelung ber Dinge haben bie- 
felben eine Reihe von Funktionen zu erfüllen, die mit dem 
Handel in gar feinem unmittelbaren Zuſammenhange ftehen, 
ja ın einzelnen Staaten haben diefelben fogar volle Bivil- 
und Kriminaljurisdiftion. Infolge diefer Entwickelung, 
welche auch im beutfchen Hecht deutlichen Ausdruck findet, 
nähert ſich das Tonfularifhe Amt immer mehr dem biplo- 
matifchen, und in der franzöfifhen Gefeßgebung ift eine 
prinzipielle Kombination beider Ämter jetzt ſchon durchgeführt.* 
Unſer deutfches Konfulargefeg hebt zwar bie fpezielle Be- 
ziehung der Konfuln zu „Handel, Verkehr und Schiffahrt” 
hervor, legt aber Doch generell den Konfuln die Pflicht auf, 
Die Intereffen des Reiches in jeder Richtung 
zu [hüten und zu fördern? Daß der Unterfchier 
zwiſchen Gejandten und Konfuln in der Wahrnehmung des 
internationalen Staatsverkehrs durch die erfteren, des inter- 








reis BON. 88. 42-50; Hüb- 
ler S. 33 ff.; ferner König, 
Handbud d. deut gen Konſular⸗ 
weſens 5. A. 6; Zorn in 
Hirths Ann. 1882. 409-—48 
fowie die bier 4091 zitierte 
völferrechtliche Litteratur, welde 
übrigend mit Ausnahme einiger 
franzöfifcher Werke eine ſehr ge- 
ringe Ausbeute bietet. 

® Bol. EB. 1875, 474 (die 
franzöſiſche Botſchaft in Berlin 


g, amerila, Solumbien, 


ift zugleich Konfularamt), ebenfo 
find mehrere deutſche diploma⸗ 
tiihe Amtsträger zugleich Kon⸗ 
fularbeamte (Serbien, al 
aroffo) 
® KonſG. 8. 1, das preuß. 
Konſ.⸗Regl. v. 1796 8. 1 be 
fhräntte die Funktionen der 
Konfuln ie auf, Kom- 
mer; und Schiffahrt“. Vgl. 
König 81. 
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nationalen Privatverkehrs durch die letzteren beitehe,* ift 
eine der juriftifchen Grundlage gänzlich entbehrende Be- 
hauptung. 

II. Die Konſuln find Staatsbeamte wie die 
diplomatifhen Amtöträger; fie übenimfrem- 
den Staatsgebiete pie Staatsgemwalt ihres Ab- 
fendveftaates aus, und zwar gleichgiltig, ob es 
fi dabei um Berufs- oder um Wahlfonjuln 
(f. über diefen Unterfhied unten ©. 456) handelt. Aud 
legtere find Staatsbeamte, da ihnen obrig- 
keitliche Funktionen zu dauernder Ausübung 


übertragen find.® Die 


G. Meyer VerwR. IL, 4, 11.1 
5%. %. Laband I, 11: 
„Konfuln können im allgemeinen 
(sic!) ebenfo wenig wie Gefandte 
obrigfeitliche Befugniſſe aus— 
üben, da auch ihre Wirkſamkeit 
außerhalb des Herrſchaftsgebietes 
des Reiches ſich vollzieht. Sie ſind 
vielmehr im wefentlichen(sic!)dar: 
auf angemiefen, al3Ratgeberu. 
Vertreter der Reichsangehörigen 
die Intereſſen derfelben mwahr- 
zunehmen”, f. dagegen die prin- 
zipiele Erörterung von Zorn 
Krit. Bierteljahrsfchr. N. %. IL, 
34, an der ih aud den Be- 
merlungen Labands 3. Aufl. 
©. 11 NR. 2 gegenüber fefthalte. 
Die Bemerlungen Labands 
über die Amtsfunktionen der 
Konfuln werden der den Kon: 
fuln durch die Geſetzgebung zu- 
gewieſenen Amtsftellung in feiner 
Weiſe gerecht. Die Hauptſache — 
die zahlreichen und hochwichtigen, 


juriftifhe Konftruftion dieſes 


durch die Gefehgebung geregelten 
Amtspflichten —iftn. Laband die 
Nebenfacdhe, die Nebenſache — die 
gelegentliche Raterteilung, fomweit 
der Konful dazu Zeit hat — ift 
nad Laband die Hauptfache. 
Übereinftimmend Oppenheim 
Handbuch 105 %. Martens 
Konfularmwefen im Drient 5, 26, 
28; Lammers in v. Holtzen⸗ 
dorffs Jahrb. I, 24. Die leh- 
teren Schriftfteller negieren aber 
fämtlid die Beamtengqualität 
für die fogenannten Bahlfonfuln, 
was jedoch prinzipiell unbaltbar 
iſt. Richtig G. Meyer VerwR. 
OH, 147 über ven rechtlichen 
Charakter der Wahllonfuln, da⸗ 
gegen unrichtig die grundfäßliche 

deidung der Funktionen in 
obrigkeitlihe und nichtobrigkeit⸗ 
liche S. 16. Ganz unjuriftifch 
Bluntfchli 8. 254: „die Kon⸗ 
juln haben weder imperium 
noch jurisdictio,abereine Art(? 1) 
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Berhältnifies ift genau die nämliche wie bei den diploma- 
tifchen Amtsträgern ; die Konfuln bevürfendemnad, 
um amtlih thätig werden zu fünnen, eines 
doppelten Titels, fowohl des Amtsauftrages 
bes eigenen als der Konzeffion des fremden 
Staates; erftere wird erteilt in der Form eines 
Patentes (Beitallungsurfunde), leßtere in Form des fog. 
Erequatur.® Letzteres zu erteilen ift fein Staat ver- 
pflichtet; daraus folgt, daß die Konzeſſion aud in terri- 
torialer oder fachlicher Beſchränkung erteilt werden kann.” 
Die ganze Thätigkeit der Konfuln ift, wie weit immer der 
Amtsauftrag des eigenen Staates reihen mag, prinzipiell 
bedingt von der Konzeffion des Empfangsftantes: diefen Sat 
ftelt auch das deutſche Konfulargefeß an die Spike: Die 
Konfuln „müfjfen die durch die Geſetze und 
Gewohnheiten ihres Amtsbezirkes gebotenen 
Schranken einhbalten”,® denn „theoretifch gefaßt ent- 
hält die Einräumung jeder obrigkeitlichen Thätigleit und 
namentlich die der Gerichtäbarfeit an die Konfuln eine teil- 
weife Abbdifation der auswärtigen Souveränetät zu Guniten 


von PBatronat und Prokuratur (2) 
in Notfällen im Intereſſe ihrer 
Zandöleute.” Bluntfchli wider- 
legt fih übrigens felbft, erft 
verſchämt $. 260, dann mit beut- 
lihen Worten $. 266. 
Bluntſchli 88. 2837, 245, 
246; Heffter-Geffdlen 474; 
Calvo I 88. 453, 455; Kent 
148; Dppenheim 26; König 
30; Laband II, 18. 
Territoriale Befhränfungen 
finden fi in zahlreichen Staats⸗ 
verträgen, 3. B. China Art. 4; 


Japan Art. 2; Perſien Art. 3; die 
meiften Staaten haben fi 
mwenigftend vorbehalten, fremde 
Konfuln von beftimmten Orten 
auszufchließen; ein Beſchl. d. 
deutfhen Bundes v. 12. Nov. 
1835 ſchloß fremde Konfuln von 
den Bundesfeftungen aus. Für 
das Reich exiftiert eine Derartige 
Beihräntung nicht. Vgl. Die 
Angaben vonyo enbei Hirth 412°, 
beizufügen Brafilian. Koni®. 
Art. 1, Griechenland Art. 11. 
8 KonſG. 8. 1. 
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der Souveränetät desjenigen Staates, welder den Konful 
hält'.“ „Kein Staat läßt fremde Konfuln in 
feinem Gebiete anders zu, alö mit dem aus— 
brüdliden oder ftillfhweigenden Borbebalt, 
daß Ddiefelben nichts gegen die Gefege des 
Zandesvornehmen. Diedeutfhen Konfuln fön- 
nen daher die ihnen durch das Gefeg beigelegten 
Befugniſſenurſoweitausüben, als die fremde 
Staatsgewalt es ihnen geſtattet.“ 10 

Beſonders charakteriſtiſche Beſtimmungen über dieſen 
Punkt, deren Intereſſe weit über den Kreis des Konſular⸗ 
rechtes reicht, enthält der ſamoaniſche Handelsvertrag. Die 
Rechtsvorſchriften, welche im Königreich der Samoa⸗Inſeln 
für Deutſche gelten ſollen, ſind darnach vom Konſul und 
einem Beamten der Samoaregierung gemeinſam feſtzuſtellen, 


o Abg. Kanngießer im|verain territorial.“ Eine 
Reichſtag Sten. Ber. 1867, 650. intereſſante Korreſpondenz über 
10 Allg. D. J. 8. 13. 4*. Uns dieſen prinzipiell hochwichtigen 





richtig charakteriſſert Philli- 
more II, 264 dies als unter- 
fcheidende8 Merkmal ver Kon- 
fuln gegenüber den Gefandten. 
Au eng Calvo I $. 491 und 
Kent I, 42, welde died nur 
für die Gerichtsbarkeit der Kon⸗ 
fuln betonen, mährend es doch 
für alle Zunftionen gilt. Richtig 
Martens-Geffecken 248: 
„dans ce cas comme dans 
tout autre les instructions 
seules en effet ne sauraient 

as suffire pour determiner 


es droits et les attributions , 


attendu que 
d&epend 


consulaires 
leur exercice 


de l’assentimentdusou-| 


: | Befugnis 


Punkt wurde i. ge⸗ 
pflogen zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und der Nordamerikani⸗ 
ſchen Union, als Gerichte der 
letzteren amerikaniſche Konſuln 
in Deutſchland mit eidlichen 
Zeugenvernehmungen beauftrag⸗ 
ten. Deutſcherſeits wurde dies 
verboten und erklärt, daß dieſe 
„appartient exclu- 
sivement la juridietion 
des tribunaux“ und daß die 
Requifitionen amerikaniſcher Ge 
ridte „ne peuvent porter 
atteinte aux lois de notre 
pays.“ 2gl. Calvo I 8.495; 
3orn bei Hirth 4131. 
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alsdann der Reichsregierung einzufenden und dürfen erft nad) 
erfolgter Bejtätigung diefer letzteren in Rechtskraft treten; 
ausgenommen nur „Borfchriften über Dlunizipaleinrichtungen, 
Polizei-, Duarantäne-, und Apia-Strafverorbnungen, Verbot 
oder Regelung des Verlaufs oder der Abgabe von fpirituöfen 
und beraufchenden Getränken an Samoaner und Eingeborne 
von anderen Inſeln des Stillen Ozeans durch Deutſche in 
Samoa” ; ſolche Vorfchriften dürfen zwar fofort in Kraft 
treten, müfjen aber der Reichöregierung mitgeteilt und außer 
Kraft geſetzt werben, wenn dieſe die Betätigung verfagt. 11 

III. Über das Recht, Konfuln zu empfangen und zu 
entjenden, gelten prinzipiell alle oben im Gefandtfchaftsrecht 
vorgetragenen Grundfäße. 

IV. Das Konſularrecht ift bis jet weit weniger als Das 
Geſandtſchaftsrecht international gemeinfames Recht geworben. 
Da jedoch die Intereſſen der Staaten auch in diefer Materie 
identifh und vielleicht gemäß der modernen Verkehrsent⸗ 
widelung noch ſchwerwiegender find, als dies beim diploma⸗ 
tifhen Dienfte der Fall, fo ift zu wünſchen und zu hoffen, 
Daß auch das Konfularrecht mehr und mehr ein international- 
gemeinfames werden wird. Die entwideltite Konſulargeſetz⸗ 
gebung hat Frankreich. '? 

V. Das Konfularmejsen ift Reichsſache. 

Die Kompetenz des Reiches, das Konfularweien durch 
feine Gefetgebung zu orbnen, beruht auf RP. Art.4 3.7 und 


11 HandelsV. Art. 8, 11. Recht warnt aber König davor, 

12 Bol. die intereffanten An⸗ aus einzelnen Partifulargefeß- 
gaben von König s. v. Konfu-| gebungen internationale Grund» 
larreglements in v. Holtzen⸗ | jäße zu abftrahieren. 
dorff3 RLex. (3) II, 535 ff. Mit 

Born, Staatscecht II. 2. Aufl. 29 


450 Bud X. Die auswärtige Berwaltung. 


Art. 56, dazu die Modifilation Bayr. Sch. Prot. v. 23. Nov. 
1870 8. XII. Demgemäß erging dag ©. v. 8. Nov. 1867 
(BGB. 137), betr. Die Drganifation der Bundes— 
fonfulate, fowie die Amtsrechte und Pflichten der 
Bundestonfuln; behufs Durdführung der 88. 22— 24 des 
Geſetzes, die Konſulargerichtsbarkeit betreffend, wurde pro- 
viſoriſch das preuß. ©. v. 29. Juni 1865 zum Bundesgeſetz 
erhoben; dasſelbe ift nunmehr ebenfo wie die allegierten 
88.22 —24 aufgehoben durch das G. v. 10. Juli 1879, betr. 
die Ronfulargerihtsbarleit (RGB. 197); 18 das Ge 
bührenwefen bei den Konfulaten (auögenommen die Gebühren 
für rihterlihde Funktionen) wurde geordnet d. G. v. 1. Juli 
1872 (RGB. 245), nebft Nachtragsgefeß v. 5. Juni 1895 
(RGB. 417), dur welches 8. 8 des erfteren Gefetes auf- 
gehoben wurde. Zum Drganifationzgefeß erging ald VollzV. 
die Allgemeine Dienftinftruftion, V. d. RR. v. 
6. Suni 18714 famt Nachtrag v. 22. Febr. 1873. Zum 
Konfulargerichtögefe erließ der Reichskanzler eine VollzV. 
v. 10. Sept. 1879 (CB. 575), nebſt Nadträgen v. 
4. Febr. 1882 (CB. 111) u. 27. Nov. 1891 (6(Bl. 319); 
Dazu auch die ältere B. d. AR. v. 1. Mai 1872 über ben 
Konſularſchutz in der Türkei und den oftafiatifhen Staaten,?® 
fowie eine Spezial®. v. 4. Febr. 1882 (CBl. 111). Auf 
die Gerichtöbarleit der deutſchen Konfuln in Ägypten 
beziehen fi die G. v. 30. März 1874 (RGB. 23) unb 


18 Heffter-Geffden $.247| * Nicht rite publiziert, Yu 
Wit i a 1881 noch das pr. drudt bei Hirth 1871, 595 
G. 29. Juni 186; als 

tend- "und das Neichögefek :. 15 Nicht rite publigiert, abge- 
10. Zuli 1879 als „in Ausſicht | drudt bei König ff. 
genommen” an. | 
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5. Juni 1880 (RGB. 145), Dazu Kaif. V. v. 23. Dez. 1875 
(RGB. 381) u. 23. Dez. 1880 (NGB. 192), auf die 
Gerichtöbarfeit in Bosnien und Herzegovina ©. v. 
7. Juni 1880 (RGB. 146) und Rail. V. v. 23. Dez. 
1880 (RGB. 191), m Samoa ©. v. 6. Yuli 1890 
(RGB. 139) u. K. V. v. 29. Oft. 1890 (RGB. 189), 
in Tunis ©. v. 27. Juli 1883 (NGB. 263) u. K. V. 
v. 21. Januar 1884 (RGB. 9). 
Dazu fommt das G. v. 4. Mai 1870 (RGB. 599) über 
Beurfundung des Perfonenftandes und Ehe— 
ſchließung von Deutfhen im Ausland ſamt VollzV. 
V.NRLE.v. 1. März 1871,'° fomie zahlreiche Spezialbeftim- 
mungen in den das Seerecht betreffenden Gefegen und Ver⸗ 
orbnungen, fowie in dem oben für das Geſandtſchaftsrecht 
angegebenen Rechtämaterial. 
Endlich finden fi noch zahlreiche konſularrechtliche Vor⸗ 
Schriften in Staat3verträgen.!T Einmal in fait ſämt⸗ 
lichen Handelöverträgen,!E und zwar zum Teil in jehr de 


16 Nicht rite publiziert. 

17 Bol. Reis in Hirths Ann. 
1872, 1281 ff.; Geffcken zu 
Heffter$. 247, ſowie €. Meier 
8. v. "Konfularverträge in v. 
Holgendorff3 RLex. ‚ 537. 
Eine offizielle Publikation aller 
das SKonfularmefen betr. Bes 
Stimmungen von Staatöverträgen 
erfolgte 18783 durch da3 Aus⸗ 
mwärtige Amt. Diefelbe enthält 
auch zahlreiche Vorfchriften ein- 
zelftaatlicher Verträge, fo 3. B. 
einen vollftändigen bayriſch⸗ 
türkiſchen Konfularvertrag. Die- 


ſes einzelftaatliche Rechtömaterial | 


ift aber jet gegenſtandslos, da 
das Konſularweſen Reichsſache 
iſt. Vgl. die näheren Angaben 
bei Zorn in Hirths Ann. 416f. 
S. auch die Angaben bei G. 
Meyer Dermf. U, 171 (bis 
1837), Zaband II, 132. Eine 
bis 1884 reichende Zuſammen⸗ 
ftelung der das Konſularweſen 
betreffenden Geſetze, Verord⸗ 
nungen, Staatsverträge in Zorn: 
Ronfular efeggebung. 

18 Siehe daS Verzeichnis bei 
Born Tertaudg. d. Reichsver⸗ 
faflung, S. 26 f. 
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taillierter Weife; ſodann eriftieren eine Reihe von felbftändigen 
Konfularverträgen, nämlid mit Stalien v. 7. Febr. 
1872 bezw. 21. Dez. 1868 (RGB. 1872, 134 vb. BGB. 
1869, 113) nebft Zuſatz-Vertr. v. 4. Mai 1894 (RGB. 
118); fodann mit den Niederlanden für die Kolo— 
nieen v. 11. Sanuar 1872 bezw. 16. Juni 1856 (NGB. 
1872, 67), mit Rußland v. Z°- 1874 (RGB. 1875, 
145), dazu der Spezialvertrag über Regulierung von Hinter- 
laſſenſchaften v. 255: 1874 (RGB. 1875, 136); mit 
Spanien v. 12. Januar 1872 bezw. 22. Febr. 1870 (NGB. 
1872, 211 05. BGB. 1870, 99) ;19 mit den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika v.11. Dez. 1871 (RGB. 
1872, 95); mit Brafilien v. 10. Januar 1882 (NGB. 
69); mit Griedenland v. 26. Nov. 1881 (NGB. 1882, 
101); mit Serbien v. 6. Januar 1883 (NGB. 62); 
mit Paraguay v. 21. Juli 1887 (NGB. 1888, 178). 
Alle diefe Staatsverträge find auf Zeit abgefchlofien, jedoch 
in der Weife, daß fie nah Ablauf diefer Zeit in Kraft 
bleiben, wenn fie nicht ausbrüdlich gekündigt werden. 2° 
Die Staatsverträge haben vollfommen die 
rehtlihe Natur von Gefegen; es ftehbt demnach 
nihts im Wege, daß dur einen Staatäver- 
trag Vorfhriften der deutfhen Gefeggebung 





19 Nicht bloß bei den von das Neid „Rechtsnadfolger” 
Preußen abgefchloffenen nieder- | des Norddeutfhen Bundes, fo 
ländifchen, fondern auch bei den | haben jene Übernahmsalte feinen 
vom Nordd. Bund abgefchloffenen | Sinn. 
italienifhen und fpanifchen Kon- | * Vgl. die Angaben von Born 
fularverträgen bielt man eine |bei Hirth 416, dazu jegt noch 
Übernahme auf das Reich durch | Brafilien Art. 48, Griechenland 
formellen Rechtsakt für not- | Art. 28. 
wendig, f. oben 8.1, 53 ff. Iſt 
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abgeändert werben. Da die Staatdverträge 
ſich in jedem Falle als Spezialgefege zur all- 
gemeinen Konfulargejeggebung verhalten, fo 
gehen bei Widerfprud zwiſchen erjterer und 
legterer die Beftimmungen der Berträgeimmer 
vor, foweit nit ausdrüdlidh ein entgegenge- 
fester Vorbehalt gemadht wurde?! Gelbitver- 
ftändlih haben demnach die Staatsverträge 
auch die Kraft, die allgemeine Konfulargefeß- 
gebung mit Rechtskraft zu ergänzen. *? 


I. Die Brganifafion des Honfulardienftes. 


I. Das Recht, Konſuln zu entfenden und zu 
empfangen, ftehbt prinzipiell dem Träger der 
Souveränetät zu. Im Deutſchen Reide ift 
jedod dieſes Recht durch pofitive Berfaffungs- 
vorfhrift dem Kaifer übertragen, der nur bei 
Ernennung von Konfuln verpflidtet iſt, die 
„Bernehmung“ des Bundesratsausfhuffes für 
Handel und Verkehr einzuhbolen.?? Namens des 








21 Someit alſo Staatsverträge 
fagen: infofern die Gefehe des 
Adfendeftaates dies geitatten — 

eben felbitverftändlich die Ge- 
ege vor. Wo aber diefer Vor- 
behalt nicht gemadt ift, haben 
Staatsverträge als lex specialis 
die Kraft, die allgemeine Geſetz⸗ 
sezung abzuändern. 

= A. A. König 3; Weiß 


und demgemäß nicht als fähig, 
legtere zu ergänzen oder abzu⸗ 
ändern. Cbenfo jet Laband 
II, 14; die Polemik N. 1 gegen 
mich ift grundlos, f. die vorige 
Note. Bol. auch oben S. 308 
über das Verhältnis des Berner 
Internat. Eifenbahnfrachtver- 
trags zum HandelsGB. Bgl. 
bierher aug Jorn bei Hirth 


bei Hirth a. a. D., melde die | 445, 450 


Berträge ald prinzipiell den 
Geſetzen untergeordnet betrachten 


MB. Art. 56 Abſ. 1. 
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Kaiſers fungieren ala Zentralbehörden für das SKonfular- 
weſen der Reichſkanzler bezw. das Auswärtige 
Amt, und zwar deſſen zweite Abteilung. ** Berichte all- 
gemeinen Inhalts find da, wo diplomatiſche Vertreter oder 
Generalfonfuln des Reiches vorhanden find, erft Diefen und 
durch deren PVermittelung dem Auswärtigen Amte einzu- 
reihen, eventuell den genannten Behörden wenigſtens in 
Abſchrift oder auszugsweiſe mitzuteilen. 25 

Das Konfularmefen ift prinzipiell Reids- 
fade. Die Übergangsbeftimmungen, weldedie 
Reihsverfaffung enthielt, find dermalen er- 
ledigt und der ganze deutſche Konfulardienft 
im Reiche Fonzentriert; Konfuln müfjen vom Reiche 
beftellt werden, „auch menn es nur das Intereſſe eines 
einzelnen Bundesſtaates als wünſchenswert erfcheinen läßt, 
daß dies gefchehe".?° Ausnahmsweife „in bringlichen 
Fallen“ dürfen jedoch die Reichskonſuln auch mit den einzel- 
ftaatlihen Regierungen in amtliden Verkehr treten, ihnen 
Bericht erftatten und von ihnen Weifungen empfangen. 2? 

Vollkommen prinzipwidrig ift es, daß den Einzelftanten 
das Recht belaffen wurde, fremde Konfuln bei fih zu be- 
glaubigen und für ihr Gebiet mit dem Erequatur zu ver 
fehen, 2° während das vom Reich erteilte Exequatur fich 


%* ©. oben B. I, 272; ferner | * Bayr. Schl. Brot. 3. XU 
Berünlich der ftaatörechtlichen | Abf. 2, vgl. RB. Art. 3 Abſ. 6. 
Stellvertretung des Neichälanz- | 7 Kon. 8. 3; dazu die U. 
lerd dur den Staatsfelretär | D. J.; König 8. 12. 
des Auswärtigen Amtes S. 268| *° Bayr. Sch. Brot. 3, XI. 
u. oben 3. D ©. 421 ff. „alfeitig anerfannt“; die „Ges 
ss Konf®. 8.3; dazu A. D. 3. | bietähoheit" Fommt dabei gar 
u diefem Paragraph; König |nicht in Frage. S. auch Hänel 
Re 10, 38. StR. I, 588. 
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immer auf das gefamte Reichsgebiet erftredt; ein finnlofes 
Überbleibfel Heinftaatlicher Titelfuht find die Konfuln, 
welche deutſche Einzelftaaten unter ſich beitellen. 

DI. Eine ausgebildete Hierarchie des Konfulardienftes 
giebt es nad deutfhem Recht vorerft noch nicht.?? Die 
felbftändigen Konfularbeamten ftufen fi in der Rangord⸗ 
nung ab als Generallonfuln, Konſuln und Vize— 
fonfuln. 

1. Wo im Intereſſe des Dienftes die Zufammenfallung 
mehrerer Ronfularbezirke zu einem Gefamtbezirf zweckmäßig 
erfcheint, werden Generalfonfulate gebildet, regelmäßig in 
Anlehnung an die Stantögrenzen;®? die ſämtlichen Konſuln 
des Bezirkes find in dieſem Falle dem Generalkonſul be 
hufs „einheitlicher Oberleitung und Überwachung” unter- 
geordnet, doch haben die Generalfonfuln nur ganz allge- 
meine Auffichtäbefugniffe. ?!  Detailvorfchriften find darüber 
nicht erlaffen worden. 

Außerdem wird der Titel Generalfonful noch als per- 
fönliche Auszeichnung verliehen. 

2. Selbftändige Vizekonſulate beftehen nur in ge- 
ringer Anzahl; in der Negel werden Bizelonfuln den 
größeren Konfulaten als Hilfsbeamte beigeorbnet. 

3. Außerdem fennt das deutſche Recht noh Konſular⸗ 


29 Pol. über Frankreich de | bien, Ungarn, Auſtralien, Sa- 
Clercq et de Vallat Guide | moa-Tonga, Holland, Belgien, 
pratique des consulats I, 81ff. Oftindien, SKapland, Türkei, 
8 Deutfche Generaltonfulate | Bulgarien, Japan. 

bilden Großbritannien u. Irland, | UA. D. J. zu 88. König 
die norbamerif. Union, Schweden, | 38f. Mot. % KonſG. Sten. 
Rormwegen, Dänemark, Spanien, | Ber. 1867, 199. 

China, Zentralamerika, Kolum- 
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agenten.?? Diejelben befleiven nicht felbftändige Kon⸗ 
fularämter, empfangen überhaupt feinen ftaatlichen Auftrag, 
fondern find nur Privatbeamte der Konfuln, die fie be- 
ftellen.®® Demgemäß dürfen denfelben keinerlei 
Funktionen übertragen werden, welde fih als 
Ausübung von Hoheitsrehten des Staates 
qualifizieren. Die Konfularagenten haben fomit aller- 
dings nur die Stellung von „Ratgebern“, aber gerade im 
Gegenſatz zu den wirklichen SKonfuln. Sie „find nidt 
Konfuln im Sinne des Gefebes und können daher die den 
Konſuln zuftehenden Befugniffe nicht ausüben. Die be- 
treffenden Konfuln können ihnen — unter eigener Verant- 
wortlichkeit — lediglich ſolche Geſchäfte übertragen, melde 
feine obrigfeitlihe Autorität vorausfehen”.?* Als foldhe 
find anzufehen: Vermittelung von Vergleichen, Übernahme 
des Sciebsrichteramtes, Vornahme von Nachlaßhandlungen 
auf Grund erteilter Spezialvollmadt, die der Kriegsmarine 
feiten der Konſuln zu leiftende Unterftügung. ?° Die Kon⸗ 
jularagenten handeln immer unter Verantwortung ihres 
Konfuls. 

4. Der wichtigſte Unterfchied innerhalb des deutſchen 
Konfulardientes ift der zwifhen Berufs- und Wahl— 
fonfuln. Das lebte amtliche Verzeichnis der beutjchen 
Konfulate?® zählt 696 Konfuln auf, darunter nur 87 Be- 





22 KonſG. 8. 11; König 409; | ch D. J. zu 8. 11. Kö— 
Martens- Getick ken 226. 39. 


se Bol. KonſV. mit —— Amtl. Verz. erausg. vom 
Art. 3, mit der Union Art. 7, Ausw. Amt im Januar 1896 
Stalien Art. 8 Abi. 2. 1872 gab es erft 492 deutſche 


(1 
24 Sten. Beriht, 1867, 139 | Konfulate), Val. die Angaben 
(Mot.). Zorn bei Hirth 421428. Das 
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zufslonfuln. Die legteren üben den Konfular- 
dienft als Beruf aus, die Wahllonfuln nur als 
Nebenbefhäftigung; die Berufsfonfuln find 
für das Amt befonders vorgebildet, die Wahl- 
tonfuln find in der Regel Kaufleute oder Ge- 
werbetreibende; die Berufsfonfuln werden zu 
dem Amt entjfendet, daher consules missi, 
die Wahllonfuln aus am Orte anfäsfigen Per— 
fonen ausgewählt, daher consules electi. 
Das franzöfifche Recht (G. v. 20. Aug. 1833) Tennt nur 
Berufskonſuln; die Alten über das fog. gemifchte Syftem 
des beutfchen Rechtes find zwar noch nicht gefchloffen, * 
die Zukunft ſcheint jedoch dem franzöfifchen Syiteme zu 
gehören, das ja eine zwedmäßige Ergänzung in Fauf- 
männifhen Konfularagenten finden fann. 

5. Die größeren Sonfulate haben in der Regel noch 
ein mehr oder weniger zahlreiches Perfonal von Unter: 
beamten (Kanzler, Dragomans, Kawaſſen); eine rechtliche 
Drganifation für diefes Perfonal fehlt bis jet. *® 

6. Über die Vertretung von Konfuln im Falle von Ab- 
weſenheit oder Krankheit enthält zwar das Geſetz Teine 
generelle Vorfchrift, wohl aber finden fih Spezialvorſchriften 
in den Berträgen. ®? 

II. 1. Die Ernennung aller felbftändigen Konfular- 


— — — — — 


Konſulatsnetz, insbeſondere die König 15; de Clercq et de 
Zahl der Berufstonfulate (1882: | Vallat I, 15. 
58, 1895: 86), wird alljährlich | 33 König 8. 20. 
erweitert. 20 KonſV. mit Spanien Art. 7, 
Stalien Art. 7, Union Art. 6, 
” Pol. die Crörterungen | Rußland Art. 6, Brajilien Art. 
Sten. Ber. 1867, 318, ‚18, Griehenland Art. 6. 





458 Bud X. Die auswärtige Verwaltung. 


beamten erfolgt durch den Kaifer nad Vernehmung des 
Bundesrat3ausfchufies für Handel und Verkehr ;*? alle Kon⸗ 
fuln erhalten eine Laiferliche Beftallungsurfunde ; *! die Publi- 
fation ber Ernennungen erfolgt durch das Zentralblatt für 
das Deutfche Reich. 

2. Die Konfularagenten werden von den Konſuln er- 
nannt, bevürfen aber der Beftätigung des Reichskanzlers; 
Konfuln dürfen nur dann Agenten beftellen, wenn ber 
Empfangsftaat dies zugelafien hat, und auch die Agenten 
bebürfen eines beſonderen Exequatur. *? 

3. Die Konfuln bebürfen, wie oben ausgeführt, eines 
doppelten Titeld, um amtlich fungieren zu können; einmal 
des in der Ernennung liegenden Amtsauftrages ihres eigenen 
Staates, fodann de Crequatur des Empfangsſtaates. ** 
Letzteres ift die offizielle Genehmigung bes Empfangsſtaates 
für den Konful, amtliche Funktionen feines Abfendeftantes 
ausüben zu dürfen; vor Empfang des Erequatur 
Darf der Konful nidt amtlih thätig werden. 
Das Erequatur wird unter Cinfendung des Anftellungs- 
patente3 vom Empfangsftaat, regelmäßig auf diplomatifchem 
Wege, erbeten. Kein Staat ift rechtlich verpflichtet, das 
Erequatur zu geben; dasfelbe fann an Bebingungen ge 
Inüpft, auch jederzeit zurückgezogen werden. ** Die Form 


VOR. At. 56 Abſ. 1; ſchen Ernennung und Erequatur 


König. u ausdrüdlich hervor. jeaktion. 
“ Rail, D . 0. 28. Rov. 1874 | KonfB. Art. 2 Abf. 1. Griech. 
(RNGB. 135). Konf?. Art. 1 Abi. 2 


“42 Koni®. $. 11, dazu bie ountfglis: 248. Calvo 
Epetatbef mn en ber der. I, limore I 
träge; , Brafilien Art. 9. |270. Niederl. KonſV. Art. 
PH l. x zu 8. 1, 83. 5; Abf. 3. Spanien Art. 2, Ita⸗ 
fett fümttige "Serträge "heben lien Art. 2, Union Art. 2, Bra⸗ 
aufalzufammenhang zmi- | filien Art. 2 Abf. 4. 
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des Erequatur ift in den verjchiedenen Staaten fehr ver- 
ſchieden; die Erteilung des Erequatur ift offiziell zu publi- 
zieren und wirb im Deutfchen Reiche überdies neben der 
Publilation im Zentralblatt für das Deutſche Reich noch 
den höheren Verwaltungsbehörden und Gerichten befonders 
mitgeteilt. +8 

4. Für die Ernennung zum Wahlkonſul ftatuiert das 
Deutfche Reich befondere Vorausfegungen nit; es follen 
vorzugsweife anfäffige Kaufleute, welche die deutfche Staats- 
angebörigfeit befigen, zu dem Amte berufen werben, *° Doch 
handelt es fich dabei nicht um rechtlich notwendige Vor⸗ 
ausſetzungen. 

Für die Bekleidung eines Berufskonſulates Dagegen ſtellt 
das Geſetz folgende Vorausſetzungen auf: 1. deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit („Bundesindigenat“), 2. eine beſondere Bor» 
bildung; der Nachweis dieſer letzteren iſt entweder durch 
eine beſondere Konfulatsprüfung *7 zu erbringen, oder aber 
der Aſpirant muß nach beftandener erfter juriſtiſcher Prüs 
fung drei Sahre im inneren Dienft oder der Advokatur und 
zwei Jahre im Konfulatsbienft gearbeitet haben. *° 

Bor Antritt des Amtes haben alle Konſuln einen be 
fonderen Amtseid zu leiften, der im Geſetz normiert ift.*° 

5. Die Abgrenzung der fonfularifhen Amtöbezirte er- 
folgt durch den Reichskanzler; nur bei den mit Gerichtäbar- 


‚15 Bgl. auch die Spezialbe-| 1° Konib. 8.7 

immun Zraſilian. Konf®.| + KonſG. 8. 4, ern bie Vor⸗ 
er 2 ab. Ihriften to ‚2. J, ‚Dal König 

46 Ronil. 9 den allgemeinen 
7 Das nicht rite publizierte —* er Beamten f. oben 
Regulativ für diefe Prüfung |. 3b. I, 310 f. 
bei König 46 f. 
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feit auögeftatteten Konfulaten ift zuvor der Bundesrat zu 
hören. 

IV. Die Abberufung der Konfuln erfolgt dur den 
Kaifer im Einvernehmen mit dem Bunbesrat.5° Wahl⸗ 
fonfuln können jederzeit ohne meiteres entlaflen werben. 51 
Alle Konfuln können jederzeit vom Kaifer verfegt, 5? fowie 
mit Martegeld zur Dispofition geftellt werden;5? für bie 
PVenfionierung gelten die allgemeinen Rechtsſätze, doch wird 
die Dienftzeit in Oſt- und Mittelafien, Mittel- und Süp- 
amerifa, ſowie den Ländern der Sübfee doppelt angerechnet, 
wenn der Konful überhaupt länger als ein Jahr außerhalb 
Europas gedient hat. Der Bundesrat Tann das Verzeich- 
nis diefer Länder auf dem Verordnungswege noch erweitern.5* 

Ausbruch des Krieges bricht alle frienlichen Beziehungen, 
alfo auch die konſulariſchen, ipso jure ab;55 bei ander- 
weitigem Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen bat der 
Konful eine befondere Weifung des Neichöfanzler zu er- 
warten. 5° Wechſel des StaatSoberhauptes oder der Staats- 
form alteriert die fonfularifchen Beziehungen nicht. Unter- 
gang eines Staatsweſens als jelbitändiger Macht hebt da⸗ 
gegen die konſulariſchen Beziehungen auf. °? 

Endlich kann eine Beendigung diefer Beziehungen ein- 
treten durch Burüdziehung des Erxequatur feitens des Em- 


5° ReichsbeamtenG. *— 54 Ehenva $. 51, dazu V. d 
5 KonſG. $. 10 Ab}. 3. BR. v. 6. Dez. 1880 (CL 173) 
68 MeichöbeamtenG. 8. 283 |u. 8 März 1886 (CBl. 55). 
Abf. 1. 5%. 9. Calvo I $. 518. 
58 Ebenda 8. 25. Der Natur Martone- Geffcken $. 78, 
der Sade nad Tann fi Diele richtig Dppenbeim 24. 
Vorſchrift nur auf die befoldeten,| ® Q. D. 3. zu 8.1 58.6 
d. i. die Berufskonſuln beziehen, Abf. 3; König 97. 
f. & Meyer VerwR. II, s” CalvoI 8. 517. 





Das Konfularredit. 8. 36. 461 


pfangsftantes oder durch Ausſchluß der Konfuln von einem 
beftimmten Drte oder dem geſamten Staatsgebiete, Maß- 
regeln, die vollftändig im freien Belieben der Staaten ftehen. 


Ol. Das konſulariſche Amt. 

I. DieKonfulnhabenalleallgemeinenRedte 
und Pflichten der Staat3beamten.® 

1. Gehalt beziehen nur die Berufskonſuln nah Maf- 
gabe des Etatägefehes, 5° indes die Entſchädigung der Wahl- 
fonfuln lediglih in den Gebühren beſteht; o außerdem 
werden den Wahlkonſuln noch gemwifle Ausgaben eritattet, 
und es Tann fogar denfelben eine Entſchädigung aus der 
Reichskaſſe gewährt werden, wenn fie den Nachweis erbrin- 
gen, daß die bezogenen Gebühren fein ausreichendes Aqui- 
valent für den von ihnen zu machenden Dienftaufmand 
bilden. Die Reife-, Einrichtungs- und Bureaufoften werben 
den Konfuln vergütet; Tagegelder und Fuhrkoſten 2 ge- 
hören zum Gehalt, ebenſo Wartegeld und Penſion. Stirbt 
ein Konſul im Ausland, ſo werden ſeine Angehörigen koften⸗ 
frei in die Heimat befördert. *° 

2. Zu den allgemeinen Pflichten der Konfuln gehört 
auh die Refidenzpfliht. Dauernde und ungebühr- 
lie Entfernung vom Amtafig wird als Entlaffungsantrag 
betrachtet. *% Auf motivierten Antrag Tann den Konſuln 


* Dat Laband I, 508ff.,oben | 
Bd. 1, 313 ff.; König 8. 15. über in 8.2.0.8. April 1879 
Bd Koni. 8. 8 Ab]. 1; die Ge- |u. 7. Febr. 1881. 
haltafäge „NHwanten zwiſchen m Ronja, 8,8 8 Abſ. 3, Reichs⸗ 


62 Genaue Vorſchriften bier- 





u 
6o KonſG. 10 Abſ. 1 ee ann 
s KonſG. 8. 8 Abſ. 2. “ Koni®. 8. 6. 
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durh den Neichsfanzler Urlaub erteilt werben, doch ift in 
diefem Falle für genügende Stellvertretung, fowie dafür zu 
forgen, daß dem beurlaubten Konſul dienftlihe Verfügungen 
jederzeit zugeftellt werben können. Der Urlaub fann jeder⸗ 
zeit im Intereſſe des Dienftes zurüdgenommen merben. 86 

3. Berufslonfuln dürfen weder kaufmänniſche noch an« 
dere mit einer Nemuneration verbundene Gefchäfte neben 
ihrem Amte betreiben. *° Deutſche Konfuln dürfen ohne 
Genehmigung des Kaiferd mweber ein Konfulat noch Ge 
fchenfe oder Orden eines fremden Staates annehmen. °7 

I. Diediplomatifhen Privilegienfommen 
prinzipiell den Konfuln nidt zu. In dieſem nega- 
tiven Sage find Theorie und Praris einig.*® Poſitiv 
aber ift die Frage der perſönlichen Rechtsſtellung der Kon⸗ 
fuln bis jeßt völlig ungelöft, aber einer Löfung auf dem 
Wege internationaler Vereinbarung dringend bevürftig. Die 
allgemeinen Redewendungen von „bejonderem Schu des 
Völkerrechtes”, „bejonderer Courtoifie” find juriftifch wert- 
[03.°° 


Unverlegbarfeit ber perſen (tl) 


es A. D 5% zu der Dazu 
Kaif. 3. v. 28. Avril 187I (NGB. 
134). 

6 KonſG. 


. 8 Abſ. 5, vb. 
ReichsbeamtenG. di) 16. B.v 
7. Yebr. 1881 (ROB 27). 

8 KonſG. 


oes Vgl. bie Yngaben von 
Horn bei Hirth 4 
 Solde allgemeine Phraſen 
finden ſich bei allen Theoretikern, 
vgl. die Blumenleſe bei Zorn 
a. a. D. Heffter-Geffcken 
. 248 behauptet ald einziges 
orrecht „weſentlich nur eine 


und zitiert i. 9. ür Die 
Se e der Gerihtabarkeit bie 
r. 2 8. 65l 


v. —X 8 * ſpricht von 


einer „mäßigen? Ausdehnung 
der Privilegien der Geſandten 
auf bie Ronfafm. Bulmerineq 
bei Marquardſen 321 entnimmt 
ſeine Angaben verſchiedenen 
Staatsverträgen. Das iſt wenig⸗ 
ſtens poſitives Recht, aber nicht 
in der Allgemeinheit, wie es nach 
dem Bulmerincq'ſchen Text er- 
Teint. 
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1. Was zuvörberft die Gerihtsbarfeit angeht, fo 
find die im Reihägebiet refidierenden frem- 
den Konfuln der deutfhen Gerichtsbarkeit 
prinzipiell unterworfen, es ſei denn, daß in 
Staatöverträgen etwas anderes beſtimmt 
wäre.” Derartige Beftimmungen finden fih in den 
Konfularverträgen mit Stalin, Spanien, Rußland, der 
nordamerilanifhen Union, Brafilien, Griechenland, ſowie 
den Hamdelöverträgen mit Goftarica, San Salvador und 
Hamwaii.’! Diefelben find unter ſich nicht völlig überein- 
ftimmend und kennzeichnen deutlih das unſichere Taften 
der Gejeßgebung in dieſer Materie. Im wefentlichen be 
ſchränkt fi das in jenen Verträgen den Konſuln gewährte 
Privileg darauf, daß Berufstonfuln nur wegen Verbrechen 
verhaftet werden bürfen.?? 

Über die befonderen Verhältniffe der Konfuln in ben- 
jenign Staatn, in melden deutſche Gerichtsbarkeit 
eriftiert, f. den folgenden Abfchnitt. — 

2. In der Theorie wird ferner mehrfah ala durd 
internationaled Gewohnheitsrecht anerkanntes Privileg der 
Konfuln die Unverlegbarfeit der Ardive und 
amtlihden Papiere behaupte.” Ein Gemwohnbeits- 
recht Diefes Inhaltes läßt ſich jedoch nicht erweiſen.““ 

70 GVBG. 8. 21. Unridtig| 9 Es würde den Ruhmen des 


demgemäß Calvo I 8. 473. Lehrbuches überfchreiten, dieſe 
71 Italien Zi 3 Abſ. 2,| Borfchriften im einzelnen zu 


= 


Spanien Art. 4, 20, Rußland |erörtern, vgl. darüber Zorn, 
Art. 23, Union a ‚8, Eofta- bei ‚sit 0—432. 
rica Art. 97 Abf. 4, Sam Sal⸗ Phillimore II 268. 


vador Art. 24 Adi. 3 ‚ Hawaii Dppenkeim 3 Bulme- 
Art. 12, Brafilien Art. 4, Gries vineg 922 
denland Art. 2 Abi. 2, 3. Born bei Hirth 432. 
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England erkennt den Anfpruh prinzipiell nidt an.’® 
Auch eine generelle Vorfchrift des Deutfchen Reiches fehlt. 
Wohl aber ift die Unverlegbarfeit gegenjeitig anerkannt in 
den Konfularverträgen mit Italien, Rußland, Spanien, 
den Niederlanden, Brafilien, Griechenland ‚’° ferner den 
Handelsverträgen mit der Argentinifchen Republif, Coftarica, 
San Salvador, Hawaii.““ Die Ortsbehörden dürfen dar- 
nach jene Archive und Papiere weder befchlagnahmen noch 
auh nur einfehen. Für die Archive und Papiere der 
Berufsfonfulate gilt Died abfolut; die Wahlfonfuln müffen 
die amtlichen Papiere ftreng geſondert von ihren Privat⸗ 
papieren aufbewahren, um das Privileg beanſpruchen zu 
fönnen. Mit der norbamerifanifhen Union und der Türkei 
ift das Privileg ausgedehnt auf die Amtsräume und Wob- 
nungen ber Konfuln.”? Doch darf hieraus Fein Afylrecht 
für Verbrecher abgeleitet werbden.”® 

3. Negelmäßig ift den Konfuln ferner geftattet, ſich 
zu Dienftlichen Zweden der Hoheitszeichen ihres Staates 
zu bedienen, fo an ihren Amtsräumen dad Staat3- 
mwappen anzubringen, auf ihren Häufen und Dienft- 
fahrzeugn ihre Nationalflagge zu hiſſen. Aud 
deutfcherfeit? wird Dies fo geftattet ala beanfprudht,®® 
und es ftehen ſolche Hoheitszeichen unter befonderem ftraf- 


76 Martens - Geffcken| "7 Argentin. Rep. Art. 11 Abſ. 
2351. Dppenbeim 38, 41 u.|2, Coftarica Art. 28, San Sal- 
bef. Beach Lawrence &le- |vador Art. 25, Hawaii Art. 14. 
ments du droit international | 78 Union Art. 5, Türk. Kapi- 

„vg. tulation v. 1761 Art. 5. 

"0 Italien Art. 6, Rußland | 9 Bgl. Zorn bei Hirth 432. 
Art.5, Spanien Art. 6, Nieder-| 2A. D. J. zu As 3.7, vol. 
lande Art. 5, Brafilien Art. 7, Zorn bei Hirth 1, 
Griechenland Art. 5. 
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rechtlichen Schuße.?! Die Staatöverträge enthalten übrigens 
auch über diefen Punkt fehr verfchiedene Vorfchriften.2? 

4. Endlich wird in der Theorie übereinftimmend ges 
lehrt, die Konfuln hätten einen völferrechtlihen Anſpruch 
auf Befreiung von Steuer- und anderweitigen 
Laften des Empfangsftaatee. Ein derartiger genereller 
Satz läßt fich jeboch juriftifch nicht ermeifen,,$® und das 
vorhandene Material von Spezialrechtsfägen iſt in feiner 
Verfchiedenheit nur ein Beweis dafür, daß ein der— 
artiges Privileg für die Konfuln ala wün- 
ſchenswert, ja ald notwendig betradtet wird, 
ohne daß über den Umfang desfelben ein aud 
nur einigermaßen genügendes Einverftändnis 
bis jeßt hätte erzielt werden können. Das 
deutſche Recht giebt nur die einzige generelle Vorſchrift, 
daß fremde Berufsfonfuln, melde Staatsangehörige ihres 
Abfendeftantes find und an ihrem Domizil weder Grund- 
ftüde befigen noch ein Taufmännifches Gefchäft oder ein 
Gewerbe betreiben, von der militärifhen Duartierleiftungs- 
pflicht befreit find, fofern Reziprozität gewährt wird.8* 

Alle diefe VBorfhriften find völlig unge- 


1 RStGB. 8. 104. Staat3verträgen, beizufügen Bra- 

Italien Art. 5, Union Art. | filien Art. 3. Griechenland Art. 
4, Rußland Art. 4, Spanien |2 Abf. 1; f. auch Hänel StR. J, 
Art. 5, Coftarica Art. 27 Abf. 5, | 533%. 
San Salvador Art. 24 Abi. 4,| *D. 8. ©. (BGB. 1868, 
Hamaii Art. 13, Niederlande | 523) 132 Bol. im übrigen 
Art. 4, Brafilien Art. 6, Gries | über die Rechtöverhältniffe der 
henland Art. 4; vgl. Zorn | fremden Konfuln im Reichdge- 
433?., biet die ſehr allgemein gehaltene 

ss” Born 433f. S.aucd dort preuß. Denkſchrift bei König 
die näheren Angaben aus den |31ff. 

Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 30 
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nügend und eine umfaffende internationale 
Vereinbarung über die perfönliden Rechtsver— 
bältniffe der Konſuln ift Dringend notwendig. 

Das Deutfche Reich Hat fi faft in ſämtlichen Ber- 
trägen die Rechte der meiftbegünftigten Nation ausdrücklich 
vorbehalten.®® 


IV. Die konfularifchen Funkfionen. 

J. 1. Nah Maßgabe des ihnen erteilten 
Amtsauftrages bezw. der im Erequatur ent- 
baltenen Konzeffion des Empfangsftaates 
verwalten die Konfuln innerhalb ihres Amts— 
bezirkes das Imperium ihres Staates. Als 
Staatsbehörden haben fie das Recht, mit den Staatö- 
behörden des Territorialftantes amtlich zu verfehren; der 
amtliche Verkehr mit den Zentralbehörben ſoll jedoch regel- 
mäßig durch die diplomatiſchen Vertreter des betreffenden 
Staates vermittelt merben.*® 

2. Da die Konfuln die Staatsgewalt re- 
präfentieren, ftehen ihnen ihre Staatsange- 
hörigen als Untertbanen gegenüber?! Diefes 
Unterthanenverhältnis tritt allerdingd in den georbneten 
Staaten höherer Bivilifation wenig hervor, da die Rechts⸗ 
orbnung diefer Staaten ganz vom Territorialitätsprinzip be= 


85 Vgl. die Angaben vondorn Rußland Art.8, Niederlande Art. 
434*, dazu Brafilien Art. 47.16, Hawaii Art. 17 China Art. 
Griechenland Art. 27. 3,3 Japan Art. 21, Brafilien 

se A. D. 5. au 5. 1 8. 6,| Art. 10, Sriedenland Art. 8. 
dazu König $. 26, ferner die|l_®’de Clereq et de Vallat 
Berträge mit allen Art. 9,|I 416. 

Spanien Art. 9, Union Art. 8, 
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berriht if. Anders Dagegen in ber Türkei, den oſt⸗ 
afiatifhen Heiden und den polgnefifhen Inſelſtaaten. 
Hier find die Fremden faft vollftändig von der Territorial- 
“ flaatsgewalt erimiert und nur der Hoheit ihrer Konfuln 
unterworfen. Ganz allgemein aber ift den Konſuln das 
Recht eingeräumt, behufs Erfüllung ihrer Yunftionen den 
Beiftand deutfcher Kriegsſchiffe zu requirieren; die Verant⸗ 
mwortung für derartige Sinterventionen der Kriegsmarine 
trägt der Konful.®® 

38. Die deutſchen Konfuln find verpflidtet, 
den zu ihnen im Untertbanenverhältnigftehen- 
den Perfonen ihren geſetzlichen Schutz zu ge— 
währen.?? In dieſem Rechtsverhältnis aber ſtehen nicht 
allein die NReihsangehörigen, ſondern auch die 
Schutzgenoſſen und fog. de facto-Unterthanen. 
Die Neichangehörigkeit iſt einfah nah den allgemeinen 
geſetzlichen Beftimmungen zu beurteilen;?° dieſelben modi« 
fgieren fih nur duch die Vorſchrift, daß die Stantsan- " 
gehörigen mehrerer Staaten die deutſche Naturalifation nur 
dann erhalten dürfen, wenn fie formell aus dem anderen 
Staatsverbande entlaſſen find.?! 


88 KonſG. = Rınfa. 4.20 dazu K. V. Die 4. D. J. generaliſiert jene 
28. — 1875. Marine VB. Sʒzigwetordung⸗ 
Kr. U dönig 88. 63-66. .v. 1. Juni 1870 (BGB. 


355), Ya Laband IS. 14 ff., 
oben Bd. I ©. 342 ff. Ferner 
die Monographie von Seybdel 
in Hirths Ann. 1876, 185 ff. 
Über Dititärpflichtige vgi. ſpe⸗ 


Die genauen Vorſchriften 
hierüber enthält die 3. v. 1. Mai 
872 über Erteilung des Kon- 
ſularſchutzes in der Türfei, Ser- 


bien, Rumänien, China, Japan. 
—* iſt nicht offiziell publi⸗ 

gedruckt bei König 549 
* n Siebe Ann. 1872, 1298#.|S 


zien König 5 
1 V. v. Dat 1872 6.4, f 


ff. ee die Angaben oben Bd. L 


30 * 
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Neben den Reichsangehörigen fommen als Tonfularifche 
Unterthanen in Betradt die Shuggenoffen,” d. i. 
Perfonen, welche die deutfche Staatsangehörigfeit nicht be— 
fiten, deren Staaten aber da, wo fie nicht felbjt Kon⸗ 
fulate haben, durch Verträge der deutſche Konſularſchutz 
generell zugefichert wurbe; in biefem Verhältnis ftehen zum 
Deutfchen ReiheÖfterreig-Ungarn, bie Shweiz und 
Zuremburg.® Auch Angehörige anderer Staaten können 
auf ihren Antrag dur Anordnung des Reichsfanzlers in 
das deutſche Schugverhältnis aufgenommen werden. Deutfche 
Schutzgenoſſen dürfen nicht unter einem anderen Kofular- 
[huge oder dem der Ortsbehörde ftehen.. Die Aufnahme 
in den beutfhen Schuß erfolgt nur auf Antrag und bat 
zur Vorausſetzung, daß Feine Tonfularifche Vertretung des 
Staated des Antragfteller® am Orte befteht, ſowie daß 
der Antragiteller feine ſchwebenden Rechtöftreitigfeiten er- 
ledigt hat.““ 

Die ſog. de facto-Unterthanen? kommen nur 
in denjenigen Gebieten vor, in welchen Konfulargerichtöbar- 
keit beftebt; zu denſelben gehören einmal ſolche Perfonen, 
welche felbft oder deren Eltern früher dem deutſchen Staats- 
verbande angehörten, ferner folde Perfonen, welche im 
ethnographifhen Sinne die „deutfche” Nationalität haben, 
endlid Unterthbanen des biplomatifchen oder Konfular- 
dienſtes.s Auch diefe Perfonen dürfen nur unter den 


a aD, 8. v. 1. Mai 1872 8. 17. 
u Konf®. 2 3.93. d.| 98 Ehenda 8. 1 9.8, 8. 

RR. v. 10. ent 1879 (Ser %e Ehenda 8. 13, es ift be⸗ 

fonders zu prüfen, „ob die Auf⸗ 

König 13. Laband I, | zunehmenden in der That die 

31f. deutſche Nationalität noch be- 
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oben bei den Schutzgenoſſen bezeichneten Vorausſetzungen in 
den deutſchen Konfularfhug aufgenommen werben; find 
diefelben Unterthanen einer dritten Macht, fo muß biefe 
ausdrücklich ihre Zuftimmung zum Eintritt in das deutſche 
Scutverhältnis geben. Bei den de facto - Unterthanen, 
welche nicht eine Beamtenftellung befleiven, bevarf es über- 
dies für die Aufnahme der Genehmigung des vorgefeßten 
Gefandten. 

4. Mit diefem Unterthanenverhältnts hängt es zu⸗ 
fammen, daß die deutſchen Konfuln gejetlich verpflichtet 
find, eine Matrikel zu führen,“ aus der fo viel 
ala möglich jederzeit der PBerfonalbeftand der 
dem Konful untergebenen PBerfonen erfidhtlid 
fein foll. Der Eintrag in die Matrifel ift jedoch Vor: 
ausſetzung der Erteilung des Konfularfchußes überall nicht; 
der Konſul ift vielmehr verpflichtet, allen Berfonen, welche 
nad dem Geſetz auf feinen Schuß Anſpruch machen können, 
dieſen zu gewähren, gleichgültig, ob fie in die Matrifel 
eingetragen find oder nicht. Nur in den oftafiatifchen, 
türfifhen und polynefifchen Staaten befteht überhaupt eine 
Verpflichtung, binnen 3 Monaten den Eintrag zu er- 
wirten.? In jedem Falle wendet der Eintrag den fonft 
infolge von zehnjährigem Aufenthalt im Auslande ipso 
jure eintretenden Verluft der deutſchen Staatsangehörig- 
feit ab.100 
wahrt haben. mad an der Sprade, | A. D. J. zu 8.1 8 2. Sten. 
deren fie fich bedienen, und an | Ber. 1807, 188. König $. 8 


ihren ſonſtigen Berhältniffen nn 1. ai 1872 8.5 
leicht FA erfennen fein wird". Do Ri 9.13 
M an. 3. . 12. raband 355) © 2 1. Sumi 1870 (BGB. 
nig —$3 
. Mai Ye . 28. 
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Der Eintrag erfolgt immer auf befonderen Antrag 
unter Einreihung der Legitimationdpapiere, welche vom 
Konful einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen find; 101 
der Eintrag bezieht fich zugleich auf die Ehefrau und die 
minberjährigen Kinder; 102 über den erfolgten Eintrag ift 
auf Verlangen ein Shugfchein auszuftellen, der alljährlich 
erneuert werden muß.1® Löfchung in der Matrifel erfolgt 
1. bei Tod, 2. dauerndem Berlaflen des Bezirkes, 3. Ver- 
luft der deutſchen bezw. fchußgenöffifchen Staatsangehörig- 
feit, 4. Übertritt zum Islam, 5. bei Schutzgenoſſen infolge 
der Errichtung eined eigenen Konſulates des betreffenden 
Staates, 6. Eingehung einer Ehe mit einem dem Schutz⸗ 
verbande nicht angehörigen Manne, 7. bei den fog. de 
facto-Unterthanen infolge von Amtsverluft, 8. bei den⸗ 
felben Perfonen, ſowie bei den Schußgenoflen i. e. ©. in⸗ 
folge des Austrittes aus dem deutfchen Schutverbande, 
der aber nur zuläffig ift nach Erledigung aller ſchwebenden 
Rechtsſtreitigkeiten, 9. bei denfelben Perfonenfategorieen in- 
folge von Verbrechen, Vergehen, wiederholter Nichterfüllung 
der Pflichten gegen die Schubbehörde ober aus anderen 
Gründen, welche den Schußbejohlenen ald des beutfchen 
Schußes unwürdig erfcheinen laſſen; der Konful hat in letzterem 
Falle eine formelle Entſcheidung zu fällen, gegen welche 
binnen 10 Tagen Rekurs an die vorgefegte Gefandtfchaft 
geftattet iſt.⸗ Der Eintrag in die Matrifel ift alljähr- 
lih zu erneuern und jedesmal im Februar über die er- 


101 V. v. 1. Mai 1872 8.7. 
102 (Ehenda R 6, 11, 12. 


104 Ebenda 88. 18, 19; ferner 
DB. d. RR. ov. 1872; 
108 Ehenda 88. 8—10. 


K. v. 5. N 
dazu König 120. 
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folgten Veränderungen Bericht an das Auswärtige Amt 
zu eritatten.!05 


OD. Die Konfuln haben ihre Funktionen nach Geſetz, 
Verordnung und Inftruftion auszuüben. Es ift jedoch 
den deutfhen Konfuln unter befonderen Vor— 
ausfegungen Die Befugnis eingeräumt, aud 
vonſich aus Rechtsvorſchriften fürihren Amt3- 
bezirk zu erlaſſen, welchen die Konſularunter— 
gebenen unbedingt zu gehorchen haben. In allen 
denjenigen Zändern nämlich, in melden beutfche Konfular- 
gerichtöbarfeit befteht (f. hierüber unten), ift gefehlich den 
Konfuln das Recht erteilt, Bolizeiverordnungen mit 
Strafandrohungen big zu 150 M., eventuell Haft zu er- 
Iafien.!°° Diefelben find an der Gerichtätafel und fonft in 
ortzüblicher Weife zu publizieren ‚197 ferner dem zuftändigen 
diplomatifchen Vertreter des Reiches, der Über diefelben „vom 
politifden Standpunkt“ au& an den Neichöfanzler zu be⸗ 


richten bat, und ferner dem letteren felbft mitzuteilen, der: 


diefelben ohne weiteres außer Kraft ſetzen Ffann.!0® 


Wenn nun auch diefe Verordnungen in erfter Linie zur- 


Ergänzung des anzumendenden Rechtes dienen follen, fo ift 
doch nad Ausweis der Motive der Konful berechtigt, jelbft 


das vorhandene Geſetzes recht abzuändern, fofern dasſelbe 
nad feinem Ermeſſen im Konfularbezirt unanmendbar ift.19% 


106 V. v. 1. Mai 12 89 .|vom Reichstag eingefügt, in 
106 KonſGerG. 8.4; dazu 2. welchem das Polizeiverordnungs- 
- v. 10. Sept. 1879 (EB. recht der Konfuln zu Bedenken 


Anlaß gab. 
107 8, 9. 10. Sept. 1879 8. 4. 1% Dil. Born bei Hirth 437°. 


108 Diefe Beftimmung mwurbe 
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IH. Die FZunftionen der Konfuln!!? find im Kon- 
fulargefeß zunächſt nach folgenden drei allgemeinen Gefidhts- 
punkten beftimmt: thunlichſter Schuß und Förde- 
rung der Intereſſen des Reihes, namentlid in 
Bezug auf Handel, Schiffahrt und Verkehr; 
Überwahung der Beobadtung der in dieſer 
Beziehung beſtehenden Staatsverträge; Ge- 
währung von Rat und Beiftand an bie Schuß: 
befoblenen. In den oftaftatiiden Staaten muß der 
gefamte Verkehr von Deutfchen mit den inländifchen Behörden 


durch die Konfuln vermittelt werben, 111 

Außerdem aber ift die Amtsthätigfeit der Konfuln durch 
die deutfche Gefehgebung folgendermaßen fpezialifiert: 

1. Die Konfuln fungieren da, wo fie hierfür 
Spezialauftragdes Reihstanzlers empfangen 


110 Die allgemeinen Erörte- 
rungen in den völferredhtlidhen 
Werten find völlig ungenügend. 

111 Konf.8.1. König.3; 
dazu wegen der Staatöverträge 
noch die Spezialvorfchriften der 
A. D. J. zu 8. Eine aus⸗ 
führliche Darſtellung der kon⸗ 
ſulariſchen Rechte „in nicht— 
chriſtlichen Staaten“? giebt Bul⸗ 
merincg bei Marquardſen I, 2 
S. 322ff., an der anzuerkennen 
ift, daß fie nicht mehr auf all- 
gemeinen Redensarten, fondern 
auf dem in Staat@verträgen ent- 
baltenen pofitiven Recht berubt. 


der Mehrzahl der Staaten in 
von ihnen untereinander ge- 
fhloffenen Verträgen vereinbart 
in folgenden, im wejentlichen über: 
einitimmenden Beftimmungen“ ; 
dazu die Anmerkung: „eine ver- 
gleihende Zufammenftellung der 
Konjulargejege der einzelnen 
Staaten haben wir uns ver 
fagen müflen“. Demgemäß_ ift 
eine Konipilation aus verjchie- 
denen deutfchen und nichtdeutſchen 
Staatsverträgen — man erkennt 
nidt, nad melden Gejichts- 
punften die Ausmwahl getroffen 
ift — gegeben. Die Grundlage 


Die „Zunftionen oder Pflichten | aber für das Vertragsrecht, die 


der Konſuln in chriſtlichen 
Staaten“ bringt Bulmerincq 
in 8. 77 zur Darftellung, und 
zwar auf d. fyftematifchen Grund⸗ 
lage: dieſe Funktionen „find von 





eſetzlichen Vorſchriften, auf 
rund deren die Verträge ab- 
geſchloſſen find, bleibt unbe- 


rüdfichtigt. 
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haben, als Zivilftandgbeamte für ihre Unter- 
gebenen.!!? Diefer Auftrag ift erteilt für Spanien und 
die fpanifchen Kolonieen, Serbien, Griechenland, Portugal 
und die Kolonieen, Rumänien, Türkei famt Agypten und 
Bulgarien, Tunis, Brafilien, Zentralamerila, Kolumbien, 
Peru, Ecuador, Bolivia, Argentinifhe und Dominikanische 
Republik; China, Japan, Siam; Maroffo, Zanzibar, Samoa 
und Tonga, Korea, Paraguay, Perfien, Südafrikaniſche Re- 
publik, Stalien.!? Der Auftrag ift nicht mit dem Amt ver- 
bunden, fondern wird dem einzelnen Amtöträger erteilt; 114 
der f. 3. im Reichstage geftellte Antrag, alle Konfuln kraft 
ihres Amtes zu Zivilſtandsbeamten zu beftellen, wurde ab- 
gelehnt; der Auftrag wird im Gentralblatt f. d. D. N. 
befannt gemadt. 

Als Bivilftandabeomte haben die Konſuln eine doppelte 


112 G. v. 4. Mai 1870 (BGB. 
599); dazu Sten. Ber. d. Reichs⸗ 
tags Verh. 20,592ff.,638. KonſG. 

.13; dazu 2. d. RR. ©. 1. März 
1871 (nicht offiziell publigiert). 
Der Vorbehalt in $. 13 i. f., 
ber nur praftifche Bedeutung für 
Baden wette, ift befeitigt durch 
V. d .v. 21. Januar 1876, 
nicht ——e ſ. König 182. 
Über Ehefchließungenvon Schwei- 
gern vor deutfhen SKonfuln 
CBl. 1877, 649. Vgl. ferner die 


wichtige Dentichrift v. 3%. 1878, | Hirth 4483 


mitgeteilt bei Cahn Komment. 
Staatsangeh.-Gef. 2.4. S.376 ff. 
ferner ZabandU,14ff. Köni 
„2 37, * ‚gorn bei Hirth 1882, 
1ff sv Siderer Per- 
fon han u. &hef hliebung 492 495 ig 
G. Meyer Berwf. ft. 


a ſchließun 


Ganz verwirrt und unjuriftifch 
Bluntſchli $. 221, Rote. 
Durch Staatöverträge ift dieſe 
Materie geregelt mit Brafilien, 
Coftarica, Guatemala, Stalien, 
Paraguay, San Salvador, Ser- 
bien, der Süpdafrilanifchen Re- 
publit. S. auch Niemeyer: 
das in Deutſchland geltende 
internationale Privatrecht. 

8 5.die genauen Angaben (bis 
a0) ae a. D.443f. Über 
Spanien — jedoch Zorn bei 

über die Argen« 

.Itinifde Republit 4441. ür 

Italien ift konſulariſche Cbe- 

nur zugelaflen, wenn 

beide Nupturienten Reichdan- 
gehörige find. 

1148. v. 4. Mai 1870 8. 1. 
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Aufgabe, nämlid a) Chefhließungen vorzunehmen, 
b) die PBerfonenftandsregifter zu führen. Zur 
Eheſchließung find die Konſuln ſchon dann fompetent, wenn 
ein Teil der Nupturienten ihrer Jurisdiktion unterworfen 
iſt; 115 jedoch find die Deutſchen nicht verpflichtet, ihre Ehen 
vor dem Konſul abzufchließen, fordern fönnen ſich nach dem 
Rechtsgrundſatz: locus regit actum aud) der lanbesrechtlichen 
Form bedienen, fofern die prinzipiellen Grundlagen bes 
Eherechtes, insbefondere in Bezug auf die monogamifche Ehe, 
im fremden Staate die gleichen find, wie im Deutſchen 
Reiche, alfo 3. B. deutfche Katholifen der tridentinifchen 
Form, mo dieſe das geltende Landesrecht if. Der Zweck 
des Gejebes mar in erfter Linie der, in Zändern, wo allein 
die tridentinifche Eheſchließungsform zu Recht befteht, den 
nichtfatholiichen Deutfchen, fowie in heibnifchen Ländern den 
Deutfchen überhaupt die Möglichkeit der Cingehung einer 
Ehe zu eröffnen. 11° 

Daß die Gültigkeit der vor einem Konful gefchloffenen 
Ehen internationales Prinzip fei, läßt fih nicht behaupten. 
jedenfalls beſitzen die vor einem berechtigten deutſchen Konful 
dem Geſetze gemäß abgefchlofjenen Ehen die deutſche Rechts⸗ 
fraft; ob fie aber von dem betreffenden auswärtigen Staate 
ala rechtsgültig anerkannt werden, läßt fi) nicht allgemein 


115 G. v. 4. Mai 1870 $. 10.| Sit Bat, nicht erfolgen, wenn 
Der brafilianifche Konfularver- | einer der Verlobten Angehöriger 
trag enthält dagegen die Spezial» | des vertragsfchließenden Teiles, 
vorlörift in Art. 14: „jelbftver- | indeflen Gebiete pie Cheſchließun 
ftändli Tann eine Eheichließung | erfolgt, oder eines dritten Staat 
vor dem SKonfularbeamten mit | ift.” 

Rechtswirkſamkeit für das Ge-| !18 Sten. Ber. Verh. S. 604, 
biet, in welchem berfelbe feinen Ivgl. Zorn bei Hirth 122. 
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entfcheiven. 117 Berechtigt, folden in feinem Gebiete nad 
fremden Recht gejchlojjenen Ehen die Anerkennung zu ver- 
fagen, ift jeder Staat fraft feiner Souveränetät ; 118 die An- 
erfennung fann aud) mangels einer pofitiven Erklärung nicht 
präfumiert werben. 

Der Reichskanzler wird demnach, bevor er den vom 
Geſetz geforderten Spezialauftrag erteilt, fi) immer zu ver- 
gewifjern haben, ob der beteiligte fremde Staat foldhe Ehen 
anerkennt; nur dadurch kann die Rechtskraft unbedingt ge⸗ 
fihert werben. 

Die konſulariſche Ehefchließung hat zu erfolgen, indem 

1. der Konful jeden der Nupturienten in Gegenwart von 
zwei Zeugen einzeln befragt, ob er die Ehe mit dem gegen- 
mwärtigen anderen Teile eingehen wolle; 2. durch die be- 
jahende Antwort; 3. durch die Erklärung des Konfuls, daß 
er die Verlobten nunmehr als kraft des Geſetzes verbundene 
Eheleute erkläre. !? Der Eheſchließung bat gemäß altem 
Herlommen ein Aufgebot voranzugehen, von welchem nur 
ausnahmsweiſe dispenftert werden darf. Dasfelbe hat den 
Bwed, feitzuftellen, ob der Ehe nicht gefeliche Hinderniſſe 12° 
117 S. d. Verb. darüber im|feitig grundfäglih anerkannt, 
Reichätan Sten. Ber.599 ff., 602, | „fomweit die Konfuln nach den 
bazu G. Meyer VerwR. LI, 10. | Gefegen des vertragfchließenden 

18 So daß Deutſche Reich: | Teiles, der fte ernannt hat, dazu 
G. v. 6. Febr. 1875 8. 41, vgl. | befugt find“. Dies ift nad 
Born a.a D. 1225. Über Be- | deutihem Recht der Fall; den 

immungenvon Staatöverträgen, | deutfden Konfuln in Stalien 

bie die Anerfennung aussprechen, | Tann alfo die Funktion über- 
G. Meyer VerwR. II, 10°. tragen werben. 

Eine interefiante Borfchrift über | 119 ©. v. 4. Mai 1870 88.7, 8. 

konſulariſche Ehefchließungen hat | 190 Uber die Wirfung von 

ber deutſch⸗italien. Koni®. v. | Ehehinderniffen, worüber 3. 


4. Mai 1891 (RGB. 118) Art. 1. | nodnicht reichärechtlich beftimmt 
Danach ift diefe Befugnis gegen- | ift, ſ. v. Sicherer Perjonenft. 
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im Wege ftehen, und es find demgemäß behufs Vornahme 
des Aufgebotes dem Konful infonderheit die vom Geſetz ge- 
forberten Urkunden in Vorlage zu bringen. Über Drt, 
Zeit, Form des Aufgebotes enthält das Geſetz genaue Vor- 
fchriften.'?! Eine Strafvorfchrift analog dem $. 69 des Geſ. 
v. 6. Februar 1875 enthält das die Chefchließung im Aus- 
land regelnde Gefet nicht. 1?1* 

Die zweite Funktion des zum Zivilſtandsbeamten er- 
nannten Konfuls ift die Führung der Berfonenftand $- 
regifter. Nach dem Geſetz find drei Regifter in gefonderter 
Weiſe zu führen: für Geburten, Eheſchließungen, Todesfälle. 
Die Einträge find in protofollarifher Yorm unter fort- 
laufender Nummer zu maden; die Regifterformulare ftellt 
der Reichskanzler feit; die Negifter find doppelt zu führen 
und das Duplifat am Ende des Jahres dem Reichskanzler 
einzufenden. Über die in die verfchiedenen Negifter aufzu- 
nehmenden Einträge giebt das Geſetz fehr detaillierte Vor⸗ 
ſchriften. #9 

2. Die Konfuln find beredtigt, über ihre 
Amtshbandlungen Urkunden mit öffentlidem 
Glauben auszuftellen, ebenfo über Thatſachen, 
mwelde fie in Ausübung ihres Amtes mwahr- 
genommen haben; dieſe Urkunden müffen mit dem 
Konfulatsfiegel verfehen und vom Konſul unterfchrieben 
fein ; 122 fte Dürfen immer ausgeftellt werden, wenn „beutfche 


u. —— 1 ar 10, ſ. auch Fe S. dazu Laband II, 14. 


Bürger! 88. 1 23-1347. 9. v. 4. Mai 1870 88. 2. 
Ehenda SR. 88. dazu | 9, 1, 12; dazu gen 1 
jet über Die Shehinbernifte 198 Konf®. 8 ob. 380. 


®.v. 6. Febr. 1875 88. 28—40 80; dazu ini 88.41, 42; 
v. Siderer 127ff,, Ser | Fapand 1 2 
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Intereſſen“ in Frage ftehen; die Konfuln follen ſich Dabei 
edoch der äußerſten Sorgfalt befleigigen und nichts be- 
zeugen, „was fie nicht mit einem gerichtlichen Zeugeneid zu 
befräftigen vermöchten“ „124 

Die Konfuln können mit der nämlichen Rechtskraft durch 
Legaliſierungsvermerk auch alle Urkunden der frembländifchen 
Behörden ihres Amtsbezirkes ausftatten, fofern ihnen die 
Echtheit und formelle Richtigkeit der Urkunde nachgewie- 
fen iſt. 85 

8. Die Konfuln find ferner beredtigt, als 
Notare zu fungieren.!?% Welche Funktionen materieller 
Natur den Notaren obliegen, beftimmt fi 3. 3. noch nad 
Landesrecht, welches demgemäß auch für die Konfuln maß- 
gebend ift.127 In erfter Linie wird es fich materiell immer 
darum handeln, Gefchäfte zu beurfunden, melde zu ihrer 
Gültigkeit der Form öffentlicher Urkunden bevürfen.!?® Die 
Konfuln find Hierzu kompetent, wenn eine ber beteiligten 
Perfonen ihrer Jurisdiktion unterworfen ift. Sind an dem 
Gefchäft nur Fremde beteiligt, fo find die deutſchen Konfuln 
zur Vornahme von Notariatsakten nicht kompetent. 1?° 


14%. D. 5%. zu $. 15, vgl. | hörden er, ohne konſulariſche 
Sud sr in v. Holgendorfjs | Beglaub 

Fin Roni®. 8. 16; dazu bie 

— KonſG. $ 14, vd. 8PO. Ihr genauen, Borfcriften der 


8.408 Abf.2, ©. v. 1. Mai 187819. D. 3. König Ss # ‚66, 
(RGL. 3,8 2; dazu König|88. Saband I, 2 
N . 89, 40, 86, 87; Laband IL,| 197 Bot. König 167 ff. 


95. Ein befonberer StBertr.mit| 133 ©. dazu die Bemertungen 
Öfterreic- Ungarn v. 25. Febr. bei Laband II, 25, ferner RS. 
1880 (RGB. 1881, 4, dazu für|v. 31. Mai 1891 (RED. 328) 
Bosnien 259) ſtelit die ürtunven 88. 10, 11, Anträge das Reichs⸗ 
der Behörden dieſes Staates ſauidbuch bet 

denjenigen der deutſchen Be» ? Die Staatöverträge legen 
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Während in materieller Beziehung demnach ein einheit- 
liches Notariatzrecht fehlt, Hat das Konfulargefeß in for- 
meller Beziehung einheitliches Necht gefchaffen, fomeit die 
Konfuln als Notare zu fungieren baben.!E° Die Urkunde 
muß vom Konful unterfchrieben und mit dem Konfulatsfiegel 
verfehen fein; zur Abfafjung find zwei Zeugen beizuziehen, 
vor welden die Verhandlung zu pflegen ift und welche 
famt den Parteien die Urkunde zu unterjchreiben haben. 
Bon der Einhaltung diefer Form ift die Rechtskraft der 
Urkunde bedingt. Iſt der Konful jelbit am Gefchäfte be- 
teiligt, fo darf er nicht ala Notar fungieren. Über alle 
Notariatsakte ift ein genaues Verzeichnis zu führen. 121 

Ob die Notariatsafte deutfcher Konfuln im Auslande 
Geltung haben, hängt felbftverftändlich nicht von den Be 
ftimmungen bes beutfchen Gejeßes, fondern von der Geneh- 


mehrfach auch dieſes Recht den 
Konfuln bei, und dies ift an fidh 
eine vollfommen legale Er- 
mweiterung ber deutichen Geſetz⸗ 
gebung; . 16 des KonfG. aller» 
ings beijchräntt die Zuftändig- 
feit der Konfuln auf Gefchäfte 
ber „Bundesangehörigen" (un- 
richtig Laband 269), die Kon⸗ 
ſularverträge ihrerſeits beſtimmen 
in der Regel, daß den Konſuln 
jene Funktion zuſtehe, ſoweit das 
Geſet fie ihnen beilegt; das 
deutſche Geſetz legt fie ihnen 
aber, falls alle Beteiligten 
Fremde find, nicht bei. Troß- 
dem fcheint man in der Prarts 
die Zuftändigleit gu bejaben, und 
Laband U, 26 billigt dies 
obne weiteres, obmohl er S. 141! 


meine Behauptung, die Verträge 
ingen im allgemeinen als 
ex specialis ben SKonfular- 
gelet vor, falls nit ein aus⸗ 
rüdlicher Vorbehalt gemadht fet, 
für „unbegründet” erklärt. Hier 
ift Diefer Vorbehalt gemacht, und 
trogdem hält Laband bier die 
Vertragsbeitimmungen für gül⸗ 
tig! Für das Verhältnis des 
Berner Vertragüber den Eifen- 
bahnfrachtverkehr v. 14. DFt. 1890 
zum HandelsGeſB. erfennt 
übrigend Laband II, 116 den 
richtigen Grundſat mit aller 
Schärfe an. 

4 KonſG. $. 17. König 


DI. zu $. 16. 
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migung des betreffenden Territorialftantes ab; eine ſolche 
ift mehrfach in Staatöverträgen ausbrüdlich zugeftanden, in 
anderen Staaten wirb fie mohl ſtillſchweigend gewährt; ein 
internationales Gewohnheitsrecht aber für die Gültigkeit kon⸗ 
fularifcher Notariatöfunftionen zu behaupten, find wir zur 
Zeit noch jo wenig berechtigt, wie bezüglich der Tonfularifchen 
Eheichließungen. 182 

4. Die Konfuln baben auf Reguifition in— 
ländifher Behörden die Zuftellung an Per— 
fonen, welde in ihrem Amtsbezirt wohnen 
oder fih aufhalten, zu bewirten und darüber 
fhriftlides Zeugnis ale Nach weis einzu- 
fenden. 188 

5. Die Konfuln haben das Recht, Päffe aus— 
zuftellen und Päfle anderer Behörden zu vifieren, Die 
jenigen ausländifcher Behörden aber nur für Reifen ins 
Neichögebiet und überhaupt nur dann, wenn fie von ber 
PVolizeibehörde ihres Amtsfiges auögeftellt oder vifiert ober 
mit dem Viſa eines in demfelben Lande refivierenden diplo⸗ 
matifhen Vertreters oder Konſuls Ddesjenigen Staated ver- 
fehen find, von deſſen Behörben der Paß ausgeftellt ıft.'3+ 
Sicherheitägefährlichen Perfonen und Bettlen dürfen Päſſe 
nicht erteilt werben. Über die erteilten Päſſe ift ein Regifter 
zu führen, 185 

188 Die Stantöverträge ent-| 1% KoniG. 8. 19; dazu ie 

balten teilweife noch Spezial-|A. D. J., ferner 3 ZRD. 1% 
vorjchriften Über das Notariats⸗ 185 X Abf. 2. Laband 29: 
recht der Konfuln, vgl. Zorn wenig 55 50, 51. 
108: dazu Brafilien Art. 113. 1,| 1% KonſG. 8. 25. Pub. v. 

2,18, Sriehenland Art.9. S. 12. Dit. er 


ne bie „angaben bei Laband band IL, 20f. 
II, 281,2 185 A. D. 3. zu 
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In befonderer Weife ift diefe Funktion der Konfuln durch 
Staatsvertrag für die oftaftatiichen Staaten geordnet. 19° 

6. Die Konfuln Haben Deutfhen, welde im 
Ausland hHilfsbedürftig gemorden find, Die 
Mittel zur Milderung augenblidlider Not 
oderzurNüdtehr indie Heimat, eventuellfogar 
durh Requifition deutſcher Kriegsfhiffe, zu 
diefem Zwede zu gemwähren.!?" Die Unterftügung 
ift zu gewähren nad Maßgabe der erteilten Inſtruktion 
und der disponiblen Mittel; die Inſtruktion macht den 
Konfuln Außerfte Vorficht zur Pflicht, und keinenfalls kon⸗ 
ftitwiert die obige Vorfhrift einen Rehtsanfpruc ber 
Deutfchen im Auslande auf fonfularifhe Unterſtützung; in 
erfter Linie find immer die Ortsbehörden um Hilfe anzu- 
gehen, wie ja auch das Deutfche Reich feinerfeitS eine Unter» 
ftüßungspflicht für fich in derartigen Fällen anerkennt. 138 
Keine Unterftügung darf gewährt werben Dejerteuren vom 
Heer oder der Marine, Perfonen, melde fi) der Militär- 
pflicht entzogen haben, offenbar unwürdigen Individuen, 


Arbeitdunfäbigkleit ꝛc.“ zu ge 


186 China HB. Art. 8; dazu 
währen, ferner „nur an Per—⸗ 


1. Siam H2. Art. 7 Abf. 2, 
. Sal auch niederl. KonſV. 
t 


Art. 8. 

187 KonſG. 88. 26, 29; dazu 
die A. D. J. zu dieſen 88. und 
Nachtr. v. 22. Febr. 1873; 
Laband II, 32; König 88. 60 
bis 62. Jetzt DB. d. RK. vom 
1. April 1882 (CBl. 218), welche 
den Konfuln ftrengftens ein» 
fhärft, die Beihilfe „nur in 

ülen mirflider und unver 
chuſdeter Not, bei Krankheit, 


w Konv. Art. 6 u. Spez. Belt. 


fonen, die der Unterftügung nicht 
nur bebürftig, fondern aud) wür⸗ 
dig find“. Diefe Grundfäge 
werden dann unter 8 Biffern 
fpezifiziert; an Arbeitäfäbige und 
überhaupt „al® Almofen“ dürfen 
Beihilfen aus ber Konſularkaſſe 
gar nicht gegeben werden; bie 
Beträge werden den SKonfuln 
nur erje&t, wenn die obigen Vor⸗ 
fchriften befolgt find. 

188 G. v. 6. Juni 1870 (RGB,. 
360) 8. 60. 
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Deutſchen, welche eine fremde Staatsangehörigkeit erworben 
haben oder ohne Erlaubnis in fremden Militär- oder Zivil⸗ 
dienft getreten find. 12° Bei Gewährung der Unterftügung 
ift wo möglih ein ſchriftliches Rüdzahlungsverfprechen zu 
erwirfen ; der Konful kann im übrigen die geleiftete Unterftügung 
von etwaigen alimentationspflichtigen Verwandten einziehen 
ober biefelbe auch fofort beim Auswärtigen Amte liquidieren. 

7. Die Konfuln haben, falls ihnen hierzu 
Spezialmandat des Reihsfanzlers erteilt ift, 
das Recht, Zeugen zu vernehmen und Eide ab- 
zunehmen. 14° 

Diefes Spezialmandat ift erteilt Konſuln (nicht allen, 
fondern faft ausfchließlih nur Berufstonfuln) in England, 
den fpanifchen Kolonieen, der Türkei, Rumänien, Serbien, 
der Norbamerifanifchen Union, Kolumbien, der Argentinifchen 
Republik, China, Japan, Siam, Samoa, Tonga, Brafilien, 
Chile, Korea, Marokko, Niederlande und Kolonieen, Paraguay, 
Perfien, Südafrik. Republit, Tunis, Uruguay, Zanzibar. !*! 

Die Ausübung diefes Rechtes hängt wie alle fonfula- 
rifhen Funktionen von der Zulafiung des Empfangsftaates 
ab; das Deutjche Neich feinerfeit3 gewährt diefe Konzeffion 
nicht, fondern behält das Recht der Zeugenvernehmung und 
Eidesabnahme ausſchließlich den Gerichten vor. 142 Der 
Reichskanzler wird demnach das Spezialmandat nur in dem 


141 S. die genauen Angaben 
180 A. D J. zu 8. 6. Born 448f. 
18 S. oben ©. 44819 über die 
4 KonſG. 8. 20; dazu die| Korrefpondenz zwiſchen den 
AD. J TO. 8. 328; La-| Staatsfelretären des Auswärti⸗ 
band IL, 27f.; König 88. 52,|gen des Deutfchen Reiches und 
58, 92, 98. der NRordamerilaniichen Union. 
Born, Staatöredt U. 2. Aufl. 31 
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Falle erteilen, wem er der Genehmigung des Territorial⸗ 
ſtaates verfichert ft. 

Die Konfuln dürfen nur auf Requifition von inlän- 
difchen Gerichten Zeugen vernehmen und Eide abnehmen; 
Die Konſuln haben dabei nah Maßgabe der Requifition 
bez. der Vorfchriften der Prozeßordnungen zu verfahren; 148 
der Eidesabnahme hat eine Meineibsvermarnung voranzu- 
gehen; über den ganzen Alt ift ein genaues Protofoll auf- 
zunehmen; Tonfularifhe Beugenvernehmungen und Eidesab⸗ 
nahmen haben, wenn fie nach Vorfchrift der Geſetze erfolgten, 
die Kraft gerichtlicher Alte. Das Spezialmandat des Reichs⸗ 
kanzlers kann fih auch auf einen einzelnen Fall beziehen. — 
Außerdem können die Konfuln die Rechte des $. 20 aus- 
üben zur vorläufigen Feltitellung des Thatbeſtandes von 
Serunfällen, falls Gefahr auf Verzug ift. 1** 

8. Die Konfuln haben den in ihrem Amts- 
bezirk fi aufbaltenden deutſchen Kriegsſchif— 
fen jeden erforderlichen Beiſtand und Unter— 
ſtützung zu gewähren, die Führer derſelben über die 
Rechtsverhältniſſe, Ortsgebräuche, etwa herrſchende epidemiſche 
Krankheiten u. dgl. zu informieren. 46 Im einzelnen ent- 
hält die U. D. 3. hierüber fehr genaue Vorfchriften. 

9. Bei Redtsitreitigleiten ihrer Unterge- 
benenunterfid oder mit Fremden find Die Kon- 
fuln berufen, den Abſchluß von Vergleichen 
au vermit vermitteln und aud dad Schiedsrichteramt 


148 SED. u ‚ 40 ff., Unterfudhung von aetrieböun. 
ABO. 45— 3a. |fälen G. v. 13. Juli 1887 8.62. 
band 4 Koni®. 58. 27, 28; Dazu 


144 @.9. 7. Yuli 1877 $. 15; 


db. Abm. v. 22. Ang. 1872 
f. ferner auch über tonfularifche 


(König 261). 
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nah Mafgabe des am Orte geltenden Landes— 
rechtes zu übernehmen, falls fie hierau berufen wer: 
den nach Mafigabe eines rechtswirkſamen Schiebövertrages.1*° 
Der Schiedsſpruch ift ſchriftlich abzufaffen und mit Ent- 
ſcheidungsgründen zu verfehen. 

10. Die Ronfuln haben ferner als Nadlaß- 
‚beamte zu fungieren.’ PVBorausfegung bierfür ift 
1. daß es fih um den Nachlaß eines Untergebenen handelt, 
ber im Konfularbezirt geftorben ift, 2. daß wegen Abmejen- 
heit der Erben oder aus ähnlichen Gründen ein amtliches 
„Einfchreiten angezeigt erfcheint. 

Als Nachlaßbeamte dürfen die Konfuln 1. den Nachlaß 
‚Inventarifieren und verfiegeln, 2. die Mobilien je nad Er- 
fordern der Umftände verwahren und fogar verkaufen, 
8. die vorhandenen Gelber zur Tilgung der liquiden Schul⸗ 
den verwenden, endlich haben fie 4. für Übergabe des 
Nachlaſſes an die Iegitimen Erben zu forgen. 

Die Ausübung diefer Funktion ift wie die Ausübung 
aller anderen von der Genehmigung des Empfangsſtaates 
abhängig. Ein internationales Gewohnheitsrecht für An⸗ 
erkennung derſelben befteßt nicht, 1*3 und das Deutſche Reich 
verfagt den fremden Konfuln im allgemeinen die Befugnis, 
als Nachlaßbeamte ihrer Nationalen zu fungieren. !? Das 


85 KonſG. 8 21, — 88.47,49, 89,90; Reit 

| nie 55 a 4, 148 gorn bei Hirth 450. 

a Re 149 Bol. die analoge Beftim- 
147 KonſG. 8 ia: Aa „Ichr mung im KonſV. m. d. nord» 

ausführlich se = 2.9 rner amerik. Union Art. 10. HandelsV. 

3. d. Sr ers m. Hawaii Art. 19, 20. 

(SL. 817; abend 21f.; 


31* 
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Recht der deutfhen Konfuln im Auslande in diefer Be 
ziehung ift teils ſtillſchweigend, teils durch Staatäverträge 
anerkannt. 160 Vertragsbeſtimmungen über fonfularifche Nach⸗ 
laßregulierung beſtehen mit der Argentiniſchen Republik, 151 
China, 162 den niederländiſchen Kolonieen, 15° Perfien, 154 
San Salvador, 18056 Coſtarica, 160 Italien, 127 Spanien, !5® 
Rußland, 15% der Nordamerikaniſchen Union, 160 Hawaii, 161 
Siam, 62 Türkei, ?es Brafilien, 104 Griechenland, 105 Serbien, 
Uruguay, Paraguay, Chile, der Dominikaniſchen, der Süd⸗ 
afrikaniſchen Republik, Zanzibar, Guatemala, Honduras. 
Die Konſuln dieſer Staaten haben auch im Deutſchen Reiche 
das Recht der Nachlaßregulierung ihrer Nationalen; nach 
näherer Maßgabe der Vertragsbeſtimmungen und bezüglich 
der Rechte der deutſchen Konſuln in den genannten Staaten 
gelten gleichfall3 in erfter Linie die Beftimmungen der Ver- 
träge als lex specialis, mögen diefelben ‘enger !*® oder 
weiter fein als die Beitimmungen des Gefeßes, wenn nicht 


150 Die Beftimmungen der 





Staatäverträge eingehend zu er- 
örtern, überfchreitet den Rahmen 
des Lehrbuches, vgl. die ein- 
gehende Darkellum per bei Born 
D. bapu jest 
—* Braſil. — Art. 17— 39. 
Gried. KonſV. Art. 15—26. 
161 Arg. Rep. BH. Art. 27. 
158 China HB. Art. 11. 
168 Niederl. KonſV. Art. 11. 
184 Perſien HB. Art. 15. 

155 San Salvador HP. Art.27. 
166 Softarica HB. Art. 30. 
BE Italien KonſV. Art. 11,12, 
168 Spanien Konf?. Art. 11. 

159 Außland StB. über die 


Regulierung, vo yon Hinterlaflen- 
ſchaften v. 72er: 1874 (ROB. 


1875, 136, dazu Sten. Ber. d. 
RT. 1875, 888), |. dazu From⸗ 
melt in Hirths Ann. 1878, 


160 Anion KonfB. Art. 10, 11. 
161 Hawaii HB. Art. 19, 20. 
162 Siam 923. Art. 15. 

168 Türkei Kapit. Art. 6. 

14 Brafil.KonjB. Art. 17—39. 

165 Griechenland Konf?. Art. 
15—26. 

186 So 3. B. Niederl. KonſV. 
Art. 11, vgl. Zorn 451. Union 
KonſV. Art. 10, vgl. Horn 459. 
Hawaii HT. Art. 19, 20. 
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ausbrüdlich hervorgehoben ift, daß die Verträge nur im 
Rahmen des Geſetzes gelten follen. 

11. Mehrere Staatöverträge 197 enthalten außerdem noch 
Spezialbeftimmungen über Funktionen der Konfuln, deren 
das Konfulargejeß gar nicht gedenkt, fo der englifche Aus- 
lteferungsvertrag bezüglich der Auslieferung flüchtiger Ver- 
brecher in den englifchen Kolonieen, 1%8 die Handelsverträge 
mit den oftafiatifchen Staaten bezüglich des durch die Kon- 
fuln zu vermittelnden amtlichen Verkehres der Konfular- 
untergebenen mit den Landesbehörden, !°% die Handelsver⸗ 
träge mit San Salvador und Coſtarica, fowie die Konfular- 
verträge mit Italien, Spanien und der Nordamerilanifchen 
Union hinſichtlich der Einleitung von Bormundfchaften durch 
die Konjuln,!79 die Handelsverträge mit Japan und Siam 


167 Bol. zum folgenden Zorn ſiſt nicht ganz Mar. Gaben die 


456 f. 
168 Engl. Auslief. V. Art. 15. 
19 HB.m. China Art. 34. Ja⸗ 
yan Art. 21. Siam Art. 4. 
170 5B.m.Coftartca Art.30 Abf. 
4. San Salvador Art.27.Ronf®. 
m. Italien Art.113.7. Spanien 
Art. 113.8. Union Art.11 8.7. 
Brafilien Art. 21 Abf. 2,9. Die 
beiden erſten Perträge über- 
tragen einfach den Konfuln das 
Vormundſchaftsrecht: die be— 
treffenden Vorſchriften enthalten 
ſomit lediglich eine Ergänzung 
des Konſulargeſetzes; die drei 
letztgenannten Konſularverträge 
dagegen verweiſen bezüglich der 
Einleitung von Vormund⸗ 
ſchaften durch Konſuln auf 
die Geſetze des Landes. Der 


Konſuln das Recht, Vormund⸗ 
ſchaften einzuleiten, nur wenn die 
Geſetze ihres Landes ihnen dies 
übertragen oder ſoll nur die 
Einleitung und Ausübung der 
—— nach den Geſetzen 
ihres Landes erfolgen? Der Text 
der Verträge würde unzweifel⸗ 
haft für letztere Interpretation 
ſprechen; der Wille des Geſetz⸗ 
gebers aber war nach gütiger 
Privatmitteilung des deutſchen 
Bevollmächtigten beim Abſchluß 
jener Verträge, dam. Geh. LegR. 
König, die erſtere Inter⸗ 
pretation gerichtet. Darnach 
haben die deutſchen Konſuln in 
Italien, Spanien und der Union 
nicht das Recht, Vormundſchaf⸗ 
ten einzuleiten, da das KonſG. 


juriſtiſche Sinn dieſes Hinmeifes | ihnen dieſe Funktion nicht beilegt. 
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bezüglich der Überwachung der Nieverlaffungen und ber Er- 
werbsthätigfeit der Konfularuntergebenen, 17! der Handelö- 
vertrag mit Chile bezüglich der Erpropriation von Bermögens- 
ſtücken der Ronfularuntergebenen zu öffentliden Zwecken. 17? 

12. Über die zahlreihen und wichtigen Funktionen der 
Konfuln in Bezug auf die Handelsmarine f. unten 
88. 52, 58. 


V. Bie Ronfulargerichtebarkeit. 

Endlihd üben die deutfhen Konfuln tm 
mehreren Staaten Bivil- und Kriminalge- 
richtsbarkeit aus, }7E 

I. Zivil und Kriminalgerichtsbarkeit haben 
die KRonfuln nur in denjenigen Staaten, in 
welden dies ausdrüdlich zugeftanden ift. Die 


derbolung $. 269. Vom Stande 


1 53. m. Japan Art. 3, m. 
punft des deutſchen Necte 


: Siam Art. 5, 8. 
G. M 


112 58. m. Chile Art. 18. 
178 Bol. hieher beſonders das 
ausgezeichnete Werk von F. Mar⸗ 
tens: die Konſularjurisdiktion 
im Drient (1874), aus dem 
Ruſſiſchen überſetzt von Skerſt; 
Pradier-Fodéré in Revue 
d. droit internat. 1869, 118ff. 
de Cleregq et de Vallat U 
349 ff. Die deutfchen, wie fran- 
zöſiſchen und engliihen Lehr 
und Handbücher des Völker⸗ 
rechtes find Über die Materie 
völlig ungenügend und fordern 
bezüglich der Beurteilung des 
anzen Anftitutes teilweiſe zu 
—** Proteſt heraus, ſo die 
adezu die Ehre des deutſchen 
onfularkorps verlegenden Be⸗ 
merkungen von Bluntſchli 
8. 252 und in wörtlicher Wie- 


eyer VerwR. II, 
König 8. v. Konfulargeridts- 
barkeit in v. Holtzendo een. 
LI, 532ff.; König Handb. 88.56, 
57. König, der offenbar in 
feinem Handbuche diefen Teil 
bed Stoffe nit ausführlich 
behandeln wollte, nur durch Ab⸗ 
druck der Beltimmungen ber 
Verträge; eine danlendwerte 
Monographie ift die Arbeit von 
Brauer die deutſche Juftiz- 
gejeßgebung in ihrer Anwendung 
auf die amtliche Thätigfeit der 
Konfuln (1879), endlich Zorn bei 
HirtH462-—483. Gareis 

8. 47. gübler 51ff. Eine 
wirkliche Bearbeitung des bodh- 
intereflanten Stoffeö fehlt leider 
bis jegt ganz. Laband II, 28 
giebt nur eine kurze Bemerkung, 
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juriftifche Konſtruktion diefer Funktion ift durchaus die gleiche 
wie bezüglich aller übrigen Funktionen und ein innerer Unter- 
ſchied, wie ein foldher von mehreren völkerrechtlichen Schrift- 
ftellern behauptet wird, 1% nicht vorhanden: ber Unterſchied 
der richterlichen Funktion der Konfuln von den übrigen ift 
lediglich ein quantitativer, injfofern darin ein befonders weit- 
gehenver Verzicht des Territorialftantes auf Bethätigung, 
feiner Sonveränetätsrechte liegt, keineswegs aber ein quali- 
tativer.175°° Die „Erterritorialität” 17° iſt in dieſen Staaten 
ausgebehnt auf die jämtlichen Angehörigen des betreffenden 
anderen Staates; fllr das juriftifche Verſtändnis der Materie 
bietet jeboch der Begriff „Erterritorialität” Teinerlei Ruten. 

Deutſche Konfuln haben das Recht der Gerichtäbarteit 
in den Staaten, „in welchen dies durch Staatvertrag ober 
Herlommen geftattet iſt“. 177 

Diefe Staaten find 

1. die Türkei famt den Nebenftanten Bulgarien 
md Ägypten, in letzterem Staatsweſen jedoch in fehr 
modifizierter Weife; 

2. das ehemals türkiſche Königreih Rumänien; "s 

8. das Königreih Serbien; 

4. die oftafiatifhen Staaten China, Japan, Per- 
fien, Korea; 

5. das Sultanat Marokko; 

6. die Anfelftaanten Samoa und Zanzibar. 

Die Gerichtsbezirke find durch den Reichsfanzler nad 


114 Galvo I, 491. Kent| 113 Yür Serbien ift die Auf- 
I, 42. bebung erfolgt durch den KonſV. 

116 &, oben 413 f. » 6 Jan. 1883 (NGRB. 62) 

176 ——— a Art. 25. 

177 onfS6. 8. 1X 1 
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Bernehmung des Bundesratsausfchuffes für Handel und 
Verkehr abzugrenzen; 7? an der Spitze jebes Gerichts⸗ 
bezirkes fteht ein Konſularrichter. Deutfche Gerichtäbezirke 
beftehen für Samoa, Korea, Perfien, Zanzibar u. Maroffo 
je einer (Apia, Söul, Teheran, Zanzibar, QTanger), für 
Rumänien und Japan je 3 (Bulareft, Jaſſy, Galatz; Na= 
gafafi, Hiogo-Dfafa, Yolohama), für China 6 (Shanghai, 
Amoy, Kanton, Tientfin, Tſchifu, Smatau), für die Türfet 
9, nämlid 5 für die unmittelbare Türkei (Konftantinopel, 
Smyrna, Beirut, Jeruſalem Salonit), 2 für Bulgarien 
(Sofia, Ruſtſchuk), 2 für Agypten (Alerandrien, Kairo). 

Für die in öfterreichifch-ungarifche Verwaltung übernom- 
menen türfifhen Provinzen Bosnien und Herzegowina ift 
die frühere deutfche Konfulargerichtsbarfeit vom 1. Jannar 
1881 ab aufgehoben, und die Gerichtsbarkeit der öfter- 
reihifcheungarifchen Gerichte anerkannt; 1800 für Tunis iſt 
gleihfall3 die Befeitigung der Konfulargerichtäbarfeit zu 
Guniten der franzöfifhen Gerichte erfolgt;!F1 für das in 
englifhe Verwaltung übernommene Cypern ift die Konfular- 
gerichtsbarkeit mangels andermeitiger Vereinbarungen als 
fortbeitehend zu betrachten.!®? 

In Berfien ift die Organifation der deutfchen Konfular- 
gerichtäbarfeit auf Grund der eingehenden VBorfchriften, welche 
hierüber ber veutjch = perfifche Handelövertrag v. 11. Juni 
1873 (RGB. 351) enthält, jegt auch erfolgt.!®® 


19 KonſGG. 8.2 G. ». 27. März 1883, ſ. dazu 
180 G. v. 7. uni 1880 (RG®. Bulmerincq 348. 
148); dazu Kaif. V. 0.23. Dez.| 192 Pol. hierüber Esperson 
1880 (RGB. 191). n Revue de droit internat. 


1 G. v. 27. Juli RO 1878, 587 ff. 
288) dazu 3. v. 21. Jan. 1884 188 S. hierüber Zorn bei 
(RGB. 9) auf Grund des franz.| Hirth 466 ff. 
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In Tripolis beſteht deutſche Konjulargerichtäbarfeit 
nicht. 184 

In Rumänien ift die Konfularjurispiltion dermalen 
noch nicht befeitigt.!8® 

IH. Der Sonfulargerichtäbarleit find unterworfen 186 
alle Konfularuntergebenen, melde innerhalb des Gerichtö- 
bezirkes wohnen oder fich aufhalten,137 ausgenommen wenn 
die Kompetenz der Militärgerichte begründet iſt; 188 bei 
mebrfader Staatsangehörigfeit entfcheivet dem Herlommen 
gemäß die Prävention.1°? 

Zu diefem allgemeinen Grundfat über den perfünlichen 
Gerichtsſtand enthalten die ſämtlichen Berträge!?% ein- 
gehende Detailbeftimmungen, deren Erörterung den Rahmen 
des Lehrbuches überfchreitet.191 

II. Die Organifation der deutfhen Kon- 
fulargerihtsbarfeit.19 

1. Um Gerichtsbarkeit ausüben zu können, bedarf der 
Konful eine® vom Reichskanzler zu erteilenden Spezial- 
mandates, welches von Teinerlei bejonderen geſetzlichen Vor⸗ 
ausfegungen abhängt. Dasjelbe liegt jevoch bereit in der 

184 Brauer 130. Art.8. Japan HB. Art. 5—T. 

185 F. Martens 403. Brauer | Siam v8, Art. 6—13. Samoa 
128. Sol, Berliner Bertr. v. HB. Art. 7 

13. Juli 878 RER 307) Art. 49.| 19 Ausführliche Detailanga- 

8 KonſGG. 8. 1; dazu 2. v. ben 1. goin bei Hirth 465—4 10. 

10. Sept. 1879 8. 1 nt Auch in dieſer Materie 


167 Uber Wohnſin und uf war bie frangöfifche Gefeggebung 
enthalt Brauer 84ff. %.Mar-|du8 Vorbild für die übrigen 





tens 316 ff. Staaten. Das franzöfifche Recht 
188 KonſGG. Or 9. beruht auch für Dielen Teil des 
189 Brauer 119 Konfularrehte® auf dem be- 


190 Türkei Rapit. Art. 
Fe HB. Art. 11—14. ine 
Art. 35—39, Zuf. Konv. 


rühmten Colbert’fhen M&moire 
v. 1681. Bol. $ Marten? 
S. 279. 








490 Buh X. Die auswärtige Verwaltung. 


Ernennung zum Konſul eines mit Gerichtäbarfeit aus- 
geftatteten Konjularbezirfes.1?® 

2. Konfularrichter ift prinzipiell der NKonful. Doch 
fann der Reichskanzler neben dem Konful oder an Stelle 
desfelben auch noch einen anderen Beamten des Konfulates 
mit Ausübung der Gerichtäbarleit beauftragen; !?* ber 
Konful ſelbſt hat in diefem Falle die Geſchäftsverdei⸗ 
lung, foweit nicht ber Reichskanzler hierüber virelt be- 
ſtimmt bat, fowie die Dienftauffiht; über die Verteilung: 
der Gefchäfte iſt jedenfalls dem Reichskanzler zu berichten. 195: 
Für einzelne richterlihe Funktionen fann aud der 
Konful felbft einen zum Richteramte im Inland quali- 
figterten Beamten des Konfulates fommittieren, ſoweit e& 
fih nit um Funktionen handelt, melde das Gefek aus- 
fchließlih dem Konfularrichter felbft vorbehält.!°% Fun⸗ 
giert in der angegebenen Weije ein anderer Konfulatsbeamter 
als Richter, fo ift derfelbe ala Konful im Sinne des 
Konfulargerichtägefebes zu betrachten; doch ift in ven After 
die Stellvertretung ausbrüdlich hervorzuheben. 

3. Die Drganifation der Komfulargerichte ift im übrigen 
folgendermaßen geordnet: 

A. Ronfulargeridte find: 

a) Der Konful als Einzelridter.!”%® 

198 KonfGG.5.5 Abſ. 2; dagu 2. | Urteildfälung, die Entſchei⸗ 


d. RE. v. 10. Sept. 1879 (SBL.| dungen über Durchſuchungen, 
©. 575) au * Abſ. 1. Bol. Delhlagnahmen und Berbaf- 


Brauer tungen, fomie die in $$ 7,8, 
Fi Aonide, .5 Abſ. 3. Vgl. 10, 11 des Gef. genannten Ge 
rauer 


äfte. 
1978,9.10. — 180 rer“ 
108 ae a 

Abſ. 1 —8* re 


1 12.1081 1879 8.5 Abſ. 3. 
186 8, v. 10. Sept. 1879 8.5 
Abf. 2; dem Konſularrichter aus 
fchließlich find vorbehalten die 
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Wo nad dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz und der Konkuns⸗ 
ordnung in erfter Inſtanz das Amtögericht zu entſcheiden 
bat, ift der Konful kompetent. 

In Sachen der nichtftreitigen Gerichtsbarkeit ift Der 
Konful überall da zuftändig, mo in den Iandreditlichen Ge- 
bieten der preußifchen Monardie in erfter Inſtanz das 
Amts- oder Landgericht fompetent ift.19® 

b) Das Konfulargeridt.?% 

Dasfelbe befteht aus dem Konful und zwei bis vier 
Beifigern; den Vorſitz führt der Konful; derfelbe ernennt 
auch die Beifiter, und zwar in der Weife, daß alljährlich 
vier Beifiter und mindeſtens zwei Stellvertreter aus ben 
„achtbaren Gerichtdeingefeflenen” des Bezirkes, in Er⸗ 
mangelung von folden aus anderen achtbaren Einwohnern 
des Bezirtes im voraus beftimmt werben; 20! von ber 
Emennung ift dem Reichslanzler unter Angabe von Stand 
und Staatsangehörigfeit Mitteilung zu maden.?% Den 
Beifigern ift gelegentlich ihrer exften Dienftleiftung ein Eid 
abzunehmen, „vie Pflichten eines Beifiterö des beutfchen 
Konfulargerichtes getreulih zu erfüllen und ihre Stimme 
nah beitem Wiſſen und Gemiflen abzugeben” ; eventuell 
fann bei Mitgliedern von ſolchen Religionsgeſellſchaften, 
welchen das Geſetz anftatt des Eides den Gebrauch ge» 


ı* Konj90. 8.12 Abſ. 2, vb. Bel. I. hieher Martens S. 235 ff., 


OB. mit großer Entfchieden- 
wg —2 8. 6. Bgl. ger gan die ganze Inftitution 
Brauer &. 73ff. eiftger ausſpricht und für 


m Konſ6G. 8. 7. Eine en tonfulacifejen Einzelgericht 
nähere Qualifikation bezüglich | in allen Süßen ptäbiert. 
ber eines Behgens für das 202 8, 10. Sept. 1879 zu 
Amt eines Beiſitzers wurde nicht | 88. 7—9. 
als thunlich erachtet. (Mot.) 
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wifier Beteuerungsformeln geftattet, die Verpflichtung durch 
eine folche gefchehen,; über die erfolgte Verpflichtung ift 
ein Protofol aufzunehmen.?08 

Die Beifiger fungieren mit vollem Stimmrecht bei der 
Verhandlung, fomohl bei dem Endurteil als bei den im 
Laufe der Verhandlung zu erlaſſenden Entfdeidungen.?0* 
Weitergehende Befugniſſe haben fie nicht. 

Das Konfulargericht ift prinzipiell überall da fompetent, 
wo im Inlande das Landgericht in erjter Inſtanz zu ent- 
fcheiden hat (GVG $ 70); ferner in allen im Inland zur 
Kompetenz der Schöffengerichte gehörigen Strafſachen ohne 
Ausnahme.?°® In Zivilfahen genügt immer die Zuziehung 
von zwei Beifitern; follte die Zuziehung aus thatſächlichen 
Gründen unmöglich fein, fo ift hier der Konful ausnahms- 
meife berechtigt, allein an Stelle des Konfulargerichtes zu 
entfcheiden ; 20% doch iſt hierüber ing Protofoll ein Vermerk 
unter Angabe der Gründe aufzunehmen. 

In Straffachen find vier Beifiter zur Hauptverhandlung 
zuzuziehen, wenn der Beichluß über Eröffnung des Haupt- 
verfahreng auf ein Verbrechen lautet oder auf ein Vergehen, 


208 KonſGG. 8. 8, vd. GBG. Recht ala juriftifh „völlig un» 
. 51. beſtimmt“ nicht für geeignet er⸗ 

204 KonſGG. 88. 6 Abſ. 2, 16. achtet, in dad Geſetz aufgenom⸗ 
Val. Brauer ©. 77. men zu werden. (Pot. ©. 581.) 

0° KonſGG. 8. 12 Abf. 1, vb. Nah dem NegEntm. follten 
GVG.8.70. Diefe Borfchriftinvol- | Übertretungen zur Kompetenz 
viert eine Abänderung v. KonſG. des Konfuld als Einzelrichterg 
. 22, wonach „politifche“ Ber- | gehören. Der Reichstag ſtrich 
reden und Bergehen von der | diefe zmedmäßige Beftimmung. 
Konſulargerichtsbarkeit auöge- | Bal. auch Brauer ©. 87. 
ſchloſſen waren. Der Begriff| 2% Ebenfo die franzöfifche und 
„politifche" Delikte wurde mit engliſche Gefeggebung, fogar 
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welches nicht zur Zuftändigfeit des Schöffengerichtes, fondern 
der Straflammer des Landgerichtes gehört (GVG. $. 73), 
ausgenommen jedoch die in GVG. SS. 74, 75 (f. unten c) 
aufgezählten ftrafbaren Handlungen.?o7 ft die Zuziehung 
von vier Beifibern nicht möglid, jo genügt die Zuziehung 
von zweien; daß der Konful allen an Stelle des Kon- 
fulargerichtes in Strafſachen entfcheibe, ift unftatthaft. 

Wo nicht den obigen Angaben gemäß vier Beiſitzer er- 
forderlih find, entſcheidet das Konfulargericht, beftehend 
aus dem Konful und zwei Beifitern.?%% 

Iſt der Konſul nicht in der Lage, fein Richteramt aus⸗ 
üben zu können oder beim Konfulargericht die Zuziehung 
von zwei Beifitern nicht ausführbar, fo ift den Beftim- 
mungen des gemeinen beutfchen Prozeßrechtes gemäß Die 
Sade durch das Reichsgericht einem anderen Gerichte zu 
übermweifen.?0? 

e) Das Reichsgericht. 

Außer dem Konful und Konfulargeriht ift endlich noch 
das Reichsgericht Konfulargericht erfter Inſtanz bei Hoch⸗ 
und Landesverrat gegen Kaiſer und Neid (GVG. 88. 74, 
75). Der Konful bat in folden Fällen nur diejenigen 
Unterfuhungshandlungen vorzunehmen, bei welchen Gefahr 
im Verzug obwaltet oder die Vorausfegungen von StPO. 
8. 65 Abf. 2 gegeben find; alsdann find fofort die Alten 
dem Oberreichganwalt zur Einleitung des eigentlichen Ver⸗ 
fahrens einzufenden.?!9 Der amtliche Verkehr der Konfuln 
auch für Kriminalfaden. Mar- — u .272 Rr.2, 15. GBG. 
tens ©. 28, 20. 5. StRO. 8.24 Abf. 1. 

0 Kon m ghn 8.86 Rr.1. StPO. 


208 33188 — 9 9 Ast. 1,2,8 
28. BRD. 8$. 145 Nr. 2, 36 Re ne KonſGG. 8. 31. 
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mit dem Neichögericht hat durch DVermittelung des Reichs⸗ 
kanzlers zu gejchehen.*'' 

Aus den obigen Angaben über die Kompetenz der Kon- 
fulargerichte ergiebt ſich: 

1. In Bivil- und Konkursſachen ift immer 
eine fompetente konſulargerichtliche Inſtanz 
im Ausland vorhanden, da in folden im In— 
lande nur Amts- und Landgeridte als Ge- 
‚richte erfter Inftanz fungieren.?'? 

2. Auf dem Gebiete des Strafredhtes fehlt 
eine fompetente Anftanz im Ausland (abge- 
ſehen von der oben bezeichneten reihsgeridt- 
liden Kompetenz) für alle Schmwurgeridtö- 
faden; folde find immer an die fompetenten 
inländifhen Shwurgerihte abzugeben®!?, und 
dem Konfulfommen nur diejenigen Funktionen 
vorbereitender Natur zu, welde er au in 
reihsgerihtliden Saden hat.?1* 

B. Staatsanwälte werden in den Konſularjuris⸗ 
biftionsbezirfen nicht aufgeitellt. 215 


1 3, v. 10. Sept. 1879, zulfih um eine „peine af affllietiv 
den Ne ig, 2, 36, 48 Abſ. 2.ded jet imfamante ndgt ot 
Kon Martens ©. 2 ag ba- 

8 Bol. Martens ©. 288, gegen ebenda ©. 445, über 
322. Ebenſo nad) franzäfifchem die ausgedehnte ‚Rompetenz 
Rechte. (lebenslängliche Gefängnis⸗ und 

is Dies gilt auch für Shut- Todesftrafe) des englichen Ober- 

nefien fremder Gtaatda konſulargerichtes in Konſtanti⸗ 
origkein V. v. 10. Sept. 18 * nopel, eine der intereſſanteſten 
8. 1. Bgl. Brauer ©. 84. Inſtitutionen auf dem Gebiete 

14 Rn. 8.31. Auch bier |ded Sonfularrechtes. 
lehnt fi) das deutſche Recht an| 216 Ebenfo die übrigen Kon» 
die franzöfiihe Gefekgebung an, Iulargeieggebungen, arten 
welde eine Kompetenz der Kon- | ©. . 
fulargerichte ausfchließt, wo es 








C. Die Gerichtsſchreiber ernennt der Konſul mo- 
möglich aus den Beamten des Konfulates in mwiberruflicher 
Weile; diefelben find, falls fie nicht bereits den Dienfteib 
als Konſulatsbeamte abgelegt haben, nad) Maßgabe der 
‚vorgejchriebenen Eidesformel zu verpflicgten und die Ernen⸗ 
ung dem Reichskanzler mitzuteilen. ?1* 

D. Die Gerihtsvollzieher?!?T werben gleichfalls 
vom Konſul, womöglich aus den Beamten des Konfulates, in 
-widerruflicher Weife ernannt; die Gerichtövollzieher find, fo- 
fern fie nicht den Dienfteid ald Konfulatsbeamte abgelegt 
haben, gleichfalls eidlich zu verpflichten; die Ermennung ift 
dem Reichskanzler mitzuteilen und außerdem an der Ge- 
riehtstafel des Konfulates zu publizieren. Die Gefchäftsan- 
weifung für die Gerichtsvollzieher wird vom Konful erteilt, 
der auch die Aufficht über Diefelben zu führen hat. Die Vor- 
ſchriften des inländischen Rechtes, gemäß melden Gerichtö- 
vollzieher von der Ausübung ihres Amtes ausgefchloflen 
find (GEBE. 8 156), gelten auch in den Konfulargerichts- 
bezirlen. 218 

E. Die Redtsanmälte werden gleichfalls vom Konful 
in wiberruflicher Weife ernannt. Für die Zulafiung zur 
Rechtsanwaltſchaft in den Konſularjurisdiktionsbezirken be- 
ftimmte Borausfehungen aufzuftellen, erſchien nicht ala zweck⸗ 
mäßig, vielmehr wurde die Würdigung des einzelnen Falles 
den Konfuln anbeimgeitellt ;?19 unter Umftänden wird für 
die Dunlifilation zum Rechtsanwalt hier fogar von jeder 

210 KonſGGG. ; Dazu D.| 18 KonſGG. $. 11; bay B. 
v. 10. Sept. 187 ni 108.1.|v. 10. Sept. 1879 8.1 
219 Diefe Befti 


And 
217 V. v. 10. Sept. 1879 zu |dem italienifchen Konfutatögeiet 
8.10 8.2. entnommen. Marten! S. 481. 
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juriftifhen Vorbildung abgefehen werben müſſen. Eine Ga- 
rantie gegen willfürliche Entſcheidungen der Konfuln wurbe 
darin gefunden, daß gegen einen die Zulafjung zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft verfagenden oder das Recht hierzu entziehenden 
Konfularenticheid Befchwerde an den Reichskanzler geftattet 
wurde. Auch die Ernennung der Rechtsanwälte ift wider- 
ruflich, muß dem Reichskanzler mitgeteilt und außerdem 
in ortsüblicher Weife, jedenfalls aber an der Gerichtötafel, 
publiziert werden. Eine Beeidigung der Rechtsanwälte findet 
nicht ftatt. 220 

IV. Das in den Konſulargerichtsbezirken 
anzumwendende Nedt. 

Die Konfulargerichtsbarleit umfaßt gemäß den sub IH. 
gemachten Angaben: 

1. Alle zivilredtliden Streitigfeiten ein— 
ſchließlichdes Haändelsrechtes, ſowie Konkurs— 
ſachen; 

2. die ſog. freiwillige Gerichtsbarkeit; 

3. Strafrecht und Polizei, ausgenommen 
ſolche Fälle, welche in erſter Inſtanz vor die 
Schwurgerichte oder vor das Reichsgericht ge— 
hören. 

Bezüglich des anzuwendenden Rechtes gelten folgende 
Vorſchriften: 


A. Das materielle Recht. 
1. In Zivilſachen iſt anzuwenden: in erſter Linie das 
Reichsrecht, welches bis jetzt lediglich aus einer Anzahl von 


30 V. v. 10. Sept. 1879 zu 8. 11. 





Das Konfularrecht. 8. 36. 497 


Spezialgeſetzen befteht, ſubſidiär das preußifche allgemeine 
Landrecht und die in den lanbrechtlichen Gebieten hierzu 
erlafjenen abäubernden und ergänzenden Beitimmungen. 221 

2. Für Handelsfachen gilt primär da3 Handelsgewohn⸗ 
beitörecht des Ortes, erft in zweiter Linie das deutſche 
Handelsgeſetzbuch;?2 dieſe gefeßliche Vorſchrift wurde gegeben, 
weil in den Ländern der Konfulargerichtöbarfeit aus den 
Hanbelsbeziehungen,, in welche die Fremden teils unterein- 
ander, teils mit den Eingeborenen treten, ſich vielfach ein 
gemeinfames Gewohnheitsrecht entwidelt bat, welchem im 
Verkehr allgemeine Geltung zugefchrieben wird. Der Be- 
weis folder Gebräuche liegt den Parteien ob. ?*° 

3. Für die freiwillige Gerichtsbarleit gelten in erfter 
Linie etwa vorhandene Reichsgeſetze, ſodann das preußifche 
Landrecht, „joweit dasfelbe nicht Einrichtungen und Ber- 
hältnifje vorausfegt, welche in den Konfulargerichtöbezirten 
fehlen” „224 

4. In ſtrafrechtlicher Hinſicht gelten zuerft die Polizei- 
verordnungen des Konſuls, außerdem das gemeine deutſche 
Strafreht.*?° Landesſtrafrecht ift von den Konſuln nur 
anzuwenden, foweit dies etwa durch Staatsverträge oder 
Herkommen beſtimmt ift. 22% 

Neue deutfche Gefehe, welche die Gerichtsbarkeit 


221 KonſGG. E 8 Abſ. 1. die deutfchen Straf gelete ab» 
ss” KonſGG. 8.3 Ab. 2. juändern, oben ©. 471. 
23 Bol. Martens ©. 427f.| 220 KonſGG. 8. 4 Ab. 3. Ein 
» Konſ66G. $. 43 Ab. 1. intereflantes hieher gehöriges Bei⸗ 
5 KonſGG. 8. 4. Vgl. über | fpiel bildet das hinefijce Geſetz 
dieſes Polizeiverordnungsrecht vom 5. März 1866 über den 
der Konfuln, fpeziell über das Kulihandel, vgl. Gareis: Das 
Recht, aufdem Berorbnungs- |heutige Völlerreht und ber 
wege unter Umftänden felbft Menſchenhandel. S. 30 ff. 
Born, Staatsreht II. 2. Aufl. 32 
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betreffen, treten, foweit nicht etwa ein befonderer An- 
fangötermin der Geltung beftimmt ift, in den Konfular- 
gericht3bezirfen vier Monate nach Ausgabe des betr. Stüdes 
des NGB. in Berlin in Kraft. 77 


B. Das formelle Redt. 

Das gerihtlihe Verfahren richtet fich in erfter 
Linie nah den Vorjchriften des G. v. 10. Juli 1879 (RGB. 
©. 197), betr. die Konfulargerichtsbarkeit,2?° zu welchem eine 
Vollz.V. des Reichskanzlers v. 10. Sept. 1879 (CB. ©. 575) 
erging. Einzelne Modifilationen dieſes Geſetzes 
enthalten die Staatöverträge, welde als lex 
specialis dem allgemeinen Gefege über die 
Gerihtsbarteit Derogieren. Die Bollgugsverorb- 
nungen zu dem Geſetze hat der Reichskanzler zu erlaffen. 

Demnach beftehen bezüglich des Verfahrens vor den 
Konfulargerichten folgende Vorſchriften. 

1. Für die gegenfeitige Recht Shil fe der Konfular- und 
der inländiſchen Gerichte, Offentlichkeit der Verband- 


227 KonſGG. $. 47, welcher |allgemeinen Gerd. geltenden 
in dieſer Vorſchrift eine Er- | Beltimmungen. Diefe Beltim- 
gänzung zu RB. Art. 2 enthält. | mungen treten im Inlande und 

gl. Brauer ©. 108. folgemweife auch in den Konfular- 

228 Vol. zu demfelben die hHöchft | gerichtöbezirfen mit dem fpäte- 
intereffanten Motive, Sten. Ber. Feng am 1. Dftober 1879 er- 

879, Anl. Nr. 70. Hier beißt | folgenden Inkrafttreten des 
es bezüglich des Erlaſſes dieſes GVG., der 3PO., der StPO. und 
Geſetzes: „Den Borichriften des | der KontDd. außer Wirkſamkeit, 
bisherigen Geſetzes gemäß richtet | und der Neichögefeggebung ift 
fih das Verfahren der Konfuln | damit die Aufgabe geftellt, für 
bei Ausübung der Gericht3bar- | die Konfulargerichtäbarkeit die 
feit in bürgerlichen Rechtsſtrei- Vorfchriften der Reichsprozeß⸗ 
tigfeiten und in Straflahhen nach ordnungen in jenen Ländern, in 
dem in Preußen im Gebiete des | denen diefe geübt wird, anzu- 
allgemeinen Landrechts und ber | paflen.“ 
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lungen, Gerihtsfprade, Beratung und Abftimmung 
gelten lediglich die für das Inland maßgebenden Bor- 
ſchriften. 229 

2. Der Prozeßgang beitimmt fi im übrigen für 
Zivil- und Konkursſachen nad der Zivilprogeß- bezw. 
Konkursordnung nebit Einführungsgeſetzen, ferner nach den 
für das Iandrechtliche Gebiet der preußiſchen Monarchie hiezu 
ergangenen Ausführungsbeftimmungen ; dazu find außerdem 
diejenigen älteren Geſetze, welche daneben in dem angeführten 
Rechtögebiete noch in Geltung verblieben find, „entjprechend“ 
zur Anwendung zu bringen. ?°° 

Die Anwendung diejer allgemeinen Vorſchriften hat ge- 
mäß den Vorfchriften des Konfulargerichtägejees folgender⸗ 
maßen zu geſchehen: 

Das Verfahren vor dem Konful ſowohl als dem Kon- 
fulargericht ift das amtögerichtliche ;?®! auch für das Konſular⸗ 
gericht mußte dies grundfäglich feitgehalten werben, da ein 
Anwaltsftand, wie ihn dag Verfahren vor den Zandgerichten 
im Inland vorausfegt, in den Konfulargerichtäbezirfen nicht 
vorhanden ift. 23? Da auch Staatsanwälte hier nicht beftellt 
find, fo hat der Konful, foweit im Gebiete des Zivilprozefles 
ftaatsanwaltfchaftlihe Funktionen vorfommen ‚288 diejelben 


29 KonſGG. 8.13, ob. GTS.| 231 KonſGG. 8 15, ob. 8PO. 
Tit. XIII-XVI (nur für GSG., 88. 456— 471; dazu jedoch er- 
S. 183 enthält das KonſGG. | gänzend 88. 313-519. 


eine Erweiterung, der Frift auf | 238 Motive zu $. 15. 


wei Wochen). Über öffentliche 
5 238 IND. 8. 586 (eheladen), 


efanntmadhungen ſ. KonſGG. 
3: 607, 620 Abi. 2, 624 Abf. 
6 


8. 45, dazu Brauer ©. 114. 
= KonſGG. 8. 14, vgl. dazu 8 of 3 (Entmündigungs- 
achen). 


Motive S. 581. Brauer S.93. 
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emem Rechtsanwalt des Bezirks, in Ermengelung eines folchen 
einem anbern achtbaren Berichtdeingefefjenen zu Abertragen. 

8. Das Verfahren in Straffaden richtet fi im 
allgemeinen nad der Strafprozeßordnung und dem Ein- 
führungsgefege zu derſelben.??s 280 Dazu beftimmt das Kon⸗ 
fulargerichtögefeg fpeziell: 

Der Konful ift einmal Amtöriääter, ſodann Vorfihender 
des Ronfulargerichtes als Straflammer.?*7 Eine Mitwirkung 
der Staatsanwaltſchaft findet nicht ftatt; Zuftellumgen, Voll⸗ 
ftredungshandlungen ſowie die im Inland dem Staatsanwalt 
obliegenden vorbereitenden Maßnahmen gejchehen von Amts 
wegen Durch den Konful.?2® Eine eigentliche Borunterfuchung 
findet im Zonfulasgerichtlihen Verfahren überhaupt nidt 
ftatt, 28% fondern nur das fog. „vorberetiende Verfahren” ; 
der Konful hat, wenn er durch Anzeige einen Antrag auf 
Strafverfolgung oder auf anderem Wege vom Verdacht einer 
fieafbaren Handlung Kenntnis erhält, entweder fofort ober 
nach Vornahme der erforderlichen Ermitielungen, die er an 
Stelle des Stantsanwaltes von Amts wegen (auögenommen 
jedoch Antragsdelikte) zu pflegen hat, darüber Veſchluß zu 
fafjen, ob das Hauptverfahren zu eröffnen fei oder nicht. 


224 KonſGG. 8. 17. vier. V. v. 10. Degem- 
er . 


8. 160, 168, 4, TER. Bol. 
— . 94. Martens 87 —8 SS SOlf., 407fj. 


28 KonſGG. 88. 24, 25, vb. 

36 Der in StPO. $. 420 vor- | StROD._$$. 152, 156; dazu ®. 

geihriebene Sübneverfuh bei, v. 10. Sept. 1879, zu 8. 24 Abſ. 2. 

ee ten fann aud | Für Antragsdelilte ie 8.414. 

von ſolchen Konſuln angeftellt | 29° Koni®6, Bol 
werden, welche nicht Gericht3- | Brauer ©. 96. 
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Die Erhebung einer öffentlihen Klage findet demnach im 
Strafverfahren vor den Konfulargerichten nicht ftatt ;?4% wo 
die StPO. eine foldde vorausfegt, ift, falls das Haupt- 
verfahren nicht fofort eröffnet werben fann, die öffentliche 
Klage durch eine deren Inhalt in ſich aufnehmende einfache 
Derfügung des Konſuls erſetzt; dieſelbe hat den Gegenftand 
der Anklage unter Hervorhebung der gejeglichen Merkmale 
ſowie des anzuwendenden Strafgejeges genau zu bezeichnen ; 
der auf Einleitung des Hauptverfahrens lautende Beſchluß 
bat zugleich die vorhandenen Bemersmittel anzugeben. Den 
Umfang der Bemweisaufnahme beftimmt das Gericht, ohne 
dabei irgendwie an frühere Entjcheidungen gebunden zu fein ;?*! 
die wefentlichen Ergebniffe der Bernehmungen find in das 
Protokoll der Hauptverhandlung aufzunehmen.?*? Die Zeugen 
find regelmäßig nur in der Hauptverhandlung zu beeidigen, 
auögenommen 1. wenn Gefahr im Verzuge, 2. wenn der 
Zeuge vorausfitlih am Erſcheinen in der Hauptverhandlung 
behindert oder fein Erfcheinen wegen allzu großer Entfernung 
ſehr erfchwert fein würde, 3. wenn der Eid als Mittel zur 
Herbeiführung einer mwahrheitägemäßen Ausfage dringend 
erforderlich erfcheint. 23 In fchmurgerichtlihen und reichs⸗ 
gerichtlichen Sachen hat der Konſul nur die erforderlichen 
Sicherheitämaßregeln zu treffen, die unauffchiebbaren Unter- 
fuhungsverhandlungen vorzunehmen und die Akten dem betr. 
Staatsanwalt bezw. dem Dberreihsanwalt abzugeben. Die 
Bomahme einzelner Unterfudungshandlungen kann dem 


SPD. $. 151 fun ner S6. 1 id ob. SIPD. 


242 KonſG6G. 8. 29, vgl.| ?* 7 Toy $. 65 2, 2 8, 
Brauer g 118. vb. KonſGG. $. 26 a3 
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Konſul außerdem noch beſonders übertragen werben. ?** Die 
Friften für den Einfpruch gegen amtsrichterliche Strafbefehle, 
gegen die Rechtöfolgen der Verfäumnis von Friften fomie 
überhaupt für Wiedereinfegung in den vorigen Stand find 
in den Konfulargerichtsbezirfen auf zwei Wochen erhöht.?*> 

4. Als Rehtsmittel?* find für Zivil- und Kon- 
fursfachen zugelafien: Beſchwerde und Berufung, 
und zwar fowohl gegen Entjcheibungen des Konfuls als Des 
Konfulargerihtes,; Rehtsmittelinftanz ift nur dag 
Reichsgericht, welches definitiv entfcheidet. 27° Ebenſo 
in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit. **° Ausgefchloffen 
find Rechtsmittel gegen Entfcheivungen des Konfuls, wenn 
der Wert des Streitgegenftandes 300 Mark nicht überfteigt.**? 





24 Konſcß6. 8. 31. Bol. |(fo die englifche und holländiſche 
Brauer ©. 9. Gejeggebung: Martens S. 296, 
25 StPO. 88. 44,45, 449, vb. | 304), jtellen ſich, wie ſchon bei 


KonſGG. 8. 32 

6 Nach preußifhem Recht, 
welches bis 1. Dft. 1879 Reichs⸗ 
recht war, fungierte urſprünglich 
das OÖbertribunal in Berlin als 
oberfteg Konfulargericht, an defjen 
Stelle feit 1871 (S. v. 21. April 
1871 8. 3, RGB. ©. 87) das 
Reichsoberhandelsgericht getreten 
war, und unter dDemfelben als 
erfte Nechtsmittelinftan; im In⸗ 
land das Appellationsgericht zu 
Stettin. Diefe Inftanz ift durch 
dad neue Gefet befeitigt worden. 
Die ne Sachen waren 
gemäß 8. 50 des KonſGG., wie 


Erlaß des preuß. Geſetzes, fo 
auch jett nicht zu überwindende 
Schwierigkeiten entgegen, na⸗ 
mentlih in betreff einer be- 
rechtigten Anſprüchen Genüge 
leiſtenden Beſetzung der Gerichte.” 
Der Umfang der beim Reichs⸗ 
oberhandelögeriht vom 1. Dez. 
1873 bis 1. Dez. 1876 erledigten 
Konfularjurispiktionsfachen be» 
trug 66 Sadıen. 

1 KonſGG. 8. 18 Abſ. 2, 3, vb. 
3PO. 8. 74 Abſ. 1. Vol. Brauer 
S. 105. Das Rechtsmittel der 
Reviſion exiſtiert für das konſu⸗ 
largerichtliche Verfahren nicht, 


fie lagen, am 1. Oktober 1879 da es in demſelben feine Mittel⸗ 


an dad Neichsgericht abzugeben. 
„Dem Gedanken, in den Konfu- 
largerichtsbezirken felbft Gerichte 
zweiter Inſtanz zu begründen 





inftanz giebt. Vgl. überhaupt 
auh Martens ©. 483 ff. 
208 KonſGG. 8. 43 Abf. 2. 
> KonſGG. 8. 18. Bol. 
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Entfcheidungen des Konfuls, welche mit fofortiger Beſchwerde 
angefochten werden, kann der Konful felbft wieder aufheben. 25° 
Die Berufung ift ſchriftlich beim Konful einzureichen, felbit- 
verftändlih ohne Anwaltszwang; der Konful hat Abfchrift 
der Berufung der Gegenpartei zuzuftellen, eventuell deren 
Erklärung entgegenzunehmen und ſodann die Alten dem 
Reichsgericht einzufenden; letzteres bejtimmt den Termin für 
die Verhandlung und teilt dies den Parteien mit, primär 
dem für die Berufungsinjtang beitellten und dem Reichs— 
gericht durch den Konſul oder die Partei ſelbſt rechtzeitig 
benannten Prozeßbevollmädtigten, eventuell den Parteien 
ſelbſt. Der Friftenlauf bemißt fi nad diejer Publikation 
an den Bellagten. 251 

5. Ebenfo find für Straffahen die Rechtsmittel 
der Beſchwerde und Berufung zugelaflen. Ausge— 
ſchloſſen find Rechtsmittel in allen Übertretungsfachen. 25? 
Berufung Tann eingelegt werden gegen alle Urteile bes 
Konfulargerichtes; das Neichögericht entfcheidet hierüber 
definitiv. 258 Zeugen und Sachverſtändige, welche zur Redht=: 
fertigung der Berufung benannt find, bat der Konful ſelbſt 
fofort zu vernehmen, und zwar eiblih, falls die Voraus— 
fegungen von StPO. 8. 65 Abf. 2 gegeben find; die Ver- 
nehmungsprotofolle find dem Oberreichsanwalt einzufenden.?5* 


hierzu Brauer ©. 105, fomie, 252 KonſGG. & 88. 
über die Urt der Berechnung, 26° KonſGG. 88. 34, 36. Pal. 
ebenda 93 f. 


0 KonſGG. 8. 19, in Auf- 
hebung von ZPO. $. 540 Abf. 3. 


21 gonſGG. 8. 20. CRD. 
88. 481, vb. 234, 484. 


Brauer ©. 108, der auch eine 
zutreffende Kritif derjenigen An- 
derungen giebt, welche in diefer 
Materie der Reichdtag am Re- 
sierungdentmurte vornahm. 

254 KonſGG. 
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Der Angellagte kann in der Hauptverhandlung über die 
Berufung felbft erjcheinen oder fih durch einen mit fehrift- 
licher Vollmacht verfehenen Verteidiger vertreten laffen. Der 
richt auf freiem Fuße befindliche Angeklagte hat feinen An- 
ſpruch auf Anmefenbeit. Hat der Angellagte die Berufung 
eingelegt, fo ift über diefelbe au) dann zu verhandeln, wenn 
weder der Angeklagte noch ein Vertreter desſelben erſchienen 
if. Im übrigen vollzieht fih das Berufungsverfahren nad) 
den allgemeinen Borfchriften. 955 

Beichwerbe tft zuläffig fomohl gegen Entſcheidungen Des 
Konfuls als des Konfulargerichtes. 25° | Ber fofortiger Be- 
ſchwerde gegen Entſcheidung eines Konfuls kann dieſer jelbft 
die angeföchtene Entſcheidung aufheben ; ?°7 andernfalls ent- 
fcheidet das Konfulargericht als Beſchwerdegericht, wobei Die 
Vorſchrift der StPO., daß der Erftrichter bei der Ent- 
ſcheidung über die angefochtene Verfügung nicht mitwirken 
dürfe, unanwendbar ift.2°°° Bon bier aus ift weitere Be- 
ſchwerde an das Reichsgericht geitattet. Die Friiten find 
von einer auf zwei Wochen erhöht. Über Beſchwerden 
gegen Entfcheidungen des Konfulargerichtes entfcheidet das 
Reichsgericht. 

Rechtsmittel in Konfularftraffachen find nur zu Gunften 
des Verurteilten möglid, da Staatsanwälte nicht vorhanden 
find und eine Spezialbeftimmung zum Erſatz derjelben für 
die Einlegung von Rechtsmitteln im öffentlichen Intereſſe nicht 
vorgejehen ijt. 259 

265 —— 8.40, ob. nn 258 RoniOB. 8. 35 Abf. 1, vb. 
HI Abſch StPO. 3 Abſ. 1. 
269 Ronfoß, .87, ob. StPO. 


207 KonſGG. * * 88. 353, 355, 358, 360. 
hebung von StPO. 8 Abſ. 3. 
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6. Endlich kann auch in den Konfulargerichtöbezirken jedes 
durch vechtöfräftiges Urteil abgefchlofiene Verfahren durch 
von Amts wegen erfolgte Wiederaufnahme erneuert 
werben,?2°0 welche aber nicht ein „Rechtsmittel” im Sinne der 
Prozeßordnung ift. 

7. Das Begnadigungsreht in Bezug auf konſular⸗ 
gerichtliche Urteile ſteht dem Kaiſer zu,?%! da bier die 
Juſtizhoheit des Reiches direkt, nicht durch Vermittelung der 
Einzelftaaten, ausgeübt wird. Hat jedoch das Neichägericht 
die Sache an ein inländifches Gericht zur Entfcheivung ver- 
wiefen, fo fteht nach Ausweis der Motive das Begnabigungs- 
recht dem betreffenden Landesherrn zu, „denn das aufge- 
bobene Urteil des Konfulargerichtes bat feine rechtliche Exiſtenz 
verloren, und an deſſen Stelle tritt eine neue, felbftändige 
Entſcheidung des inländischen Berichtes”, und die inländischen 
Gerichte find Landesgerihte — eine Anſchauung, deren 
prinzipielle Richtigkeit immerhin wird in Frage geftellt werden 
fönnen, da das Landgericht in ſolchem alle berufen ift, an 
Stelle deö materiell allein fompetenten Konfulargerichtes Direkte 
Juſtizhoheit des Neiches zu üben. 

8. Über die gefällten Urteile und Entſcheidungen ift 
alljährlih dem Reichskanzler von jedem mit Gerichtöbarfeit 
ausgeftatteten Konful ein genaues Verzeichnis einzufenden.?*? 


V. Die Konſulargerichtsbarkeit in Agnpten und Sana. 2° 
A. Im BZufammenhang mit einer lebhaften andermeiten 
Reformthätigkeit im Sinne des modernen Kulturlebens ver- 


200 Konioß. 8.41. Brauer (CBl. 111) an Stelle der S u 
©. 98, beftimmung der 3. v. 10. 
”ı —*8 8. 4 1879. 
2.2. OR. no. * Febr. 1882 ——— 
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handelte die Regierung des türfifchen Vafallenftaates Agypten 
mit den europäifhen Mächten in den 60er Jahren über 
Befeitigung der KRonfulargerichtöbarfeit.?°* Erſt arbeitete eine 
franzöfifch-ägyptifche Kommiſſion feit 1867 die Reformentwürfe 
aus, welche fodann durch eine internationale Kommiffion von 
Vertretern der Großmächte und der nordamerifanifchen Union 
unter dem Vorſitz des ägyptiſchen Minifters des Auswärtigen 
in Kairo (28. Oft. 1869 bis 17. Januar 1870) definitiv 
feftgeftellt wurden. ?°° Demgemäß erging ein deutjches RG. 
v. 30. März 1874 (RGB. ©. 25), welches die Aufhebung 
oder Einfchräntung der deutfchen Konfulargerichtäbarfeit in 
Agypten, zunächſt für den Zeitraum von fünf Jahren, durch 
faiferliche, mit Zuftimmung des Bundesrates zu erlafjende 
Verordnung geftattete. Diefe Verordnung erging unterm 
23. Dez. 1875 (RGB. ©. 381). 

Die durch diefe Rechtsſätze zunächſt proviforifch gefchaffenen 
BZuftände fanden, nachdem fie fih bewährt hatten, ?°% ihre 
definitive Anerkennung durh G. v. 5. Juni 1880 (NGB. 


Kritik ift die ägyptiſche Zuftiz- 
reform behandelt bei Martens 
S. 500-550; eine Skizze dieſer 
Darftellung giebt Bulmerincgq 


tion judieiaire en Egypte, in: 
Revue de droit international 
1876, ©. 573 — 602. Der 
Berfaffer ift fcharfer Gegner 
jeder Konſularjurisdiktion, be⸗ 


ſonders in Strafſachen, und ur- 
teilt‘ darüber: „l’experience 
a condamne sans appel ce 
systeme illogique et vicieux 
qui ne repond plus aux ne- 
cessit&es de l’heure presente 
et ne garantit plus suffisam- 
ment aux r&sidents la bonne 
administration de la justice 
en matiere penale!* Gebr 
ausführlih und mit nüdhterner 





264 Bol. Asser: Administra- 
tion de la justice en Egypte, 
in: Revue de droit interna- 
tional 1870, ©. 564° 572. 
Über die Bedenken der Pforte 
gegen die ägyptiſche Sperial- 
reform f. Martens S.517, 54. 

25 Martens S. 518— 524. 

ꝛes Dutrieux &.579. Über 
eine meitere NReformbewegung 


(1883) |. Bulmerincg . 
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©. 145) und Raiferl. ®. v. 23. Dez. 1880 (RGB. ©. 192), 
wodurch die beſchränkte Geltungsdauer der früheren Bor- 
ſchriften aufgehoben wurde. 

Die Rechtöpflege in Agypten ift danach gemäß der 2. 
v. 23. Dez. 1875 (RGB. ©. 381) für deutfche Staatsange- 
börige folgendermaßen geregelt: 

1. Die Konfulargerichtsbarfeit bleibt aufrecht erhalten: 

1. Für alle Saden der Konfuln, ihrer Familien, ihres 
Dienftperfonales, der ihnen unterftellten Beamten und ihrer 
Familien, der Wohnungen aller diefer Perfonen, ferner der 
deutfchen evangelifchen Kirchen und Schulen in Alerandrien 
und Kairo, ſowie des deutjchen evangelifchen Hofpitales in 
Alerandrien, „ſoweit diefe Kirchen und Anftalten ala Kor- 
porationen in Betracht fommen”.?67 

2. Für alle Statusfragen in dem Umfange der früheren 
konſulargerichtlichen Kompetenz.?°3 

3. Für alle Zivilfahen, wenn beide Parteien Deutſche 
oder Schußgenoffen find. 28° 

4. Unter bejtimmten Borausfegungen für Straffadden, 
nämlich Beamtenverlegungen, wenn der verlegte Beamte 
„vie Beitrafung des Thäters bei dem SKonfulargeriht in 
Antrag bringt”.270 

5. Für alle nit in der Verordnung erwähnten Straf- 
fachen.?71 

D. Im übrigen wurde die Konfulargerichtöbarfeit ber 
deutſchen wie aller übrigen Konſuln nad Maßgabe der fofort 


Rn. 28. Dez. 1874 8.5.| 91 Dutrieux ©. 5821. Es 





8 Ebenda $. 2. giebt in Agypten 19 verfchiedene 
2 Ebenda 8. 1, 3. 1. Strafjurisdiltionen. 
370 Ebenda 8. 3 am Ende. 
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anzuführenden Spezialbeftimmungen aufgehoben und die 
Deutfhen und Shuggenoffen der Gerichtsbar— 
feit der neuen Landesgerichte unterworfen, ?"? 
obne daß vor diefen eine Affiftenz des Konſuls oder feines 
Vertreters ftatthaft wäre. 

Die Organifation diefer „neuen Landesgerichte” ift ver⸗ 
tragamäßig beftimmt, und die Innehaltung diefer Vertrags- 
beftimmungen iſt die Vorausſetzung für ben ſeitens der 
Vertragsmächte, fpeziell des Deutjchen Reiches, geleifteten 
Verzicht auf ihre eigene Gerichtöbarkeit. 

Die Gerichte, welchen die durch den angegebenen Verzicht 
frei gewordene Jurisdiktion zukommt, find rechtlich ägyptifche, 
thatfächlich gemifchte Gerichte, 77? nämlich 3 Gerichte erfter 
Snftanz, in Alerandrien, Kairo und Ismailia, 
ferner ein Appellbof zu Alerandrien. Diefe Gerichte pflegen 
das Recht nad Maßgabe der ägyptischen Gejetgebung. Die 
Mitgliever derfelben werden vom Vizekönig von Ägypten 
ernannt, find alfo rechtlich ägyptifche Staatsbeamte und find 
unabjegbar. Der Vizekönig ift jedoch hierbei an folgende 
vertragsmäßige Bedingungen gebunden: Die Gerichte erfter 
Inſtanz müſſen überhaupt mit 7, nämlich 4 ausländifchen 
und 3 einheimifchen, für jede einzelne Entſcheidung aber 
mit 5, nämlih 2 einheimifhen und 3 euxopäifchen, Richtern 
bejegt fein; die leßteren find aus Angehörigen der europäi⸗ 
fhen Mittelftaaten mit Zuftimmung der betreffenden Landes⸗ 
regierung zu wählen. Der Appellhof ift mit 11 Richtern zu 


8, v. 23. Dez. 1875, $.4| sation judiciaire pour les 
Abf. 1, procès mixtes en Egypte. Bgl. 

2 Die Or anifation beruht | Martens S. 590 ff. Staats- 
auf dem Reglement d’organi- archiv Bd. 29, 157 ff. 
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befeten, von welchen nur 4 Ägypter, die übrigen Angehörige 
der Großmächte fein und gleichfalls unter Zuftimmung ber 
beireffenden Landesregierung ernannt werben müflen. Im 
einzelnen Fall entſcheidet ver Appellhof ala Senat von 8 Mit- 
gliedern, nämlih 5 europäiſchen und 3 ägyptifchen. Präfi- 
dent diefer Gerichte muß immer ein ausländifcher Richter fein. 

Sn Handelsſachen find immer 2 Kaufleute beizuzichen, 
ein einheimifcher und ein auslänbifcher ; Ießterer wird gewählt 
non ber Rolonie.?7* 

Diefen Gerichten ift übertragen: 

a) die gefamte Zivilgerichtsbarleit über Immobi⸗ 
lien, die in Ägypten belegen find ; 75 

b) die übrige Zivilgerichtöbarfeit, einfchließlich der Han⸗ 
delsſachen, wenn nit beide Parteien Deutfche oder 
Schutzgenoſſen find ;?7° 

ce) die Strafgerichtöbarkeit in dem nachſtehend bezeich- 
neten Umfang, für bie sub Ziff. 2 und 3 bezeichneten Ber- 
byechen und Bergehen vorbehaltlich der oben sub I. Ziff. 4 
angegebenen Modifilation.?77 

Die den Konfuln zuftehende Gerichtsbarkeit in Straf- 
fachen wird aufgehoben: 


4 Martens S. 530. Frü⸗ Geſetz bezw. die VollzV. bat 
her wurden alle Konfuln in dies nicht aufgenommen. 
vieler Weiſe beftelt: Martend| 276 Gbenda 1, So 

155, auch S. 282 f. über die| 277 Ebenda 8. Die Frage, 
„Nation“. ob den neuen Landesgerichten 
eine Strafgerichtsbarkeit über- 

15 Ehenda $. 1, 3. 2. Im tragen werben könne, bildete 
Reglement find dazu gefügt: | einen beſonders lebhaft umftrit- 
he en gegen die Regierung, den |tenen Punkt in den Vorver⸗ 

edive und feine Familie jo- ganblun en, vgl. Martens 
wie die Dairad. Das bdeutfche | S 5281 
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1. für Übertretungen ; 

2. für Verbrechen und Vergehen, melde unmittelbar 
gegen die Richter, die Geſchworenen oder die fonftigen Be- 
amten ber von der ägyptifchen Regierung eingejegten neuen 
Zandesgerichte, während fie in der Ausübung ihres Amtes 
begriffen find, ober in Beziehung auf ihren Beruf begangen 
werben, und zwar: a) Schmähungen durch Gebärden, Worte 
oder Drohungen, b) Verleumdungen und Beleidigungen, wenn 
fie in Gegenwart des betreffenden Richters, von Gefchworenen 
oder fonftigen Beamten ber neuen Landesgerichte oder inner- 
halb der Geſchäftsräume des Gerichtd begangen oder mittelft 
öffentlicher Anfchläge, Schriften, Drudfchriften, Abbildungen 
oder Daritellungen verbreitet worden find, e) Thätlichfeiten gegen 
ihre Berfon, insbeſondere Mißhandlungen, Rörperverlegungen 
und vorfägliche Tötung mit oder ohne Überlegung, d) Thäte 
lichteiten oder Drohungen, verübt, um eine der gedachten 
Perfonen zur Vornahme einer pflichtwidrigen oder ungefeß- 
lihen Handlung oder zur Unterlafjung einer pflichtmäßigen 
oder gefeglichen Handlung zu nötigen, e) Mißbraud ber 
Amtögewalt jeitens eines Öffentlihen Beamten zum Zweck 
einer derartigen Nötigung, f) Verfuh ;unmittelbarer Be- 
ſtechung einer der gedachten Perfonen, g) Beeinfluffung eines 
Richters zu Gunften einer Partei ſeitens eines öffentlichen 
Beamten; 

3. für] Verbrechen und Vergehen, melde in ber be- 
jtimmten Abficht begangen werben, die Bollitredung von 
Urteilen oder Verfügungen der gedachten Gerichte zu ver- 
hindern, und zwar: a) thätlicher Angriff oder gemaltfamer 
Widerftand gegen Gerichtsmitglieder in Ausübung ihres Berufs 
oder gegen Beamte der neuen Yandesgerichte während ber recht- 
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mäßigen Bornahme von Amtshandlungen zur Vollſtreckung von 
Urteilen und Verfügungen der Gerichte oder gegen Beamte 
oder Mannſchaften der bewaffneten Macht, welche berufen 
find, bei der Vollitredung Hilfe zu leiften, b) Mißbrauch 
der Amtögewalt ſeitens eines öffentlihen Beamten zur 
Berhinderung der PVollitredung, c) Entwendung geridht- 
licher Aftenftüde zu demſelben Zweck, d) Berlegung ge- 
richtlich angelegter Siegel, vorfägliches Beifeitefhaffen von 
Saden, welche infolge einer gerichtlichen Verfügung oder 
eines Urteils in Bejchlag genommen worden find, e) Ent- 
weihung von Gefangenen, welche fich infolge einer gericht- 
lihen Verfügung oder eines Urteild in Haft befinden, und 
Handlungen, welde eine ſolche Entweichung unmittelbar 
herbeigeführt haben, f) Verheimlihung folcher Gefangenen 
nad ihrer Entweichung ; 

4. für Verbrechen und Vergehen, welche von einem 
unter deutſchem Schutze jtehenden Richter, Geſchworenen 
oder fonftigen Beamten der neuen Landesgerichte in Aus- 
übung feines Berufs oder infolge Mißbrauchs feiner Amts- 
gewalt begangen werben. 

Außer denjenigen gemeinen Verbrechen und Vergehen, 
welche von einer der bezeichneten Perfonen unter folchen 
Umftänden begangen werben können, gehören hiezu nad)- 
ftehende bejondere Verbrechen und Vergehen: a) pflicht- 
widrige Entſcheidung zu Gunften oder zum Nachteil 
einer Partei, b) Beftehung, c) unterlafiene Anzeige 
einer verfuchten Beftechung, d) Juſtizverweigerung, e) un- 
erlaubte Gewalt gegen Brivatperfonen, f) Einbringen 
in die Wohnung eines andern ohne Beobachtung der ges 
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feplihen Vorſchriften, g) Erprefiung, h) Unterfhlagung 
öffentlicher Gelber, i) umgeſehliche Verhaftung, k) Fülſchun 
non Urteilen und Altenitüden. 

Dazu fommt endlich nod: 

5. die Beftrafung von Zeugen, welche ohne geſetzlichen 
Grund die Ablegung eines Zeugnifles oder deſſen Beeibi- 
gung vor den neuen Landeögerichten verweigern, ſowie 
von Geſchworenen oder Beifigern biefer Gerichte, melde 
ohne genügende Entſchuldigung ihren Obliegenheiten fich 
entziehen. 278 

II. Kompetenzfonfliftezwifhen Konfular- 
gericht und Landesgericht über die nah Maßgabe ber 
Verorbnung 88. 2 und 3 den Landesgerichten zugewieſenen 
ftrafbaren Handlungen entſcheidet endgültig ein Ko mpetenz- 
bof, welder zu bilden ift aus zwei vom Konſul gu 
benennenden fremden Konfuln und zwei vom Präfiventen 
bes Appellbofes zu benennenden Richtern der neuen Landes⸗ 
gerichte. 279 

Die anhängigen Zivil- und Straffahen wurden beim 
Inkrafttreten des neuen Rechtes durch die Konfulargerichte 
exledigt, doch durften Zivilſachen auch ſchwebend fofort den 
Zandesgerichten überwiefen werden, jedoch nur auf den 
übereinftimmenden Antrag der Barteien. 28° 

B. In ähnlicher Weife wurde für Samoa eime 
internationale Gerihtsbarfeit geſchaffen. Dem- 
gemäß geftattete dag G. v. 6. Juli 1890 (RGB. 189), 
daß durch Fatferliche, mit Zuftimmung des Bundesrates zu 


318 Ebenda 8. 4 Abſ. 2. 
2179 Ebenda 8. 6. Auch diefe 
Frage war ein Hauptlontrovers- 


punkt bei den Vorverbandlungen: 
Martens ©. 529. 
280 Ebenda $. 7 Abf. 2, 8. 
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erlafiende Verordnung die Konſulargerichtsbarleit einge- 
ſchränkt werben könne. 

Die daraufhin erlaflene KV. v. 29. Oktober 1890 
(RGB. 189) erhielt die KRonfulargeridhtsbar- 
feit grundfäglid in vollem Umfange auf- 
recht, trat jedoch ab: 

a) an den Munizipalmagifitrat von Samoa 
die Strafſachen wegen Berlegung der vom Munizipalrate 
von Apia erlafjenen Geſetze und Verordnungen (88. 2. 
1, 3. 3); 

b) an den oberften Gerichtshof von Samoa: 

1. Bivilprozeffe über Grundeigentum auf Samoa und 
dazu gehörige Rechte (88. 2. 1. 3. 1); 

2. Zivilprozeſſe zwiſchen Reichsangehörigen und Schub: 
genofjen einerfeit?, Samoanern und Fremden andererſeits 
(88. 2. 1.8. 2); 

8. Berufungen gegen Urteile zu a), die 20 Dollars 
oder 10 Tage Gefängnis überfteigen ($. 2). 

Für deutſche SöifismannfSaften bleibt ber Ronfut 
allein zuftändig ($. 3). 


VI Das Gebührenmefen. #1 

1. Für die fonfularifhen Funktionen werden in der 
Negel Gebühren erhoben; den Betrag derfelben firiert das 
G. v. 1. Juli 1872 (RGB. 245), weldes feit 1. Dit. 1872 
in Kraft fteht. Dasfelbe bezieht fich jedoch nicht auf die 
richterlihen Funktionen ; 28% bezüglich der leßteren einfchließ- 
lich der Gebühren für Gerichtsvollzieher, Zeugen, Sachver⸗ 

ss Laband IL, 37f.; aonig ss KonſGebG. 8. 8. 

88. 80 88. 


Zorn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 33 
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ftändige gelten vielmehr lediglich die Vorfchriften des ge- 
meinen Neichsrechtes ,?*? für Rechtsanwälte primär der 
Ortsgebrauch, eventuell das gemeine Reichsrecht; ?°* nur 
für die Funktionen der freiwilligen Gerichtsbarkeit gilt 
primär der Tarif vom 1. Juli 1872, eventuell der dem 
preuß. ©. v. 24. Dit. 1865 beigegebene Tarif. | 

2. Die Konfuln find prinzipiell verpflichtet, die tarif- 
mäßigen Gebühren zu erheben;?®5° die Wahlkonſuln er- 
erheben diefelben für fih, die Berufskonſuln für die 
Reichskaſſe; insbeſondere fallen alle von den Konfular- 
richtern erhobenen Gebühren in die Reichskaſſe, ebenfo die 
Gerichtsvollziehergebühren, wenn befoldete Konfulatsbeamte 
ala Gerichtsvollzieher beftelt find, ebenfo die Geld— 
ftrafen ;?®° den Konfularagenten können die Gebühren für 
die von ihnen vollzogenen Funktionen belaffen werben ;?®7 
für die Aufnahme von bloßen Anträgen follen Gebühren 
nit erhoben werben; für Verhandlungen, welde nad) 
dem Willen der Parteien vor dem Abfchluß abgebrochen 
werden, ift die Hälfte des tarifmäßigen Satzes zu erheben, 
für Aufnahme in mehreren Sprachen das Doppelte. 288 
Sf für den Unfab der Gebühren der Wert des Gegen- 
ftandes maßgebend, fo bildet das Kapital mit den etwa 
rüdftändigen Zinfen die Anſatzſumme; falls eine Schätzung 
in Geld nit möglih, die Summe von 1500 Mart, ?8° 
Barauslagen find gejondert zu erftatten, den Wahlkonſuln 
auch ortSüblich zu verzinfen. 29° 


Kon. 8. 44, dazu 287 at &ers 88. 8 Abf. 4, 10 


3. v. 10. Sept. 1879. Abſ. 1 
u KoniGG. 8. 42. ge —8R88 Ss Fa 
= KonſGebG. $. 1. | 389 KonſGebG. 
288 KonſGG. $. 46. | 290 KonſGebG. u; 
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3. Bei nachgemwiefener Bebürftigkeit der Parteien müffen 
gewifie Gebührenfäge nad) Maßgabe des Gefehes erlafien 
werden; 221 in anderen Fällen können die Konfuln unter 
ber gleichen Vorausſetzung die Gebühren erlaſſen; die Wahl- 
fonfuln können überdies jederzeit auf alle Gebühren ver- 
zihten, falls fie nit Erftattung ihrer Dienftausgaben aus 
der Reichskaſſe beanfpruchen. ?9° 

4. Beſchwerden in Gebührenfachen entfcheibet das Aus- 
wärtige Amt. ?°® 

5. Über die erhobenen Gebühren müffen die Konfuln 
genau Buch führen und die Berufsfonfuln vierteljährlich, 
die Wahlkonſuln jährlich dem Auswärtigen Amt Bericht 
erſtatten. 294 


#1 KonſGebG. 8. 2, dazu PaßG.. 299 S. oben ©. aöl. 

.8 Die betr. Tatifpofitionen 208 Konf Beh®. 8. 9 
ind 2, 7, 8, 15, 0 29, 27, 2 d. 3.3 Konj®. 5.8 
31, 34. Rönis, 8. 8 
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Elftes Bud. 
Das Reichsmilitärrecht. 


8 97. 
Die prinzipiellen Grundfagen.? 
I. Das pofifive Rechiemaferial. 

1. Berfaffungsredt. Nah RB. Art. 4. 8.14 
gehört „das Militärwefen des Reichs und die Kriegs- 
marine” zu den Materien der Beauffihtigung feitend Des 
Reichs und der Gefehgebung desſelben. Der XI Ab- 
ſchnitt der Verfaſſung bejchäftigt ſich ſodann fpeziell mit 
dem „Reichskriegsweſen“ in den Artikeln 57 bis 68. 
Diefem Abfehnitt ift eine „Schlußbeftimmung” angefügt, 
welche fih auf Bayen und Württemberg bezieht und für 
erftered Bundesglied die Beftimmungen im Berfailler Ber- 
trag v. 23. Nov. 1870 unter II. $. 5, für letzteres Die 
Militärkonvention v. 25. Nov. 1870 zum integrierenden 


1 Das Reichsmilitärrecht hat von Blankenburg und Thu- 
eine ausgezeichnete Bearbeitung | Di Sum bei 3 ee f 
gefunden durh Laband StR. Jahrb. I 
II, 480 ff.; daneben Seydel in | ferner Sum Berff. fi; 
Births Annalen 1874 1035 ff., | Rordd. Bundes S. 368—491. 

5 58 ff., 1081 ff., 1393 ff. 3 Laband IL, 480 ff.; Se 
55 G. Meyer Berwf. H, 2,|deLl bei Hirth Ann. 1875, 1931. 
3 ff., ſ. ferner die Abhandlungen 
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Beitandteil der Verfaſſung erhebt;? dieſe die Verfafiung 
ergänzenden Beftimmungen find publiziert im BGB. 1870, 
658 (Württemberg) und BGB. 1871, 9 (Bayern). Eine 
tiefgreifende Abänderung bat erfahren Art. 59 d. NR. 
durch das ©. v. 11. Febr. 1888 (RGB. 11) und be- 
fonders durch das — bis 31. März 1899 gültige — ©. 
v. 3. Aug. 1893 (RGB. 233), das jedoch ausdrücklich ohne 
Abänderung des Verfaſſungsartikels erlaffen wurde, fomit 
nur tranfitorifhen Charakter trägt (Problem der zmei- 
jährigen Dienftzeit bei den Fußtruppen). Auf die Kriegß- 
marine beziehen ſich Art. 53 u. 55 der Neichöverfaffung. 
Berfafjungsbeftimmungen, welche auf dag Militärwefen 
Bezug haben, finden fi) außerdem noch in Art. 8. Abf. 3 
(Bundesratsausfhuß für Landheer und Feltungen, fowie 
für „Seeweſen“, d. i. die Kriegämarine), Art. 11 (Kriegs- 
erflärung), Art. 41 u. 47 (Wahrnehmung der militärifchen 
Snterefien im Eifenbahnmwefen), Art. 71 und Schlußbeft. 
zu Abſchn. XI (Militäretat). 

Die Grundzüge des deutihen Militärrechtes, wie fie 
die Berfafiung normiert, haben inzwijchen durch eine um- 
fafjende Spezialgefeßgebung eine forgfältige und höchſt 
Ipezialifierte Durchführung empfangen. Wie das deutſche 
Heer in feiner gegenwärtigen Geſtalt aus dem preußifchen, 
fo ift auch das deutfhe Militärreht aus dem preußi- 
[hen hervorgewachſen. In allen Reformentwürfen der 
deutfchen Bundesverfaflung und nicht minder in der Sehn- 
ſucht der Nation fpielte das geeinte deutfche Heer zum 
mindeften eine ebenfo bebeutende Rolle als das geeinte 


een Militärkonvention 
3 A. U. bezügli der würt-| Hänel Stud. I, 115 
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deutfhe Parlament. Wenn von den meiften Schriftitellern 
die Einheit des Heerweſens als begriffliches Merkmal des 
Bundesftaates im Gegenfat zum Staatenbund behauptet 
wird, fo ift das grundlos: begrifflich gehört dad Militär- 
wejen im Bundesſtaat ebenfomenig zur Sompetenz der 
Sentralgewalt wie beifpielömweife das Unterrichtsmwefen. * 
Der Begriff des Bundesſtaates laßt fih unmöglich aus 
einzelnen Momenten gewinnen, fondern nur aus dem prin- 
zipielen Moment der Souveränetät (f. darüber oben Bd. I. 
8. 4). Allerdings aber mar in Deutfchland das patrio- 
tifihe Sehnen und Streben der Nation auf SHerftellung 
eine3 Bunbesftantes immer eng verbunden mit dem Streben 
nah einem geeinten beutfchen Heere; ein Hauptmoment 
der Einheitsſehnſucht lag gerade darin, daß die deutſchen 
Staaten in ihrer Zerrifienheit von den Mächten des Aus- 
landes mißachtet, ja verhöhnt wurden; daraus folgte un- 
mittelbar der Wunſch, diefem traurigen Zuſtande durch 
Organiſation einer impofanten gefamtdeutfchen Heeresmadht 
ein Ende zu bereiten. So fam es, daß das Heerweien bei 
den bundesftaatlihen Plänen ftet3 in allererfter Linie ftand. 
Prinzipiell aber könnte fehr wohl ein Bunbesftaat gedacht 
werden, in weldem das Militärmefen der Autonomie der 
Einzelftaaten überlafjen wäre. 

Die feſte Bafis für die Organifation der preußifchen 
Armee war dur Die Gefehgebung aus dem Anfang der 


* 4. X. Laband II, 481: | Wahrnehmung der internatio- 
„Alle Scriftftellerüberdas®efen |nalen Anterefien, fo aud die 
und die Einrichtungen des Bun- | Ordnung des Heermeiend und 
desſtaates waren von jeher dar- | der Oberbefehl über die bewaff- 
über einig, daß, fo wie die völ- |nete Macht zur Kompetenz der 
Ierrechtliche Bertretung und bie | Bundetgemwalt gehöre." 
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fechziger Jahre, die der eigenften Snitiative Kaifer 
Wilhelms des Großen entfprungen ift, im Konflikt 
mit der Volfävertretung gefhaffen worden. Im Jahr 1866 
hatte die Volfövertretung biefür formell „Sndemnität” er- 
teilt, materiell Iindemnität für ſich erbeten. — 

2. Geſetzesrecht. Nach Aufrichtung des Nord— 
deutſchen Bundes bezw. Deutſchen Reiches wurde in die 
Verfaſſung ein Artikel (RB. Art. 61)° aufgenommen, 
welcher vorfchreibt: „nah Publikation diefer Verfaffung 
ift in dem ganzen Reiche die gejamte preußifche Militär- 
gefetgebung ungefäumt einzuführen, ſowohl die Gefebe 
felbjt alö die zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder Er- 
gänzung erlajjenen Reglements, Anftruftionen und Re— 
ffripte” ; pofitio ausgenommen wird nur die Militärfirchen- 
ordnung. Ferner ift gejagt: „nach gleihmäßiger Durd- 
führung der Kriegsorganiſation des deutfchen Heere3 wird 
ein umfafjendes Reichsmilitärgefeh” ergehen. Demgemäß 
wurde dad gefamte preußifche Militärrecht proviforifch für 
das Reich in Kraft geſetzt, teilmeife in einer ftantsrechtlich 
ſehr bedenklichen Form. 

„Man hatte in Preußen eine muſtergültige, im Frieden 
und Krieg bewährte Organiſation, eine bis ins feinſte 
Detail ausgebildete und durch eine langjährige und reiche 
Praris erprobte Armeeverwaltung und eine in dem Rechts⸗ 
bewußtfein und in den Lebensverhältnifien des Volkes ſowie 
in den Traditionen der gefamten Staatövermwaltung feft 
wurzelnde Militärrehtordnung” (Zaband II, 490). 


5 Bol. biezu Laband II, Seydel bei Hirth Ann. 1875, 
490 ff., 21 f}.; zhubignm bei | 1406. 


v. Holgendorff Jahrb. II, 90; 
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Noch vor Aufrihtung bed Reiches war durch Die 
Dffenfiv- und Defenfivallianzs Preußen? mit den füb- 
deutfchen Staaten und die heififhe Militärtonvention vom 
7. April 1867 thatſächlich die volle militärifhde Einheit 
Deutſchlands bergeftellt. 

Die Ausdehnung der preußifchen Militärgefebgebung auf 
fämtlihe Staaten des Heiches erfolgte für Südheſſen dur 
die Militärfonvention vom 7. April 1867, für Baden und 
Württemberg durch die Verfailler Novemberverträge von 1870 
(für Württemberg mit erhebliden Modififationen, die jebod) 
inzwifchen mit Ausnahme der Militärftrafgerichtsorbnung 
durch die Reichsgeſetzgebung gegenſtandslos geworben find), 
endlih für Elfaß-Lothringen durch ©. v. 23. Januar 1872. 
Auf Bayern wurde die preußifche Militärgefeggebung for= 
mell nicht ausgedehnt, vielmehr die Einführung preußifcher 
Militärgefege durch Berfailler Vertrag IH 8.5 3.1 „freier 
BVerftändigung” von Fall zu Fall vorbehalten.® Inzwiſchen 
ift Durch die vom Reich erlafienen Militärgejege die mate- 
rielle Verfchiedenheit auch des bayerifchen vom Reichsmilitär⸗ 
recht auf ein Minimum reduziert worden. 

Die preußifche Militärgefebgebung ift jet formell in der 
Hauptſache bejeitigt durch die Reichgmilitärgefeßgebung. 
Das in der Verfaflung verſprochene Reihsmilitärgefeß 
iſt am 2. Mat 1874 erlafjen worden (RGB. 45); dasfelbe 
ruht auf der Baſis des Kriegs di en ſt geſetzes v.9.Nov. 1867 
(BGB. 131) ;7 dazu gehören die hochwichtigen Novellen v. 


e Zhubigum 90; Laband 7 In Bayern eingeführt durch G. 
II, 491. v. 24. Nov. 1871(RNGB. 398). 
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6. Mai 1880 (RGB. 103), v. 11. Febr. 1888 (RGB. 11), 
8. Februar 1890 (RGB. 23), 3. Aug. 1893 (RGB. 233), 
28. Juni 1896 (RGB. 179), 81. März 1885 (RGB. 81), 
11. März 1887 (RGB. 117), 27. Ian. 1890 (RGB. 7), 
26. Mai 1893 (RGB. 185), dad Landfturmgefek v. 
12. Febr. 1875 (NGB. 63), jet erſetzt durch die 88. 28 
bis 34 des ©. v. 11. Febr. 1888, das Kontrollgeſetz 
v. 15. Febr. 1875 (RGB. 65); eine weitere Gruppe 
bilden: das PBenfionsgefek v. 27. Juni 1871 (RGB. 275) 
nebit den Novellen v. 4. April 1874 (RGB. 25), 21. April 
1886 (RGB. 78), 24. März 1887 (NGB. 149), 22. Mai 
1898 (RGB. 171), 14. San. 1894 (RGB. 107); ferner 
dag ©. v. 15. März 1886 (RGB. 53), betr. die Für— 
forge für Beamte und Perfonen des Soldaten- 
ftandes infolge von Betrieböunfällen, die®.v. 
17. Juni 1887 (RGB. 237) u. 5. März 1888 (RGB. 
65) über die Fürforge für die Witwen und 
MWaifen von Angehörigen des Reihsheeres und 
der kaiſerl. Marine; hieher gehört aud das ©. v. 
28. Febr. 1888 (RGB. 59), betr. die Unterftügung 
von Familien in den Dienft eingetretener 
Mannſchaften; das Militärftrafrecht ift Lobifiziert im 
Militärftrafgefegbud v. 20. Suni 1872 (RGB. 
174); dazu fommt das ©. v. 3. Juli 1893 (RGB. 205) 
gegen den Verrat militärifher Geheimniffe, das 
auch eine Abänderung der SS. 89, 90 des RStGB. (Kriegs⸗ 
verrat) enthält; ferner da G. v. 30. Mai 1892 (RGB. 
667) über die Vorbereitung des Kriegszuſtandes 
in Elfaß-Lotbringen; da3 ©. v. 28. Mai 1894 
(RGB. 463) über den Schuß der Brieftauben und 
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den Brieftaubenverfehr im Kriege nebft VollzV. 
d. BR. v. 8. Nov. 1894 ((Bl. 457), die Militär- 
ftrafgerihtsordnung fehlt noch; infolgebeflen gilt 
für das Gebiet des ehem. Norddeutſchen Bundes fowie für 
Baden nah Art. 61 die preuß. MilſStGO. v. 3. April 
1845, ferner eine bayrifche und eine württembergifche für 
die betreffenden Kontingent. Auf fachliche Leiftungen für 
militärifhe Zwede beziehen fi das Kriegsleiſtungs- 
gefet v. 13. Juni 1873 (RGB. 129), ferner in Friedens⸗ 
zeiten da8 Duartierleiftungsgefeß v. 25. Suni 1868 
(BGB. 528),° das Naturalleiftungägefeh v. 18. Febr. 
1875 (RGB. 52) nebſt Novelle zu beiden v. 21. Juni 
1887 (RGB. 245) und dem ©. v. 28. Mai 1887 (NGB. 
159), betr. den Servistarif; endlich hinſichtlich der 
Seltungen in Krieg und Frieden das Feftungsrayon- 
gefeg v. 21. Dez. 1871 (NGB. 459) und das ©. v. 
19. Juni 1883 (RGB. 105) über die Reihsfriegs- 
häfen. 

3. Verordnungsrecht. Neben dem in der Form 
des Geſetzes bezw. der Verfaſſung ergangenen Militärrecht 
ſteht das in die Form der Verordnung gekleidete Recht; 
die durch RV. Art. 61 angeordnete allgemeine Einführung 
bes preußifhen Militärrechted bezog fih auch auf Die 
ganze Verordnungsſphäre;ꝰ inzwilchen find zu den oben 


3 In Bayern Ipegiell einge- | Aber auch Art. 63 Abſ. 5 ift 
führt durch ©. v. 9. Februar | dur die Konventionen und Die 
1875 (RGB. 41). thatſächliche Entwidelung be 

9 Der wiſſenſchaftliche Streit | deutungslo8 geworden, da Die 
um das Verordnungsrecht des! über „Adminiftratiin, Ver—⸗ 
Art. 61 — Laband II, 497F. — | pflegung, Bewaffnung und Aus⸗ 
ift nunmehr gegenftandslos. | rüftung” ergebenden „Anord= 
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genannten Geſetzen viele, teild im Gefeh-, teild im Bentral- 
blatt, teils auch anderwärts publizierte Vollzugsverord⸗ 
nungen ergangen. Für diefe Sphäre des Militärrechtes 
gelten folgende Säge: 

a) Eine aus inneren fachlichen Geſichtspunkten ſich er- 
gebende Grenze zwifchen dem Gebiet der Gefebgebung und 
dem der Verordnung ift für das Militärrecht fpeziell fo 
menig zu gewinnen, mie überhaupt. !° 

. b) Eine pofitive Abgrenzung zwifchen den beiden Gebieten 
enthält die Berfaffung nicht; mas durch Geſetz, mas durch 
Verordnung zu regeln, ift fomit auch auf dieſem Gebiet prin- 
ztpiell nur Sache der Geſetzgebungspolitik. 

e) Die Materien, welche direft in der Verfaſſung nor- 
miert find, können weiterhin auch nur in dieſer Form geordnet 
werben; ebenfo kann, was auf dem Wege des Gefetes firiert 
ift, nur auf dem gleihen Wege abgeändert werben. 

d) Subjekt des Verordnungsrechtes ift prinzipiell hier 
wie überhaupt der Bunbezrat;!! für ihn fpricht mangels 


nungen für die preußifche Armee“ 

alle Kontingente ergreifen, ohne |f 
daß deren Mitteilung dur den 
Militärausfhuß des Bundes— 
rated „zur Nachachtung“ an bie 
„Kommandeure der übrigen 
Kontingente“ erfolgt; die Kon- 
tingente haben nad) dem gelten- 
den Recht überhaupt feine Kom- 
mandeure. Nur für Württem- 
berg und Sachſen befteht ein 
auf den Militärfonventionen 
berubented ©\ ee ſ. La» 
ban ‚ 
10 Bol. Seybel 1405 ff.; 

Thudichum bei Holgenborff 


Jahrb. 1873 98 f.; diefe Schrift: 
fteler verfuchen eine fichere Um⸗ 
grenzung der Verordnungsſphäre 
durh Aufzählung der auf dem 
Wege des Geſetzes geregelten 
Materien **3 gewinnen. Ball. 
Zaband 493 ff.; Arndt 
Berorbn®. 184 ff., oben Bd. I, 
S. 401. 

1 A. U Thudichum bei 
v. Holtendorff Jahrb. II, 91, 
der den Kaiſer als Subjelt des 
Militärverordnungsredhtes be⸗ 
—53 vgl. dagegen Laband 
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befonderer Beitimmungen die Bräjumtion ; dies Berorbnungs- 
recht des Bundesrates ift ein allgemeines und insbefondere 
auch nicht Davon abhängig, daß bereit? ein Reichsgeſetz 
über die Materie vorhanden fei, zu deſſen Vollzug die 
Verordnung zu dienen habe.1? In vielen Militärgefegen 
it jedoch das Recht, die Vollzugsverorbnungen zum Gefeg 
zu geben, dem Kaifer bezw. König von Bayern delegiert; 1? 
für die Marine wird dies kaiſerliche Verordnungsrecht 
generell angenommen und aus RV. Art. 53 Abf. 1 ab- 
geleitet. !* 

e) Hinſichtlich des militärifchen Verordnungsrechtes be- 
fteht eine befondere Schwierigkeit in der Feſtſtellung des 
Rechtsverhältniſſes zwiſchen Verorbnungsgewalt und Ober- 
befehl.1° Den militärifchen Oberbefehl überträgt die Ver- 
fafjung Art. 63 Abf. 1 dem Kaiſer. Die Grenze aber 
zwifchen Dberbefehl und Verordnungsrecht läßt fi) weder 
auf Grund ſachlicher Erwägungen ziehen, noch iſt Diejelbe 
duch Das pofitive Recht gezogen. Kompetenzkonflikte 


18 u. a. m. (Laband II, 








18 9. U. Laband IL, 495 f. 8. 


auf Grund feiner abmeichenden 
prinzipiellen Konſtruktion des 
dem Bundesrat verfaffungs- 
mäßig suftehenben Verordnungs⸗ 
rechtes; hierzu oben Bd. 
485 ff. PR den Benftonsgejegen 


hat der BR. die Verorbnnungen | g 


erlafjen, zu den Kriegsleiſtungs⸗ 
gefegen der Kaijer mit Zuftim- 
mung des BR. 
B. Duartiereilt6: 

25. ,, Juni 1868 (BGB. 598) 
0 ‚ für Bayern ©. v. 9. Febr. 
875 (RGB. 41) 8. 3. Nat. L. G. 
v. 13. Febr. 1875 (RGB. 52) 


L, |Iyfe, welde Thudi 


496*). 
14 saband II, 496; Arndt 
Ver. 

15 * die eingehende Ana- 
chum bei 
v. Holbendorff Jahrb. II, 92 ff. 
ieb 
i. Laband II, 51uff: „Der 
Bereich des Armeebefehls "Täßt 
fih begrifflih nit von dem 
der Armeeverorbnung ſcharf ab⸗ 
grenzen.“ Die ausgezeichneten 
Bemerkungen über den „Ber- 
Daltungsbefetu welche ſich in 
der 1. Aufl. II, 35 fanden, hat 
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nad der angegebenen Richtung find demnach fehr wohl 
möglih; praktiſch iſt jedoch diefer Gefahr die Spitze 
dadurch abgebrochen, daß einmal durch die meiften Spezial» 
gefege dem Kaifer auch das Verordnungsrecht übertragen 
ift, und zweiten? im Zweifelöfalle nach der ganzen Orga⸗ 
nifation unferer Militärverfaffung für den Oberbefehl zu 
präfumieren fein wird. Militärverorpnungen des Kaifers 
bepürfen gemäß NV. Art. 17 der Gegenzeihnung des 
Reichskanzlers, die Anordnungen des Faiferlihen Uber: 
befehles dagegen nicht. ?7 

4. Die Konventionen. Endlih kommen noch 
in Betracht die ſog. Militärfonventionen. Es eriftieren 18 
ſolche; das Rechtsverhältnis derfelben ift teilweife fehr 
ſchwierig und zweifelhaft. 


Laband jetzt geftrihen. Die | prinzipielle Gefichtöpunfte aber 


Scheidung zwiiden Befehl und 
Berordnung bei 
VerwR. U, 85 („unmittelbare 
miiitariſche Akon) 9 auch 
nicht genügend. auch 
Brockhaus 82 und Oster in 
Stengeld Wörterb. I, 63; aud 
Heder geminnt fein ficheres 
Refultat. 

11 S. oben Bd. I, S. 254 ff.; 
Laband LU, 511. Auf bie 
Unterfcheibung zwiſchen Regie⸗ 
rungsgewalt und Kommando⸗ 
gewalt läßt ſich dieſer rechtliche 
Unterſchied aber nicht begründen, 
denn die Kommandogewalt iſt 
anzweifelhaſt Fu Regierungs⸗ 


ewalt. A. ecker in 
tengels Wörterb. 63, dem 
Zaband a. a. D. zuftimmt. 


18 Seydel 1008 ff., deflen 


Meyer) 115 


nicht zutreffen; Hänel Stub. I, 
.; 2aband II, 486 ff. 
502 ff., das Verzeichnis der in 
Kraft. nebenden Konventionen 
ebenda 509 f.; G. Meyer II, 
43 ff.; Brodhaus 166 ff. Die 
Konventionen finden fih in 
vollem Tert in den Drudiachen 
des Reichstags 1867 Nr. 21, 
1872 Nr. 189, 1873 Nr. 18, 
1874 Nr. 33 fowie in „Die 
„ititärgelehe des beutfchen 
Reiches" Bo. J 98. 

die unflare und vermwirrte im 
minologie für den einen Kon⸗ 
trahenten („König von Preußen‘, 
„preuß. Regierung”, „König 
Preußen als Bunbeöfelbheren“, , 
deutſchen Kaiſer und König v. 
Preußen“) ſ. Laband U, 522f. 
Es kann ſich überall nur um 
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a) Die Militärtonvention zwiſchen dem Norbbeutfchen 
Bund und Bayern, melde in den Berfailler Verträgen 
v. 23. Nov. 1870 unter III $. 5 enthalten ift, bietet 
feine Schwierigkeit: fie ift durch die Schlußbeftimmung zu 
Abfchn. XI. der RV., wozu ergänzend die Schlußbeftimmung 
zu Abfchn. XII tritt, unzweifelhaft Beftandteil des deutfchen 
Verfaflungsrechtes geworben. 

b) Ganz das gleiche Nechtsverhältnis befteht aus genau 
den gleichen Gründen hinfichtlich der württembergiſchen 
Militärfonvention!? (abgefehen nur von der Schlußbeft. zu 
Abſchn. XII); ergänzt wurde die Konvention dur die 
Spezialabtunft v. 2./18. Sept. 1893 auf Grund des NG. 
v. 3. Aug. 1893 (RGB. 235) Art. V. 

c) Über die Verhältniffe ver teils auf bayrifchem, teils 
auf württembergifchem Gebiete belegenen Feitung U Im wurde 
unterm 16. Juni 1874 ein Vertrag zwiſchen Preußen, Bayern 
und Württemberg abgefchloffen. *° Daß die betreffende Materie 
auf dem Wege der Reichsgeſetzgebung hätte erledigt werben 
können, ift unzweifelhaft, und daß dies ver ſtaatsrechtlich 
forrefte Weg geweſen wäre, nicht minder. Die Rechtskraft 
des Vertrages wird jeboch troß der in der PVertragsform 
liegenden Inkorrektheit nicht zu beanftanden fein. 

d) Sehr ſchwierig ift die Feftftellung des Verhältniſſes 


ben König v. Preußen handeln. |fih nur auf das Offizierser⸗ 
G. Meyer und Hänel begrün- nennungöret bezieht. 

den die NRechtögültigleit der| 19 A. Hänel a. a D. 
Konventionen auf den Borbe- | 115 * Vgl. hiezu auch oben 
halt in RV. Art. 66; mit Recht S. 517%. Richtig Laband II, 
wird dies von Laband IL,|508; Brodbaus 166. 

2 und Brodhaus 170 ff. so Tert bei v. Walther I, 
abgelehnt, da jener Borbehalt | 15 ff. 
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der ſächſiſchen Militärkonvention.?! Diefelbe datiert 
vom 7. Februar 1867, alfo aus der Zeit vor Errichtung des 
Norddeutſchen Bundes, und ift abgefchlofjen zwifchen Preußen 
und Sachſen; ihr Inhalt aber bezieht fich gerade auf das 
Milttärwefen des aufzurihtenden Bundesftantes; fie ift 
geradezu mit dem König von Preußen als „Bunbesfeld- 
herrn“ abgefchlofien, obwohl ein folcher rechtlich noch nicht 
eriftierte. Die fächfifche Militärlonvention wollte unzweifel⸗ 
haft die rechtlihe Stellung Sachſens im Militärwejen des 
Bundesftaates normieren. Das Militärwejen des Bundes- 
ftaate8 wurde meiterhin im XI. Abfchnitt der Verfaffung 
geregelt, ohne daß des auf Sachſen bezüglichen Vertrages 
und feiner Sonderbeitimmungen gevacht wäre, weder durch 
formelle Bezugnahme noch durch materielle Aufnahme jener 
Beftimmungen. Demgemäß müßte gefolgert werden: ‘Der 
völferrehtlihe Vertrag v. 7. Februar ift erlofhen und 
erfeßt durch die Verfafjung. Diefe Folgerung aber wirb 
miberlegt durch die fortgefegte Anwendung der Konvention: 
thatfählih war und ift die ſächſiſche Konvention ebenſo gut 
in Kraft wie die württembergifche. Formell aber entbehrt 
fie der verfaffungsmäßigen Rechtskraft und prinzipiell der 
Rechtskraft überhaupt, da die in derjelben behandelten Ma- 
terien nach Aufrihtung des Bundesftaates in die Sphäre 
der Bundesgeſetzgebung fielen. Im Hinblid aber auf die 
Abfiht der Kontrahenten, über welche ein Zmeifel nicht be- 
ftehen kann, wird die ſächſiſche Militärfonvention, fomeit fie 
fih im Rahmen der kaiſerlichen Dispofitionzfreibeit bemegt, 
zwar nit die Rechtskraft eines PVertrages beanfpruchen 


21 Laband II, 507 ff. 





528 Bud XI. Das Reichsmilitärrecht. 


önnen, 2? mohl aber als ein feierliches Verfprechen des Königs 
von Preußen, in feiner Eigenfhaft als Bundesfeldherr 
Sachſen gegenüber fih in gewiſſer Weife zu verhalten, ihre 
feierliche moralifde Bedeutung haben. 

e) Außerdem beftehen noch Konventionen mit Baden, 
Heſſen, Medlenburg- Shwerin, Medlenburg- 
Strelig, Didenburg, Braunfhweig, Anhalt 
und eine Gejamtlonvention für die 7 thüringiihen 
Staaten (Großherzogtum Sachſen, die drei ſächſiſchen Herzog- 
tümer Coburg⸗Gotha, Meiningen, Altenburg, beide Neuß 
und Schwarzburg-Rudolitadt). 

f) Einen befonderen Charakter tragen die Militärkonven- 
tionen zwiſchen Preußen einerfeits und folgenden deutſchen 
Kleinftaaten andererfeits: Schwarzburg - Sonder3- 
baufen, Walded, Lippe, Shaumburg-Lippe, 
Zübed, Bremen, Hamburg. Die „Kontingente“ diefer 
Staaten find volllommen in das preußifche übernommen ; 
„diefe Staaten gelten in militärifcher Hinficht ala Preußen 
einverleibt” .23 

Die badifhe Konvention bildet einen Teil der November- 
verträge von 1870; die übrigen find ſämtlich teil® vor, 
teild unmittelbar nad Errichtung des Norpdeutichen Bundes 
abgefchloffen und nah Aufrihtung des Reiches erneuert 
worden ;?* nur die braunfchweigifhe Konvention ift aus 
jpäterer Zeit. 


22 jlbereinftimmend Hänel| 2° Laband IL, 487. 
Stud. I, 247 ff., StR. 4925; 
Meyer 515* und Thudichum * Genaue Angaben der Daten 
Verf. 111; a. U. derſelbe bei Laband a. a. O. 
bei v. Holtendorff Jahrb. I, 24. 
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Der Inhalt der Konventionen befteht durchweg in Mo- 
diftfationen der Verfaffung, und mit Recht bemerkt demnach 
Laband (H, 481): „Die Reichsverfafiung enthält gleichfam 
ein Idealrecht, welches nirgends verwirklicht ift, das vielmehr 
nur die Normallinie bilvet, um welche fich Die thatjächlich in 
Geltung ftehenden Regeln in mancherlei Windungen ziehen.” 

Der Inhalt der Konventionen läßt fih ganz allgemein 
durch zwei Sätze haralterifieren: 1. Die Einzelftaaten 
verzihtenzu Öunften Preußens auf militärifce 
Rechte, melde ihnen durd die Verfaſſung be- 
laffen find; 2. der König von Preußen ver- 
pflidtet fih Dagegen, die ibm dDurd die Ber- 
faffung übertragenen Funktionen des Ober— 
feldherrn gegenüber dem betreffenden Staate 
in beſtimmter, modifizierter Weiſe auszuüben. 
Bei den Konventionen aus d. J. 1867 handelte es ſich noch 
3. um die Adaptierung der preußiſchen Militär— 
geſetzgebung — Art. 61 der Berfafjung — für 
Die Einzelftaaten. Diefer Geſichtspunkt ift jet bebeu- 
tungslos geworden, nachdem die preußiihe Militärgefeh- 
gebung in der Hauptſache durch Reichsgeſetze befeitigt ift. 
Diejenigen Beitimmungen der Verfaffung, welche unter den 
eritgenannten Geſichtspunkt fallen, geben ftaatsrechtlich zu 
feinen Bedenken Anlaß: es hindert auch im Bundesſtaate 
nichts, daß ein Einzelftaat auf Rechte, die verfafjungsmäßig 
den Einzelftaaten zu Autonomie oder Selbftverwaltung über- 
laſſen find, zu Gunften eines anderen Einzelſtaates verzichte,?5 


3 Laband IL, 503 runde Inhalt und der 
„Dies iſt in der That der | Überwiegende Schwerpunkt ſämt⸗ 
Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 84 
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wenn nur die flaatliche Individualität Dadurch nicht alteriert 
wird; Doch müßte allerdings eine Genehmigung derartiger 
Berträge durch die Zentralgewalt ala ſtaatsrechtlich notwendig 
behauptet werden, wenn es fi um Materien der einzel- 
ftaatlichen Selbftverwaltung handelt; denn indem das Reich 
die Selbftverwaltung dem Staat A überließ, hat es ben 
Staat A und nit den Staat B damit beauftragt; der 
Übergang diefer Verwaltung auf den Staat B ift demnad) 
eine Sache, die auch das Reich angeht. Demnach ift bei 
den Militärkonventionen ftaatsrechtlih eine Genehmigung 
der Bentralgewalt erforderlich ; Diefelbe wurde jedoch nirgends 
eingeholt. 2° 

Was andrerfeits die Begenleiftungen angeht, zu welchen 
fih der König von Preußen als Bundesfeloherr verpflichtete, 
fo können diefelben ſtaatsrechtlich nicht ala Bertrag, fondern 
nur als feierliches Berfprehen qualifiziert werben: es 
handelt ſich bier um verfafjungsmäßige Pflichten bezw. Rechte 
des Bundesfeldherrn, die vertraggmäßig zu modifizieren dem 
König von Preußen unter feiner Bedingung geftattet fein 
fonnte; wohl aber konnte berfelbe verjpredden, im Rahmen 
der durch die Verfaffung ihm gelaffenen Freiheit in gewiſſer 


Iider von den Bunbesftaaten | tion des Reiched einem anderen 
abgefchlofjiener WMilitärkonven- | Einzelftante die Ausübung feiner 
tionen.” Staatshoheitsrechte übertragen 

260A. A. Laband II, 5042. Was könnte, find jo exorbitante, daß 
Laband hier anführt, iſt durch⸗ greimoht der im Tert aufgeftellte 
aus zutreffend, und Die Sache hat | Rehtögrundjag feftgehalten 
bis jetzt zu keinerlei Schwierig- | werden muß. Über das in 
Teiten Anlaß gegeben. Aber die | mehreren Konventionen vorbe- 
Konfequenzen des a daß | baltene „einfeitige” Fünbigung8- 
jeder Einzelftaat ohne Sinterven- | recht ſ. Zaband II, 506 N 
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Meife handeln zu wollen. Ein ſolches Verfprechen hat aber 
immer nur einen moralifchen, Teinen juriſtiſchen Charakter.?7 

Die Konventionen find demnach, ſoweit es fih um 
Modifilationen des kaiſerlichen Dberbefehles handelt, nur 
Verſprechungen ohne juriſtiſch bindende Kraft, foweit es fich 
um bie Übertragung von einzelftaatlichen Selbftverwaltungs- 
rechten auf Preußen handelt, dagegen auch rechtlich bindend; ' 
für leßtere Sphäre war demnad die Mitwirkung der Volfs- 
vertretung erforderlich, wenn es fih um Materien der Geſetz⸗ 
gebung handelte; die Reichsgeſetzgebung ihrerſeits kann jeder- 
zeit folcde Verträge durchbrechen, denn Reichsrecht bricht auch 
nad diefer Richtung ſtets Landesrecht. 28 


II. Das Reichsheer. 

Das deutfhe Heer, von dem die Reichsver— 
faſſung [pridt, tft ein Reichsheer im ftaat3- 
rehtlihden Sinne des Wortes, Fein Aggregat 
von Landesfontingenten. Die militäriſche Dr- 
ganifation und Formation ift einheitlich; die 
Militärgefeggebung erfolgt durch das Reid; 
das gefamte Geldbedürfnis für das Heer wird 
vom Reiche beftritten, und vor allem: den Ober— 
befehl über das Heer in Krieg und Frieden 
führt der Kaifer. Diefen gewaltigen Grund- 
fügen gegenüber, auf welden die deutſche 
Heeresorganifation beruht, verfhmwinden die 


Brockhaus 166 N. nel 
Stud. J, 246, StR. J 


37 Ebenſo, wenn auch in anderer —W 6 d Il, sd 
aban 
34* 


Formulierung, Laband U,506, 
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unbedeutenden Rechte der Kontingentsherrlich— 
feit faft vollitändig. 

Es beſteht alſo grundfätlich für das Landheer das gleiche 
Nechtöverhältnis wie für die Marine; nur ift bei leßterer 
die Einheit noch vollftändiger durchgeführt, indem gar Feine 
„Kontingentsherrlichfeit”" vorhanden ift. 

Eine grundfäglide militärifhe Sonderftellung 
bat nur Bayern, indem die bayrifhen Truppen 
im Frieden unter Dem DOberbefehl des Königs 
und nur im Krieg unter demjenigen des Kaiſers 
fteben; die Mobilmahungsordre, welche rechtlich die Über- 
führung vom Friedend- in den Kriegszuftand darftellt, wird 
formell vom König von Bayern erlafien, jevoh muß dies 
gejhehen, fobald der Kaifer die Mobilmachung 
für das übrige Reichsheer befohlen bat. Im 
Frieden bat der Kaifer nur das Inſpektionsrecht über die 
bayrifhen Truppen.?® 


DI. Die Irtedenspräfenzflärke. 

Nicht nur die Militärhoheit als ſolche tft auf das Reich 
übergegangen, ſondern letzteres hat auch die Hauptftüde des 
Militärrechtes direkt geordnet, insbeſondere die fefte Grund- 
lage für die Drganifation des Reichsheeres gejchaffen. 

Das oberfte Prinzip für Die deutſche Heeresorganifation 
ift der in die Verfafjung aufgenommene Satz: „Jeder 
Deutſche iſt wehrpflichtig und fann fid in Aus— 


20 S. über alle dieſe Punkte, 


Laband 3. A. II, 511 ff., 532 ff. 
in3befondere die große Streit- 


Zaband verteidigt in Diefer 
frage des „Reichäheere8”, oben | Frage mit Heldenmut und 
8b. I, 189— 211, fomwie die dort ; Scharffinn einen verlorenen 
angegebene Litteratur; neueftens Poſten. 
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übung dieſer Pflicht nicht vertreten laffen” 
(Art. 57). Diefer Grundfag hat bereits in ber Verfaflung 
— Art. 59 — eine Spezialifierung gefunden und ift weiterhin 
durch die Reichsgeſetzgebung in detailliertefter und forgfäl- 
tigfter Weiſe durchgeführt worden. 

Dem Berfaflungsgrundfat des Art. 57 fchließt fich die 
Beftimmung des Art. 60 über den Präfenzftand an. 
Nah dem alleg. Artifel wurde der Präfenzitand im Frieden 
zeitlich bi 31. Dez. 1871 und inhaltlih auf 1%, (401 659 
Mann) der Bevölkerung von 1867 firiert;?° „für die 
fpätere Zeit,” fo fährt der Artikel fort, „wird Die 
Sriedenspräfenzitärte im Wege der Reichs— 
gefeggebung feftgeftellt.” Demgemäß murbe durch 
G. v. 9. Dez. 1871 (RGB. 411) der Inhalt des Art. 60 
lediglich prolongiert bis zum Ablauf des Jahres 1874, 
weiterhin durch das Reichsmilitärgeſetz v. 2. Mai 1874 
8. 1 abermals bis Ablauf des Jahres 1881 („Septennat”). 
Durh die Militärgefehnovelle v. 6. Mai 1880 wurde der 
Präfenzftand an Unteroffizieren und Mannfchaften im Frieden 
vom 1. April 1881 bis zum 81. März 1888 auf 421 274 
Mann, dur ©. v. 11. März 1887 auf 468406, durch 
®. v. 15. Juli 1890 auf 486983 Mann, durch ©. v. 
8. Aug. 1893 endlih bis 31. März 1899 auf 479229 
Mann an Gemeinen, Gefreiten und Übergefreiten, alfo 
ohne Unteroffiziere (Art. IS. 1 Abf. 1), erhöht. Zu der 
bier in Betracht kommenden Gejamtpräfenz gehören nicht die 


0 Seydel 1407 ff.; Del. aud lin d. Preuß. Jahrb. XXIII, 
v. Marti 109 ff.; Thubir 304 ff.; Bejeler ebenda 589 ff.: 
ch um fl-; Laband Bee Friedenspräſenz und 
525 ff., Fr ;» tot Reichöverfaffung (1887). 
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Einjährig-Freimilligen, Unteroffiziere, Offiziere, Arzte, Milt- 
tärbeamten, ſowie felbftverftändlich die zum Dienft eingezogenen 
Referviften und Landmehrleute (KriegsdienſtG. $. 6). Die 
Zahl der Offiziere und Unteroffiziere, ver Arzte und Beamten 
wird dur das alljährliche Budgetgeſetz beitimmt (MilG. 
8. 4 G. v. 3. Aug. 1893 Art. IS. 1 Abf. 4). Nur die 
Gefamtpräfenz ift im Gefeb fixiert; für die Verteilung 
derfelben auf die Einzelitaaten fagt Art. 60 nur, biefelben 
hätten die erforderlichen Mannſchaften „pro rata“ zu ftellen. 
Im übrigen ift die Unterverteilung dem Kaiſer überlaffen. 
Die gefetlich firierte Präfenzziffer hat den rechtlichen Sinn, 
daß über diefelbe in normalen Zuftänden nicht Hinausgegangen 
werden darf, feinesweg3 aber den anderen, daß diefelbe immer 
erreicht werden müßte; regelmäßig ift die Zahl der bei den 
Fahnen befindlichen Truppen vielmehr erheblich geringer als 
die gefeglihe Präſenzziffere. Die Präfenzziffer iſt 
gejeglih firiert, und die Berfaffung fordert 
dies abfolut; niemals könnte eine dauernde 
Firierung ber Gefamtpräfenz fraftfaiferliden 
Oberbefehls erfolgen. Ob der Vorfchrift der Ver- 
fafjiung durch ein Spezialgefeg oder etwa durch das allge 
meine Etatögefeh genügt wird, iſt juriftifh volllommen 
irrelevant: 8! big jetzt wurbe immer ber erftere Modus beliebt 
und die fpezialgefeglih firierte Präfenzziffer alsdann den 
Etatsanſätzen zu Grunde gelegt. 


sy, Thudichum 109,|in Grünhuts Beitichr. 2, 208 ff. 
der eine —— der vräſen bereinſtimmend mit dem Tert 
durch das —— für un» Laband Il, 359 f., Seydel 
ftatthaft Hält. Ebenfo Preuß | 1410 iR G. Meyer Lehrbuch 
1ff., Beſeler in Preuß. |$. 198° 
Jahrb. 33, 590 ff. und re 


Die prinzipiellen Grundlagen. 8. 37. 585 


Angefihts der zeitlichen Begrenzung der einfchlägigen 
gejeglihen Beitimmung erhebt fih die Frage: welcher 
Rechtszuſtand würde eintreten, wenn ein neues Geſetz nad 
Ablauf der Zeitbeitimmung des früheren nicht zu ftande 
füme? Kein Zweifel kann zunädft obmalten, daß dadurch 
die primäre Verfafjungsnorm von der allgemeinen Wehr- 
pfliht vollkommen unberührt bliebe, ebenfo die Spezial- 
beftimmungen des Art. 59, ebenfo die im Militärgejeß ent- 
Haltene und zeitlich vollflommen unbegrenzte Fixierung der 
Cadres; fraglich wäre nur, ob mangels gefehlicher Firierung 
der Präfenz jene Verfaſſungsgrundſätze durchführbar wären.3? 
Die Feftftellung der Präfenz für den Fall des Nichtzuftande- 
kommens des erforderlichen Gefetes dem Kaiſer juriftifch 
zu vindizieren, geht nicht an: weder bat der Kaifer ein 
generelle oder ein fpeziell militärifches Notverorbnungsrecht, 
aus dem jenes Recht abgeleitet werden fünnte, noch trifft 
Art. 68 Abf. 4 zu, der fich vielmehr nur auf ganz aus- 
nahmsweiſe Verhältnifie bezieht;?? für die dauernde Firie- 
rung der Friedenspräſenz forbert Die Verfaflung ohne jegliche 
Modifikation: ein Geſetz. Kommt ein foldes nicht zu 
ftande, jo fehlen für den eingetretenen Buftand alle und 
jede juriftifhe Regeln; es ift aladann im Staate ein Zu⸗ 
ftand eingetreten, für den juriftifche Regeln notwendig ver- 
fagen müfjen. 

Man Hat fh für dieſen Fall auf NV. Art. 62 


33 v. Martit 115. halte; Laband bezieht die Worte 

s8 Die Interpretation des | auf den Effektivbeſtand gegenüber 
Art. 63 Abſ. 4 ift ſehr beftritten: | dem Marimalbeftand, der auf 
f. Laband II, 562f., Brod-| Gefeg beruhen muß; dafür be= 
haus 47, Seydel 1416 ff., | dürfte ed aber keiner Verfaffungs- 
defien Anſicht ich für richtig | vorfchrift. 
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Abſ. 2 berufen, welcher beſtimmt, daß bie in Abſatz 1 
beftimmten Beträge nad dem 31. Dez. 1871 fo Lange 
fortgezahlt werden müflen, bis die in Art. 60 inte- 
rimiftifch feftgeftellte Friedenspräfenzftärle durch ein Reichs⸗ 
gefeß „abgeändert“ if. Es iſt anzunehmen, baß jene 
Berfafiungsbeftimmung bereit? durch das Spezialgefeb v. 
9. Dez. 1871 befeitigt if. Die beiden erften Abſätze des 
Art. 61 geben in ihrem Zuſammenhang eine provi- 
forifhe Ordnung für Beſchaffung der finanziellen Mittel 
für das Heer; durch die definitive Ordnung diefer Ver- 
hältnifje find biefelben außer Kraft getreten; Abſatz 2 bat 
zur Vorausfegung die Geltung des Abfates 1; nad Weg- 
fall dieſer Vorausſetzung fteht auch Abfag 2 nicht mehr 
in Kraft. ®4 

Auch RB. Art. 5 Abf. 2 giebt Feine Rechtönorm für dieſen 
Hal; diefe Beftimmung gebt dahin, daß „bei Geſetzesvor⸗ 
ſchlägen über das Militärmefen” — menn im Bundesrat 
eine Meinungsverfchiedenheit ftattfindet — Preußen ein ent- 
ſcheidendes Votum hat, wenn es ſich „für die Aufrechthaltung 
der beftehenden Einrichtungen ausſpricht“. Iſt der Beit- 
punkt, bis zu welchem ein Geſetz gilt, herangelommen , fo 
tritt das Gefeh ipso jure außer Kraft und von einer 
„beftehenden Einrichtung” , welche aufrecht erhalten werben 


der Kaifer babe ein „Dauerndes, 


ss Die nn Anſicht 
gegen die einzelnen Staaten ge⸗ 


von Laban 64 ift unbe⸗ 








gründet. Richtig Seybel 1411: 
„Die Abſätze 2—4 des Art. 62 
haben lediglich eine vorüber- 
—* Bedeutung und verloren 
bon durch den Erlaß des Ge- 
ſetzes v. 9. Dez. 1871 ihre Gül- 
—“—8 AN. Thudichum 119; 


richtetes Recht auf eine Einnahme 
von jährlich jo viel mal 225 Thlr., 
als die Kopfzabl der Friedens⸗ 
präfenzftärle des Heeres nad 
demjeweilenletztenReichs⸗ 
J ſetz a beträgt". Bal. 
reuß 5 
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könnte, ift nicht mehr die Rede, folglich ift jene Ber- 
fafjungsbeftimmung bier nicht anmwendbar.2° Wenn die 
Friedenspräſenz bis 31. Dez. 1881 gefeglich fixiert ift, fo 
ift fie bis dahin, aber auch nur bis dahin, eine , beſtehende 
Einrihtung“. Wird im November 1881 ober gar im 
April 1880 im Bundesrat über einen auf Abänderung 
gerichteten Gefehentwurf abgeſtimmt, jo tft derfelbe abge- 
lehnt, wenn Preußen dagegen ſtimmt; inſoweit kommt un- 
zweifelhaft Art. 5 Abf. 2 zur Geltung. Nah Ablauf des 
31. Dez. 1881 aber hört nichtsdeſtoweniger jene Friebens- 
präfenz kraft des Geſetzes ipso jure auf, „beitehende Ein- 
richtung” zu fein, und Preußen bat juriftifch gar feine Möge 
lichfeit, dies zu hindern. Iſt Fein neues Gefeh gegeben, 
fo ftehen wir einfach einem Vacuum gegenüber, das mo- 
mentan auf Grund von Art. 63 Abf. 4 ausgefüllt werden 
darf, nicht aber dauernd. 

Die große Mühe, melde hochbedeutende Schriftiteller 
des Staatsrechtes aufgewendet haben, dieſen Zuftand eines 
partiellen Konfliktes — und genau ebenfo liegt die Sache 
bei einem allgemeinen, durch Budgetverweigerung hervor- 
gerufenen Konflikte — durch juriftifche Regeln entjcheiden 
zu wollen, tft verlorene Liebesmüh. Das Necht verfagt 
bier, mo eine verfchievene Auffafjung der dem Staate ge- 
ſchuldeten Gewiſſenspflicht auf feiten der Regierung und 
der Volksvertretung zu akuten Konflikten geführt hat; find 
alle Mittel gütlicder Einigung verfuht, fo bleibt es 
lediglich eine Machtfrage, welcher der beiden Faktoren feiner 

5 Richtig Riedel 142; Preuß dichum bei Holgendorff IL, 110; 


92; v. Sarigny im Archiv f. Seydel1413; Laband U, 561; 
öff. Necht III, 289; A. X. Thu-!Meyer 518°. 
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Anihauung zum Siege zu verhelfen vermag. Das Urteil 
ſprechen in foldem Falle nicht Gericht und Behörden nad 
juriftifchen Regeln, fondern die Gefete der Weltgeſchichte. 
Der Staatsmann, der dem Staatsoberhaupt in folcher 
Konfliktzgeit zu dienen Bedenken trägt, mag feinen Poſten 
aufgeben, falls fein Gewiſſen ihn dazu treibt; harrt er 
auf demjelben aus, fo wird er im unfidderen juriftifchen 
Regeln kaum eine braudbare Stüße finden und aus den⸗ 
felben faum dag Gefühl der Sicherheit entnehmen können. — 

Ausnahmsweiſe kann der Kaifer den normalen Stand 
der Friedenspräfenz erhöhen auf Grund von RV. Art. 63 
Abi. 4. Nah dem Wortlaut diefes Artifeld wäre man 
geneigt, anzunehmen, verfelbe beziehe fi im Gegenſatz zu 
der Gejamtpräjenz nur auf den Präfenzitand der Kontin- 
gente. Dieſe Annahme wird dur die Reichsſstagsverhand⸗ 
lungen widerlegt: Art. 63 Abf. 4 bezieht fi danach un- 
zweifelhaft ebenfo wie Art. 60 auf die Gefamtpräfenz. 
Muß Died angenommen werben, fo enthält der Wortlaut 
der Verfaffung eine Antinomie: Art. 60 will den Präfenz- 
ftand auf dem Wege des Gefetes, Art. 60 Abf. 4 auf 
dem des kaiſerlichen Oberbefehles fixiert wiflen. Die Lö- 
fung des Widerſpruchs mwird dahin gehen müfjen: Die 
dauernde Feltftelung der Geſamtpräſenz darf nur 
durh Geſetz erfolgen (Art. 60); ausnabmsmeife 
aber darf der Kaifer ohne Geſetz einerfeit3, ohne Kriegs- 
erflärung andererſeits über die gefegliche Friedenspräſenz⸗ 
ziffer binausgehen, wenn 3. B. bebrohliche Verhältnifſe 
eintreten. Daß ein folder Ausnahmsfall auch vorläge, 
wenn fein Gejeß über die Friedenspräfenz zu flande käme, 
ift ungmeifelhaft; das durch Art. 68 Abf. 4 ftatuierte 
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Recht des Kaiſers käme alsdann zur praftifchen Geltung; 
wo die Grenze zwischen Ausnahmsfall und dauerndem Zu⸗ 
ſtand zu ziehen wäre, dafür fehlt jede Möglichkeit jurifti- 
fcher Fixierung. ®° 

Die Friedenspräfenzftärte des Gefeges tft 
dadurch evident zu halten, daß alle Einzel: 
ftacten alljährlih den erforderliden Bedarf 
an Erſatzmannſchaften ftellen (RB. Art. 60, 
MilGeſ. 8. 9, jebt NG. v. 26. Mat 1893, RGB. 185, 
betr. die Erfaßverteilung). Das Prinzip für die Ergän- 
zung bes Heeres ift: daß weder einzelne Staaten nod) 
einzelne Kategorieen ber Bevölkerung weder in bejonberer 
Weiſe befchmert noch in beſonderer Weife bevorzugt werden 
dürfen (RB. Art. 58). Die Zahl der einzuftellenden 
Rekruten ergiebt fih rechnungsmäßig aus den gefetlichen 
Beitimmungen über Friedenspräfenzftärle, Wehrpflicht und 
Dienftzeit.?” Auf Grundlage diefer Berechnung beftimmt 
der Kaiſer alljährlich die Gejamtzahl des Rekrutenbedarfes 
für Heer und Marine (G. v. 26. Mai 1893 Art. I). 
Weiterhin wird burh die Kriegäminifterien der 
Erſatzbedarf auf die Armeelorpsbezirte und von 
bier aus weiter auf die Brigade und Landwehrbataillons⸗ 


ss Bol. Seydel Ben fl bef. | ftimmend v. Savigny 217, 244. 
1418; Laband IL,525ff.; Thu » | Bei diefer Auslegung würbe aber 
dihum bei Hol end 108, bef. | doch die gejeklich zu beftimmende 
1048; Berff. Brod- Morimalpräfen; immer nots 
haus 47 — pie Vorschrift wendige Borausfegung für bie 
nur auf die Kontingente. La- | vom Kaifer feftzuftellende Effektiv⸗ 
band IL, 587 Iöft den Wider- | präfenz fer müflen; a. A. La- 
fprud durch die Unterfcheidung |band I in berber, aber 
von Maximalpräſenz (Gejek, ungerechter Polemik. 

Art. 60) und Gfetiopeten 5, dazu Rott Wehrpflicht 
(Raifer, Art. 63 ); zu I, 154 ff. 
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bezirfe verteilt; die leßteren werben behufs Vornahme des 
Erfatgefchäftes in Aushebungsbezirfe eingeteilt. Die Ber- 
teilung auf die Armeelorpsbezirte erfolgt nach dem Ber- 
hältnis der im laufenden Jahre in diefen Bezirken vor- 
handenen, zur Einjtellung in den aktiven Dienft tauglichen 
Militärpflichtigen, ausſchließlich der ſeemänniſchen Bevölfe- 
rung. Vermag ein Armeekorpsbezirk ſeinen Erſatzbedarf 
nicht aufzubringen, „ſo wird der Ausfall auf die anderen 
Armeekorpsbezirke desſelben Reichsmilitärkontingents, d. i. 
derſelben Militärverwaltung (Preußen, Bayern, Sachſen, 
Wurttemberg), nach Maßgabe der vorhandenen Überzähligen 
verteilt”; auf andere Kontingente kann hiefür nur inſo⸗ 
weit gegriffen werden, als bei ihnen Leute eingeſtellt ſind, 
die einem anderen Kontingent zugehören; die Kriegs⸗ 
minifterien haben hierüber abzurechnen. Analog erfolgt 
durh das preußifche Kriegsminifterium die Verteilung des 
Erfagbedarfes für die Marine auf die feemännifche Be- 
völferung unter eventueller Heranziehung von geeigneten 
Militärpflichtigen der Landbevölkerung. Auf die uote 
des Erfagbebarfes find die Freimilligen des lekten Jahres 
nicht anzurechnen. Die ausgehobene Mannjchaft fteht nad 
Maßgabe des militärifhen Bedürfniſſes dem Kaiſer zu 
freier Verfügung, ohne daß den Einzelftaaten ein Ber- 
fügungsreht nad diefer Richtung zuftände; doc erfährt 
die Prinzip durch die in den Militärfonventionen befind- 
lihen Beitimmungen über die Dislofation der Landes- 
finder eine weſentliche Modifilation.®® Bayern beftimmt 


as RV. v. 3. Juni 1893 (6(Bl. 157). 
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feinen Erfagbebarf formell felbftändig, materiell aber gleich- 
fal3 nach den oben bezeichneten Borfchriften. 8° 


IV. Ber Mililärefaf, 

Gemäß den oben feftgeftellten grundſätzlichen Gefichtz- 
punkten erfolgt die Dedung des gefamten Gelb- 
bedarfes für das Heer durch das Reid. Das 
bei den zahllofen Geſchäften der Milttärverwaltung in 
Betracht kommende Rechtsſubjekt ift der Reichsfiskus, 
vertreten durch die Kriegsminifterien. *° 

Nah RB. Art. 69 muß der Neich3haushaltsetat für 
jedes Jahr feitgeftellt werden; davon madte die Reichs⸗ 
verfaffung Hinfichtlih des Militärweſens in Art. 62 eine 
Ausnahme, jedoch nur in proviforischer Weife: 1. Die für 
das Militärwefen pro Kopf der Mannfchaft zu bezahlende 
Summe wurde feft beftimmt; 2. dieſe Beitimmung war 
nicht für ein Jahr, fondern für die ganze Zeit des Pro- 
viforiums getroffen (Art. 62, vb. Art. 60); 3. der Aus- 
gabenetat mar für die betreffende Zeit dem Bundesrat und 
Reichsſstag nur zur Kenntnisnahme und Erinnerung vor- 
zulegen (Art. 71 Abſ. 2). Diejer proviforifche Zuftand befteht 
berzeit nicht mehr; vielmehr wird der Militäretat 
nah Form und Inhalt ganz wie der Hauptetat 
behandelt und ebenfo die Ausgaben ganz 

über das militärifche Bedürfnis 

3 Laband IL, 525 ff., bei. | und die Konventionen. 
auch über die grundfägliden| 0 Ebenfo G. Meyer U, 41; 
Berfchiedenheiten der jetzigen Brockhaus 24ff.; Hänel I, 
Gefeßgebung von der früheren, | 510 ff. und das Reichsgericht, 
deren wichtigfte die Verteilung | Entfch. in Zivilfachen X, 148 ff. 


auf die Armeelorpöbezirke, ftatt | Vgl. Laband II, 529 ff, ſ. auch 
auf die Einzelftaaten, ift; 527 ff. | unten S. 542. 
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ebenfo fontrolliert, wie alle übrigen Aus- 
gaben des Reiches (ſ. oben 3. I $. 16). 

Das Prinzip ift: alle Militärausgaben wer- 
den aus der Reichskaſſe beitritten; „bie Koften 
und Laften des gefamten Kriegsweſens des 
Reichs find vonallen Bundesftaatenund ihren 
Angehörigen gleihmäßig zu tragen” (RP. Art. 58 
Eing.); damit find „Prägravationen” oder befondere Er- 
leichterungen für einzelne Staaten von vornherein aus⸗ 
geichloffen, denn die Einnahmen der Reichskaſſe fließen ent- 
meber aus eigenen Einnahmen des Reiches oder aus den 
prinzipiell gleich bemefjenen Matrilularbeiträgen. Die Ver⸗ 
ausgabung der im Etat bemilligten Summen erfolgt durch 
die fpeziellen Militärverwaltungen: 1. die preußifche, 2. Die 
württembergifche, 3. die ſächſiſche. Der Etat mwirb dem⸗ 
nad in 3 Rubriken geführt und fomit den drei Militär- 
verwaltungen das Ausgabeverfahren famt den erforderlichen 
Beträgen genau vorgefchrieben. Die Kontrolle erfolgt ganz 
ebenfo wie für die übrigen Ausgaben des Reiches durch den 
Reichsrechnungshof bezw. die von Bundesrat und Reichs⸗ 
tag dem Reichskanzler zu erteilende Entlaftung ; verantwortlich 
ift fomit auch für die Durchführung des Militäretatd der 
Reichskanzler, dem die drei Militärverwaltungen (Kriegs⸗ 
minifterien) die erforderlihe Rechenſchaft abzulegen und 
von dem fie die erforderlihen Weifungen entgegenzunehmen 
haben. Dadurch ergiebt fi mit logifcher Notwendigkeit 
ein ftaatsrehtlihes Unterorbnungsverhältnig 
der einzelftaatlihen Kriegsminifterien analog 
den eigenen Verwaltungszweigen des Reiches, welches mit 
der einzelftantlichen Behörbeneigenfchaft der Kriegsminifterien 
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in einem formell unausgleichbaren Widerſpruch fteht, |. dazu 
auh unten ©. 558 f.*! Erfparniffe fallen in die Reichs⸗ 
kaſſe.““ Bayern erhält die für fein Kontingent erforber- 
fihe Summe gleihfalld aus der Reichskaſſe; die Ver⸗ 
wendung im einzelnen zu beftimmen, ift jedoch der bayrifchen 
Spezialgefeßgebung unter beitimmten Garantien über- 
laſſen; die Beitragspflicht Bayerns zu den Reichamilitär- 
Toften ift genau ebenfo normiert, wie für die anderen Einzel- 
ftaaten; die Rechnungsfontrolle für den bayriſchen Militär- 
etat erfolgt nach bayrifchem Staatsrecht. VerſVertr. ILL, 
8.5 3. II. 

Hierher iſt noch zu erwähnen, daß die Entſchädigungen 
für die auf Geſetz beruhenden ſachlichen Militärlaſten aus 
der Reichskaſſe bezahlt werden (ausgenommen Bayern in 
Friedenszeiten). 


8. 838. 
Die dentſche Heeres- und Wartneorganifation.! 

Die Streitmacht des Reiches befteht aus dem Heer, 
der Marine, dem Landfturm. Das Heer mwirb einge- 
teilt in das ftehbende Heer und die Landwehr, die 
Marine in die Flotte und die Seewehr (Kriegädienitgef. 
88. 2, 3). „Das ftehende Heer und die Flotte 


41 S. auch Laband II, 530, | Bayern 8. 5. Über 
wo dies Verhältnis Scharf und —ã— ſ. württ. MilKonv. 
richtig charakteriſiert und damit Art. 12 Iß 1. Die Möglich⸗ 
der heftigen Polemik gegen keit folder Erſparniſſe iſt ſehr 
Meyer und Brockhaus bei beſchränkt, ſ. dazu Laband II, 
Laband IH, 5395 der Boden | 530 f., Hänel StR. I, 5161. 
völlig entzogen it, ift. ot auch 1 Laband I, 553 ff. Sey- 


Hänel © det 1407, 1419. G. Meyer 
43 Nur bei Bayem, nit. LI, 2, 42. 
NL. Art. 67 Be mit 


544 Bud XI Das Reichsmilitärrecht. 


find beftändig zum Kriegsdienfte bereit. Beide 
find die Bildungsfhulen der ganzen Nation 
für den Krieg” (ibid. $. 4). Beſondere Beftandteile 
ber Organifation find: die Feſtungen und Kriegs— 
bäfen, die Militär- und Marinevermaltung, die 
Gerichtsbarkeit. 


A. Das Heer. 
L Das fehende Beer. 

1. Der PBräfenzftand im Frieden muß, wie oben erörtert, 
neh der Verfafjung auf gefehlicher Norm beruhen. Die 
Formation dagegen könnte nad Art. 63 Ubf. 4 der Kaiſer 
von fi) aus normieren; dur dad Militärgeſetz v. 2, Mai 
1874 baben jedoch auch die Grundlagen der Formation eine 
gefelihe Bafi empfangen und find demnach durch das 
pofitive Recht der Sphäre des Faiferlichen Oberbefehles ent- 
zogen. Das Gefeh bat dad Cadrefyftem zur Grundlage 
der Drganifation genommen, db. ti. im Frieden werden 
Abteilungen gebildet, deren Rahmen aber 
nur im Kriegsfall vollftändig ausgefüllt 
wird. Das Gejeß beftimmt ferner als Form diefer 
Cadres für Infanterie, Jäger, Yußartillerie, Pioniere, 
Train die Kompagnie und das Bataillon, für die 
Kavallerie die Schwadron (Eskadron), für die YYelb- 
artillerie die Batterie und die Abteilung. Diefe 
auf Gefeß beruhende Formationseinheit zerfällt dann weiter 
in Unterabteilungen, deren Feſtſtellung dem Taiferlichen 
Oberbefehl überlaffen blieb. Die gefegliche Zahl der Cadres 
iſt 624 Bataillone für Infanterie und Jäger, 465 Eska⸗ 
drons für die Kavallerie, 494 Batterien für die Feld⸗ 
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artillerie, 37 Fußartilleriebataillone, 23 Pionier-, 21 Train- 
bataillone und 7 Bataillone Eifenbahntruppen. (MilGeſ. 
8.2, MilGeſ. Nov. Art. I 8. 2, ©. v. 3. Aug. 1898 
Art. J 8. 2, dazu ©. v. 28, Juni 1896 [RGB. 179], 
durch welches die 173 Halbbataillone der Gefehgebung von 
1893 in 86 Ganzbataillone umgewandelt wurden). ? Daneben 
beitehen noch als befondere Formationen das Lehrbataillon, 
die Unteroffizierfhulen u. a.; das Gefe behält dieſelben 
nur vor, ohne nähere Anordnungen darüber zu geben: fie 
beruhen demnach rechtlich nur auf Zaiferlicher Anordnung 
bezw. dem Etatögefeb. 

2. Die Bataillone, Schmadronen, Batterien bezw. Ab- 
teilungen werden durch Anordnung des Oberbefehlshabers 
in Regimenter formiert; mehrere Negimenter bilden eine 
Brigade, mehrere Brigaden eine Divifion (MilGeſ. 
88. 2, 3). Die höchſte Friedensformation ift dad Armee: 
korps: 2—3 Divifionen mit der nötigen Artillerie, 
Pionieren und Train bilden ein Korps. Das gefamte 
deutfche Heer befteht aus 20 Armeekorps; 17 derfelben find 
fortlaufend numeriert, Dazu kommen die zwei bejonders 
numerierten bayrifchen Korps und das feine Nummer führende 
Gardekorps; die Korps I-X, XIV— XVII fomwie das 
Gardelorpg werden von Preußen und deflen militärifchen 
Anneren gejtellt; vom XI. Korps ift die 3. Divifion 





2 Kür dieje Formationen des | Bayern, Württemberg, Sachſen 
Neichäheeres kommen an fi die! ganz abgefchloffene Armeeforps 
Einzelftaaten gar nidt in Be- Baben: b) Baden gleichfalls, doch 
tragt. Eine Rüdfiht auf „Kon- | unter preußifcher Verwaltung; 
tingente” der Einzelftaaten be- | c) Heflen eine jelbftänbige Divi⸗ 
ſteht, konventionsgemäß und that⸗ ſion; d) Oldenburg und Mecklen⸗ 
ſächlich, nur infofern, als a)| burg felbftändige Brigaden. 

Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 35 
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ſpeziell Heffifch, das XII. Korps wird von Sachſen, da8 XIII. von 
Württemberg, dad XIV. im wefentlichen von Baben geftellt. 

Dur kaiſ. K. O. v. 1. Nov. 1877 murde das beutfche 
Heer noch fpeziell in 5 Inſpektionsbezirke (I.: 1., 2., 9., 
10., 17. Korps; IL: 5., 6. 12. Korps; II.: 7., 8., 
11. Korps; IV.: 3., 4., 13., 1. und 2. bayr. Korps; 
V.: 14., 15., 16. Korps) eingeteilt. 

Die ganze Organifation beruht fomit auf den Cadres. 
Was nun die Ausfüllung dieſes Rahmens angeht, jo ift 
diefelbe Sache des faiferlichen Oberbefehles auf Grund der 
gejeglich firierten Präfenzziffer:? mit dem durch die letere 
gegebenen Material muß der Kaifer fo viele Cadres, als im 
Gefet genannt find, ausfüllen. Das Geſetz giebt ferner 
Zahl und Ranggrad der zur Yührung der betreffenden 
Militärkörper erforderlichen Offiziere an, doch ift hiebei dem 
kaiſerlichen Oberbefehl ein ziemlich freier Spielraum ge- 
lafjen, vorbehaltlich der Gelbbewilligungen des alljährlihen 
Etatsgeſetzes“ Das Militärgefeß beftimmt ($. 4): „In 
der Regel mird jede Kompagnie, Eskadron und Batterie 
dur einen Hauptmann oder Nittmeifter mit Hilfe eines 
Premier-Lieutenants, 2 oder 3 Sefonde-Lieutenants und der 
entjprechenden Anzahl von Unteroffizieren militärifh aus- 
gebildet und befehligt. An ber Spite eines jeden Ba- 
taillons und einer jeven Artillerie-Abteilung fteht ein Stabs- 


— 


® Der I. Entw. d. Berf. d. Jahr; nad) Ablauf diefes Jahres 
Nordd. Bundes wollte beitimmen, | find die Feſtſetzungen besfelben 
daß das Inf. Reg: 1613 Mann; feine „beitehende Einrichtung“ 
und 57 Dffiziere, da3 Kav. Reg. | mehr; demgemäß ift RB. Art. 5 
712 Mann, 28 Offiziere haben | Abj. 2 nicht anwendbar; a. A. 
müffe. Bol. hierzu Laband II, Laband II, 556. Wohl aber 
579°, bleiben die geſetzlichen Forma⸗ 

+ Diefes gilt nur für ein tionen „beftebende Einrichtung”. 
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offizier, an der Spite eines jeden Regiments ein älterer 
Stabsoffizier (Oberſt, Oberftlieutenant, Major). Zu den 
Regimentsftäben gehört außerdem in ver Negel noch je ein 
zweiter StabSoffizier und zu den Stäben der Regimenter 
und Bataillone beziehungsmweife Abteilungen je ein Lieutenant 
als Adjutant fowie das erforderliche Perfonal an Ärzten, 
Zahlmeiſtern, Roßärzten, Büchſenmachern und Sattler. 
Eine Brigade wird in der Regel durch einen Generalmajor, 
eine Diviſion durch einen Generallieutenant befehligt. An 
der Spitze eines jeden Armeekorps ſteht ein kommandierender 
General (General der Infanterie 2c. oder Generallieutenant). 
Den höheren Truppenfommandos find die zur Befehls- 
führung erforderlichen Stäbe beigegeben. Außerdem ge- 
hören zum Heere eine Anzahl von Offizieren außer Reih 
und Glied, ala: General-, Flügel» und andere perfönliche 
Adjutanten, Dffiziere der Kriegaminifterien, des General- 
ftabes, des Ingenieurkorps, des Militär-Erziehungs- und 
Bildungsweſens 2c., ſowie das gefamte Heeres-Verwaltungs- 
perfonal.” 

3. Außer dem Garbeforps haben alle Armeekorps 
genau abgegrenzte Territorialbezirfe (Mil. 
8. 5, ©. v. 27. Zanuar 1890 Art. D); der Korpsbezirk 
zerfällt weiter in Diviſions- und Brigabebezirfe, ver 
Brigadebezirtt in Landmwehrbezirfe: das ganze 
Reichsgebiet ift umfaßt von einem Net genau 
abgegrenzter Landwehrbezirke, welche die terri=- 
toriale Bafis für dag Militärerfaggefhäft fo- 
wie fürdieOrganifation der Landwehr bilden.’ 


5 Seydel1424. Laband II, IT 3. Wehrordnung CUT. 
567. Bol. das Verzeichnis ala | 1895 69 
35* 
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Die fommandierenden Generale find oberfte Befehlshaber nicht 
allein ihres Korps, fondern aud ihres Korpsbezirfes; 
ihr Kommando hat nicht nur eine perfönliche, fondern auch 
eine territoriale Beziehung.® 

4. Die Kriegsformation? beruht darauf, daß die Cadres 
auf die volle Kriegsftärfe gebracht und Erſatztruppenkörper 
gebildet werben; Dies gefchieht formell Durch kaiſerliche An- 
ordnung (MilG. $. 6 Abf. 1),° materiell durch Einberufung der 
zur Dispofition der Truppenteile beurlaubten Mannfchaften 
und der Referve; letztere bildet einen Teil des ftehenden 
Heeres und hat feine felbftändige Organifation (vgl. unten 


8. 39). 


U. Die Landwehr. 

Während die Referve einen integrierenden Teil des ftehen- 
den Heeres bildet (f. unten 8. 39), tritt demfelben als 
nah Vorſchrift des Geſetzes jelbftändige Organifation 
zur Seite: die Landwehr Doch können ausnahmameife 
Zandmwehrleute in das ftehende Heer eingeftellt werben: die 
Regel aber bilden felbftändige Cadres der Landwehr (Kriegs- 
dienftgef. 8.5 Abſ. 2). Durch Die Gefeßgebung von 1888 wurde 
die Landwehr wieder wie früher in zwei Aufgebote 
eingeteilt: die Dienftpfliht im erften Aufgebot bauert 
5 Jahre nah Ablauf der Dienftpflicht im ftehenden Heere 
(Referve), für Mannfchaften der Kavallerie und reitenden 
Artillerie, die 3 Fahre im aktiven Heer gedient haben, nur 








e ber bie Beftimmung ber „in voller Übereinftimmung mit 
Garnifonen („Dislofation‘) |. den für das Bunbeöheer 17 
oben 3. I, 196 ff. ‚ ftehenden Normen”, Berf®. IU 

T 2aband I, 568. . 5, 8. 3, Abſ. 2. 

8 Für Bayern burch den König, 
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3 Jahre; im zweiten Aufgebot bis zum 31. März bes- 
jenigen Kalenderjahres, in welchem das 39. Lebensjahr voll- 
endet mwird.? Die Formation der Cadres ift Sache bes 
faiferlichen Oberbefehles: unterm 28. Sept. 1875 hat ber 
Kaifer hierüber genaue Vorfchriften erlaffen und analog der 
König von Bayern unterm 20. Dez. 1875, an deren Stelle 
jebt die Heerorbnung v. 22. Nov. 1888 bezw. für Bayern 
v. 26. Dez. 1889 getreten if. Der Grundſatz der felb- 
ftändigen Cadres tft jedoch vom Gefeß nur für die Landwehr⸗ 
infanterie als Regel vorgefchrieben; die Mannfchaften 
der Artillerie dagegen werden zum ftehenden Heer einbe- 
rufen ; für die Landmehrfavallerie endlich können zwar „nad 
Maßgabe des Bedarfs" felbftändige Cadres gebildet werden, 
doch können die Mannſchaften auch in die Cadres des 
ftehenden Heeres eingereiht merden (Kriegsdienſtgeſ. 8. 5). 
Die Landwehrbezirke find genau abgegrenzt; die Landwehr⸗ 
leute der Infanterie werden nur im Bezirk des Wohnfites 
zum Dienft berufen.!° „Durch den Wohnfig des Wehrpflich- 
tigen beftimmt fih zunächſt der Ort feiner Geftellung, ferner 
das Infanterie⸗Regiment, bei welchem er feine Dienjtpflicht 
im ftehenden Heer zu erfüllen bat, und endlich das Land⸗ 
wehrbataillon, zu weldem er nad) Beendigung diefer Dienft- 
pflicht gehört" (Laband IL, 570). Die Abgrenzung 
diefer Bezirke ift Sache des Faiferlichen Oberbefehls (Preußen 
bat deren 220, Sachſen 19, Württemberg 17, Bayern 32); 
an der Spite eines jeden fteht ein Stabsoffizier nebjt einem 


ꝰ G. v. 11. Febr. 1888 88. 2, 1° 2aband II, 570. 
3 in Abänderungvon RB. Art.58,| 11 Über die Ausnahme für die 
dazu G. v. 8. Aug. 1893 Art. II 9 preußifchen Garde Sanbuehr- 
8. 8. | tegimenter j. 2aband IL, 5708. 
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Adjutanten, dazu jebt noch nah Bebürfnis Bezirks⸗ und 
KRontrolloffiziere, und dem nötigen Unterperfonal, dag Be- 
zirfsfommando; für die Kompagniebezirke können be- 
fondere Rompagnieführer ernannt werden. Die Bezirks- 
kommandeure haben die ſehr genau geregelte Kontrolle über 
die Mannfchaften des Beurlaubtenftandes in ihrem Bezirke 
zu führen (f. dazu unten ©. 604 f.), alle Vorbereitungen für 
die Formierung der Landwehrabteilungen zu treffen und im 
Mobilmahungsfalle ſowie bei Einberufung im Frieden den 
Militärpflichtigen die Ordre zuguftellen. Die Lanpwehr- 
bezirtstommandos ftehen unter den Brigavelommandos oder 
Zanbmehrinfpeltionen und diefe in allen Erſatz⸗ und Kontroll⸗ 
fachen fowie in den Invalidenangelegenheiten des Beurlaubten- 
ftande3 direkt unter den Generallommandos.!? 


B. Ver Sandflurm.! 

Derjelbe ift im Frieden gar nicht formiert; demgemäß 
finden im Frieden weder Kontrolle noch Übungen ftatt. 
Seine Beitimmung ift, „in Fällen außerordentliden 
Bedarfs zur Ergänzung des Heeres oder der 
Marine” zu dienen und überhaupt „an der Berteidi- 
gung des Baterlandes teilzunehmen”. Er ift 
eingeteilt in zwei Aufgebote, deren erites alle Mann- 
ſchaften bis zum 31. März desjenigen Kalenderjahres um- 
faßt, in dem fie ihr 39. Lebensjahr vollenden, welche aus 


12 Die Diviſionskommandos ſchriften des Inoſturmseſes 
(ausgenommen in Hefien) haben v. 12. Febr. 1875 find erſetzt 
ein Aufſichtsrecht: Seydel durch die — viel weiter u 

enden ven bed G. v. 11. Febr. 1 

* Seydel 1420ff. Laband — 

I, sta. Die früberen Bor» 
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irgend einem Grunde nicht aktiv gebient haben, fomit über- 
haupt noch nicht ins Heer eingeftellt und demgemäß militärifch 
völlig unausgebildet find. Das zweite Aufgebot befteht 
1. aus den aus der Landwehr entlaffenen Mannfchaften 
vom 39. bis 45. Lebensjahr, 2. aus den unausgebilveten 
Mannſchaften gleichen Alters. Demnad hat das erfte Auf- 
gebot zur Ergänzung des Heered zu dienen, indes das 
zweite Aufgebot in befonderen Formationen den Etappen-, 
Grenz, Küftendienft 2c. zu übernehmen bat. Die Einbe- 
rufung ift Sache des Taiferlichen Oberbefehles ; bei unmittel- 
barer Kriegsgefahr können im Bedarfsfalle auch fommandie- 
rende Generale und Feſtungskommandanten den Landiturm 
einberufen. In Hinfiht der Ausrüſtung fchreibt das Gefek 
in Übereinftimmung mit anerfannten internationalen Grund⸗ 
ſätzen vor,!* daß der Landſturm in einer für jede militärifche 
Verwendung geeigneten Art zu bewaffnen, auszurüften und 
zu befleiven if. Auf den aufgebotenen Landſturm finden 
die Militärgefege und die Disziplinarorbnung ebenfo wie 
auf die Landwehr Anmendung. Die Auflöfung des Land⸗ 
fturms erfolgt durch den Kaifer bezw. den König von Bayern, 


©. Pie Feſtungen und Kriegshäfen.is 
Zum Syſtem der deutſchen Heeresorganifation gehört 
aud dad Feſtungsweſen, das fpeziell dem Zwecke zu 
dienen hat, den Operationen des Heeres, fei e3 der Dffenfive, 
ſei es der Defenfive, feite und geficherte territoriale Stüt- 
1 una: 
ut 6 aha Dec Bam 6 Do oh 
reurs im Kriege von 1870/71) 15 Zaband II, 548ff.; Sey- 


Bluntfhli bei v. Holgen-|bel 1401ff.; ©. Meyer II, 
borff Jahrb. I 287 und Dahn | 57 ff. H ’ 
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punkte zu gewähren. Das Rechtöverhältnis der Feftungen 
bietet mehrfache Schwierigkeiten: einerfeits ift dag Gebiet 
derfelben keineswegs zu unmittelbarem Neichögebiet erhoben 
worden, anbererfeit3 find doch die Feitungsanlagen in der 
Hegel Reichdeigentum. 1® 

Die Verfaſſung beftimmt in Art. 65, daß der Kaifer 
berechtigt fei, im Namen des Neiches überall Yeitungen 
anzulegen und bie beftehenden zu erweitern ober zu ver- 
ändern; nur auf bayrifchem Gebiete bedarf es „jemweiliger 
fpezieller Vereinbarung”, auf mwürttembergifchem des „Ber- 
nehmens“ mit dem König von Württemberg. 17 Die Einzel- 
ſtaaten find nicht berechtigt, von fi aus Feftungen anzu: 
Tegen oder der Anlage von foldhen in ihrem Gebiete zu 
widerfprehen. Eine Sondervorfchrift gilt nur für Bayern: 
die Anlage neuer Befeftigungen im Intereſſe des gefamt- 
deutfchen Verteidigungsſyſtemes „wird Bayern zugeftehen“ 
im Wege jemeiliger Spezialvereinbarung (BerfBertr. II. 
85 8. V. erfter Abſ.). Mit dem Recht der Anlage ift 
notwendig verbunden das Recht der Erpropriation und ber 
Rayonbeſchränkungen im Umtlreis von Feftungen ; über leb- 
teren Punkt vgl. unten $. 43, III — für erſteren ift das 
Partifularrecht maßgebend. Die Erweiterung der Thore und 
Thorbrüden von Feftungen fann auf Antrag der Gemeinde 
erfolgen, wenn die vereinigten Bundesratsausfhüfle für das 
Landheer und die Feitungen ſowie für Handel und Verkehr 
dies geftatten; die Erweiterung erfolgt auf Reichskoſten, 


n S. bierüber unten $. 43, | g 17 VerſV. m. Bayern III 8.5 


II V; Bürtt. Milfonv. Art. 7. 
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wenn 1. fein fortififatorifches Intereſſe Died verbietet und 
2. das Intereſſe des Verkehres e3 dringend fordert.!® 

Alle Feftungsmwerfe find Reihseigentum, 
aud die vor 1867 gemachten Anlagen,!? ausgenommen nur 
in Bayern; auch hier erfolgen zmar Neuanlagen auf Reichs⸗ 
foften, alle Immobiliaranlagen bleiben aber bayrifches Par- 
tifulareigentum (Schlußprot. 3. XIV 8. 2). Die Koften 
der Feſtungen werden aus der Reichskaſſe beftritten. Das 
Mobiliareigentum fteht in den bayrifhen Feftungen Bayern, 
in den Reichsfeftungen dem Reiche zu, jedoch mit der Ein- 
ſchränkung, daß für Mainz und Ulm, fowie für fünftig in 
Bayern neu angelegte Befejtigungen ein Miteigentum zwiſchen 
Bayern und dem eich feitgeftellt und die Verwaltung be— 
jonder8 angeordnet wurde.?o 

Die Beſatzung der Feſtungen zu beſtimmen, iſt dem kaiſer⸗ 
lichen Oberbefehl ohne Einſchränkung durch Rückſichten auf 
die Kontingente überlajlen.?! Kraft des Oberbefehles hat der 
Kaifer die Auffiht und Inſpektion über alle Verhältnifie der 
Seltungen. Der Kaifer?? ernennt die Feftungslommandanten, 
in Württemberg jedoch nach erfolgtem Einvernehmen mit dem 
König. In Bayern hat der Kaifer im Frieden nur das 
Inſpektionsrecht; im übrigen unterftehen die bayrifchen 
Feſtungen dem föniglichen Oberbefehl, der nur nad) erfolgter 


18 G. v. 30. Mai 1873 (RGB.| URB. Art. 68, Abſ. 4; für die 
124) Art. IV, Abſ. 2. Feſtungen gelten die in den 

19 Bat. fpeziel ſächſiſche Mil⸗ Milſtonv. ftipulierten Modie 
Konv. Art. 8. Unzweifelhaft ift | filationen des kaiſerlichen Dislo⸗ 
der im Text aufgeſeune rund» tationsrechted nit, Laband II, 
ine ‚geworben durq 8 © v. 5 

ai 1878 8. 1 ver 118). 22 RV. Art. 64 Abſ.2; Württ. 

ge Übereint. v. 6. Juli 1869, MilKonv. Art. 7. 

ſ. G. Meyer IL, 58°. 
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Mobilmahung auf den Kaiſer übergeht; Bayern hat die in 
feinem Gebiete belegenen Feftungen in verteivigungsfähigem 
Zuftande zu erhalten die verfafjungsmäßige Pflicht.?® 

Die Feſtung Ulm ift territorial teild württembergifch, 
teils bayriſch; demgemäß wurden die Verhältnifie derfelben 
dur eine befondere Konvention zwiſchen den beiben ge- 
nannten Staaten und Preußen v. 16. Juni 1874 georbnet.?* 
Durch die Konvention ift angeorbnet, daß die Feftung Ulm 
als einheitliher Waffenplat unter einheitlihem Kommando 
und einheitlicher Verwaltung zu ftehen babe; Kommando 
und Stab werden vom Kaiſer ernannt und nur für ihn 
vereidigt; die Verwaltung erfolgt durch das preußifche 
Kriegsminiiterium. 

Den Charakter von Feſtungen tragen auch die beiden 
Reichskriegshäfen Kiel und Wilhelmshaven; fie reſſor⸗ 
tieren vom Reichsmarine- Amt bezw. dem Oberkommando 
der Marine; ihre Grenzen nad See find durch Geſetz be- 
ſtimmt und innerhalb diefer Grenzen befonbere Borfchriften 
gegeben für die Polizeigemalt des Stationschefs jowie für 
Bauten und Anlagen, die das Fahrwaſſer oder die Wafler- 
tiefe beeinträchtigen.?® 


D. Pie Marine. 
Für die Organifation der Marine befteht eine breite ge- 
jegliche Baſis, wie fie für das Landheer vorhanden ift, nidt. 


3 VerſSchl Prot. XIV & 1. |v. br. 1873 (Mar VBl. 18 
3 Militärgef. d. Deutſch. R. I, 6. . Suni 1888 (RGB. 1 
175 ff.; Zaband IL, 578 ff.; nebft ben dazu erlafjenen Ber, 
Brodhaus 210 ff.; 6. Meyer ordnungen, die Pereld in 
I, 59, f. oben ©. 526. Stengels Wörterb. 1,872 angiebt. 
END. Art. 58 Abſ. 2. K. V. 
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Die thatſächliche Grundlage für die Marine bildete urfprüng- 
ih der Slottengründungsplan; jet beruht die 
DOrganifation auf den Beitimmungen v. 14. Juni 1888, 
welche kraft des Faiferlichen Oberbefehls ergangen, aber nicht 
rechtlich publiziert find.?° Abgefehen von den menigen 
Sätzen, melde die Verfafjung über die Organifation der 
Marine enthält, hat der Fatferlihe Oberbefehl feine einzige 
Schranke am Etatögefeh. 

Für die „feemännifche Bevöllerung” tritt an Stelle der 
Mehrpfliht im Landheer die Wehrpflicht in der Marine; 
die materiellen Normen find hier die nämlichen wie dort. 
Dem ftehenden Heer entipricht die Flotte, der Landwehr die 
Seewehr (Kriegsdienft®. 88. 3, 13, ©. v. 11. Febr. 1888 
8. 21); lebtere ift jedoch nicht felbitändig organifiert, viel- 
mehr haben die Seewehrleute auf erfolgte Einberufung ein- 
fach ihren Dienſt in der Flotte zu leiften. Außerdem tft 
noch eine befondere Marine-Erjagreferve vorhanden (©. v. 
11. Febr. 1888 $. 22). Krieasfchiffe im Dienft haben 
die Reichskriegsflagge, andere Fahrzeuge die Marinedienft- 
flagge zu führen. ?? 

Die Zentralftelle für die Marine war biz 1. April 1889 
die kaiſerliche Admiralität, deren Vorftand ala Stellvertreter 
des Reichskanzlers zugleich Chef der Verwaltung (Marine- 
minifterium) und Stellvertreter des Kaifers im Oberbefehl 
war. Durch 8. 2. v. 80. März 1889 (RGB. 47) haben 
dieſe Verhalmiſſe, die der Anlaß zu fortwährenden Kon⸗ 





20 Bel. Seybel 1429; La- 27 3.0.4. Juli 1867, 8.3. v. 
band II, 590ff. 13 in| 8. Nov. 1892 (RGB. 1050), v 
Stengels * 1010 ff.,2. März 1886 (RGB. 59), v 
©. Weyer U, 27. März 1893 (Et. 112). 
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flitten waren, eine grundfäßliche Umgeftaltung dahin er- 
fahren, daß Berwaltung und Kommando getrennt 
und je eine beſondere Behörbenorganijation gefchaffen 
wurde. Demgemäß ift der Vertreter des Kaiſers im Ober⸗ 
befehl ver fommandierende Admiral mit den Rechten 
und Pflichten eines kommandierenden Generald, dem die 
Marine⸗Stationskommandos, die Marineinfpeftionen, bie 
Snfpektionen der Marine-Artillerie, de Torpedoweſens, der 
Marine-Änfanterie, ferner die Kommanbanturen, die Direktion 
des Bildungsweſens der Marine ſowie ſämtliche Marine- 
Abteilungen zu Land und zu Waſſer untergeorbnet find. 
Für PVerfonalfachen der Offiziere, Gerichte: und Gnaben- 
ſachen befteht ein beſonderes, dem Militärfabinet analoges 
Marinelabinet. Die Anordnungen des Überbefehls 
werden feit 1. April 1889 amtlich veröffentlicht durch das 
Organ „Marinebefehl“. Unter dem Oberfommando ftehen 
auh die Marinebildungsanftalten, die Marine-Afademie 
und die Marineſchule; ferner die Maſchiniſten- und Steuer: 
mannsſchule, ſämtlich in Kiel, endlich die Divifionsfchulen 
jeder Matrofen- und jeder Werft-Divifion. 

Als oberfte Verwaltungsſtelle der Marine fungiert Das 
Reichsmarineamt,“ an defien Spite ein Staatsfefretär 
iteht, der verantwortlicher Stellvertreter des Reichskanzlers 
ift; von dieſer Sentralftelle refjortieren die Schiffsbaumwerften 
zu Danzig, Kiel und Wilhelmshaven, die Artillerie und 
Minendepots zu Frievrihsort, Wilhelmshaven, Geefte- 
münde, Kuxhaven; die Torpedoanſtalten; die Stationg: 


178% Deutjihen Reiches 1896, ©. 
278 5. zum folgenden Hanbb. | 178— 
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intendanturen zu Kiel und Wilhelmshaven; das Sani- 
tätskorps der Marine und die Lazarette; die beutfche 
Seemwarte zu Hamburg und das Obfervatorium zu Wilhelms- 
baven; die Küſteninſpektion; die Schiffsprüfungstom- 
miffion; die Marinelommiffion für den Kaifer Wilhelm- 
Kanal; die Marinefeelforge. ALS fachverftändiger Beirat 
fungiert der Admiralitätsrat, beitehend aus dem 
Generalinfpefteur der Marine und den befonbers be- 
rufenen militäriſchen und technifhen Mitgliebern. 

Die Marinegerichtöbarkeit ift in gleicher Weife geordnet 
wie die Militärgerichtöbarkeit ; oberfte Inſtanz ift das preu- 
Bifche Generalauditoriat als Generalauditoriat der Kaifer- 
lichen Marine (f. unten F.). 

Die Marine zerfällt in die Station der Dftfee mit 
dem Stationsort Kiel und die Station der Nordfee 
mit dem Stationdort Wilhelmshaven; die beiden Stationg- 
orte find zugleich Geefeftungen („Reichskriegshäfen“). ꝰ8 

Die Rechtsverhältniffe der Reichskriegshäfen wurden 
georbnet durh G. v. 19. Juni 1883 (RGB. 105).?° 


B. Vie Militärverwaltung. 


An die Organifation der Streitkräfte bes deutſchen 
Heeres ſchließt ſich ein höchſt umfafjender Verwaltungs⸗ 


NP. Art. 53 Abſ.2; Raif.| 29 S. darüber Perels in 
en. —* Febr. 1873 (Marine⸗ | Stengeld Wörterb. I, 872. 
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apparat, deflen Einrichtung am beften gefondert ind Auge 
gefaßt wird. 

1. En Reihsfriegsminifterium analog dem 
Neihsmarineminifterium befteht nidt, viel- 
mebr ijt die oberfte Spige der Berwaltung Des 
Reichsheeres nur der Reihstanzler; für ihn 
fungieren die Kriegsminifterien; einmal hat 
Bayern für fein gejonderted Heer aud eine vollftändig ge- 
fonderte Verwaltung mit eigenem Krieggminifterium ; ebenfo 
haben Sadjen und Württemberg fih für ihre Kontingente 
ſolche vorbehalten; die Zentralverwaltungsitelle für das ge- 
famte übrige Neichäheer Dagegen ift dad preußifde 
Kriegsminifterium. Das preußifche, fächfifche und württem⸗ 
bergifche Kriegsminifterium bilden demnach, obwohl jelbit 
Zandesbehörben, die Zentralverwaltungsftellen des Neiche- 
heeres und müfjen als folche ala dem Reichskanzler unter- 
geordnet angefehen werben, der für die Durchführung bes 
Milttäretat3 verantwortlich ift, alfo auch das Necht haben 
muß, die einzelftaatlichen Kriegsminifterien anzumeifen (f. oben 
©. 542 f.); Dagegen das bayrifche Kriegaminifterium iſt ganz 
ſelbſtändig; die beſondere Stellung des bayriſchen und 
württembergifchen Kriegsminifteriums ift durch die Ber- 
fafjung gefhügt, die des fächlifchen dagegen beruht nicht 
auf juriftifcher Baſis, fondern lediglich auf dem in der 
Militärfonvention enthaltenen Verſprechen des Königs von 
Preußen. Daraus ergiebt fi eine höchſt eigentümliche, 
ftaatsrechtlih überhaupt nicht Lonftruierbare Stellung der 
einzelftaatlihen Kriegaminifterien. Materiell find Diefe, 
wie oben bemerft, dem Reichskanzler untergeorbnet und 
führen ihre Verwaltung lebiglih auf Grund und mit den 
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Mitteln des Reichsetats; formell find fie einzelftaatliche 
Behörden. 3° 

Die drei Sonderverwaltungen find materiell an die Bor- 
Schriften des Reichsrechtes und insbefondere an das Etats- 
geſetz gebunden; thatſächlich gilt diefer Sat überdies auch 
von der bayrifhen Militärvermaltung. Das Reich hat bie 
Aufficht über die partikularen Militärverwaltungen und be- 
thätigt diefelbe durch den Bundesratsausſchuß für Landheer 
und Feſtungen ſowie auf dem Wege der Rechnungsfontrolle 
durch den Reichsrechnungshof. Der genannte Bundesrats⸗ 
ausſchuß ift überdies noch das Kommunikationsorgan zwischen 
dem preußifchen und den übrigen Kriegaminifterien nah NP. 
Art. 63 Ab. 5; in dem Ausschuß müflen Preußen, Bayern, 
MWürttemberg nach der Verfaſſung vertreten fein; Sachen 
ift ein ftändiger Sit durch die Militärkonvention eingeräumt. 

Das preußifche Kriegsminifterium ®? ift gegliedert in ein 


so Den erfteren Gefichtspunft 
exachten für ausfchlaggebend 
Meyer VerwR. II, 41, 60, 
Brockhaus 127, den zweiten 
Zaband II, 560f. Zu einer 
Polemik in ſcharfen Worten iſt 
jedenfalls dieſe Frage ganz und 
ar nicht angethan; die eine An⸗ 
Mt ift minbeftend ebenfo be- 
rechtigt wie die andere. Und 
unbaltbar ift die allgemeine Be- 
bauptung — Zaband II, 574—, 
daß die Kriegäminifterien „dem 
Reichskanzler nicht untergeordnet 
ind“; |. Dagegen au Laband 

‚Hl: „Da die Decharge dem 
Reichskanzler erteilt wird und 
diefer die verfaffunggmäßige 
Pit hat, dem Bundesrate und 
Reichstag 


folgt daraus, daß die Kon— 
tingentSverwaltungenver- 
pflichtet find, dem Reichs— 
kanzler Rechnung zulegen, 
und daß ſie zu allen Ab— 
weichungen von den An— 
ſätzen des Etats die Ge— 
nehmigung des Reichs— 
kanzlers einholen müſſen“. 
Liegt darin keine „Unterord⸗ 
nung“? 

81 Ausführlich hierüber La- 
band, fowie über alle im fol- 
genden genannten Zweige der 
Armee» und Marineverwaltun 
O, 574ff. (dazu 1. Aufl. II, 
106 ff. 2aband zählt ins—⸗ 
befondere auch die zahlreichen 
Kabinetsordres, Inſtruktionen, 


Rechnung zu legen, ſo Erlafle zc., die hierher gehören, 
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Bentraldepartement mit 2, das Allgemeine Kriegsdepartement 
mit 7, das Militäröfonomiedepartement mit 5, das In⸗ 
validendepartement mit 3 Abteilungen, dazu bie Remon- 
tierungd- und die Mebizinalabteilung; von demſelben 
reflortieren unmittelbar die Generalfafle und die Ober—⸗ 
eraminationslommiffion. 

2. Für den Armeelorpsbezirk ift oberfte Verwaltungs⸗ 
(und Kommando⸗)ſtelle das Generallommando,, welches in 
Berwaltungsfachen dem Kriegsminiſterium unterftellt ift. Für 
die wirtfhaftlide Verwaltung (Belleivung, Ber- 
pflegung, Befoldung) beftehen als bejondere Verwaltungs- 
behörben ferner die Intendanturen, nämlid für jedes 
Korps eine Korpsintendantur, von welcher dann die Divifions- 
intendanturen reflortieren. Jede Garnifon bildet ferner 
einen abgegrenzten Verwaltungsbezirk, und endlich hat jedes 
Regiment eine gewiſſe Selbftändigfeit der wirtfchaftlichen 
Verwaltung. 

3. DasSanitätsmefen des Heeres iſt ganz felbitändig 
organifiert (Ber. v. 6. Febr. 1873); an der Spitze fteht ein 
Generalftabsarzt der Armee, PVorftand der Medizinal- 
abteilung des Kriegsminifteriums; an der Spitze des Sani- 
tätsweſens jedes Armeekorps fteht ein Generalarzt, unter 
ihm Divifiong-, Oberſtabs⸗, Stab3- und Affiftenzärzte, deren 
perfönliche Stellung nicht die von Militärbeamten, fondern 
von Offizieren ift. Sn materieller Beziehung ift das ge- 
famte Sanitätsmwefen geregelt durh die mit KabO. v. 
16. Mai 1891 erlaflene Yriedensfanitätsordnung (934 ©.). 


auf. Litteratur: v. Helldorff Armee; Fröli Die Bermal- 
Dienftvorfchriften f. d. preuß. | tung des deutfchen Heeres. 


Die deutfche Heered- und Marineorganifation. 8. 38. 561 


Die mobile Armee bat für jedes Armeekorps drei 
Sanitätödetachements mit 12 Felblazaretten, je für 200 Per: 
fonen (Kriegsſanitätsordnung v. 10. Januar 1878). 

Einen befonderen Zweig des Sanitätsweſens bildet Die 
Zazarettverwaltung. eve Feitung, ja jede Garnifonftadt 
mit mehr als einer Kompagnie Befatung fol ein unter be- 
fonderer Verwaltung, melde in mirtjchaftliher Beziehung 
von den Intendanturen, in fanitätlicher von den Generalärzten 
reffortiert, ftehendes Garnifonlazarett haben. 

Die Marine hat ihr eigenes Sanitätskorps. 

4. Dad Kirchenmwefen. Die Reichöverfaffung hat das 
Militärkirchenweſen ausdrüdlich von der reichgrechtlichen Re- 
gelung ausgefchloffen. Tin Preußen gilt die Militärfirchen- 
ordnung v. 12. Februar 1832. Die Koften der Militärfeelforge 
werben jedoch aus der Reichskaſſe beftritten,; die Militär- 
geiftlihen find Reichsbeamte; an der Spite ftehen Feld⸗ 
pröpfte, der evangelifde mit dem Rang eines General- 
fuperintendenten, der Fatholifche eines Biſchofs in partibus 
infidelium. Die Militärjeelforge Tann aud der Zivil- 
Geiftlichleit übertragen werben. 

5. Das Bildungsmwefen.?? Der höheren militärifchen 
Vorbildung dienen: 8° die Kriegsafademie zu Berlin für Offi- 


°2 Laband 1. U. III, 121! fyftematifch gehört der General- 
zählte bier auch den Generalftab ftab vielmehr in den Zufammen- 
ber Armee auf. Daß derfelbe bang des Oberbefehls. In der 
„ein wiſſenſchaftliches Inſtitut 2. Aufl. II, 601 iſt der General- 
erften Ranges” ift, tft mweltbe- ftab zwar felbftändig, aber doch 
fannt: der große Generalſtab als Zweig ver ilitärver» 
des —5 Heeres iſt das erſte waltun behandelt; ebenſo 3. 
wifenie Haltlige Militärinftitut | A. II, 576. 
der Welt. Das ift aber nicht | 88 Ausführlich Zaband II, 
die eigentliche Aufgabe desfelben ; | 585 ff. 

Horn, Staatsrecht Il. 2. Aufl. 36 
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ziere aller Waffengattungen des Reichsheeres mit brei- 
jährigem Kurſus; Bayern bat feine eigene Kriegsafabemie ; 
die 10 Kriegsfchulen zur Ausbildung von Dffiziersafpiranten 
aller Waffengattungen, dazu eine bayrifche Kriegsfchule mit 
9 monatlichem Kurfus, der mit Ablegung der Dffizierö- 
prüfung abfchließt; die Artillerie- und Ingenieurſchule zur 
befonderen Ausbildung von Offizieren dieſer Waffengattungen ; 
Bayern hat ebenfalld eine eigene Anſtalt dieſer Kategorie; 
die beiden militärärztlicden Akademieen zu Berlin; bie 
Unteroffizierfhulen für die Infanterie; die Artilleriefchulen 
(Artilleriefchießfchule und Oberfeuerwerkerſchule); die Tele- 
graphenfchule und die Feſtungsbauſchule; die Zentralturn⸗ 
anſtalt; das Reitinftitut zu Hannover für Offiziere und 
Unteroffiziere; die Regiments- und Bataillonsfchulen; Die 
Roßarztſchule und die Lehrfchmieben, die Zentralfavetten- 
anſtalt zu Lichterfelde und die 7 Vorſchulen für dieſelbe. 
Für Bayern: die Militärfchießfchule, der Operationskurs 
für Militärärzte, das Kadettenkorps, die Equitationsanftalt, 
die Unteroffizierjchule; für Sachſen die Kadettenanftalt in 
Dresden. Für das Gebiet der preußifchen Militärverwaltung 
beiteht eine bejondere Generalinfpeltion des Milttärbildungs- 
und Erziehungsmejens. 

6. Zur Ergänzung des Pferdebedarf3 der Armee be- 
ftehen beſondere Remonteanlaufslommiffionen und Re— 
montedepots, zur Herftelung von Waffen und Munition 
befondere Militärfabrifen. 
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F. Pie Militärgerichtsbarkeif.* 

Für Milttärperfonen befteht in weiten Umfange eine 
beſondere Militärgerichtsbarkeit. Hiſtoriſch entwidelt aus 
der früheren Standesgerichtsbarkeit, ift dieſelbe für Zivil⸗ 
fachen durch die moderne Entwidelung befeitigt, in Preußen 
fett 1809, wird dagegen für Straffachen, wegen des hier 
obwaltenden Zufammenhanges mit der militärischen Disziplin, 
jtreng feftgehalten. Eine veichögefeglihe Ordnung dieſer 
Materie bat bis jeßt nicht erzielt werben können: im 
Preußen gilt die MilStrafgerördn. v. 3. April 1845, 
deren Geltung auf den gefamten ehemaligen Norddeutſchen 
Bund fowie auf Baden und Heſſen ausgedehnt tft; in 
Mürttemberg gilt das Gefeh v. 20. Suli 1818, in Bayern 
die MilſStGOrdn. v. 29. April 1869 mit Novelle v. 
28. April 1872. Nach allen diefen Gefeten ift die Militär- 
ftrafgerichtsbarfeit auf völlig anderen Grundſätzen aufgebaut 
als die Zivilftrafgerichtöbarfeit. 

Nach der preuß. Gerichtsordnung zerfällt Die Gerichts- 
barleit in höhere, der Offiziere und obere Militärbeamte 
immer, die übrigen Militärperfonen von einem gemiljen 
Strafmaß ab unterworfen find, und niedere Gerichtäbarkeit. 
Die Gerichtsbarkeit wird ausgeübt durch Die Gerichts— 
herren, die die Gerichte einzufegen, zu beauffichtigen, 
gewiffe Entfcheivungen felbft zu treffen und gewiſſe Er- 
fenntniffe zu betätigen haben. Gerichtäherren find: Die 
fommandierenden Generale, die Kommandeure der Divi- 
fionen, der Regimenter, der Feſtungen; die Regimentd- 


4 Heder in Stengel Wör-| Meyer VerwR. II, 2, 62 ff.; 
terbuch I, 112 ff.; v. Marck Laband IL, 584 f., 681 f. 
Militärftrafprogeß (1899); ©. 

96 * 
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fommanbeure haben nur nievere Gerichtäbarfeit; für Die 
böhere Gerichtsbarkeit find den Gerichtäherren Auditeure 
beigegeben. Jener Gliederung der Gerichtsherrlichleit ent- 
fpredend giebt e8 Korpsgeridte, Divifions- 
gerihte, Regimentsgerichte, Garniſonsge— 
richte, deren Zuſtändigkeit genau abgegrenzt iſt und über 
denen als höhere Inſtanz das Generalauditoriat der 
Armee ſteht, welches Rekurs⸗, Beſchwerde⸗ und Aufſichts⸗ 
inſtanz iſt (für Sachſen ein beſonderes Oberkriegsgericht); 
vom Generalauditoriat findet Rekurs an den oberſten 
Kriegsherrn ſtatt. | 

Die Militärgerihte find nit ftändig, fondern wer- 
den für den einzelnen Fall gebildet, und zwar zuerft ein 
befondered Unterfuhungsgericht, dann ein Sprud- 
gericht; die Gerichte beftehen aus Milttärperfonen, doch 
fönnen für Unterfuchungen auch die Zivilgerichte requiriert 
werden; für Beleidigungen und Thätlichfeiten zwiſchen 
Zivil und Militär find gemifchte Unterfuchungsgerichte zu 
bilden. Die Spruchgeridte find Kriegsd- und Stand- 
gerichte, erftere für die höhere, lehtere für bie niebere 
Gerichtsbarkeit; fie werden aus Militärperfonen nad) dem 
Range des Angellagten gebildet. Das Verfahren erfolgt 
durchweg unter Ausſchluß der Öffentligfeit, was 
bisher aus Gründen der militärifchen Disziplin als ge 
boten erachtet wurde (anders in Bayern). Die Spruch— 
gerichte fällen Erkenntniſſe, die, abgefehen von den Militär- 
beamten, noch der Beftätigung bedürfen, fei e8 bes Königs 
von Preußen bezw. Sachſen, jei e8 des Kriegsminifters, fei es 
des Gerichtöheren ; die Zujtändigfeit ift genau geregelt. Das 
Begnadigungsrecht jteht dem König von Preußen bezw. 
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Sachſen zu, in eriterer Beziehung mit mehrfachen, durch die 
Konventionen getroffenen Einfchränfungen. 

Analog ift die Marinegerichtsbarkeit organifiert. Gerichts- 
herren find der fommandierende Admiral, die Stationächef3, 
Geſchwaderchefs, die Kommandeure der in Dienſt geitellten 
Schiffe. 


8. 39. 
Der yerfönfide Militärdienft Araft Geſetzes.' 

Der perfönlihe Militärdienit hat feinen Rechts⸗ 
grund entweber in einer gefeglichen oder in einer frei- 
willig übernommenen Verpflichtung ;? auch kann eine Kom⸗ 
bination beider Rechtsgründe eintreten, wobei jedoch immer 
entweder der eine oder der andere überwiegt und damit für 
das Gejamtverhältnis maßgebend wird. 

Nah RB. Art. 57 ift jeder Deutſche wehr- 
pflidhtig,® d. i. fraft feines Unterthanenver- 
hältniſſes zum militärifchen Dienfte* in Krieg 
und Frieden behufs des „Schußes des Bundes- 
gebietes" (Eing. zur AB.) verpflidtet. Dieje all- 
gemeine Unterthanenpflicht hat durch die Spezialgefeßgebung 
eine dreifache Gliederung erfahren: es ift mit Zaband zu 
unterſcheiden die allgemeine Wehrpflicht, die fpezielle 

1 2abandIL,595ff.; Seydel|” ® Das Pr. G. v. 3. Sept. 1814 
1875 1431 ff.; ©. Meyer II, über die Verpflichtung zum 
73 ff. Eine fehr brauchbare Zu- | Kriegspdienft bildet die Grund» 
fammenftellung des gefamten | lage der heutigen Entmwidelung. 
Materiald an Gefeken, Berord-| * Daß diefer Dienft nicht un- 
nungen und Bollzugsporfchriften | bedingt Dienft mit der Waffe 
nebft erläuternden Anmerkungen | fein muß, gebt aus Sriegs- 


iebt Rott: die Wehrpflicht | dienftgefeg $. 1 Abf. 2 hervor, 
(son) g. 4 vgl. auch Laband II, 596. 
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Militärpfliht und die konkrete militärifhe Dienft=- 
pflict. 


I. Die Wehrpflicht. 

Die deutfche Heeresorganifation beruht auf dem Prin- 
zipe der allgemeinen perſönlichen Wehrpfliht; den Gegen- 
fat hierzu bilden das Werbeſyſtem und das Konſkriptions⸗ 
fyftem. ® 

Die Wehrpflicht ergreift alle wehrfähigen Deutichen und 
beiteht vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 45. Lebens⸗ 
jahre; fie bildet die generelle gefehlihe Unterlage für den 
Eintritt in das Heer, fei es, daß derſelbe kraft befonderen 
Befehles, fei ed, daß berjelbe freiwillig erfolgt. Nur inner- 
balb der angegebenen Alterögrenze befteht bie gefehliche 
Möglichkeit der Einberufung zum Dienft. (©. v. 11. Febr. 
1888 8. 24.)® 

In der Regel gliedert fi) die innerhalb jener Alters- 
grenze zu erfüllende Dienftpfliht im Frieden nad Ver—⸗ 
faſſung und Geſetz folgendermaßen: 

1. Dienft bei den Fahnen 3 Jahre nad} der Verfafiung, 
2 Sabre für alle Mannfchaften außer denjenigen ber 
Kavallerie und reitenden Teldartillerie nah dem ©. v. 
3. Aug. 1893, welches bis 31. März 1899 gilt; 

2. Dienft in der Referve 4 Jahre; 

8. Dienft in der Landwehr I. Aufgebotesg 5 Sabre; 
für die Mannfchaften, die bei den Fahnen 3 Jahre dienen, 
8 Jahre; 

5 über die biftorifhe Ent-| *° ©. jedoch für auönchmöweife 
widelung, beſonders die Bedeu⸗ | Verhältni de ©. v. Fa Aug. 1 


tung Friedrih Wilhelms I. Kür Art. I, 8. 1 Abf. 
diefelde,[.G.MeyerII,32f.,74 
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4. Dienft in der Landwehr II. Aufgebotes bis zum 
31. März des Kalenderjahres, in dem das 89. Lebensjahr 
vollendet wird; 

5. Dienft im Landfturm bis zum vollendeten 45. Lebens⸗ 
jahre. 

Befreit von der geſetzlichen Wehrpflicht find nur 1. die 
Mitgliever der regierenden Häufer; 2. die Mitglieder der 
mediatifierten, vormals reihsftändifchen und die Mitglieder 
derjenigen Häufer, melden die Befreiung von der Wehr- 
pfliht vertragamäßig oder auf Grund befonderer Rechts⸗ 
titel zufteht;? 8. die vor dem 1. Januar 1851 geborenen 
Elſaß⸗Lothringer.“ Da die Wehrpflicht eine Konfequenz 
des Unterthanenverhältniffes ift, kann diefelbe ſich nicht auf 
Ausländer erſtrecken; dadurch ift freimilliger Eintritt von 
Ausländern in das deutfche Heer, falls derſelbe geitattet 
wird, nicht ausgejchloflen. 

Wie oben erwähnt, ift der allgemeine Grundfaß der 
Ausmanderungsfreiheit prinzipiell auch für Deutſche ans 
erfannt; doch hat berjelbe eine weitgehende Einſchränkung 
aus militärifhen Nüdfichten erfahren. Das Aufgeben 
der Staatsangehörigfeit hat prinzipiell das Erlöfchen ver 
Milttärpfliht zur Folge. Nach pofitiver Geſetzesbeſtim⸗ 
mung ift jedoch denjenigen Perfonen, welche fih im Dienft 


T Bu 1 u. 2 Kriegsdienftgef. | länder im ©. v. 15. Dez. 1890 
* 8. 3 (RGB. 207). 


8 Bu 3 Gef. v. 23. Januar ® Die Spezialbeftimmungen 
1872 (RGB. 31) $. 2; Gef. v. | hierüber find unter Angabe 
. Febr. der Rechtsquelle zufammengeitellt 
Vorbehalt iſt jetzt ge enftandslos oben Bd. I, S. 364 f. Val. über- 
eine ähnliche trantitorifche Ber | dies bie ausfü rliche Darlegung 
ftimmung für die vor dem bei Laband LI, 598 ff. 
11. Aug. 1890 geborenen Helgo- 


* 
a 
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bei ber (Fahne befinden, die Auswanderung verboten, eben’o 
Mebrpflichtigen vor erfüllter aktiver Dienftpflicht bei den 
Fahnen, wenn fie auswandern wollen, um fi dem Dienfte 
zu entziehen. Außerdem Tann im Sriege oder bei Kriegs⸗ 
gefahr der Kaifer ein generelles Auswanderungsverbot für 
die Wehrpflihtigen vom vollendeten 17. big zum voll: 
endeten 25. Lebensjahre erlafien. Wehrpflichtige, welde 
vor erreihtem Militärpflichtalter das Reichsgebiet verlafien 
haben, müſſen nach Erreichung desſelben behufs Erfüllung 
ihrer Milttärpflicht zurüdfehren. Zumwiderhandlungen gegen 
diefe PVorfchriften ziehen die im RStGB. 8. 140 3.1 
bezeichneten Strafen nah ſich. i0 Aud der Verſuch ift 
ftrafbar. Beichlagnahme des Vermögens des Sculbigen 
zur Dedung der Prozeßkoſten ift ſtatthaft. Ob bie be- 
treffende Perfon die Staatsangehörigfeit inzwifchen ver: 
loren bat, wird in der Praris als irrelevant betrachtet. 
Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt mit dem Auf- 
hören der Milttärpflit.! Erhöhte Strafe tritt ein, 
wenn ein MWehrpflichtiger im MWiderfprud mit einem vom 
Kaifer zu Kriegszeiten erlaffenen Verbote auswandert. 

Die Erfüllung der Militärpflicht kann nachgeholt werben, 
wenn der Pflichtige aus dem Ausland in das Neid 
zurüdfehrt und die deutſche Staatsangehörigfeit nicht ver- 
Ioren hat (MilG. $. 33 Abf. 2); es tritt alsdann ledig- 
Ih eine Berfpätung in ven gefehlihen Terminen ein. 
Iſt die deutſche Staatsangehörigfeit verloren und eine 


10 Das Berfahren ift geregelt | dad mit der Nordamerikaniſchen 
StPO. 88. 470 ff. Union befteßenbe Bertragereät, 
1 2aband II, 601!, über ſ. auch G. Meyer II, 75° 
die Berjährung, "ebenda über 
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andere erworben, fo erfolgt feine Einftellung ind Heer; 
wohl aber fann, wie oben bemerkt, Strafe eintreten. Iſt 
die deutſche Staatsangehörigkeit verloren, aber Teine 
andere erworben oder diefe wieder verloren (Mil®. 8. 11), 
fo wird der „ſtaatenlos“ im Reiche fi) dauernd Aufhal- 
tende 1? zur Erfüllung der deutſchen Militärpflicht heran- 
gezogen, darf aber nicht länger als bis zum vollendeten 
31. Lebensjahre bei den Fahnen gehalten werden. Dieſelbe 
Verpflichtung haben die Söhne von ausgemanberten, aber 
wieder in das Reich zurüdgefehrten Perfonen, wenn bie 
Söhne feine andere Staatsangehörigkeit erworben haben; 
Ausgewanderte, die eine andere Staatdangehörigfeit zwar 
erworben haben, aber vor vollendetem 31. Lebensjahre 
wieder Reichdangehörige werden, find wehrpflichtig und 
treten in den ihrem Alter entfprechenden Jahrgang ein 
(MilG. $. 68. ©. v. 11. Febr. 1888 $. 11). 

Auf die Erfüllung der geſetzlichen Wehrpflicht beziehen 
fih endlich noch die Beitimmungen des RStGB. gegen 
Selbftverftümmelung ($. 142) und Täufchung der Erjaß- 
behörben ($. 143). '? 


II. Die Militarpflicht. 

Die Militärpflidt i. e ©. ift die Pflicht, 
fih zur geſetzlichen Aushebung für das Heer 
oder die Flotte zu jtellen.!* Die Militärpflicht ift 
enger als die Wehrpflicht, indem fie fih nur auf den 
Dienft im ftehenden Heere, zu welchem auch die Neferve 


18 Seydel 1485; Laband| 1% Laband II, 608 f. 
602; Siegel in Hirt] 14 MWehrd. $. 20. 
Ann. 1898 789. 
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gehört, bezieht, während die Wehrpfliht aud die Pflicht 
zum Dienft in Landwehr und Landfturm mitumfaßt. Die 
Militärpflicht begründet aber noch fein militärifches Dienft- 
verhältnis. 

Die Militärpfliht beginnt mit dem 1. Januar des- 
jenigen Kalenderjahres, in mweldem der Wehrpflichtige das 
20. Lebensjahr vollendet (MilG. $. 10). Die Militär: 
pfliht in diefem juriftifchen Sinne als die Pflicht, ver 
zwangsmeifen Aushebung für das Heer zu gehorchen, tritt 
demnach gar nicht ein bei ſolchen Wehrpflichtigen, welche 
vor Eintritt des militärpflichtigen Alters von dem durch 
die Wehrpflicht begründeten Recht des freiwilligen Ein- 
trittes in das Heer Gebrauch gemacht haben (Kriegsdienſtgeſ. 
$. 10, MilG. Nov. v. 6. Mai 1880 $. 12); fie endet, 
fobald durch die Entſcheidung der Erſatzbehörden die fon- 
frete Dienftpflict begründet oder die Ausmufterung bezw. 
Ausſchließung ausgefprocen iſt. Entzieht fich der Militär- 
pflichtige dieſer Entfheidung, fo dauert die Militärpflicht 
fort big zum Endtermin der gefetlihen Wehrpflicht, dem 
45. Lebensjahre. !° 

Die Milttärpflicht befteht in der Pflicht 

1. zur Anmeldung (WehrO. $. 25); 

2. zur Geftellung (Wehrö. 8 26). 

Die Militärpflidt kann von jedem Deut- 
hen in jedem Teile des NReihögebietes, wo 
er feinen dauernden Aufenthalt!® genommen 
bat, erfüllt werden, ganz gleidhgültig, ob er 


ie MilG. 8. 12 Abf. 1, vgl. 
—— di cos 17 Ibſ i und 


15 Laband II, 605; Seydel 
1461f. dazu Laband 
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dem betreffenden Einzelfiaat angehört, die 
fog. „militärifde Freizügigkeit“; in erfter Linie 
muß der Militärpflicht genügt werden am Drte des Aufent- 
altes, eventuell des Wohnſitzes, fubeventuell der Geburt; 
liegt diefer außerhalb des Reichsgebietes, und hat der Pflich- 
tige weder Aufenthalt noch Wohnſitz im Reihe, fo ift 
die Militärpfliht am Orte des lebten Wohnſitzes der Eltern 
zu leiiten. 


1. Die Meldepflicht." 

Der Militärpflichtige, eventuell deffen Angehörige haben 
die Meldung zur Stammrolle „nah Maßgabe der 
gegenwärtig beftehenden Vorſchriften“ (MilG. 8. 81) 18 
vorzunehmen. Die Rekrutierungsftammrollen merden von 


17 Die Beftimmungen von | Die Aut ift nicht im 
Berfofiung und Geſetzen baben Reichsgeſetzblatt, fondern nur 
eine überaus detaillierte Spezifi- | im Sentralbfatt publiziert. 
fation dar in der Deut: S. auh Rott 128 ff. 

{hen Wehrorpnung, Kaif.: 18 Laband II, 605 nimmt an, 
Ber. v. 22. Nov. 1 (CBl. | dag durch dieſe Geſetzesbe⸗ 
1889, 1); die als Anl. 1 bei- ſtimmung auch die darin in 
gefügte Landwehrbezirksein⸗ Bezug enommenen „Vor⸗ 
teilung iſt erſetzt durch eine neue, ſchriften“ „formelle Geſetzeskraft“ 
CBl. 1895, 69 ff. dazu eine Ab⸗ | empfangen hätten, fo daß fie 
änderung CBl. 1896, 38. Ab-. „nur in ber Yorm bed Gefetes 
änderung ber WehrO. durch abgeändert werden können“. 
K. 3. v. 14. März 1890 (CBl. Dies tft m. E. unridtig; in 
63), fodann auf Grund bes ©. | foweit jene „Vorichriften” den 
v. 26. Mai 1893, dur K. V. v. Rechtscharakter von Verord⸗ 
3. Juni 1893 (EB. 157), v. | nungen tragen, können fie auch 
20. Nov. 1893 (EB. 318), für | auf dem Verordnungswege ab- 
die Marine die Kaiferl. Marine- | geändert werben. Über bie 
ordnung vom 12. Rov. 1894| „Srundliften”, befonderd bie 
(MarBB. 265). Bayern bat | Refrutierungsftammrolle, ſiehe 
formell felbftändig materiell | Rott 20 ff.; die „Vorſtellungs⸗ 
übereinftimmende Vorſchriften liſten“ ebenda 27 ff. 

erlafien: 3. v. 26. Dez. 1881. - 
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den Gemeinbebehörden unter Kontrolle der Militärerfag- 
bebörben geführt (Mil®. $. 31); fie müffen alle Militär- 
pflichtigen nachweiſen und find zu dieſem Zwecke auf 
Grund der Zivilftandsregifter fowie der perfönliden Mel- 
dungen und der eventuell zu erholenden amtlihen Mit- 
teilungen auf3 genauefte evident zu halten (ibid. $. 82). 
Der Zivilvorfitende der Erſatzkommiſſion hat alljährlich 
auf Grund der eingereichten, genau zu Tontrollierenden ge⸗ 
meindlihen Stammrollen die alphabetifche Lifte ver Militär- 
pflichtigen feines Aushebungsbezirkes endgültig feitzuftellen. 
Die Meldung zur Stammrolle hat durch den Militär- 
pflichtigen zu erfolgen zwijchen dem 15. Januar und 1. Ye- 
bruar desjenigen Jahres, in welchem die Milttärpflicht 
eintritt. Die Meldung ift folange zu mieberholen, bis 
eine definitive Entſcheidung über die Dienftpflicht ergangen 
it, wenn nidt eine Zurüdjtellung fofort auf mehrere 
Sabre erfolgte; in diefem Falle hat die Meldung erft 
wieder zu gefchehen nah Ablauf des betreffenden Zeit» 
raumed. Wird nach erfolgter Anmeldung zur Stammrolle 
der Aufenthalt bezw. MWohnfig verändert, fo ift Dies ber 
früheren wie ber bermaligen Gemeindebehörde anzuzeigen. 
Bei Abweſenheit des Militärpflichtigen obliegt die Anmel- 
dungapflicht den Eltern, Vormündern, Lehr⸗, Brot: oder 
Fabrikherren. Wird die Anmeldung verfäumt, fo trifft 
den Pflichtigen Geld- ober Haftitrafe, eventuell auch noch 
andere Rechtsfolgen, doch kann diefelbe durch nachträgliche 
Anmeldung abgemwenbet werden (Mil®. $. 38). 1° 


19 Seydel 1460. 
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2. Die Geftellungspflidt.? 

Die Geftelung bat vor den Erfahbehörben zu ge- 
ſchehen und darf feitens der Behörde nicht öfter als zwei⸗ 
mal in einem Jahre verlangt werden (MilG. 8. 10) bis 
zu befinitiver Entſcheidung über die Dienftpfliht (WehrO. 
88. 26, 63 ff., 69 ff.). Zur Erledigung des Militärerfag- 
geichäftes ift das ganze Neichögebiet in eine Anzahl von 
Erſatz⸗ (Armeelorp3-), diefe in Brigade- und Landwehr⸗, ?* 
leßtere wieder in Aushebungsbezirfe eingeteilt, welche dann 
noch in kleinere Mufterungsbezirte zerlegt werden können 
behufs möglichfter Erleichterung für die Pflichtigen (WehrO. 
8. 1). Die Geftelung ift entweder zur Mufterung 
oder zur Aushebung; erftere erfolgt vor der Erfaß-, 
legtere vor der Obererfagfommiffion. 

Erfat- und DObererfagtommiffion®? find 
Die mit der Bornahme des alljährliden Mili- 
tärerſatzgeſchäftes ausſchließlich betrauten 
Verwaltungsbehörden. Dieſelben werben zuſammen⸗ 
geſetzt aus Militär- und Zivilperſonen und ſtufen ſich in 
folgender Weiſe ab: 1. Für jeden Aushebungsbezirk (MilG. 
88.30 3. 106. 5 Abſ. 3) beſteht eine Erſatzkommiſſion, welche 
aus einem Offizier, in der Regel dem Landwehrbezirks⸗ 
fommandeur, und einem Berwaltungsbeamten gebildet wird. 
2. Die höhere Inſtanz ift Die Obererſatzkommiſſion des 
Infanterie-Brigadebezirls, beftehend aus einem höheren 
Dffizier, in der Regel dem Brigadelommandeur, und einem 


 Nott 125 ff., 161 ff. 8. 1,2. pl Seybel 1457 ff. ; 
21 Die bermalige Sanbmehr- abend Mr A ff.; Rott 6 ff., 
bezirkseinteilung CBl. 1895 
22 MilG. 88. 30 ff.; Wehr, 
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höheren Berwaltungsbeamten. 3. Die dritte Inftanz umfaßt 
den Armeelorpsbezirt und beiteht aus dem fommandierenden 
General und dem Chef einer Provinzial- over Zandesbehörbe.2? 
4. Letzte Inſtanz endlich find die Kriegsminiſterien gemein- 
fam mit den betreffenden oberften Zivilvermaltungsbehörben, 
die fog. Minifterialinftanz ** (MilG. 8. 30 3. 3). 

Daneben fungieren die fog. verftärften Erſatzbe— 
börden: die verftärkte Erſatz- und die veritärfte Ober⸗ 
erſatzkommiſſion. Die Verftärfung erfolgt bei ber erfteren 
durch Zuziehung von einem Offizier und höchſtens vier 
bürgerlichen, bei letzterer von einem bürgerlichen Mitgliebe. 
Die bürgerliden Mitglieder werben für 3 Jahre von den 
Kommunal- oder Landesverwaltungen gewählt oder, wo 
folde nicht vorhanden (Medlenburg), von der oberjten 
Zandesbehörde ernannt (MilG. 8. 30 3. 4).25 

Die Geftellungsordre wird den Pflichtigen durch die Ges 
meinbebehörbe vermittelt; bei Weigerung des Pflichtigen ift 
zwangsweife Vorführung geftattet. Die Mufterung (WehrO. 
88. 68 ff.) befteht in einer ärztlichen Unterfuchung, bei welcher 
der Pflichtige zugleich der Erſatzkommiſſion alle nötigen Auf- 
fchlüffe über feine Verhältniffe zu geben hat. Auf Grund 
diefer Mufterung erfolgt ſodann, infoweit nicht die Erſatz⸗ 
fommiffion von ihrem Recht, die gefetlichen Zurüdftellungen 
zu gewähren, Gebrauh gemacht hat (MilG. 8. 30 8. 7 
Abf. 1), eine Klaffifizierung der Gemufterten nad) 6 ver- 
ſchiedenen Kategorieen, für deren jede eine befondere Lifte 





22 S. Rott If. die Angaben. | feinausgefonnener Weife geregelt, 

2S. Rott 8 f. die Angaben. |die fomohl den Intereſſen der 

5 Laband Il, 611: „Das | Militär- und Sivilverwaltung 
Berhältnis der verjchiedenen In⸗ als denen der Webrpflichtigen 
ftanzen iſt in fehr eigentümlicher, ' Rechnung trägt.“ 
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anzulegen ift, welde der durch die Obererſatzkom— 
miſſion zu fällenden definitiven Entfheidung 
die Grundlage zu bieten bat. Eine Borftellung an bie 
Obererſatzkommiſſion erfolgt gar nicht bei denjenigen Per- 
fonen, welche kraft des Geſetzes vom Eintritt ins Heer 
ausgefchlofjen find, und bei ſolchen, welche ſich fofort als 
definitiv untauglid erweifen; Gemütsfranfe, Blöbfinnige, 
Krüppel fowie 3. 3. der Aushebung Erkrankte pürfen 
auf Grund ärztlicher Zeugniffe von der Geftellung befreit 
werden; die zeitig Untauglichen müffen im 3. Milttärpflicht- 
jahre der Obererſatzkommiſſion vorgeftellt werden, damit 
über ihre Dienftpflicht endgültig entfchieden werde (Wehrd. 
8. 31 3. 4). 

Können die Mitglieder einer Erſatzbehörde ſich nicht 
einigen, fo geht in jedem Falle Die Sache an die obere 
Inſtanz. Vorläufige unauffchiebbare Entfcheidungen find in 
der Erfaglommiffion durch das bürgerlihe, in der Ober: 
erfaglommiffion durch das militärifhe Mitglied zu treffen; 
die Stimme des leßteren ift auch maßgebend für die Frage 
der förperlihen Tüchtigkeit und für die Verteilung der aus⸗ 
gehobenen Refruten nah Woaffengattung und Truppenteil. 

Die verjtärkten Erſatzbehörden entſcheiden: 1. über Die 
auf Geſetz (MilG. 8. 20) beruhenden Anſprüche auf Be- 
freiung oder Zurüdftellung ; 2. über die Entziehung gemährter 
Bergünftigungen zur Strafe; 3. über die Klaffififation der 
Referve- und Landwehrmannjchaften, des Landſturmes fowie 
der Erfagreferviften in Hinfiht auf Häusliche und gewerb- 
liche BVerhältniffe.?° Die Entſcheidung erfolgt durch Stimmen- 


2 MilG. 8. 64, verb. G. v. 11. Fehr. 1888, 88 6, 9, 16, 20, 29. 
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mehrheit; für gewifle Fälle (Klaffifilation der Reſerve und 
Landwehrmannſchaften und Erfagreferviften) hat jedoch in 
der verjtärkten Erfatlommiffion das militärifhe Mitglied 
ein Einſpruchsrecht, worüber dann nur bie ftändigen Mit- 
glieder der Obererſatzkommiſfion endgültig entfcheiden (MilG. 
8. 30 3. 5, 8). 

Die Militärpflichtigen ſowie die Angehörigen derfelben 
dürfen jederzeit bei den Erfagbehörben Anträge ftellen, auch 
die Vernehmung von Zeugen und Sachverftändigen bean- 
tragen (ibid. 3. 6). 

Gegen die Entfcheidung der Obererfaglommiffion iſt 
denſelben Berfonen jederzeit Berufung an die dritte Snftanz 
geftattet (ibid. 3. 8). Bei der durd die Erſatzkommiſſion 
abzubaltenden Mufterung findet die Loſung ftatt, auf 
Grund deren die Lifte für die Obererſatzkommiſſion nach der 
Loſungsnummer feftgeftellt wird;*? zu derſelben find nicht 
zuzulaſſen die zum Einjährig-Freimilligen-Dienft Berechtigten, 
die vorweg Einzuftellenden, die angenommenen Freiwilligen 
und die aus Gründen der Ehre vom Heere Ausgefchloflenen 
(MilG. 8.13, dazu Wehrö. 8. 66 ff.). 

Die Entſcheidungen der Erfaßbehörben find dem Inhalte 
nad) folgendermaßen zu unterfcheiben: 

1. Ausſchließung. (MiG. 8. 18. StGB. 88. 31, 
84, Wehrd. 8. 37.) 

Zuchthausſtrafe zieht Die dauernde Unfähigkeit zum Dienft 
im Heere nach ſich, Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
Unfähigfeit für die betreffende Zeit; find einer Perfon die 
bürgerlichen Ehrenrechte aberfannt, jedoch fo, daß der Voll- 


27 Über Rangierung und Loſung f. Rott 169 ff. 
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genuß berfelben noch im Laufe des dienftpflichtigen Alters 
wieder eintritt, fo Tann zunächſt Einftellung in eine Arbeiter⸗ 
fompagnie erfolgen, nah Wiedererlangung der Ehrenrechte 
muß der Betreffende aber einem Truppenteil übermiefen 
werden. Iſt nad) Eintritt des militärpflichtigen Alters Zu- 
rüdftelung erfolgt wegen Schwebens einer Lnterfuchung, 
die den Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte nach fich ziehen 
fönnte, fo ift gänzliche Ausſchließung zu verfügen, wenn 
auch nah dem 5. Militärpflichtiahr die Unterfuhung noch 
ſchwebt oder wiederholt eine ſolche Unterſuchung anhängig ift.?® 

2. Ausmufterung (Mil. 8. 15, Wehrd. 8. 88, 
Herd. 8. 9.) 

Perfonen, welche wegen Mangels förperlicher oder geiftiger 
Kräfte auch zum Dienſt ohne Waffe dauernd unbraudbar 
find, find durch die Obererfaglommiffion auszumuftern, d. i. 
definitiv in allen Ehren der Militärpflicht zu entlaffen.?? 

3. Zurüdftellung. (WehrO. 88. 27—85.) 8° 

Die Zurüdftellung ift eine nur vorläufige Entjcheidung, 
deren Anhalt zugleich regelmäßig Vorbehalt definitiver Ent- 
fcheidung für das nächſte Jahr tft; die Anmeldung bei der 
Erſatzkommiſſion, welche die Zurüditellung verfügt bat, hat 
dann im nächſten Jahre wieder zu erfolgen, und Die ganze 
Prozedur wird wiederholt. Ausnahmsweiſe Tann eine Zu- 
rüdftellung bis zum dritten Militärpflichtjahre, wegen zeitiger _ 
Ausfchliegungsgründe ſowie behufs ungeftörter Ausbildung 
für einen Lebensberuf fogar big zum fünften erfolgen; für 


3 Rott 146. Untauglichleit ebenda 138. Aus⸗ 
29 fiber die ärztliche Unter | mufterung ebenda 147. 
fuhung ſ. die Angabe ber Bor-! 39 Rott 139 ff., 321 ff. 
foriften bei Rott 128 ff.; über 
Born, Staatsreht II. 2. Aufl. 97 
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die Dauer der Zurückſtellung beſteht keine Meldepflicht. Mit 
Eintritt der Mobilmachung treten alle Zurückſtellungen ipso 
jure außer Kraft. Die nach dem Geſetz zuläſſigen Zurüd- 
ftellungen verfügt die Erſatzkommiſſion. 

Geſetzliche Gründe für die Zurüdftellung find: 

a) zeitigeUntauglichfeit wegen körperlicher Mängel 
(MilG. 17, vgl. Heerd. $. 8) ;®! 

b) zeitige Unwürdigkeit; ſchwebt gegen eine Per- 
fon eine Unterfuchung wegen eines Deliktes, das den Verluft 
der bürgerlichen Ehrenrechte nach fich ziehen kann, ober eine 
Unterfuhung, deren Folge vorausfichtlid Freiheitäftrafe von 
mehr ala 6 Wochen ober entfprechende Geldftrafe ift, fo iſt 
die Beendigung der Unterfuhung abzuwarten; nad dem Er⸗ 
gebnis berfelben erfolgt definitive Entſcheidung. Wer zu einer 
Freiheitäftrafe verurteilt ift, darf vor VBerbüßung oder Erlaß 
derfelben nicht eingeftellt werben; die definitive Entſcheidung 
darf bis zum 5. Militärpflichtiahre ausgefeßt werden (MilG. 
8. 18); 

c) „Ausnahmsweiſe Zurüdftellung oder Befreiung Mili- 
tärpflichtiger vom Dienft im Frieden kann durd die oberfte 
Inſtanz — — verfügt werden, wenn in einzelnen Fällen 
befondere, in dieſem Geſetz nicht ausbrüdlich vorgefehene 
Billigkeitögründe die Zurüdftellung oder Befreiung recht- 
fertigen” (Mil. 8. 22); 

d) folgende im Geſetz genannte Perfonenfategorieen können 
dur die Erfahlommiffton für 1 bis 2 Jahre auf Antrag 
des Militärpflichtigen oder feiner Angehörigen nad) genauer 
Prüfung der Verbältniffe zurüdgeftellt mwerben:?? 1. „Die 





| 2 WehrO. 88. 32, 33. ©. 
s1 S. hierüber Rott 527 ff. hierzu Seydel 1466. 
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einzigen Ernäbrer bilflofer Familien, erwerbaunfähiger Eltern, 
Großeltern oder Geſchwiſter; 2. der Sohn eines zur Arbeit 
und Auffiht unfähigen Grundbefigers, Pächter oder Ge- 
werbetreibenden, wenn diefer Sohn beflen einzige und un- 
entbehrliche Stüge zur wirtfchaftlichen Erhaltung des Beſitzes, 
der Pachtung oder Des Gewerbes ift; 3. der nächſtälteſte 
Bruder eined vor dem Feinde gebliebenen oder an den er- 
haltenen Wunden geftorbenen ober infolge berfelben erwerbs 
unfähig gewordenen oder im Kriege an Krankheit geftorbenen 
Soldaten, fofern durd die Zurüdftellung den Angehörigen 
des leßteren eine weſentliche Erleichterung gewährt merben 
kann; 4. Militärpflichtige, welchen der Befit oder die Pach⸗ 
tung von Grundftüden durch Erbichaft oder Vermächtnis 
zugefallen, fofern ihr Lebensunterhalt auf deren Bewirt⸗ 
Thaftung angewiefen und die mirtfchaftliche Erhaltung des 
Befiges oder der Pachtung auf andere Weife nicht zu er- 
möglichen ift; 5. Inhaber von Fabrifen und anderen ge- 
werblichen Etablifjement3, in melchen mehrere Arbeiter be- 
ſchäftigt find, fofern der Betrieb ihnen erft innerhalb des 
dem Dienftpflichtiahre vorangehenden Jahres durch Erbſchaft 
oder Vermächtnis zugefallen und deren wirtſchaftliche Er- 
haltung auf andere Weife nicht möglich ift; auf Inhaber 
von Handelshäufern findet diefe Vorſchrift finngemäße An- 
wendung; 6. Militärpflichtige, melche in der Vorbereitung 
zu einem beftimmten Lebensberufe oder in der Erlernung 
einer Kunft oder eines Gewerbes begriffen find und durch 
eine Unterbrechung bedeutenden Nachteil erleiden würden. 
In ausnahmsmeifen VBerhältnifien kann die Zurüdftellung 
derſelben bis zu einer Geſamtdauer von 4 Jahren erfolgen 
(vgl. hierzu die Deklaration v. 14. Febr. 1876 bei v. Wal- 
37* 
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ther II 41); über die Studierenden der Fatholifchen Theo⸗ 
logie f. f); 7. Militärpflichtige, welche ihren dauernden Aufent- 
balt im Auslande haben. 

Können zwei arbeitäfähige Ernährer hilflofer Familien, 
erwerbsunfähiger Eltern, Großeltern oder Geſchwiſter nicht 
gleichzeitig entbehrt werden, fo ift einer von ihnen zurück⸗ 
zuftellen, bis der andere entlaffen wird. Späteſtens nad) 
Ablauf des zweiten Dienftpflihtiahres fol der einftweilen 
Zurüdgeftellte eingeftellt und gleichzeitig der zuerft Einge- 
ftelte entlaflen werden. Diefe Beftimmung findet auf 
Nr. 2 entfprehende Anwendung.” (MiIG. 8. 20.) 

e) Zurüdgeftelt werden endlich noch die Überzäß- 
ligen (MilG. 8.13 Abſ. 4). Wie viele Rekruten der Bezirk 
zu ftellen bat, fteht ziffernmäßig feſt. Alle Geftellungs- 
pflichtigen Iojen (Mehr. 8. 66) am Schluß des Mufterungs- 
gefhäftes und werden dann nad) Maßgabe ihrer Losnummer 
ausgehoben. Iſt der Bedarf gedeckt („Abfchlußnummer”), 
fo find die Inhaber der weiteren Nummern überzählig; fie 
werden aber nicht fofort definitiv vom Dienft befreit, ſon⸗ 
dern für 2 Sabre zurüdgeftellt, fo daß fie während dieſer 
Zeit noch ausgehoben werben dürfen, wenn ber Refruten- 
bedarf nicht vollftändig gedeckt werben kann 

f) Eine befondere Kategorie von Burüditellung bat fo= 
dann noch dad G. v. 8. Febr. 1890 (RGB. 23) gefchaffen. 
Römiſch-katholiſche Theologieftudierende wer- 
den darnach im Frieden für die Dauer ihres Studiums 
bis zum 1. April des ſieben ten Militärpflichtjahreszurüd- 
geftellt und dürfen, falls fie innerhalb biefer Zeit die 
Subdiakonatsweihe empfangen haben, nur der Erfahreferve 
übermwiefen und nicht zu Übungen einberufen werben. 
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4. Übermweifung zur Erfatreferve (©. v. 
11. Febr. 1888 $. 9). es 

Der Erfagreferve follenüberwiefenmwerden 
alle dvienftfähigen, aber niht zum Dienft aus— 
gehobenen Mannſchaften. 

Diefelbe erfolgt: a) bei Überzähligen, melde bis zu 
dem auf das 3. Milttärpflichtjiahr folgenden 1. Yebruar 
nicht zur Einftellung gelangt find (Mil. $. 25, Wehrd. 
8. 40 3. 1); b) bei Perfonen, welche wegen unheilbarer 
förperliher Fehler nur bedingt bienfttauglich ®* befunden 
find (MilG. 8. 16, dazu Heerd. 8. 7 und Anlage hierzu) ; 
c) bei folchen, welche wegen körperlicher Mängel oder heil- 
barer Krankheiten bereit? 3 Jahre zurüdgeftellt find, ohne 
dienitfähig geworden zu fen (MilG. SS. 17 Abf. 2, 25); 
d) bei Perfonen, welche nad MilG. 8. 20 8. 1—5 bereits 
2 Jahre zurüdgeftellt find (MilG. 88. 21, 25). 2° 

5. Übermweifung zum Landfturm erften Auf- 
gebotes (Wehrd. 8. 39, Herd. $. 9 u. Anl. 4).%° 

Eine folde Tann für einzelne aus bejonderen Gründen 
durh die Minifterialinftang erfolgen; fie erfolgt ferner, 
wenn der Bedarf für die Erſatzreſerve gededt iſt; ferner 
für einzelne in Berüdfihtigung bürgerlicher Verhältniſſe bei 
Unabkömmlichkeit; ferner bei Perfonen, die auch im 
3. Militärpflichtjiahr noch nicht körperlich dienfttauglich er- 
feinen; enblih, wenn wegen Törperlicher Gebrechen zwar 
feine Einftellung ins Heer möglich ift, aber eine Verwen⸗ 


25 Bol. aber hierzu MilG. 8. 831 
28 Rott 148 ff. . dd. 
s Nott 132. se Rott 147. 
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dung, fei es mit, fei es ohne Waffe, im Landfturm er- 
folgen Tann. 

6. Aushebung (Wehrd. 88. 69 ff.). 

Diefelbe ift nicht direkte Einftellung in das Heer, fon- 
dern nur das definitive Urteil über die Dienfttauglichkeit,37 
das durch die Obererfaglommiffion gefällt wird. Regel⸗ 
mäßig wird auf Aushebung zum Dienft mit der Waffe er- 
fannt, doch kann das Urteil auch lauten auf Aushebung 
zum Dienft ohne Waffe, 3. B. als Kranfenwärter, Ölonomie- 
handwerker. Bei zeitweiligem Verluſt ber bürgerlichen 
Ehrenrechte kann Einftelung in eine Arbeitsfompagnie er- 
folgen. Endlich darf verfuhsmweife Einftellung verfügt 
werden, wenn Gebrechen behauptet werden, von deren Vor⸗ 
bandenjein oder Nichtvorhandenſein die Obererfaglommilfion 
fih nicht definitiv zu überzeugen vermochte. Die Aus: 
bebung erfolgt in derjenigen Reihenfolge, die in jedem 
Ausbebungsbezirfe durch das Los beftimmt ift.®3 

Die auögehobenen Rekruten werden in den Grunbliften 
geftrihen und zunächſt mit Urlaubspäflen beurlaubt; mit 
Empfang diefer letzteren treten fie rechtlich in das Verhält- 
nis von Mannfchaften des Beurlaubtenftandes und bebürfen 
zur Verheiratung der Genehmigung der Militärbehörbe 
(MilG. 8. 60 3. 4). 


II. Die Pienfpflidjt.® 

Die Dienftpflicht bezieht fih 1. auf das ftehende 
Heer und die Marine, 2. auf die Land⸗ und See- 
wehr, 3. auf den Landfturm. Ä 


ie fiebt vor WehrO. 
” dh. 88. 4 ff. 


8 Rott 129 ff. 151, 174 ff. 
ss MilG. $. 13 Ar. 1. Aus- 
nahme von der regelmäßigen 
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a. Die Dienſtpflicht im ftchenden Heer. 

Das „flehende Heer” umfaßt die zum dau— 
ernden Dienft bei den Fahnen verpflidteten 
Mannihaften und die Reserve, ausschließlich jedoch 
der Erfagreferve (Wehrö. 88. 5, 6); zur Flotte gehört 
die Seewehr. 

Jeder Ausgehobene wird regelmäßig in feinem Aus- 
bebungsbezirf auch zum Dienft „berangezogen” (MilG. 
3.12 Abf.2.). Eine Entfernung aus dem Heer oder der Marine 
fann nur zur Strafe auf Grund eines militärgerichtlichen 
Ürteild erfolgen; fie muß auögefprochen werben gegen 
Unteroffiziere und Gemeine bei Verurteilung zu Zuchthaus 
und mehr als dreijährigem Berluft der bürgerlichen Ehren- 
echte, gegen Offiziere bei Verurteilung zu Zuchthaus oder 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte, ohne Rüdfiht auf die 
Zeit, ferner in allen Fällen, wo bei Soldaten auf Ber» 
fegung in die zweite Klafie des Solvatenftandes erfannt 
werden muß; fie kann ausgefprodhen werden neben mehr 
als bjährigem Gefängnis, ſowie bei Offizieren in Yällen, 
wo bei Soldaten und Unteroffizieren auf Verfegung in bie 
zweite Klaſſe des Soldatenitandes erfannt werden Tann. 
Die Entfernung bewirkt den PVerluft der Dienftftelle, der 
Orden und Ebrenzeihen und die Unfähigkeit zum Wieber- 
eintritt (MilſStGB. 88. 31, 32). 


1. Der Dienft „bei den Fahnen” oderim „altiven Heer“. 

Die Grundlagen des militärifchen Dienftverhältnifies 
und damit die Bafis der ganzen Armeeorganifation bildet 
die Gehorfams- und die Treupflidt. Was an 


40 Rott 194 ff.; Laband LI, 616 ff. 
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Rechtsſätzen hierüber vorhanden ift, bezieht fi auf alle 
Zweige der Dienftpflicht, fobald es fih nur überhaupt um 
aktiven Militärdienft handelt, alfo auch auf den aktiven 
Landwehrdienſt, den Dienft im Landſturm, die Geftellung 
zu Kontrollverfammlungen. Alle zum aktiven Dienft 
einberufenen Mannſchaften find bis zum Tage 
des Austritt3 aus dem Dienft zu unbedingtem 
Gehorfam gegenüber den Dienftbefehlen ihrer 
militärifhden Oberen verpflichtet. XLebtere ver- 
treten die Staatögewalt, die ihnen gegenüber beſtehende 
Gehorſamspflicht beſteht alfo juriftifch gegenüber dem im- 
perium bes Staates; daraus folgt, daß die Gehorfams- 
pflit nur im Intereſſe und zu Sweden des Staates ver- 
wertet werden darf: der Mißbrauch der Dienftgewalt von 
ſeiten der militärifchen Oberen ift vom Militärftrafgefegbud 
mit Strafe bedroht ($. 38 3. 3). Eine andere 
Schranfe der militärifhen Befehlsgewalt be- 
ſteht nicht. 

Die Verpflichtung zum unbedingten militäriſchen Ge- 
horſam übernimmt der Soldat im Fahneneid; die ftraf- 
rechtlichen Folgen des Ungehorfamd normiert das Militär- 
ſtrafgeſetzbuch 88. 89—113: vom einfachen Arreſt für ge- 
wöhnlihen Ungehorfam reichen diefelben bis hinauf zur 
Todesftrafe.. Dem Strafgefegbud fteht als Ergänzung, als 
„zroeites Militärftrafgefegbuch für leichtere Fälle” die Dis- 
ziplinarftrafordnung für das Heer v. 31. DK. 
1872 bezw. die Marine v. 4. Juni 1891 *? zur Seite: 





pflicht in wire Weiſe, vgl. 
MilStGB. 


4 Laband II, 617 charakte⸗ 
“ ubligie. im kelrmee ⸗Ver⸗ 


riſiert die militärif che Gehorſams⸗ 
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fie befchäftigt fih ganz fpeziel mit dem militärifchen Un- 
geborfam; der Umftand, daß das militärifche Delikt des 
Ungehorfams zum Teil unter dem Geſichtspunkt des Straf- 
rechtes, zum Teil unter dem der Disziplin behandelt wird, 
Daß aljo ein äußerer Unterſchied bei voller innerer Gleich⸗ 
ortigfeit des Thatbeitandes gemacht wird, dient auch zum 
Beweife für die oben Bb. I, ©. 328 f. aufgeftellte Behaup- 
tung: daß das Kriminalftrafreht und das Disziplinaritraf- 
recht prinzipiell gleich zu konſtruieren find. *? 

Die militärifche Disziplin tft der Natur der Sache 
nach eine fehr viel ftraffere und ftrenger geſchützte ala Die 
fonftige Beamtendisziplin; „die Disziplinargemwalt ift recht 
eigentlih da8 Mittel, durch welches der Staat die Er- 
füllung der militärifhen Dienftpflicht und insbefondere der 
Gehorfamzpfliht mit unmiberftehlicher Kraft und ſo⸗ 
fortigem Erfolge erzwingt; fte fihert nit nur — mie 
das Strafgefeg — den Gehorfam, fondern den prompten 
Gehorfam” (2Zaband I, 618). Um jedoch die Härte 
der unbedingten Gehorfamspfliht zu mildern, ift Be- 
ſchwerde geftattet. Diefelbe darf aber nicht fofort, fon- 
dern erſt am Morgen nah Ausführung des Befehles, 
gegen welchen fie gerichtet ift, erhoben werben; für die- 
felbe beftehen beftimmte Friften und ein genau vorge- 
ſchriebenes Verfahren. ** Verlegung der über die Bes 


ordnBl. 1872 330ff. Marines | einen Zwang zur Erfüllung von 
VerordnBl. 1892, 116, erftere | Pflichten finden kann, fo gut liegt 
eingeführt in Württemberg und | er in allem Strafredt. Fichtin 
Bayern durch ſpezielle Landes- auch G. Meyer VerwR. II, 2, 
verordnungen Caband II, 618°). 94; Hecker in Stengels Wör- 
“ Richtig Laband IL, 618, terb. I, 871, IL, 106ff., im Ge- 
dagegen verfelbel, 4641: fogut vichtöfaat XXXL 481 ff. 
als man im Diszgziplinarrecht Kaiſ. V. v. 6. März 1878, 
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fchwerbe beſtehenden Borfchriften fowie „unbegründete, leicht- 
fertige ober wider befleres Wiffen auf unmwahre Behaup- 
tungen geftühte Befchwerden” find ſtrafbar (MilSt GB. 
8.152 Abf. 2). „Im Fall der äußerften Not und dringendſten 
Gefahr” kann jeder militärifche Vorgeſetzte feinen Befehlen 
buch Anmendung von Gewalt Gehorfam verihaffen und 
dürfen fpeziell Offiziere von der Waffe Gebrauh machen 
(MilStGB. 8. 124). — 

Die fpezififhe Verlegung der ftaatsbürgerlichen Treue 
dur die Verbrechen des Hoc: und Landesverrates wird 
an Soldaten im Frieden ebenfo beftraft wie an Zivil- 
perfonen (MilStGB. 8. 56). Außerdem aber enthält das 
MilStGB. 8. 57 ff. noch befondere Beftimmungen über 
die Beitrafung jener Delikte in Kriegszeiten, den fog. 
Kriegsverrat. Das Verhalten der Soldaten im Kriege 
wie im rieden*® haben zum Gegenftand die Kriegs— 
artifel für das Heer und die Marine v. 23. Nov. 1872.*° 

Ferner muß der Soldat im Krieg wie im Frieden bei 
den Fahnen bleiben und begeht durch mwiderrechtliches Ber- 
lafjen derfelben das fpezififch militärifche Delitt der De- 
fertion (MIStGB. 88. 64 ff.) bezw. Fahnenflucht; 
Ießtere ſowie das Berleiten hierzu wird im Felde mit dem 
Tode beftraft (MIIStGB. 8. 84). — 


abgeändert durch KabO. v. 1895 (ArmeeBB. 95). Für Bay- 
14 Suni 1894 für Mannchaften ern neue Vorſchriften v. 12. Yuli 
des Heeres (ArmeeVB. 189), | 1894 für Rannſchaften, v.1. Juni 
23. DE. 1894 der Marine | 1895 für Offiziere. 

Maße. 247), für Sanitäts- | #5 Vgl. die Torres Ausführung 
perjonal v. 10. Aug. 1894 (Armee- | bei Laband 

BB.231), für Offiziere, Sanitäts- | 40 Tertbeiv. Walther VI4Aff. 
offigiere und Beamte v. 30. März 


Der perfönlihe Militärdienft kraft Geſetzes. 8. 39. 587 


Da fomit der Soldat, folange er im aktiven Dienft 
ftebt, jedem bürgerlichen Erwerbe entzogen ift, fo ift der 
Staat verpflichtet, denjelben zu unterhalten. Was der 
Staat dem Soldaten an Naturalverpflegung und „Xöb- 
nung” *7 giebt, ift feine Vergütung für geleiftete Dienite, 
fondern wird richtig unter den Geſichtspunkt der Alimenta⸗ 
tiongpflicht geftellt, ebenjo wie bei den Beamten. ** An fi 
ift die Erfüllung der militärifchen Dienftpflicht lediglich 
eine allgemeine Unterthanenpflicht, deren Korrelat prinzipiell 
nur der innere und äußere Schub tft, den der Staat 
feinen Angehörigen zu bieten verpflichtet it. Demgemäß 
ift auch feine Bivilflage auf die „Löhnung” zuläffig, während 
für Beamte eine fpezialgefetlihe Vorſchrift in Durch⸗ 
brechung de3 Prinzipes die Klage geftattet. *? 

Die aktive Dienftpflicht, der Dienft bei den Fahnen 
im engeren Sinne, dauert nach der Verfaſſung 3 Sabre, 
und zwar vom Tage der Einftellung an. Die verfaflungs- 
mäßige Dienftzeit bei den Fahnen ift jedoch ſpezialgeſetz⸗ 
lich jebt bis zum 31. März 1899 auf 2 Jahre einge- 
fhräntt, mit Ausnahme der Kavallerie und reitenden Ar- 
tillerie (©. v. 3. Aug. 1893 Art. II $. 2), doch können die 
Mannfchaften mit zweijähriger Dienftzeit im Falle notwen- 
diger Verftärfungen des Heeres auf Anordnung des Kaifers zu 
längerem Dienft zurüdbehalten werben, der dann als Rejerve- 
dienftübung gilt (ebenda 8. 1). Die Berfaffungsbeftimmung 
über das 20. Lebensjahr ift durch das Kriegsdienſtgeſetz 

47 Bol. hierüber Laband II, 


621 ff., aud die Zuſammen⸗ 
ftelung bei v. Walther I, 


175ff. 
48 Bol die trefflihe Dar⸗ 


legung dieſes wichtigen Grund« 
5— bei Laband IL, 455 ff., I, 


7 
40 S. oben B. I, S. 323, |. 
dazu Laband II, 622. 
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dahin modifiziert, daß bereitd mit dem 1. Januar des⸗ 
jenigen Sahres, in weldem der Pflichtige das 20. Lobens⸗ 
jahr zurüdlegt, die Militärpflicht beginnt ($. 6); die Ein- 
ftellung jelbft erfolgt regelmäßig erft gegen Ende des Aus⸗ 
bebungsjahres, jo daß hiedurch jener Widerfpruch zur Ver⸗ 
faffung meift ausgeglichen wird. Die Dienftpflicht wird be= 
rechnet nad) dem Tag des wirflihen Dienfteintrittes, Doch 
fieht das Kriegsdienſtgeſetz zwei wichtige Modifikationen 
diefer Berehnung vor ($. 6 Abf. 3. 4; Marörbn. 
8. 16 8. 7, f. aber andererſeits MilG. 8. 33 Abf. 2 u. 
MilStGB. 8. 18). Vor Ablauf der gefetlichen Dienft- 
zeit Tann eine Entlaffung aus dem aktiven Dienſte ſtatt⸗ 
finden entweder zur Dispofition des Truppenteiled oder 
zur Dispofition der Erſatzbehörden. Erfteres ift nach zwei⸗ 
jähriger Dienftzeit geftattet, werm die dadurch fich ergeben 
den Balanzen durch Einftellung von Rekruten oder Frei⸗ 
willigen gebedt werden können. Die Militärbehörde bat 
bier immer den einzelnen Fall mit beſonderer Rüdficht 
auf häusliche Verhältniffe und dienftlihe Führung zu ent- 
ſcheiden (Heard. 8. 14 ff.). Seeleute von Beruf und tedh- 
nifch vorgebildete Mafchiniften können ſchon nad) einem Sabre 
aktiven Dienftes in der Flotte entlaffen werden (Kriegs⸗ 
dienftgef. $. 13 3. 3). Wievereinberufung bis zum Ab- 
lauf der gefeglichen Dienftzeit kann jederzeit erfolgen (Mil®. 
8. 60 3. 5); Veränderung de MWohnfiges während biefer 
Zeit bedarf der Genehmigung des Landwehrbezirkskom⸗ 
mandeurd. Durh Einführung der zweijährigen Dienftzeit 
bei den Fußtruppen ift die praftifche Bedeutung dieſer 
Vorſchriften fehr gering geworden. °° 


© S. G. Meyer I, 2, 114. 
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Perfonen, welche während der Dienftzeit untauglich 
werden, können dur den fommandierenden General bezw. 
Admiral zur Dispofition der Erfahbehörden entlafjen werden 
(MilG. $. 52). Auch außerdem ift eine ſolche Entlaffung 
unter ganz befonderen Umftänden möglich. °' 


2. Die Refervedienftpflict.5? 

Nah Ablauf der geſetzlichen Dienjtzeit bei den Fahnen 
erfolgt in Friedenszeiten Beurlaubung zur Reſerve; die 
Dienitpfliht in der Neferve Dauert nad der Berfaflung 
4 Jahre; bs die Referve gehört zum ftehenden Heer und 
die Mannfchaften derfelben haben bei erfolgter Mobil- 
madung oder „fonftigen notwendigen Verftärfungen des 
Heeres" (Kriegödienftgef. 8. 6) in erfter Linie die Cadres 
auszufüllen bis zur Höhe der Kriegsſtärke. Eine jelb- 
ftändige Formation der Referve findet niemals ftatt. Das 
Dienftverhältnis zum ftehenden Heer dauert in der Referve 
quoad jus nad Rechten und Pflichten fort, ift aber quoad 
exercitium mährend der mweit überwiegenden Zeit fuspen- 
diert. Nur für die Zeit befonderer Übungen tritt das 
Dienftverhältnig auch quoad exereitium wieder in feine 
volle Kraft: die Referviften müfjen fih nämlich während 
ihrer Nefervezeit zu zwei Übungen, deren jede die Dauer 
von 8 Wochen nicht überfteigen darf, wieder einberufen 


s Für Sorafäulicher vgl.. 82 Rott 214. Laband II, 
Mi. 8. 5l, WehrO. 8. 9, 626f}. 
über andere Öründe fowie das 58 Nähere Angaben | hinſichtuich 
Verfahren vgl. 8. 53, dazu die der Berechnung ſ. Meyer 
MilGeſNov. v. 1880 Art. II VerwR. U, 2, Ne Über Pie 
Se Bol. dazu Seydel 1473; zu führenden Liften der Mann- 
Iztend D, 4. Rott 194Ff., | \9afte a aubtenfiandes 
tt 
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laſſen (Kriegsdienſtgeſ. K. 6 Abf. 6). Neferveoffiziere können 
dreimal zu 4—Smwöcentliden Übungen einberufen werden, 
Dffiziere der Marinereferve dreimal nah Maßgabe des 
Bedürfniſſes zu Übungen von unbeftimmter Zeitdauer 
(Kriegsvienftgef. 8. 12). Die Einberufung zu den Übungen 
erfolgt durch ben Zandwehrbezirtstommandeur auf Anord⸗ 
nung des fommanbierenden Generald. Während dieſer 
Dienftzeit ftehen die Reſerviſten vollftändig im Rechtsver⸗ 
hältnis der übrigen Mannfcdaften. Außerdem haben die 
Reſerviſten ſich auf ergangene öffentlide Aufforderung 
zweimal jährlich zur Kontrolle zu ftellen (f. unten S. 604f.). 

Bon den gewöhnlichen Dienftobliegenheiten in der Re— 
ferve wie von der Kontrolle kann bei Reifen in außer- 
europätfhe Länder bis auf die Dauer von zwei Jahren 
und ausnahmsmweife auf Grund von Konfulatsatteften noch 
länger dispenfiert werben, jedoch vorbehaltlich fofortiger 
Heimkehr bei erfolgter Mobilmahung (MilG. $. 59). 5* 

Bei erfolgter Mobilmachung haben die Reſerviſten fofort 
der faiferliden — in Bayern der königlichen — Ein- 
berufunggordre Folge zu leiften; ift über Teile des Reichs⸗ 
gebiet3 der Kriegszuſtand erklärt, jo erfolgt für dieſe Teile 
die Einberufung durch die Ffommandierenden Generale 
(Rriegsvienftgef. $. 8). Die Einberufung erfolgt, ſoweit 
dies thunlich, nad Jahresklaſſen, wobei jedoch in Rüdficht 
auf dringende häusliche Gefchäfte ( „Klaffifilationsverfahren“ ) 
oder wegen Unabfömmlichkeit aus einer öffentlichen Dienft- 
ſtellung Modifikationen geſtattet find. 5° 


5 Bal. hierzu SabanbII, 88 20ff. Dal. au Sepbel1479fl.; *F 
5 MilG. 63ff., Laband IL, 631ff. 
WehrO. zweiter "Teil ss. 1 me 
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Das Gefeb beitimmt nämlich in erfterer Beziehung in 
8. 64:56 

„Hierbei Tönnen dringende häusliche und gemerbliche 
Verbältnifie derart Berüdfihtigung finden, daß Refer- 
viften hinter die letzte Jahresklaſſe der Reſerve ihrer 
Waffe oder Dienftlategorie, Landwehrmannſchaften aber 
fowie in bejonder3 dringenden Fällen aud einzelne 
Reſerviſten binter die lette Jahresklaſſe der Landwehr 
II. Aufgebotes ihrer Waffe oder Dienſtkategorie zeitweife 
zurüdgeftellt werben. 

Jedoch darf in keinem Aushebungsbezirfe die Zahl 
der hinter den letzten Jahrgang der Referve zurüd- 
geftellten Mannfchaften zwei Prozent der Neferve, die 
Zahl der Hinter den lebten Jahrgang der Landwehr 
zurüdgeftellten Mannſchaften drei Prozent der Referve 
und Landwehr überfteigen;" die Entſcheidung erfolgt 
durch die verftärften Erfatbehörben ; 
ferner in letzterer: 

„Reichs⸗, Staats- und Kommunalbeamte ſowie An⸗ 
geſtellte der Eiſenbahnen, welche der Reſerve oder der 
Landwehr angehören, endlich Perſonen, die ein geiſtliches 
Amt innerhalb einer mit Korporationsrechten ausgeſtat⸗ 
teten Religionsgeſellſchaft bekleiden, dürfen für den Fall 
einer Mobilmachung oder notwendigen Verſtärkung des 
Heeres hinter die letzte Jahresklaſſe der Landwehr 
IH. Aufgebotes zurückgeſtellt werden, wenn ihre Stellen 
felbft vorübergehend nicht offen gelafjen werben können 

und eine geeignete Vertretung nicht zu ermöglichen ift.” 


6° Genauer fpezialifiert in der WehrO. 8. 122. 
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Über die „unablömmlichen” Perfonen werben bei den 
Generalfommandos ftändige, alljährlih zu emeuernde 
Liſten geführt. 

Das bierbei zu beobachtende Verfahren hat in der Wehr- 
ordnung eine detaillierte und forgfältige Regelung ge- 
funden.°°* Beamte dürfen infolge ihrer Einberufung feinen 
Nachteil in ihrem Dienftverhältnis erleiden (Mil®. 
8. 66), auch dann nidt, wenn fie freiwillig ins Heer 
eingetreten find, Ablömmlichfeit vorausgefebt (Mil GNov. 
Art. II 8. 66 Abf. 4). 

Perfonen des Beurlaubtenftandes, welche bereits ein 
geiftliches Amt 5” in einer mit Korporationsrechten inner- 
halb des Neichögebietes ausgeftatteten Religionsgeſellſchaft 
befleiven, werden nicht zum Dienft mit der Waffe, fondern 
nur zur Seelforge und Krankenpflege beigezogen (MilG. 
8. 65 Abf. 2). 

Die Nichtbefolgung der Einberufungsorbre binnen 
3 Tagen fowie die Aufreizung hierzu werben ftreng be- 
ftraft (MilstGB. SS. 68 ff., verb. REtGB. $. 112). 

Die Mannfchaften der Referve und Landwehr erhalten, 
wenn fie im Dienft find, Naturalverpflegung und Löhnung 
wie die übrigen Mannjchaften, außerdem auch noch im 
Halle der Bebürftigfeit eine Unterftübung für ihre Familien 
nah Maßgabe des ©. v. 28. Februar 1888 (REG. 59), 
die Durch die Lieferungsverbände (f. hierüber unten S. 644 f.) 
zu leiften tft. 

Bei Überwanderung in einen anderen Einzelftaat treten 


563 ©. bei. auch die Angaben | 57 Seydel 1479? über den 
bet Rott 324ff, Laband II, Begriff ‚geiſtliches Amt“. 
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die Mannfchaften des Beurlaubtenftandes hier in ihr Dienft- 
verhältnis ein (Kriegsdienſt G. 8. 17); anders die Dffiziere 
des Beurlaubtenftandes (f. unten S. 612). 


3. Die Dienftpfliht in der Erfatreferne.®3 
(G. v. 11. Febr. 1888 8. 8 ff.) 

Die Dienftpfliht in der Erfatreferve war nad dem 
Milttärgefeg von 1874 eine nur eventuelle; im Frieden 
wurde diefelbe gar nicht praktiſch; nur im Kriegsfall, bei 
Mobilmahung oder Bildung von Erfattruppen konnten die 
Erjagreferviften eingerufen werden. Die Erfabreferviften 
zählten nicht zu den Mannfchaften des Beurlaubtenftandes ; 
mwaren biefelben einberufen, jo traten fie nach ber Ent- 
laſſung von den Fahnen nit in die Erſatzreſerve zurüd, 
fonden in die eigentliche Reſerve bezw. Landwehr; leb- 
tere® bleibt in Kraft für alle im Kriegsfall ausgebildeten 
Erfatreferviften (Mil. 8. 50, vgl. Motive zu der Mil.- 
GeſNov. v. 1880 ©. 12). 

Die Stellung der Erſatzreſerve ift durch die 
Militärgefegnovellevon 1880 prinzipiell ge- 
ändert worden: die Dienftpflidtinder Erſatz— 
referve ift nunmehr feine eventuelle, fondern 
einewirtlideaud in Friedenszeiten (Art.IS. 3). 
Die Erfagreferve iftniht mehr nur Material 
zur eventuellen Ergänzung der Heereäfräfte, 
fondern ift jest ein wirklicher Beftandteil des 
Heeres felbft geworden. Einen weiteren Schritt in 
diefer Entwidelung hat fodann noch das ©. v. 11. Fe 
bruar 1888 gethan, insbejondere durch Aufbebung des 


58 Rott 2195. 
Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 38 
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Unterfhiedes zwifhen Erfagreferveerfter und 
zweiter Klaffe. 

An den Beftimmungen binfichtlich der Überweifung zur 
Erfagreferve (f. oben ©. 581) ift nichts geändert worden, ebenfo- 
wenig an dem Prinzip: daß fieben Jahrgänge der Erfaß- 
referve genügen müſſen, um die Cadres des Heeres in der 
Kriegsformation voll zu maden; enblid an dem Hecht des 
Kaifers, im Falle der Mobilmahung die Erfagreferve ein- 
zuberufen. 

Für die Erfabreferve befteht im Frieden eine Dienft- 
pflicht in folgendem Umfang: Die Mannfchaften dürfen in 
einer durch den Reichshaushaltsetat zu beftimmenden Zahl 
zu drei Übungen, deren Dauer die Gefamtzeit von 20 (10, 
6, 4) Wochen beträgt, eingezogen werden; Zurüditellungen 
fönnen in Berüdfichtigung dringender häuslicher und gemerb- 
licher Berhältniffe erfolgen. Die Erjagrefervepflidt Dauert 
in der Regel bis zum vollendeten 31. Lebensjahre. Per- 
fonen, welche die Ordination des evangelifchen oder Die 
Subdiafonatsweihe des Fatholifhen Kirchenrechtes em- 
pfangen haben, find von diefen Verpflichtungen befreit. 5°* 

In Bezug auf das Rechtöverhältnis nach erfolgter Ein- 
berufung zum Dienft gelten für die Erfagrejerviften die Vor- 
ſchriften, welche für die Neferviften und Landwehrleute 
eriten Aufgebotes gelten, ebenfo in Bezug auf Beurlaubung 
nah außereuropäifchen Ländern und Entlafjung aus der 
Staatsangehörigkeit. 

Die Erſatzreſerviſten gehören zu den Mannſchaften des 
Beurlaubtenſtandes. Die den Reſerviſten jetzt geſetzlich zu- 
geſicherten Unterſtützungen im Kriegsfall wie in Friedens- 


68a Mehrd. $. 40 3. 3a, 8. 117 8. 4. 
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zeiten erhalten auch die Erjahreferviften, im Frieden jedoch 
nur für die 2. und 3. Übung (f. dazu unten ©. 644 f.). 

Die Dienſtpflicht in der Erfakreferve dauert 12 Sabre, 
vom 1. Dftober des erften Militärpflichtiahres ab gerechnet. 
Nah Ablauf diefer Zeit werben die nicht ausgebildeten 
Mannſchaften dem Landfturm, die übrigen der Landwehr 
zweiten Aufgebotes überwiefen. Erfatreferviften, die zum 
Zwecke der Mobilmahung einberufen waren und militärifch 
ausgebildet find, treten nad) erfolgter Demobilmahung zur 
Neferve bezw. Landwehr über. 


B. Die Dienſtpflicht in der Landwehr (KriegsdienſtG. 8. 7). ® 

Nach vollendeter Dienftpflicht „bei den Fahnen“ und „in 
der Reſerve“ erfolgt die Entlaffung zur Landwehr bei den 
nächſten auf Erfüllung der Dienftzeit folgenden Frübjahrs- 
fontrollverfammlungn (MilGeNov. v. 1880 Art. I 
$. 4). Die Dienftpflict in der Landwehr eriten Aufgebotes 
beträgt 5 Jahre; in der Landwehr zweiten Aufgebotes 
dauert fie bis zum 31. März desjenigen Kalenderjahres, in 
welhem das 39. Zebensjahr vollendet wird. Kavalleriſten 
und reitende Artilleriften brauchen in der Landwehr I. Auf: 
gebotes nur 3 Jahre zu dienen (G. v. 3. Aug. 1898 
Art. I, $. 3 in Abänderung von Mil®. $. 50 Abſ. 3; — 
gilt nur bis 31. März 1899). Die Landwehrbienftpflicht 
qualifiziert fih im Frieden ganz ebenfo wie die Referve- 
dienftpflicht: das militärifche Dienftverhältnis befteht quoad 
jus fort, ift aber für die meifte Zeit über quoad exer- 
eitium fufpendiert. Demgemäß gehören auch) die Landwehr⸗ 
leute zu den „Mannſchaften des Beurlaubtenftandes”. Die 
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in der Lanbmwehrbienftpflicht enthaltenen Verpflichtungen 
find: 1. die Pflicht, während der Landwehrzeit exften Auf- 
gebotes fi zweimal auf 8—14 Tage zu Übungen ein- 
berufen zu lafien, melde für die Infanterie in befonbers 
formierten Abteilungen abzuhalten find; Übungen ber 
Landwehrkavallerie finden im Frieden gar nicht ftatt, der 
übrigen Waffengattungen nur „im Anſchluß an bie be- 
treffenden LZinientruppenteile” (Kriegsdienflß. 8. 7); nad 
dem vollendeten 32. Lebensjahr foll für Landmwehrleute des 
I. Aufgebotes eine Einberufung nur ganz ausnahmsmeife 
durch Faiferl. bezw. in Bayern fönigliche Verorbnung er- 
folgen.*° Während der Dienftzeit ftehen auch die Landwehr⸗ 
leute unter den für das aktive Heer geltenden Vorfchriften 
über Disziplin und Gerichtäbarfeit. Die Einberufung erfolgt 
durch die Landwehrbezirfsfommandos auf Anordnung des 
Kaiſers (Königs von Bayern) bezw. fommandierenden Ge- 
neral3; auf Anordnung des letzteren zu den jährlichen 
Übungen und wenn Teile des Reichögebietes ſich im Kriegs- 
zuftand befinden (Kriegsdienſtgeſ. $. 8). 2. Auch die 
Zandmehrleute des erften Aufgebotes müſſen fih zur Kon⸗ 
trolle ftelen. ©. unten ©. 604 f. Die Landwehr 
UI. Aufgebotes wird im Frieden zu Übungen 
nicht einberufen. 

Im Kriege fol die Landwehr „zur Verteivigung des 
Baterlandes als Referve für das ftehende Heer“ verwendet, 
alfo in erfler Reihe zum Schutze des heimifchen Bodens 
zurüdbehalten merben (Kriegsdienſt G. $.5 Abf. 2); dies kann 


arte Sates enthält Kontroll: 
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jedoh nur für die beſonders formierte Landmehrinfanterie 
gelten, während die Landwehrleute der übrigen Waffen- 
gattungen einfach in die Formationen des ftehenden Heeres 
eingereibt wmerben.*! Über Klaffifilation und Nnab- 
kömmlichkeit gelten bei der Land- und Seewehr die näm- 
lichen Borfchriften wie bei der Rejerve (ſ. oben S. 590 f.). 
Die Dienftpfliht in der Seewehr fteht volllommen unter 
den gleichen Rechtsnormen wie die der Bandmwehr, doch wird 
die Seewehr im Frieden nicht zu Übungen einberufen. 


C. Die Lanbiturmpflicht (@. v. 11. Febr. 1888 38. 24 ff.).® 

Den Landiturm bilden: alle wehrpflidtigen und 
wehrfähigen Mannſchaften big zum vollen- 
deten 45. Lebensjahre, die nit dem Heer oder 
der Marine angehören. Inſoweit der Übertritt zum 
Zandfturm aus der Landwehr‘? erfolgt, es fich demgemäß 
um militärifh ausgebildete Mannfchaften handelt, Spricht 
das Geſetz von Landfturm II. Aufgebot, Laband zu- 
treffend von Landwehr III. Aufgebotez; die militäriſch nicht 
ausgebildeten Mannfchaften charafterifiert das Geſetz als 
Zandfturm I. Aufgebotes. Zu Übungen oder behufs Kon- 
trolle fann der Landſturm nicht einberufen werden. Das 
Aufgebot des Landſturms erfolgt im Kriege Durch den 
Kaifer, bei unmittelbarer Kriegsgefahr auch durch Die 





Rott 59 ff.; über die ganze 
Auch für bie, Infanterie | Materie ebenda 310 ff. 
mobifigiert in KriegsdienſtG. 68 Auch bier erfolgt die Ent⸗ 
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fommandierenden Generale und Feitungslommandanten. 
Der aufgebotene Landſturm fteht genau unter den gleichen 
Vorſchriften bezüglich der Dienftpflicht wie die Landwehr. 
Der Landfturm erften Aufgebotes foll wie die frühere 
Erſatzreſerve zur Ergänzung des Heeres dienen ; der Land⸗ 
fturm zweiten Aufgebotes ſoll insbefondere den Befagungs- 
und Etappendienft übernehmen. Regelmäßig foll der Land⸗ 
flurm zweiten Aufgebot in befondere Abteilungen formiert 
werben. Der Aufruf erfolgt nad Jahresklaſſen; für Klaffi- 
fifation und Unabkömmlichkeit gelten die gleichen Vorſchriften 
wie für Reſerve und Landwehr, ebenfo bezüglich der zu 
gewährenden Unterftügungen an die Familien. Die Auf- 
lLöfung des Lanbfturms und damit die Beendigung ber 
Dienftpflicht erfolgt durch kaiſerliche Anordnung. 

In Bayern erfolgt Aufruf wie Auflöfung des Land- 
fturms durch königliche Verordnung. 


D. Die Dienfipflidkt ber engen bezw. ber Reſerve⸗ und 
(Ariegädienftß. 5. 11, MUB. 8. 14, WehrD. 96. SS ff., Heer. 3. 19f.). 

Die gejegliche Dienftpfliht kann unter beitinmten Vor⸗ 
ausfeungen eine befonbere Modiftfation erleiden, melde ſich 
dahin qualifizieren läßt: 1. Freiwilliger Eintritt in das Heer 
bezw. die Marine ift überhaupt geftattet nad erfolgtem 
Wehrpflichtalter und giebt im allgemeinen die Berechtigung, 
den Truppenteil zu wählen (Kriegsdienſt G. 8. 17 Ab. 2), jedoch 
bedarf es jetzt für den freiwilligen Eintritt auf zwei, drei 
oder vier Jahre der bejonderen Genehmigung der Erfat- 
behörden (MilGefRov. Art. I $. 10); 2. der frei- 


a band 1,639 ff.; Rott| S. dazu Rott 70 ff. 
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willige Eintritt hat überbies zur Folge, daß Die gefeliche 
Dienftpflicht von zwei bezw. drei Jahren in einem Jahre 
erledigt werden fann®® und die beiden anderen Jahre der 
Reſervedienſtpflicht zuwachſen, welche ſich damit auf 6 Jahre 
erhöht, wenn außerdem noch beitimmte gefetliche VBoraus- 
feßungen gegeben find. Die Wahl des Truppenteiles iſt, 
wie oben bemerkt, für Yreimillige überhaupt frei, doch find 
Feldartillerie und Train an Drten, wo Fußtruppen garni⸗ 
fonieren, zur Annahme von Einjährig- Freiwilligen nur ver- 
pflictet für vier Mann per Batterie bezw. Kompagnie 
(MilGe Nov. v. 1880 Art. IL, 8. 14 Abf. 4). Aud 
fonft ift gemäß Wehrd. 8. 94 für größere Garniſonen 
eine „Berteilung” der Einjährig- Freiwilligen auf die Truppen⸗ 
teile zuläffig. 

Die Baſis diefes Verhältniffes ift die gefegliche Wehr- 
pflicht; der Gefichtspunft der Freiwilligkeit bezieht fich 
nur auf gewiffe Modalitäten der Dienftleiftung; ver be 
ftimmende Gefihtspunft bleibt der geſetzliche. Daraus 
ergiebt fih, daß es jedermann freifteht, den allgemeinen 
oder jenen befonveren gefehlichen Beitimmungen zu genügen- 
Niemand, der den gejeblihen PVorausfegungen für den 
Dienft als Einjährig- Freiwilliger genügt hat, muß als 
folder eintreten, aber ver gejeglichen Dienftpflidt muß 
Genüge geleiftet werden. Fallen jene gefetlichen Voraus- 
fegungen weg, fo treten an Stelle der befonderen Dienft- 
leiftung die allgemeinen gefeglihen Borfchriften. 

Für die Regelung der Vorausfegungen des Einjährig- 
Freiwilligen Dienftes behält das Militärgefeg ein Spezial- 


68 Uber die Mediziner ſ. B. v. 6. Febr. 1873 $. 5. 
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geſetz vor, welches bis jet nicht ergangen iſt.““ Bis dahin 
gelten die vorläufigen Beitimmungen der WehrO. 88. 88 ff. 
bezw. HeerD. 88. 19. Darnach wird neben den allge 
meinen Vorausſetzungen für den Eintritt in das Heer — 
die von einem Truppenteil al3 untauglich Zurüdgemiefenen 
werden zu befinitiver Entſcheidung der Obererſatzkom⸗ 
miffion vorgeftelt — fowie der Selbftverpflegung, 
Selbftausrüftung und Selbitbefleivung (WehrO. $. 8 3.1) 
fpeziell gefordert der Nachweis befonderer wiſſen— 
Thaftlider Bildung. Dieſer Nachweis wird erbracht 
entweder durch Vorlage eines Reifezeugniſſes eines deutfchen 
Gymnafium3 oder einer durch pofitive Vorſchrift für gleich- 
berechtigt erklärten Anftalt — Gymnaſien, Realgymnafien, 
Oberrealfhulen, Progymnafien, Realſchulen, Real⸗Pro⸗ 
gymnafien, höhere Bürgerfchulen, öffentliche Schullehrer- 
feminarien, andere öffentliche Lehranftalten, Privat-Zebr- 
anjtalten — oder durch Beftehen einer befonderen, jährlich 
zweimal, im Frühjahr und im SHerbft, unter Leitung bes 
Zivilvorfigenden der Obererſatzkommiſſion abzubaltenden 
Prüfung? Die wiſſenſchaftliche Qualififation wird nach⸗ 
gemwiefen dur den ſog. Berehtigungsfhein. Zur 
Sicherung der Gleihmäßigfeit der zu ftellenden Anforderungen 
ift eine Sachverſtändigenkommiſſion gebilvet, die den merk⸗ 
würdigen Namen „Reihsihullommiffion” führt. 


6 Es fol Hierfür die gefegliche | ders auch über bie zuläffigen 
Regelun des höheren linter- | Dispenfationen von dem Nach⸗ 
rihtswefeng in Preußen abge- | weis der wiffenfchaftlichen Quali⸗ 
wartet werden. ©. die Prüfungs: | filation. Das neuefte Berzeich- 
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Der Eintritt der Einjährig- Freiwilligen erfolgt auf Grund 
dieſes Berechtigungsfcheines und ift geftattet von dem Seit- 
puntt der eingetretenen Wehrpflicht an; der Berechtigte kann 
jedoch auf Grund des Scheine nad) eingetretenem Militär- 
pflichtalter Zurüditellung big zum 1. Oktober bes vierten 
(„vollendeten 23. Lebensjahres“), ja ausnahmsweiſe fogar des 
fiebenten Militärpflichtjahres, verlangen. Aushebung erfolgt bei 
denjenigen Perfonen, welche ven Berechtigungsjchein zum ein- 
jährigsfreimilligen Dienft haben, nicht ; bei Eintritt des Mili- 
tärpflichtalters müfjen dieſelben ſich vielmehr ſelbſt, falls fie 
noch nicht gedient haben, vor der Erſatzkommiſſion melden; er⸗ 
folgt innerhalb des geſtatteten Zeitraumes freiwillige Mel- 
dung zum Eintritt ind Heer nicht, fo geht die Berechtigung 
zum einjährig=freimwilligen Dienft zur Strafe verloren und kann 
nur duch die dritte Erſatzinſtanz wieder verliehen werben. 
Bei Kriegsausbruch müſſen die bereit3 milttärpflichtigen 
Perfonen mit Berechtigungsfchein ſich auf öffentliche Auf- 
forderung fofort zum Eintritt ins Heer ftellen (MilG. 8. 14 
Abi. 1). Den Berechtigten fteht die Wahl des Truppen- 
teile im ganzen Reichsgebiet (mit der oben bezeichneten 
Modifikation) frei; der Dienfteintritt bat bei der Infanterie 
am 1. April oder 1. Ditober, beim Train am 1. November, 
bei den übrigen Waffengattungen am 1. Oftober zu er- 
folgen. Die injährig-Freiwillign müflen im Landheer 
auf Grund eines von Vater oder Vormund auszuftellenden 
Zeugnifies die Verpflichtung zur Selbftverpflegung über- 
nehmen, °® in der Marine (dem Seebataillon, der See— 
artillerieabteilung, der Handwerkerkompagnie, der Werft- 
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divifion) nicht; aud im Landheer können durch Die General- 
tommando3 Ausnahmen geftattet werden. Die Dienſtzeit 
beträgt ein Jahr, bei Medizinern auf Antrag !/a Jahr mit 
der Waffe, '.z Jahr als Unterarzt. Nach einjühriger Dienft- 
zeit erfolgt die Entlafjung zur Referve; die Refervedienft- 
pfliht dauert 6 Sabre; dann folgt die Landwehrbienftpflicht 
und die Zandfturmpflicht, fo wie biefe Berpflihtungen durch 
das Geſet überhaupt geregelt find. Die militärifchen 
Pflichten der Einjährig- Freiwilligen find im übrigen recht⸗ 
lich von denjenigen der übrigen Soldaten nicht verſchieden. 
Die militärifche Ausbildung iſt allerdings eine befondere, 7° 
da die Einjährig- Freiwilligen beftimmt find, die Unter- 
offiziere und Offiziere, die im Kriegsfall zur Ergänzung bes 
Heeres erforderlih find, zu fielen. Die Uualififation 
bierzu ift durch eine befonvere theoretifche und praftifche 
Prüfung nachzuweiſen, über deren Beftehen ein beſonderes 
Qualifikationsatteſt zum Referveoffizier aus 
geftellt wird; auferdem find zwei 8 wöchige Übungen ab- 
zuleiften, nach deren erfolgreicher Beendigung die Dffiziers- 
wahl durch das Dffizierforps des Landwehrbataillons bezw. 
Truppenteiles erfolgt, auf Grund deren dann die Be— 
förderung zum Offizier vollzogen wird (KriegsdienſtG. 8.11). 

Erfolgt die Ernennung zum Unteroffizier oder Offizier 
der Reſerve oder Landwehr, fo bleibt die prinzipielle Unter- 
lage des Nechtöverhältnifies Doch die nämliche wie vorher: 
die Erfüllung der geſetzlichen Milttärpfliht.”! Die 
Übernahme jener befonderen Stellungen beruht auf Frei⸗ 


— — — — — 
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willigleit ;7!* wird aber die Übernahme abgelehnt, fo muß 
doch der geſetzlichen Militärpflicht genügt werden; andern⸗ 
falls erfolgt Ableitung dieſer letzteren eben in jener be- 
ſonders qualifizierten Art. 

Die Dienftverhältnifie der Reſerve- und Landwehr: 
offiziere find im allgemeinen analog denjenigen der übrigen 
Mannſchaften des DBeurlaubtenitandes, doch müſſen die 
Neferveoffiziere während der Reſervezeit drei 4 —8wöchige 
Übungen leiften, die Landmehroffiziere ihre Dualififation 
zur Beförderung durch befonvere Übungen nachweiſen, beide 
Kategorieen zu den Kontrollverfammlungen in Uniform er- 
fcheinen. Andrerſeits jtehen die Offiziere des Beurlaubten- 
ftandes in allen denjenigen Beziehungen, die die Offiziers- 
ftelung betreffen, den aktiven Dffizieren glei und werben 
im Krieg wie im Friedensdienſt ganz wie biefe verwendet, 
unterfiehen insbefondere auch der Kaif. V. v. 2. Mai 1874 
über die Ehrengerichte. Die Überweifung zur Landwehr 
fann mit Zuftimmung des betr. Truppenteiled unterbleiben. 
Der Übertritt zur Landwehr zweiten Aufgebotes und zum 
Landſturm erfolgt auf Grund eines formellen Abſchieds⸗ 
geſuches. Im Kriege müflen fi die Lanbmwehroffiziere 
überall nah Maßgabe des militärifchen Bebürfnifjes ver- 
wenden laflen. Dur Beränderung ber einzelftaatlichen 
Staatsangehörigkeit erfährt das Offiziersverhältnis feine 
Anderung. 

Zur Strafe kann das Vorrecht der Einjährig- Freiwilligen 
verloren gehen, doch wird die bereits zurüdgelegte Dienit- 
zeit dann dreifach gerechnet (Mil. 88. 14 Abf. 2 u. 50). 


71a ©, dazu auch Laband HI, 644 Abſ. 1. 8. 4. 
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Bevorftehende Auswanderung ift den Militärbehörben 
anzuzeigen (StGB. $. 360 3. 3). 


8. 40. 
Der perſoͤnliche WMilttärdienft Rraft freiwillig übernommener 
Dienfipffiht.! 

Das Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht fchließt die 
freiwillige Übernahme einer militärifchen Dienftpflicht nicht 
aus: ſchon bei dem Inſtitut der Einjährig-Freiwilligen 
fommt der Gefichtspunft der Freiwilligkeit auch in Betracht; 
noch mehr aber iſt dies der Fall bei den Offizieren und 
Milttär-(Marine-)Beamten ſowie den fogenannten Kapi- 
tulanten. Regelmäßig erfolgt nah Erfüllung der dem 
Staat gefhuldeten militärtfchen Pflichten die Nüdfehr zum 
bürgerlichen Lebensberuf; die oben genannten Perfonen- 
fategorieen aber haben gerade den Militärbienft freiwillig 
zu ihrem Lebensberuf gemadt. Es liegt auf der Hand, 
daß ohne die hierdurch gebotene Dienfterfahrung das Heer- 
weſen niemals zu einer hohen Stufe der Vollendung ge- 
fördert werden Tann. 

Die oben genannten Berhältniffe des Militärbienftes 
beruhen, analog dem Beamtenverhältnis, auf freiwilliger 
Übernahme; dem ſtaatlichen Bedürfnis konnte bis jegt auf 
diefem Wege vollauf Genüge gefchehen, fo daß bis jet 
feine Erwägung der Beichaffung dieſer Kräfte vermittelft 
ftaatlichen Befehles erforderlih war. ? 


ı 2abandlIl, 647 ff.; Rott Kategorien „Recdtsgefchäft”, 
68 ff. „Bertrag” (des öffentl. Rechtes) 

2 Zaband II, 648, verb. I, | undunterfheidet zwifchen „ Amts- 
307 ff. verwendet für diejuriftifche | auftrag* und „Dienftvertrag”. 
Konftruttion bier überall die 
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Die freimilliige Übernahme des Militärdienftes als 
Lebensberuf det in der Negel die gefegliche Dienftpflicht 
volllommen zu; juriftifh aber ift die lettere durch bie 
eritere keineswegs aufgehoben, was fi fehr Mar darin 
äußert, daß Offiziere, welche vor Erfüllung der gejeglichen 
Dienftpflicht aus dem Offiziersverhältnis ausfcheiden, Dies 
nur mit Vorbehalt der Erfüllung ihrer gefeglichen Pflichten 
zu thun imftande find, es fei denn, der Austritt beftehe in 
Verabſchiedung oder ehrenrühriger Entfernung aus dem 
Heere.? 


L Der Pffiyieredienf. 

1. Offiziere und Unteroffiziere find prin- 
zipiell Staatsbeamte und ihre Stellen Staat3- 
ämter: das Beamtenrecht bildet die ftaatörechtliche Grund- 
lage für die Konftruftion des Offizierverhältnifjes (f. die 
prinzipiellen Ausführungen oben Bd. I, S. 287 ff.) ;* aller- 
dings ift für die Offiziere eine ganz beſondere Modififation 
des allgemeinen Beamtenrechtes eingeführt worden und dem- 
gemäß das Reichsbeamtengeſetz nur infomeit anwendbar, al? 
dies ausdrüdlich beftimmt tft. 

Der Unterfchied zwiſchen Offizieren und Unteroffizieren, 
jo bedeutend derſelbe thatfächlich tft, iſt Feine Verſchieden⸗ 
beit der Art, fondern lediglich des Grades. Die Ernen- 
nung ift immer Ausfluß der Befehlagewalt, nicht der 
Militärverwaltung,® ſteht demgemäß verfafjungsmäßig dem 
Kaifer zu, jedoch mit weitgehenden, auf den Konventionen 

8 HeerO. 8.49; vgl. Laband| 9A. A. G. Meyer VerwR. 
uU I, 2, 108, f. dagegen Zaband 


4 Sehr richtig Laband IL,IL, 555f. 
649, ©. Meyer IL, 77. | 
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beruhenden Einfchränfungen zu Gunften der Landesherren. 
Dffizieren und Unteroffizieren ftebt die Be- 
feblagemwalt als Ausfluß des Faiferliden 
Dberbefehles zu. 

2. „Die Beftimmungen über die Zulaffung zu den 
Stellen und Ämtern des Heeres ſowie über das Aufrüden 
in die höheren Stellen erläßt der Kaifer” (MilG. 8.7 Abſ. 1). 

Über die Zulaffung zum Dffizierspienft gelten 
bis zur Stunde die Normen der Kabinettäorbre vom 
6. Auguft 1808,° welche in fpäterer Zeit nur in einzelnen 
Punkten ergänzt wurden. Die Grundgedanken der Kabinett3- 
ordre von 1808 find: Befeitigung der Standesvorrechte 
beim Militär und Einführung der „Offizierewahl”, d. i 
Erklärung der Würdigfeit des Kandidaten ſeitens des 
Offizierskorps felbft in Form einer Präfentation an ben 
König. Neben diefer Kabinettordre iſt eine zweite vom 
81. Oftober 1861, auch in Württemberg und Bayern, ein: 
geführt, die Grundlage für das Recht der Ergänzung des 
Dffiziersforpe. Die Vorftufe für den Offizier ift der 
Portepeefähnrih; qualifiziert Hierzu find junge Leute 
zwifchen dem vollendeten 17. und 23. Lebensjahre, welche 
dag Neifezeugnis eines deutſchen Gymnafiums oder einer 
Realfchule erfter Ordnung, die zur Außftellung folder Zeug⸗ 
nifje berechtigt ift, erworben oder die befondere Fähnrichs⸗ 
prüfung vor der Militäreraminationstommiffion beftanden 
haben. Nur befondere Auszeihnung vor dem Feind kann 
hiervon befreien. Mit diefem Zeugnis erfolgt der Eintritt 


6 Laband II, 651, Bier auch nungen; |. G Meyer 
Die genaueren Angaben der in; Bermf. II, 2, RN ff. 
Betraht kommenden Verord⸗ 
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in den aktiven Truppendienft: nad mindeftens ſechsmonat⸗ 
licher Dienftzeit erfolgt die Beförderung zum Portepee⸗ 
fähnrich, dann ift der Kurfus der Kriegsſchule zu abjolvieren, 
und dann wird dem Afpiranten von Chef und Offizieren 
der Kompagnie, Bataillons- und Regimentskommandeur ein 
Dienftzeugnis ausgeftellt, welches die zweite Dualififationg- 
bedingung für eine Offizieräftellung if. Jeder Portepee- 
fähnrich kann Offizier werden, wenn er mindeſtens ſechs 
Monate jene Charge bekleidete, den Kurfus der Kriegsfchule 
abfolviert, das Dffiziergeramen beftanden und durch das 
Dffizierslorps feines Regimentes dem König ala würdig 
präfentiert ift; das Patent wird vom König vollzogen. 

Gleiche Borfehriften gelten für die Ergänzung des 
Marineoffizierskorpo (Verordn. v. 29. Juli 1898), des 
Mafchineningenieurforps der Marine (Kaif. Verorbn. v. 
7. Mai 1872 u. 12. November 1878); des Sanitäts- 
forp3 bes Heeres und der Marine (Kaiſ. Verordn. v. 6. 
Februar 1873) mit den durch die thatfächlichen Verhältnifie 
gebotenen Modifilationen. ? 

Eine befondere Art des Offizierspienftverhältnifjes bildet 
die Kategorie dev Reſerve- und Landwehroffiziere. 
Einjährig-Freiwillige werden beim Übertritt zur Reſerve 
in der Negel zu Unteroffizieren befördert, nachdem fie auf 
Grund einer theoretifhen und praftiihen Prüfung das 
Befähigungszeugnis zum Offizier erlangt haben. Die Be- 
fürderung zum Offizier aber hat noch folgende Voraus⸗ 
fegungen: 1. zwei achtwöchentliche Truppenübungen; 2. die 


Laband U, 653 fi.; ©. Meyer 
? Ausführlih dargelegt bei] VerwR. II, 2, 102 f. 
Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 39 
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Erklärung des Kommandeurs bes betreffenden Truppenteiles, 
daß er mit der Beförberung einverftanden fei; 3. die Er- 
Härung des Aſpiranten, daß er mit der Befürberung ein- 
verftanden fei; 4. die Wahl durch das Dffizieräforps des 
betreffenden Landwehrbataillons, bezw., wenn der Ajpirant 
zum Dienſt einberufen, des betreffenden Truppenteild. Die 
Beförderung erfolgt dur den Kontingentsherrn in der 
gleichen Weife wie die Ernennung der Linienoffiziere.? — 
Das Dffiziersverhältnis ift bier nur eine Mopififation der 
Erfüllung der gefehliden Wehrpflicht; zwar beruht bie 
Übernahme derfelben auf freier Wahl, aber doch ift hier 
der gefebliche Gefihtspunft der das Verhältnis beberrichende 
(Heerd. 88. 51—58). 

3. Die Pflichten der Offiziere find, ohne daß 
für Offiziere des aktiven Dienitftandes, Reſerve⸗ Landwehr⸗ 
offiziere irgenpweldhe Verſchiedenheit beitände: ® 

a) Pflicht zur gewiflenhaften Verwaltung des über- 
tragenen Amtes. Entfernung vom Dienftort ift nur nach 
eingeholtem Urlaub geftattet (Ber. v. 28. Dftober 1879, 
für Sanitätoffiziere v. 7. Yebruar 1878 88. 30, 31), 
unerlaubte Entfernung wird nad Maßgabe des Militär: 
ftrafgefegbuches SS. 64 ff. in verſchiedenen Abftufungen 
betraf. Über Eintritt in den Reichötag f. oben Br. I, 
©. 232 u. Zaband II, 6572. 

b) Pflicht zu Treue und Gehorfam: hierfür gelten bei 
Offizieren die nämlichen Rechtsfähe, welche fir Erfüllung 
der gefetlichen Dienftpflicht oben angegeben mwurben. 

ec) Pfliht des achtungswürdigen Verhaltens: dieſe 


8 Vgl. Heerd. 88. 45 ff. | ° Raband II, 656 ff. 
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Pfliht Hat eine ganz befondere rechtliche Ausbildung für 
das Offizierskorps gefunden. Den Begriff der Ehre „nad 
den hierüber bei den Standeögenofien herrſchenden Be— 
griffen" zu wahren, find die Ehrengerichte beftellt 
(V. v. 2. Mai 1874, analog V. f. d. Marine v. 2. Nov. 
1875); diefelben werden durch Wahl des Dffizierdforps be- 
jet und beftehen für Stabsoffiziere nur aus Gtab8- 
offizieren unter Vorfit eines Generals; bei jedem Chren- 
gericht befteht ein Ehrenrat. 10 Die Ehrengerichte haben ledig⸗ 
lih einen Wahrſpruch hinſichtlich der Standesehre zu fällen 
fowie einen Antrag über die zu verhängende Rechtsfolge zu 
ftellen; die Entſcheidung felbft erfolgt dur den König. 
Außerdem können fie fih für unzuftändig erflären, eine 
Ergänzung der Unterfuchung anordnen, freifprecdhen. 

Das Rechtsverhältnis der Reſerve- und Landwehr: 
offiziere ift, folange diefelben zum Dienft einberufen find, 
genau das nämliche wie der übrigen Offiziere. Im übrigen 
aber find die Reſerve- und Landmehroffiziere noch ver- 
pflichtet, jeden Wohnungswechfel der Militärbehörde anzu- 
zeigen, ſich bei SKontrollverfammlungen in Uniform zu 
ftellen und der Einberufung zu Übungen Folge zu leiften, 
ſowohl zu den gewöhnlichen, und zwar dreimal während 
der Refervggeit auf 4 — 8 Moden, als zu außerorbent- 
lichen behufs Feititellung ihrer Dualififation zur Beförbe- 
rung. Im Kriege müflen auch, die Landmehroffiziere fich 
beim ftehenden Heere verwenden lafien. Die Offiziere des 
Beurlaubtenftandes find den Ehrengerichten unterftellt. Der 


10 Saband LI, 658 f. Den 
Tert der Kaiſ. 3. ſamt 10 Bei⸗ 





lagen über das a eslabren f. bei 
v. Walther VI, 242 ff. 
99° 
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Mechfel des Wohnſitzes im Neiche bat auf bie Offiziers⸗ 
ftellung feinen Einfluß: ein ſächſiſcher Referveoffizier, der 
in Breußen im Zivildienft angeftellt wird, bleibt ſächſiſcher 
Offizier, falls er nicht ausdrücklich aus letzterem Verhältnis 
feine Entlaſſung erwirft. "1 

4. Die Rechte der Dffiziere find: einmal der 
Anſpruch auf das dem Rang entiprechende Gehalt, weldhes 
jedoch „nach der biftorifhen Entwidelung des Heerweſens 
und nach bergebrachten Rechtsgrundſätzen nicht im Rechts⸗ 
wege verfolgbar” 1? tft; im Kriege bezw. nach eingetretener 
Mobilmahung erfahren zwar die Gehaltsfäge feine Er- 
höhung, aber die Offiziere erhalten erhebliche Feldzulagen. 
Das Gehalt wird monatlich vorausbezahlt. 

In der Regel werben die Offiziere auch nach der An- 
ciennetät in höhere Stellungen bejörbert. Doch befteht Fein 
Rechtsanſpruch auf Beförberung; diefelbe ift immer Sade 
des freien Willens des Königs.1E Das Prinzip der Ans 
ciennetät ift feit 1839 für „höhere Stellen”, d. i. Stabe- 


11 2aband I, 647. a aus) 3 x v. 15. Juli 

18 Laband II, ‚659, be. NR. 5 f. dazu La⸗ 
über die einschlägigen Geletes- and In 660 
vorſchriften; RBeamtG. 8. 1 18 Gaband I, 662 bemerft, 
ilt nur air — es ſei „für die einzelnen Oft» 
\ 113 des RG. v. 27. Juni er e eine rechtlich begründete 
871 nur ir die auf dDiejem | Anwartichaft gegeben, bei dem 
Gefet berubenden Benjionen. | Eintritt emifler tbatfächlicher 
Die BollzBeft. Über die Geld- Berhältniffe" beförbertzu werben. 
verpflegung: V. 5 ” März 1889 | Bon einer „rechtlich begründeten 
für das Heer, 3. v. 17. März | Anwartfchaft” zu fprechen, bücfle 
1885 für die Marine. Bohnun 3- | juriftifch nicht zuläfiig fein, da 
gelauiguß G. v. 30. Suni 1873 | die Beförberung rechtlich allein 
(RGEB. 166), Geldverpflegung | auf dem Willen des Kaiſers bezw. 
im Krieg V. v. 29. Aug. 1868, | Kontingentsberrn berubt. 
Reifeloften, Tagegelder u. Um- 
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offiziere, ganz aufgegeben worden; dagegen bildet es im 
übrigen die Regel. Das Dienftalter berechnet fich nad 
dem Datum des Patentes ; der dienftältere Offizier ift ftets 
der Vorgeſetzte des jüngeren. Die Offiziere vom Hauptmann 
abwärts? rüden im Regimente vor, die regimentierten 
Staböoffiziere bei ihrer Waffe, die nicht regimentierten 
Offiziere bei der Armee. Die Beförderung im Regiment 
erfolgt auf Vorſchlag des Regimentslommandeurd durch 
den König, Doch bleiben die durch außerorbentlihe Ver⸗ 
hältniſſe geſchaffenen Vakanzen zur Allerhöchſten Dispofi- 
tion. 14 
5. Die Beendigung des aktiven Dffiziers- 
dienſtes 18 fann erfolgen unter Yortdauer des Rechtöver- 
hältniffes famt Rang und Pflichten, abgefehen von ber 
aktiven Dienftpfliht. Dieſe Art der Entlafiung erfolgt 
duch die SKontingentsherren nah Maßgabe derjenigen 
Grundſätze, die für die Ernennung gelten, entweder 
als Berfegung zu den Dffizieren des Be- 
urlaubtenftandes auf Antrag (Heard. 8. 49) — damit 
bört der Gehaltsanſpruch auf und befteht nur mehr bie 
Pfliht zu Reſerve- bezw. Landwehrdienſt —, oder es erfolgt 
Stellung zur Dispofition durch ben Oberbefehls- 
baber bezw. den Kontingentsherrn, ſei es mit, ſei e8 ohne 
Antrag (Anl. 11 zu Herd. $. 51), fei ed mit vollem 
Gehalt zu den „Offizieren von der Armee” oder mit Pen- 
fion. Die zur Dispofition geftellten Offiziere bleiben im 
Militärverband 1° und müflen jeberzeit dem Befehl zum 
14 Nähere Angaben über alle| 1° Bgl. Laband IL, 665°; 
dige Punkte bei Laband U,|G. Meyer VerwR. II, 116; 


662 7. Heder in Goldtammerd Ardiv 
15 Zaband II, 668 ff. 1883, 395 ff. 
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Miebereintritt in den Dienft unbedingt gehorchen, bleiben 
auh dem Militärftrafgefegbuh, dem Milttärgerihtsftand 
und den Ehrengerichten untergeben; bisziplinarifch ftehen 
fie unter den Landwehrbezirkskommandeuren in gleicher 
Meile mie bie Offiziere des Beurlaubtenftannes. Die Vor- 
fchrift über Genehmigung des Vorgefegten zur Übernahme 
von kommunalen oder kirchlichen Ehrenämtern bezieht fich 
auf Offiziere 3. D. nicht. 17 

Die eigentliche Verabſchiedung“ Dagegen ift eine 
Beendigung des Nechtsverhältniffes. Sie erfolgt entweder 
auf Antrag durch ein Entlaffungspatent unter Nachweis 
der Invalidität ober des zuritdgelegten 60. Lebensjahres; 
bei Invalidität kann fie auch ohne Antrag verfügt werben; 
das Berfahren für diefen Fall ift genau geordnet durch 
KabO. v. 7. Zuli 1828 (2aband II, 666%; PenſG. 
88. 27, 28). Die militärifchen Ehrenrechte, ſewie der An⸗ 
ſpruch auf Penſion verbleiben; das Recht zum Tragen der 
Uniform muß ſpeziell verliehen werden (MilG. 8.7 Abſ. 2). 
Offiziere, die mit dem Recht der Uniform verabſchiedet 
find, unterftehen gleichfalls den Ehrengerichten. Im Not- 
fall müſſen die penſionierten Offiziere ſich zum Dienſt ein⸗ 
berufen laſſen; hierüber werden genaue, alljährlich zu revi⸗ 
dierende Liſten geführt. Demgemäß gehören auch bie pen⸗ 
ſionierten Offiziere zu den Militärperſonen; 18 vom Militär⸗ 
gerichtsſtande wurden fie jedoch durch das Spezialgeſ. v. 
8. Mai 1890 (RGB. 63) befreit. 

Außerdem Tann nach Ablauf der geſetzlichen Dienftzeit 


17 ©, die zutreffende Aus-| 18 Laband II, 667% a. N. 
ae Fe von G.Meyer VermfR. | G. Meyer Verf. u, 2, 11810. 
Bol. MilPenſG. 8. 34 
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bezw. der etwa beſonders übernommenen Dienftpfliht (4. B. 
bei Aufnahme in militärifche Anftalten) eine Verabſchiedung 
auf Antrag erfolgen; wie der Eintritt, fo ift auch mit ber 
legteren Mopifilation der Austritt aus dem Offiziers⸗ 
verhältnis ein freiwilliger Akt. 19 

Die Entlafiung als Strafe heißt Entfernung, wenn 
fie auf Grund eines gerichtlichen Urteils auf Zuchthaus 
oder Aberlennung der bürgerlichen Chrenrechte erfolgen muß, 
oder in Fällen, wo Unteroffiziere und Soldaten in bie 
zweite Klaſſe des Soldatenftandes verfeßt werben müſſen; 
die Entfernung fann ferner verfügt werden bei Gefängnis- 
firafe von mehr ala fünfjähriger Dauer, oder wo bei den 
Mannſchaften Verſetzung in die zweite Klaſſe erfolgen 
kann (MilStGB. 8. 81), und endlich kraft Allerhöchiter 
Entſcheidung infolge eines ebrengerichtlichen Spruches megen 
Verletzung der Standesehre unter erſchwerenden Umftänden 
(B. v. 2. Mai 1874 8. 51 3. 6). Sie bewirkt den 
Berluft der Dienititelle famt Uniform und Säbel und der 
hieraus fließenden Anfprüche fowie der Orden und Chren- 
zeichen, endlich des Rechtes zum Eintritt in die Armee. — 
Die Dienftentlaffung i. e. ©. kann infolge von 
jeder mehr als einjährigen Gefängnisftrafe und muß bei 
Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter 
durch gerichtliche? Urteil, kann ferner in den Fällen, wo Unter- 
offiziere Degradiert werben, verfügt werden (MilSt GB. $. 84). 
Endlich der fog. ſchlichte Abſchied ift das Nämliche 
wie die Dienftentlaffung; nur ift der Grund bier ein 
Spruch des Ehrengerichted auf Verlehung der Stanbesehre. 


10 S. jebod bie Ausführung bei Laband II, 667. 
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Durh die Entfernung hören alle aus dem Offiziersver⸗ 
hältnis entfprungenen Rechte und Pflichten (Gehalt, Titel, 
Uniform, Orden u. f. mw.) auf; durch Entlaffung und 
ſchlichten Abſchied geht die Dienftftelle verloren, ebenfo das 
Recht zum Tragen der Uniform, nicht aber der Dienft- 
titel, die Orden und Ehrenzeichen (3. v. 2. Mai 1874 
88. 51 ff.). 

Offiziere des Beurlaubtenftandes treten zum Landfturm 
über auf Grund eines formellen Abfchienögefuches bezw. 
defien Bewilligung. 

Die Unteroffiziere werben in der Regel vom Regi- 
mentäfommandeur ernannt und beförbert;?° ein Recht 
darauf fteht niemand zu, insbejondere nicht den Kapitu⸗ 
lanten. Verloren wird die Stellung durch Degradation 
gemäß militärgerichtlihem Urteil; auf Degradation muß 
erfannt werden neben Gefängnis von länger ald 1 Jahr, 
Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes und 
Aberfennung der Fähigkeit zur Befleivung öffentlicher 
Ämter; Tann erfannt werben neben kürzerer Gefängnis- 
ftrafe, infolge wiederholten Rüdfalles, bei jever Verurteilung 
wegen Diebftahl, Unterfchlagung, Raub, Erpreflung, Hebleret, 
Betrug, Urlundenfälfdung (MilStGB. $. 41). 


II. Die Rapitulanfen. 
Zu dem Zmede, einen tüchtigen Unteroffizierftand 2! zu 
gewinnen durch SHeranziehung brauchbarer Perfonen zum 
militäriſchen Lebensberuf außerhalb des Dffizierftandes, ift 


20 KO. v. 22. Zuni 1873, die 21 ©. dazu Laband IL, 670; 
auf Grund dieſer KO. erlafjenen | keineswegs ift der Unteroffizier 
Beitimmungen v. 21. Juni 1894 |ein efjentiele8 Moment ber 
(Beil. 3. ArmeeBB. Nr. 14). Kapitulation. 


Milttärdienft kraft freim. übernommener Dienftpflit. 8.40. 617 


e3 den Truppenbefehlshabern gejtattet worden, mit Mili- 
tärperfonen, die einen wejentlihen Nuben für den 
Dienft verfprehen, fog. Kapitulationen abzufchließen, 
d. i. ſchriftliche Verträge, 2? durch melde der Kapitulant 
ſich verpflichtet, länger, als das Gefek es erfordert, im 
Dienft zu verbleiben, indes von der anderen Seite hierfür 
gewifje Vorteile vertragsmäßig zugefihert werden (KO. v. 
8. Juni 1876, bezw. 29. Aug. 1876 f. d. Marine). 
Der Kapitulant muß großjährig fein ober den Konſens 
feines Gewalthabers nahweifen. Nach dem Dienfteintritt 
gelten, abgefehen von den befonderen Beftimmungen der 
Kapitulation, für die Kapitulanten alle Rechtsfäge allge- 
mein=militärifcher Natur, 2? insbefondere auch über Löb- 
nung, Ausrüftung u. f. w., wofür lediglih die für die 
betr. Dienftftelle geltenden Vorfchriften maßgebend find. 
Die Kapitulationen werben in der Regel auf längere Seit, 
mindeſtens auf ein Jahr, abgefchloffen; läuft die Zeit wäh⸗ 
rend eines Krieges oder einer Mobilmachung ab, fo kann 
der Dienftaustritt erjt nach wieberhergeitelltem Friedens⸗ 
Stand gefordert werden. Perfonen, welche bei Doppelberech- 


# Laband II, 669 f.; gebane, meil in unvereinbarem 


egenfat zum Staatshoheitsakt 


A en gel in feinem MWörterb. L 
10% bei dirih Ann. 
1883, ff., 183 Gegen 
die Bertragbnatur . Meyer 
VerwR. IL, 191f.; ©. ae 
im Archiv f. öff. Rech t UI 
Die Kapttulationen den Pk 
Haren und juriftijch intereflanten 
Gegenfaß gegen die Anitellung 
von Beamten und Bffizieren 
ſowie gegen die Raturalifation. 
Während bier der Bertrags- 


ftehend, gänzlich verjagt, ift Die 
Kapitulation lediglich ein Privat- 
vertrag, allerdings behufs beflerer 
Erfüllung der Staatsaufgaben, 
aber ohne jede unmittelbare Be 
jiehung zur Staatshoheit, denn 
dag —5 erdverheltnis wird 
durch die Kapitulation nicht 
begrundet 

: MISIGR. 8. 69 bezüglich 


der Fahnenflucht. 
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nung der Kriegsjahre 12 Jahre oder länger gedient haben, 
dürfen nur aus ganz befonderen Gründen wider ihren 
Willen entlaſſen werden. Die Kapitulation ift ipso jure 
aufgelöft, wenn dem Kapitulanten durch gerichtliches Urteil 
die bürgerlichen Chrenrechte dauernd aberfannt find, ferner 
durch Beitablauf; fie wird gelöft: 1. durch freie Überein- 
funft bei dringenden häuslichen Verhältnifien des Kapitu⸗ 
lanten; 2. dur Berurteilung zur Entfernung aus Heer 
oder Marine, auf welche neben Zuchthausftrafe und mehr als 
dreijährigem Berluft der bürgerlihen Ehrenrechte erfannt 
werden muß, neben mehr als fünfjähriger Gefängnisftrafe er- 
kannt werden Tann; 3. bei Freiheitsftrafe von 6 Wochen ab, 
die mit Degrabation verbunden ift; 4. bei fortgefeßt fchlechter 
Führung des Kapitulanten; 5. endlich durch neuen Vertrag. 

Ähnliche Verhältniffe wie bei der Kapitulation werben 
durch Eintritt in Unteroffizierfhulen und in die Sciffe- 
jungenabteilung der Marine begründet. ?* 


Il. Die Miltfär-(Marine-) Beamfen. ? 

Die Offiziere und Unteroffiziere des Heeres ftehen ftaats- 
vechtlih im Beamtenverhältnis, doc gilt für fie nicht das 
allgemeine, ſondern ein Spezial» Beamtenrecht. Dagegen 
find die Militär- und Marinebeamten im engeren Sinne 
dem allgemeinen Beamtenrecht 2° in weitem Umfange unter- 
worfen morben; es muß jeboch hierfür meiter unterfchieven 


%* ©. darüber ©. Meyer | beftimmungen f. bei v. Walther 
VerwR. II, 2, 92. IV, 4 ff. 
se Bol. Laband II, 673 ff; 9 Daß die ade 
len eim in Stengeld Wörterb. Reichsbeamte find, fteht feft; 
Heder ebenda II, ob die Militärbeamten je Be 
125 ff.; N Meyer VerwR. I, beamte ober —A 
2, 142 #.; eine Reibe von Spezial. amte find, wird geftritten; f. 
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werden zwiſchen den eigentlihen Militärbeamten 
und den Zivilbeamten der Militärverwaltung. 
Auch letztere beforgen Gefchäfte, die fi) auf die milttärifche 
Seite des Staatäwefend beziehen, doch gilt für fie das 
Militärrecht prinzipiell nit, fondern nur das allgemeine 
Beamtenrecht; fie ftehen nicht unter den Rechtsvorſchriften 
perfünlider Natur für Militärperfonen, nicht unter Mili- 
tärſtrafrecht, Militärgerichtsbarfeit, Militärdisziplinarorb- 
nung. ®° 

Dagegen die eigentlichen Militärbeamten beforgen nicht 
nur Geſchäfte der Militärverwaltung, fondern fie haben 
auch einen militärifhen Rang, find fomit „Militär- 
perfonen”, wenn auch nit „zum Solbatenfiande ge- 
börende". Der Rang, der fomit das unterfchetvende 
Merkmal zwiſchen jenen beiden Beamtenfategorieen bildet, 
ift nur ein allgemeiner; die „oberen” Militärbeamten 
haben Dffiziererang, die „unteren” Unteroffiziergrang. *® 
Die Beitimmungen über Zulaffung und Beförderung giebt 
der Kaifer- bezw. König von Bayern (MilG. $. 7); die 
Ernennung erfolgt analog wie die Ernennung der Offiziere. 

Die Militärbeamten ftehen unter militärifchen Vor: 


erfteres Hänel StR. I,523, für| — MilG. $. 4, MilStGB. 
Iehtere® Laband I, 674. Da|$. 155 — bei Laband II, 679. 
die Militärverwaltung grund-| 28 Über bie „Klaffeneinteilung“ 
ſätzlich den Einzelſtaaten ver- durch 8. 3. v. 29. Juni 1 
blieben ift, wird man fih La⸗(RGB. 169) erjett durh 8.2. 
band anzufhliehen haben; da |v. 13. Aug. 1895 (RGB. 481), 
jedoch das eipöbeamtengeiet f. Laband IL, 675, ber mit 
bezw. reichämilitärrechtliche Bor- | Recht den Mangel einer gejeh- 
fohriften für diefe Beamten maß⸗ | lihen Grundlage für diefe mit 
ebend find, gilt praftifch Doch | weittragenden Rechtsfolgen be» 
— Anſicht. kleidete Unterſcheidung betont. 
27 Einzelne Modifikationen 
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geſetzten; daneben aber befteht bei einzelnen Klafſſen noch 
eine beſondere Beamtenhierardie und damit ein Ulnter- 
ordnungsverhältnis je nach den Ranggraden, fo bei den 
Auditeuren, Militärgeiftliden und intendanturbeamten ; 
endlich giebt es jet Militärbeamte, die nur in dieſem 
befonderen Beamtenverhältnis ftehen, ohne einer militäri- 
ſchen Kommandogewalt unterworfen zu fein. Für die Dis- 
ziplinargewalt 2° ift primär maßgebend die Disziplinarorb- 
nung für das Heer, felundär das Reichabeamtengejet ; 
leßteres in allen Fällen, mo das Disziplinarverfabhren auf 
Entlaffung aus dem Amte gerichtet ift. Für die Militär- 
juftizbeamten fowie alle Milttärbeamten, welde nur unter 
militärifhen Oberen ftehen, werben in lehterem alle be- 
fondere Militärdisziplinarfommiffionen gebilvet, 
welche materiell nah den Vorjchriften des Reichsbeamten⸗ 
gefeges zu entfcheiven haben (RBeamtG. 88. 120 ff.); 
für die übrigen Militärbeamten find die allgemeinen Dis- 
ziplinarfammern fompetent. Im übrigen aber gilt für die- 
jenigen Militärbeamten, die in einem militärifchen Unter- 
ordnungsverhältnis ftehen, die Militär - Disziplinarord- 
nung. — Die Militärbeamten find im Frieden dem 
Militärftrafgefegbuh nicht unterworfen und auch im Krieg 
nur beftimmten Zeilen desfelben (MilG. $. 38, MISIGB. 
88. 43. 153. 154); der Militärgerichtäbarleit Dagegen 
find fie unterworfen, ebenfo den bejonderen, auf die per⸗ 
ſönlichen PVerhältniffe der Militärperfonen bezüglichen Be- 
ftimmungen, ausgenommen die Sufpenfion des Wahl- 
rechtes; den Ehrengerichten find fie nicht unterworfen. Für 


20 Laband IL, 676 ff. 
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die Urlaubserteilung ftehen die Militärbeamten unter den 
Vorſchriften des Reichsbeamtengeſetzes, jedoch mit gewiſſen 
Modifikationen; im Falle der Mobilmachung erlifcht jeder 
Urlaub. Militärbeamte, die im Referve- oder Landwehr⸗ 
verhältnis ftehen, find ſelbſtverſtändlich auch den für dieſes 
Verhältnis geltenden Rechtsvorichriften unterworfen. 


8. 41. 

Die yerfönfiden Sonderrechte der Milttärperfonen bes 

Sriedensflandes.! 

J. In Binfidt des Strafrechts und Strafprozeſſes. 

In allen Straffahen unterliegen Militärperfonen 
einer befonderen Gerichtsbarkeit (deren Drganifation |. oben 
©. 563 f.), ein paar unbedeutende Ausnahmen abgerechnet 
(MilG. 8.39 Abſ. 1); ein dieſe Materie regelndes Reichsgeſetz 
ift zwar verfprochen, aber noch nicht ergangen. “Dermalen 
gelten drei Militärftrafgerichtsorbnungen: 1. für Bayern v. 
20. April 1869, 2. für Württemberg v. 20. Juli 1818, 
8. für das übrige Reichsgebiet die preußifche v. 3. April 
1845 bezw. 29. De. 1867.? Die Strafvollftredung er⸗ 
folgt ebenfall® in befonderer Weife nad dem Reglement 
v. 2. Juli 18739 bezw. 4. April 1876 für die Marine. 


1 Auf die Wilitärperfonen | den Begriff „Militärperjonen” |. 
des Beurlaubtenftandes beziehen | Heder in Stengels Wörterb. 
fih diefe Sonderredhte teil gar | IL, 125 ff., ©. Meyer VerwR. 
nit, teils nur für Die geit II, 2, 98. 
der Einberufung. Vgl. über-| ? füber Sadfen Laband U, 

upt zum Folgenden Laband | 682; die formale Streitfrage ift 

680 ff., anden 80 ff., fo» | praktiſch bedeutungslos. Über 
wie die erfchöpfende Monographie | die Marine, für die eine formelle 
von Daude: Die bürgerlichen | Einführung nie erfolgte, |. La⸗ 
Rechtöverhältnifie der Militär-| band IL, 681”. 
perfonen (2. Aufl. 1887); über) *° Die aufgeführten Geſetze 
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Der Milttärgerichtäbarfeit unterliegen alle Militär- 
perfonen fowie ale Mannſchaften des Beurlaubtenftandes 
nach erfolgter Einberufung, und auch fonft, ſoweit fie als 
beurlaubt einzelnen Beitimmungen des MilStGB. aus- 
drüdlih unterworfen bleiben.* Nur durch volllommenes 
Ausscheiden aus dem Militärverhältnis hört der Militär- 
gerichtsſtand auf. 


I. In Binſicht des bürgerlichen Rechtes. 

1. Die deutfchen Militärgefege enthalten nur wenige 
Beitimmungen zivilrechtlicher Natur; es tft fomit in dieſer 
Beziehung das Landesrecht in Kraft verblieben, das in Diefer 
Materie einen nicht unbedeutenden Umfang hat.“ Aufgehoben 
find jedoch alle Sätze des Partifularrechtes, welche Erwerb, 
Veräußerung oder Belaftung von Grundftüden für Milttär- 
perfonen beſchränken (MilG. 8. 42). Maßgebend für die 
Beurteilung der Statusverhältniffe von Militärperfonen, die 
zur Erfüllung der geſetzlichen Wehrpflicht dienen, ift das 
Hecht des Heimatsortes. ? 

Die zivilrechtlichen Beitimmungen der Reichsgeſetze find: 

a) Militärperfonen bedürfen zum Zwed der Ehe— 
ſchließung der Genehmigung ihrer vorgefehten Stelle, und 
zwar alle Perfonen des aktiven Dienftitandes einſchließlich 


biefem Falle ſ. Laband II, 


s Laband I, 716, 725; 
Mandry 67 ff, befonbers 70 f.: 
immerhin ift bie Sade nidt 
zweifelsfrei. 

7 ©. Meyer VerwR. U. 2, 
08%; Laband II, 685, 694. 


und Verordnungen ſind abge- 
drudt bei v. Walther VI, 86ff. | 7 
Da3Strafnollitredunggreglement 
ift nicht a publiziert, |. La⸗ 
band 

+ Über ftrafbare Handlungen 
vor Eintritt in den Nilitärdienft 
ſ. Laband II, 68831. 

5 Über Strafvolftredung in 
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der Militärbeamten, fowie die ausgehobenen, aber vorläufig 
in die Heimat beurlaubten Mannſchaften (Mil®. 88. 40, 
60 Abf. 4, Gef. v. 6. Febr. 1875 $. 38). Unteroffiziere 
und Soldaten müflen den Konſens dur ihren Kompagnie- 
(Eskadrons⸗, Batterie-)Chef beim Regiments-(Bataillonz-) 
Kommandeur erholen ; Dffiziere bevürfen der Genehmigung 
des Kontingentöherrn ; diefelbe darf? von Hauptleuten und 
Rittmeiftern 2. Klaffe nur beim Nachweis von 1500, bei 
Lieutenant3 von 2500 Mark jährlihen Nebeneinkommens 
nachgefucht werden. Militärbeamte müfjen die Genehmigung 
ihrer vorgefegten Stelle einholen. Die Gültigleit der Che 
wird durh den Mangel der Genehmigung gemäß aus- 
drücklicher Vorſchrift des Geſetzes (G. v. 6. Febr. 1875 
8. 88) nicht berührt, wohl aber treten bisziplinarifche 
bezw. ftrafrechtliche Folgen ein (MiIStGB. 8. 150). 

b) Soldatenteftamente find nur nad $. 44 des 
Mil®. zu beurteilen; alle anderweitigen Beftimmungen und 
erbrechtlichen Privilegien der Militärperfonen find auf- 
gehoben.” Darnach gelten befondere Vorſchriften Bin- 
fichtlih der Soldatenteftamente nur für Kriegszeiten, ein- 
Schließlich Belagerungszuftand, für alle Militärperfonen und 
dienſtlich beim Heere befindlichen oder den Militärgefeßen 
unterworfenen Perſonen (Kriegsgefangenen) 1° von dem Mo- 
ment des Verlafiens der Standquartiere oder des bisherigen 
Dienftortes oder eines Angriffes ober einer Belagerung in dem⸗ 


8 Laband LI, 692. über dDie| ? Mandry 530 ff., 71; Sey- 
iu Grunde Tiegenden älteren | del 1485; Laband IL, 695 f. 

echtsvorſchriften, die analog für | 9 MilStGB. 88. 155 — 157, 
die Marine gelten; ebenfo fe 168; Seydel 14861; Mandry 
Bayern, Württemberg, Sachſen. | 68. 
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felben ;!! die Gültigkeit diefer Soldatentefiamente hört auf 
mit Ablauf eines Jahres nach erfolgter Demobilmadung 
des betr. ZTruppenteiled bezw. Ausfcheiden Des Teftators 
aus bemfelben, außer wenn ber Teftator in dieſer Friſt zur 
Errichtung eines orbentliden Teftamente® unfähig oder 
verfchollen if. Die Form ift entweder 1. eigenhändige 
Nieder- und Unterfchrift des Teitamentes durch den Teftator 
oder 2. Unterzeichnung durch den Teftator und zwei Zeugen 
oder ſtatt der leßteren eines Dffizierd oder Auditeurs oder 
3. mündliche Crllärung des Teftators zu Protokoll vor 
einem Offizier oder Aubiteur unter Zuziehung von 2 Zeugen 
oder ftatt derfelben eines Offizierö oder Auditeurs mit Unter- 
zeichnung durch Die Zeugen; bei Verwundeten und Kranken 
fönnen an Stelle der Offiziere und Aubiteure treten: Militär- 
ärzte, höhere Lazarettbeamte und Milttärgeiftliche. Die Zeugen 
find lediglich Beweiszeugen, und Die Ausſage eines derſelben 
kann vollen Beweis maden; die nad obigen Vorſchriften er- 
richteten Urkunden haben die Beweiskraft öffentlicher Urkunden. 

ec) Hinfihtlih der Beurfundung des Berfonen- 
ftandes gelten im Frieden befondere Vorfchriften nicht. Nur 
für Perfonen,!? die fih auf in Dienft geftellten Fahrzeugen 
der kaiſerlichen Marine befinden, hat die V. v. 4. Nov. 1875 
(RGB. 313) beitimmt, daß Sterbefälle zunächſt vom Schiffe- 
fommandanten zu beurfunden find; diefer bat die Urkunde, 
fobald es thunlich, dem Stationskommando zuauftellen, von 
welchem diefelbe dem Standesbeamten des letten Wohnſitzes 
des Verftorbenen zu übermitteln ift, der den definitiven Ein- 
trag in die Regifter zu bewirken bat. 


11 ©. dazu die genaueren An-| 12 G. v. 6. Febr. 1875 8. 71. 


gaben bei Mandry 532. 
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Haben Militärperfonen oder ſolche, die dienftlich ſich beim 
Heer befinden, nah erfolgter Mobilmahung ihr Stand- 
quartier verlaffen, jo beftimmt die V. v. 20. Januar 1879 
(RGB. 5) folgendes: Geburten find innerhalb des Reiche: 
gebietes einfach dem zuftändigen Standesbeamten zur Be- 
urfundung mitzuteilen; außerhalb des Reichsgebietes geht 
die Anzeige zunächſt an den betr. Truppenfommandeur und 
dur ihn an den fompetenten Standesbeamten. 

Über Sterbefälle werden von dem oben bezeichneten 
Termine an felbjtändige Regifter bei jedem Truppen 
teil bis zum Eintritt der Demobilifierung geführt; der 
Eintrag erfolgt auf Grund einer dienftlichen Anzeige unter 
genauer Angabe der Perfonalien. 

Für Ehefchließungen außerhalb des Reichsgebietes werden 
höhere Militärbeamte, die aber nicht Geiſtliche fein dürfen, 
durch die Divifionslommandeure zu Standesbeamten ernannt ; 
auf Grund der materiellen Vorfchriften des deutſchen Rechtes 
hat fodann die Eheſchließung zu erfolgen; die Urkunde ift 
von dem Divifionsfommandeur zu beglaubigen und dem 
fompetenten Standesbeamten im Reiche zum Zwed des Ein- 
trages zu überſenden. 

d) Bormundfchaften zu übernehmen find Militärs 
perfonen einjchließlich der Militärbeamten nicht verpflichtet ; 
in jevem alle ift zur Übernahme Genehmigung der vor- 
gefegten Stelle erforderlih (Mil®. 8. 41, dazu Kaif. V. 
v. 8. Auguft 1876). 18 

e) Gewerbe zu betreiben ift Militärperfonen des 
aktiven Dienftftandes, ſowie den mit ihnen in Dienftgebäuden 


13 Mandry 68f.; Laband II, 689°. 
Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 40 
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zufammenwohnenden Perfonen ihres unmittelbaren Haus⸗ 
ftandes mur mit Genehmigung ber vorgefehten Behörde ge⸗ 
ftattet (MilG. $. 43).!* Unter diefe Beitimmung fallen 
auch Milttärärzte und Militärmufiler; für Milttärbeamte 
gilt überdies no $. 16 d. RBeamt®. 

2. Hinfihtlich des Zivil- und Konkursprozeſſes beftehen 
befondere Vorſchriften für Militärperfonen im allgemeinen 
ebenfall3 nicht, weder binfihtlih der Gerichtsbarkeit noch 
hinfichtlich des Verfahrens. 

Zu erwähnen find nur folgende Beitimmungen: 

a) Militärperfonen erhalten den Gertchtsftand 15 ihres 
Dienftortes nur, wenn fie den Milttärdienft zu ihrem Lebens- 
beruf gemacht haben; außerdem behalten fie den Gerichts- 
ftand ihres bürgerlichen Domiziles, ausgenommen für Klagen 
wegen vermögensrechtlicher Anſprüche (Mil®. 8. 39 Abf. 2, 
verb. 8PO. 88. 18, 14, 15, 21). 

b) AZuftelungen an Unteroffiziere und Soldaten des 
altiven Heeres müſſen dur Bermittelung des Kompagnie- 
chefs, jolde an Perfonen bei mobilen ober im Ausland 
befindlichen Zruppenteilen, ſowie auf in Dienft geftellten 
Kriegsfahrzeugen können durch die vorgefeßte Kommanboftelle 
erfolgen (ZPO. 88. 158, 184). 

c) Erelutionen gegen Militärperfonen des altiven 
Dienftitandes, ſowohl zivilrechtliche als abminiftrative, dür⸗ 
fen nur erfolgen nach vorheriger Anzeige an die vorgejeßte 
Dientbehörde (ZPO. 8. 673) und gefchehen in Kafernen 
und auf Fahrzeugen der Marine nur durch letztere (MilG. 
8. 45, ZPO. $. 699). 


14 Mandıy 69; Laband| 5° Laband IL, 684 f. 
II, 689!. 
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d) Das Dienfteinlommen und die Penfion der Unter- 
offiziere und Soldaten, fowie aller Militärperfonen bei 
einem mobilen Zruppenteil oder auf einem in Dienft ge- 
ftellten Kriegsfahrzeug it der Pfändung nicht unterworfen ; 
das Dienfteintommen von Offizieren und Beamten, ſowie 
deren Penfionen und da3 Sterbe- und Gnadengehalt der 
Hinterbliebenen iſt Exekutionsobjekt (ZPO. 8. 749) nm, 
wenn 1500 Mark überfteigend, und aud in diefem Falle 
nur zum dritten Teil. Frei von Pfändung find ferner bei 
Offizieren und Beamten die Dienſtaufwandsbezüge und der 
Cervis, ferner das zur Erfüllung des Berufes Notwendige, 
ferner ein Geldbetrag, welder „dem der Pfändung nicht 
unterworfenen Teile des Dienfteinfommens oder der Penfion 
für die Zeit von der Pfändung bis zum nächſten Termine 
der Gehalts- oder Penfionszahlung gleichkommt“. (8PO. 
88. 715, 749 Abf. 2 und 4.)16 

e) Haft zur Erzwingung des Manifeſtationseides ift bei 
nıobilen Truppen, fowie für die Befatung in Dienit ge: 
ftelter Fahrzeuge unftatthaft und darf auch fonft bei 
Militärperfonen des aftiven Heered oder der Marine nur 
durch die Militärbehörde vollftredt werden (ZPO. SS. 785, 
793). Ebenſo die Haft zu perlönlihem Sicherheitsarreft 
(3P0. $. 812). 

f) Gegen Berfonen, die ſich zu Kriegszeiten im Militär: 
dienfte befinden, Tann das Verfahren unterbrochen werben 


(ZPO. $. 224). 


16 Die Behörden, die Ba Erin: haben, f. CBl. 1894, 
Militarfiskus als Drittſchuldner 388. 189 
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II. In Binfidf des Öffenklicdhen Rechtes. 

a) Bei Militärperfonen des aktiven Dienftftandes in 
Heer oder Marine ruht das Wahlrecht zur VBollänertretung 
(nicht bei Militärbeamten) (Mil®. $. 49 Abf. 1); 

b) denſelben Perfonen, ebenſo den Militärbeamten iſt 
Teilnahme an politiihen Vereinen und Berfammlungen 
verboten (Mil®. $. 49 Abf. 2); 

e) biefelben Perfonen und ebenfo Offiziere zur Dispo- 
fition!? find frei vom Gefchmorenen- und Schöffenvienfte 
(GVG. 8. 34, 85); erftere bevürfen auch zur Annahme 
von Kommunal» und Kirchenämtern, fomweit folde nicht 
buch das Landesrecht überhaupt auögefchloffen ift, der Ge⸗ 
nehmigung ihrer Vorgeſetzten (MilG. 8. 47); 

d) bie Befteuerung der Militärperfonen 1? richtet fich 
nach den Landesgeſetzen. Aber 

a) Doppelbefteuerung ift verboten (G. v. 18. Mat 1870); 

PB) Unteroffiziere und Gemeine dürfen zu direkten Staats⸗ 
jteuern für ihr Militäreinfommen gar nicht, Offiziere 
nur im Friedenzftand herangezogen werden (MilG. 
8. 46); 

y) im ehemaligen norddeutfhen Bundesgebiet waren 
die Militärperfonen gemäß V. v. 22. Des. 1868 
von allen Kommunalabgaben jeder Art befreit, aus- 
genommen Abgaben für Gemerbebetrieb oder für 
Grundbeſitz; durch das NG. v. 28. März 1886 
(RGB. 65) ift dies Privileg aufgehoben worden: 
1. für das außerdienftlide Einkommen der im 


2 hierüber Laband II,| 1° Vgl. Laband II, 690 ff- 
6 . 
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Offiziersrang ftehenden altiven Militärperfonen, 
2. für die Penfion der Offiziere 3. D. Inſoweit 
das Reichsgeſetz nicht Beftimmungen trifft, gilt das 
frühere Recht für das Gebiet des ehem. Norddeutſchen 
Bundes fort, während in ven ſüddeutſchen Staaten be- 
fondere Borfchriften gelten; in Eljaß-Lothringen, 
Württemberg, Bayern beftehen Privilegien ver 
Militärperfonen hinfichtlich der Kommunalbefteuerung 
überhaupt nicht. *? 

0) EtmaigeSteuerprivilegien von Benfionen 2c., die landes- 
rechtlich für Hinterbliebene von Zivilbeamten gelten 
(MilG. $. 48), find generell auf Militärperfonen 
ausgedehnt. 

8) Verftümmelungszulagen bleiben für die Belteuerung 
außer Anjat (G. v. 22. Mat 1893 Art. 18 Abf. 1). 

e) Für die Mannſchaften des Beurlaubtenftandes, bie 

zum Dienft einberufen find, bleibt „vie Feftitellung eines an- 
gemeflenen Steuernachlafjes“ der Landesgefeßgebung vorbe- 
balten (Mil®. 8. 46 Abſ. 2). 2° 


8. 42. 
Das MWilitärpenfions- und Berforgungswelen.! 
Dasſelbe wurde zuerit geregelt durch das Penſionsgeſetz 
v. 27. Suni 1871 (RGB. 275) nebft dem G. v. 23. Mai 
1878(RGB. 117) über den Reichdinvalidenfonds) ; die Novelle 


19 &, die Angaben bei La⸗ 1! Xaband II, 698 ff. (f. dort 
band II, 691 f., befonders über | Note * noch meitere Litterahır): 
die neuere Landesgeſetzgebung ſeit Seydel bei Hirt, Ann. 1875 
1886 54 * G 


J . Meyer VerwR. II, 
20 fiber andermeitige Unter-)2, 119 ff. 
ftügung f. unten ©. 644 f. 
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v. 4. April 1874 (RGB. 25), ſowie die ſpäteren Geſetze 
vom 21. April 1886 (NGB. 78), 24. März 1887 (NGB. 
149) und 22. Mai 1893 (RGB. 171), 14. Januar 1894 
(RGB. 107), 22. Mai 1895 (RGB. 237) haben das 
Syſtem der Gejeßgebung weiter entwidelt; fie gelten 
fämtli für das ganze Reich.“ Die Gefebe beziehen fich 
fomohl auf das Penſionsweſen im engeren Sinne als auf 
das Hivilverforgungswefen der Militärperfonen und ing- 
befondere die Berforgung der Hinterbliebenen der im Kriege 
Gefallenen. Die beiden lebtgenannten Gefichtspunfte in 
befonderer Weife berüdfichtigt zu haben, ift feit alters ein 
hohes Verdienſt des preußifchen Staates. Das Syftem 
diefer Gefehgebung fand fodann noch eine Ergänzung in 
dem ©. v. 15. März 1886 (RGB. 53) über die Fürſorge 
bei Betriebsunfällen im Militärdienft und den Geſetzen v. 
17. Suni 1887 (RGB. 237), v. 5. März 1888 (RGB. 
65) u. 18. Juni 1895 (NGB. 261) über die Fürforge 
für die Witwen und Waifen von Angehörigen des Reichs⸗ 
heere3 und der Kaiferl. Marine. Enbli gehören hieher 
auh die Gefege über Unterftügung der Familien von 
Referviften und Landmwehrmännern in Krieg und Trieben. 

Il. Das Penfionsmwefen der Offiziere (ein- 
ſchließlih der Militärärzte) und Militärbeamten 
(PenfGef. 88.2 ff., dazu Novelle I 88. 2 ff. und für die 
Marineoffiziere 88. 7 ff., Novelle II SS. 1, 2, fowie 
die im Offiziersrang ftehenden Verwalter der Kadettenkorps 
G. v. 22. Mai 1898 Art. 16). 


bung 2Zaband II, 698 f., über 
Bayern 699°. 





2 Über die frühere Gefekge- 
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1. Bor Ablauf der zehn erften Dienftjahre mird ein 
Recht auf Penfion nur erworben, wenn die Invalidität und 
daraufhin erfolgte Verabfchiebung Yolge einer Beſchädigung 
bei Ausübung des Dienftes ohne eigene Schuld iſt; fonft 
wird Penfion nur ausnahmsweiſe bei vorhandener Be 
bürftigleit gemährt (PenſG. 8. 5); bei Offizieren des 
Beurlaubtenftandes ift immer notwendige Vorausſetzung, 
daß fie durch die Beihädigung im Militärdienft Nachteil 
in ihren bürgerlichen Ermerbsverhältnifien leiden;® „Dienft- 
befhädigung“ ift: 

Vermundung oder äußere Befchädigung, fowie bleibende 
Störung der Gefundheit, melde nachweisbar durch die 
Eigentümlicleiten des Militärdienftes oder durch epide⸗ 
mijche oder endemifche Krankheiten am Dienftort entftanden 
it (PenſG. F. 3, vgl. auch 88. 51, 52 und 8. 59, der 
einen bemerkenswerten Unterfchied zwifchen Offizieren und 
Unteroffizieren in diefer Frage macht, indem für legtere 
ein dadurch herbeigeführter Nachteil in den Erwerbs⸗ 
verhältnifien als Vorausſetzung gefordert wird, für erftere 
nicht). * 

2. Nach zehnjäbriger Dienftzeit ift der Rechtsanſpruch auf 
Penfion nur an die Vorausfegung der Dienftuntauglichkeit 
und Daraufhin erfolgten Verabſchiedung gefnüpft. 

Das Borhandenfein diefer Vorausfegung Tonftatieren die 
Kriegsminifterien bezw. das Reichsmarineamt, zugleich, ob 
die Unfähigfeit dauernd oder vorübergehend fei; im leßteren 


$- 
1874 8. 10 Abi. 9, dazu die Cr. diefer Vorſchrift für die Offiziere 
gänzung G. v. 2. Mai 1898 bed ßeurlaubtenft. weiftZabanh 
rt. I. Über Betriebdunfälle | II, 7081 Bin. 
f. unten S. 648 f. 


s PenſG. 8. 8, ©. 0.4. April| * Auf eine eigentümlidhe fir: 
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Fall erliſcht, Falls noch feine zehmjährige Dienſtzeit zurück⸗ 
gelegt ift, der Penfionsanfpruh mit wieder eingetvetener 
Dienfttauglichkeit; bei Verwundung vor dem Feind mird 
immer lebenslängliche Penfion gewährt, ebenfo bei 
Penfionierung nach zehnjähriger Dienftzeit (Penf®. 8. 4). 
Die Militärbehörve entfcheivet nach freiem Ermeſſen. Nach 
zurücdgelegtem 60. Lebensjahre ift ein Nachweis der Inva⸗ 
lidität als Grundlage des Abfchiedsgefuches nicht mehr er: 
forderlih (Penf®. $. 28). 

8. Die Höhe der Penfion wird berechnet nad dem 
penfionsfähigen Einfommen der Dienftftellung, fall biefelbe 
etatsmäßig minveftens ein Jahr befleivet wurde, und ber 
Dienftzeit (PenſG. 8. 6).5 Das Geſetz enthält hierüber 
ſehr fpezielle Normen. Wenn das penfionsfähige Einkommen 
(88. 9ff.) mehr ala 12000 Mark beträgt, wird für die 
Berechnung der Penfion von dem überfchießenden Betrage nur 
bie Hälfte in Anſatz gebracht. Die Dienftzeit wird berechnet 
vom Tag des Dienftantrittee bi zum Tag der Ver- 
abſchiedung ($$. 18ff.); den Offizieren des Beurlaubten- 
ftandes wird nur die wirkliche Dienftzeit berechnet. Die 
Dienftzeit im Frieden vor dem Beginn des 18. Lebensjahres 
($. 22), die Zeit verbüßter Freiheitsſtrafen von einjähriger 
und längerer Dauer und die Zeit der Rriegägefangenfchaft 
werden in der Regel nicht angerechnet ($. 24). Yür jeden 
Feldzug” wird der Dienftzeit ein Jahr zugerechnet, wenn 

‚5 Bgl. die ae über| " Der Begriff „Selbuug” muß 
diefe einzelnen Begriffe bei | immer im einzelnen Falle durch 
Seydel 57ff.; Laband II,! Kaiferliche Berordnung beftimmt 
200N, G. Meyer VerwR. U, Iwerden. Über Teilnahme an 
2, 1e1f. fremden gelbgügen „auf Befehl“ 


® Bol. weiteres bei Seydel Mai 1893 Art. 17, 
0.0.D.60f.; Zaband 11, 700f. 3. 1. 
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der Beireffende bei den mobilen Truppen Dienft leitete 
(8. 23); für oftafiatifche Expeditionen, für den dienſtlichen 
Aufenthalt in den bdeutihen Schußgebieten, wenn der 
Gefamtaufenthalt daſelbſt mehr ald 6 Monate betrug, ſowie 
für Seereifen mit mindeſtens 13 Monaten Aufenthalt 
außerhalb der Oſt- und Nordfee wird die doppelte Zeit ge- 
rechnet, ausnahmsweiſe auch bei anderen Seereiſen ($. 50, 
dazu Novelle II $. 1, ferner ©. v. 80. März 1880 $. 1. 
G. v. 24. März 1887 Art. I, U. ©. v. 22. Mai 1893 
Art. 17 3. 2). 

Die Penfion beträgt nad vollendetem 10., aber vor 
vollendetem 11. Dienftiahre und ebenfo vor vollendetem 
10. Dienftjahre 1/eo des Dienfteinfommend, d. i. bes 
hargenmäßigen Gehalts für Infanterieoffiziere, des mittleren 
Stellen bezw. Perjonaljervifes und des Durchſchnittsſatzes 
des Wohnungsgeldzufchuffes für die Servisklaſſen I—V, 
dazu noch gewiſſer Dienftzulagen und Entfchädigungen — 
für Marineoffiziere, Ärzte, Ingenieure, Dedoffiziere |. die 
befonderen Vorfchriften in Art. 13 $. 49 des ©. v. 22. Mai 
1898 —, dann für jedes weitere Jahr "/so mehr bis auf 
ben Höchſtbetrag von */eo. Eine Erhöhung (zwifchen 300 
und 750 ME.) nach geſetzlich beitimmten Sätzen ($. 12) 
tritt ein bei Benfionierung infolge von Kriegsinvalidität 
oder befonderen klimatiſchen Einjlüffen auf Dienftreifen ($. 52 
in der Faſſung des ©. v. 22. Mai 1893 Art. 18 über 
Dienftunfähigkeit infolge klimatiſcher Einflüffe in den 
Tropen); ferner bei Verftümmelung, Erblindung oder ander: 
weitiger ſchwerer und unbeilbarer Beihädigung durch den 
aftiven Dienft im Krieg oder Frieden (Berftümmelungs- 
zulage $. 13). Ob durch diefe Erhöhungen das Dienft- 
einfommen erreicht ober überjchritten wird, ift gleichgültig 
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($. 15). Die oben erwähnten Penſionserhöhungen, nicht 
aber die Verftümmelungszulagen, müffen binnen 6 Jahren 
nah dem Friedenzfchluß bezw. Rückkehr des Schiffes geltend 
gemacht werben. ® 
4. Die Feftftelung der Penfionen erfolgt auf Antrag 
dur bie Kriegäminifterien bezw. das Neichgmarinenmt 
(8. 26 ff.); der Nachweis der Invalidität muß von dem 
zu Penftonterenden erbracht werden, es fei denn, daß der⸗ 
jelbe bereit3 das 60. Lebensjahr zurüdgelegt Habe (58. 27, 
28); bei Anſpruch auf Penftonserhöhungen oder Ber- 
jtümmelungszulagen ift aber auch dann Nachweis der gefeh- 
lien Borausfeßungen erforderlid. Die Penfionszahlung 
erfolgt monatlih im voraus ($. 30). Das Net auf 
Militärpenfion erlifcht (8. 31 ff., dazu ©. v. 22. Mai 1893 
Art. 2) Durch Tod des Penſionärs, durch rechiäfräftige 
Verurteilung zu Zuchthausftrafe wegen Hochverratö, Landes⸗ 
verrats, Kriegsverrats oder Verrats militärifcher Ge⸗ 
heimniffe; inſoweit eine Zivilpenſton aus Reichs⸗ oder 
Staatsfonds erworben wird, wird dieſe auf die Höhe der 
früher erdienten Militärpenſion vom Militärfiskus getragen, 
das Mehr aber aus Zivilfonds bezahlt; die Penſions⸗ 
erhöhungen bleiben davon unberührt ($. 85 in Faſſung bes 
G. v. 22. Mai 1893). Entziehung einer Penfion durch 
Richterſpruch ift unftatthaft.? Das Recht auf Penfion ruht 
bei Berluft der Reichgangehörigkeit (hier auch für Penfions- 
erhöhungen), fowie bei Wieberanftellung im altiven Militär- 
8 Näheres ©. v. 22. Mai 1893 | dem 1. April 1882 erfolgten Pen⸗ 
. 16; über die Modalitäten der | fionierung (vorher Neo, nachher 
erehnung des Dienfteintom- | leo) |. PenſG. 8. 9 Art. IL des 


mens, befonders auch den Unter- | ©. v. 21. April 1886. 
ſchied zwiſchen der vor oder nah | ꝰ Seydel 67°. 
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bienft in Höhe des Dienfteinfommend, ferner folange der 
Berechtigte fih im Staats- oder Gemeindebienft befindet, 
fomeit das Einfommen hieraus unter Zurechnung der Pen- 
fion das frühere penfionsfähige Dienfteinlommen überfteigt, 
endlich bei Einleitung einer Unterſuchung gegen ben Benfionär 
wegen Hoch-, Landes» oder Kriegsverrats oder Verrats mili- 
tärifcher Gebeimnifjenach näherer Beitimmung des G. v. 22. Mai 
1898 8. 33d (hier auch für Penfionserhöhungen). 

5. Den Hinterbliebenen, d. i. der Witwe und ehelichen 
Defcendenz, ausnahmsweiſe mit befonderer Bewilligung aud) 
anderen Hinterbliebenen, wird die Penſion noch für ben 
Monat nad) dem Tode des Berechtigten ausbezahlt (8. 39). 
Den Witmen der im Krieg gefallenen oder an den Folgen 
des Krieges (bi8 zum Ablauf eines Jahres nad) dem 
Friedensſchluß) verftorbenen ober vermißten, ſowie der auf 
der Marine verunaglüdten ober infolge von Kriegsſtrapazen 
ober Seereifen verftorbenen Offiziere und Militärbeamten 
werden befondere Unterftityungen gewährt, ſowohl für ſich 
als die Erziehung der Kinder ($$. 41 bis 45, dazu ©. v. 
22. Mai 1893 Art. 13 8. 52 Abſ. 2).1° Außerbem 
aber erhalten die Witwen und eheliche Defcendenz von 
Offizieren und Beamten nunmehr noch Witmen- und 
Waifengelder nah Maßgabe des ©. v. 17. Juni 1887 
(RGB. 237) bezw. 5. März 1888 (NEB. 65). Der An- 
ſpruch befteht für Offiziere, einfchließlih der Sanitäto- 
offiziere und Militärbeamten, die den Militärdienſt als 
Lebensberuf übernommen haben und demgemäß einen Pen⸗ 
fionsanfprud an die Reichskaſſe haben. Über Witwen- und 
Waifengelder auf Grund dieſes Militärvienftes gelten bie 


10 Bol. hiezu Seydel 69—71. 
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gleichen Vorſchriften wie für die Reichsbeamten (ſ. hierüber 
oben Bd. I, 319 f.); Verſtümmelungszulagen werden nicht 
angerechnet, Penfionserhöhungen nur in beftimmten Fällen. 
Die Feitftellungen erfolgen durch die Kriegäminifterien, bezw. 
das Neihömarineamt. Für Gnadenmonat und Gnaben- 
quartal gelten die gleihen Vorſchriften wie für die Zivil- 
beamten des Reichsdienſtes. !! 

6. Eine geſetzlich geordnete Anwartſchaft penfionierter 
Dffiere auf Bivilanftellung beſteht nicht. Doch 
fönnen Offiziere „mit Ausfiht auf Anftelung im Zivil⸗ 
dienst” verabfchiedet werden und fi daraufhin um folche 
Anftellungen bewerben; die Anftellung felbft aber beftimmt 
fih nur auf Grund fachlicher Dienftermägungen; eine 
Anzahl preußischer Poftämter ift fett alters ausſchließlich 
für verabſchiedete Offiziere vorbehalten. 12 

7. Die Penfionierung der oberen Militär: und Marine- 
beamten richtet fih im Frieden nad dem Reichsbeamten⸗ 
geſetz; nur für die Berechnung der Dienftzeit gelten bei 
den Beamten mit Dffizierdrang die Vorſchriften der Militär- 
penſionsgeſetze; dagegen finden die obigen, auf Krieg 
oder Seefahrten bezüglihen Normen über Penfionserhö- 
bungen, Berftümmelungszulagen, befondere Unterftügung von 
Witwen und Waifen aud auf die bieran beteiligten 
Militärbeamten, ſowie auf die Zivilbeamten der Marine An⸗ 
wendung (88. 56, 57, dazu Novelle II $. 2 und ©. v. 
21. Mai 1898 Art. 14). 

8. Für die Marineoffiziere, einfchlieglich der Ärzte, In« 
genieure und Dedoffiziere, gelten noch eine Reihe befonderer 
Vorſchriften gemäß G. v. 22. Mai 1898 Art. 13—15. 


11 Laband II, 724 ff. | 1 Laband II, 714f. 


Das Militärpenfions- und Verſorgungsweſen. 8. 42. 637 


I. Das Penſions- und Verſorgungsweſen 
der unteren Militärperfonen (88.58 ff., dazu Nov. 
88. 10 ff, ©. v. 22. Mai 1898 Art. 16 über die im 
Unteroffiziersrang ftehenden Verwalter des Kadettenkorps). 
Dasfelbe ift durch Gefeh und Vollzugsvorfchriften im An⸗ 
ihluß an altpreußifche Traditionen höchſt genau und forg- 
fältig georbnet; das ganze Rechtsſyſtem iſt beherrfcht von 
zwei großen Gefichtäpunften einmal der durch möglichſt aus⸗ 
reichende Verforgung der im Milttärdienft invalid gemor- 
denen Mannfchaften gegebenen Anregung zu bejonderer An⸗ 
fpannung der Kräfte in diefem Dienft und dadurch be= 
wirkten Tüchtigleit der Armee durch altgeviente Mann- 
haften, ſodann aber durch ſtrengſte Vorficht gegen mis⸗ 
bräuchliche Ausnügung der die Verforgung in liberaliter 
Weiſe regelnden Vorfchriften. 

1. Unteroffiziere und Soldaten erhalten Invaliden⸗ 
penfion bei Dienftbefhänigung und infolge davon einge- 
tretener Beeinträchtigung der Erwerbsthätigfeit (8. 59) vor 
Ablauf der erften 8 Dienftjahre (F. 58) 19, bei jeder Art 
Snvalidität nad) Ablauf dieſes Zeitraumes, ohne In— 
validität nad 18 und mehr Dienftjahren ($. 58 Abf. 2), 
(bei 18 IV., bei 24 III., bei 80 II., bei 86 I. Klaſſe), 
bezw. linteroffiziere bei fortgefetter guter Führung ſchon 
nah 12 Dienſtjahren. Unteroffiziere des Beurlaubten- 
ftandes erwerben Penfionsanfpruh nur durch Dienft- 
befhädigung. Der Begriff diefer letzteren ift gejeglich 
genau definiert (j. oben ©. 631). Die Penfion ift ver- 
ſchieden bemefjen für Halbinvaliden, d. i. Invaliden, bie 


18 ber die Berechnung der dienft f. auch noch ©. v. 22. Mai 
Militärdienftzeit für den Zivil- 1893 Art. 12 8. 107. 
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nicht mehr felbdienfttauglihd und Ganzinvaliden, d. i. 
ſolche, die gar nicht mehr dienfttauglid find ($. 61). Die 
Konftatierung liegt den Militärbehörden auf Grund militär- 
ärztlicher Zeugniſſe ob (8. 62); die Invalidenpenſion 
fann lebenslänglich oder nur auf Zeit erfolgen ($. 63).1* 
Die wegen Dienftbefchädigung als verforgungsberechtigt an- 
erfannten Invaliden können bei fpäterer Steigerung ber 
Invalidität, fall3 diefe durch jene Beſchädigung verurfacht 
ift, ohne Rüdficht auf die fonftigen gefelichen Frifien Die 
entfprechende Penſion erhalten (©. v. 22. Mai 1893 
Art. 10). Die Invalidenverforgung kann beftehen in Bar- 
penfion, Zivilverſorgungsſchein, Aufnahme in Snvaliben- 
anftalten, Verwendung im Garnifondienft ($. 64). Sol: 
daten der 2. Klaſſe erwerben einen Penfionsanfprud in 
der Regel nur durch Verwundung vor. dem Feind (8. 80). 
Doppelrechnung findet jtatt für Kriegsjahre und für See- 
reifen nach Maßgabe der oben angegebenen gefeblichen 
Vorſchriften, außer bei Berechnung der Dienftjahre für ben 
Zivilverſorgungsſchein (G. v. 22. Mai 1893 Art. 4, verb. 
88. 28. 50 des PenſG. in der Faſſung des ©. v. 24. März 
1887, RGB. 149). 

2. Benfion (88. 65 ff.). 

Die Höhe der Penfion bemißt fih nah Rangſtufe, 
Dienftzeit und Art der Invalidität; e3 werden 4 Rang- 
ftufen unterfhieden, und für jede derſelben giebt es 
5 Penſionsklaſſen; der Betrag variiert zwifchen 6 bis 
42 Mark monatlid. Über die Klaffifizierung enthält 
das Geſetz fehr fpeziele Normen.° Auch für Unteroffi- 


14 Bol. Seydel 73? 3u$.86.| 18 Seydel 75ff. 
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siere und Soldaten giebt e3 Penfionserhöhungen (Kriegs⸗ 
zulage von 9 Marl: $. 71 in der Faſſung des ©. v. 
22. Mai 1895 Art. 5) infolge eingetretener Ganzinvali- 
dität, d. i. Untauglichleit zum Militärdienft jeder Art im 
ober durch Krieg, ebenjo Verftämmelungszulagen, außerdem 
noh eine Erhöhung nach zurüdgelegten 18 Dienftjahren 
- (17/2 Mark monatlid). 

Das Recht auf Penjion einjchlieglih der Penſions⸗ 
erhöhungen erlifht duch Sod des Wenfionierten, ferner 
mit Ablauf der betreffenden Zeit, bei Nachweis des Gegen- 
teild der bei der Bewilligung angenommenen Voraus- 
feungen, endlich bei vechtöfräftiger Verurteilung zu Zucdt- 
hausftrafe wegen Hoch⸗, Landes⸗, Kriegsverrats ober Ver⸗ 
rats militäriſcher Geheimniſſe ($. 100 in der Faſſung 
des ©. v. 22. Mai 1893); das Recht ruht ganz für bie 
Zeit des BVerluftes der deutſchen Staatsangehörigkeit , bei 
MWieberanftellung im altiven Militärbienft, ſowie bei Ein- 
leitung einer Unterſuchung wegen der vorgenannten Ber: 
brechen, ferner folange der Penſionär im Ausland oder an un» 
befanntem Orte fih aufhält ($. 101 in der Faflung bes 
zit. Gef.); das Recht ruht, ausgenommen für die Zulagen, 
bei Aufnahme in eine Anvaliven- oder militärifche Heil- 
ober Pflegeanitalt, ſowie bei Anftellung im Zivildienft ale 
Beamter, nit aber in Privatanftellungen (8. 102), ?® 
Inſoweit das Zivildienfteinfommen nicht dag Doppelte der 
Sinvalidenpenfion bezw. die im Geſetz normierten Sätze 
(Feldwebel 1200, Sergeant und Unteroffizier 900, Ge- 
meiner 600, Unteroffizier nach zwölfjährigem aktiven Dienft 


| gaben bei Sey del 77. Laband 
16 Bat. hiezu die Speziellen An- | IL, 720f. 
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1400 WMarf) erreiht, wird die Militärpenfion zugezahlt 
(8. 108 in der Yaflung des ©. v. 22. Mai 1893, dazu 
8. 106 über den Begriff Hivildienft). Iſt die erbiente 
Zivilpenfion höher, fo wird der Mehrbetrag aus Zivil- 
fonds bezahlt; iſt fie geringer, fo erfolgt die Ergänzung 
bis zur Höhe der Militärpenfion aus Militärfonds ; Pen- 
fionserhöhungen und Verftümmelungszulagen bleiben dabet 
außer Anſatz ($. 108 in der gleichen Faflung). 

Perfonen vom Feldwebeh abwärts, welde im Kriege 
von 1870/71 da3 eiferne Kreuz I. Kl. ober das eiferne 
Kreuz II. Kl. und daneben eine höhere militärifche Dienft- 
auszeichnung eines Einzelftaates erhalten haben, befommen 
vom 1. April 1878 an eine Chrenzulage von 3 Mark 
monatlih, ohne Rüdficht auf Invalidität (G. v. 2. Juni 
1878, RGB. 99, dazu Kaiſ. Erl. v. 19. Nov. 1878, 
RGB. 361). 

8. Zivilverforgungsfhein („Militäranmwärter”) 
(88. 75—77, dazu eine Anzahl von BolzB.).!? 

Vorausſetzung der Erteilung eines ſolchen ift unbedingt 
gute Führung; Ganzinvaliden erhalten den Schein neben 
der Penfion, Halbinvaliden nah Wahl an Stelle derfelben, 
wenn fie mindeftens 12 Jahre gedient haben, ferner Unter: 
offiziere nach zwölfjähriger Dienftzeit auch ohne Invalidität. 
Invaliden erhalten den Schein nur, wenn fie al dauernd 
verforgungäberechtigt anerkannt find; Epileptifche find aus- 
gefchlofien und erhalten jtatt des Scheine, ebenfo wie an- 
dere wegen körperlicher Gebredhen zur Verwendung im 


17 Der Gedanke dieſer Ber-|G. Meyer II, 33; über bas 
forgungsart rührt auch von geltenbe Recht bef. Zaband I, 
Friedrich Wilhelm I. ber: 71Gff. 
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Zivildienft untauglide Invaliden, eine Penfionserhöhung 
von 12 bezw. 9 Mark monatlih; NKriegsinvaliden von 
1870/71 erhalten nah Wahl ftatt des Scheine eine 
monatlide Anftellungsentfhädigung von 6 Marl (©. v. 
22. Mai 1893 Art. 7 in Abänderung des PenfG. $. 76 
u. d. ©. v. 4. April 1874 8. 11, dazu die Überg.-Beft. 
in Art. 22. d. G. v. 22. Mai 1898). Die Subaltern- 
und Unterbeamtenitellen bei ven Reichs⸗, Staats⸗, Kommunal: 
behörben, den Invaliditäts- und Alteröverficherungsanitalten, 
fowie bei jtädtifchen oder ſolchen Inſtituten, welche ganz 
ober zum Teil aus Mitteln des Reihe, Staates oder der 
Gemeinden unterhalten werden, ausfchließlich des Forft- 
dienftes, werden nad Maßgabe der vom Bundesrat bar- 
über aufgeftellten Grundfäge!® ausſchließlich oder vorzugs⸗ 
weiſe an Militäranwärter mit Zivilverſorgungsſchein ver- 
liehen, infomweit es ſich bei jenen Stellen um Kanzleidienfte, 
Schreibwerk und mechaniſche Dienftleiftungen handelt. Etma 
vorhandene weitere Vorfchriften des Landesrechtes über die 
Zivilverforgung von Militärperfonen bleiben in Kraft. 
Das Wahlrecht der Halbinvaliven erliiht 6 Monate nad) 
anerlannter Berechtigung. 

Außerdem können den Schein erhalten Unteroffiziere 
mit mindeſtens neunjähriger Dienftzeit in Heer ober Ma— 
rine, melde in Gendarmerieen oder Schutzmannſchaften 
eingetreten find und von dort entweder als Invaliden oder 


18 G. v. 22. Mai 1898, Art. | Schuggebieten betreffender Nach⸗ 
12 8. 77. Der Bundesrat Bat | trag v. 29. Jan. 1895 (E BL. 17); 
die Materie geregelt durch die | das Stellenverzeichnis ebenda 
Grundfäße v. 1,21. März 1882 | 397ff., vgl. 1894, 397 ff., ſ. die 
(CBl. 123), dazu CBl. 1894, 73 | Angaben bei Zaband II, 748 ff. 
ferner ein den Dienft in den) 

Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 41 
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mit einer Gefamtbienftzeit von 12 Jahren ausgeſchieden 
find, endlih Unteroffiziere mit mindeſtens fechsjähriger 
aktiver Dienftzeit, die in Gendarmerieen oder Schugmann- 
Ichaften eingetreten find und entweder eine Gejamtdienitzeit 
von 15 Jahren oder eine Dienitbeihäbigung ala Gen- 
darmen oder Schutleute oder eine Invalidität nad achtjäh— 
riger Gejamtdienftzeit nachweifen können. Dieſe Scheine 
gelten für den betr. Einzelitaat, erjterer auch für den Reichs— 
dienft. 

Die Einhaltung der gejetlichen Vorfchriften und ber 
vom Bundesrat aufgeftellten Grundſätze zu übermaden, 
it amtliche Aufgabe der Reſſortchefs und des Neichs- 
rechnungshofes. Verwirkung des Scheines tritt ein bei 
ftrafrechtlihem DVerluft der Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Ämter. 

Die Privateifenbahnen find auf Grund von PenſG. 
8. 77 Abſ. 2 mit gewiſſen Einſchränkungen gleichfalls an 
die geſetzlichen und bundesrätlichen Vorſchriften über Die 
Anftelung der Militäranmwärter gebunden. 

4. Aufnahme in ein Invalidenhaus ($. 78). 

Diefelbe fol Invaliden mit ihrer Zuftimmung an Stelle 
der Penfionierung gewährt werden, wenn fie befonderer 
Pflege bedürfen. 

5. Verwendung im Garnifondienit ($. 79). 


Halbinvalide Unteroffiziere können an Stelle von Bivil- 
verforgung oder Barpenfion auf Wunſch zu Dienften ver- 
wendet werben, melde die Felddienſtfähigkeit nicht er- 
fordern. 

6. Für die unteren Militärbeamten gelten bejondere 
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Beftimmungen; teilmeife gelten für diefelben die Beftim- 
mungen des Reichsbeamtengeſetzes (88. 89 ff.). !? 

7. Über den Verforgungsanfpruh muß vor der Ent 
lafjung ($. 81) aus dem aktiven Dienft auf Grund genauer 
dienftliher und ärztlicher Feſtſtellungen durch das General- 
fommando entfchieden werden, mit Rekurs an das Kriegs- 
minifterium ‚2° e3 ſei denn, daß vor der Entlafjung aus 
dem altiven Dienft dienftlih eine Dienftbefchädigung feft- 
geftellt worden wäre, in welchem alle der Anſpruch nod 
ein Jahr lang nach der Entlaffung geltend gemacht werben 
fann; ausgenommen find Kriegsinvaliden, welche ipso jure 
6 "jahre lang dag Recht auf Anerkennung ihrer Verſorgungs⸗ 
anſprüche haben; das Gleiche gilt für die Dienſtbeſchädi— 
gungen auf Seereijen ;?! ausnahmsmweife kann auch noch nad) 
der Entlafjung aus dem Dienſt ein Verforgungsanfprud 
geltend gemacht werden durch Tibermittelung des Landwehr⸗ 
bezirfgfommandos in einem genau vorgefchriebenen Ber- 
fahren (8. 82). 22 

8. Beſondere Beihülfen?® an die Witwen können unter 
den nämlichen Borausfegungen wie bei Offizieren gegeben 
werden; die Vorſchriften für die lekteren gelten auch hin— 
fihtlih der Bezahlung der Penfion für den Sterbemonat 
(88. 94 ff.). Außerdem aber ift nunmehr durch ©. v. 
13. Juni 1895 (RGB. 261) ein gefetlicher Anſpruch 
auf Witwen- und Waifengelb für die Witwen und Waijen 


18 Seydel 31. BenfO. 88. 82,88. Laband LI, 
20 G. 9. 22. Mai 1893 Art. 9.| "ge Seydel 8f.; Laband II, 


21 G. v. 22. Mai 1893 Art. 9. | 721. 
Bol. das Nähere Seydbel 82 zu| 23 Seydel 85. 
41* 
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der Perfonen des Soldatenftandes des Reichsheeres und 
der Marine vom Feldwebel abwärts anerfannt, wenn der 
Ehemann oder Vater nad Ablauf einer mindeſtens zehn- 
jährigen Dienftzeit veritorben tft; das Witwengeld beträgt 
160 Mark jährlih, das Waifengeld für einfahe Waifen 
32, für Doppelmaifen 54 Mark, bei mehr als zwölf- 
jähriger Dienftzeit erhöhen fi Die Beträge um 6*%/s do 
für das Jahr. 

9. Eine beſondere Unterſtützungspflicht iſt noch durch 
das G. v. 28. Februar 1888 (RGB. 59) geſchaffen 
worden.* Träger derſelben find die Lieferungsverbände 
(ſ. darüber unten S. 661). Den Anſpruch haben Mann- 
Schaften der bewaffneten Macht für ihre Familien im Falle 
der Bebürftigfeit, wenn diefe Mannfchaften im alle 
der Mobilmahung oder bei notwendiger BVerftärfung des 
Heeres zum Dienft einberufen find. Auf die Perfonen 
des aktiven Dienftftandes im Frieden bezieht ſich das Geſetz 
nit, ebenfowenig auf Offiziere und Militärbeamte. Die 
Unterftügung wird geleiftet für die Ehefrau und eheliche 
Kinder unter 15 Jahren, ausnahmsweiſe auch für andere 
Samtlienangehörige; der Mindeitbetrag der Unterftügung 
it für Kinder und andere Perfonen 4 Marf monatlich, 
für Ehefrauen 6 Marf vom Mai bis Dftober, 9 Marf 
vom November bis April; die Unterftüßung Tann 
teilmeife auch in Nahrungsmitteln und Brennmaterial ge- 
geben werden. Die Unterftügung wird in balbmonatlichen 
Raten vorausbezahlt, folange der Mann im Militärbienft 
fteht, bezw. wenn er ftirbt oder vermißt wird, bis zur 





# Laband II, 768ff. ſtellt 


ſetzes unter die Kriegsleiſtun⸗ 
die Verpflichtungen dieſes Ge— 


gen“. 
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Wiederherſtellung des Friedensſtandes. Fahnenflüchtige 
oder zu Gefängnisſtrafe von mehr als 6 Monaten Ber- 
urteilte verlieren für die Dauer dieſes Zuftandes die Unter- 
ftüßung bis zum eventuellen Wiebereintritt in den Dienft. 
Der Vollzug des Gefetes erfolgt durch eine von dem PVer- 
band zu beftellende Kommiffion, deren Borfitender in 
jedem Fall vom Staat ernannt werden Tann; der Kom- 
miffion ift vom Landmwehrbezirfsfommando ein Offizier — 
ohne Stimmrecht — beizugeben ; die Kommiffion entfcheibet 
durh Stimmenmehrheit mit Stichentfcheid des Vorſitzenden, 
ohne jeden weiteren Inſtanzenzug. Pflichtig ift der Liefe- 
rungsverband des gewöhnlichen Aufenthalt3ortes des Mannes 
bei Beginn des Unterſtützungsanſpruches. Die Mittel find 
vom Verband aufzubringen, eventuell gemäß Anordnung 
des Staates; die geleifteten Unterftüßungen werden grund⸗ 
ſätzlich aus der Reichskaſſe erſetzt, jedoch bedarf es biefür 
immer befonderer fpezialgefeglicher Anordnungen. 

Der Gedanke diefes Gefeßes ift durch G. v. 10. Mai 
1892 (RGB. 661) aud auf die Friedensübungen aus⸗ 
gedehnt worden; die Unterftübung erfolgt jedoch hier nur 
auf Antrag und beträgt für die Ehefrau 80 %/o, für jede 
fonft zu unterftügende Perfon 100, im Gejamtbetrag 
höchſtens 60 %o des ortsüblichen Tagelohnes männlicher 
Arbeiter am Aufenthaltsort des inberufenen. Im 
übrigen gelten die obigen Vorfchriften nebft der VollzV. 
d. BR. v. 2. Juni 1892 (NGB. 668). 

10. Durch das Etatsgeſetz 1891/92 wurden noch be- 
fondere „Dienftprämien” für Unteroffiziere zu 1000 Mark 
geihaffen.?° Der Anfprud der Unteroffiziere auf dieſe 


» Kab. D. v. 28. März 1891 (Armee⸗-VBl. 85) 8. 10. 
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Dienftprämien ift nicht pfänd⸗ oder übertragbar, vorbehalt- 
ih ZPO. 8. 749 Abf. 4; während dreier Monate nach 
Auszahlung der Prämie ift ein dieſer gleichfommender 
Geldbetrag unpfändbar. ? 

II. Gemeinfame PBorfdriften. 

1. Die Militärpenfionen trägt der Reichsfiskus 
nah Maßgabe des alljährlichen Staatshaushaltsgefetes. *? 

Für die Invaliden des deutſch-franzöſiſchen 
Krieges wurde durch ©. v. 23. Mai 1873 (RGB. 
117) der befondere Reichsinvalidenfonds im Betrage 
von 561 Millionen Mark aus der franzöfifhen Kriegs⸗ 
foftenentfhäbigung gebilvet,?? auf welchen durch fpätere Ge- 
feße noch verfchiedene Kategorieen von anderweitigen Pen- 
fionglaften, jowie die Koften für die Invalideninſtitute, 
die Ehrenzulage für die Inhaber des eijernen Kreuzes, 
endlich für beſondere Gnabenbemilligungen und Beihilfen, 
fei e8 auf Grund Gefehes (befonders des G. v. 22. Mai 
1895, RGB. 237), fei es aus Fatferlichen Dispofitions- 
fonds, übernommen murben. ?° 

2. Die Militärpenfionen werben monatlih im voraus 
bezahlt. Über alle einſchlägigen Anfprüde ift ver Redts- 
weg bei den Zivilgerichten eröffnet ($. 113), nachdem 
zuvor der Inſtanzenzug bei den Militärbehörben durch⸗ 
gemacht ift;?° nah einer Präklufivfrift von 6 Monaten 


ferner bei Laband 
80 Ausgefchloflen ift der Rechts⸗ 
22 G. Meyer II, 2, 120. weg gi die Penfonszuf Söüfe 
und Beihilfen des G. v 
©. oben Bb. I, 279. 1895 nit Art. IV diefes Ge- 
39 Die näheren Ungaben ſ.ſetzes; Laband II, 7267. 


26 * v. 22. Mai 1898 Art, 18 | Unten im Finanzrecht (Buch San, 
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nah ber letztinſtanzlichen Entſcheidung der Militärbehörbe 
erliſcht das Klagereht (8. 114); die Vertretung des 
Militär und Marinefisftus erfolgt durch Die Kriegs: 
minifterien bezw. das Reichömarineamt, die ihren Gericht3- 
ftand an ihrem Amtsfit haben ($. 116). An die Bor- 
entſcheidung ber Militärbehörde ift das Gericht gebunden, 
ſoweit Dienftunfähigteit, Kriegs⸗ oder Friedensftand, Dienft- 
befhädigung, Zugehörigkeit zur Yelbarmee, gute Führung 
in Stage ftehen (8. 115). 

3. Verftümmelungszulagen (88. 13. 56. 72. 89—92) 
bleiben bei Veranlagung zu Steuern und öffentlichen Ab- 
gaben außer Anfat; fie dürfen weder gepfändet noch bei 
Berechnung des pfänbbaren Einkommens in Anrechnung ge= 
bracht werben, vorbehaltlih nur von ZPO. $ 749 Abf. 4. 81 

4. Anfprüde auf Penfionsrüdftände verjähren in 
10 Jahren mit Ablauf des betr. Kalenderjahres. ®* 

5. Wegen Dienftbefchädigung beftehen gegen den Fiskus 
nur die Anſprüche aus den Penfionsgefeken und dem Un- 
fallgefeg vom 15. März 1886. 88 

6. Dur ein befonderes Gefeh v. 14. Januar 1894 
(RGB. 107) wurden ferner noch Unterftühungen gewährt 
für alle Invaliden der Kriege deutfcher Staaten vor 1870, 
um diefe Perfonen auf die Höhe der Bezüge der Neichs- 
penfionsgefege zu bringen, ebenjo für die Hinterbliebenen 
folder Invaliven. Dieſe Grundfäße wurden auch auf die 
Angehörigen der ehemaligen fchleswig-holfteinifchen Armee 
ausgedehnt. 





. 22. Mai 1893 Art. 18 | 33 Ebenda Art. 19. 
4. 83 Ebenda Art. 20. 
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7. Gemeinjam find ferner die allgemeinen Vorschriften 
über Berechnung der Dienftzeit und des Dienſteinkommens. 

8. Gemeinfam georbnet ift ferner durch Spezialgeſetz 
die Benfionierung infolge von Betriebsun- 
fällen (©. v. 15. März 1886). 

Perfonen des Soldatenftandes, ſowie Militär- und 
Marinebeamte, die in einem reichögefehlich der Unfallver- 
fiherung unterworfenen Betriebe (f. die Aufzählung oben 
S. 186 f.) bejchäftigt find, erhalten Penfion, wenn fie in- 
folge Betriebsunfalle dauernd dienftunfähig oder in ihrer 
Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt werden. Der Anſpruch fällt 
weg, wenn der Verletzte abfichtlih oder Durch ſchuldhafte 
Nachläffigkeit den Unfall verurfacht hat. Der Begriff „Bes 
triebaunfall” beftimmt fih nach der allgemeinen Unfallver- 
fiherungsgefeßgebung ; im übrigen aber find für die Durd- 
führung diefer militärifchen Unfallverfiherung die Voraus- 
ſetzungen der Penfionsgejege für anwendbar erflärt; doch 
ift der Anfprud bei den Zivilgerichten verfolgbar. Das 
Verhältnis dieſes Anſpruches zu andermeitigen Entfchä- 
digungsanſprüchen ijt das gleiche wie bei der allgemeinen 
Unfallverfiherungsgefetgebung (f. oben $. 29 IND. St 
der Penſionsanſpruch auf Grund der Penſionsgeſetze höher, 
fo bleiben die lehteren maßgebend. Außerdem wird ge= 
währt: a) eine Leibrente von ?/s bes jährlichen Dienft- 
einkommens bei dauernder Dienftunfähigfeit oder völliger 
Ermerbsunfähigfeit; bei teilmeifer Ermerbsunfähigfeit für 
die Dauer derfelben ein entfprehend zu bemeſſender Bruch⸗ 
teil der Rente, unter Sugrundelegung des ortsüblichen 
Tagelohnes gewöhnlicher Arbeiter ala Minbeftbetrages; b) die 
Hinterbliebenen eines infolge Betriebsunfalles Berftorbenen 
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erhalten als Sterbegeld den Betrag eines einmonatlichen 
Dienſteinkommens (Penfion) des PVerftorbenen, jedoch min- 
deſtens 30 Mark, dazu eine Rente, melde für die Witwe, 
ebenfo für Doppelmaifen und Afzendenten, deren einziger 
Ernährer der Verftorbene war, 20 %o des jährlichen 
Dienfteinlommens, jedoch nicht unter 160 und nicht über 
1600 Mark, für jedes Kind bei Lebzeiten der Mutter 
75/0 der Witwenrente beträgt; der Gefamtbetrag darf 
60 %/o des Dienfteinfommens nicht überfteigen. 


8. 48. 
Die ſachlichen Militärlaften.! 

Außer dem perſönlichen Militärbienft müſſen ge- 
wiſſe ſachl iche Leiftungen zu militärifchen Zwecken präftiert 
werden. Dieſe Leiftungen beruhen auf Geſetz, bilden fomit 
juriftifch den Gegenfat zu denjenigen Leiftungen, welche auf 
Grund abgefchlofjener Lieferungsverträge zu militärifchen 
Zweden gemacht werben. Als juriftifche Analogie jener 
gefetlichen Spezialleiftungen erfcheinen demnad an ſich die 
allgemeinen geſetzlichen Leiftungen der Staatsangehörigen 
für Staatözwede: die Steuern. Dieſe Analogie trifft aber 
darum nicht zu, weil einmal prinzipiell für jene Zeiftungen 
eine Entfjhädigungspflidt des Staates anerkannt 
ift, weil ferner diefe Leiftungen ihrer Natur nach niemals 
gleichheitlih auf alle Staatsangehörigen verteilt werben 
fönnen, weil endlich jene Zeiftungen nicht ein- für allemal 
fejt normiert find, fondern nur fubfibtär für den Fall außer- 
gewöhnlichen, nicht auf anderem Wege zu deckenden Be- 
-_1 2aband IL, 727ff. Sey- 
del in Hirths Ann. 1874 1097 





bis 1086, 1875 1081. ©. Meyer 
VermR. IL, 2, 147. 
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dürfniſſes gefordert werden.“ Diefe Gründe nötigen dazu, 
als juriftifches Analogon der bier in Frage ftehenden Mili- 
tärleiftungen bie Erpropriation zu betradten.* Darum 
tritt auch der ſtaatsbürgerliche Gefichtspunft bei denfelben 
zurüd vor dem Geſichtspunkt der militärifchen Notwendig- 
feit: Deutfche im Ausland haben dieſe Leiftungen nit, Aus⸗ 
länder in Deutfchland haben diefelben zu präftieren. * 

Die Leiftungen diefer Art laffen ſich dreifach gliedern: 
1. Leiftungen im Frieden, 2. folde im Kriege, 
3. die gefegliden Eigentumsbefhränfungen 
in der Umgebung von Feltungen und Kriegs— 
häfen. Die Entfehädigung leiftet immer der Reichsfiskus, 
ausgenommen nur in Bayern im Frieden. ® 


I. Die Friedensleifiimgen. 

Diefelben beruhen auf dem Quartierleiftungsgefege v. 
25. uni 1868 (BGB. 523) famt AusfInftr. v. 81. Dez. 
1868 (BGB. 1869, 1) und Nachtragsgeſetzen v. 3. Aug. 
1878 (NGB. 248) und 28. Mai 1887 (RGB. 159), 
dazu aud G. v. 21. Juni 1887 Art. I (RGB. 245); 
diefe Vorfchriften gelten im ganzen Reiche (für Bayern und 
Württemberg vgl. ©. v. 9. Febr. 1875, RGB. 41, 48); 


4 
3 Ausführli und zutreffend 
3 Duartierleiftungsgef. 8. 1: | bierüber Zaband II 7297. 

„Die Fürſorge für die räumlide| * Zaband IL, 728: Leiftungen 
Unterbringung der bewaffneten | „de Bundesgebietes“. Anderer- 
Macht während des Friedenszu= | ſeits nimmt Seydel 1053 für 
ftandes ift eine Laft de8 Bun-|die Kriegsleiftungen an, daß 
des, deren Naturalleiftung nur | Ausländer bievon befreit feien, 
gegen Entſchädigung gefor- | und beruft fich hiefür auf Kriegs⸗ 
dert werben Tann.” Bol. auch | leift®. 8. 6. 
Natural2®. 88. 3, 5. | ’Raband II, 731. 
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ferner dem Naturalleiftungsgefeß v. 13. Yebr. 1875 (RGB. 
52), dazu ©. v. 21. Juni 1887 Art. II; zu diefen Ge- 
ſetzen gehört eine ausführliche Inſtruktion, enthalten in den 
Raif. B. v. 30. Aug. 1887 (NGB. 438), 28. Juli 1889 
(RGB. 175), 15. Sept. 1890 (RGB. 181).°* 


1. Quartierleiftung. 

Mannſchaften vom Feldwebel abwärts und Dienftpferbe 
in Garnifonen oder bei Kantonnements von über 6 Monaten 
müflen in bürgerliden Duartieren aufgenommen werben, 
wenn die Kafernen bezw. Stallungen des Staates oder bie 
vom Staat gemieteten Räume nicht zureichen; für Truppen, 
die fi auf dem Marſch befinden, ferner für Kantonnements 
von unter 6 Monaten oder von unbeitimmter Dauer ift Die 
uartierleiftungspflicht eine allgemeine, d. 5. fie erſtreckt fich 
auch auf Offiziere, Militärbeamte und deren Pferde (OLG. 
$. 2). Jede Gemeinde hat alljährlih durch einen Ein- 
quartierungßfatafter ihre Leiftungsfähigleit auszumeifen ;® 
das militärifhe Bedürfnis ergiebt fi aus der Requifition 
bei Garnifonen, aus der vorher aufzuftellenden Marfch- 
route bei Märjhen und Kantonnements;“ die Grundlage 
biefür bildet da3 dem Geſetz beigegebene Regulativ über 
Größe, Beichaffenheit und Ausftattung der erforberlichen 
Räume. 

uartierleiftungspflichtig find alle Baulichfeiten, ausge- 
nommen: 1. Staatögebäude und folche Gebäude, die öffent- 


R Sl in ben Landbezirken 
iftorifche8 bei G. Meyer 8 
gem . II, 50f. 

6 Das Nähere über den Ka⸗ 
tafter |. QLG. 8. 6, über die 


ormular der Marſchroute 
RG 1887, 451, der Duartier- 
billetö BGB. 1869, 17. 
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lihen Zweden® dienen; 2. die Befitungen der regierenden 
Familien, fomie der Standesherren, ſoweit fie dauernd oder 
zeitweife ala Wohnräume benußt werden ; 3. die dem Inhaber 
für Wohnung, Wirtfehaft und Gewerbebetrieb unentbehrlichen 
Räume; 4. die Wohnungen des diplomatifchen Perfonales, 
ferner unter VBorausfegung der Gegenfeitigfeit diejenigen der 
Berufslonfuln ; 5. neue Gebäude bi? zum Ablauf des zweiten 
Kalenderjahres nah dem Kalenderjahre, in welchem fie be- 
nußbar wurden (OLG. 8. 4). Statt der eigenen andere ge- 
eignete Räumlichkeiten zur Verfügung zu ftellen, ift mit 
Zuftimmung ber das Uuartier verteilenden Behörbe geftattet 
(OLG. $. 10); für die zur Benugung der Räumlichkeiten 
erforderlichen Utenfilien hat der Pflichtige zu forgen. 

Die Uuartierlaft liegt der Gemeinde ob, fie haftet 
für gehörige Erfüllung derfelben, fie repartiert, fei eg dauernd 
durch Ortsſtatut, ſei e8 im einzelnen Fall dur Gemeinde: 
beſchluß, die Laft auf die Einzelnen und wendet gegen diefe 
eventuell abminiftrative Zwangsmittel an (OLG. 88. 5,11). 
Beſchwerden der Uuartierträger find, falls nicht gütliche 
Einigung erzielt werben kann, durch die höhere Vermwaltungs- 
behörde unter Zuziehung des betr. Truppenfommandos zu 
entfcheiden (DLG. 8. 13). 

Die Höhe der Entſchädigung beftimmt fi) nach dem 
Servistarif, der alle 10 Fahre revidiert werden muß;? 
die Berechnung erfolgt unter Zugrundelegung des Monat3- 
betrages; die Zahlung gefchieht bei Garnifonen monatlich, 


8 Speiftziert QLG. 8.4 3. 3 |einteilung der Drte find gemäß 
is 6. G. v. 28. Mai 1887 (X6B. 159) 

® DIE. 88.3, 15; ein neuer | in Kraft getreten jeit 1. April 
Servistarif und eine neueflaffen- 1887. 
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fonft vierteljährlihd an die Gemeinde; die Forderungen der 
einzelnen Pflichtigen find beim Gemeindevorftand anzu- 
bringen und verjähren unter Ausſchluß aller Berjährungs- 
priotlegien, fall® fie nicht vor Ablauf des SKalender- 
jahres nad dem Entftehungsjahr bei dem Gemeindevorſtand 
angemeldet find (OLG. 88. 15, 17). 10 


2. Naturalleiftungen.!! 
a) Raturalderpflegung der Mannſchaften (NLG. 3. 4). 

Diefelbe Tann nur neben der Duartierleiftung, nicht 
felbftändig gefordert werden und nur für Truppen, die ſich 
auf dem Marfch befinden; für Offiziere und obere Militär- 
beamte Tann die Verpflegung auch in Kantonnement3 ge- 
fordert werden, in Städten jedoch nur Morgenfoft (©. v. 
21. Juni 1887 Art. I 8. 2). Die Verteilung erfolgt 
nach den gleichen Geſichtspunkten wie bei der Quartier⸗ 
leiftung, d. i. verpflichtet zur Leiftung ift die Gemeinde 
(NL. 8.2, vol. jedoch 88. 6 Abf. 2 u. 7) ; die Berechnung ift 
überall gleih, nicht wie bei der Uuartierleiftung nad) 
„Klaſſen“ verfchieden (NLG.$.9 3.2); die zu gewährende 
Koft ift in der Regel die des Quartiergebers; die Ver— 
gütung beträgt 2 ME. 50 Pf. für Offiziere, 80 Pf. für 
die Mannfchaften, jedoch mit der Maßgabe, daß teils auf 
Grund des Geſetzes felbft, teils auf Grund zeitweife vom 
Bundesrat zu erlaffender PVorfchriften beftimmte Modi- 
filationen in den Vergütungsfäben eintreten. Die Zahlung 
bat möglichit fofort durch den Kommanboführer an den Ge- 
meindevorftand zu gefchehen (G.v. 21. Juni 1887 Art. ITS. 5). 


10 S. dazu Laband II, aaa 11 2aband U, 740ff. 
G. Meyer VerwR. Il, 155. 
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b) Fouragelieferung (NLE. $. 5). 

Hafer, Heu, Stroh Tann für Pferde und fonftige Zug- 
tiere von auf dem Marſch befindlichen Truppen verlangt 
werden, falls nicht Magazine oder Militärlieferanten am 
Drte find; pflichtig find alle Inhaber von Fouragebeftänden, 
fomeit fie berfelben nicht für ihre eigene Wirtfchaft be- 
dürfen; die Verteilung der Laft erfolgt auf die Gemeinde, 
welde die Leiftung entweder direkt oder durch Unter- 
verteilung erfüllen Tann (NG. $. 2); die Entſchädigung 
wird nah dem Durchſchnittspreis des vorangegangenen 
Kalendermonats mit einem Zuſchlag von 5 Prozent be- 
rechnet (NLG. $. 9 8. 3, verb. NG. v. 21. Yuni 1887 
Art. II $. 6). Unter gewiflen Vorausſetzungen fann aud) 
ganz oder zum Teil Rüdgemwährung in natura aus dem 
nächſten Militär-Magazin verlangt werden (®. v. 21. Juni 
1887 Art. I 8. 3 Abf. 2). Die Befreiungen von Bor- 
fpann (f. unten 3. 3) Baben auch, foweit fie reichen, Be- 
freiung von der Fouragepflicht zur notwendigen Folge; 
im übrigen gelten für dieſe Laſt die gleichen Vorfchriften 
wie für die Naturalverpflegung. 


3. Borfpannleiftung (NLG. $. 3). 

Hiezu find alle Befiter von Wagen und Zugtieren ver- 
pflichtet, insbeſondere Diejenigen, weldhe aus dem Vermieten 
derfelben ein Gewerbe machen, jedoch nur für Truppen, die 
fih auf dem Marſch, in Lagern oder Kantonnement3 befinden. 
Der Vorſpann umfaßt Fuhrwerksbeſpannung und Führer; 
er fol mo möglich nur einen Tag benußt werben; NReit- 
pferde Dürfen nicht verlangt werden. Die Lajt wird auf 
die Gemeinde gelegt (NLG.$. 2) und von biefer repartiert. 
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Borfpann auf Grund des Geſetzes darf nur infomweit ver- 
langt werden, als nicht vertragemäßig gegen den vom 
Bundesrat beftimmten Vergütungsja die erforderliche Bor- 
forge hat getroffen werben können; regelmäßig haben die 
Sntendanturen die Transportmittel zu bejchaffen (©. v. 
21. Suni 1887 Art. I $. 1). Die Entfhäbigungsfäte 
werden von Zeit zu Zeit für die einzelnen Bezirfe durch 
Verordnung des Bundesrates normiert (NLG.$.9 8.1); 
in außergemöhnlichen Fällen kann die höhere Verwaltungs⸗ 
behörbe dieſe Sätze bis um !/s erhöhen; bie Berechnung 
erfolgt tagemweife; die Vergütung wird an Die Gemeinbe- 
behörde gezahlt. (©. v. 21. Juni 1887 Art. II 8. 4; 
der geltende Tarif beruht auf V. d. BR. v. 28. Dez. 
1879.) Für Verluft, Beſchädigung und außergemöhnliche 
Abnugung ift volle Entfhädigung zu geben, wenn nicht den 
Pflichtigen oder feine Bedienfteten eine Schuld trifft. Zivil- 
age über die Höhe der Vergütung ift gefeblich aus⸗ 
geſchloſſen (G. v. 21. Juni 1887 Art. II 8. 4). Befreit 
find die Mitglieder der regierenden Häufer für Wagen und 
Tiere ihres Hofhaltes; das diplomatiſche Berfonal fremder 
Mächte, Staats- und Privatgeftüte, jowie die Militär- 
verwaltungen bezüglich der Remonten; Offiziere, Staats- 
und Kommunalbeamte, Geiftliche, Ärzte, Tierärzte hinfichtlich 
der für den Beruf, Pofthalter Hinfichtlich der für den Poſt⸗ 
dienst erforderlichen Pferde. 


4. Stellung von Schiffsfahrzeugen (NLG. $. 10). 

Zu Truppentranzporten an und von Bord von Schiffen 
der Faiferliden Marine können Fahrzeuge vequiriert merben, 
jedoch nur außerhalb der beiden Kriegshäfen; ferner für Die 
Ausrüftung von Schiffen mit Proviant, Kohlen und dgl. an 
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Drten, wo feine Depots beftehen. Befreit find die zu öffent- 
lichen Fähren dienenden Fahrzenge, infoweit fie auf amt- 
lihe Anordnung ober vertraggmäßig gehalten werben 
müſſen. Die Verpflichtung wird nicht auf die Gemeinden 
gelegt, fondern direkt gegen die Eigentümer geltend gemad)t, 
jedoch darf dies nur gefchehen, infoweit die Fahrzeuge der 
Marine nicht zureichen und nicht vertraggmäßig angemefjene 
Aushülfe befchafft werden kann; die Hafen- und Ortspolizei- 
bebörben find zur Vermittelung verpflichtet. Die Fahrzeuge 
find in geeignetem Zuftande zu befchaffen und mit dem 
nötigen Perfonal zu verfehen. Entſchädigung für die Be- 
nügung wie für Berluft und Beſchädigung wird geleijtet 
nah Maßgabe analoger Feitftellungen, wie fie in dem für 
Flurſchäden feftgeftellten Verfahren erfolgen. Der Rechtäweg 
vor den Zivilgerichten ift ausgefchloffen. 
5. Transportleiftungen der Eifenbahnen (NL. $. 15). 
Auch im Frieden müſſen Truppen und Militärmaterial 
von allen deutſchen Eifenbahnen zu gleichen und ermäßigten 
Sätzen beförbert werden (RB. Art. 47). Der Tarif iſt 
vom Bundesrat aufzuftellen und von Zeit zu Zeit zu revi- 
dieren (NLG. 8.15). Dies ift gefchehen in der Frie dens— 
transport-Ordnung v. 11. Februar 1888 (NGB. 23, 
f. dazu NGB. 1889, 172), die für alle Eifenbahnen mit 
Lokomotivbetrieb gilt. Die militärifche Verwaltungsbehörbe 
für Eifenbahnangelegenbeiten ift das preußifche Kriegsminiſte⸗ 
rium, eventuell die übrigen Kriegäminifterien und das 
Reichsmarineamt. Die militärifhe Vollzugsſtelle ift für 
das ganze Reich der Chef des Großen Generalftabes, bezw. 
die Eifenbahnabteilung desſelben; unter der Bentralitelle 
ftehen Linientommifsfare, denen der unmittelbare Voll- 
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zug obliegt; eventuell können auch beſondere Bahnhofs⸗ 
fommandanten beftellt werden. Yür die Eifenbahnen ift ein 
„Bevollmädtigter für Milttärangelegenheiten” zu ernennen. 
Über die Art des Transportes giebt die Verordnung genaue 
Vorſchriften. Die Vergütung für die Transporte erfolgt 
nah dem durh V. d. BR. v. 28. Januar 1887 (RGB. 
97) erlaffenen Militärtarif, der auch im Mobilmahungs- 
falle gilt. 


6. Grundlaften. 

(NLG. 3. 11, dazu für Brunnen und Tränten 8. 12, Schmieden 8. 18.) 

Die Eigentümer von Grunditüden müſſen fi die Be- 
nugung ihres Terrains zu militärifchen Übungen gefallen 
lafjen.1? Befreit von diefer Pflicht find jedoch: Gebäude, 
Wirtſchafts- und Hofräume, Gärten, Parkanlagen, Holz: 
und Dünenfchonungen, Hopfengärten, Weinberge, Verfuchs- 
felder; andere bebaute Ländereien follen durch Warnungs- 
zeichen kenntlich gemacht und möglichft gejchont werden. 
Vergütet wird nicht Die Benugung, fondern nur die Flur- 
ſchäden (NEG. 8.14), für deren Feftitellung, falls feine 
Einigung erzielt werden Tann, ein genaues Verfahren unter 
Zuziehung von Sachverſtändigen, die von den Kreifen oder 
gleihartigen Verbänden gewählt werden, vorgefchrieben ift; 
die Abſchätzungskommiſſion befteht aus je einem höheren 
Stantsbeamten, Offizier, Milttärbeamten und minbefteng 
zwei Sachveritändign. Brunnen, Tränfen, Schmieden 
müffen den Truppen auf dem Marfh und in Kan- 


12 Bol. hiezu die Erörterung | diefe „allgemeine Militärfervi- 
bei Laband IL, 7517. Seydel| tut”. 
in Hirths Ann. 1875 1095, über 


Zorn, Staatsreft Il. 2. Aufl. 42 
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tonnements jedenfalls zur Verfügung geftellt werben (NLG. 
88. 12, 13). Für die Anmeldung der Entſchädigungs⸗ 
anſprüche befteht eine Präflufivfrift von 4 Wochen. Der 
Zivilrechtsweg ift auch bier ausgeſchloſſen (G. v. 21. Juni 
1887 Art. II, 8. 7). 


II. Rriegsleifiimgen. 
(G. v. 18. Juni 1878, RGB. 129, dazu Boll. v. 1. April 1876, REP. 187.) 


1. Allgemeine Borausfehungen. 

Bon dem Tage der Mobilmahung an treten die Be- 
flimmungen der sub II. genannten Gefege außer Kraft, und 
ift an deren Stelle bis zum Wiebereintritt des Friedens⸗ 
zuftandes Das ©. v. 13. Juni 1873 (RGB. 129) nebft 
den VollzV. v. 1. April 1876 (RGB. 187), 18. April 
1882 (RGEB. 47), 6. Juni 1885 (RGB. 197), 14. April 
1888 (REB. 142), 27. Juni 1890 (RGB. 75), 24. Juli 
1894 (CBl. 341: Behörbenverzeichnis) maßgebend, entweder 
für das ganze Reichsheer oder nur für einzelne „mobil 
gemachte, augmentierte oder in Bewegung gejehte Teile 
desſelben“ ($. 1).14 Ebenfo wie die yriedens- find auch 
die Kriegdleiftungen im ftrengften Sinne des Wortes nur 
eine ſubſidiäre Laft ($. 2); nur die Militärbehörben aber 
haben hierüber zu entſcheiden, ob den militärifchen Be— 
dürfniffen nit auf anderem Wege Rechnung getragen wer- 
den fann, und deren Anordnungen ift prompter Gehorfam 
zu leiften, nötigenfalls zu erzwingen. Über die gemachten 
Zeiftungen werden Befceinigungen ausgeftellt. Prinzipiell 
ift auch hier die Entfhädigungspflicht anerlannt; die Ge— 


18 Inſtruktion v.30.Aug. 1887. E , 755f.: auch im zweiten, im 
14 Seydel 1051; Laband Text genannten Yale ift hie 
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währung von Quartier und Stallungen an durchmarfchierende 
Truppen wird jedoch nicht vergütet; die Entſchädigung 
erfolgt durch den Reichsfiskus (8.2 Abſ. 2), aber in der Regel 
nicht bar, fondern durch Ausftellung einer Schuldurkunde, 
eines ſog. Anerkenntniſſes, das auf Grund vorheriger 
Liquidation augzuftellen ift ($. 20 Abf. 2). 16 Diefe Schuld- 
urfunden lauten auf beftimmte Geldfummen, melde vom 
eriten Tag des auf die Xeiftung folgenden Monats mit 
4 Prozent zu verzinfen find ($. 20). Die Anerfenntniffe 
werden auf Namen der Gemeinden ausgeftellt, 1° können 
aber veräußert, inboffiert und verpfündet werben; bie 
Zahlung erfolgt gültig an den Inhaber gegen Auslieferung 
(8. 21 Abf. 2). Die Berehnung der Vergütung erfolgt nad 
Maßgabe der im Geſetz enthaltenen Vorfchriften; eventuell 
bat der Bundesrat die erforverliden Anoronungen zu 
treffen. 

Die Kriegzleiftungen werden in der Regel als Laften 
der Gemeinden betrachtet, an dieſe letzteren wird demnad 
auch die Vergütung bezahlt; bei den Gemeindebehörben find 





Geltung des Kriegsleiſtungs⸗ 
eſetzes territorial unbejchräntt, 
mei „das militärifche Bebürf- 
nis" reicht. 

15 Die näheren Borfchriften 
finden fih in den VollzVer⸗ 
ordnungen d. Bundesrates, ſ. 
dazu auch Laband U, 7578. 

16 Qaband IL, 758. 4. A. 
Seydel 1059, der annimmt: 
die Anerkenntniſſe würden” auf 
Namen der einzelnen ausge— 
ftellt, welche die Leiftung gemacht 
haben. 8.20 Abſ. 2 beftimmt, daß 
die Anerfenntniffie „auf den 


Namen desjenigen lauten, der 
die Vergütung zu beanfpruchen 
bat’. Das ift nit, wie Seydel 
meint, der einzelne, der bie 
Zeiftung gemacht bat, fondern 
die Gemeinde: denn im Sinne 
des Geſetzes macht nur fie die 
geltung (8. 5); ihr wird vom 
Reiche die Bergütung „zur Ber: 
fügung geftellt*(8.7Abf.2). Über 
den Unterfhied in der Ber- 
pflidtung der ' Gemeinde für 
Friedens- u. SKriegsleiftungen 
ſ. Laband II, 1598. 


42* 
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die Forderungen der einzelnen binnen eines Jahres prä- 
Aufiver Frift nad Wiederherftelung des Yriebensftandes 
und erfolgter Aufforderung — die Gemeinden haben dann 
binnen 38 Monaten die Anmeldung bei den Staatsbehörden 
zu bethätigen — anzumelden und von ihnen nad Maf- 
gabe der empfangenen Entſchädigung zu befriebigen;?7 die 
Gemeinden haften für rechtzeitige und richtige Erfüllung 
(8. 5). Die Verteilung der Laften auf die Gemeinden er- 
folgt dur die zuftändigen Zivilbehörden auf Grund der 
militärifchen Requifition ($. 4). Die Gemeinden dürfen 
fih an die zur Teilnahme an den Gemeinbelaften Ver- 
pflichteten, fowie die im Bezirk domizilierten oder mit Grund- 
eigentum angefefjenen Deutſchen halten ($. 6).° Nur bei 
den Eifenbahn-, Schiffs- und Pferbeleiftungen erfolgt bie 
Requifition ohne Wermittelung der Gemeinden, außerdem 
nur in „dringenden Fällen” (SS. 4. 5). Den Gemeinden 
ftehen die auf Grund des Kriegsleiſtungsgeſetzes gebildeten 
Rieferungsverbände grundſätzlich gleih. Da die Anerfenntniffe 
vom Geſetzgeber als privatredtlide Schuldurkunden be- 
handelt find, wird der Rechtsweg aus ihnen gegen ben 
Reichsfiskus mangels eines denfelben ausfchließenden gefeh- 
Iihen Verbotes anerfannt werden müffen. !? 

2. Die Gemeindelaften. 

a) Quartierleiftung: die Pflicht hiezu ift im Kriege 


17 Ausführlich hierüber 88.21, | Gemeinde haben”; Seydel 1058 
22. zu ena, indem er Ausländer für 
18 Ausländer find pflichtig, | ganz befreit hält. 
wenn fie an den Gemeindelaften | 1? Ebenfo Laband II, 758. 
teilnehmen, fonft nidt. La-|G. Meyer VerwR. II, 161 17 
band zu weit: „melde ihren |bagegen Seydel a. a. D. 1065. 
Wohnfiz oder Grundbefig in der 
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unbeſchränkt; feine Befreiung und kein Vorzug ift anerkannt 
($. 3 3. 1); Entſchädigung wird nur für Bejagungs- 
truppen®° aeleiftet,; für Truppen auf dem Marſch oder in 
Kantonnements werben nur etwaige Barauslagen, die auf 
Requifition der Militärbehörde gemacht wurden, erfet. 

b) Naturalverpflegung: die Pflicht hiezu befteht 
nur für Truppen auf dem Marfh und in Kantonnements 
(8.83 3.2); die Gemeinden haben die erforderlichen Lebens⸗ 
mittel nötigenfall3 durch Ankauf zu beichaffen, doch müſſen 
die Truppen ſich mit der Koft des Duartiergeberd begnügen ; 
Entſchädigung wird nach dem Friedensſatze geleiftet ($. 10); 
über die „Feldmundportion” ſ. V. v. 14. April 1888 
(REB. 142). 

ec) Bouragelieferung: ebenfalld nur für Truppen 
auf dem Marſch und in Kantonnements (8.3 3. 2), jedoch 
fo, daß auch hier wie bei der Naturalverpflegung eventuell 
Anſchaffung dur die Gemeinden erfolgen muß; die Ver- 
gütung erfolgt nad dem Durchſchnittspreis der 10 letzten 
Sriedenzjahre mit Ausschluß des beiten und fchlechteften, 
falls die Lieferung aus Gemeindebeftänden gefchieht, andern- 
falls nah dem Durchſchnittsmarktpreis der Lieferungszeit 
($. 11); über die „Feldration” |. V. v. 14. April 1888. 

d) Borfpann ($. 3 3. 8):?! alle im Gemeindebezirk 
vorhandenen Gefährte und Geſpanne können hiezu requiriert 
werden; die Befreiungen fallen in Kriegszeiten dahin; Zeit⸗ 
befchränfungen beftehen nicht; die Vergütung erfolgt nad) 
dem Friedensſatz; dauert die Benutung über 48 Stunden, 
fo find Tiere und Wagenführer überdies zu verpflegen (V. 


20 Mas bierunter ze verftehen,, 21 Vgl. Seydel 1057f. 
ſagt ausführlich 8. 9. | 
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v. 6. Suni 1885 (NGB. 197) u. V. v. 14. April 1888 
(RGB. 142)); für Verlufte, Befhäbigung und außer- 
gewöhnliche Abnugung wird voller Erſatz geleiftet, wenn 
nicht den Eigentümer ober den von ihm gejtellten Wagen⸗ 
führer die Schuld trifft (8. 12). 

e) Leiſtung von perfönliden Dienften und Bes 
ſchaffung von Material (8. 3 3. 3): die Gemeinden 
haben nad) Vermögen das erforderliche Perſonal an Wagen- 
führern, Wegweifern, Boten, Arbeitern für fortifitatorifche 
oder andere militärifhe Anlagen, endlich zu Boots» und 
Prahmdienften zur Verfügung zu ſtellen; Vergütung erfolgt 
nah den in Friedenszeiten ortsüblichen Preiſen ($. 13). 

Die Gemeinden haben ferner die zu militärifchen Zwecken 
erforderlichen Grundftüde und Gebäude zu überlafien ($. 3 
3. 4); Entſchädigung wird nur für beftellte Felder und 
bewohnte Gebäude geleiftet, ſowohl für Benugung als außer- 
gewöhnliche Abnutung und Beihädigung infolge der Be- 
nugung; demgemäß ift bei Übernahme der Grundftüde, 
fowie bei der Rückgabe eine genaue Yeitftellung des Sad- 
verhaltes (baulider Zuftand und Werttare) vorzunehmen. 
Erpropriation zu Kriegszwecken ift in jedem Falle und in 
ſummariſchem Verfahren ftatthaft ($. 14). 

Die Militärbehörde Tann ferner für ihre Zwecke alles 
erforderlide Material requirieren, fei ed zum Bau von 
Straßen, Brüden, Eifenbahnen, Befeftigungen, fei es zur 
Ausftattung von Lagern ($. 3 3. 4, 5); Vergütung tft zu 
leiiten nach den am Ort und zur Zeit der Xeiftung be> 
jtehenden Durchfchnittspreifen, für Feuerungsmaterial und 
Zagerftroh nad den ortsüblichen Preifen zu gemöhnlichen 
Zeiten. 
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f) Endlich können außerordentlidhermeije 
Dienite jeder Art und Material jeder Art 
requiriert werden, inäbefondere an Verbandmitteln, 
Waffen, Arzneien ($. 8 3.6). Entſchädigung wird für 
dieſe Gegenftände eines außerordentlichen Bedürfniſſes wo 
möglich jofort in bar geleiftet ($. 20 Abſ. 1). 

8. Die fog. Landlieferungen ($$. 16 ff.). 

Zum Zwecke der „Füllung der Kriegamagazine” mit 
Borräten köanen, falls nit auf dem Wege der Lieferungs- 
verträge das Erforderliche befchafft werden Tann, foy. Land⸗ 
lteferungen ausgefchrieben werden. Kompetent zu diefer An- 
ordnung tft nur der Bundesrat, und zwar für lebenves Vieh, 
Brotmaterial, Hafer, Heu, Stroh ($. 16). Die Einzelftanten 
haben die gefegliche Verpflichtung, leiftungsfähige Lieferungs- 
verbände zu diefen Zwecke zu bilden;*2 die Kleinftanten 
fungieren meift jelbft als ſolche. Der Bundesrat repartiert 
die Lieferungen nah Zeit und Umfang; für richtige und 
rechtzeitige Lieferung haftet der Verband (8. 17), Tann fi 
jedoch biefür der Gemeinden bevienen. Im übrigen find 
die Zandlieferungen nad Analogie der Gemeindelaften zu 
behandeln ($. 18). Die Entſchädigung wird nah dem 
zehnjährigen Durhfchnittspreis in Friedenszeiten berechnet, 
mit Weglaflung des billigften und des teueriten Jahres, 
Vieh nah den ortsüblichen Friedenzpreifen ($. 19). — 
Den Lieferungdverbänden ift auch die Erfüllung ber Ber: 
pflichtungen des G. v. 38. Febr. 1888 auferlegt, ſ. oben S. 644. 

4. Die Kriegsleiftungen der Eifenbahnen 
(88. 28 ff.). Diefelben find im Rahmen des Geſetzes durch 
die als Kaiferl. Veroron. unter Zuftimmung des Bundes- 


2 Das neuefte Verzeichnis derfelben CBl. 1894 341. 
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rates ergangene Kriegstrandportordnung v. 26. Sen. 
1887 (RGB. 9) geregelt. 

Der Kaifer hat in Kriegäzeiten denjenigen Rayon «bzu- 
grenzen, ber hinfichtlich der Eifenbahnen ala „Kriegsrayon“ 
gilt. In demfelben werben alle Eifenbahnen in miltärifche 
Verwaltung genommen, bezw. die Zivilbehörden hıben bie 
Verwaltung nah dem militärifhen Befehl zu führen. Alles 
Übrige regelt ſich lediglich nach dem militärifchen Bedürfnis; 
auch über die Frage der Entſchädigung befteben feinerlei 
gefetlihe Anordnungen; folche find eintretenten alles in 
bejonderer Weife, unter analoger Anwendung des $. 35, zu 
treffen. — Im übrigen, aljo für die Eifenbahnen außer- 
balb des Kriegsrayons, gelten folgende Vorfhriften ($. 31): 
An die Spite tritt ein vom Kaiſer emannter General- 
infpecteur des Etappen⸗ und Eiſenbahnweſens in un 
mittelbarer Unterorpnung unter den Chef des Großen 
Generalſtabs. Die Erefutive liegt in der Hand eines be— 
fonderen Chef3 des Feldeiſenbahnweſens, ala melcher mit 
der Mobilmahung der Chef der Eifenbahnabteilung des 
Generalftabes einzutreten bat. Der unmittelbare Vollzug 
wird geleitet von den Linienlommandanturen, eventuell noch 
befonderen Bahnhofskommandanten, welche gemeinfam mit 
den Eifenbahnverwaltungen für die Ausführung der milt- 
tärifhen Anordnungen zu forgen haben. Das Reichs- 
eifenbahnamt hat nad erfolgter Mobilmahung ald Bentral- 
ftelle für das Kriegstransportweien einzutreten, und alle 
deutſchen Eifenbahnverwaltungen haben defjen Anordnungen 
Folge zu leiften. Bejchwerben find durd das Reichgeifenbahn- 
amt bezw. den Generalinfpecteur des Eifenbahn- und Etappen- 
weſens zu erledigen. 
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Die Eifenbahnen haben im Kriege folgende Verpflich- 
tungen: 

a) Sie müflen ale Transportleiftungen perfön- 
licher oder fachlicher Art beforgen ($. 28 3. 2), einfchließ- 
lih der SHerftellung der hiezu etwa erforderlichen Lager- 
räume u. dgl.; das erforberlihe Material ift jederzeit auch 
im Frieden vorrätig zu halten (8.28 8. 1), und es wird 
hierüber eine fortwährende Kontrolle durch das Neiche- 
eifenbahnamt geübt auf Grund der von den Bunbesrats- 
ausſchüſſen für dag Heer und für Eifenbahnen und often 
gemäß NB. Art. 47 getroffenen Anordnungen. 

Die Grenze der Transportpflidten der 
Eifenbahnen bildet nur deren Leiftungsfähig- 
feit; eventuell fann jeder Privatverfehr zeit- 
mweilig fuspendiert werden. ?® 

Vergütung ift zu leiften nah einem vom Bundesrat 
feftzuftellenden Tarif; derfelbe ift ergangen mit V. v. 
28. Sanuar 1887 (RGB. 97); die Zahlung ift auf Grund 
genauer Berechnung nad Maßgabe der verfügbaren Mittel 
zu bewirken; die dur Liquidation feftgeftellten Beträge 
find vom 1. des folgenden Monates mit 4 %o zu ver- 
zinfen. 

b) Die Eifenbahnen haben ferner alles für die Kriegs⸗ 
zwede erforderlide Perfonal und Material abzu- 
geben ($. 28 3. 3). Hinfihtlih des Perfonals Tann 
zwar ein direkter Bmang nicht angewendet werden, doc 
müfjen die Eifenbahnverwaltungen in jedem Fall ohne 
Entſchädigung auf alle ihre Rechte zu Gunſten der Militär- 


28 Seydel 1062. 
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verwaltung verzichten. Eifenbahnbeamte im Staatädienft 
müſſen fih in den Feldeifenbahndienft verfegen laflen. Die 
Militärverwaltung bat dann dieſen Perfonen ihr Friedens⸗ 
einlommen zu gewähren, zu dem in ber Regel noch be- 
fondere Entfhädigungen hinzutreten. Außerdem werden 
Thon in Friedenszeiten auf Grund der gefehliden Wehr⸗ 
pflicht beſondere Abteilungen für Eiſenbahnzwecke gebildet. 

Die Eijenbahnen müfjen ferner auf Erforvern, ins- 
befondere behufs Ermöglichung fofortigen Betriebes occu⸗ 
pierter feindlicher Eifenbahnen, alles Material? für An- 
lage und Betrieb ftellen; das Gejeh kennt feine Beichrän- 
fung dieſer Pflicht, ſchließt fomit nit aus, daß Eifen- 
bahnen durch Leiſtung der gejeglichen Pflicht vollkommen 
betriebaunfähig werben, doch foll dies nur in ganz außer- 
ordentliden Füllen gefchehen und überhaupt jede billige 
Rüdfiht genommen werden. Die Requifition erfolgt direkt 
durh die Militärbehörde. Die näheren Feſtſetzungen ge- 
ſchehen durch das Reichseiſenbahnamt. Entſchädigung ift 
nach einem vom Bundesrat feftzuftellenden Tarife zu leiſten; 25 
für Zahlung und Berzinfung gelten dieſelben Regeln wie 
für Transportleiftungen. 

5. Kriegsleiftungen Der Befiger von Schiffs— 
fahrzeugen ($$. 23, 24). 

Für Zwecke des Landheeres wie der Marine, zu Trand- 
porten wie dauernden Anlagen können Sciffefahrzeuge 
jeder Art von der Militärbehörbe requiriert werben gegen 
Vergütung für entzogene Benugung und herbeigeführte 

M Bol. über den Begriff| 7 Nur bei Bau- und Aus- 


„Waterial“ Seydel 1063, aber | rüftungsmaterialnach dem Durch⸗ 
andererſeits Laband II, 775. | fchnittöpreife. 
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MWertverminderung. Zum Zwecke von Hafen- over Yluß- 
fperren find Schiffe und Fahrzeuge der Militärbehörde 
gegen fofortige Barvergütung eigentümlich zu überlafjen. 

6. Kriegsleiftungen der Pferdebebefiger 
(83. 25 ff). 

Zur Beihaffung und Erhaltung des erforberlichen 
Pferbebeftandes ver Armee müflen alle Befiger von ſolchen 
ihre kriegstauglichen Pferde auf Verlangen der Armee über- 
lafien. Befreit von diefer Pflicht find nur die Mitglieder 
der regierenden Familien und des diplomatiihen Perfonals 
fremder Mächte, die Beamten für ihre Dienftpferde, Arzte 
und Tierärzte für die zur Ausübung des Berufes, Poſt⸗ 
balter für die zum Poſtdienſt erforderlihen Pferde; alle 
übrigen Befreiungen fallen im Kriege dahin ($. 25). 

Es handelt ſich bei biefer Pflicht um eine Expropria- 
tion, nit um Kauf;?* das Verfahren zu regeln, blieb 
den Einzelftaaten überlaffen ($. 27); fir Preußen erging 
demgemäß das Pferdeaushbebungs- Reglement v. 
22. Juni 1886, an das die übrigen Einzelftaaten ſich an- 
ſchloſſen. Nach vemfelben iſt das Pferbeenteignungsver- 
fahren eine volllommene Nachbildung bes Rekrutierungs- 
verfabhreng.?” Schon im Frieden wird durch den Ober- 
präfiventen und tommandierenden General gemeinfam bie 
im Mobilmahungsplan für jede Provinz beitimmte Zahl 
von Pferden auf die Kreiſe verteilt; von 10 zu 10 
Sahren finden Vormufterungen über den Beltand ſtatt, 


26 Laband U, 779 weiſt be- 
fonder8 darauf bin, daß die| °7 Bol. die Daritelung bei 
juriftifhen Folgen ded Kaufed | Laband a. a. O 
nidt eintreten. 
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bei Eintritt der Mobilmahung die wirklichen WMufte- 
rungen zur Aushebung; die Mufterungstommiffionen be- 
ftehen ſchon im Frieden und find von den Streifen je für 
6 Jahre zu wählen; fie haben über die Kriegsbrauchbarfeit 
der Pferde zu entfcheiden; die Aushebung ſelbſt erfolgt 
durch eine befondere Aushebungskommiſſion, beftehend aus 
dem Landrat und einem Offizier, einem Tierarzt und drei 
gewählten Taratoren; der Wert der auögehobenen Pferde ift 
in einem genauen Schätungsverfahren feftzuftellen; bie 
Schätzung erfolgt nah den Friedenspreiſen zum vollen 
Wert; die Entjhädigung ift aus den bereiteften Beftänden 
der Kriegskaſſe zu bezahlen ($. 26). Zu dem für den Kreis 
feftgeftellten Prozentſatz ift bei der Aushebung noch eine 
Reſerve von 300 beizufügen. Die Borfchriften von Geſetz 
und Verordnung find dur Strafandrohung bis 150 Mark 
gefichert. 

7. Bei außergewöhnlichen Leiſtungen oder Kriegs⸗ 
beihädigungen einzelner Gemeinden, Bezirle oder Perſonen 
kann auch außerhalb des Rahmens des Gefehes eine Ent- 
ſchädigung auf Grund von Spezialgejeßen gegeben werden 
($. 35). 28 


III. Die [ogenannten Rayonbefcdränkmgen. 
1. Das Grundeigentum ift nad Maßgabe des ©. v. 
21. Dez. 1871 (REB. 459)? in der Umgebung von 
Feftungen gemifjen gejeglichen Beſchränkungen unterworfen 


3 Qaband Il, 759®. | 7827}. Seydel 1874, 1066}. 
9 Inſtruktion hiezu vom!G. Meyer —— II, 2,167 ff. 
22. März 1886, vgl. Zaband I, Löning VerwR. 468 ff. 
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(8. 1). Der „Rayon“ 30 beträgt 2250 Meter von ber 
Feitungsenceinte ab; innerhalb dieſes Geſamtrayons werden 
drei Abftufungen unterfchieden: der Raum zwijchen der En- 
ceinte und einer Parallellinie in Entfernung von 600 Metern 
bildet den erften ($. 4), ver Raum von diefer Linie bis 
zu einer weiteren Entfernung von 375 Metern den zweiten 
(8. 5), der Reit den dritten Rayon ($. 6); bei de- 
tachierten Yorts fällt der zweite Nayon weg, und beginnt 
nad) dem erften fofort der dritte (8. 5 Abf.2). Zwifchen- 
rayon heißt der Raum zwifchen mehreren, unter fich zu⸗ 
fammenhbängenden Befeftigungslinien; fie find bis auf 
75 Meter von der innerften Linie ftrenge, dann ein⸗ 
fache ($. 7). Bei Feftungen mit einer Citabelle heißt 
der Rayonbezirk vor den ſtadtwärts gemendeten Werfen der- 
felben Eſplanade (8. 2 Abf. 8). 

Das hinſichtlich der Rayonbefchränfungen geltende Recht 
ift: 1. für alle nad dem 12. Sanuar 1872, dem Tage 
der Nechtöfraft des Neichögefeges, angelegten neuen 
Feſtungen, ſowie für alle diejenigen, bei welchen Neu- 
oder Berftärfungsbauten ftattgefunden haben, das Reichs- 
geſetz; 2. für die alten Feltungen, bei melden lebteres 
nicht der Fall, bleibt das frühere Recht in Kraft, alfo für 
die preußifchen Feſtungen das Negulativ vom 10. Sept. 
1828. Da nad dem ©. v. 30. Mai 1873 (NGB. 123) 
alle bedeutenden Feitungen ®! einem Umbau unterworfen 


— — — — —- 


80 Das Geſetz enthält über | Raftatt, Ulm, Ingolſtadt, Span- 
die Feſtſtellung der Rayonlinie |dau, Küftrin, Polen, Thorn, 
fehr detaillierte Borfchriften: | Danzig, Königsberg, Glogau, 

.2 ff. Neiße, Memel, Pillau, Kolberg, 

st Art. I des ©. v. 30. Mai | Sminemünde, Stralfund, Fried- 
1873: Köln, Koblenz, Mainz, richsort, Sonberburg »-Düppel, 
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wurden, dürfte das frühere Bartitularrecht nur mehr in ganz 
geringem Umfange anwendbar fein. 

2. Der Rayondbezirt muß nad dem Reichsgeſetz burdh 
die Kommandanturen unter Mitwirklung der Ortspolizei und 
unter Zuziehung der Gemeindebehörben genau abgegrenzt 
werben, unb zwar Die beiden erften, fowie die Zwiſchenrayons 
durch Grenzſteine (Rayonfteine), der dritte nur durch Feit- 
ftellung ber Linie, worüber die Feſtungskommandantur den 
Grundbefigern genaue Auskunft zu erteilen verpflichtet ift. 
Mit der Abftedung bezw. Vermarktung treten die Beſtim⸗ 
mungen bed Reichsgeſetzes ipso jure in Kraft (8. 8). 
Die Feſtftellung der Rayongrenze erfolgt durch ein genau 
geordnetes Verfahren, mobei Zivil- und Militärbehörden 
zufammenwirten: die Kommandantur bat einen genauen 
Rayonplan und einen Rayontatafter zu ent- 
werfen,?? mozu alle Behörden die erforderlichen Nachweiſe 
liefern müfjen (8. 10); die Entwürfe, welche über Eigen- 
tümer, Lage, Beſchaffenheit, Benutzung, Entftehungszeit aller 
Baulichleiten des Rayonbezirkes die erforderlichen Angaben 
enthalten müfjen, find 6 Wochen lang in ben betreffenden 
Gemeinden zu publizieren; Reklamationen können beim Ge- 
meindevorftand angebradht werben; darüber entjcheidet in 
erfter Inſtanz die Feſtungskommandantur, gegen 
deren Entſcheidung binnen 4 Wochen präflufiver Frift Re⸗ 


Wilhelmshaven, ſowie die Bes | Ichließlih der Werke an der 
feftigungen der unteren Wefer | Küfte und auf Rügen, hörten 
und Elbe; dazu Art. VI: für die | die Rayonbeſchränkungen am 1. 
eingehenden Setungen Stettin, | Oftober 1873 auf. 

Minden, Erfurt, Wittenberg, | *°? Bgl. bierüber die genauen 
Rofel, Sraudenz, Kolberg, Stral⸗ norihriften des Gefekes 88. 9 
fund, für Iehtere beiden aus: | bis 12, 25. 
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fur an die Reichsrayonkommiſſion geftattet ift. 
Die lebtere ift eine Militärfommiffton, die vom Kaiſer aus 
Mitgliedern derjenigen Staaten, in beren Gebiet Feſtungen 
liegen, berufen wird ($. 81). Erft nad Entſcheidung 
diefer Rekurſe find Plan und Kataſter definitiv durch 
die Kommandantur feftzuftellen und bilden alsdann die 
Öffentlichrechtlihe Grundlage des gefamten Rechtsverhält- 
nifjes; demgemäß find biefelben durch die betreffenden Ge- 
meindevorftände zu publizieren ($. 11). Ale Berände- 
rungen der Anlagen innerhalb des Rayons müflen im 
Plan und Katafter nachgetragen werben, jo daß der that» 
fähliche Stand daraus jederzeit enident entnommen werben 
fann ($. 12). 

8. Die gefeßlichen Eigentumsbejchränfungen find durch 
das Gefeb im Einzelnen auf? genauefte normiert, und 
zwar in der Art, daß zuerft die für den dritten Rayon 
geltenden aufgezählt find, melde Dann ohne weiteres auch 
für den zweiten und eriten gelten; ebenfo find die für den 
zweiten vorgejchriebenen ohne weiteres auch für den erften 
maßgebend. Die Verbote find teild abſolut, teils rela- 
tiv, d. 5. die betr. Anlagen find von der Genehmigung 
der Militärbehörde abhängig (8. 26), die ihrerſeits wieder 
an die Vorausfegungen, die das Geſetz hierfür feftitellt, 
gebunden ift. Iſt Die Genehmigung erteilt, aber im Zeit« 
raum von zwei Jahren nicht benußt, fo erlifcht biejelbe 
von felbft (8.28 Abſ. 2). Die Gefuche find bei der Ortspolizei⸗ 
behörbe einzureihen und von dieſer eventuell zur Ergän- 
zung zurüdzugeben, andernfalld ber Kommandantur zu 
übermitteln, melde in der Regel die Entfcheibung fällt; 
lautet diefelbe auf Abmweifung, jo find dem Geſuchſteller 
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die Gründe anzugeben; Dagegen ift binnen 4 Wochen prä- 
kluſiviſcher Friſt Rekurs an die Reichsrayonkommiſfion ge- 
ſtattet, vor deren Entſcheidung in der Anlage keinenfalls 
begonnen oder fortgefahren werben darf (88. 27—29). 
Wird die Genehmigung erteilt, jo muß biefelbe alle Be: 
dingungen, die zu erfüllen find, genau angeben. Wenn 
die Genehmigung nad dem Geſetz erteilt werden muß, 
find Bedingungen unzuläffig. Die Verbote für den dritten 
Rayon beziehen ſich auf dauernde Peränberung der 
Höhe der Terrainoberflähe und ver Wafler- und Wegever⸗ 
bältniffe; doch find die Verbote durchweg nur relative, 
und die Genehmigung der Militärbehörde darf nur ver- 
jagt werden, wenn durch die Anlage die Vertheidigungs- 
fähigfeit der Feſtung beeinträchtigt wird. Yür „größere 
Anlagen” — „Chauffeen, Deiche, Eifenbahnen u. ſ. w.“ — 
ift ein befonderes Verfahren vor einer Kommiffion vorge- 
ſchrieben; die definitive Planfeftitelung erfolgt durch Die 
Reichsrayonkommiſſion in Gemeinſchaft mit der betr. 
Bivilzentralftelle (8. 36). Über den Bau einzelner Häufer 
findet im Dritten Rayon feine Kontrolle ftatt, wohl aber 
für Gebäudelomplere und Türme. Im zweiten NRayon 
find abfolut verboten alle Maffivfonftruftionen, Gemwölbe- 
bauten, Anlage von bleibenden Ziegel- und Kalköfen, fowie 
von Gebäuden, deren Höhe 13 Meter überfchreitet; für 
andere Gebäude, Anlage von Beerbigungsplägen und 
größeren Dentmälern beiteht ein relative® Verbot nad 
Maßgabe ſpezieller geſetzlicher Vorjchriften in $. 15 des Ge- 


— — — 


28 Genaue Vorſchriften hier⸗ hörigen Anla agen; ſ. die gt oen 
über giebt g. 13 durch Auf- auch bei Laband II, 
zählung der einzelnen hieher ge⸗ 
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ſetzes. Für den einfachen Zmifchenrayon gilt dad Näm- 
liche, nur mit der Mobififation, daß das abfolute Ber: 
bot bei Gebäuden ſchon in der Höhe von 8 Metern be- 
ginnt, und das Verbot der Maffivfonftruftionen und ge- 
wölbten Anlagen nur relativ iſt (8. 16). Im erſten 
Rayon endlich befteht ein abfolutes Verbot für Wohn- 
gebäude aller Art, ausgenommen leicht entfernbare Mächter- 
hätten, ferner für andere Baulichkeiten, wenn fie nicht 
ganz leicht entfernbar find, für Lofomobilen in feiter Ver- 
bindung mit Baulichleiten, Denkmäler von Stein und 
Eifen von größerer Breite, Anlage von lebendigen Herden; 
für andere Baulichleiten, Heden, Grabhügel, Windmühlen 
u. dgl. ift das Verbot relativ; nur im ftrengen Zwifchen- 
rayon und auf den Esplanaden ift es auch hiefür abfolut.®? 
Soweit im erften und zweiten Rayon und einfachen Zwijchen- 
rayon Baulichkeiten angelegt werben dürfen, unterliegt auch 
deren Alignement der Genehmigung der Kommandantur (8.18). 
Baulichkeiten, fowie Anlagen, welche vor Erlaß des Gefetes 
vorhanden waren, dürfen bleiben und repariert werben, jedoch 
nur im alten Umfange und nach vorheriger Anzeige an 
die Kommandantur; für jegliche Überfchreitung des bis- 
herigen Zuftandes ift die Genehmigung der Koınmandantur 
erforderlich (F. 22). Um etmaigen beſonderen Fällen 
billige Nüdficht angeveihen laſſen zu fönnen, ift endlich 
der Neichsrayontommiffion ein generelles Dispenfations- 
vet von den Vorſchriften des Geſetzes fomohl über die 
örtliche Ausvehnung ber Rayons als auch über die geſetz— 
lichen Eigentumsbeſchränkungen eingeräumt (8. 23). 








& Genaue Borfchriften in 88. 17, 19, 20, 21. 
Born, Staatöredt II. 2. Aufl. 43 
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4. Die Erzwingung der Borfchriften bes Gejehes erfolgt 
gemäß dem hiefür ausfchlieglid maßgebenden öffentlichen 
Intereſſe nur auf adminiftrativem Wege. Verletzung der 
Anzeigepflicht (SS. 21, 22) zieht Geldftrafe bis 15 Mark 
nach fi, der Vorfchriften über die relativen und abfoluten 
Verbote, insbefondere jede Abweichung von den genehmigten 
Blänen, Geldſtrafe bis 150 Mark an dem Grundbefiter 
fowie dem Leiter der Bauanlage; ferner find derartige An- 
lagen auf Weifung der Kommandantur, gegen deren Ber- 
fügung binnen 4 Wochen Rekurs mit Suspenfiveffelt an 
die Neichörayonkommiffion gerichtet werben kann, zu be- 
feitigen, eventuell durch die Drtöpolizeibehörde auf Koften 
des Verpflichteten ($. 32). Außerdem findet eine fort- 
währende militärifde Kontrolle im Rayonbezirk durch die 
Drgane der Kommandantur (Plaboffiziere, Wallmeifter), 
denen zwifchen 8 Uhr früh und 4 Uhr Nachmittags jeder⸗ 
zeit Zutritt gewährt werden muß, und einmal jährlich 
Revifion durch die Kommandantur oder deren Organe unter 
Zuziehung von Drtspolizeibehörde und Gemeindbevorftand 
(8. 38) ftatt. 

5. Fir jene gefelichen Beſchränkungen anertennt das 
Geſetz prinzipiell eine Entſchädigungspflicht des Reichs⸗ 
fiskus, ſoweit es ſich um Beſchränkungen auf Grund des 
Reichsgeſetzes handelt, d. i. wenn neue Grundſtücke in den 
Rayon gezogen oder wenn für die alten Erſchwerungen ein⸗ 
getreten ſind; 6 ferner muß eine Wertverminderung vor- 
liegen; das Reich enblih und die Einzelftaaten erhalten 
feine Entſchädigung. Für die Beichräntungen im britten 


8 Die Yülle, wo feine Ent- 


ählt 88. 34 3. 14, 38. 
ſchadigungspfücht befteht, find aufgezählt $$. 4 8 
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Rayon erfolgt eine Entſchädigung in ber Regel nit. Für 
die Berechnung der letzteren ift nicht der gemeine Kaufwert 
maßgebend, fondern der Bermögenswert, welchen das Grund⸗ 
ftüd für den Inhaber hat, und der durch die gefehlichen 
Vorſchriften verringert wird ($. 35).2° Die Anfprüche 
find binnen 6 Wochen präflufiver Frift nach Feftftellung 
des Rayonplanes bei der Kommandantur anzumelden ($. 89); 
die Feftftellung erfolgt in einem genau georbneten Verfahren 
unter Zufammenwirten der Zivil- und Militärbebörden 
(SS. 40, 41). Erfolgt friedlide Einigung, fo wird ein 
„Rezeß“ aufgenommen, eine Vertragsurkunde öffentlichen 
Glaubens zwifchen Kommandantur und Berechtigten; be- 
ftreitet die Kommandantur die Entfchädigungspflicht über- 
haupt, fo jteht biegegen Klage gegen den Reichsfiskus, ver- 
treten dur die Kommandantur (8. 42), bei den Zivil: 
gerihten frei; ift nur Streit über Vorhandenſein bezw. 
Höhe des Schadens, fo findet ein Abſchätzungsverfahren und 
ſchließliche Entſcheidung durch die höhere Verwaltungsbehörde 
ftatt, gegen welche binnen 90 Tagen präflufiver Frift Klage 
bei den Zivilgerichten gegen den Reichsfiskus erhoben wer- 
den kann. Leitet die Militärbehörde das Erpropriations- 
verfahren ein, was ihr jeberzeit freifteht, fo wird damit 
jedes weitere Berfahren vor Gericht oder Berwaltungs- 
behörden unterbrochen. Die Entſchädigung befteht regel- 
mäßig in einer Rente ($. 36) von 6 Prozent berjenigen 
Summe, um melde ver Wert des Grundſtücks verringert 
ift; fie wird vierteljährlich poftnumerando aus der Feſtungs⸗ 


sSeydel 1081. Laband Hirths Ann. 1880, 241ff. 
II, 794f. NRegelöberger in 
43 * 
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kaſſe bezahlt und erliſcht nad 37 Jahren, ober wenn das 
Grundſtück aufhört, den Beſchränkungen der beiden erften 
Rayons oder des Zwiſchenrayons unterworfen zu fein. 
Renten von meniger ald 3 Mark jährlich werden mit dem 
16®/s fahen Betrage Tapitalifiert und ausbezahlt. Beträgt 
die Wertverminderung ein volles Drittel des bisherigen 
Wertes oder mehr, fo bat ber Eigentümer binnen einer 
Präaflufivfrift von 4 Moden nad Erftattung bes Sad) 
verſtändigen⸗Gutachtens die Wahl zwifchen Kapital ober 
Rente. Die Legitimation zum Empfang der Entfhädigung 
weift der Kataſter aus ($. 36 Abf. 4). 

6. Im Falle der Armierung?” einer Feſtung (58. 48, 
44) müſſen die Beftter auf Aufforderung der Kommandantur 
binnen der beftimmten Friſt alle Anlagen und Pflanzungen 
befeitigen, jeden Gewerbebetrieb einftellen, alles Material weg- 
ſchaffen; vorber iſt jedoch durd Kommandantur und Orts⸗ 
obrigfeit in Gegenwart der Beteiligten eine genaue Kon⸗ 
ftatierung des Sadverhaltes vorzunehmen. Eventuell bat 
bie Befeitigung auf dem Wege abminiftrativen Zwanges 
durh die Zivilbehörden zu erfolgen. Entſchädigung wird 
nur gewährt, foweit nicht bereits eine foldhe für bie gefeb- 
liche Beſchränkung gegeben ift, oder nicht ältere Ber- 
pflihtungen, die vom Reichsgeſetz unberührt find, in Frage 
ſtehen; 8 die Feftftellung erfolgt in ber oben angegebenen 
Art, die Auszahlung in Anerkenntniffen wie bei den Kriegs⸗ 
leiftungen mit 5 prozentiger jährlicher Verzinfung. 

7. Analoge Vorfchriften enthält das G. v. 19. Juni 


7 Bol. über den Begri 
Seydel 1084 se 


Bi 1u.2, dazu 1esgpe! 1085, 
28 Vgl. das Gefeh $. 44 


omie Saband II 
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1883 (RGB. 105) für die NReihstriegshäfen (Kiel, 
Wilhelmshaven). In den geſetzlich beftimmten Grenzen 
berfelben find Bauten, Anlagen und Unternehmungen, bie 
die Sand» oder Schlidablagerung oder die Verlandung be 
fördern, befonders Eindeichungen, Ausſchüttung von Bagger: 
gut, Ballaft und anderen Sintftoffen, Anlage von Gräben, 
Bollwerken und Bühnen, nur mit Genehmigung des Marine- 
ftationschef3 zuläffig. Die Genehmigung ift zu verfagen, 
wenn die Anlage für die Erhaltung des Fahrwaſſers oder 
der Waſſertiefe ſchädlich iſt; dagegen ift binnen einer Prä- 
Hufiofrift von 4 Wochen Rekurs an den Bundesrat zuläffig, 
der nad Anhörung des Reichdmarineamted definitiv ent- 
ſcheidet. Berlegung der obigen Vorfchriften zieht Gelbitrafe 
bis 150 ME. nad) fi; außerdem hat der Stationschef für 
Befeitigung der gefehmwidrigen Anlage zu forgen. Die er- 
teilte Genehmigung erlifcht, wenn nicht binnen 2 Jahren 
von ihr Gebrauch gemacht worden iſt. — 


Zwölftes Bud. 
Das Reichsfinanzredt.' 


8. 4. 
Das Syſtem des Reichsſtnanzrechtes. 


I. ur Erfüllung feiner Aufgaben bedarf jedes ftaat- 
liche Gemeinwefen finanzieller Mittel. Diefelben fließen 
entweder aus vorhandenem Staatsvermögen oder aus 
Beiträgen, melde von den Staatsangehörigen — unter 
Umftänden auch von Fremden — erhoben (Steuern), 
oder aus Zeiftungen, melde für die Benugung von Staats- 
einrichtungen gemadt werden (Gebühren). 

Die Drbnung des ftaatlihen Finanzweſens zu treffen, 
it Die Aufgabe der Finanzgewalt. Die Finanzgemwalt 
ift ein Stüd der Staatsgewalt und teilt mit Diefer 
die begrifflihen Eigenfchaften: fie bildet ein einzelnes der 
Hobeitsrechte, welche in ihrer Geſamtheit die Souveränetät 





' Eine auögezeichnetejuriftifche, |ner in v. Holtzendorffs Sahrb- 
allerdingd leider dem heutigen |I, 581, 465, 60 -252 das 
Stande der Geſetzgebung nicht Reihöfinanzmefen behanbelt. Bal. 
mehr entiprechende Monographie | ferner Zorn in v. Holtzendorffs 
über die Materie hat Laband RvLex. 3. U. s. v. rar 
in Hirths Ann. 1873, 405—566 weſen; Meyer VerwR 
veröffentlicht. Jetzt Laband 808 ff.; Hänel SR. I, 361 ff.; 
Staatsrecht II, 801 ff., 844 ff. |Seydel in Behrend und Dabn, 
Bormwiegend von der national- | Zeitſchr. für deutſche Geſetz⸗ 
ökonomiſchen Seite bat A. Wag⸗ gebung VII, ff. 





Das Syftem bed Reichsfinanzrechtes. 8. 44. 679 


konſtituieren, und ift fomit begrifflich ebenfo ſchrankenlos wie 
diefe (f. oben 8. I, S.62 ff.). „Die Finanzgemwalt ift bie 
Staatögewalt, ſoweit fie fich auf dem Gebiet des Finanzweſens 
äußert” (Zaband). Die Finanzgewalt hat eine rechtliche 
und eine wirtſchaftliche Seite, je nachdem es fih um die 
Ordnung des Syftemes oder bie beite Art ver Erhebung 
und Verwendung der finanziellen Mittel des Staates 
handelt; eine begriffliche Scheidung zwiſchen Finanzgewalt 
und Finanzwirtſchaft? iſt jedoch für das Staatsrecht 
nicht erforderlich, da auch letztere, ſoweit ſie überhaupt 
durch Rechtsſätze geordnet iſt, ein Stück bes ſtaatlichen 
Finanzſyſtemes iſt. — 

I. Die Finanzgewalt iſt, wie oben bemerkt, ein Stück 
der Staatögewalt, folglid mit dem begrifflichen Merkmal 
der Souveränetät ausgeftattet. Im Bundesftaat gelten dem- 
nach binfichtlih der Finanzgewalt alle diejenigen Säte, 
welche oben hinfihtlih der Souveränetät für den Bunbes- 
ftaat feftgeftellt wurden (B. I, ©. 71 ff.). 

Sm Bundesstaat Hat die Bentralgemalt eine 
auf eigenem Recht berubende, felbftändige 
Finanzgewalt. 

Das charakteriſtiſche Merkmal des Bundesſtaates iſt 
neben ber föderativen Organiſation des Trägers der Sou- 
veränetät die Teilung der ftaatliden Funktionen zwifchen 
Bentralgewalt und Einzelftaaten. Beide bebürfen fomit zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben finanzieller Mittel; die überhaupt 
für den Staat in Betracht kommenden Finanzquellen find 
demgemäß entſprechend zwifchen beiven zu verteilen, falls 


2 Wie fie Laband durchführt. 
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nit, was auch denkbar wäre, die Zentralgewalt den Einzel- 
ftaaten die für fie erforderlichen Mittel bar zur Verfügung 
ftellt. ® 

Aus eigenem Vermögen die finanziellen Bebürfnifie zu 
deden, find weder das Neich noch die Einzelftaaten in der 
Lage. Wie in allen modernen Kulturftaaten, fo mußte auch 
in Deutihland ein umfaflendes Syftem der Belteuerung 
ausgebildet werben, nach welchem die Staatsangehörigen zur 
Dedung der finanziellen Bedürfniſſe des Staates beigezogen 
werden. Die Verpflichtung der Stantsangehörigen Biezu 
ift ein Beftandteil der allgemeinen Untertbanenpflict. 

Man pflegt das ftaatlide Steuerfyften zu unterfcheiden 
nah der Seite der direften und der indireften 
Steuern, je nachdem unmittelbar Geldbeträge over mittelbar 
Abgaben für den Staat beim Verbrauch gewiſſer Gegen- 
jtände bed Lebensbedarfes erhoben werden. Die nähere 
Erörterung diefer verfchievenen Methoden der Beſteuerung 
ift nicht Aufgabe des Staatsrechtes. 

Ausdem Begriff des Bundesftaategergeben 
fih für Die Verteilung der Finanzquellen zwi— 
jhen JZentralgewalt und Einzelftaaten be- 
ftimmte Richtpunkte nicht.“ Ebenſowohl kann der 
Bund auf die indirekten, die Einzelſtaaten auf die direkten 
Finanzquellen angewieſen ſein, als umgekehrt. Da jedoch 





® S. hieher über die „Uber: | zufteht”, aber auf Grund feiner 

weifungen” unſeres Reichsfinanz⸗ merfmilrbigen Theorie über die 

rechtes unten ©. 688 ff. "Bedeutung der Eingangeworte 

Bol. Hänel StR. I, 422 ff., | von RB. Art. 4 behauptet: Die 

der zutreffend ausführt, dab Erhebung von Neichäfteuern 

dem Reich die „fouveräne Be- —5 verfaſſungsmäßig durch die 
ſtimmung feiner Finanzquellen Einzelſtaaten geſchehen. 
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die Orbnung der internationalen Beziehungen des Staates 
im Bundesftaate zweiimäßig dem Bunde überwiefen wird, 
wird auch das Zollwejen, welches den Warenverfehr mit 
fremden Staaten betrifft, im Bundesſtaate am beiten der Zentral- 
gewalt übertragen. Begrifflich notwendig aber ift dies nicht, ® 

IM. Die Verteilung der yinanzquellen im Deutfchen 
Reiche war das Ergebnis einer ſchon Jahrzehnte alten bifto- 
rifchen Entwidelung: der Gefchichte des deutſchen Zoll- 
vereines.® 

Schon vor Errihtung des Heiches beftand unter ber 
Hauptmafle der jeßigen Bundesglieder eine forgfältig orga- 
nifterte Gemeinjchaft der Verbrauchsiteuern und Zölle, ver 
og. Zollverein. Derfelbe ift hervorgegangen aus ber 
mit Recht berühmt gewordenen preußifchen Zollgeſetzgebung 
von 1818. Das Verhältnis mar jedoch bis zur Aufrich- 
tung des Norddeutſchen Bundes ein reines Sozietätäverhält- 
nis: die für den Bund geltenden Normen wurden auf dem 
Wege des Staatävertrages feitgeitellt, jo daß alſo jedes ein- 
zelne, wenn auch noch fo Kleine Bundesglied die Weiterbil- 
dung jener Normen, auch wenn fie abjolut notwendig war, 
durch fein verneinendes Votum hindern Tonnte. Doc ge 
lang es trotz wiederholter ſchwerer Kriſen, den Verein auf 
der Bafis gemeinfamer Normen über Zölle und Verbrauchs⸗ 
ſteuern aufrecht zu erhalten. Die Einnahmen aber floſſen 





6S. hierher Hänel J, 3871 ff. Treitſchke in den Preuß. 
über das inanzſ ftem der Union | Jahrb. 1872, H. 10- 12, ferner 
und der idgeroffenfchaft, ſowie Weber: Der deutſche Zollverein 
über die Vorgeſchichte des jezigen 1872; v. Aufſeß in Hirths 
Reidjerechtes (RB. Art. 70, verb. Ann. 1898, S. 161—187 giebt 
einen Überblid über bie ganze 
Entwidelung bis De f. auch 


Bi. hierüber bejonvers bie 
oben Bd. I, ©. 5 


ausgezeichneten Artilel von 
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nicht etwa in eine gemeinfame Kafle, ſondern wurden auf 
die Einzelftaaten nad) Maßgabe der Kopfzahl der ortsan- 
weſenden fonfumierenden Bevölkerung repartiert. Die Ber- 
waltung wurde von ben Einzelitanten beforgt; nur zur Kon⸗ 
trolle der Einheit wurde eine gegenfeitige Überwachung durch 
delegierte Beamte eingerichtet. 

Nah Aufrihtung des Norbbeutfchen Bundes erfuhr der 
Zollverein eine prinzipielle Umgeftaltung, jedoch fo, daß das 
frühere Sozietätsverhältnis immer noch nadhwirkte. Für die 
Staaten des Norbdeutfhen Bundes wurde die Kompetenz 
über Zollweſen und Verbrauchzfteuern der Zentralgewalt zu- 
gewiefen; mit ben drei ſüddeutſchen Staaten wurde das 
Verhältnis der Zolleinheit erneuert. Jedoch nit mehr 
prinzipiell als Sozietätsverhältnis: die Gefebgebung über 
jene Materten war nunmehr Sache der Bundesgewalt; bie 
Faktoren der Gefeßgebung waren Bundesrat und Reichstag. 
In diefe Gefebgebung wurden nun fofort auch die ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten einbezogen: für das Zollweſen und die in- 
bireften Steuern von Salz, Tabaf und NRübenzuder wurde 
ſchon 1867 der gejamtdeutiche Bundesſtaat bergeftellt; die 
fübbeutfden Staaten wirkten im Bundesrat und Reichstag 
on der Zollgefehgebung mit: Zollbundesrat und Zoll- 
parlament; dafür aber waren fie auch ebenjo wie die Einzel- 
ftaaten des Norddeutſchen Bundes dieſer Gejehgebung ohne 
weiteres unterworfen. Die Berechnung und Verteilung der 
Zolleinnahmen blieb mie zuvor geregelt; von der Möglich- 
feit eines wirkſamen Einfpruches eines einzelnen Gliebes 
des Zollbundes gegen Weiterbildung des Zollredhted war 
aber feine Rede mehr.” 


T Eine forgfältige Darftelung des Staatsrechts biefer Periode 
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Damit war in der Hauptfache bereit? das Verhältnis 
geſchaffen, wie es feit Aufrichtung des Reiches befteht. 
Überdies wurde jetzt nicht allein die Geſetzgebung in 
Zollſachen der Zentralgemalt zugeſchieden, fondern auch die 
ſämtlichen Erträge aus Zöllen und Verbraudäfteuern als 
direlte Einnahme des Bundes erflärt. Rur die Verwaltung 
blieb nad wie vor in den Händen der Einzelftaaten. 

Indem fo dieftaatenbundlidhe Organifation 
ber Zoll- und indireften Steuergemeinfhaft in 
die bundesftaatlihe Form umgegoffen wurde, 
ergab fi ein bis ins Detail bereits fertiges 
Finanzſyſtem für das neue ftaatlihe Gemein- 
weſen. 

Der VI. Abſchnitt der norddeutſchen Bundesverfafiung 
wurde vollftändig in die deutſche Reichsverfaſſung über- 
nommen. 

Darnadh beruht das Finanzſyſtemdes Reiches 
in der Hauptſache auf den Zöllen und indirekten 
Steuern, während den Einzelſtaatendas direkte 
Beſtenerungsweſen vorbehalten blieb. — 

Inſoweit das Reich Finanzquellen für ſich 
in Anſpruch genommen bat, iſt feine Geſetz— 
gebung eine die Einzelftaaten davon aus— 
ſchließende.? 

IV. Soweit Zölle, indirekte Steuern und Gebühren 
(deren Hauptbeſtandteil die Einnahmen aus dem Poſt⸗ und 
Telegraphenweſen bilden) nicht zur Deckung der finanziellen 


und des deutſchen Zollvereins. 
giebt Thu dichum: Verfaſſungs⸗ Tübingen 1870. 
recht des Norddeutſchen Bundes 8 Hänel StR. I, 378. 
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Bebürfnifje des Reiches ausreichen, verweift die Verfaffung 
eventuell 1. auf Reihsfteuern, 2. auf die fog. Matri- 
fularbeiträge (RD. Art. 70). 

Ein direktes Reichsſteuerſyſtem ift bis jeht nur infofern 
ausgebildet worden, als das Reich gewiffe Stempelab- 
gaben teild von den Einzelftaaten an fi genommen, teils 
neu für fi eingeführt bat (f. unten 8. 47). 

Im übrigen ift das Neih durch die Verfafiung auf 
Beiträge der Einzelftaaten, fog. Matrifularbeiträge, 
angemwiefen. Diefe Inftitution wurde in das Reich aus dem 
alten deutfchen Bunde übernommen. Diefelbe ift die korrekte 
finanzielle Ronfequenz des Begriffes Staatenbund:: wie Diefer 
jelbit fein Staat ift, jondern lediglich eine Sozietät mehrerer 
fouveräner Staaten, fo fehlt ihm auch die Finanzgemwalt, und 
fein Finanzſyſtem ift nur Sozietätswirtfchaft: die finanziefen 
Bedürfniffe des Staatenbundes werden gedeckt durch Bei- 
träge der Mitglieder des Bundes. Der Staatenbund kann 
begrifflich Feine eigene finanzgewalt, alfo auch feine eigenen 
Finanzquellen haben. ® 

Wenn demnad die Matrilularbeiträge das 
forrette Finanzfyftiem für den Staatenbund 
darftellen, fo folgt daraus ihre prinzipielle 
Unridtigleit für ven Bundesftaat. Der Bunbes- 








9 Laband bei Hirth 489: | trifularbeiträgevöllig aufgegeben, 
„Das Prinzip der Matrikular- | und fie find gewaltfam einge- 
beiträge ift ber prägnantefte|renft in ein ſtaatsrechtli 
Ausdrud der Bereindwirtfchaft." | Syftem, dem fie durchaus wider- 
A. A. Hänel IL, 375: „fie find | fprehen. Bel. auh G. Meyer 
unter feinem Geſichtspunkte VerwR. II, 396 ff.; v. Hedel 
»Sozietätöbeiträge«, jondern nur |in Conrads Handwörterb. IV, 
Steuern." Damit ift der Bifto- ! 1156 ff. 
riſche Grunddharalter der Maus: 
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ftant muß eigene Finanzquellen haben; er ift juriftifche 
Perſon, darf alſo auch finanzrechtlih nicht als Sozietät 
organifiert fein. Der Staatenbund fann begriff- 
lich keine eigenen Einnahmen haben; feine 
Einnahmen find immer Einnahmen der Bundes- 
glieder; der Bundesſtaat muß begrifflich eigene 
Einnahmen und nur folde haben.!? 

Diefe prinzipiellen Gefichtspunfte wurden ſowohl bei 
Beratung der norddeutſchen Bundesverfaſſung als aud 
fpäter immer anerlannt und die Matrifularbeiträge als 
„Notbehelf“ bezeichnet; der Wortlaut der Verfaſſung felbft 
bringt dies gleichfalls zum Ausdruck. Die Matrikular— 
beiträge follten nad der Reihsverfaffung nur 
einen proviſoriſchen Beſtandteil des Reichsfinanz— 
rechtes bilden. !! 


19 Darum hatte aud der | Bedürfnis ift bei der Herftellung 











Zollverein bis 1867 ftaateredht- 
lich Feine Finanzgewalt, auch 
feine „beichräntte”, wie Dies 
Laband a. a. D. 406 behauptet. 
Yutreffend Wagner 581; We- 
ttertamp 68, 72. Es wäre 
demnach auch prinzipmibrig, im 
Staatenbunde die „verbündeter 
Souveräne” privatredtlich ala 
„juriltiiche Perſon“ zu betrachten, 
wie dies Seydel a. a. D. 226 
für zuläffig hält. 

1 Fürft Bismard im Reichs⸗ 
tag (Sten. Ber. 1879, 927): 
„Das erfte Motiv, welches mich 
in meiner politifhden Stellung 
als Reichskanzler nötigt, für 
die Reform einzutreten, tft das 


der Reichöverfaffung fchon aner- 
fannt worden. Die Reichs— 
verfaffung fest vorand, 
daß der Zuftand der Ma: 
trifularbeiträge ein vor— 
übergehender fein werde, 
weldher fo lange dauern 
folle, bis Reichsſteuern 
eingeführt wären." „Es iſt 
für dad Reich unermünicht, ein 
läjtiger Koftgänger bei den Ein- 
zelftaaten au fein, ein mahnender 
Gläubiger, während es der frei- 
nebige Berforger der inzel- 
jtaaten fein könnte, bei richtiger 
Benugung der Duellen, zu 
welchen die Schlüffel durch die 
Verfaffung in die Hände des 


Bedürfnis der finanziellen Selb- | Reiches gelegt, bisher aber nicht 


ftändigfeit der Reichs. 


Diefes | benußt worden find.” 


„Dieſem 
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Die finanzredtliden Prinzipien der Reichöverfafiung 
baben jedoch eine hochwichtige Veränderung erfahren durch 
8.8 des ©. betr. den Bolltarif v. 15. Auli 1879 (RGB. 
207) (Antrag Frandenftein). Der damit betretene 
Weg ift weiter verfolgt worden dur $. 32 des Reichs⸗ 
ftempelgejege® v. 1. Juli 1881 bezw. $. 45 bes ©. v. 





Zuftand muß, glaube ih, ein Form diefer Art von Steuer- 
Ende gemacht werden, denn die crebun find nidt bloß im 
Matritularumlage ift ungleich | Nahre 1867, ſondern auch fpäter 
und ungeredht in ihrer Bertei- | wiederholt eingehende Erörte⸗ 


lung: 30« oder 100000 Bewohner 
von Thüringen oder Walded 
fönnen nidt ebenjo viel be 
zahlen an Watrilularbeiträgen 
wie 30- oder 100000 Bewohner 
von Bremen oder Hamburg. Tie 
Konfolidation des Reichs, der 
wir ja alle zuftreben, wird ge= 
fördert, wenn die Matrilular- 


beiträge dur Reichsſteuern er- | Und an anderer Stelle: 


fegt werden; fie würde aud) nicht 
verlieren, wenn dieſe Steuern 
fo reichlich ausfallen, daß die 
Cinzelftaaten vom Heich em- : 
pfangen, anftatt daß fie biäher 
in einer nicht immer berechen- 
baren und für fie unbequemen . 
Weiſe zu geben hatten.“ 

Abg. v. Bennniafen im 
seietag (Sten. Ber. 1879, 
2180): „Die Matrifularbeiträge ' 
find immer als cin Wotbebeli 
betraditet worden bis dahin, 
daß das Reich Selbft genug eigene, 
Einnahmen hätte aus Zöllen und 
Berbraudsfteuern anderen - 
Steuern zur Dedung fämtlicher ı 
Ausgaben. übe 
gende dieſer Einrichtung und 
über das Bedenkliche ber ganzen 


r das Ungenü-:ner I, 588 


rungen vorgelommen, und es ift 
d | darüber eigentlihd niemal3 ein 
3; eifel gewefen, daß man die 
Erbedung von Watrilularbei- 
träuen nur als Notbebelf ans 
fee, weil man bei den nidt 
genücend fließenden eig ar 
Einnahmen des Reiches fi 
Zeit nit anders heifen Tonnte.“ 
„Seit 
Jahren ift das ein feiter poli- 
tiiher Blan (die Matrikularbei⸗ 
träge zu beieitigen), daraus her- 
vorgebend, daß es nicht gleidh- 
gültig ift in einem Bundesftaate, 
ob die Reichsgewalt felbft mit 
den nötigen TFinanzmitteln aus- 
eftattet ift, welche ihr überwiefen 
And und nur für fie fließen oder 
ob fie auf den auten Willen der 
Einzelftaaten, allerdings mit dem 
verfaffungsmäßigen Anfprud 
angewiefen ift, Das , was 


ihr fehlt, bei den Einzelfiaaten 


zu erheben“. — r die volks⸗ 
wirtichaftlicdden Bedenken gegen 
ı die nteienlarbeiträne A.Wag- 


628 und die oben 
zit. Äußerungen ded Yürften 
 Bismard. 
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27. April 1894 und $. 39 des Branntweinfteuergefehes v. 
24. Yunt 1887. „Unter den Unebenheiten, melde 
die Reichöverfaffung aufweiſt, ift Die hervorragendſte 
und bemerfenswertefte die, daß, während auf 
allen anderen Gebieten das bundesſtaatliche 
Prinzip obmwaltet, die Finanzwirtſchaft des 
Reiches von dem föberaliftiihen" — dem ftaaten- 
bundliden -— „Prinzip beberrfht wird“ 
(Zaband). ?? 

Nah RB. Art. 70 dienen, neben anderen Yinanzquellen, 
„zur Beftreitung aller gemeinfhaftlihen Ausgaben” — — 
„Die aus den Zöllen, den gemeinſchaftlichen Verbrauchs⸗ 
fteuern — — fließenden gemeinfchaftlichen Einnahmen.” Nur 
„infomeit diefelben, d. i. Die Ausgaben durch diefe Einnahmen 
nicht gededt werben, find fie — — durch Beiträge der 
einzelnen Bunbesftanten — — aufzubringen.” Zum Zwecke 
der Durchführung des in Art. 70 feftgeftellten Finanz- 
ſyſtemes fchreibt AB. Art. 88 vor: „Der Ertrag der 
Zölle und der anderen in Art. 85 bezeichneten 
Abgaben — — fließt in die Reidhsfaffe. 
Diefer Ertrag beftehbt aus der gefamten von den 
Zöllen und den übrigen Abgaben aufge: 
fommenen Einnahme nad Abzug 1. der auf Geſetzen 
oder allgemeinen Verwaltungsvorſchriften beruhenden Steuer- 


» A. A. Hänel StR. L,|durh den Beitritt der füd- 
368 ff., dem grundſätzlich deutſchen Staaten entftandenen 
durchaus beizuflimmen ift; leider | „Unebenheiten“ (Bofterträgnifie, 
aber ift ber richtine Grundfat | Braufteuer 2c.) vermeifl. Diele 
in ber Reiheipeninlgejehgebung Unebenheiten hätten ſich immer- 
völlig verlaffen worden. OR .|bin ausgleiden laſſen; das 
auch G. Meyer VerwrR. II, | ftantörechliche Verhängnis bildet 
397, der auch auf bie anderen, | die „Franckenſteinſche Klaufel.” 
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vergütungen und Ermäßigungen, 2. der Rüderftattungen 
für unrichtige Erhebungen, 8. der Erhebungs- und Ber- 
waltungstoften”, welch’ letztere dann im einzelnen fpezia- 
liftert werden. 

Dem gegenüber jchreibt 8. 8 Ab. 1 des Tarifgefeges v. 
15. Suli 1879 vor: „Derjenige Ertrag der Zölle 
und der Tabakfteuer, welder die Summe von 
130 000 000 Mark in einem Jahre überfteigt, tft 
ben einzelnen Bundesftaaten nah Maßgabe 
der Bevölferung, mit welder fiezuden Matri- 
fularbeiträgen herangezogen werden, zu über: 
weifen” Der Ertrag der Verbraudsabgabe 
von Branntwein, fomwie die fog. Börfenfteuer 
fließen ganz den Einzelftaaten zu.'® 

Über das ſtaatsrechtliche Verhältnis dieſes $. 8 zu den 
Art. 88 und 70 der RB. haben im Reichstag hodhinterefjante 
Debatten ftattgefunden. 1% 

Ungweifelhaft ändert $. 8 fomohl den Art. 38 als den 
Art. 70 der Berfafiung ab: 1° nad der Berfaffung fließt 





18 S. die oben zit. Gefetes- | Ten (Sten. Ber. 1879, 2180 ff.) 
vorſchriften. aus. Daß 8.8 eine Verfaſſungs⸗ 

14 Man vgl. die die Beratung änderung enthalte, erklärten 
des neuen Ken einleitende | ferner Befeler, Boretius: 
Nede des Fürften Bismard,| dagegen ſprachen ſich aus Fürit 
aus welcher oben die hier ein: | Bismard, Böll, Gneiit, 
fhlagenden Hauptftellen mit» | Hölder, Hänel. Im SM. 
eteilt murden. Sten. Ber. |I, 383 f. findet Hänel in diefen 
879, 927 ff., ferner die Rede | Beftimmungen eine „Anderung 
des Minifter8 Hobrecht, a. a. der Verfaſſung“, da „eine Do— 
D. 964 ff., weiter die Spezial» | tation der Einzelftaaten dur 
beratung über ben $. 8, Sten. das Neid) außerhalb der Ber- 
Ber. 2177 ff. faffung liegt”. ©. Weyer 

15 Dies führte im Neidhätag | Bernmf. II, 398* bejaht gleich- 
befonder8 ber Abg. v. Bennig-| falls die Frage der Verfaſſungs⸗ 
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der gejamte Ertrag der Zölle in die Reichskaſſe, nad 
dem Tarifgefeh nur der Betrag von 130 Millionen Marl. 
Zwar erheben die Einzeljtaaten den diefe Summe über- 
fteigenden Betrag auch jett nicht für fich direkt, 1° ſondern 
müffen auch diefen formell an die Reichskaſſe abführen, 
er bat aber für die Reichsfaffe nur rechnerifche Bedeutung 
und fließt kraft Geſetzes an die Einzelftaaten zurüd. Wäh— 
rend nad der Verfaffung alle Zolleinnahmen der Reichs⸗ 
fafje zum Zwecke der Beftreitung der Reichgausgaben über- 
wiefen werden müffen, ift dies jet nur mehr bezüglich 
des Betrages von 130 Mil. Mark für Zölle und Tabal- 
fteuer der Fall; auf den Mehrbetrag haben die Einzel- 
Staaten gejeglichen Anſpruch, und das Geſetz ſchreibt keines⸗ 
wegs vor, daß gerade aus diefem Mehrertrag die Matri- 
Tularbeiträge bezahlt werden müſſen, und noch meniger, 
daß die Reichskaſſe fofort aus dem Mehrbetrag die Matri- 
fularbeiträge der Einzelftanten abziehen dürfe und nur den 
dann noch verbleibenden Reft herauszugeben habe. !7 


änderung, mweift aber dem $. 8 Reihsihubamt berechnet nad 
jelbft nur den Charakter einer | dem Gelamterträgniß dieſer 
en ——— tm Steuern diejenigen Summen, 
oben 3 welche den einzelnen Bundes⸗ 
nrichlig abi. — ſtaaten zu überweiſen ſind, und 
2202: „Bon nun an zieht hiervon wieder den auf die 

eeheben. bie Einzeljtanten diefe | betreffenden Staaten fallenden 
Gelder nicht bloß (?!) alS Be- | Matrikularbeitrag ab. Nach dem 
auftragte des Reiches, jondern | Refultat diefer Pin- und Her⸗ 
zugleihd (21) mit dem Recht, | rechnung ergiebt fi, melde 
zurüdzubehalten, was 130 Mil. | Beträge der Einzelftaat an die 
ME. überfteigt”, und an anderer | Reichäfaffe zu zahlen oder aus 
J u "a bat.“ Dies 


Stelle: fie Erwerben das Eigen⸗ 
thatſächliche Ver— 


tum für ſich und nicht für das 


ei 
iigaband I, 935. ‚Das|” 
Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 44 
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An Stelle der verfaffungsmäßigen Vorſchriften find 
jest vielmehr folgende Rechtsſätze getreten: 

1. Der Ertrag der Zölle und der Tabaks— 
fteuer fließt mit 130 Millionen Mark in bie 
Reichſskaſſe; der Mehrbetrag muß an die 
Einzelftaaten hinausbezahlt werden; der Ertrag 
der Branntwein » Berbrauchgabgabe ſowie der fog. Börfen- 
fteuer fließt ganz in die Kafjen der Einzelftaaten, und diefer 
Sat ift überdies noch bezüglich der erfteren Steuer für 
die drei ſüddeutſchen Staaten Ausnahmsreht im Sinne 
von AB. Art. 78 Abf. 2. 1° 

2. Soweit die dem Reiche nach Maßgabe der 
Berfaffung, bezw. des Tarifgejeges übermie- 
fenen Einnahmen nit zureiden, find Matri- 
fularbeiträge zu erheben,‘ nah Maßgabe ber 
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18 BranntwStG. 8. 47 Abf. 
3, dazu Hänel StR. I, 403. 

19 Dies ift das juriftifche 
Berhältnis, wie es fi aus den 
vorhandenen Gelegesbeftimmuns. 
gen ergiebt. Allerdings erklärte 
auch Fürft Bismard (2198 ff.): 
„Es ift alles auf dem Wege der 
Abrehnung gemacht worden. 
Diefer felbe Weg der Abrech— 
nung foll auch ferner befchritten 
werden bei Annahme des Fran- 
denfteinihen Antrages. Die 
eventuelle Übermeifung zunächſt 
an die Neichdlafle wird ver- 
faffungsmäßig nad) Art. 38 ftatt- 
finden. Bon da wird nad) dem 
Text des Franckenfteinſchen An- 
trages eine Überweifung an die 
einzelnen Etaaten aus der Reichs⸗ 
kaſſe ftattfinden. Das Reich wird 


alfo vermöge eined Geſetzes, 
welches es ſich feldft giebt, eine 
ftändige Ausgabe in fetnem Bud⸗ 
get aufzunehmen haben, deren 
Betrag den einzelnen Staaten 
zur freien Verwendung zu- 
fließt. Es bedarf daher auch 
nicht der Art. 70 der Berfaflung 
einer Anderung, welder ver. 
langt, daß zunädft die Über- 
qufe zur Verwendung kommen 
ollen, da die Überſchüſſe fi 
erft dann ergeben, wenn alle 
YAutgaben beitritten find, und 
wenn das Reich fich eine Aus- 
Done gejeglich auferlegt, mag fie 
Ur das Germanifhe Muſeum, 
mag fie für die Gefamtheit der 
Einzelftaaten votiert werben, fo 
muß immer diefe Ausgabe erft 
geleiftet werden, ehe Überſchüſſe 
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ortdanwejenden Bevölferung ohne Rüdfiht auf Staats- 
angehörigfeit; die Feftfebung erfolgt durch das 
Budgetgeſetz, nah Maßgabe deſſen die Erhebung 
duch den Reichskanzler gefchieht; eintretenden Falles könnte 
auch ein Teil der etatömäßigen Matrifularbeträge uner- 
boben bleiben. 

Zunädft fragt fih: ift die oben nachgewieſene Ver— 
fajlungsänderung überhaupt in Rechtskraft getreten, da die— 
felbe ledigli durch einfaches Geſetz erfolgte? Diefe Frage 
ift, wie früher ausgeführt, 20 zu bejahen ;2! die Verfaſſung 
fchreibt für Verfaſſungsänderungsgeſetze feine beftimmte 
äußere Form vor und thatſächlich ift eine ſolche auch nie- 
mals beobachtet worden. An der Gültigleit der die Verfaſſung 
abändernden Beitimmung des Tarifgeſetzes befteht fomit, da 
diefelbe unzweifelhaft nach Maßgabe von AB. Art. 78 Abf. 1 
zu ſtande kam, ein juriftifch begründeter Zweifel nicht; 
damit tft diefe Beftimmung aber felbit Be- 
ftandteil der Verfaffung geworden und fünnte 
nur nah Maßgabe der für VBerfajfungsände- 
rungen geltenden Vorſchriften wieder abge- 
ändert werden. *? 


entiteben können. Wir baben|im Reichstag in ausführlicher 


alfo unſererſeits die Neichäver- 
faflung in allen ihren Artifeln 
für uns, und die Berlegung, die 
in der Dreife vielfach behauptet 
wird — ich weiß nicht, ob aud) 
heute in den Reden —, beitreiten 
wir und gemwärtigen den Beweis, 
der bisher nicht vorliegt.“ 
20 S. Bd. 1, 32. 


21 PVerneint wurde dieſelbe 


Deduktion durch den Abg. Be» 
feler 2189 ff. 

©. oben Br. I a. a. O. 
A. U. die fämtliden Redner 
im Reichstag, die Überhaupt eine 
Verfaflungsänderung annabmen, 
fo v. Bennigfen 2185 und 
befonder8? Bejeler a a. D., 
ebenfo die Schriftfteler: G. 
Meyer II, 398*. 

44 * 
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Von einer bloß „rechneriſchen“ Bedeutung 
des F. 8 des Tarifgeſetzes und der ihm nach— 
gebildeten Vorſchriften kann ſomit ſtaats— 
rechtlich nicht die Rede fein;?? derſelbe ändert 
zwei hochwichtige Artikel der Verfaſſung ab 
und erhebt die bei Aufrichtung der Verfaſſung 
nur als Notbehelf angenommene Inſtitution 
der Matrikularbeiträge zu einem integrieren— 
den Beſtandteil des Reichsfinanzſyſtemes.?“ 
Daß andererſeits durch jenen $. 8, bezw. den neuen Zoll⸗ 
tarif die Matrifularbeiträge infofern befeitigt wurden, als 
das Reich den Einzelftaaten die zur Bezahlung derſelben 
nötigen Summen nunmehr felbft liefert; daß weiterhin 
jener $. 8 der Reichgeinheit infofern dient, als dur den= 
jelben, bezw. durch das Zolltarifgefeb überhaupt, das 
Finanzweſen von Reid und Einzelftaaten zu einer that» 
fählid und juriſtiſch fchmerlih mehr zu fondernden Ein- 
beit verbunden mird, 25 ift nicht in Abrede zu ftellen: 
und fo bat der viel umftrittene Antrag Frandenftein auf 
die Dauer gerade das Gegenteil von dem bewirkt, was bie 
Abfiht des Antragfteller® war; die Beftimmung fcheint 


= v. Treitfhle a. a. D. doch wohl allzu ſehr auf die 
2355 bezeichnet die Frage als | leichte Achfel genommen. 
„eine jener juriftiihen Spik | 4 Richtig v. Bennigfen a. 
findigfeiten, welche nach deutfcher |a. D. 2182. 
Unfitte in unferem Parlamenta- | 26 Diefen (allerdingd nicht 
rismus eine nur zu verhängnis- | unmittelbar ſtaats rechtlichen) 
volle Rolle gneipielt Baben, eine Geſichtspunkt betonte fehr richtig 
Spipfindigleit feiner, unfindbarer ; der Abg. Laster a. a. D. 2205. 
noch, als die Streitfragen der! Daß der Abo. v. Bennigjen 
ußiſchen Konfliktszeit dereinft | dieſen Gefichtspuntt ganz unge» 
en“. Damit ift die ftaatd- : würdigt ließ, war jedenfalls ein 
tlihe Bedeutung des $. 8 ſehr großer Fehler. 
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äußerlich betrachtet partifulariftiih und wirkt rein zentra- 
liſtiſch. 36 

Der in diefe bis zur Unverftändlichkeit Eomplizierten 
und den Grundlagen unferer Reichsverfaſſung wider: 
jprechenden Rechtsformen gebrachte thatjächlihe Zuſtand 
der Reichsfinanzen ift nach dem Etatögefeh für 1896/97 
folgender: 

1. Die Matrifularbeiträge find eingeftellt mit 410 605 880 
Mark bei einem Gejfamtbetrag von 1255318264 Marf 
des Etats; fie betragen ſomit cirfa 1/s der Reichsein⸗ 
nahmen. 

2. Unter der Bezeihnung „Überweifungen an 
die Bundesftaaten” ift als Pof. Kap. 68a der Be- 
trag von 387472000 Mark als Erträgnis der Zölle und 
Tabaffteuer über 130 Mil. Marf, der Branntwein-Ver- 
brauchsabgabe und der fog. Börfenfteuer eingeftellt. 

Es befteht aljo dermalen immer nod eine Differenz 
von cirfa 23 Mil. Markt, um welche die Matrifularbei- 
träge die Übermweifungen überfteigen (in Wirklichkeit ſcheint 
allerdings durch Mehreinnahmen gegenüber dem Etat das 
Verhältnis umgekehrt zu fein). 

Diefer verwirrte Zuftand ift neueftend noch verwirrter 
geworden dur dad G. v. 16. April 1896 (NGB. 103), 
welches folgende tranfitorifche Beftimmungen giebt: 1. Für 
das Ctatsjahr 1895/96 fließen aus den Zöllen und der 
Tabaksſteuer ftatt 180 Millionen 143 Millionen Marf 
ans Reid; 2. die Überweifungen für 1896/97 find, info- 
weit fie die Matrifularbeiträge überfteigen, zur Hälfte für die 





| Bebeutung des ; 8 f. beſonders 
36 ber die budgetrechtliche | Zaband StR. II, 986 f., 950. 
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Reichskaſſe zurüdzubehalten; 3. die aus Ziffer 2, fomie bie 
aus Ziff. 1 mit 13 Millionen fi ergebenden Beträge 
find zur Verminderung der Reichsſchuld in der vom Gefeh 
direft bezw. gemäß den durch das Etatögefeh getroffenen 
Beftimmungen zu verwenden. 

VI. Das Reid ift befugt, diejenigen Aus— 
gaben zu leiften, die ihm kraft der verfaf- 
fungsmäßig zugemiefenen Kompetenz ob- 
liegen.““ Die näheren Feftfegungen hierüber trifft der 
aljährlih zu erlafiende Staatshaushaltsetat. Ausgaben 
für Zwecke, die außerhalb der verfafjunggmäßigen Kom- 
petenz des Reiches liegen, find als Berfaffungsänderungen 
ad hoc zu betraditen, es fei denn, daß fie fi als eine 
Liberalität darftellen, wie die Ausgaben zu künftlerifchen, 
wifjenfhaftlihen u. dergl. Bweden. Die Ausgaben find 
aus der allgemeinen Reichskaſſe zu beftreiten. Doch be- 
ftehen bier folgende Befonderheiten in betreff einzelner 
Bundesglieder,?s die in der Berechnung der Matrilularbei- 
träge zum Ausbrud fommen: 

1. Preußen bezahlt an die Reichskaſſe eine beftimmte 
Summe für die Wahrnehmung feiner ausmärtigen Ange- 
legenheiten dur das Auswärtige Amt des Reiches ; 

2. Bayern erhält aus der Reichskaſſe einen Betrag für 
die Vertretung der diplomatiſchen Reichgorgane durd feine 
eigenen Organe; Bayern, Sachſen und Württemberg wird 
ferner da, mo fie eigene Geſandtſchaften unterhalten, ein 


7 Hänel I, 380, 422; La-| # Hänel I, 381 f., 385 ff., 
band IL, 327ff.; ©. Meyer |404 fi. 
VerwR. ir, 401 ff. 
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verhältnismäßiger Abzug an den Koften für die Reichs- 
geſandtſchaften berechnet ; 

3. Bayern und Elfaß-Lothringen tragen nicht bei zu 
den Koſten des Bundesamtes für Heimatsweſen, Bayern 
auch nicht zu denjenigen für die Reichsnormalaichungs⸗ 
fommiffion, fowie nur einen geringen Bruchteil für das 
Reichseiſenbahnamt, endlich gleichfall3 nur ausnahmsweiſe 
für den Reichsrechnungshof; für leßtere Behörde hat anderer- 
jeit3 Eljoß-Lothringen höher beizutragen ; 

4. Bayern und Württemberg bezahlen in die Reichs— 
fafje einen beftimmten Betrag als Erjag der Poft- und 
ZTelegraphengefälle, die bier in die Landeskaſſe fließen; ein 
verhältnismäßiger Abzug wird ihnen berechnet für bie 
Berzinfung der Poſt- und Telegraphenanleihen, fomwie für 
die Verwaltungstoften ; 

5. das Gleiche gilt für Bayern, Württemberg, Baden, 
Elſaß⸗Lothringen hinſichtlich der Braufteuer, ein ent- 
ſprechender Abzug erfolgt rüdfichtlih der Koften für die 
Kontrolle ; 

6. das Gleiche gilt für die Zollexklaven hinfichtlich 
der Zölle und ſämtlichen Verbrauchsſteuern; dag „Averſum“ 
wird berechnet nach den Bollerträgen pro Kopf der Be- 
völkerung, für die ſtädtiſche Bevölferung von Bremen und 
Hamburg mit einem Zuſchlag von 5 Mark pro Kopf. 

VI. Das Reid als juriftifhe Perſon des 
öffentlihden Rechtes iſt auch Privatredt3- 
fubjeft: Neihsfistug.? 


#9 Laband IL 801 ff.; Hä- 
neLl, 364; G. Meyer Permf. 
I: ‚808; Mandry Der zivil- | 





le ru der Reichs⸗ 
ıg® ſetze 4, 201; Dern- 
urg uk Privatrecht 8. 57. 
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Die Verfaſſung ſpricht nicht vom Reichsfiskus, ſondern 
nur von der „Reichskaſſe', von „gemeinſchaftlichen“ Ein- 
nahmen und Ausgaben, mas im Zufammenhang mit den 
aufrechterhaltenen Matrikularbeiträgen zur Annahme der 
Staatsform des Staatenpundes für das Deutfche Reich 
verleiten fünnte, denn der Staatenbund hat feinen felb- 
ftändigen Fiskus und kann begrifflich feinen ſolchen haben. 
Daß das Reich aber diefe Staatsform nicht hat, wurde 
früher nachgewiefen.2° Aus der dem Reich zulom- 
menden Staantsform des Bundesftaates er- 
giebt fib mit logifher Notmwendigfeit das 
Borhandenfein eines Reichsfiskus in Be- 
ziehung auf diejenigen zivilredtlihen Ver— 
bindlidfeiten, welde aus der Berwaltung 
von Reichsbehörden oder von Landesbehörden 
im QAuftrage des Reiches entftehen.®! Die 
Neichögefeggebung bat dies nur zögernd anerkannt, zuerit 
in den ©. v. 4. Juli 1868 (NGB. 433), welches in 
F. 1 von „Bundeseigentum” ſpricht und damit einen 
Bundesfisfus vorausſetzt, ſodann weiter in dem G. v. 
1. Juni 1370 (BGB. 312) 8.2 Abſ. 3, die Abgaben von der 
Flößerei betreffend. 2? Erſt durch das hochwichtige ©. v. 
25. Mai 1873 (RGB. 113)°° wurde die Frage definitiv 


Schulze D. StR. 577: der vermögensrechtliche Perfönlichkeit 
Reichsfiskus „mar von felbft | des Reiches (Raband 410), fon- 
gegeben“. Über den Zuſtand |dern eine Folge derfelben. 

vor dem ©. v. 25. Mai 1873| 30 Bo. 1, .4. 

ſ. Seydel a. a. D. 227. La- °1 Laband II, 808 f. 

band bei Hirth 408 ff. Daß #2 Laband bei Hirth 411; 
dag Reich allein für Reichsſchul⸗ Seybel 228. 

den haftet ift übrigens nicht ein S. über dasſelbe unten 
Grund für ;die felbftändige | S. 700 ff. 
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außer Zweifel geftellt. Der Reichsfiskus?“ ift auch hin- 
fihtlih des Gerichtsftandes jet umter einheitliches Recht 
gebracht; „der allgemeine Gerichtsſtand des Fiskus wird 
durch den Sit der Behörde beftimmt, welche berufen ift, den 
Fiskus in dem Rechtsſtreite zu vertreten” (ZPO. 8. 20).85 
Sm übrigen dagegen gelten binfichtlich der rechtlichen Be- 
urteilung, insbefondere der Privilegien des Reichsfiskus die⸗ 
jenigen Beitimmungen, welche in den einzelnen Staaten für 
den Landesfiskus an dem Amtöfige der zur Vertretung des 
Fiskus berufenen Behörde gelten, insbeſondere hinfichtlich der 
Befreiung von Steuern?® und fonftigen dinglichen LZaften, ®7 
eine Inkongruenz, welcher auch das deutſche Zivilgefeh- 
buch fein Ende bereitet hat; etmaige Abänderungen bes 
Zandesrechtes Hinfichtlih der Rechtsverhältniſſe des Fis— 
{us ergreifen demnach ohne weiteres aud den Reichs⸗ 
fisfus. — Die Unterfdeidung von verjchievenen Arten des 
Fisſskus (Poft-, Marine u. ſ. w. Fiskus) iſt vechnerifch 


% fiber die Einheitlichleit des |v. 25. Mai 1873, 8. 1, Abſ. 2; 
Reichäfistus als felbftverftänd- | diefer 2. Abſatz bezieht fih auf 
liche Konfequenz der Einheit des |da8 gejamte NReichdeigentum 
Staat3begriffes f. Laband II, im Gegenfat zu dem fonftigen 
802; über die hierher gehörigen | Inhalt des Geſetzes, welches nur 
Spezialvorfhriften Hänel I,|die aus dem Landeseigentum 
366. in das Neichdeigentum über- 

35 Dadurch ift 8. 1, Abf. 3 | gegangenen Gegenttände betrifft. 
des ©. v. 25. Mai 1873 erfegt. | Laband II, Bl4f. bei Hirth 

8 S. über diefe fchmierige |All; Seydel 236 ff. Die pro- 
und ftreitige Frage Laband LU, | zefiualiihen Vorrechte f. bei 
815; völlige Steuerfreiheit des | Laband IL, 813. Die Steuer- 
Reiches fordern Hänel StR I, | freiheit der Reichsbank folgt übris 
867; ©. Meyer VerwR. II, gens nicht aus dem allgemeinen 
309*, StR. 625%. Brinzip der Steuerfreibeit des 

87 Bol. die fpezielle Anmen- Reichsfiskus. 
dung dieſes Grundfaßes in ©. 
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notwendig, befteht aber nicht im redhtliden Sinne. — Die 
Reichsbank bildet feinen Beftandteil des Reichsfiskus (f. oben 
©. 350); die befonderen in Reichöverwaltung ftehenden, 
aber felbftändig fonftituierten Stiftungen, wie die Kaiſer⸗ 
Wilhelm-Stiftung, die Generalftab3-Stiftung, u. a. eben⸗ 
falls nidt. 

Die Abgrenzung zwifhen Reich und Einzelftaaten in 
betreff des Fiskus ergiebt fih aus der Abgrenzung ber 
allgemeinen Verwaltungsfompetenz: der „Poſtfiskus“ ift 
demnah in Bayern und Württemberg Landes, im übrigen 
Reichsfiskus; der „Zolfisfus" iſt Landesfiskus; ebenfo 
wäre es demgemäß der „Militärfisfus” , da die Militär- 
verwaltung grundſätzlich den Einzelftanten verblieb und 
nur lonventionagemäß auf die vier durch die Sriegd- 
minifterien repräfentierten „Sontingente” reduziert wurde. 
Diefer zwar verfafjungsgemäße, aber höchſt wunderliche 
Zuftand, daß der weitaus größte Poſten des Reichs— 
etat? durch Landesfisci verwaltet werde, bat jedoch 
durch das ©. v. 25. Mai 1873 eine grundfäglide Ab- 
änderung dahin erfahren, daß der „Militärfiskus“ pezial- 
geſetzlich als Reichsfiskus erklärt wurde. Es geſchah 
dies zunächſt auf dem Umwege, daß alle Mobilien und 
Immobilien der Mililtärverwaltung, ſowohl die neu zu be- 
Schaffenden mie die vorhandenen als im Eigentume des 
Reiches jtehend erflärt wurden. Damit entitand der, Reichs⸗ 
militärfiskus“, in deflen Namen dann weiterhin auch alle 
Berträge abgeſchloſſen wurden. Daß durch diefe auf dem 
Spezialgefeg vom 25. Mat 1873 beruhende Entwidelung 
eine Abänderung der Reichsverfaffung erfolgte, ift unleug- 
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bar. Nur für Bayern wird auch dermalen noch ber 
Militärfiskus als Landesfiskus betrachtet. 3° 

VIII. Das Kaffenwejen des Reiches?? Tonzentriert ſich 
in der Reichshauptkaſſe, früher Generalkaſſe des 
Norbdeutfhen Bundes, melde vom Reichsſchatzamt reſſor⸗ 
tiert, 40 

Nah dem Bankgeſetz muß die Reichabant alle Zah— 
lungen des Reiches annehmen und ebenfo foldde bi® auf 
Höhe des Reichsguthabens leiften.*! Demgemäß wurde 
beftimmt, daß die Reichsbankhauptkaſſe ala Reich&haupt- 
falle zu fungieren babe, und alle Zahlungen für das Reich 
an diefe Kaffe zu zahlen fein. Die Reichsbankhauptkaſſe 
hat jedoch in ihrer Eigenfchaft ale Reichshauptkaſſe felb- 
ftändige Buchführung zu pflegen und wurde zu Diefem 
Zwecke mit einer bejonderen Geſchäftsabteilung auögeftattet, 
Alle amtlichen Ausfertigungen der Reichshauptkaſſe müffen 
die Unterfchrift des Vorſtehers dieſer Geſchäftsabteilung 
oder feines geordneten Vertreters und die Unterjchrift eines 
derfelben angehörigen Buchhalters tragen, Duittungen über- 
dies noch außerdem des betreffendem Kaffterers. *? 

Mit den Einzelftaaten findet monatlihe Abrechnung 
ftatt. *® 


se S. hierher Laband II, Danbbuc of d. Deutiche Reich 
804 ff., beſonders auch über die 1836, S 
Stellung des Reichsgerichtes — Va. v. 21. Januar 
Gr v. 9. März 1883 Entid. 1868 (BGB. 1), d; oa. v. 1. 
X, 148) zu der A |. ferner uni 1871 (ROB. 1 26). 
Meyer VerwR “ Santo. 8. 22. BankSt. 
Hänel StR. J,511ff., 9 5135) 8. ‚u. . oben 8. 3. 
28, : RR... Dez. 1875 

3? Bol. den anonymen Artikel —* 821). 
„Staatskaſſenverwaltun Tr. inv.| #3 Dal. den angef. Art. in 
Holgendorfts RLex. I 751.|v. Holgendorffs RLex. III, 752. 
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8. 45. 
Die einzelnen Sinanzqueſſen des Reiches. 
Il. Pas Reichsſsvermögen.“ 

Das Deutfche Reich erfreute jih nad feiner Gründung 
nicht eines großen Domanialvermögens, mie dies 3. 3. 
bei Preußen der Fall iſt. Trotzdem ift dermalen bereits 
das Reich Eigentümer eines fehr bedeutenden Vermögens- 
fompleres, deſſen einzelne Stüde teilmeife zu unmittel- 
barer Benußung, teilweife dur ihre Erträgniffe zur 
Dedung der finanziellen Bedürfniffe des Reiches dienen. 
Man kann volfswirtfchaftlid nad diefen beiden Gefichts- 
punkten das Staatsvermögen einteilen in Berwaltung3- 
und Finanzvermögen; ſtaatsrechtlich dürfte jedoch dieſer 
Unterfcheidung eine erhebliche Bedeutung nicht zukommen. ? 

Die einzelnen Beitandteile des Reichsvermögens find: 

1. diejenigen Mobilien und Immobilien, 
welde ſeit Aufridtung des Norddeutſchen 
Bundes zur Erfüllung der Staatszwecke des 
Gefamtftaates angefhafft wurden;? bei der Um- 
wandlung des Norbdeutichen Bundes in das Deutfche Reich 
wurde ber Übergang aller von der norbdeutfchen Bunbes- 
regierung befchafften Mobilien und Immobilien auf das 
Reich als felbitverftändli” angenommen ; 

2. biejenigen Mobilien und Immobilien, 





1 Zaband II, 816 ff.; G. von ganz verfchiedenen Regeln 
Meyer VerwR. II, 310 ff. ‚ beberrfcht werden“. 

2% N. Laband bei Hirth‘ * — z. B. ©. v. 14. Juni 
412 und StR. IL, 816, der an- 1873 (XGB. 138), v. 28. Mai 
nimmt, daß beide Kategorien 1877 (RGB. 500), v. 8. März 
„jowohl in eher al3 | 1878 (RGB. 6), v. 15. Mai 
finanzwiſſenſchaftlicher Hinſicht 1879 (KGB. 139) u. a. m. 
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welche außerdem „Dem dienftliden Gebraude 
einer verfaffungsmäßig aus Reihsmitteln zu 
unterbaltenden Bermaltung dienen“. 

Diefer Rechtsſatz fand definitive Anerkennung durch dag 
wichtige ©. v. 25. Mai 1873 (RGB. 113) „zur näheren 
Feſtſtellung der Rechtöverhältniffe rüdfichtlih derjenigen Ge- 
genftände, welche zum dienſtlichen Gebraudhe einer verfaffungs- 
mäßig aus Reichsmitteln zu unterhaltenden Verwaltung be- 
ftimmt find”, melches den Anlaß zu hodintereffanten De- 
batten im Reichstage bot. * 

Durh die Aufrihtung des Geſamtſtaates waren eine 
Reihe von Verwaltungszweigen an die Zentralgemwalt über- 
wiejen worden, welche mit einem ſehr umfaffenden Apparate 
an Mobilien und Immobilien außgeftattet waren, fo das 
Auswärtige, Poft und Telegraphie, Militär und Marine. 
Diefer gefamte Apparat, welcher bi dahin den Einzel- 
Staaten zu Eigentum gehört hatte, wurde thatfächlich zugleich 
mit den betreffenden Verwaltungszweigen vom Gefamt- 
ftaate übernommen. Das zivilrechtlihe Verhältnis dieſer 
Bermögensftüde aber bot in Theorie und Praxis die größten 
Schwierigkeiten, da weder die Verfaffung noch die Spezial- 
gefetgebung des Reiches bis zum 25. Mai 1873 eine Baſis 
zu deſſen Feſtſtellung lieferte. ° | 

Die verbündeten Regierungen nahmen laut wiederholt 
abgegebener offizieller Erklärung an: die Mobilien feien in 


* Sten. Ber. 25ff., 355 ff., | vor Erlaß des Sejeted), det 
491. Anlagen Nr. 6 (Motive), StR, II, 826 ff. Hänel J, 36 
Nr. 51 (Kommiffionsbericht), ° Über die in veiracht — * 
Nr. 53, Rt S Vgl. dazu | menden Berwaltungdzweige La - 
Seybel a. a. D.331f.; ferner | band IL, 829. 
Zaband 422 fi (aus der Zeit 
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das Eigentum, die Immobilien dagegen mır in 
dauernde und unfündbare Nutzung des Reiches über- 
gegangen, während das Eigentum an letzteren den Einzel- 


ftaaten verblieben fei.® 


6 Bol. die Äußerungen des 
Minifter8 Delbrüd im Reichs— 
tage Sten. Ber. 1873 22: „Die 
Bunded- und KReichäverfafiung 
hat dem Bunde und Reiche eine 
Reihe wichtiger Bermwaltungs- 
zweige übertragen; der Bund und 
dad Neih wurden in Beziehung 
auf die Ausübung diefer Ver⸗ 


unter den Bundesregierungen 
des Norddeutfhen Bundes fehr 
bald ein Einverftändnig darüber, 
daß die beweglichen Gegen- 
ftände, welche in der bezeichneten 
Weife an den Bund übergegangen 
waren, in der That auch in das 
Eigentum des Bundes über- 
gegangen Seien.” — — — „Sehr 


waltung der Univerjalfuccefjor | viel fchwieriger war die Frage, 


der einzelnen Bundesſtaaten. Es 


wie e8 mit den Immobilien, mit 


bat darüber niemals ein|den Grundftüden ftehe, weiche 


Zweifel beftanden, 


daß, von ben Verwaltungen 


ber ein- 


indem die einzelnen Bun - | zelnen Staaten in ben Befik des 


desftaaten dieſe Verwal— 
tung an das Reich ab- 
traten, fiedem Reihe aud 
überlaffen batten die— 
jenigen bemeglihen und 
unbeweglihen®egenftände, 
welde ſich bisher im Be- 
fig der einzelnen Staaten 
befanden und nunmehr 
denan den Bund oder dag 
RKeihübergegangenen Ber- 


eih8 übergegangen waren. 
waren — und ich bin felbft in der 
Lage gewefen, diefe Auffaflung 
in dem norddeutſchen Reichs⸗ 
tage wiederholt auszuſprechen — 
ed waren Bedenken, uud der 
Reichsverfaſſung ohne weiteres 
die Konſequenz berzuleiten, daß 
diefe unbeweglichen Gegenftände, 
die ihrer Natur nach dem Ber- 
brauche nicht unterliegen, ohne 


waltungen zum Zweck die- | mweitered in das Eigentum bes 


fer Verwaltung zufielen. 


Es Hat, wie gefagt, Darüber ein | folange 


Zweifel nicht beftanden, und e3 
fonnte ein Zweifel nicht be- 
ftehen, denn es märe gerabezu 
widerfinnig gewejen, die Ber- 
maltung an die Gemeinfchaft 
abzutreten ohne den Apparat, 
der zur Führung diefer Ber- 
mwaltung nötig if. Es ergab 
fih nun als notwendige Kon- 


fequenz aus der Berfaffung felbft | Deibrüds ſchwerlich in 


Reiches Übergegangen jeien, und 
ſolche Bedenken ob- 
walten, lag es in der Natur der 
Sache, daß man von dem Be— 
ſtehenden ausging, alſo zunächft 
das Eigentum der einzelnen 
Bundesſtaaten an dieſen Gegen⸗ 
ſtänden als fortdauernd voraus⸗ 
1 amit laßt ſich übrigens bi 

ami e 
unmittelbar folgende Außerung 
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Dagegen wurde von anderer Seite behauptet: es fei 
nicht allein die Konfequenz des Gedanfens ber Verfafiung, 
daß das Eigentum an jenem Apparate dem Gefamtftaate 
übertragen werben müfje, fondern mit dem Hoheitsrecht fei 
der gefamte Apparat an Mobilien und Immobilien ipso 
jure auf das Reich übergegangen. Wenn man dies in einem 
Geſetze noch pofitiv zum Ausbrud zu bringen für nötig 
finde, fo möge ein ſolches Geſetz deflaratorifch von Wert 
fein, aber eine juriſtiſch-konſtitutive Wirkung komme ihm 


nicht zu.” 


Hang dringen, in welder er 
fagt: „Die verbündeten Re—⸗ 
gierungen nehmen in biefer Bor- 
lage von der Auffaflung, von 
der fie früher ausgegangen find, 
an ih nichts zurüd. Die Reichs⸗ 
verfafiung hat die Frage poſitip 
nicht entſchieden; hätte fie das, 
fo hätte es der Vorlage nicht 
beburft, indes, je länger man 
Gelegenheit hatte, fi die praf- 
tifhe Entmwidelung der Frage zu 
vergegenwärtigen, um jo mehr 
it man zu der Überzeugung 
gefommen, daß ed Die ganz 
notwendige Konfequenz der 
Reichöverfaffung ift, daß die 
Ausftattung der einzelnen 
an das Reih übergegan- 
genen Bermaltungen aud 
mit diefen Bermaltungen 
in das Eigentum des Reichs 
übergegangen iſt.“ 

Ferner Motive S. 18. Aus 
früherer Zeit Sten. Ber. d 
Reichstages 1867, 244; 1868, 
309, 314, 341, 512. Poſitiv an- 


erfannt ift die in der erften| mung baben, der 


Delbrüdfcen Außerung ent⸗ 
baltene Anficht in der heffifchen 
MilKonv. Art. 20 und der babdi- 
[hen Milfonv. Art. 11. 

T Diefe Anftht vertrat im 
Reichätage befonderd der Abg. 
Miguel: „Wenn nun damals 
es unbeftritten gewefen ift, wenn 
namentlih weder von einem 
Bundesſtaate noch vom Reichs⸗ 
tanzleramt noch von der Reichs⸗ 
regierung beftritten worden tft, 
dab ber Übergang des Eigen- 
tums an dem Mobiliarvermögen 
mit ben Hoheitsrechten ipso 
facto durch die Konftituierung 
ded Reichs, durch die Bildung 
diefer Gemeinſchaft unmittelbar 
ftatigefunden habe, jo liegt darin 
nach meiner Meinung von felbft 
auch die Bejabung der Frage, 
die nun bier . ein Selak 
Har geftellt werden fol, nämlich, 
daß es mit dem Immobiliar⸗ 


. |eigentum ebenfo gehalten werden 


muß. Diejenigen Gegenftände, 
welche die alleinige Zweckbeſtim⸗ 
erwaltung 
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Beide Anfchauungen find unbaltbar. Welcher juriftifche 
Grund dazu beredtigen follte, für Mobilien Eigentums- 
übergang an das Reich, für Immobilien nur ein Nutzungs⸗ 
recht anzunehmen, ift nicht erfindlih.® Andrerſeits iſt auch 
die Behauptung, daß der gefamte Apparat mit dem Ho— 
heitsrecht ipso jure übergegangen fei, mangels jeder pofitiven 
geſetzlichen Bafis unbaltbar. „Wenn die Gegenftände, die 
zur Ausübung des betreffenden Hoheitsrechtes dienen, nicht 
ausbrüdli mit abgetreten find, jo bleiben fie demjenigen, 
der fie hatte.” ? 

Diefer Differenz der Anfhauungen hat das G. v. 25. Mai 
1873 in $. 1 ein Ende gemadt, indem ed an allen 
Mobilien und Immobilien, welde dem dienft- 
lihden Gebraud einer verfaffungsmäßig aus 


eines beftimmten Hoheitsrechtes fo verfügen wir nit Beute 


u dienen, folgen von felbft dem 

ermwalter dieſes Hoheitsrechtes. 
Und wenn nun die Einzelſtaaten 
die Poſtverwaltung, die Militär⸗ 
verwaltung, die Vertretung der 
auswärtigen Angelegenheiten auf 
das Hei übertragen haben, fo 
gingen von felbft durch die Bil- 
dung dieſer Gemeinſchaft die in 
den Einzelftaaten bisher dieſen 
Bermaltungen dienenden Mobis- 
liargegenjtände in das Eigentum 
des Reichs über. Wer diejen 
Say nicht beftreitet, muß ibn 
notwendig ebenjo zugeben auch 
für dad Jmmobiliareigentum. 
Wern wir alfo hier ein Geſetz 
machen, wonach feitgejtellt wer- 
ben foll, e8 ſolle auch das Immo⸗ 
biliareigentum als auf das Reich 
übergegangen angeſehen werden, 


durch das Gefek über das Eigen- 
tum, jondern wir deflarieren 
nur, daß bereits kraft der Reichs⸗ 
verfaffung, kraft der Bildung 
einer ſolchen Gemeinfchaft diefer 
Übergang ftattgefunden babe. 
Deswegen bat die Kommilfion 
au den Übergang des Eigen- 
tums ex nunc entidhieden ab- 
elehnt und den Übergang des 
igentum® ex tunc angenom- 
men.” (Sten. Ber. 374.) Bgt. 
auch $. 1 des ReggsEntw., wel⸗ 
der lautete: „mit den Ber: 
waltungen find das Eigentum 
— — übergegangen.” Dazu 
Motive ©. 18. 

8 Ebenfo Seydel 230. 


v Ag. Windthorft im 
Reichätage (Sten. Ber. 375). 
Ebenſo Seydel 288. 
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Reihgmitteln gu unterhaltenden Verwaltung 
dienen, das Eigentumsrecht an das Neid über— 
trug.!9 Das Eigentumsrecht des Reiches wurde fomit erft 
durch dieſes Gefeg begründet, jedoch mit der Mafigabe, 
daß dasſelbe ald von dem Zeitpunkt des Überganges des 
betreffenden Verwaltungszweiges an beftehend angenommen 
werden folle.*! Ebenfo „fonftige dingliche Rechte”. Eigen- 
tum und fonftige bingliche Rechte find übergegangen nad) 
Maßgabe der bisher dem Einzelftante zulommenden Rechte 
und Pflichten ;1? insbeſondere werden durch den Eigentums» 
übergang an das Reich die Rechte dritter, fpeziell der 
Steatögläubiger, nicht berührt; das Reich wird bezüglich der 
Wahrung dieſer Rechte dem Landesrecht unterworfen. 1? 

Sollte in der Zukunft ein neuer Verwaltungszweig vom 
Reiche übernommen werben, fo gebt der gefamte Apparat 
ipso jure mit auf das Reich über. !* 


10. v. 25. Mai 1873 8. 1 gufpeschen fei, daß als Zeitpunkt 
Abf. 1. es Überganges auf das Reich 

11 Der Kommiſſionsbericht ſagt der Zeitpunkt des Überganges 
über die Frage: „Bei foldher |in eine Reichsverwaltung anzu⸗ 
Übereinftimmung einigte man |fehen ſei.“ Demgemäß lautet 
ſich auch in betreff der Faſſung das Gefeg: „Der Beitpunft 
der im 8. 1 des Entwurfs aus-|de8 Übergangs dieſer 
gefprochenen Regel dahin, daß | Gegenftände in eine folde 
einerfeit3 Die elung der | Verwaltung ift als Zeit— 
Thatſache eines bereit3 ftatt« puntt bes Übergangs der 
gefundenen Eigentumsübergan- | Rehte auf das Reih an- 
ges zu vermeiden, dagegen zuſehen.“ Dal. über diefe un- 
andrerfeit3, um ein klares Recht | Hare Formulierung Laband II, 
ohne Unterfcheibung von Ber- | 831. 
aangenheit und Zukunft feitzu-| 212 G. v. 25. Mai 1873 8. 1, 
ftellen, unter Borbehalt der Aus- | Abf. 2 u. 8. 
Schließung aller praktiſchen Fol-) 1° Ebenda $. 9 Abſ. 1 8. 3 
gen für bereit3 eingetretene |u. Abſ. 2. 

echtäverhältnifie, der Sat aus: | 1 Dies ergiebt fich notwendig 

Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 45 
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Der Grunbfa des $. 1 erfährt jedoch mehrere Mobi- 


filationen: 


a) eine Reihe fpeziell aufgeführter Kategorieen von bie- 


ber gehörigen Gegenftänden 
Einzelftaaten vorbehalten ; 1° 


bleiben dem Eigentum ver 


b) ebenfo bleiben vorbehalten Rechte und Pflichten in 
Bezug auf rüdftändige Kaufgelder ; '° 
c) alle vor dem 1. Januar 1873 von den Einzelftaaten 


aus 8.1. Ebenfo Laband II, 
832 


15 Ausgenommen von den Be- 
ftimmungen im $. 1 bleiben: 

1. ſolche beim Erlaß dieſes 
Geſetzes den Zwecken einer Reichs⸗ 
verwaltung dienenden Grund⸗ 
ſtücke und deren geſetzliche Zu⸗ 
behörungen, welche nach den 
in den einzelnen Bundesſtaaten 
geltenden Beſtimmungen der Be⸗ 
nutzung des Staatsoberhauptes 
oder der Apanagierung der Mit⸗ 
glieder des regierenden Hauſes 
gewidmet ſind; 
2. Grundſtücke, welche bei dem 
Übergange in eine Verwaltung 
des Reich diefer nur auf eine 
beftimmte Zeit oder auf Wider⸗ 
ruf ober mietweife überlaffen 


ind; 

j 8. Grundftüde, aus beren Er: 
168 die zur Erwerbung oder Be- 
bauung eines im Beſitze derfelben 
Reichöverwaltung befindlichen 
Grundſtücks von einem Bundes- 
ftaate gemachten Ausgaben nad) 
den barüber getroffenen Be- 
ftimmungen zu erftatten find; 


4. Grundftüde, welche bei bem 

bergange in eine Berwaltung 
des Reichs dem betreffenden 
Dienftzweige nicht unmittelbar 
dienten, vielmehr nur infofern 
mit ibm in einem Zuſammen⸗ 
hange ftanden, ala die aus den 
Grundftüden auflommenden Ein- 
fünfte bei jenem Dienftzweige 
mit verrechnet wurden; 

5. Grundftüde, welche zu einem 
Teilevon einer Reichavermaltung, 
zu einem anderen Teile von einer 
Zandeverwaltung benußt wer⸗ 
den, fofern der lehzteren die Mit- 
benugung nicht lediglich auf eine 
beftimmte Zeit oder auf Wiber- 
ruf oder mietweife eingeräumt 
ff. Un folden Grundftüden 
fteht dem Reihe aud ein Mit- 
eigentum nicht zu, die Reidh8- 
verwaltung behält aber, bis fie 
mit der Landesverwaltung eine 
Teilung ober fonftige Aus: 
einanderjegung vereinbart, das 
Benutzungsrecht im bisherigen 


Umfange. 
16 Ebenda 8.9 Abſ. 8. 


Die einzelnen Finanzquellen des Reiches. 8. 45. 707 


getroffenen Verfügungen bleiben vom Eigentumsübergang 
an das Reich unberührt ;'7 

d) Erträgnifle, welche abgefehen von der Benutung für 
Staatözwede aus Grundftüden, die in das Eigentum bes 
Reiches übergehen, gewonnen wurden, find dem betreffenden 


Einzelſtaat in einer feſten Geldrente zu erſetzen; 18 


e) Zahlungen, welche vor dem Erlaß des Geſetzes vom 


gReihe an Einzelſtaaten für die Benutzung folder Grund⸗ 


ſtücke geleiftet wurden, bleiben tro bes Übergangs des 
Eigentumes an das Reich auch fernerhin vorbehalten; !? 

f) aus dem Eigentumsrechte des Reiches folgt als felbft- 
verftändliche juriftifche Konfequenz, daß Grundftüde, welche 
in einem Verwaltungszweige entbehrli oder unbraudbar 
geworden find, ohne meiteres in den Dienft eines anderen 


Verwaltungszweiges geftellt werben fönnen;?0 dieſer Sat 


erfährt jedoh eine Modifilation dahin, daß Militärgrund- 
ftüde in folhem Falle nur zu Zwecken der Marine ver- 
wendet werben bürfen; find dagegen Militärgrunpftüde 
entbehrlich oder unbrauchbar geworben, ohne daß die Be- 
Ihaffung eines Erjages notwendig wäre, und können die— 
felben nicht zu Zwecken der Marine verwendet werben, fo 
find fie dem Einzelſtaate, in deſſen Eigentum fie früber 
ftanden, unentgeltlich zurückzugeben; nur bei Feſtungswerken 
find in diefem Falle die Einebnungsfoften zu eritatten. 21 
Die Entfcheidung über die Einebnungstoften erfolgt durch 


17 Ebenda 8.9 3.1. Dazu 





19 Ehenda 8. 9 8. 2. 
Sten. Ber. 491 20 Ehenda 8. 4. 
38 5, ». 25. Mai 1873 8.3.| # Ebenda $. 7. 
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die oberfte Behörde der beireffenden Militär-, alfo der 
Feftungsverwaltung ; ?? 

g) ebenjo ift es eine ſelbſtverſtändliche juriftifche Kon⸗ 
fequenz aus dem Eigentumsrechte, daß das Reich zur Ber- 
äußerung der Grunbftüde befugt iſt; diefer Say erfährt 
jedoch eine Modififation dahin, daß das Reich nur dann 
zur Veräußerung von Grundjtüden berechtigt tft, wenn die⸗ 
felben entbehrlich oder unbraudbar geworden find, unb der 
Erlös aus dem Verkaufe dazu beftimmt ift, durch die Er⸗ 
werbung eines anderen Grunbftüdes oder die Herftellung 
einer anderen Baulichkeit im Gebiete desfelben Einzelftantes 
Erſatz für das entbehrlih oder unbraudbar gewordene 
Grundſtück zu beſchaffen.?s Iſt dagegen ein folder Erſatz 
nicht notwendig, jo fällt das Grundſtück unentgeltlih an 
denjenigen Einzelftaat zurüd, in deſſen Eigentum es früber 
ftand. ?* Die Entfcheivung über die Notmendigfeit eines 
Erſatzes fteht der oberſten Behörde desjenigen Neflorts zu, 
in deſſen Beſitz ſich das Grundftüd befindet. 25 

Dem Reichstage ift ein Verzeichnis des nah Maßgabe 
dieſes Gefehes als Eigentum des Reiches feitgeftellten 
Grundbeſitzes mitzuteilen und dieſes Verzeichnis dur all- 
jährlich zu erftattende Mitteilungen über etwaige Berände- 
rungen evibent zu halten. 2° 

Nicht in das Eigentum des Neiches übergegangen find 
die ber Poft und Telegraphie dienenden Gegenftände in 
Bayern und Württemberg, ?7 ferner die zu Militärzwecken 


2 Ebenda $. 8 Laband II, * Ebenda 8. 12. 
834. Gemäß dem Vorbehalte 
= Ebenda | 5. eigenen Verwaltung in RB. Art. 





>» Ebenba 8. 6. Berfaill. Bertr. v. 28. Rov. 
5 Ebenda S. 8. 1870 III 8.5. ©. oben &. 245 f. 
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dienenden Gegenftände in Bayern.?° Das Verhältnis hin⸗ 
fihtlih der bayriihen und mürttembergifchen PVoftverwal- 
tung iſt juriftiih einfach und Zar. Nicht fo hinſichtlich 
der bayrifhen Militärverwaltung. Nah den Berfailler 
Verträgen trägt Bayern die Koften ſeines Milttärwefens 
ſelbſt. Thatfächlih und fpezialgefeglih — nad dem all- 
jährlichen Etatögefeg — trägt jedoch das Reich die Koften 
für da8 bayrifche Militärweſen genau ebenfo wie für das 
Reichsheer; es handelt fich alfo auch beim bayrischen Heer- 
weſen um eine „mit Reichsmitteln zu unterhaltende Ver⸗ 
waltung“, und die „eigenen Koften” Bayerns find ver- 
wirrende Fiktion. 

Die Kompetenz des Neiches zum Erlaß des ©. v. 
25. Mai 1873 wurde mit Unrecht beftritten.*” Auch 
trägt das Geſetz nicht den Charalter eines Berfafiungs- 
gejees,?° fonbern dient lediglich ala einfaches Gefeh zur 
Ausführung der Verfaſſung. 

3. Die Reihseifenbahnen.®! 

Infolge des Zuſatzartikels I zum Frankfurter Friedens⸗ 
vertrag v. 10. Mai 1871 (RGB. 1871, 234) erwarb dag 
Deutfhe Reih das Eigentum an den in Eljaß-Lothringen 
gelegenen Eifenbahnen. Diefelben hatten bis dahin im 
Eigentum einer franzöfiihen Privatgeſellſchaft geftanden, 
jedoch war das Rückkaufsrecht des Staates vorbehalten ; 
der franzöftiche Staat verpflichtete fih nun im Friedens⸗ 


— — 





ss UÜber das mürttembergifche | 80 So Seybel 233 ff. 
Militärmaterial |. Motive 20.| 91 en $. 831. Laband 
Vgl. Seybel 235 |. bei Sin 214. ste. II, 817 f. 
©. die Reden der Abgg. Wagner in Hol olgenberts 
Mindmwig und M. v. Mohl Sahrbud) L, 625 #,u 157 
im Reichätage. 
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vertrage, von dieſem Rechte Gebrauch zu machen und dann 
das Deutſche Reich in ſeine Stelle eintreten zu laſſen 
(F. 1). Ausgeſchloſſen von dieſer Zeſſion blieb nur das 
Betriebsmaterial (F. 3). Als Kaufpreis wurden 825 
Millionen Francs feſtgeſetzt, welche Summe an der Kriegs⸗ 
entſchädigung in Abzug kam (8. 6). 

Der Wertbeſtand des jo an das Reich gelangten Eigen- 
tumskomplexes wurde inzwifchen ſehr erheblich vergrößert. 
Durch G. v. 14. Juni 1871 (NGB. 253) wurden 5 Mil- 
lionen Thaler zur Bejhaffung von Betriebsmaterial ange- 
wiefen, zunächſt vorſchußweiſe; durch ©. v. 22. Nov. 1871 
(RGB. 396) wurde diefe Summe zu dem gedachten Zwecke 
definitiv bemilligt und zugleich auf 11440000 Thaler er- 
höht, welcher Betrag aus der Kriegskoſtenentſchädigung ent⸗ 
nommen wurde. Dur zahlreiche weitere Geſetze murben 
neue Geldmittel, fei e8 zur Erweiterung des Eifenbahn- 
netzes felbft, fei eö zur Vermehrung und Verbeſſerung des 
Betriebsmateriales, ſowie der Hochbauten bemilligt. 

Die an die Reichgeifenbahnen ſich anfchließende Wilhelm- 
Luxemburgiſche Eifenbahn ift bis 31. Dez. 1912 padt- 
weife in Verwaltung des Reich genommen; das gejamte 
Betriebsmaterial diefer Bahn ift jedoch gleichfalls Eigentum 
des Reiches. 8? 

4. Der Reichskriegsſchatz.* 

Durch G. v. 11. Nov. 1871 (NEGB. 408), dazu 
Kaiſ. Vollzö. v. 22. Januar 1874 (RGB. 9) wurde 


de 3 hierüber oben ©. 312f. bie intereffante hiſtoriſcht Öenefiß 

58 E. Meier in v. diefer Inſtitution. Laband 
—* RLex. II, 397 bei Hirth 415; StR. II, 818; 
bis 402, befonders auch über | Wagner a. a. O. 1, 152 ff. 
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aus der franzöfiihen Kriegskoſtenentſchädigung ein Betrag 
von 40 Millionen Thalern in gemünztem Gelde auöge- 
ſchieden und als Reichskriegsſchatz an Stelle des früheren 
preußifchen, von Friedrich Wilhelm I. gefchaffenen Staats- 
ſchatzes?“ im Juliusturm der Feftung Spandau deponiert. 
Diefer Shad darf nur zu Zweden einer Mo- 
bilmadhung verwendet werden,?? und die Anord⸗ 
nungen bierüber find vom Kaifer unter vorgängiger oder 
nachträglicher° Zuftimmung von Bundestag oder Reichs⸗ 
tag zu treffen.®” Bei eingetretener Verminderung des Be- 
Standes fol dem Reichskriegsſchatze bis zu feiner Wieder⸗ 
beritellung ipso jure alles dasjenige an Einnahmen zu- 
fließen, was im Etat nicht vorgejehen ift;®® im übrigen 
jolen dur den Etat die nötigen Maßnahmen zur Wieber- 
beritellung vorgeſehen werden. 9? 

Über die Verwaltung des Reichskriegsſchatzes ſ. oben 
8.1, ©. 279. 

5 Der Reihsinvalidenfond 3. * 

Durch G. v. 23. Mai 1873 (REB. 117), dazu 
GeſchAnw. v. 11. Juni 1874 (RGB. 104) wurde ferner 
- aus der franzöfifchen Kriegsentſchädigung eine Summe von 
187 Millionen Thalen — 561 Millionen Mark ausge- 
ſchieden und ala befonderer Reichsinvalidenfonds Fonftituiert. 


3 Diefer wurde aufgehoben, | Tann 9 dabei höchftens um 
BeihatriegdidngQ, 83 1, vb. Pr. Erbeseinſetzungen oder Kriegs⸗ 
Dez. 187 (SS. 593). | fontributionen banbeln; andere 
0 her Bayern Laband H, | im Etat nicht vorgefehene Ein- 
nahmen | laffen fich ſchwer beten. 
2.5, hierüber E. Meier D. | ’ Reichötriegeihunß. rer 
3 Reichätrie ig 5 1 | 0 Magner 
8 Pol. € Meier Es Laband StR. II, 3b 
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Diefer Fonds befteht jedoch nicht wie der Reichskriegsſchatz 
aus gemüngtem Gelde, ſondern ift zinsbar anzulegen; über 
die Art der Anlage giebt das Geſetz genaue Vorſchri 
Aus den LZinfen dieſes Kapitales, melde alljährlich in 
ihrer Gefamtheit in den Etat eingeftellt werden müflen, *? 
find folgende Ausgaben zu beftreiten: 1. die Berwaltungs- 
koſten; “s 2. vom 1. Januar 1873 ab alle Benfionen 
an Militärperfonen des Heeres und der Ma- 
rine, welde dem Reihe infolge des Krieges von 
1870/71 auf Grund der Reichspenfionsgeſetze obliegen ; ** 
8. die Bewilligungen an Hinterbliebene ber 
sub 2 bezeichneten Perfonenkategorien auf Grund der Reichs⸗ 
penfionsgeſetze; 4. vom 1. April 1879 ab die linter- 
ftügungen und Beihilfen an Hinterbliebene von infolge bes 
Kriege von 1870/71 invalid gewordenen und bemmädhlt 
verftorbenen Militärperfonen der Dber- und Unterllafien, 
welche bisher aus dem Dispofitionsfonds des Kaiſers be 
zahlt wurden, bis auf Höhe von 350000 Mark jähr- 
lIdh;* 5. vom 1. April 1878 ab die Ehrenzulage an 
die Inhaber des eifernen Kreuzes;*’ 6. vom 1. April 
1. v. 283. Mai 1873 88. 2, noch bejonderö erwachſen“, f. 


9. Dazu ©. v. 28. Febr. 1876 jedoch die Einſchränkung bezüg- 
(RGB. 24 3 1. 6.2.9. März ae Beamten bei Laband 


1879 GeihAnw. 88. 11, 
28 — 55. G. v. 28. Mai 1873 8. 1 


2 6. v. 23. Mai 1873 $. 6. dazu ©. v. 4. April La 5% 
2 Ebenda $. 7. Zu dieſen G. v. 21. April 1 

Koften ga auch diejenigen, | VI, ©. v. 22. Mai 1898 I 25. 

melde „Den Kontingentöverwal- 4 Ebenda; über die Benflons- 

tungen für das Reichsheer durch Be f. oben &. 629 

bie Berwaltung der auf die 59 Sur 1879 8. * 

Mittel des — — — “ 5 2. Juni 1878 

angewiefenen onen, Ben-|(NGIB. a9) Da han Kaiſ. Bo * 

fionszuſchüfſe und Bewilligungen !v. 19. Nov. 1878 (RGOB. 861). 
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1879 ab die Penfionen für ehemalige franzöſiſche Militär- 
perfonen und deren Angehörige, welche dem Reiche ob- 
liegen;*® 7. vom 1. April 1877 ab die Penfionen und 
Unterftügungen für Angehörige der ehemaligen jchleswig- 
bolfteinifchen Armee und deren Witwen und Waifen, welche 
dem Reiche obliegen,*? fomwie auch (vom 1. April 1878 
an) die bisher aus preußifchen und oldenburgifhen Fonds 
an foldde Perfonen gezahlten Penfionen ;°° 8. vom 1. April 
1877 ab ale PBenfionen und Penfionserhöhungen an 
Militärperfonen und Militärbeamte des Heeres und der 
Marine, melde infolge von früheren Kriegen invalide und 
zur Fortſetzung des aktiven Militärdienſtes untauglich 
murben; 51 9. alle Penfionen und Unterftügungen an Hinter- 
bliebene der sub 8 bezeichneten Perjonenfategorien ; 5? 
Bayern erhält zur Tilgung der sub 8 und 9 bezeichneten 
Ausgaben eine der Kopfitärle feines Heeres entfprechende 
Summe beſonders angewiefen ; 5? 10. vom 1. April 1878 ab 
die Penfionen und Unterftühungen, welche aus preußifchen und 
oldenburgifhen Fonds an ehemalige Angehörige der däni⸗ 
fhen Armee und deren Witwen und Waiſen bezahlt 
wurden;5* 11. die Penfionen, melde aus ſächſiſchen Fonds 
an Militärperfonen vom Überfeuerwerler, Feldwebel und 
Wachtmeifter abwärts, bezw. deren Hinterbliebene infolge 


ne > ” Rp 1879 Ja 68, v. 11. Mai 18778. 2 

vb. HUuNond. d. ran 52 Ehenda c. Dazu ©. v. 
edB. v. 11. Dez. 1871 Art. 2. 

a Bayern Laband II, 821. Januar 1894 (ROB. 107). 
28.2.8. Mir 1870 (NO. |_#6©. ». 11. Mai 1877 8. 1 

89), v. 14. Juni 1868 (RB a vb 2. Pa G. v. 17. Juni 


Fir O v. 30. März 
G. v. 11. Mai 1877 $. 1 0 42 © 
s v. 17. Juni 1878 3. 1 d. 7 uni 1878 3. 1. 
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von Kriegen vor 1870 bezahlt wurben;°5 12. vom 1. April 
1879 ab die Koften der fämtlichen Invalideninftitute ; 5* 
13. vom 1. April 1895 ab die Gnabenbewilligungen und 
Beihilfen auf Grund bes ©. v. 22. Mai 1895.57 

Die aus dem Invalidenfonds alljährlih zu machenden 
Aufwendungen find in das Budgetgeſetz aufzunehmen. 
Zinsüberfchüffe fließen der Reichslafle®? zu. Reichen die 
Binfen nit aus zur Erfüllung der dem Reichsinvalidenfonds 
obliegenden Verpflichtungen, fo ift ein Teil des Kapitals 
hiezu zu verwenden, nad näherer Maßgabe des Etats⸗ 
geſetzes. * 

Uber die Verwaltung des Reichsinvalidenfonds ſ. oben 
B. J, S. 279 f. 

Über die Verwendung der nad Heimfall aller dem 
Invalidenfonds überwiejenen Laften noch verbleibenden oder 
der ſchon vor diefem Zeitpunkt ſich als entbehrlich ermwei- 
fenden Aktivbeſtände ift durch Reichsgeſetz Beitimmung zu 
treffen. € 

6. Der Betriebsfonds der Reichskaſſe. 

Durch das Budgetgeſetz vom 4. De. 1871 (NGB. 
413)°% wurde der Reichskanzler ermächtigt, „zur vorüber- 
gehenden Berftärfung der Betriebsfonds der Reichshaupt⸗ 
fafle” durch Ausgabe von Schatanmweifungen eine Summe 


.v. 17. Juni 1878 8. 2. 9 „abanb bei Hirth 415, 

° G. v. 30. März; 1879 $ 2 | 444 ff. R. II, 828. 

8 2. Über Bayern Laband ME. Reier in v. Holen 
‚821 f. dorffs RLex. III, 762 giebt als 

67 &, barüber oben $. 42. |das Geſetz, durch welches der 

6 9.0.23. Mai 1878 8. 7 a. E. Betriebsfonds geſchaffen wurde, 

Ebenda —V 7. das Etatsgeſet v. 5. Juli 1873 an. 





so Ebenda 
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bi8 zur Höhe von 8 Mill. Thalern zu beſchaffen. Dieſe 
Schatanmeifungen *? follten fpäteftena bis 30. Juni 1878 
wieber eingelöft fein. 

Dieje Beitimmung wiederholt fich feitvem alljährlich 
im Ctatögefeb nach ihrem materiellen Inhalt, unter Feſt⸗ 
fegung der Zeitgrenze, bis zu welcher die Schaanweifungen 
eingelöft werden müffen, fo daß dieſer Betriebsfonds als 
dauernd betrachtet werden darf; derfelbe ift jedoch im Etats⸗ 
gefe vom 29. März 1896 (RGB. 61) für 1896/97 auf 
175 Mil. Mark erhöht. * Aus diefer Summe werben 
fpezielle Betriebsfonds denjenigen Verwaltungen zur Ver- 
fügung geftellt, welche folder bedürfen, fpeziell der Poſt⸗ 
und Steuerverwaltung. °° 

7. Die Reihsdruderei.® 

Die Reichsbank fteht, wie oben ausgeführt, nicht im 
alleinigen Privateigentum des Reiches, vielmehr im Eigen- 
tum einer privaten Altiengefellichaft, deren Hauptmitglied 
allerdings das Neich ift. Über die dem Reich Hinfichtlich 
der Reichsbank zuftehenden Rechte |. oben $. 34, I. 

Ganz im Privateigentum des Reiches dagegen fteht 
die Reihsdruderei, melde kraft ©. v. 15. Mai 1879 
(RGB. 139) nah Maßgabe eines Vertrags zwiſchen 
Preußen und dem Neih‘” vom 1. April 1879 ab er- 


6° Mol. über diefen Begriff |und Preußen ei 
unten $. 49. perauögegebene Zeitung, ben 
ee Die allmähliche Steigerung eichs⸗ und Staatsanzeiger. 
erfolgte auf dem ege bes] ©’ Die Kauffumme für bie 
Giatögeiehes., preuß. Staats⸗ und Die ehe- 
aband I, 825*. malige v. Deckerſche Oberhof⸗ 
6 Zaband StR. IL, 894, | buchdruckerei betrug circa 111/a 
bier auch Über die vom —* Mill. Mark. Nähere Speziali⸗ 
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richtet wurde. Der Umfang bes Betriebes der Reichs⸗ 
druderei ift durch den Neichshaushaltsetat zu normieren 
(8. 3). Die Reichsdruckerei reflortiert vom Reichspoftamt.°® 

8. Außerdem find noch zu nennen ber Reichs- 
feftungsbaujfond8 und der Reihstagsgebäude- 
baufond3.*° 

Durch G. v. 30. Mai 1873 (RGB. 123) Art. I wurden 
aus der franzöfifchen Kriegsloftenentfchänigung 72 Mil. 
Thaler ausgefhieven zum Zwecke des Umbaues und der 
Ausrüftung von deutfchen Feitungen. 9 Diejes Kapital hatte 
jomit den Zweck, verzehrt zu werben, mas inzwifchen auch 
geſchah. 

Durch das ©. v. 8. Juli 1873 (RGB. 217) 8. 1 
Ziff. 3 wurde ferner aus der franzöſiſchen Kriegskoſten⸗ 
entſchädigung ein Betrag von 8 Mill. Thalern zur Errich⸗ 
tung eines Reichstagsgebäudes reſerviert. Auch dieſes 
Kapital iſt durch beſtimmungsgemäße Verwendung erledigt. 


g. 46. 
Die einzelnen Zinanzqueſſen des Reiches. 
2. Die Gebühren.! 
Gebühren find beftimmte, regelmäßig 
dauernd feftftebende Ausgaben, melde von 


fierung der einzelnen Stüde,| 79 Die Mittel des Yeltungs- 
mwelde in ba8 Eigentum des baufondg wurden auch fonft 
Reiches übergingen in $. 2 des noch gelegentlich in Anſpruch 
Vertrages. Cinige geringfügige genommen, deros ur vorſchuß⸗ 
Vorbehalte für veußen, ſ. in weiſe, f. € igegeeo 
SS. Ki u. $ > des Bertr teageß. 1875 (RGB. 326) $. Tu. fpätere 
s8 V. v. 9. Juli 1879 (EBL Etats siehe. 

498) * gner in Holtzen⸗ 

es Laband III, 2, 212 | vorffs Sabrb. I, 585: Laband 
(1. A.) U, 823 0. 6 8. 9). behandelt diefe Finanzquelle 
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Staats wegen erhoben werden für Die Be- 
nusung gemwiffer — nidt aller — ftaatlider 
ECinrihtungen.? Begriffli notwendig ift, daß es 
fih um Snftitutionen handelt, die der Ausübung der 
Staatshoheit zu dienen haben; die Zahlungen an Ge- 
fhäfte, melde der Staat betreibt (3. B. die Neichs- 
druderei, find nicht Gebühren, mohl aber die Poft- und 


Telegrapbengefälle. 
Gebühren werden von Reichs wegen erhoben: 


1. bei ven Gefandtjhaften und Konfulaten; 
für die Gebühren bei den Gefandtjchaften befteht ein gejeh- 
liher Tarif nicht, wohl aber für die Konfulate: ©. v. 
1. Juli 1872 (RGB. 245). Im Falle der Dürftigfeit 
fönnen von den Konfuln alle und müflen in jedem alle 
die Gebühren für die in $. 2 Abf. 2 des Tarifes aufgeführten 
Amtshandlungen erlafien werden. Nur die Berufskonſuln 
erheben die Gebühren für die Reichskaſſe, die Wahlkonſuln 
dagegen beziehen dieſelben für fi ſelbſt. Hinfichtlich der 
mit Gerichtöbarfeit verfehenen Konfulate gelten jebt in 
eriter Reihe die Reichsgeſetze über die Gerichtäkoften; außer- 
dem bleibt der preußifche Tarif vom 24. Oktober 1865 
in Kraft, ſoweit der neue Tarif Feine Beitimmungen 


nicht feldftändig; ©. Meyer 
VerwR. II, 317 f.; v. Mayr in 
Stengel Wörter I, 466 ff., 


Er 37 ff. 

— Der —8 daß die Gebühren 
nur die Bedeutung haben, die zur Deckung ſeiner vedurfnige. 
Koſten der betr. Staatsinſtitu- * Val. hierher Zorn: Kon⸗ 
tionen zu deden, und ein lber- | Inlarrest, in Sirthe Ann. 1882, 
ſchuß darüber als „Steuer“ zu S. 457462, 4 


etzachten jet (Schulze D. SIR. 
599), iſt ungeredtferti Der 
einzige Geſichtspunkt Be Ge⸗ 
bühren iſt der finanzielle: der 
Staat bezieht eine Einnahme 
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enthält.* Beſchwerden gegen konſulariſche Gebührenanfäße 
geben an das Auswärtige Amt. 

2. Gebühren für die Reichskaſſe werden ferner erhoben 
beim Reichsgericht. 

Ale gerichtlichen Gebühren find gejeglich firiert Durch 
G. v. 18. Juni 1878 (RGEB. 141), bezw. die biezu 
ergangene Novelle v. 29. Juni 1881 (NGB. 178). Diele 
gefeblichen Gebührenfäge gelten auch für das Neichögericht. 
Das Neih ift von allen Gebührenzahlungen bei Gerichten 
frei, ebenfo die Einzelftaaten in Prozeflen vor dem Reichs⸗ 
gericht ($. 98 Abf. 1). Durch Kaiferl. Verordnung kann unter 
Zuftimmung des Bunbesrate® auch anderweitig Gebühren- 
freiheit vor dem Neichögericht gemährt werben ($. 98 Abf. 3). 

8. In die Reichskaſſe fließen ferner die Boft- und 
Telegrapbengebühren,? ausgenommen die in Bayern 
und Württemberg zur Erhebung kommenden, melde in die 
Landeskaſſen fließen, wogegen die beiden genannten Staaten 
an die Reichskaſſe Averfen bezahlen, welde in die Matri- 
fularbeiträge eingerechnet werben und dem Betrag des Rein⸗ 
gewinnes entſprechen, welden das Reich aus feiner Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung zieht. Daß dieſe Gefälle 
nicht unter den Begriff einer privatrechtlichen Leiſtung auf 
Grund eines Kontraftes, fondern unter den Geſichtspunkt 
einer ftaatsrehtlihen Gebühr für Benutzung einer 
einem Staatszweck dienenden Anftalt fallen, ergiebt fich 


* &. hierüber oben &. 513 f. ſätlich und fyftematiih ala 
5 Wagner a. a. D.586. ©. „Sinangauelle”, was gewiß nicht 
auch oben $. 30; Hänel SIR. richtig ſt. 
I, 409 ff. behandelt das Poſt⸗ ies ift der Sinn von RV. 
und Telegrapbenwefen grund | Art. 52 Abſ. 4. 
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aus den oben $. 80, ©. 256 f. entwidelten Prinzipien über 
das „Boftgefhäft”. 

Die Portofäte für Benutzung der Poft beruhen in der 
Hauptſache auf Geſetz, nämlich dem Pofttargefeh v. 28. Dit. 
1871 (RGB. 358) nebft der dazu ergangenen Novelle v. 
8. Nov. 1874 (RGB. 127); fomweit die Gebührenſätze 
für einzelne Zweige des Poftgefchäftes nicht gefehlich fixiert 
find, find diefelben auf dem Verordnungswege, durch die 
Poſtordnung v. 11. Suni 1892 feftgeftellt. 

Die Gebührenfäge für Benugung der ftaatlichen Tele- 
graphenanftalten find nicht gefeßlich, fondern nur auf dem 
Verordnungswege fixiert, nämlich” durch die Zelegraphen- 
ordnung v. 15. Sumi 1891. ° 

4. Die für Benutung der Eifenbahnen erhobene 
Geldzahlung fällt unzweifelhaft da unter den ftaatsrecht- 
lihen Begriff der Gebühr, wo das Staatsbahnfyitem rein 
durchgeführt iſt. Demgemäß ift 3. 3. in Bayern der 
Eifenbahntarif durch Geſetz firiert.? Die Analogie ber 
Eifenbahngefälle mit den Poftgefällen ift unverkennbar. 
Bon Reichs wegen ift jedoch das Staatsbahnſyſtem bis 
jegt nur bezüglih Elfaß-Lothringens zur Durchführung ge- 
bracht. Daneben giebt es im Reiche einzelitaatliche Eifen- 
bahnen und Privatbahnen. Der prinzipielle Gefichtäpuntt, 
welcher für Poſt und Telegraphie maßgebend ift, trifft 
fomit bei den Eifenbahnen zur Zeit noch nicht zu. Gleich- 
wohl wird man auh für dieſe den Begriff der Gebühr 
zur finanzrechtlihen Beitimmung der Einnahmen feftzu- 
halten haben, einmal wegen der unverlennbaren Analogie 


76. oben ©. 244, 283 ff. ?SeydelBayr. StR.V,537 ff. 
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der Eiſenbahnen mit Poſt und Telegraphie, ſodann wegen 
der bei Organiſation der jetzigen Reichseiſenbahnen ob⸗ 
waltenden Abſicht des Geſetzgebers, wenigſtens für Elſaß⸗ 
Lothringen die Eiſenbahnen als Staatsverkehrsanſtalt ein⸗ 
zurichten. Der Tarif beruht nicht auf Reichsgeſetz, ſon⸗ 
dern auf Verordnung bezw. Vereinbarung der deutſchen 
Eiſenbahnverwaltungen (ſ. oben S. 810). 

5. Weiter gehört hieher auch noch der ſog. Schlag⸗ 
ſchatz, d. i. diejenige Gebühr, welche von Privatperſonen 
zu bezahlen iſt für die Benutzung ber ſtaatlichen Präge- 
anftalten zur Ausprägung von Goldmünzen. Diefelbe 
fließt jedoch nur zum Teil in die Reichskaſſe. S. das 
Nähere hierüber oben S. 343 f. 

6. Enblih find zu nennen die Batentgebühren; 
welde nad Maßgabe des Patentgefees vom Patentamt 
für die Ausftellung von Patenten erhoben werden. ©. das 
Nähere hierüber oben ©. 21 ff. 


8. 47. 
Die einzefuen Kinanzquellen des Meides. 
38. Die Bölle.! 


I. Rechtsquellen.“ 

Das deutſche Zollrecht beruht auf Rechtsquellen fehr 
verfchiedenen und teilmeife fehr ſchwer feftzuftellenden jurifti- 
chen Charalters. 


ID. Auffeh bei Hirth 1893, | IV, 259 ff.; v. Mayr in Sten- 
161 ff. (4. A); Laband bei get Wörter U, 987 ff. Erg®. 


Birth us, derfelbe StR. LT, 
; ⸗ iotuff eß 189 ff. Das 


II, 849 ff.: Wagner I, RT 
II, 192 fr; Hänel StR. gelemte Pl Material von 
8335—1871 ift offiziell unter 


389 fi; ®. Meyer VerwR. I, 
319 ff.; Seydel Bayı. StR. Auffiht des Zentralbureaus 
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a) Das Verfaffungsreht und die Verträge. 

Die Reichsverfaſſung beftimmt in ihrem VI. Abſchnitt 
(Art. 33—40) über „Zoll-e und Handelamefen". Am 
Schluſſe dieſes Abſchnittes — 8. 40 Abf.3 — heißt ed: „Die 
Beftimmungen in dem BZollvereinigungdver- 
vertrage vom 8. Juli 1867 bleiben in Kraft, 
foweit fie nicht durch die Borfhriften diefer 
Berfafjfung abgeändert find, und folange fie 
niht auf dem im Art. 7 bezw. 78 bezeichneten 
Wege abgeändert werben.” 

Es wurde früher bereits feftgeftelt, daß Bezugnahmen 
der Berfafiung auf Verträge juriftifch gleichbedeutend find 
mit einer vollftändigen Aufnahme jener Berträge in die 
Verfaſſung, daß dur eine derartige Bezugnahme das 
Vertragsrecht zum Berfaflungsrecht erhoben wird und nur 
in der für letzteres vorgefchriebenen Yorm abgeändert 
werben fann.* Die Bezugnahme des Art. 40 auf ältere 
Verträge ift jedoch Feine einfache; der Umftand, daß be- 
züglid der Abänderung neben Art. 78 auch auf Art. 7 
verwiefen wird, bemeift vielmehr, daß diejenigen Beitim- 
mungen der Verträge, melde nur den Nechtächarafter der 
Berorbnung hatten, nicht zum Berfaffungsrecht erhoben 
werben, fondern unverändert Verordnungsrecht bleiben follten. 
Das in Art. 40 in Bezug genommene ältere Vertragsrecht 
ift demnach juriftifch teilmeife Verfaſſungsrecht, teilmeife 


gefammelt in 5 Bänden, die die Monographie von Rudolf 
jedoch nicht im ‚ouhbanbel find, | Delbrüd: Artikel 40 der 
ſJ. D. tal 61 Reihäverfaffung (Be (Berlin 1831). 
ers änel Stu ir S. oben und 
L, Fe StR. 1, 300; © 3. | Tpesiell Hänel u 1 114 
Mey er Berof. II, 321, 
Born, Staatsrecht IL 2. Po 46 
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Berorbnungsrecht, wogegen jede juriftiiche Möglichkeit fehlt, 
einzelnen jener Beitimmungen den Charakter von einfachen 
Geſetzesrecht beizulegen, ® 

Art. 40 verweiſt zunädft auf den Bollvereinigungs- 
vertrag v. 8. Juli 1867; dieſer aber verweiſt jeinerfeits 
in Art. 1 Abf. 2 wieder auf folgende ältere Verträge: v. 
22. u. 30. März u. 11. Mai 1833, v. 12. Mai u. 
10. Dez. 1835, v. 2. Januar 1836, v. 8. Mai, 19. Dt. 
u. 13. Nov. 1841, v. 4. April 1853 u. v. 8. Mai 1865, 
wozu das Schlußprotofoll Ziff. 1 noch weitere Verträge fügt. 
Alle diefe Berträge teilen fomit gemäß R2. 
Art. 40 den juriftifhen Charakter des Boll- 
vereinigungsvertrage® und ebenso alle zu 
ihnen gehörenden Anlagen, Zuſatz-, Schluß-, 
Neben-, Bollzugsprotofolle, Bereinbarungen, 
Berabredungen, foweit fie am 8. Juli 1867 
noch in Kraft ftanden und nidt durch den Ber- 
trag oder weiterhin durch die Berfaffung be- 
feitigt wurden. ® 








AN. Hänel Il, 125, StR. 
I, 393. Rihtig Thudichum 
bei v. Holtzendorffs Jahrb. I, 9. 
Die Anſicht von Hänel märe 
richtig, wenn Art. 40 auch auf 
Art. 5 Bezug nehmen würde; 
Art. 7 3. 1 aber, auf melden 
Hänel vermeift, Bandelt nicht 
von der Gefeggebung. Wer Dur 
ein Zitat den verfaflungsmäßigen 
Meg der Gefetgebung des 
Neiches bezeichnen will, der 
fann und wird ſich nidt auf 
RV. Art. 7, fondern immer nur 
auf Art. 5 berufen. Im ein- 


zelnen ift die Yeitftellung, was 
Berfaffungs- und was einfaches 
Gefegesreht fei, bei Hänel 
rein willkürlich. Mit Hänel 
übereinftimmend aud Delbrüg 
1. Ebenfo Laband II, 858 f. 
Daß Art. 7 „feinerjeitd wieder 
auf Art. 5 zurüdweift" (2a- 
band), ift jedenfalls formell 
nicht richtig. Die ganze Streit- 
frage tft übrigens praftifch völlig 
bepeufungätoß. 

"ne brück 3f.; Laband 
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Eine Publikation dieſer Verträge im Bundes- bezw. 
Reichsgeſetzblatt ift nicht erfolgt, obwohl die Geltung der- 
felben durch den ZUR. v. 8. Juli 1867 Art. 1 Abf. 3 
auch auf diejenigen Einzelftaaten ausgedehnt wurde, melde 
bis dahin gar nit dem Zollverein angehört hatten; bie 
Rechtskraft iſt demnach mangels einer rite erfolgten Publi- 
kation für das Reich mohl anfehtbar. Sieht man jedoch 
von biefem Mangel ab, fo bedarf es einer milhfamen 
Sichtung und Prüfung der einzelnen Beſtimmungen zur 
Feſtſtellung, 1. melde Sätze der älteren Verträge über- 
haupt,” 2. ob diefelben als Verfaſſungs- oder Verord⸗ 
nungsrecht in Kraft ftehen. Als Verfaſſungsrecht 
find die Beftimmungen der Verträge felbft zu 
betraten,® als Verordnungsrecht gemäß einer 
i. J. 1865 unter den Zollvereinsſtaaten ge— 
troffenen Verabredung die Beſtimmungen der 


Schluß- und Spezialprotokolle.“ 


b) Gefegesredt. 

Das Reid ausſchließlich hat die Geſetzgebung über 
das gefamte Zollweſen, einſchließlich des Zollſchutzes (NL. 
S Nach Hänel Stud. I, 186 


haben Berfaflungstraft nur bie- 
jenigen Vorfegriften, welche „die 


' —F geben —F vom, Re 


At a us 

Beta 1,8, At et, 
5$.4d, $. 5 %bf. 2, Art. 6,|Mbgtenzung der Rechte der Ein- 

Art. 7, Art. 8, Art. 9, Art. 10: elftanten gegenüber ben Rechten 

a, 7, Asf. 2 Siff. 1, 2, Mt. |des Reiges zum Ge — * — 
abi. 1, 3, Art, 12, Art. 15 Saben“ te find: 3% 

— Art. 17, Art. 19 Abf. 1, 3e, 7, Art. 10 











Art. 20 Abf.1, 2, At. 21, —N Abſ. 2 Art. 16, Art. 18, 
Art. 26—29; [3 Born Te Art. 1! ‚3, 4 Art. 20 
der Reiheverfaffun, 6 af. 3, Art. 22, Art.25. 
Heymann). S. 158 ff. den Ab. | S. : Hänel Stud. 
dru der noch geltenden Ber I, 18, 395; Delbrüd 
fimmungen d. 332. 15; 2a 8. II, 855 fi. 
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Art. 35 Abſ. 1). 10 Diefer Grundfag gilt aud für bie 
Bollerflaven, für welche demnad eine landesgefegliche Rege⸗ 
lung des Zollweſens nicht ftatthaft erfcheint.!! Eine prin- 
zipielle Abgrenzung zwifchen der Sphäre des Geſetzes und 
derjenigen der Verordnung ift in der Verfafjung nicht ent- 
halten. Die geltenden Reichözollgefege find: 

1. da8 Zollgefet v. 1. Juli 1869 (BGB. 317) 
in 167 Paragraphen, welches die geſamte Zollordnung und 
das Zollftrafgefehbuh enthält; 1? dazu die ©. v. 1. Juli 
1869 (BGB. 870) und 28. Juni 1879 (RGB. 159) 
über die Sicherung der Zollgrenze in den Erflaven, zum 
8G. d. VollzV. d. BR. v. 5. Juli 1888 (CB. 489). 

2. Das Zolltarifgefet v. 15. Juli 1879 (RGB. 
207), neue Redaktion RGB. 1885, 112 ff., jamt ben 
biezu ergangenen Novellen v. 6. Juni 1880, 19. u. 
21. Xuni 1881, 283. Juni 1882, v. 22. Mai 1885, 
21. De. 1887, 14. April 1894, 18. Mai 1895 (RGB. 
1880, 120. 1881, 119. 121. 1882, 59. 1885, 128. 
1887, 5883. 1894, 835. 1895, 233). 


10 HBB. Art. 3 $. 1 ließ den heitsrecht ift aber das „Vereins = 
Einzelftaaten noch eine befchränfte | geſet aum Reichögefeh geworden. 
Rompelend der Geſetzgebung; Dazu das Bollfartell v. 11. 
dies it urd die Berfaffung | Rat 18%3, das für das admini- 
aufge oben. ftrative Strafverfahren — über 

aband. bei ‚dirth 49; das gerichtliche J unten S. 751 — 
Hänel StR. I, 405. eute noch gilt; ein ermeuertes 

12 durch das BZG. ift ZUR. Marten mit ferteid-Ungarn 
Art. 38.7 Abi. 1 erledigt, fer⸗ . 1898, 63 ff. Dazu = 
ner das G. v. 18. 1868 v. 3 uni 1895 (RGB. 259), ſ. 
(BGB. 225) aufheben. For- | Laband II, 871%. Über die 
mel wurde das 338. nicht Ausfuhrverorbnungen zum 
zum ee erklärt. 2asjtarif von 1885 ſ. v. Auffeh 

band II Dur Gemohn- | 219 ff. 
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c) Verordnungsrecht. is 

Über das Verordnungsrecht in Zollſachen beſteht eine 
Spezialvorfhrift nicht. Demgemäß ift nah NV. Art. 7 
der Bundesrat das zum Erlaß der Zollverorpnungen kompe⸗ 
tente Organ; die Ein und Ausfuhrverbote find jedoch 
fämtlih durd den Kaifer, allerdings mit Zuftimmung bes 
Bundesrates, erlaffen worden. Die Publikation der Zoll⸗ 
verordnungen geſchieht regelmäßig im Zentralblatt für das 
deutfhe Reich. Viele wichtige Verordnungen find aber 
aud gar nicht publiziert. ’* 

d) Bon höchfter praktiſcher Wichtigkeit find endlich die 
Zollverträge mit fremden Staaten. Ihre Erörterung 
gehört in den Rahmen des internationalen Rechtes. 1° 

e) Für das gefamte Zollredt hat Preußen 
ein Beto gegen Veränderungen des beftehen- 
den Rechtszuſtandes. Dasfelbe ift bei der Abftim- 
mung im Bundesrate geltend zu maden und es ift dabei 
gleichgültig, ob es fih um Verfaſſungs⸗, Gefehes- oder 
Verordnungrecht handelt (RB. Art. 5 Abf. 2, Art. 37). 1° 

I. Die Zölle bilden die Haupteinnahmäquelle Des 
Reiches.” Zölle find Abgaben, welde von 
Maren bei der Ein- und Ausfuhr über die 
Grenze erhoben werden; fie find Gelbbeträge, Die der 
Staat, fei e8 aus finanzpolitifchen, fei es aus wirtfchafts- 
politiſchen Gründen, erhebt, ohne Rüdficht darauf, ob die ein- 





. Hänel L 394 fi. die in Kraft ſtehenden Berträge 
. B. die V. d. BR. v.|bei v. Aufſeß 485 ff. 
29. pril 1872 über bie Ya 16 S. oben Bd. I ©. 434 f. 
freiheit des diplomatifhen Ber-| 17 Etat von 1896/97 (RGB. 
fonale8. 76): 356098000 M. 
15 Eine Zufammenftellung über 
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geführte Ware in „Verkehr“ tritt oder nicht. is Die Unter- 
ſcheidungen zwifchen Finanz⸗ und Schußzoll u. a. m. find 
für die ſtaatsrechtliche Betrachtung gegenſtandslos. Die 
Begriffe Zoll und Grenzzoll deden fich fomit nad deutſchem 
Recht. Das deutſche Recht kennt jedod nur Ein» 
fubrzölle, nit Aus» und Durhfuhrzölle, 
Die Ausfuhr ift prinzipiell frei;!? der legte 
Ausfuhrzoll — auf Lumpen — murbe im Sabre 1873 
aufgehoben. 2° Do kann zeitweife für einzelne Gegen- 
ftände „beim Eintritt außerordentlicher Umftände oder zur Ab- 
wehr gefährlicher anſteckender Krankheiten oder aus fonftigen 
geſundheits⸗ oder ficherheitöpolizeilihden Rüdfichten” Die 
Ausfuhr dur Faiferlie, mit Zuftimmung bes Bundes⸗ 
rates zu erlaflende Verordnung befchränft oder ganz ver- 
boten werden. Die Einzelftaaten find zum Erlaß von Aus- 


fubrverboten nicht beredhtigt. ?' 


18 Das Moment bes „in freien 
Verkehr treten können“ iſt 
(Laband IL, 898 ff., 895) die 
objektive Borausfegung ber yo 
prlicht Über den Begriff gu 

Hänel StR. I, 392. 


N 8. 
19 2.8 8. 5. 
7. Juli 1873 (RGB. 
240) 8. 132.1. Bol. dazu 

Wagner ILL, 197. 

30. $. 
v. Aufſeß in v. olkenborfte 
—8 I, 186 f. Wenn v. Aufſeß 
die Einzelſtaaten auf Grund von 
VV. Art. 4 Abſ. 2-4 als zum 
rlaß von Ausfuhrverboten be- 


9. Dal. dazu auch | 483 


durch die Berfafiung aufgehoben. 
brigens fagt v. Auffeh an 
der erftangeführten Stelle felbft: 
„Der Erlaß von Außfuhrverboten 
erfolgt in Deutſchland mit Zu⸗ 
ftimmung des Bundesrates 
durch kaiſerliche Verordnung.“ 
Dies war auch die konſequente 
Praxis ſeit 1867, vgl. die zahl⸗ 
zeigen Verordnungen im ROB 
. 2». 16. Juli 1870 (BGB. 
), v. 8. u. 25. Auguft 1870 
„511), v. 4. März 
185 (RGEB. 135, 159), v. 
22. Zuli 1878 (KGB. 227) und 
viele andere mehr. Bol. aud 
Deibrüdl2 und befonderd 24, 


"echtigt erklärt, jo trifft dies mo die im Text vertretene An- 
'ht zu; jene Borfriften find I fiht ausführlich begründet ift. 
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Ebenfo ift die Durchfuhr von Waren durd 
das Reihszollgebiet prinzipiell frei. Bei 
gewifien Warenfategorien ift behufs Erleichterung des 
Tranfithandels die Errichtung von Tranfitlägern ohne 
amtlichen Mitverfchluß, jedoch unter ftaatliher Kontrolle, 
geftattet; in ſolchen Tranfitlägern ift nicht nur Umpadung, 
fondern bei Getreide (Zolltarif Nr. 9) auh Mifhung mit 
inlänbifcher Ware geftattet, „mit der Maßgabe, daß bei 
der Ausfuhr dieſer gemischten Ware der in der Mifchung 
enthaltene Prozentfab von ausländifcher Ware als die zoll- 
freie Menge der Durchfuhr anzufehen ift*. Abnliche Er- 
leichterungen find für Holz (Zarif Nr. 13c) und für 
Mühlenfabrilate (Tarif Nr. 25 qu 2) gemährt.?? Die 


Aobiftotionen zu Gunften der 
— finden Al Rn 


Ar 
8 1 und G Juni 
1880 RGB. 1598 2. Fe auch 

änel Stud. I, 134; Laband |! 


Bi ©. Meyer VerwR. 


„>. 
BB. Art. 3 ' 1 Qbf. 2 
38. . 6; über gollfreie Durd 
fuhr von Pafſa auf 
der Eiegha In Juni 
1892 CB 

hen "die Miederlagen ſo⸗ 
wohl „jur Beförderung des 
mittelbaren Durdfubrhandels” 


ferner TabStG. 88. 17, 18. 
Die erforderlichen ollzBerorbn. 
bat der Bundesrat zu ertaflen, 
Niederla gere eo v. 5. Juli 
1888 (CBl 60), Peivat 
Tagerregufeti ” Bi ul 
283), Ierner gas 9 (eh 
latio v. 1. Mai 
1894, 243), Weinlar ertegelatto 
v. 21. Juni 1888 Sal. 258), 
. für Tetnattean tiger 
v. 27. Zuni 1882 (CB1 , 
Kurtengla v. 15. De. Isa 
(CBl. 585), Regulativ für 
erleichterung bei der Aug he 
von Mühlen und Mälzerei⸗ 


—— 


als „des inneren Verkehrs“ ent⸗ 
hatt“ en Vorſchriften 
97—110; ſpeziell auf 
Sean Häger für den Dur rubr- | © 
handel it ſich aritgeſ. 
pezGeſ. —* 


33 
388 58): vgl. dazu 
auch nsie. 8 19 Abſ. 2, 


fabrifaten (CBl. 1894, 20 
Eine Anzahl von gemifchten 
Zeanfitlägern find durch 2. d. 

Mai 1896 (EB 1. 126) 
vom 1. Oltober 100 ab auf- 
nehoben. S. auch G. Meyer 
II, 336; v. Aufſeß 238 ff. 
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Plätze, an melden ſolche zollfreie Niederlagen errichtet 
werben dürfen, bezeichnet der Bundesrat. ** 

Die Einfuhr ift zwar gleihfalls prin- 
zipiell frei, jedodh nur gegen Entridtung ber 
tarifmäßigen Abgabe. Früher war die Zolfrei- 
beit der prinzipielle Ausgangspunlt; „die aus dem Aug- 
land eingehenden Gegenftänve find zollfrei, ſoweit nicht 
der Bolltarif einen Eingangszoll feftfegt." 2° Jetzt bildet 
die Soll pflihtigfeit den prinzipiellen Ausgangspınft : 
„bei der Einfuhr von Waren werden Zölle er- 
boben.”?° Befreit vom Eingangszol find nur: a) Die 
mit der Poft aus dem Ausland eingehenden Waren- 
fendungen von 250 Gramm Bruttogewicht und weniger, ?7 
b) alle der Gewichtäverzollung unterliegenden Waren in 
Mengen unter 50 Gramm,?® c) alle Waren, für welche 
der zu entrichtende Zoll weniger ala 5 Pfennige betragen 
würde, 2? d) außerdem noch folgende Warenfategorien : ®° 


4 &. vo. Aufſeß 288 ff. 1 Tarifgef. 8. 4, dazu CBl. 
EL Die Pol ‚33. 
Zarifgef. $. 1. Die Polemi as 
von 2aband U, 8944 ift ein]  Cbenda 8. 4 Abſ. 2. 
Streit um Worte: den Sat, daß | 29 Ebenda $. 4 Abi. 2. 
feit 1879 die Zollpflicht Die Regel, 
die Sollfreiheit die Ausnahme | *9 Ebenda $.5. Bgl. übrigens 
ift, wird ſachlich niemand als |aud no beüntic eventuellen 
eined Beweiſes bebürftig bes —* es in Rückſicht auf den 
trachten; Laband ſelbſt ſpricht ſogenannten Veredlungsverkehr, 
ihn im Text aus: die geſetzliche ſowie für Gegenſtände, welche 
Unterwerfung unter einen Bol |von ausländiſchen Meſſen, Märk⸗ 
„it zwar thatfählih bei der|ten, Audftelungen u. dgl. un- 
überwiegenden Mehrzahl der | verkauft ins Inland zurückkehren, 
Waren der Ya”, fährt aber .88. 111, 118, 112 Abf. 2, 
dann doch fort: „die allgemeine | 118 Abſ. 2, dazu Laband II, 
Regel ift aber, daß die aus dem 893 f.; G. Meyer H, , 
Auslande eingehenden Gegen | Über den Bereblun 4: 
ftände — zollfrei find”. insbejondere v. Aufſeß 247 ff. 
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1. Erzeugnifle des Aderbaues und der Viehzucht von 
denjenigen außerhalb der Zollgrenze gelegenen Grundftüden, 
welde von innerhalb der Zollgrenze befindlichen Wohn⸗ 
und Wirtfchaftögebäuden aus bewirtichaftet werden; unter 
denfelben Bedingungen die Erzeugnifle der Waldwiriſchaft, 
wenn die außerhalb der Bollgrenze belegenen Grundſtücke 
eine Zubehör des inländiſchen Grundftüds bilden. 

2. Gebrauchte Kleidungsſtücke und Wäfche, welche nicht 
zum Verlauf eingehen; gebrauchte Hausgeräte und Effelten ; 
gebrauchte Fabrikgerätſchaften und gebrauchtes Handwerks⸗ 
zeug von Anziehenden zur eigenen Benugung; auch auf 
befondere Erlaubnis neue Kleivungsftüde, Wäſche und 
Effekten, infofern fie Ausftattungsgegenftände von Aus- 
ländern find, welche fi aus Beranlafiung ihrer Berheira- 
tung im Lande nieberlaflen. 

3. Gebraudte Hausgeräte und Effekten, welche erweis⸗ 
Ich als Erbfchaftsgut eingehen, auf befondere Erlaubnis. 

4. Reifegerät, Kleivungsftüde, Wäſche und dergleichen, 
welches Reiſende, Fuhrleute und Schiffer zu ihrem Ge- 
brauche, auch Handwerkszeug, welches reifende Handwerker, 
fowie Geräte und Inſtrumente, welche reiſende SKünftler 
zur Ausübung ihres Berufes mit fi führen, fowie an- 
dere Gegenftände der bezeichneten Art, melde den ge- 
nannten Perjonen vorausgehen oder nachfolgen; Ber- 
zehrungägegenftände zum Reifeverbraude. 

5. Wagen, einfchließlich der Eifenbahnfahrzeuge, welche 
bei dem Eingange über die Grenze zum Perfonen- und 
Warentransporte dienen und nur aus diefer Beranlafiung 
eingeben; auch leer zurückkommende Eifenbahnfahrzeuge in- 
ländiſcher Eifenbahnverwaltungen, ſowie die bereit3 in ben 
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Fahrdienſt eingeftellten Eifenbahnfahrzeuge ausländifcher 
Eifenbahnverwaltungen. Für Betriebömaterial und Dienft- 
utenfilien der Beamten auf gemeinfchaftlicden Betriebs⸗ 
und Grenzitationen der Eifenbahnen find bejondere Beftim- 
mungen durch den Bundesrat zu erlajfen (©. v. 18. April 
1886, RGB. 128). 

Magen der Reifenden auf befondere Erlaubnis aud in 
dem Falle, wenn fie zur Zeit der Einfuhr nicht als Trans⸗ 
portmittel ihrer Befiger dienten, fofern fie nur ermweislich 
Schon feither im Gebrauch derfelben fich befunden haben und 
zu deren weiterem Gebrauche beftimmt find. 

Pferde und andere Thiere, wenn aus ihrem Gebraude 
beim Eingang überzeugend hervorgeht, daß fie ald Zug⸗ 
oder Lafttiere zur Beipannung eines Neife- oder Fradht- 
wagens gehören, zum Warentragen ober zur Beförberung 
von Reifenden dienen. 

6. Fäſſer, Säde u. ſ. w., leere, welche entweder zum 
Behufe des Einkaufs von Ol, Getreide u. bergl. vom 
Auslande mit der Beftimmung des Wiederausganges ein- 
gebracht werden, oder welde, nachdem Ol u. f. w. darin 
ausgeführt worden, aus dem Ausland zurüdtommen, in 
beiden Fällen unter Feithaltung der Identität und, nad 
Befinden, Siderftellung der Eingangsabgabe. Bei ge- 
braudten leeren Süden, Fäſſern u. ſ. w. wird jebod 
von einer Kontrolle der Identität abgefehen, ſobald fein 
Zweifel dagegen befteht, daß diefelben als Emballage für 
ausgeführtes Getreide u. f. w. gedient haben, ober als 
folde zur Ausfuhr von Getreide u. ſ. wm. zu dienen be 
ſtimmt find. 
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7. Mufterlarten und Mufter in Abfchnitten over Proben, 
welche nur zum Gebrauche ala folche geeignet find. 

8. Kunſtſachen, welche zu Kunftausftellungen ober für 
landesherrliche oder fonftige öffentlihe Kunftinftitute und 
Sammlungen, auch andere Gegenftände, welche für Biblio- 
thefen und andere wifjenfchaftlihe Sammlungen öffentlicher 
Anftalten, ingleihen Naturalien, welche für wiſſenſchaftliche 
Sammlungen eingeben. 

9. Altertümliche Gegenftände (Antilen, Antiquitäten), 
wenn ihre Bejchaffenheit darüber feinen Zweifel läßt, daß 
ihr Wert bauptfählih nur in ihrem Alter liegt, und fie 
fih zu feinem anderen Zwede und Gebraude als zu Samm- 
lungen eignen. 

10. Materialien, welde zum Bau, zur Reparatur ober 
zur Ausrüftung von Seeſchiffen verwendet werden, ein- 
fchlieglich der gewöhnlichen Schiffsutenfilien, unter den vom 
Bundesrat zu erlafienden näheren Beltimmungen. Hin— 
fihtlih der metallenen, für die bezeichneten Zwecke ver- 
wendeten Gegenjtände bewendet e3 bei den beftehenden 
Borfchriften. 

Einfubrverbote können ausnahmsmeife nad Maßgabe 
der oben für Ausfuhrverbote angegebenen Borfchriften er- 
laffen werben. ®! 

Neben dem Zoll, der grundfäglih vom Reich erhoben 
wird, wodurch eine Erhebung feitensder Einzel- 


31 38. 8. 2, vgl. dazu Br B. 2% 1, 2, 9, 10, ferner © v. 1, 
®. v. 25. Juni 1880 (RGL. | Mai 1894 (RGB. 410) 8. 6 ff., 
151), v. 28. Januar 1879 (RGB. | wegen anftedender Krankheiten 
3), v. 31. Oktober 1879 (RGB. | für Menfhen ſ. Zaband II, 
308); wegen Biehfeuchengefahr 8677; G. Meyer⸗II, 326°, 
G. v. 7. April 1869XBG8. 105) | 327. 
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ftaaten ausgeſchloſſen tft, darf eine andere Abgabe 
in der Regel dann, wenn der Zoll mehr als 1 Mark 
50 Bf. pro Zentner beträgt, nicht mehr erhoben werben ;?* 
ausbrüdlih vorbehalten find jeboch diejenigen inneren 
Steuern, welde in einem Einzelftaate auf die weitere 
Verarbeitung oder auf anderweite Bereitungen gewiſſer Er- 
zeugnifie, ohne Unterſchied des ausländifchen, inländifchen 
ober vereinsländifchen Urfprungs, allgemein gelegt find. ®? 
IH. Das deutſche Reichsgebiet bildet prin- 
zipiell eine SBolleinheit, innerhalb deren 
feine Zölle beim Übergang von Waren aus 
dem Gebiete eines Einzelftaates in das eines 
anderen oder innerhalb eines Cinzelftaates 
erhoben werden dürfen, ausgenommen folde 
Abgaben, welde für gleihartige inländifde 
Erzeugniffe im Staate des Beftimmungsorteg 
erhoben werden.?* Der lettere Vorbehalt bietet Der 
interpretation wejentlide Schwierigleiten; die näheren 
Vorfehriften über die Erhebung von „inneren Steuern” 
enthält der Zollvereinsvertrag.?° Danach ift die Ror- 
mierung der inneren Steuern prinzipiell der Lanbesgefet- 
gebung anheimgegeben ‚2* doch follen folde nur erhoben 
2 38. 8. 10. 3V. Art. 5|in Anlage B eine Überfit aller 
sub I; Delbrüd 27 f.,v. Auf» in Deutichland zur Erhebung 
feß 214; Laband StR. II, |gelangenden inneren Steuern, 
864 f. welche jedoch weiterhin mehrfad 
88 &, unten II. abgeändert murbei erner Schluß- 
RD, Art. 33 Abſ. 1, bay Prot. 8 5, au ud 86. 5 7, 8, 
1885 


für Elfaß-Lotbringen ©. v. 17. jetzt & 
Juli un: (03 325) 8. er RGB. 109): dazu Sänel Stud. 


del. I — ‚ 11 f; 
D. 389; sans Sn es sea 


Fr 1; Selbräd IM 
288. Art. 5 sub; dazu | Stub. I, 140; v. Au — 


eo 
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werden von Branntwein, Bier, Eſſig, Malz, Wein, Moft, 
Cider (Dbftwein), Mehl und anderen Mübhlenfabritaten, 
desgleihen Badwaren, Fleifh, Fleiſchwaren und Fett; für 
die Steuer von Wein ift zugleich das Gteuermarimum, 
fallg die Steuer für den Staat erhoben wird, vorge- 
fchrieben.2? Jedenfalls muß die Steuer für alle zum 
Reichszollgebiet gehörigen Länder ganz gleich bemeflen 
werden ;3® von Wein darf eine Übergangsabgabe unter ven 
Staaten des ehemaligen Norddeutſchen Bundes nicht er- 
boben werben 2? Auch für die übrigen inneren Steuern 
fann ein Steuermarimum feitgejebt werben. 

Solde innere Steuern zu erheben, darf durch die 
Landesgeſetzgebung das Recht an Kommunen übertragen 
werben, *° aber nur für den Umfang der „örtlichen Kon⸗ 
fumtion”, d. i. für Bier, Eſſig, Malz, Cider (Obſtwein), 
die Gegenftände der Mahl: und Schlachtſteuer, ferner 
Brennmaterialin, Marktviktualien und Fourage, endlich 
Wein „in den eigentlichen Weinländern” ;*! von Brannt⸗ 
wein darf eine örtlide Konſumtionsſteuer durch Kom- 
munen nur „ausnahmsweife” erhoben werden, nämlich da, 
wo eine ſolche bereitö befteht „oder nad) der beitehenden 
Geſetzgebung nicht verſagt werden fann“.*? Für örtliche 


. gan Art. so) 5 2 Abſ.2. StR. I, 398 f. Einzelftanten 
Art. und KRorporationen können mit 
unter 1-1 in — Detail diefem Rechte nicht ausgeſtattet 
dazu 8 7; Delbrüd 31 ff; werden. Auf Elfaß-Lothringen 
besügli der fogenannten Über- eritreden ſich dieſe Borfhrift ten 
re oben . Zaband LU, |nidt. ©. 25. Juni 1873 
.d. Hier befteht das Dftroi der 
ie Se. aut. 5 I, $. 3e. emeinben fort. önel L, 8 

Delbr üd 32. BB. Art. 511 4 
0 HB. Ast. 5 IL, $. 7 af BB. Art. 5 II, 3.7 Abf. 4. 

1. Delbräd 38 ff; Hänel 


W 
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Konfumtionsfteuern von Bier, Wein und Branntwein ift 
gleichfalls das Steuermarimum feftgefeßt, welches nur 
überfehritten werden darf, „infoweit Kommunen fon 
gegenwärtig eine höhere Abgabe erheben, weldenfalls 
leßtere fortbeſtehen kann“.“s Alle anderen inneren Steuern 
find befeitigt. ** 

Über Veränderungen der beftehenden Gefehgebung in 
Bezug auf innere Steuern ift der Yundesrat fofort zu be- 
nadrichtigen. *° 

Ausgefchloffen von der Zollgemeinfhaft find außer 
diefen inneren Steuern auch die Waflerzölle, die Boll: 
ftrafen einfchließlich der Konfisfate, endlich alle Kommuni-⸗ 
kationsabgaben zu Wafler und zu Lande, fowie Die Wage- 
und Niederlagegebühren ;*° fomeit jedoch die Straßen zur 
Bermittelung bes Verkehrs unter den verfchiedenen Einzel- 
ftaaten dienen, dürfen die Abgaben die Heritellungs- und 
Unterhaltungsfoften nicht überfteigen, und überhaupt follen 
die Sätze des preußifchen Tarif3 von 1828 hiefür nicht 
überjchritten werben, eine Ausnahme befteht in Diefer 
Beziehung nur für Oldenburg, welches aber doch verpflichtet 
ift, feine beftehenden Chauſſeegelder nicht zu erhöhen. 7 

Außer diefer fachlichen befteht weiter noch eine terri- 
toriale Modifikation der Reichszolleinheit. Bon leß- 
terer bleiben nah der Berfaffung ausge» 
Ihloffen „die wegen ihrer Lage zur Ein- 


— — — — — 


48 IPB, Art. 5 II, an 5. | Schluß-Prot. 3. 16 (Sachſen) 
“4 388. Art. 5 11, 8.7 Ab}. 6. Ebenfo gilt dieſes Net für 
45 BR. Art. 5 11,788. 5, 8.) Schaumburg- Lippe, Delbrüd 
“ DIR. Art. 10. 85; Hänel Stud. L, 148. Bol. 
7 8VV. Art. 22; dazu auch auch v. Aufſeß 208. 
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ſchließung nicht geeigneten einzelnen Gebiets— 
teile“.““ Dieſe Gebietsteile waren bei Aufrichtung des 
Norddeutſchen Bundes von ziemlich bedeutendem Umfang; *? 
allmählich aber wurde der größte Teil diefer Exklaven in 
die Reichazolleinheit eingefügt. 5° 

Der Widerſpruch zum verfaflungsmäßigen Prinzip der 
Bolleinheit, der in dem Ausschluß einzelner Teile Liegt, 
war von vornherein als ein PBroviforium gedacht 
und jollte ſobald als möglich befeitigt werden. Sobald,“ 
fo heißt es ausdrücklich im Zollvereinsvertrag, „die Gründe 
aufgehört haben, welche die volle Anwendung des gegen- 
wärtigen Vertrages auf den einen ober anderen der unter 
Nr. 1 genannten Staaten und Gebietsteile zur Zeit aus- 
fchließen, wird das Präſidium des Norddeutfchen Bundes 
den Regierungen der übrigen vertragenden Teile Nachricht 
geben. Der Bundesrat des Zollvereins befchließt ſodann 
über den Zeitpunkt, an welchem die Art. 8 bis 5 und 10 
big 20 in dieſem Staate oder Gebietsteile in Wirkſamkeit 
treten.” 

Der Bundesrat ift danach das fompetente Drgan, um 


— — — 


48 ar Art. 33 Abf. 1, a. E. | gifh Brake und preußifch Geefte- 
. 16. miünde, welches gemäß dem Ver⸗ 
BL. Art. 6, dazu Dänel trage v. 4. April 1853 nicht dag 
Stub, ‚135 f.; —x—— 41ff.; | der übrigen Zollexklaven, ſondern 
ãabant bei Sirts 509 ff. ein Ausnahmsrecht im Sinne 
o Pl. 2. 18. Nov. 1868 |von RB. Art. 78 Abſ. 2 fei, 
868. 18), Ferner CBl. 1879 | wie daS Freibafenreht von 
473. |Den dermaligen Stand | Bremen und Hamburg N. N. 
der Bolleztlaven |. abanb II, jedoch mit Recht Laband II, 
8601; v. Aufſeß 194 f.; Dei-|859°. ©. jedod EBL. 1888 
brüd 42. Letterer Schrift- 914, 915; die Sache ift jetzt, bis 
fteller giebt eine fpezielle ein» auf die Hafenanlagen in Geefte- 
ehende Erörterung über das | münde, praktiſch bedeutungslos. 
t3verhältnis von oldenbur- 
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über den bezüglich aller vorläufig noch erflavierten Teile 
von Anbeginn in Ausfiht genommenen Anſchluß an Die 
Solleinheit zu bejchließen;*! durch bumbesrätlicde Verord⸗ 
nung wurden auch unter ausdrüdlicher Bezugnahme auf 
jene Worte des Vertrages i. 3. 1868 Medlienburg und 
Lauenburg dem Sollverband angegliebert. 

Abgeändert ift jene Beftimmung des Ber- 
trages durch bie Neihsverfaffung für Bremen 
und Hamburg. Nach der norbd. BB. Art. 34 follten 
die drei norddeutſchen Sanfeftäbte „mit einem bem Zweck ent- 
fpreddenden Bezirke ihres oder bes umliegenden Gebietes“ 
als Freihäfen außerhalb ver gemeinfchaftlichen Zollgrenze 
bleiben. °?°Troß der Garantie des Freihafenvechtes durch 
die Verfaffung war auch diefes Recht immer nur als ein 
proviforifched und demgemäß nah den Vorſchriften des 
Vertrages thunlichft bald zu befeitigendes betrachtet mor- 
den. Infolge davon wurde auch Lübed bereits i. J. 
1868 auf feinen Antrag dem SBollverein einverleibt.°* 
Für Bremen und Hamburg dagegen ging die Beitimmung 
ber nordd. BB. umverändert in bie deutſche Reichs⸗ 
verfaffung über, Diefelbe trug und trägt, ſoweit fie noch 
in Kraft ift, unzweifelhaft den juriftifhen Charalter eines 
Ausnahmsrehtes im Sinne von NP. Art. 78 Abſ. 2;55 
zus Befeitigung des in Art. 384 der NB. garantierten 


sı Delbrüd 46. 
63 Uber bie wirtfchaftliche Seite 





Wagner I, 592f. und ins- 
befondere Laband ILL, 2, 254 ff. 
dieſes Freihafenprivilegs ift neuer: | (1. Aufl.), jet II, 860* (3. 4.). 
dings eine große Streitlitteratur, °° Delbrü . 

erwachſen, die jedoch für die 54 Hänel Stud. I, 201. 
ftaatörechtlide Seite der Frage 982.1, 6. 119 ff. 

wenig oder nichts bietet. Bergl. 
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Nechtes bedarf es überdies eines Verfaſſungsänderungs⸗ 
geſetzes. Die Abgrenzung des Bezirkes erfolgt durch den 
Yunbesrat. ®* 

Inzwiſchen tft die Trage der deutſchen Zollexklaven in 
ihr legtes Stadium getreten, indem aud für Ham- 
burg und Bremen der Zollanfhluß in der 
Hauptfade erfolgt if. Nah langen und aufregen- 
den parlamentarifchen und außerparlamentarifchen Kämpfen 
kam das Geſetz v. 16. Febr. 1882 (RGB. 39) zu ftande, 
weldhes die Modalitäten bes Zollanſchluſſes 
von Hamburg feftitellt; dazu kam das ©. v. 
81. März 1885 (NGB. 79) über den Zollanſchluß 
von Bremen. Gemäß B. d. BR. v. 15. Dft. 1888 
(CBl. 918) wurde der Zollanfhluß von Hamburg, v. 
6. Nov. 1888 (EB. 914) von Bremen vollzogen. Nur 
die Hafenanlagen von Eurhaven und Bremer- 
baven, fomwie beftimmte Hafenbezirte der 
Städte Hamburg und Bremen find jest nod 
erimiert. Der juriftifhe Charakter dieſes Nechtes fol 
unverändert der in NV. Art. 34 vb. 78 Abf. 2 prägi- 
fierte bleiben, was in 8. 1 des Geſetzes fpeziell betont iſt. 

Andererfeitö gehören zum Reichszollverband zwei Ge- 





“m, v. 22. Mai 1880, welche 
Altona, v. 14. Juni 1880, welche 
die Elbe bis ET ICBL 464 ferner 
v. 8. Dez. 188 464), 
—F ginen weiteren Zeil ber 

nterelbe — je an iv 
v. 28. Juni 1 (CBl. 


abgeandert V. d. BR. v. 4. Juii ſ. C 


1895 (CBl. 279), dazu V. d. BR. 
». 24. März 1892 (CB. 195) u. 
26. Sept. 1888 (CBl. 913) über 

Horn, Staatsreht II. 2. Aufl. 


die Hamburgifhe Zollgrenze, v. 
13. Okt. 1892 (CBl. 682) über 
die Zollgrenze in Bremerhaven, 
ferner Zollregulativ f. d. Kaiſer⸗ 
Wilhelm-Kanal v. 4. Juli 1895 
(EB. 279) — dem Zollverband 


430), a über die —A— 


88, 915. l. auch 
band III, 2, zee 8 II, 


— 
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bietöteile, welche nicht zum beutfhen Staatenverband ge⸗ 
bören:°7 1. die ber bayrifhen Zollverwaltung ange- 
ſchloſſenen öfterreihifchen Gemeinden Jungholz und 
Mittelberg,®? 2. das der preußifhen Zollverwaltung 
angeſchloſſene und in Zollfahen durch Preußen vertretene 
Großherzogtum Zuremburg, welches früher Beltanbteil 
des Deutfhen Bundes geweſen war. Der Zollverband mit 
Luxemburg ift für beide Teile unfündbar bis zum 31. Dez. 
1912 (folange das Pachtverhältnig des Reiches gegen- 
über der Wilhelm-Luremburg-Eifenbahn dauert). °° 

Der Bevölferungsftand des Lollgebiete fol immer 
nah 5 Jahren amtlich feftgeftellt merden.*° Dermalen 
umfaßt das Zollgebiet 8 439 336 qkm mit 49 628 752 Ein- 
wohnen; die Zollausfchlüffe haben 12288 Einwohner. 8 
Berechnet wird in Zollſachen die ortsanweſende lonfu- 
mierende Bevöllerung ohne Rüdfiht auf Staatsangebörig- 
feit. ©? 

Ausgeſchloſſen vom Reichszollgebiet bleibt ferner vorerft 
Helgoland (gemäß StB. m. England bis 1. Januar 
1910). 88 

IV. Die BZollfälle werden erhoben nad 
Maßgabe des gefeglihen Zolltarifes. Die 

BB. Art. 2. Delbrüd| 59 Staatövertr. v. I, uni 

8 ff.; ſpeziell auch über den recht- | 1872 (NGB. 327)8.14. S. auch 

lichen Unterfhied der Stellung | oben S. 312 ff. DBgl. v. Auffeh 
von Jungholz und Luremburg. | 194. 

Ferner Laband II, 858 ff. 60 3VV. Art. 11 Abſ.3. Del⸗ 

68 208 aatövertr. v. 3. Mai|brüd 57; 0. Aufſeß 205. Bl. 

w. Bayern u. Dfterreih auch Laband bei Hirth 455°. 

Aber Be 2. Dez. 18% Genaue Angaben im ein- 


(RGB. 1891, 59) zw. Öfferreich: einen be v. Aufſeß 195f. 
Ungarn u. d. Deutſchen Reich * 5 ufſeß 
>. "15. Des. 1880 8. 2. 





über Mittelberg. - 5 
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Geſchichte des Zolltarifes bildet feit Jahrzehnten einen 
der interefianteften Teile der deutſchen Staatsentwide- 
lung und de3 jungen Deutfchen Reiches. ** Der bereits 
fehr mäßige Tarif v. 1. Juli 1865 wurde noch weiter 
reduziert durch ©. v. 17. Mai 1870 (RGB. 128) und 
weiterhin durch G. v. 7. Juli 1873 (RGB. 241). Eine 
radikale Umkehr von diefer Bahn zu ziemlich hohen Zoll⸗ 
ſätzen enthält Dagegen das nach ſchwerſten parlamentarifchen 
Kämpfen zu ftande gelommene G. v. 15. Juli 1879 
(RGB. 207), dem ein Tarif in 48 Pofitionen angefügt 
it. Durch dieſen Tarif find die früheren Tarife voll- 
fommen befeitigt. Der neue Tarif fteht feit 1. Juli 1880 
in fenem ganzen Umfange in Kraft. Durch Spezialgefehe 
wurde der Tarif noch mehrfach abgeändert und in neuer 
Redaktion publiziert, RGB. 1885, 111 — dazu nod ©. 
v. 21. Dez. 1887, fowie BranntwSt®. v. 8. Juni 1891 
8. 44, BuderStG. v. 27. Mai 1896 88. 80. 81. Bon 
den im Tarif aufgeführten Warenkategorien müflen nad 
Mafgabe des Geſetzes und des vom Bundesrate feft- 
geftellten Warenverzeichnifiege Zölle erhoben werben. °® 


* Eine Skizze bei v. Auf- 
ſeß 161 ff.; Wagnerl, 595ff.; 
2aband bei Hirth 502 ff. 

“29. 8. 12, 
1879, 837, wo ſehr lakoniſch mit- 
geteilt ift, daß der Bundesrat 
dad Warenverzeichnis feft- 
geftett habe, und daß basjelbe 

iuflich ſei. Orbnungsgemäß 
publiziert tft dasſelbe nıcht, ob⸗ 
wohl e3 fi) dabei doch um eine 
Bollgugsverordnung zum Geſetz 

andelt. Abänderungen (diefe 

d ordnungsgemäß publiziert!) 


dazu E31. |1881 


E31. 1881,15; dagegen ein Nach⸗ 
trag iſt wieder nur als erlaflen 
und verfäufli gemeldet CBl. 
‚ 139. Ein weiterer Nad- 
trag ift wieder vollftändig publi⸗ 
ziert CBl. 1882, 151. Dazu ge- 
hören noch die auf einer Anzahl 
von Bundesratöverordnungen be» 
ruhenden Borfchriften über die 
Taravergütung. Jetzt gilt das 
Warenverzeihnis v. 1. Nov. 1895 
CBl. 376); v. Aufſeß 224, 
über die Taravergütung CBl. 
1895, 266. Über die Boll- 
47* 


ER, 
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Mobifilationen des Tarifes in Berüdfichtigung einzelſtaat⸗ 
licher Intereſſen find zwar zuläffig, doch dürfen fie auf Die 
allgemeinen Intereſſen nicht nachteilig einmwirten“.** Die 
Zollpflicht entfteht mit dem Übergang der Ware über die 
Zollgrenze. Zur Entridtung des Zolls ift derjenige ver- 
pflichtet, der zur Zeit der Fälligkeit desfelben der Inhaber 
(natürliche Befiter)°” des zollpflichtigen Gegenitandes ift, 
bezw. denſelben aus ber öffentlichen Niederlage nimmt; in 
jedem Yale haften die zollpflichtigen Gegenftände in erfter 
Linie für die Zollgebühr;°® die Zollbehörde hat das Recht 
der Netention und Beichlagnahme bis zur Bezahlung des 
Zolles. Die Niederlegung der Ware in ein Lager der 
Zollbehörde befreit nicht von der Erlegung des Zolles, 
fondern fufpendiert nur die Entfcheidung über die Zoll⸗ 
pflicht bis zum Eintritt beftimmter andermeitiger geſetzlicher 
Vorausſetzungen. 9? 

Behufs Erhebung des Zolles von dem Adreſſaten der 
Mare find, insbefondere für Poft und Eifenbahn, beftimmte 
geſetzliche Erleichterungen zu Gunſten desjenigen vorgejehen, 
der die Ware über die Grenze führt (befonders Begleit- 
ſchein 11). 7° 
behandlung der fog. Verfchnitt: | dies ald ein auf der Ware 
meine CBl. 1892, 86; 1896, 174. laſten des pigice Recht". 

B. d. BR. v. 3. "Suni 1896 829.88. 13ff.,100.8.Meyer 

über Erlaß des Zolles für Kafao, IT, 3 

ütherifhe Öle 2c. (CBI. 1896,| %° 88.8.40. A. X. Laband 

= ne 
66 

ee —— 


ferner Zolltarif v. 15. Juli 1879 Bollre 
gulativ |. CBl. 1888, 573, 
Nr. 250 Anmerkung. dazu CBL. 1895, 265, über 


67 Laband II, 895 fonftruiert | Baflagiereffeften 5:70 1892, 472; 


u ı 


in I 4 Te 
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Über Waren, die in der Zollnieverlage verloren oder 
unbrauhbar werden, ferner über den Pfanbverfauf von 
ſolchen, die aus der Niederlage nicht abgeholt werben, trifft 
das Geſetz bejondere Beftimmungen. 7! 

Zollkredite können durch die Einzelftaaten eröffnet werben, 
doch nit über 8 Monate.”? Die Verjährungsfrift für 
BZollgefälle beträgt ein Jahr. 7® 

Über die Anwendung des Tarifes ift der Rechtsweg 
grundfäglih ausgeſchloſſen; andere Rechtsfragen können 
Iandesrechtlih den Gerichten überwiefen merben. ’* 

Auch die deutfhen Souveräne, die Standeöherren und 
Perfonen des diplomatifchen Dienftes find von der Ent⸗ 
richtung der Bollabgaben nicht frei, doch ift e8 den Einzel- 
ftaaten geftattet, den von folchen PVerfonen gezahlten Zoll 
auf eigene Rechnung zurüdzuerftatten;7° den beim Reiche 
acereditierten Diplomaten werben feit 1. Januar 1872 die 


Zölle aus der Reichskaſſe erftattet. 7° 


das Boft-ZollregulativE BL. 1888, 
605; das egleitiggein-Regulatio 
CBl. 1888, 501. 
1 368. 88. 48, 67, 103, 104. 
2 Über die Grundfäge bei 
ver Kreditbewilligung v. Aufſeß 


ff. 

138 9. Meyer II, 386. 

24 86G. 8. 12. G. Meyer II, 
342 f., beſ. N. 10, 11. 

76 3VV. Art. 15: „Von der 
tarifmäßigen Abgabenentrichtung 
bleiben die Gegenftände, melde 
für die Hofhaltung der hohen 
Souveräne und ihre Regenten- 
häufer oder für die bei ihren 


Geſandten, Geihäftsträger u. |. w. 
eingehen, nicht ausgenommen, 
und wenn dafür Rüdvergütungen 
ftatthaben, fo werden ſolche der 
Gemeinihaft nicht in Rechnung 
gebradt. Ebenſo wenig anrech⸗ 
nungsfähig find Entſchädigungen, 
welche in einem oder dem anderen 
Staate den vormald unmittel- 
baren Neichäftänden oder an 
Kommunen oder einzelne Privat: 
beretigte für eingejogene Zoll- 
rechte oder für aufgehobene Be- 
freiur gen gezahlt werden uſen 

16 V. d. BR v. 29. April 
1872 (nicht publiziert!); v. Auf⸗ 


Döfen accreditierten Botſchafter, ſeß 207 3.20. Delbrüd 64; 
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Für „Waren, welde aus Staaten fommen, weldhe 
deutfhe Schiffe oder Waren deutfcher Herkunft ungünfliger 
behandeln, als diejenigen anderer Staaten”, ift ein Bu- 
Ichlag bis zu 100 %/o zum gewöhnlichen Zoll ald Re— 
to rfiongzoll geftattet. Zollfreie Waren können unter 
der gleichen Vorausfegung einem Retorfionszoll bis zu 
20 %/o des Wertes unterworfen werben. Der Retorfions- 
zoll wird verhängt durch Faiferlihe Verordnung unter Zu⸗ 
ſtimmung des Bundesrates; die früher geſetzlich vorge- 
fchriebene Zuftimmung des Reichstages ift aufgehoben. 77 

Die Zollerflaven haben ftatt der Zollgefälle ein Averfum 
an die Reichskaſſe zu bezahlen, welches nad) Verhältnis der 
gefamten ortsanmwefenden Bevölkerung zu ber Netto-Zoll- 
einnahme des Neichszollgebietes berechnet wird. Yür Die 
ftäbtifhe Bevölferung fommt dazu noch ein Zufchlag von 
5 Mark pro Kopf. °® 

Unter beftimmten geſetzlichen Borausfegungen findet 
eine Rüdvergütung des Zolles bezw. der Verbraudsfteuer 
ftatt. 7? 





über bie juriftifhen Bedenken Ran. 455), aufge eboben ud K. 


gegen die V. d. BR. ſ. Zorn V. v. 25. Juli 1896 (RGB. 651). 
Geſandtſchaftsrecht in Hirths * NP. Art. 38 Art.3; dazu 8. 
Ann. 1882, S. 116. Die deut-|d. BR. v. 25. Mai 1878, 12. ärz 


ſchen Lehrbücher des Bölkerrechtes 
nehmen von den Beſtimmungen 
des deutſchen Rechtes keine Notiz, 
fondern behaupten Bollfreiheit 
auf Grund der „Exterritorialität”; 8. 


1880 (nit publiziert) Bol. v. 
aufieh 3 Zaband bei 
Hirth 5 

9 36. "is, 112—115. Tarif®. 
78.3 und 3a. ©. v. 14. April 


Das hierüber Zorn a.0.8.1121, 


7 Tarifgef. 8. 6, jetzt ericht 
durh G. v. 18. Mai 1895 (RGB. 
233), I. zulegt angewendet genen 


1894 Rap. 335), dazu 8. d. 
BR. 27. April 1894 (EBT. 
178), 5 v. 22. April 1892 (86B. 
601), dazu V. d. BR. v. 80. Juni 
1892 (CB. 479), v. 9. Zuli u 


Spanien, 8. V. v. 25. Mai 1894 (CBl. 378); TabStG. $$. 
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V. Die Bermaltung des Zollmwefeng.® 

Die Verwaltung des Zollweſens, insbejondere die Er- 
bebung der Zollgefälle, verbleibt jedem Einzel- 
ftaate, „ſoweit derfelbe fie bisher geübt hat“ 
(NB. Art. 386 Abf. 1), Das Prinzip der einzelitant- 
lihen Bollverwaltung erfährt jedoch eine erheblihe Modi— 
filation nad zwei Richtungen: einmal ift dasſelbe ver- 
foffungsmäßig nur anerlannt, ſoweit eine einzelftaatliche 
Bollverwaltung bisher beftanden bat; ſoweit jedoch Einzel- 
ftaaten ihre Zollverwaltung an andere Staaten übertragen 
baben, bat es hierbei jein Bewenden, und zwar muß 
auh für folde PVerhältnifie angenommen werden, daß 
dDiefelben nunmehr auf verfafiungmäßiger Borfchrift be- 
ruhen. ®! 

Das Gleihe gilt, inſoweit mehrere Einzelitanten ſich 
behuf3 gemeinfamer Zollvermwaltung zufammengejchlofjen 
haben, wie dies im thüringifchen Zoll- und Steuerverein 
feit 1833 der Fall ift. 2 

Die beftehenden Bollverwaltungen find: 

1. Preußen mit beiden Lippe, Waldeck und 
Gebietsteilen anderer Staaten, 2. Bayern, 3. Württem- 
berg, 4 Sadfen, 5. Baden, 6. Heffen, 


3l. BrauSt@. 5 . 6. Srannim.. bei. StR. II, 886°. Eine an- 
es 4. Si uderSt®. $. 6; dere Anſicht entwickelt Hänel 
eyer I, 336 fl. StR. I, 407; danad find dieſe 
er Aufſeß 358 ff.; Zaband Derträge res interna unter den 
885 ff. Hänel Si. 1, 399. | beteiligten inzelftaaten ge 








®. Meyer VerwR. I wu. blieben. 

338. Seydel ort I 82 Uber die dermalige Orga⸗ 

14. niſation gemäb Bertr. v. 20. Nov. 
81 Vol. 118891. CBl. 18%,86. Hänell, 








80ff, Laband bei Hirth 11 
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7. Medlendburg (beide), 8. Thüringen (Sadjen- 
Weimar, Altenburg, Coburg⸗Gotha, Meiningen, beibe 
Neuß, beide Schwarzburg und preußiſche Gebietsteile), 
9. Didenburg, 10. Braunfdweig, 11. Anhalt, 
12. Hamburg, 18. Bremen, 14. 2übed, 15. Eljap- 
Lothringen. 

Sodann iſt das Prinzip noch weiter modifiziert bezüg- 
lich der Grenzzollvermwaltung. Die Behörden und 
Beamten der inneren Verwaltung beftellen die Einzelitanten 
ganz frei und tragen dafür auch die fämtlichen Koften.°® 
Auf Grund der älteren Verträge einigte man fih nur auf 
gemeinfame Grundzüge der Organijation: es follen Haupt⸗ 
und Nebenzollämter errichtet und in jedem Staate 
über den unteren Amtern eine, nad Bebarf auch mehrere 
Bolldireftionen, welde ihrerfeit3 wieder dem ein- 
ſchlägigen Miniftertum als der Direktivbehörde unterge- 
ordnet find, eingerichtet werben. ** Eine Reichszollverwal- 
tung bejteht nicht und ıft verfaffungsmäßig ausgefchlofien ; 
nur in den Hanſeſtädten beitanden auf Grund eines eigen- 
tümlichen Entwidelungsganges Vereins⸗, feit 1872 kaiſer⸗ 
liche Hauptzollämter, die aber jet aufgehoben find. 8* 


ss Es trifft trotz 1. 52 $. 15 D. | nimmt alle in ihrem Gebiete vor- 
pro socio 17, 2 nit zu, | fommenden Erbebungs- und Ver⸗ 
wenn Laband 499 behauptet: — “ 

„lo mie der Einzelftaat die von kai 3 Ss 6, Art. u 
ihm vereinnahmten Gefälle an Wſig —A 
bie Reichskaſſe abzuliefern hat, 19,1 —— ser ; 
jo find ihm andrerſeits die auf Buben "bei Hirth 471 f. 
die Er ebung und Verwaltung 86 Vol. hierüber die ausführ- 
verwendeten Koften zu erftatten” , liche Daritellung bei Delbrüd 
denn 3VV. Art. 16 3. 73ff.; v. Aufſeß 359%. 
ſtimmt: „Jede Regierung aber 
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Für den Grenzbezirt aber ift die Organifation der Be- 
hörden vollftändig nad den vom Bundesrat erlaffenen 
Vorſchriften durchzuführen, 2° da die Koften der Grenzzoll- 
verwaltung und des Grenzſchutzes das Reich trägt. ®7 
Diefe Koften wurden früher den Einzelftantn in Form 
von Pauſchſummen vergütet; jetzt ift ſeit 1882 ein all- 
gemeiner SZollverwaltungsetat durch den Bundesrat feft- 
geſtellt.ss Die Inſtruktionen für die Zollbehörden werben 
von den Einzelftaaten erlafien; °? der Bundesrat hat von 
dem ihm verfaflungsmäßig ° zum Erlaß folder Inftruf- 
tionen zuftehenden Hecht einen generellen Gebrauh bis 
jeßt nicht gemacht, doch enthalten allerdings die vom Reiche 
erlafienen Geſetze und PVerorbnungen jo zahlreiche Ver⸗ 
waltungsvorſchriften,“ daß dadurch die Gleichheit der 
einzelftaatlihen Praxis volllommen gefichert erfcheint. Die 
Einzelſtaaten baften für die Dienfttreue ihrer Beamten, 
fowie für die Sicherheit des Kafjen- und Rechnungs⸗ 
dienftes.?? Freipäffe für einzelne Gegenftände zu ge- 
währen, ift den Einzelſtaaten auf ihre Rechnung und Ge- 
fahr überlaffen.® Die Grundfäge für Gewährung von 
Krediten find jedoch jeht vom Bundesrat feftgeftellt. Die 


SO eo, sn, 8 v. Auffeß 359. 
aban 
ST RR. Art. 38 8.3 BR. »° g38V. Art. 19 Abf. 8. 
Art. 16 8.1. Über den Be Begrift |, ° 368. 88. 9, 15, 
eh, Mi 36. — A — 21 —— ve 2, 3. 

el» 
v. Auffeß 399Ff.; aband IT 
921f., bei. auch über die ftante- 9 288, en 13, 14; dazu 
rechtlichen ebenken gegen das Aufſeß 207, Delbrüd 59f., 
jegige Syſtem 922 Laband 503, 504. 
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Korrefpondenz in Zollfadden ift als, Reichsdienſtſache“ porto- 
frei. 94 

VI. Die Verwaltung wird von Reihs wegen 
fontrolliert; Drgan diefer Kontrolle ift ver- 
faffungsmäßig der Kaifer.” Für die Ausübung 
diefer Kontrolle wurde feit Beginn des Zollvereins ein 
ſehr eigentümlihes Syftem ausgebilbet, da3 im Prinzip 
auch jeßt noch feftgehalten wird. Während früher durch 
das Präfivium des Vereines den Verwaltungsbehörven ver 
Einzelftanten SKontrollbeamte beigeorbnet wurden, ift jet 
dieſes Recht dem Kaifer Übertragen. Er ernennt die Kon⸗ 
trollbeamten, iſt jedoch bei dieſer Ernennung verpflichtet, 
Beamte der verſchiedenen Zollvereinsſtaaten zu wählen, ?® 
und beftimmt ihren Amtsfit, beides nad) VBernehmung des 
Bundesratsausſchuſſes für Zoll» und Steuerwefen.?” Die 
Kontrolle bezieht fih auf die Zölle, die ſämtlichen Ber- 
brauchsfteuern, den Spielfartenftempel und die ftatiftifche 
Gebühr. 98 

Diefe Beamten find entweder Bevollmädtigte, 
melde den Direftiobehörden, oder Stationgfontrol- 
leure, melde den Unterbehörben beigeoronet werden. Der 
Kaifer wählt diefelben aus den Zollbeamten ber Einzel- 
ſtaaten nach Belieben aus; fie treten jedoch nach der der⸗ 
maligen Praris dur die Faiferlide Ernennung nidt in 
den Reichsdienſt, fondern behalten ihr einzelftaatliches Be- 
amtenverhältni® bei und fungieren demnach nur in fom- 


% n. Auffeh 206. a RR. Art. 36 U6). 2; 888 
% pn. Aufſeß 420f. Del- 
brüd 82. Saband bei Birth | &,g Kr aa 06 al. a relt: 
474f. StR. II, 888 ff. 1879 don, 26) 8. 15. Dayu 


”“ SchlProt. Rr. 15. v. Aufſeß 425 
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mifjarifcher Verwendung im Neichsdienft.” Die Koften 
diefer Kontrolle trägt das Neid. Die Inſtruktion der 
Auffihtsbeamten beruht in der Hauptjache bis zur Stunde 
auf den Berabredungen von 1883. Die Beamten erftatten 
ihre Berichte an den Kaifer, der diejelben behufs Abftellung 
etwa vorgefundener „Mängel bei der Ausführung der ge- 
meinſchaftlichen Gejeßgebung” dem Bundesrat zur Be- 
ſchlußfaſſung überweift (RB. Art. 36 Abf. 1). Die den 
Hauptämtern beigeorbneten Kontrolleure haben die Zollver- 
waltung und Grenzbewadung an den unteren Stellen zu 
überwachen und auf die Abftelung von Mängeln binzu- 
wirken; felbftändige Verfügungen zu treffen, find fie jedoch 
nicht berechtigt.190° Die Bevollmächtigten werden den 
höheren SZollverwaltungsbehörden, den Direktivbehörden, 
beigeorbnet und haben fi) von dem Gang der Verwaltung 
in ihrem Bezirk die genauefte Kenntnis zu verichaffen; Die 
Verwaltung, zu deren Kontrolle fie berufen find, foll „un- 
ſchränkte Offenheit” gegen fie beobachten. 101 

Sm übrigen follte eine Inſtruktion für die Bevollmäch⸗ 
tigten von Reichs wegen erlafien werden, und der Boll- 
vereindvertrag beitimmte hierüber in SchlProt. 8. 15, 2 
folgendermaßen: „Als Grundlage der in diefem Artifel 
erwähnten Inſtruktion, melde das Gefchäftsverhältnis der 
den Direktivbehörden der Vereinsſtaaten beizuordnenden 


RB. Art. 36 Abſ. 2 ſind ſtaatsrechtliche Verhältnis in den 
diefelbenzmar als, Reichsbeamte“ Etzgeſegen gelenngeichnet, Bal. 
bezeichnet, trotzdem aber und |v. Aufſeß 425°. Eine Tabelle 
trog der Bezahlung berfelben |der Reichsbevollmächtigten und 
durh das Reich find fie nicht! Stationstontrolleure ebenda 483f. 
„Reichsbeamte“ im ftaatöredht- | 100 8VV. Art. 20 Abf. 3. 
liden Sinne; Torrelt ift das! 191 88V. Art. 20 Abi. 4 u. 5. 
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Bevollmächtigten näher beftimmen foll, ift verabredet worden, 
daß ein folder Bevollmädtigter da, wo er feinen Sig er- 
balten bat, vie nachſtehend beftimmte Wirkfamfeit auszu- 
üben berechtigt fein fol: a) Derfelbe kann allen Sigungen 
der Direktivbehörde beimohnen. Eine jede Verfügung und 
Anmweifung, melde bie lehtere oder deren Borftand in Be— 
ziehung auf die Verwaltung der gemeinfchaftlihen Ab⸗ 
gaben an die ihr untergeorbneten Behörden ergehen läßt, 
muß vor der Ausfertigung ihm, fofern er am Orte an- 
weſend ift, zur Einfiht im Konzepte vorgelegt und darf 
nicht eher ausgefertigt werben, als nachdem er fein Bifa 
beigefeßt Hat. b) Dieſes Bifa fol der Berollmädtigte 
zwar weder verweigern noch verzögern dürfen, bei Ertei- 
lung besfelben ift er jeboch berechtigt, wenn er befürdtet, 
daß aus dem Vollzuge der Verfügung oder Anmweifung ein 
Nachteil für den Zollverein entftehen möchte, feine ab- 
weichende Anficht motiviert auf dem Konzepte zu vermerken 
und zu verlangen, daß die Direktivbehörde wenigſtens 
gleichzeitig mit dem Erlaſſe der fraglichen Verfügung an 
das ihr vorgefeßte Minifterium Bericht eritatte. c) Im- 
fofern das letztere nicht rechtzeitig Abhilfe getroffen haben 
oder eine Verftändigung mittelft Korrefpondenz der Mini- 
fterien ober oberften Zollbehörben der betreffenden Staaten 
nicht inzwifchen eingetreten fein follte, ift an den Bunbes- 
tat zu refurrieren, um die Differenz zur Entſcheidung zu 
bringen. d) Zu den Befugnifien des Bevollmächtigten ge- 
bört auch die Bilitation des Grenz und Reviſionsdienſtes 
auf der Zollinie und des Verfahrens bei der Zoll⸗ und 
Steuererhebung in dem Gebiete, wo er beglaubigt ift, 
wobei verfelbe fich der Beihilfe der ihm hiezu zugewieſenen 
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Beamten bevienen kann. Er ift jedoch nicht berechtigt, 
bei ſolchen Revifionen Befehle an die Zoll- oder Steuer- 
beamten zu erteilen oder Anordnungen in der Verwaltung 
zu treffen, vielmehr kann er nur bei der betreffenden 
Direktiobehörde die jchleunige Abftellung der von ihm 
etwa entdedten Mängel in Antrag bringen. e) Es ſteht 
dem Bevollmächtigten wie jedem Mitglied der Direltiv- 
behörde die Einfiht der Alten, Bücher, Rechnungen und 
Regifter u. ſ. w. ſowohl dieſer Behörde als auch der 
Zol- und Steuererhebungsbehörden zu. f) Er Tann die 
Rechnungen tiber die gemeinfchaftlihen Abgaben prüfen 
und dagegen Erinnerungen maden, ohne jedoch die Füh- 
rung und Abnahme derfelben, ingleichen die Entſcheidung 
der Erinnerungen durh die dem Nechnungsführer vor- 
gejettte Dienftbehörde aufzuhalten. Findet er die Entfchet- 
dung dem Vereinsintereſſe nicht entſprechend, fo bat er 
den betreffenden Gegenitand bei dem Bundesrate zur An⸗ 
zeige zu bringen.“ 

VD. Die Abrehnung der Zollgefälle! ift 
fehr kompliziert. PVerfaflungsmäßig fließt der gefamte Er: 
trag der Zölle in die Reichskaſſe; 1oß8 über das Rechtsver⸗ 
bältnis von $. 8 des Tarifgefeßes v. 15. Juli 1879 und 
den diefem Paragraphen nachgebildeten Geſetzesvorſchriften 
zu dieſem verfaflungsmäßigen Grundfate ſ. oben ©. 686 ff. 

Der Nettoertrag der Zölle ergiebt fih durch Abzug 1. 
der auf Geſetzen oder allgemeinen Verwaltungsvorfchriften 


108 9, Auffeß Sl vgl. 3VV. Art. 17. Die befon- 
bei Hirth 507 SR deren Vorfchriften v. 13. Januar 


8ff. 1872 ſind publiziert in Hirths 
108 AR, Art. 88 Abſ. 1 u. 2, * 1872, 1489 ff. 
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beruhenden Steuerverglitungen 104 und Ermäßigungen 2. der 
Nüderftattungen für unrichtige Erhebungen, 8. der &x- 
hebungs⸗ und Verwaltungskoſten im Grenzbezirt. 1% 
Die Zolleinnahmen find in die Reichskaſſe abzuführen, 
„Tobald dieſelben nad den beftehenden Gefehen und ven 
über die Friſten der Zollfredite getroffenen Verabredungen 
für die Kaſſen der Einzelftaaten fällig ge- 
worden find“.106 Die definitive Beichlußfaflung über 
die Abrechnung erfolgt durch den Bundesrat; vorbereitet 
wird diefelbe durch die Hauptüberfichten, welche von ben 
Direktivbehörden der Einzelftaaten auf Grund der Duartal- 
extrakte und Finalabjchlüffe der Unterbehörden zufammen- 
zuftelen und dem Bundesratsausſchuß für Rechnungsweſen, 
dem ehemaligen Zentralbureau des Zollvereing, einzufenden 
find; letzterer bat die Beichlußfaflung des YBunbesrats- 
plenums vorzubereiten, bezw. die an die Reichskaſſe abzu- 
führenden Summen vorläufig feitzuftellen (RB. Art. 39).107 
Ebenfo wird Hinfichtli der an die Reichskaſſe zu bezahlen- 
ven Zollaverfa verfahren. Luxemburg und Oſterreich für 
104 Nicht aber dürfen die auf 
einzelftaatlide Rechnung erfol- 


genden Rückvergütungen abge- 
zogen werben. 


befonderer Wichtigkeit mar die 
vechneriiche Behandlung der Zoll⸗ 
tredite: f.bierüberv.Auffeß391: 
ferner Zaband bei Hirth 504 ff. 


105 RB. Art. 38 Abſ. 2, ſ. 
dazu über den Modus der Be- 
rehnung oben ©. 745. v. Auf» 


ſeß 396 ff. 

106 Etatägef. v. 4. Dez. 1871 
(RGEB. 412) 8. 3. Auf Grund 
dieſes Gefehes ordnete der Bun— 
desrat durch 3. v. 7. Dez. 1871 
(nicht publiziert) neue Formulare 
für Die 8 


Früher waren die Verbältnifie 
mwefentlid anders geordnet, ſ. 
2aband bei Hirt 506. StR 
I, 925 


107 Auch diefer Rehnungsmo- 
dus beiteht in der Hauptſache 
feit 1838. Das Zentralbureau, 
der SHauptträger einer inter- 
eflanten Entwidelungsphafe deut- 


auptüberfihten an. ſcher Gefchichte, beftand bis 1872, 


Die jett aeltenden Vorfchriften | f. dazu auch Hänel SIR. L, 
find v. 18. März 1878. Bon 401. 
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Jungholz erhalten eine entſprechende Summe hinausbezahlt, 
ohne daß fie eine finanzielle Leiftung an dag Reich zu 
maden hätten. 

VIH. Der Zollfhug. 1% 

Der Zollſchutz ift gleichfall® durch das Neich gefeklich 
georbnet; die Durchführung desfelben aber iſt ein Stüd 
der einzeljtaatlichen Zollverwaltung. Geldftrafen und Kon⸗ 
fisfate fallen in die Kaſſen der Einzelftanten; das Begna- 
digungsrecht Steht den Landesherren zu. 10? 

Das Zollſtrafgeſetzbuch bildet einen Teil des Zollgefetes ; 
das Berfahren richtet fi) nad den Vorfchriften der all- 
gemeinen Strafprozeßoronung. 110 Das Geſetz kennt zwei 
ſpezifiſche Zolldelikte Konterbande und Defrau- 
dation. Der erfteren macht ſich fhuldig, wer eine Ware 
einführt bezw. einzuführen verſucht, die nicht eingeführt 
werden darf. Der Schuldige fällt in eine Gelbftrafe vom 
boppelten Wert der Tonterbandierten Sachen, mindeftens 
aber von 380 Mark; die Ware felbft verfällt der Konfis- 
fation. Dieſes Delikt richtet fih alfo nur gegen Ein- 
und > Durchſuhrverbote. ı 


108 Sa. .194—165. StPO. |fegung durch dad GIG. und 
vgl. v. Aufſeß die StPO. mit Ausnahme me- 
BEA bier auch Angaben über | niger Spezialbeſtimmungen Del⸗ 
die Erfenntniffe des Neichs- | brüd21. Ferner Laband StR. 
geriihtes in Bollfahen; auch II, 902; v. Auffeß 259 ff., über 
. Lißzt Strafreht ©. 618 ff; | das Hollfartell mit Öfterreic 
Taband H, 900 ff. fowie bie Ungarn | oben S. 724 
Monographie von Löbe: ‚Dat 184; dazu bie 
beutfche a ftrafrei (1890 S pegiaibeft. ss 136—139, fer- 
os 8V 0 Abſ. 8. ner die Strafihärfung ing. 184 144. 
,‚ Art. 18. ber die Konfisfation $ 
110 Über das Zollkartell v. bis 157. 
11. Mai 18383 und deſſen Er- 
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Der Defraudation macht fih fchuldig, wer den ZoH 
hinterzieht bezw. durch Verheimlichung , falfche Deklaration 
oder dergl., zu binterziehen verſucht; die verwirkte Strafe 
beträgt das Vierfache des defraubierten Zolles; außerbem 
ift letzterer ſelbſt nachzuzahlen und die Ware zu Tonfis- 
zieren. 118° Beim erften Rüdfall ift die Geldftrafe zu ver- 
doppeln; 1u18 bei weiteren NRüdfällen tritt in ber Regel 
Freiheitäftrafe bis zum Höchftbetrag von 2 Jahren neben 
der Konfiskation ein. !! Für den NRüdfall gelten Konter⸗ 
bande und Defraudation als ein und dasfelbe Delikt. 115 
In welchem Einzelftaat die Beftrafung erfolgte, ift gleich- 
gültig. 11° Nüdfall Itegt nur dann vor, menn die Wieber- 
holung des Deliftes innerhalb 3 Jahren nah Abbüßung 
oder Erlaß der früheren Strafe ftattfindet. 117 

Bedeutend höhere Strafen treten ein, wenn Sonter- 
banbe oder Defraudation durch drei oder mehrere Perfonen 
in Verabredung (Bande) ‚11° ferner wenn fie unter dem 
Schutze einer Berficherung 110 oder unter Mitführung von 
Waffen 120 erfolgte. 

Anderweitige Verfehlungen gegen die Vorfchriften der 
HBollgefege werben mit Orbnungsftrafen geahndet.12! End⸗ 
lich enthält das Geſetz noch befondere Strafbeftimmungen 
gegen Beftehung der Zollbeamten und Widerſetzlichkeiten, 
welche nicht unter den Thatbeftand des StGB. fallen. 122 


8 88 8.135; dazu 88. 136| 117 98. 8. 142 Abſ. 3. 
bis 1 118 28, 8. 146, 
18 Ei * 140; dazu F. 1461 119 36. 8. 147. 
bſ. 180 39. 8. 148. 
ie 36. 8. 141. 121 29. 8. 151, 152. 
115 99. 8. 142 Abf. 2. 192 28. 88. 160, 161. 
116 3, 8. 142 Abi. 1. 
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Der Zollſchutz gegenüber den Zollerflaven ift in be- 
fonderer Weife geordnet. ??® 

Alljährlich ift durch die Diretivbehörden eine genaue 
Aufftelung aller Straffälle herzuftellen und dem ftatiftifchen 
Amt des Reiches einzufenden, welches eine Generalüberfidht 
anfertigt und veröffentlicht. 124 

Unbelanntfhaft mit den gejeglihen Beltimmungen 
ſchützt nicht vor Strafe, auch Ausländer nicht. 1° 

Kontrebande und Defraudation verjähren in drei, andere 
Zollfontraventionen in einem Jahre vom Zeitpunkt der 
Begehung ab. 12° 


8. 48. 
Die einzelnen Ainanzqueſſen des Reiches. 
4 Bie Verbrauchsſteuern. 

Die deutfche Zollgemeinfhaft mar ſchon lange vor Aufe 
richtung des Norddeutſchen Bundes zugleich eine Gemeinfchaft 
der wichtigſten indirekten oder Verbrauchsfteuen.! Den 
Abſchluß diefer hiftorifchen Entwidelung bildet AB. Art. 35, 
wonach die Steuern auf Salz, Tabak, Brannt- 
wein, Bier, Zuder, foweit dieſe Produkte im 
Inland erzeugt werden, Reichsſache find. 

Bezüglich dieſer Verbrauchsfteuern gelten im wefent- 
lichen die gleichen Rechtsſätze wie für die Zölle, die Ver- 
faffung behandelt auch Zölle und indirefte Steuern in 


188 G. v. 1. Zuli 1869 (BGB. auch 8VV. Art.18 über periodifche 
370), v. 238. Juni 1879 (RGB. | Überfihten der Straferlaffe. 
159 135 29. 8. 168 


124 V. d. ER. v.26. Juni 1880| 9% 36. 8. 164. 
(CBl. 494), hier aud) die vor-| 1 ©. die oben zu $. 47 ange- 
gefchriebenen Formularien. Vgl. | führte hiftorifche Litteratur. 
Born, Staatsrecht IL 2. Aufl. 48 
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dem nämlichen Abſchnitte: einmal über die Rechtsquellen 
(oben 8. 47, I) ſpeziell des älteren Vertragsrechtes und des 
preußifchen Veto gegen Neuerungen; ſodann bezüglich der 
Verwaltung, melde in der Hauptfache mit der Zollverwal- 
tung verbunden ift (f. oben $. 47, V),* ferner bezüglich der 
Reichskontrolle (ſ. oben $. 47, VI);? endlich auch bezüglich der 
Berehnung der Einnahmen (f. oben $. 47 VO). Hier iſt 
alfo einfach auf die früheren Angaben zu verweifen. Über 
die Ausnabmm von der Reichsverbrauchs— 
fteuergemeinfhaft f. oben S. 734 ff. fowie unten bei 
der Spezialdarftellung. 

Soweit nad dem oben Bemerkten Ausnahmen von ber 
Reichöfteuergemeinfchaft beftehen, dürfen auch beim Über- 
gang der betreffenden Erzeugnifie von einem Rechtsgebiet 
in das andere im Widerfpruh mit der fonftigen Befeiti- 
gung aller Binnenzölle, fog. Übergangsabgaben er- 
hoben werben, nad) Maßgabe der in den beteiligten Einzel- 
ftaaten zur Erhebung gelangenden inneren Steuern. * 

Die erimierten Staaten wirken gemäß RV. Art. 7 
Abſ. 4 nit an der Reichsgeſetzgebung über diefe Ma— 
terien mit. 

Die Einzelftaaten, in melden die Befteuerung bes 
Bieres der Landeögefehgebung anheimgegeben tft, find durch 
die Verfaſſung verpflichtet, ihr Beſtreben darauf zu richten, 


2 Bol. über das Verhältnis | felben urtpeünglic im Anhang 
der Steuer- zur Fouverwaltung zum Zollverein 
v. auf e$ 1867, 118, jegt RB 1 4,87 
8 Über die Kontrole f. auch dazu 1890,69. v. Au ffek 208 ff.; 
Staat. v. 8. Mai 1867 Art. 4, G. Meyer VerwR. U, 352: 
7 (Salz). Laband II, 886 ff. 
4 Bil. bie Aufzählung der⸗ 
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„eine Übereinftimmung der Gefeßgebung über die Beſteue— 
rung auch dieſer Gegenftände herbeizuführen”. 

Die einzelnen Verbraudsfteuern find: 

I. Die Salzfteuer.® 

1. Noh vor Aufrihtung des Norbveutichen Bundes 
war unter den Sollvereingftaaten ein Staatsvertrag vom 
8. Mai 1867 (BGB. 49) abgefchloffen worden, welcher 
im ganzen Umfang des Zollvereins freien Verkehr mit 
Salz heritellte und das ſtaatliche Monopol aufhob.*e Auf 
Grund dieſes PVertraged erging fodann das Zollvereins⸗ 
gejeg v. 12. Dit. 1867 (BGB. 41),7 welches nicht for- 
mel zum Reichsgeſetz erhoben wurde, fo daß neben dem- 
felben die ſüddeutſchen Salzfteuergefete bis zur Stunde in 
Kraft ftehen. Alle diefe Gefehe können jedod gemäß RV. 
Art. 35 nur auf dem Wege der Reichögejeßgebung abge- 
ändert werben. ® 

2. Die Salziteuer? beträgt 6 Marl pro Zentner Netto- 
gewicht. 1° Sie wird erhoben von den Bergwerksbeſitzern 
bezw. den Produzenten. Nur in den vom Staat biezu 


5 9. Auffeß 287 ff.; Dels-|aber erfegt durh 3. v. 5. Juli 
brüd 15; Laband bei Hirth | 1888 (CBl. 1888, 613, dazu 
450 SIR. I, 871 f.; Wagner 1895, 176). 

—— v. gr enborff I 608, u 8 Laband StR. IL; 871. Das 
eyer Vermif. G. v. 12. DOM. 1867 ift fein 


8 





FR v. Mayr in —— 
Zorerb U, 396 ff. Erg®. I, 
; Zehr in Conrads Hand» 

eich. V, 483 
6 SlauidB. Art.1. SalzStG. 


1 Die älteren VollzB. und 
Snftruftionen zu dieſem Geſetz 
find nit publiziert, |. den ‘ns 
balt bei v. Aufſeß 289 ff, jetzt 


norddeutſches Bundesgeſetz, wie 
Laband ſagt, ſondern ein Ge— 
feg „für die zum deutſchen Zoll⸗ 
und Handelövereine gehörenden 
Staaten”. 

9 fber Sen Begn riff Salz 
Staat?R. ot 2 Ab „Salz⸗ 
StG. 8. 2 Abſ. 2 
10 SalzStG. 8. 2 Abf. 1 


48* 
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ermächtigten Bergwerken darf Salz gewonnen werben. Das 
gewonnene Salz ift in fichere, unter fteuerlidem Mitver- 
ſchluß ftehende Räume (Salzmagazine) niederzulegen und 
darf regelmäßig nur von bier aus in den Verkehr ober 
Gebrauch gebracht werden. Mit der Entnahme aus dem 
Magazin entiteht die Steuerverpflidtung.!! Eine Be 
freiung von der Steuer darf nur nad Maßgabe des Ge- 
fees ftattfinden. 1? Weitere Abgaben dürfen vom Salz 
nicht erhoben werben. . 

3. Die Salzwerke ftehen unter genau georbneter Staats- 
fontrolle, zu deren Durchführung befondere Salzfteuer- 
ämter beitellt find. Der Betrieb von neuen Salzwerfen 
ft 6 Wochen vorher dem Hauptfteueramt des Bezirkes an- 
zuzeigen.? Außerdem haben die Salzwerfbefiter den 
Staatsbehörden jederzeit alle von ihnen geforderten An— 
gaben über die Betriebsräume, Gerätfchaften und Borrid- 
tungen zu machen und können auch bezüglich des Betriebes 
an beftimmte Bedingungen gebunden werden, deren Ber- 
letzung die Schließung des Werkes, bis den ftaatlihen An- 
forderungen genügt ift, durch die oberfte Zandesfinanzitelle 
zur %olge haben Tann. !* Die Koften der Kontrolle liegen 
dann, wenn die Menge des aus einem Werke zur Abgabe 
gelangenden Salzes nicht mindeſtens 12000 Ztr. beträgt, 


1 SalzStG. $. 9 vember) 1874 (EB1. 425) Über 
18 SalStß. 8.2 Abſ. 2, ferner die älteren noch in Kraft ſtehenden 
8.20 vb. Staats V. Art. 5. und be⸗ nicht publizierten Denaturie⸗ 
igtich der Kontrollgebühr Art.6. | rungsvorſchriften ſ. v. Aufſeß 
ber die Denaturierung des 292. Über die ‚Kontrollgebübr 
Salzes 3. d. BR. v. 25. März auch Delbrüd 16: 
1878 (CBl. 223), ferner V. v. 15 SalzStG. Ra 
„12 d. M.* (mabhricheinlih No-| 14 SalzStG. 88. 4, 6, 7. 
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dem Salzwerkbefiter, außerdem dem Stante 06.1° Die 
Funktionen der Neichgbevollmädtigten und Staatzkontrol- 
leure erftreden fih auch auf die Salzfteuer. 1° 


4. Der Ertrag der Steuer fließt in die Reichskaſſe nad 
Abzug 1. der auf Gefegen und allgemeinen Berwaltungs- 
vorfchriften beruhenden Vergütungen und Ermäßigungen, 
2. der Rüderftattungen für unrichtige Erhebungen, 3. der 
KRoften für die Befoldung der mit Erhebung und Son- 
trollierung der Steuer auf den Salzwerfen beauftragten 
Beamten (RV. Art. 38),17 gemäß Beihl. d. BR. vom 
80. Suni 1882. 

5. Wer „es unternimmt, dem Staate die Abgabe von 
inländifhem Salze zu entziehen” , ift wegen Defraubation 
mit der Gelbftrafe des vierfachen Betrages ber Hinter- 
zogenen Abgabe, minbeftend aber von 30 Marl zu be- 
ſtrafen; außerdem ift die Steuer ſelbſt nachzuzahlen und 
das betreffende Salz bezw. auch die Gerätfchaften zu kon⸗ 
fiszteren. '® 

Der erſte Rüdfall wird mit der Doppelten, jeder weitere 
mit der vierfachen Defraubdationsftrafe geahndet. Yür 
Salzwerkbefiter hat überdies die Nüdfallftrafe den ipso 
jure eintretenden Verluſt des Rechtes zur Verwaltung eines 
Salzwerkes zur gejeglichen Folge. ?° 

Andere Kontraventionen gegen das Gefeb ziehen Ord⸗ 
nungsftrafen bis zu 30 Mark nach ſich. *" 





15 SalzStG. $. 5 18 SalzStG. J alı 13, 16. 
16. —* Tot, SB.Art.7.| 19 SalzStG. 
17 SalzſStG. 8. 5; v. Auf-| * SalzStG. Me 

ſeß 407; Laband H, 928. 21 SalzStG. 
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Im übrigen find die Zollſtrafgeſetze analog anzu- 
wenben. 3? 

DO. Die Tabalfteuer. *® 

1. Die Tabakfteuergemeinfhaft der deuſchen Staaten 
befteht erft jeit 1868. Die Steuer von inländifhem Tabaf 
war auf Grund des norbd. BG. v. 26. Mai 1868 (BGB. 
819) eine fehr niedrige; dur das ©. v. 26. Juni 1878 
(RGB. 129) wurde eine umfaffende Enquäte über Tabaf- 
bau, Tabakfabrilation und Tabakhandel im Deutfchen Reiche 
angeorbnet, auf Grund deren ſodann das G. v. 16. Juli 
1879 (RGB. 245) erging, welches die Tabafbeiteuerung 
neu regulierte. Zu dem Geſetze ergingen VollzV. d. BR. 
v. 25. März 1880, v. 29. Mai 1880 und v. 7. und 
16. Xuni 1880 (CB. 153, 327, 420, 468). ine 
Abänderung ohne prinzipielle Bedeutung erfolgte durch G. 
v. 5. April 1885 (RGB. 83). 

Der Verſuch der Neichöregierung, an Stelle der Ge- 
wichtsſteuer des erwähnten Geſetzes das Staatsmonopol für 
Fabrikation und Handel mit Tabak zu fehen, wie foldes 
in Frankreich, Ofterreih- Ungam, Italien, Spanien, Ru- 
mänien befteht, ift vorerft am Widerſpruch des Neichätages 
gefeitert. In England ift der inländiſche Tabakbau 
ganz verboten, der ausländiſche Tabak mit ſehr hohem Zoll 
belegt. 


”* Diefe Verordnungen wer- 
53 Lv: zitiert ala 
ner a. a. O. 1, 611, III, 201; IV; über fteuer: 
send HJ, 874 f.; ®. Meyer rei Zababpanzungenfürlner 
I, 357 ff.; v. Mayr in Sten⸗richts⸗ und Sierzwede 3. d. 3 
gez —28 U, 597 ff. Erg®. |* 21. März 1882 (381. 156). 


Bi SalzStG. 9, 17, 18. 
—— 7 Bag- 
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2. Die Steuer von inländifhem Tabak ift prin- 
zipiell eine Gewichtsſteuer, ausnahmsweiſe eine 
Flächenſteuer. Bom 1. April 1882 ab ift von 
100 Kilogramm eine Steuer von 45 Mark zu entrichten 
nad Maßgabe des Gewichtes der Tabafblätter in fermen- 
tiertem ober getrodnetem fabrifationsreifen Zuſtande. ?5 
Die Teftftellung des Gewichtes erfolgt durch amtliche Ver⸗ 
wiegung; »e die Steuerbehörbe ift befugt, vor Beginn der 
Ernte eine verbindliche Feſtſtellung der Blätterzahl oder 
Gewichtämenge, die zur Verwiegung gebracht werben muß, 
vorzunehmen; der Inhaber des Grundftüdes haftet für die 
Geftellung zur amtlihen Verwiegung; das Ergebnis iſt ın . 
ein amtliche Negifter einzutragen, und es ift Dagegen 
binnen drei Tagen nah der Publikation Einſpruch ftatt- 
haft, über welchen eine befondere Kommiffion zu entfcheiben 
bat.2°° Dieſe amtliche Feltftellung kann ausnahmsmeife 
auch durch eine Deklaration des Pflanzers felbit erſetzt 
werben. 22° Vor der Verwiegung darf eine Veräußerung 
nur mit Genehmigung der Steuerbehörde erfolgen.?? Das 
Gewicht wird nad bewirkter Trodnung und vor Beginn 
der Fermentation fpäteftene am 81. März des auf bag 
Erntejahr folgenden Jahres durch die amtlihe Verwiegung 
feftgeftellt ‚2° fodann ein Fünftel abgezogen und darnach 
die Steuerfumme firtert; die Steuer ift primär vom 
Pflanzer zu entrichten, deſſen Verpflichtung aber bei der 


* TabStG. .8; ee I, 9 18, 1. 
7 TabStG. 6 fi. Balz? » TabSt tG. 
J, 8,98 Bollz®. II, 88. 6 — 10—12; OR. 1 de 


is 
ꝛe TabStG. 8. 8. 


| 
0 


* TabStG. 15 2 Abf. 2.  TabSt®. $. 11. VollzV. 
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eriten Veräußerung auf den Käufer übergeht; die Steuer 
ift regelmäßig bei der erften Veräußerung „bis zum Ab- 
lauf der für die Entrichtung der Steuer feftgefegten Friſt“, 
längfteng bis zum 80. Juni des zweiten auf das Ernte 
jahr folgenden Yahres®! zu entrichten, fomweit nicht Krebit 
bewilligt over der Tabaf in unter amtlicher Kontrolle 
ftehende Niederlagen gebracht wird.? Alle auf die Tabak⸗ 
fteuer bezüglichen Forderungen verjähren binnen Sahresfrift 
vom Termin der Fälligkeit ab. ?® 

3. Ausnahmsmeife, nämlich für Tabakpflanzungen unter 
4 Ar Flächenraum findet die Befteuerung nah Maßgabe 
der Fläche ftatt, und zwar wird vom 1. April 1882 ab 
eine Steuer von 4!/a Pfennig für den Quadratmeter er- 
hoben. Doch kann auch in foldem Falle die allgemeine 
Gewichts- ftatt der Flächenſteuer erhoben, andererfeits 
fönnen auch größere Pflanzungen nad der Flächenfteuer be- 
fteuert werden, „wenn die Gefamtfläche der Pflanzungen auf 
folhen Grundftüden innerhalb derſelben Gemarkung im 
Vorjahre 2 Hektar nicht überftiegen hat” und die örtlichen 
Berhältniffe die Anmendung der Gewichtsſteuer nicht als 
geeignet erfcheinen lafjen. ®* 

4. Der Anbau der Tabakpflanzungen hat nah Maß— 
gabe der im Geſetz enthaltenen genauen Normatiobeftim= 
mungen zu erfolgen, deren Einhaltung durch Ordnungs⸗ 
ſtrafen bis 300 Mark mungen werden fann.2° Außer- 


sı Diefe Vorſchrift beruht auf|' 22 TabSt®. 8. 29. 
dem ©. v. 5. April 1885, dazu] 3* TabStE©. 88. 23—25; dazu 
AD. d. BR. v. 24. März 1891| Voll * J, 8 25; Bolz 
(CBl. 74). 3. 
ss — .16- 19, über a5 San 32 40 Abſ. 2. 
Kreditierun bau Bolz?. TR, | 29; Vollz V. 
1V; v. en u, $. 33 
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dem find der Staatsbehörde dur die Pflanzer oder deren 
Stellvertreter ° die Angaben über Lage und Größe der 
zum QTabafbau bejtimmten Grundftüde bis zum 15. Juli 
des betr. Jahres „genau und wahrhaft” ſchriftlich zu er- 
ftatten. 8° 

5. Die Verwendung von Tabaffurrogaten bei der 
Fabrikation ift prinzipiell verboten. Doc iſt der Bundes- 
rat befugt, Ausnahmen hievon zu gejtatten und zugleich 
die alsdann zu entrichtenden Steuerfäße zu beftimmen; 
doch find derartige Beitimmungen über die Befteuerung 
der Surrogate dem Reichstag vorzulegen und außer Kraft 
zu feben, fobald diefer feine Zuftimmung verfagt.?® Der- 
malen find als Surrogate geftattet: Kirſch- und Weichſel⸗ 
blätter, Steinklee und eingefalzene Rofenblätter; die Art 
der Verwendung diefer Surrogate wird aber von Staats⸗ 
wegen genau fontrolliert; als Steuer ift der Betrag von 
65 Mark für 100 Kilogramm zu entrichten. ®? 

6. Die Tabakſteuer fließt nach der Berfafjung in die 
Reichskaſſe nach Abzug der gejeglichen Ermäßigungen und 
Rüdvergütungen , ferner der vom Bundesrat feitzufegenden 
Entfhäbigungsfumme für die Verwaltungskoſten,“o welche 
dermalen auf 2 %0 der Bruttoeinnahme und 20 Pf. pro 
Ar der Anbaufontrolle feftgefegt if. Gemäß $. 8 des 
Zolltarifgeſetzes v. 15. Juli 1879 ift jedoch dieſe ver- 
faſſungsmäßige Vorſchrift dahin abgeändert, daß der Er- 


se S. hierüber die genaue| °9 V. d. BR. v. 27. Nov. 1879 
gefe lihe Borfchrift TabStG. ot 2. v. 12. März 1880 


(CBl. 209), 18. Juli 1888 (CBL 
37 TabtG. Gen 8,4. —— 750 
1,85. 1, 2; Do RD. Art. 38 Abſ. 23.3, c. 

Tu&ı®. $ 
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trag ber Zölle und Tabaffteuer nur mit 130 Millionen 
Markt in die Reichskaſſe fließt, der Neft aber den Einzel- 
ftaaten hinauszubezahlen ift. *! 

Bei der Ausfuhr von inländiſchem Tabak, Rohtabak 
fomohl wie Fabrilaten, wird eine Nüdvergütung der ent- 
richteten Steuer aus der Reichskaſſe gewährt. Der An- 
ſpruch auf Rüdvergütung ift jedoch vorher anzumelden, und 
die Vergütung wird nur bei vollftändiger Unterwerfung 
unter die vom Staat geftellten Bebingungen gegeben. ** 
Alle auf die Tabakfteuer bezüglihen Forderungen verjähren 
in einem Jahre. 

7. Endlich enthält das Geſetz auch noch umfaflende 
Strafbeftimmungen. „Wer es unternimmt,” dem Staat 
bie geſetzliche Steuer entziehen zu wollen, begeht eine De- 
fraudation, ingbefondere alfo wer den gejeglihen An- 
forderungen bezüglich der Anmeldung der Grundftüde oder 
der Verwiegung des germonnenen Tabaks zumiderhandelt. *2 
Die Strafe der Defraubation beiteht in dem vierfadhen 
Betrage der binterzogenen Abgabe, welch letztere überbies 
noch beſonders bezahlt werden muß;** über die für Feſt⸗ 
ftellung der Defraubationsfirafe maßgebende Steuerberedh- 
nung enthält das Geſetz noch beſondere Vorfchriften. #5 
Kann der Steuerbetrag gar nicht feitgeftellt werden, fo tritt 
Gelvftrafe von 30 big 3000 Mark ein.** Rückfall wird 


“168. oben ©. 688 ff tion — — mwirb gleihge 
+ TabStG. 8. X ' bayı ah 
V. d. BR. v. 28. + TabSt®. 8. 2i. 
(EB. 191), jet erfeht uch #5 TabSt®. 88. 34, 35; dazu 
Regulativ v. 27. Aug. 1888 (CBl. | bezüglich der eventuellen Um- 


wonblung in Freiheitsſtrafe 8.44. 
TabStG. 8. 32, bayı 9. 33 S1d. 4.36 res 
unter 6 Ziffern: „Der Aus 
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mit dem achtfachen Betrage der defraudierten Steuer be- 
ftraft, jeder weitere Rüdfall zieht Gefängnisftrafe bis zu 
2 Jahren nach fi, bei mildernden Umftänden Haft oder 
Geloftrafe; diefe darf jedoch nicht unter dem doppelten Be- 
trag der erſten Rüdfallaftrafe betragen.“ Für den NRüd- 
fall ift es gleichgültig, in welchem Einzelftaat die Beftrafung 
erfolgte; die Nüdfallsftrafe ift verwirft, auch wenn die 
früheren Strafen nur teilmeife verbüßt oder ganz ober 
teilmeife erlafien find; jedoch dürfen nicht drei Jahre fett 
Verbüßung oder Erlaß der legten Strafe verflofjen fein. *° 
Analog wird das „Unternehmen“, eine geſetzwidrige Zoll- 
oder Steuervergütung zu gewinnen, beitraft.*? Ander- 
meitige Kontraventionen gegen die gejeglichen oder verorb- 
nungsmäßigen Vorſchriften über die Tabalfteuer ziehen 
Ordnungsſtrafen bis zu 150 Mark nad fid.°° Alle Geld⸗ 
ftrafen fallen dem betreffenden Landesfiskus zu.5! Die 
Strafverfolgung wegen Defraudation, ſowie wegen Zumiber- 
bandlungen gegen die gefeßlichen Vorfchriften oder das 
Verbot von Tabakfurrogaten, endlich wegen geſetzwidriger 
Anſprüche auf NRüdvergütung von Zoll oder Steuer ver- 
jährt in drei, bezüglich der übrigen Zuwiderhandlungen 
gegen das Geſetz in einem Jahre vom Tag der Begehung 
an. Am übrigen kommen die Zollgefehe zu analoger 
Anwendung. °® 
IH. Die Rübenzuderfteuer. * 


4 TabStG. 8. 37. ss TabStG. 


TatẽtGo. 8. 39. sn. —— 262 ff.; Del⸗ 
 TabSt®. 3 38, 39. brüd 16f.; Wagner a. a. D. 
rat. 38. 40, Al. 1,606, IIL 199: abanb StR. 
1 TabiG. 4 bf. 2. 8 72 #.; ©. Meyer IL, 362 ff. 
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1. Die Nübenzuderfteuergemeinfchaft beftebt in ber 
Hauptſache bereit? feit 1841.°° Auf Grund der i. J. 
1846 unter den Staaten des Zollvereing getroffenen Ver: 
einbarungen wurde die Preuß. V. v. 7. Auguft 1846 (GS. 
335) erlaflen, welche durch ZollvereingG. v. 2. Mai 1870 
(BGB. 311) $. 2 vom 1. September 1870 ab im ge 
famten Sollvereinsgebiete Geltung erhielt; dazu das Boll- 
vereinsG. v. 26. Juni 1869 (BGB. 282). Zu Reichs⸗ 
gefegen wurden diefe Zollvereinägejege formell nicht erflärt. 
Nach mehrfachen Experimenten fam bie Gefeßgebung bei 
dem ©. v. 31. Mai 1891 (RGB. 295) an [Bollz.B. v. 
7. April 1892 ((Bl. 185 ff.), 26. Januar u. 18. Mai 
1893 ((Bl. 26, 143)], welches die Zuderfteuer als reine 
Berbraudsiteuer fonftruierte, bermalen aber wieder 
eine Abänderıng erſt durch ©. v. 9. Juli 1895, 
dann durh ©. v. 27. Mai 1896 (RGB. 109) erfahren 
bat. Demgemäß erfolgte eine Neurevaftion des ganzen 
Geſetzes (NGB. 1896, 117 ff.). Zu diefem Geſetz er- 
gingen umfaſſende Vollzugsvorfchriften des Bundesrates v. 
9. Juli 1896 (CB. 281 ff.). 

2. Nach dem geltenden Recht wird eine Berbraud3- 
fteuer von 20 Marl für 100 kg Nettogewicht des 
Zuders erhoben, der, aus inländifchen Rüben gewonnen, 
zum freien Verkehr im Inland gelangt.°° Bon BZuder- 
abläufen (Syrup, Melaſſe) kann die ganze oder eine er- 
mäßigte Steuer erhoben werden, wenn der Bundesrat Dies 
verordnet; ſolche Verordnungen unterliegen jedoch der end⸗ 
gültigen Entfcheidung des Reichstages. °7 


56 FEN v. 8. Mai 1841, | m ss 3StG. ©, 3. 
(Pr. G StG. 8. 2 ar. 3 u 4. 
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3. Außerdem ift noch eine Betrieböfteuer eingeführt 
durch die Novelle von 1896, welche erhoben wird von dem in 
einer Fabrik durch die Steuerbehörde abgefertigten Zucker; 
diefelbe beträgt bi3 4 Mil. kg der Produktion für je 100 kg 
0,10 Mk., bis 5 Mill. kg 0,125 Mk., bis 6 Mil. kg 0,15 ME. 
und dann meiter für je 1 Mill. kg um 0,025 Mi. an- 
fteigend. Ferner wird für jede Fabrik ein beitimmtes 
jährlide® Kontingent durch die oberfte Landesfinanz- 
behörde nad näherer Anordnung des Bundesrates feft- 
geſetzt, deſſen Überfchreitung einen weiteren Steuerzufchlag ' 
von 2,50 ME. für 100 kg zur folge hat, Fabriken, deren 
Produktion nicht kontingentiert ift, zahlen von ihrer ge- 
famten Produltion die um lebteren Betrag erhöhte 
Steuer. 5° Die Betrieböfteuer ift fällig, ſobald der Zucker 
die Fabrik verläßt und durch den Fabrilinhaber zu ent- 
richten; Befreiung oder Vergütung findet dabei nicht ſtatt. 
Über die Kontingentierung giebt das Geſetz genaue Vor- 
Schriften in SS. 70—76, unter Berüdfichtigung derjenigen 
Fabriken, die felbftgebaute Rüben verarbeiten (8. 71 Abf. 3). 
Das Gefamtlontingent beträgt für 1896/97 1700 Mil. kg; 
unter gewifjen geſetzlichen Vorausſetzungen ift noch eine 
Erhöhung durch den Bundesrat zuläffig; weiterhin erfolgt 
die Feitfegung dur den Bundesrat nad den im Geſetz 
gegebenen Normativbeftimmungen. 5° 

4. Die Erridtung von Zuderfabrifen ift im Rahmen 
einer gejeglich georbnneten, fehr umfaflenden Anzeigepflicht 
und unter Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften über 

65—69, übe 


die — —— „be deß Jahres e 3StG. 8. 75, 
tontingents 88. 72— 
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die bauliche Befchaffenheit und die Einrichtungen von ber 
Genehmigung der Steuerbehörbe abhängig. Der Betrieb 
unterliegt fortgefeßter ftrenger Beauffihtigung bei Tag und 
Naht durch Steuerbeamte, eventuell durch amtlichen Ver⸗ 
ſchluß der Geräte ſowie des gewonnenen Zuckers, ober 
Unterfagung de3 gefamten Betriebes. © 

5. Die Verbrauchsſteuer wird fällig bei der Abferti- 
gung bed Zuders aus der amtlichen Kontrolle in der 
Fabrik zum Übergang in den freien oder fog. gebundenen 
Verkehr. Der Zuder wird bei diefem Anlaß, wenn er 
für freien Verkehr beftimmt ift, amtlich verwogen, darnach 
die Steuer bejtimmt, zu deren Bezahlung derjenige ver- 
pflichtet ift, der den Zucker zum freien Verkehr erhält; ber 
Zuder haftet für die Steuer; Stundung kann nad) Maf- 
gabe der Anordnung der Steuerbehörbe ftattfinden; die 
Steuer verjährt binnen Jahrezfrift.! Über den „gebun- 
denen” Verkehr ſ. JSG. 39. 

6. Steuerfrei ift der Zucker, der unter Steuerkontrolle in: 
Ausland ausgeführt wird; ferner der gemäß Anordnung de 
Bundesrat denaturierte Zuder zur Viehfütterung u. vergl. ; 
bei Ausfuhr von Zuderfabrifaten ins Ausland erfolgt Steuer- 
vergütung nad) näherer Beitimmung de3 Bundesrates. ®? 

7. Außerdem tft aber durch die Novelle von 1896 noch 
eine Erportprämie von 2,50—3,55 Mt. für 100 kg 
feitgefet für Zuder, der ausgeführt ober in einer öffent- 
lichen oder in einer Privatniederlage unter amtlichem Mit- 


. ‚im freien Berfehr ift, findet nicht 
St® 8 5, über ſteuer⸗ mebr ftatt. * ich 


88. — 42. freiheit von Zucker, der bereits 
iederlagen 8. 40. Steuer 
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verſchluß niedergelegt wird, wenn die Menge mindeſtens 
500 kg beträgt; die Zahlung erfolgt 6 Monate nad 
der Ausfuhr oder Nieverlegung. Dieje Prämie kann durd 
den Bundesrat ermäßigt oder aufgehoben werden, wenn 
dies in andern Ländern gefchieht; hiefür bedarf es der Zu- 
fimmung des Reichstag; die Zuderfteuer ift dann ent- 
Iprechend zu ermäßigen. ** 

8. Die Erhebung der Zuderiteuer erfolgt durch Die 
Einzeljtanten für die Reichskaſſe, mit Abzug von 4°/o 
Verwaltungskoſten an die Einzelitaaten. 

9. Defraudation®® iſt mit Geldftrafe des vierfachen 
Betrages der Binterzogenen Steuer, mindeftend aber im 
Betrage von 30 Mi. bedroht. Daneben fieht das Geſetz 
88. 51—53 noch Drönungsftrafen bis zu 1000 ME. vor. 
Die Inhaber von Fabriken haften grundfählih für DVer- 
walter und Gemerbegehilfen; das Geſetz enthält hierüber 
eingehende Spezialvorjchriften. *® | Rüdfällige Defraubanten 
dürfen die LZuderfabrifation nicht mehr felbjt betreiben 
oder zu ihrem Vorteil betreiben laflen; doch kann die 
Steuerbehörde Ausnahmen geftatten. | Die Strafverfol- 
gung von Defraudationen verjährt in drei, von ander⸗ 
weitigen Zuwiderhandlungen gegen dag Geſetz in einem 
Sabre. Im übrigen fommen bezüglich des Verfahren? 
die für die Zölle geltenden Borfchriften zur Anwenbung.°® 

10. Dem Bundesrat find weitgehende Vollmachten, fei 


8. 77, 78. | oe 3StG. 88. 54 bis 56, 58. 
% «je. | 79. 26:8. 8. 56. 
ehr ei ngejenb über den StG. 8. 61. 


——** 8StG 9 StG. 8. 62 
über die Veſtrafung 4764. 
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es zum Vollzug, ſei es zur Erleichterung des Geſetzes er⸗ 
teilt. 79 

IV. Die Bierfteuer.”! 

1. Die Steuer von inländifhem Bier wird im Reiche 
erhoben nach Maßgabe des ©. v. 31. Mai 1872 (RGB. 153), 
welches jedoch für die ſüddeutſchen Staaten fowie für 
Elfaß-Lothringen — dem bayrifhen Steuerfyftem treten 
binzu die weimarifche Enklave Dftheim und die koburgiſche 
Enflave Königsberg — nicht gilt.” Demgemäß beitehen 
für die Bierfteuer im Neichögebiete fünf Berbrauds- 
fteuergruppen, deren jede ihr eigened Steuerfyitem Hat 
und demgemäß bei der Einfuhr von Bier aus einer anderen 
Gruppe Binnenzölle unter der Bezeichnung „Übergangs- 
abgabe” erhebt.”? Der Verſuch der Neichsregierung, eine 
Braufteuer nah dem Muſter des fehr viel einträglicheren 
und zweckmäßigeren bayrifchen Syftemes zu erzielen, ift bis 
jest am Wiberfpruch des Neichstages gefcheitert.** Die 
zahlreichen Bollzugsverordnungen zum Gefeb find jetzt zu- 
fammengefaßt in der BolzB. v. 5. Juli 1888 (CBl. 677). 

Der Vorbehalt für Sachſen⸗Meiningen, Sachſen⸗Koburg⸗ 
Gotha und Neuß ä. L., eine höhere Braufteuer, ala melde 
das Geſetz geftattet, zu erheben und den Mehrbetrag zu 


— 





FR 88. 2, 6, 7, 18, 40,]| 72 ©. oben ©. 732. 

"1 9. Auffeh 295f.; der-| 78 S. dazu v. Aufſeß 415ff. 
gelbe uns dolgenborifs nen! I|dort auch genaue Angaben über 

; Wagner a. a die Höhe dieſer Üb 8» 

II, 206; 2aband II, 880f.; abgab u l ergang 
G. Meyer VerwR. II, 366 ff.; 
v. Mayr in Stengelß Wörterb. 4 9. Auffeß 807. 868 
I, 240ff., OU, 28; v. May in entmürfe von 1875, 1879, 1880, 
Conrabs Ganbmwörters. H, 550ff. | 1881, 2.) 
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Gunften der Landeskaſſen zu verrechnen, ift jeit 31. März 
1878 bahingefallen. 7° 

2. Die Braufteuer wird erhoben von nachbenannten 
Stoffen, wenn fie zur Bereitung von Bier verwendet werben: 

a) Getreide, (Malz, Schrot u. f. w.), Neid (gemahlen 
oder ungemablen u. f. w.), grüner Stärke, d. h. von folder, 
die mindeftens 30 Prozent Waſſer enthält, mit 2; 

b) von Stärke, Stärlemehl (mit Einfluß des Kar⸗ 
toffelmehls), Stärfegummi (Dextrin) und Syrup mit 8; 

e) von Zuder aller Art (Stärke, Trauben- u. f. w. 
Zuder), fomie von Zuderauflöfungen mit 4 Mark pro 
Zentner Nettogemwicht. 

Der lettere Steuerfab wird aud von allen übrigen 
Malzjurrogaten erhoben, jedoch ift der Bundesrat ermäch⸗ 
tigt, diefen Steuerfat bezüglich einzelner Stoffe „nad Maß- 
gabe ihres Braumertes” zu ermäßigen; derartige Anorb- 
nungen bebürfen aber der nachträglidden Genehmigung des 
Reichsſtags. Gemifche verfchiedener Stoffe werden nad dem 
höchſten Sat, der für einen dieſer Stoffe beiteht, befteuert. ?® 

Den angegebenen Steuerfäßen unterliegen jene Stoffe 
auch dann, wenn fie zur Eifigbereituug dienen, fei e8 in 
eigenen, ſei es in mit den zur Bierbereitung dienenden ver- 
bundenen Anjtalten, falls der Eſſig zum Verlauf oder zu 
gewerblichen Zmeden beſtimmt ift. 7? 

Die Steuer fann auch durch Übereinfommen mit ber 
Steuerbehörbe für einen beftimmten Zeitraum firiert werben. 7® 





76 Braustß, $ . 44 Abf. 2. ©. | ordnungen d. BR. v. Aufſeß 
33 26. Det. 1875 (non, | m: .1298 f. 
8 T). 7 Braust®. $. 2. 


23. Dez. 1876 (RSB. 283 
16 Braust®. 88. 1,3. Vgl. 7° BraustG. 8. 4; dazu 
v. Aufſeß 300f. über die hiezu 
49 
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Die Bereitung von Bier als Haustrunk iſt ſteuerfrei, 
wenn dieſelbe nicht in beſonderen Anlagen und nur für 
Haushaltungen von nicht mehr ala 10 Perfonen über 14 
Sabre erfolgt; doch bedarf es für ſolche Privatbierprobuftion 
immer befonderer ftaatlihder Genehmigung, bie Bierver- 
fäufern überhaupt nicht erteilt werben darf. 7? 

Die Einfhähung der Steuer erfolgt bei dem Alte der 
Einmaifhung;®? demgemäß ift über Tag und Stunde 
dieſes Altes, fowie über dad Duantum des zu probugierenden 
Biered und die zu verwendenden Surrogate®! der Steuer- 
ftelle genaue Anzeige zu erjtatten, ſei es in jedem einzelnen 
Falle, fei es im voraus für einen größeren ‚Zeitraum. °* 
Die Einmaifhungen dürfen gefeglih nur an Wochentagen 
und regelmäßig nur in Gegenwart eined Steuerbeamten 
erfolgen;®? von Dftober bis März dürfen diefelben von 6, 
in den übrigen Monaten von 4 Uhr morgens ab bis 10 Uhr 
abends gefchehen. Die Steuer ift zu entrichten nach Maß⸗ 
gabe der beim Einmaiſchungsakte vom Steuerbeamten vor- 
zunehmenden Berwiegung des Braumateriales ; jever Brauer 
muß das zu dieſem Behufe erforderliche Daterial an Maßen 
und Gewichten vorrätig halten. °* 

Bei der Ausfuhr von Bier aus dem Geltungsbereich 
des Geſetzes wird eine Rüdvergütung für bie entridhtete 
Steuer gewährt;®? auch dann darf eine Rüderftattung der 


ergangenen Beichlüffe ded Bun-| 93 BrauSt®. 88. 16—18. 
te3 


edra 

19 BrauStG. 88. 5, 9 Abſ. 3 88 BrauStG. 88. 19, 20. 
eo —— ind nur ge 4 Brausid. $8. 12, 20 Abſ. 2. 
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81 Genaue Detailvorihriften ſeß Sid. 5.6; v. Wuf- 
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erlegten Steuer ausnahmsweiſe erfolgen, wenn die zur Ein- 
maifchung beitimmten Stoffe untergegangen oder unbraud- 
bar geworben find, oder wenn jonft wegen unvorhergefehener 
Hinderniffe die deklarierte Bierbereitung nicht ftattfinden 
fonnte. 8° 

Die auf die Braufteuer bezüglichen. Forderungen ver- 
jähren binnen Jahresfriſt vom Tage des Eintrittö ber 
Zahlungsverpflichtung an. 8" 

3. Die Brauereträume, der Brauereibetrieb und die zur 
Brauerei dienenden Gefäße unterliegen einer umfafjenden 
und durch das Geſetz auf? genaueite geregelten Staatsfon- 
trolle, 8° welche auf Grund der vorgefchriebenen Anzeige über 
jene Punkte geübt wird; auch jede Veränderung in Beziehung 
auf die Räume oder den Betrieb ift anzuzeigen. 

Die Brauräume und Aufbewahrungsorte für Brauftoffe 
dürfen von den Steuerbeamten jeberzeit revidiert und bei ge⸗ 
gründeten Verdacht einer Defraudation auch vollftändige 
Hausfuhungen nah Maßgabe der allgemeinen geſetzlichen 
Borfchriften vorgenommen werben. ®? 

Die Gefäße werden amtlich numeriert und, „menn thun- 
lich”, noch mit einer bejonderen Bezeichnung verfehen; auch 
fann eine Vermeſſung angeoronet werden; ?0 die Vorräte 
an Brauftoffen dürfen nur „an beftimmten, ein- für allemal 
vorher anzuzeigenden Orten“ aufbewahrt werben;?! über 
Zuderfurrogate, die zur Bierbereitung verwendet werben 
follen (8.1 Ziff. 5 u. 6.), ift überdies genau nach Anweiſung 


se BrauStG. $. 7. FR 88.9, 2325, 
87 Braußt®. $. 8. — AaStG. 8. 11. 
8 BraufStG. $. Yff. o1 VBrauStG. 8. 18. 
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der Steuerbehörde Bud zu führen und dieſe Buchführung 
von Amts wegen fortlaufend zu fontrollieren. 92 

4. Wer Stoffe der oben bezeichneten Art zum Brauen 
verwendet, ohne die gefehliche Anmeldung zur Braufteuer 
bewirkt zu haben, ift der Defraubation ſchuldig; ꝰ dieſelbe 
wird mit dem vierfachen Betrage der defraudierten Steuer, 
mindeften? aber 30 Mark Gelpftrafe geahndet; der defrau- 
dierte Steuerbetrag ift überdies nachzubezahlen. ?* Der erfte 
Rückfall ift mit der Geldftrafe des achtfachen Betrages der 
defraudierten Steuer, mindeſtens aber 60 Mark, jeder wei⸗ 
tere mit Gefängnis bis zu 2 Jahren, ausnahmsweiſe bei 
mildernden Umftänden mit Haft oder Geloftrafe nicht unter 
dem Doppelten der erften Rüdfallsftrafe zu ahnden.?° In 
welchem Einzelitaat die Beitrafung erfolgte, ift für ben 
Begriff des Rückfalls gleichgültig; Rückfall liegt nicht vor, 
wenn feit Abbüßung oder Erlaß der legten Strafe 3 Jahre 
verfloflen find. 9% Andere Kontraventionen gegen das Geſetz 
oder die Vollzugsvorjchriften find mit Orbnungsftrafe bis 
zu 150, ausnahmsweiſe bis zu 600 Mark zu beftrafen. 97 
Die Strafverfolgung wegen Defraudation verjährt in drei, 
wegen anderer Kontraventionen in einem Jahre vom Tage 
der Begehung an. ?® 

Die im Gefeh angedrohten Gelvftrafen treffen den Schul: 
digen, gleichgültig, ob derſelbe Prinzipal oder nur Gebülfe ift ; 
Prinzipale haften für ihre Verwalter und Gehülfen mit 


% BrauSt®. $. 14. ”* BrauSt®. H 3%. 

”2 Braust®. 8. 27, dazu die| 97 BrauSt®. 88. 35, 36, 37 
Spezialbeftimmungen ß8. 28, 29; Abf. 2. Über die Umwandlung 
Aufſeß 304 ff. der Geld- in Freiheitsſtrafen 

4 BrauStG. 88. 30—32. BrauStG. & 89, 
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ihrem ganzen Bermögen, falls ihnen bei ber Beftellung 
oder Beauffihtigung eine Nachläſſigkeit zur Laſt fällt, und 
von dem Schuldigen die verhängte Geldſtrafe nicht ein- 
getrieben werben Tann; jeboch bedarf es in foldem Falle 
eines bejonderen, den Prinzipal verurteilenden gerichtlichen 
Erkenntniſſes; anjtatt diefe jubfidiarifhe Haftung in An- 
wendung zu bringen, fann die Steuerbehörbe auch die ent- 
fprechende Freiheitäftrafe gegen den Schuldigen vollitreden 
laflen.°° Die Geldftrafen fallen in die Landeskaſſen. 10° 
Die Zollgefege find zu analoger Anwendung zu bringen. 101 

5. Der Ertrag der Steuer fließt in die Reichskaſſe nach 
Abzug der auf Geſetz oder Verordnung beruhenden Ermäßi- 
gungen und Rüdvergütungen, der Rüderftattungen für un- 
richtige Erhebungen und von 15 Prozent der Bruttoein- 
nahme zur Dedung der Berwaltungskoften für die Einzel- 
ftaaten. 192 

V. Die Branntweinfteuer. 1% 

Die Branntweinfteuer wurde zuerft erhoben nah Maß⸗ 
gabe des norbbeutfchen Bundesgeſetzes v. 8. Juli 1868 
(BEB. 384), deffen Vorfchriften in Preußen im mefent- 
lichen bereits feit 1820 galten. In Elfaß-Lothringen murde 
das Geſetz eingeführt durch Spezialgefeß v. 16. Mai 1878 
(NGB. 111). Dagegen für Bayern, Württemberg und 


” BrauStG. VerwR. II, 370 ff.; dv. Mayr 
100 BrauStG. Abſ. 2. Jin Stengeld Worterb. I, 1, we. 
* BrauStG. F ern 1,42. Grab. I, 11ff., U, 27 ff; Wolf 

2 RV. Art. TConrads Handworierb. II, 
* v. Aufſeß 307 ff., 326 ff., 714 ff.; ſowie Kommentare von 
derfelbe in v. ee Ti RLex. Stämmler, Trojeu.a. Die 

1, 414; Wagner I, 616, ILL, 205; | Hiftorifche Entwidelung charakte⸗ 

Zaband 875 ff; @. Meyer riltert v. Aufſeß 307, 311, 326. 
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Baben galt das Geſetz nit. 104 Dur 8. 70 des ©. v. 
24. Juni 1887 bezw. $. 40 des ©. v. 16. Juni 1895 
ift nunmehr dieſe Gejeßgebung auf das ganze Reich aus- 
gedehnt worden, mit Abänderungen durch die 88. 41—48 
bed ©. v. 24. Juni 1887, ſowie dur Art. II des ©. v. 
8. Juni 1891. Zu diefer älteren Gefeßgebung ift nunmehr 
das G. v. 24. Juni 1887 (RGB. 253) Hinzugetreten, nebft 
Novellen v. 7. April 1889 (RGB. 49), 8. Juni 1891 
(RGB. 338), 16. Juni 1895 (RGB. 265), zu letzterem 
Geſetze BollzB. v. 27. Juni 1895 (EB. 227), v. 4. Juli 
1895 (EB. 267). Infolge der verfchiedenen Novellen 
erfolgte eine Neurebaltion, publiziert RGB. 1895, 276. 
Diefe Gefebgebung bildet zugleih einen bödft be- 
deutfamen Markſtein in der Geſchichte des Reichsfinanz⸗ 
rechtes. 105 

Die Steuer ift danah einmal eineRohmaterial- 
fteuer nah Maßgabe der einer Revifion unter- 
worfenen älteren Gefeggebung, fodann eine 
hohe Berbraudgabgabe von dem in Verkehr 
gebrahten Branntmwein, endlid eine Brenn- 
fteuer. 

A. Die Materialfteuer. 10% 

1. Die Steuer ift in landmirtfchaftlihen Brennereien 
und den Rübenbrennereien 107 eine Maifchbottidhfteuer, 
und zwar werben 1,31 Mark für jedes Hektoliter des 


16 RV. Art. 35. ae 1008 eine Do, 
106 v uli 1 über de 
er Luxemburg ſ. La- ufnahmen (E81. 388) 


S. über biefe Begriffe 
206 Behufs der erforderlichen —E 8. 41 (jo wird im 
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Rauminhaltes der Maifchbottiche bei jeder Einmaifchung er- 
hoben. :°® Kleine landwirtfchaftlicde Brennereien genießen 
eine Ermäßigung bes Steuerbetrages. 1% 


2. Diejenigen Brennereien dagegen, welche nichtmehlige 
Stoffe verarbeiten, zahlen die Steuer als reine Material- 
fteuer, und zwar von eingeftampften Weintrebern, Trebern 
von Kernobfi 25 Pfennige für das Heltoliter, von Kernobit 
35 Pf., von Beerenfrühten 45 Pf., von Brauereiabfällen, 
Hefenbrühe, gepreßter Weinhefe und Wurzeln aller Art 
50 Pf., von Trauben- oder Obſtwein, Weinhefen und 
Steinobft 85 Pfennige für das genannte Quantum; aud) 
hier beſtehen Erleichterungen für Kleinere Brennereien. Auch 
fann unter beftimmten geſetzlichen Vorausſetzungen fomohl 
beit der Maifchbottich- ala bei der Materialfteuer eine 
Firation der Steuer von vornherein durch die Steuer- 
behörde eintreten. 119 


— — — — 


folgenden das Geſ. v. 24. Juni 


Betrieb die ſämtlichen Rüd- 
887 in der Rebaltion v. 1895 


zitiert. ©. Meyer II, 374; 
v. Aufjeß 312. — Als „land | 6 
wirtfchaftliche” Brennereien gal- 
ten früher diejenigen, bie nur 
v. 1. Nov. bis 16. Mat im Be- 
triebe find, nur ſelbſtgewonnene 
Produkte "verarbeiten und in 
einem Tage nicht mehr als 
1030 4/a Liter Bottichraum be- 
maifhen; jetzt — feit 1891 — 
find als folde anzufehen die- 
jenigen, melde während bes 
anzen Betriebsjahres aus- 
ei ließlich Getreide oder Kar⸗ 


—9 — verarbeiten, bei deren 


ſtände in einer oder mehreren 
dem Eigentümer oder Brennerei- 
befier gebörigen Befitungen 
verfüttert werden, und ber er- 
zeugte Dün nger vollftändig auf 
dem dem Brennereibefiker ge⸗ 
börigen Grund und Boden ver- 
mendet wird. 

108 ———— 8.41, II, 
verb. ‚3. 

100 S die ra S ehfleltung 
der biefür maßgebenden Grund- 
fäge BranntwStG. $. 41 hi I. 

10 BranntwStG. $. 4 er 
IV, verb. ©. v. 1868 —* 
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8. Steuerpflihtig ift der Brenner. Die Steuer ift, 
falls nit durch die oberfte Yinanzbehörbe Kredit gewährt 
wurbe, fpäteftend am legten Tage besjenigen Monats zu 
entrichten, in welchem ein Brennereibetrieb ftattgefunden 
hat.!!! Ein Erlaß der Steuer darf nur erfolgen, wenn 
eine unvermeibliche Unterbrechung des Betriebes eingetreten 
oder bereit3 verfteuerte Maifche unbrauchbar geworben iſt. 113 
Außerdem wird bei Ausfuhr von inländiſchem Branntwern 
eine Rückvergütung für die entrichtete Steuer gewährt; 
ebenfo bei Verwendung des Branntweins zu gewerblichen, 
Heil, wiſſenſchaftlichen, Putz⸗, Heizungd-, Koch⸗ und Be- 
leuchtungszweden nah Maßgabe der vom Bundesrat Bier- 
über getroffenen Anordnungen; 118 viefe find enthalten in 
dem Regulativ de Bundesrates v. 8. Dezember 1892 betr. 
die Steuerfreiheit des Branntweines zu gewerblichen 
Zweden (CBl. 1892, 667, 694), über die Denaturierungs- 
mittel V. d. BR. v. 21. Juni 1888, 5. De. 1889, 
14. Juli 1896 (CB. 1888, 227, 1889, 589; 1896, 
386); Branntwein-Reinigungsorbnung v. 9. März 1898 
(SB. 48), abgeändert 17. Zuli 1895 (EB. 304), 
Branntweingebührenorbnung v. 17. Juni 1892 (CB. 423). 
Alle Branntweinfteuerforderungen erlöfchen in Sahresfrift 
vom Zeitpunkt der Fälligkeit. 114 

Borausfegung der Steuerfreiheit ift jedenfalls Denatu- 
rierung, d. i. Unbraudbarmadung für den menjchlichen 
Genuß. 115 


11. v. 1868 8. 12. 18 BranntwStG. ; 41, V. 

18 G. p. 1868 8.14, vb. S. 23 148. v. 1868 8. 15. 
BranntwStG., dazu v. Auf-| 115%. d. BR. v. 8. Dez. 1892 
ſeß 819. (EBI. 694). 
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4. Zum Bwede der Durchführung diefer Steuer ift durch 
das Geſetz den Staatöbehörben ein weitgehendes Kontrollrecht 
gegenüber Branntweinbrennereien eingeräumt. Der Betrieb von 
folgen darf überhaupt nur erfolgen auf Grund vorheriger 
Anmeldung, welche inäbefonvere ganz genaue Angaben fiber 
die zu benugenden Geräte und Räumlichkeiten, fowie ben 
Betriebsplan enthalten muß ;!1° Die Kontrollvorfchriften be- 
züglih der Geräte, des Betriebes, ſowie die Vorfchriften 
über die Rechte und Pflichten der Steuerbeamten entfprechen 
im wmefentlichen den oben über die Braufteuer angegebenen. 
Auf diejenigen Brennereien, die die Steuer nicht als Roh—⸗ 
materialjteuer entrichten, finden dieſe Vorfchriften nur in 
mobdifizierter Weife, auf Diejenigen, welche die Steuer in 
einer firierten Paufchalfumme entrichten, gar feine An- 
wendung. 

Außerdem können generell der Bundesrat, fowie auch für 
ihr Gebiet die Landesregierungen Betriebgerleichterungen 
geftatten. 117 


5. Defraudation liegt vor, wenn „eine Gewerböhandlung 
von deren Ausübung die Entrihtung der Branntweinfteuer 
abhängig ift”, vorgenommen wird, ohne daß diefelbe in dem 
eingereichten Betriebsplane angegeben iſt oder unter einer 
jolden Abweichung von legterem, daß darin eine Verkürzung 
ber Steuer liegt. 118 Die Strafvorjchriften über Defraubation 
entſprechen gleichfalls im allgemeinen den für die Braufteuer 
angegebenen, doch ift Die zweite Rüdfallitrafe nicht Freiheits⸗ 


116 BranntmSt®. 8. 42, V,| "18 G. v. 1808 8. 50ff.; v. Auf⸗ 
vb. G. v. 8. Juli 1868 ſeß 820ff. 
111 BranntwStG. $. 40. 
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ftrafe, fondern Gelpftrafe im fechzehnfachen Betrage ber de 
fraudierten Steuer. Überdies zieht Die erfte Rückfallſtrafe 
gefeglih den Verluſt des Brennereirechtes auf 3 Monate, 
die zweite auf immer nad fih.!!? Werben Brauerei und 
Brennerei zufammen betrieben, fo darf für die legtere, falls 
die Braufteuer nicht für das betreffende Geſchäft fixiert ift, 
nicht reines Malzſchrot verwendet werben, außer zum Brennen 
von Branntwein aus Kartoffeln, aber auch in diefem Falle 
nur auf Grund befonderer Anmeldung und unter Kontrolle 
der Steuerbehörbe. 120 

Ülber Kontraventionen, melde nicht unter den Begriff 
der Defraudation fallen, find genaue Detailvorfchriften 
unter verfchiebenartiger Abſtufung der Strafjähe im Geſetz 
enthalten. 121 

Die Haftung für Stellvertreter iſt beim Brennereibetrieb 
die nämliche wie beim Brauereibetrieb. !2? 

6. Die Steuer fließt in die Reichskaſſe mit Abzug 
von 15 Yo (RB. Art. 38) für die Einzelftaaten, und zwar 
10 %o für die Kontrolle und 5 %.o für die Erhebung. 

B. Die VBerbraudsabgabe, 12? 

Außerdem wird vom Branntwein die durd das ©. v. 
24. Juni 1887 124 eingeführte hohe Verbrauchsabgabe er- 
hoben. 

1. Diefe Steuer wird erhoben von dem zum menfdh- 
lichen Genuß beftimmten, zum freien Verkehr im Inlande 





119 G. v. 1868 x 52, 583. 128 9. Aufſeß 329ff. 
120 G. v. 1868 32, verb.| 1% Die Regulative zur Aus⸗ 
BrauStG. $. 15. führun pe Geſetzes f. EL. 
181 9. v. 1868 88. 57—65. |1887, 851ff., 419ff., nebft ver- 
198 5.9.1868 8.66; 0. Aufſeß | fchiebenen Rachträgen. 
323.; dazu BranntwSt®. 8. 40 40. | 
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überführten Branntwein; fie tft zu entrichten von bem- 
jenigen, der den Branntwein zum freien Verkehr erhält, und 
ift fällig, fobald derſelbe aus der fteuerlichen Kontrolle ent- 
laſſen wird. 125 

2. Die Steuer beträgt 50 Pfennige für den Liter 
reinen Alkohols von einer Gejamtjahresmenge, welche 4/2 
Liter für den Kopf der Bevölkerung nad Maßgabe der legten 
Volkszählung nicht überfteigt; 12° von dem Mehrbetrag 70 Pfen- 
nige; das Verhältnis diefer beiden Gruppen ift zuerft ins⸗ 
gefamt feitzuftellen, welche Feſtſtellung alle fünf Sabre einer 
Revifion zu unterwerfen iſt; 127 ſodann ift der Betrag auf die 
einzelnen Brennereien zu verteilen, Doch jo, daß für Bayern, 
Württemberg, Baden vorweg 3 Liter für den Kopf der 
Bevölkerung zu dem niedrigen Steuerfaße berechnet werben, ein 
Recht, dad als Ausnahmsrecht im Sinne von RB. Art. 78 
Abf. 2 anerkannt ift; der Reſt ift auf die übrige Brannt- 
weinfteuergemeinfchaft entfprechend zu verteilen. Für die 
Verteilung des Kontingentes giebt das Geſetz ſelbſt die 
genauen Anweiſungen; '?? auch dieſe Unterverteilung iſt 
alle fünf Jahre zu revidieren. 13° 

3. Eine erhöhte Verbrauchsabgabe wird erhoben von 
dem Branntwein, der in Brennereien gemonnen ift, Die 
feine Rohmaterialfteuer entrichten. Diefe find a) Die ge- 
werblichen, '°° b) diejenigen Iandwirtfchaftlihen und Ma- 
terialiteuer entrichtenden, die ihre Freilafjung von der Maifch- 





185 BranntwStG. — 8. |über die Kontingentsperiode 
186 BranntwStG. 8. 1. ı 1893/96 E31. 1894, 28. 

197 BranntwStG. 1, zAbſ. 3. 12° Über die „gewerblichen“ 
138 BranntwStG. 8.2 ' Brennereien ranniwStd. 8.42, 


139 Nüheres hierüber bei ©. f. oben S. 774101 
Meyer VerwR. II, 380, |. dazu 
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raum= bezw. Materialfteuer erwirkt haben, c) Diejenigen 
landwirtſchaftlichen Brermereien, die pro Tag mehr als 
1500 Liter Bottichraum bemaifchen. Der Zufchlag beträgt 
20 Pfennige für den Liter reinen Alkohols, doch find Er- 
höhungen und Ermäßigungen zuläffig; erhöhte Sätze fchreibt 
das Geſetz vor für Iandwirtfchaftliche Brennereien, Die für 
den Tag mehr als 10000 (bezw. 20000) Liter Bottid- 
raum bemaiſchen. Ermäßigungen finden ftatt a) für Iand- 
wirtfchaftliche Brennereien, die Getreide verarbeiten und in 
einem Jahre nicht mehr ala 150 Hektoliter reinen Alkohole 
erzeugen, b) für gewerbliche Brennereien, die vor dem 
1. Apil 1887 beitanden haben und an einem Tage nicht 
mebr ald 10000 bezw. 20 000 Liter Bottihraum bemaifchen, 
ec) für Brennereien, welche der Materialfteuer unterliegende 
Stoffe verarbeiten, von diefer Steuer aber auf Antrag frei: 
gelafien find und jährlich nicht mehr als 100 SHeftoliter 
reinen Alkohols erzeugen. Yür Meine Brennereien kann 
auch ein Steuerpaufhguantum für die Betriebszeit feftge- 
feßt merben. !®1 

4. Steuerfrei bleibt a) derjenige Branntwein, ber 
nit in den freien Verkehr des Inlands kommt, fondern 
ind Ausland ausgeführt wird, b) derjenige Branntmein, 
der nicht zum menfchlichen Genufje bejtimmt tft, fondem 
nach erfolgter Denaturierung — die Beftimmungen biefür 
hat der Bundesrat zu erlaflen — zu gewerblichen Zwecken, 
zur Effigbereitung, zu Puß-, Beleuchtungs⸗, Koch, Heizungs: 
zweden beftimmt 122 ift; Branntwein zu mwifjenfchaftlichen 
oder Heilzweden Tann vom Bundesrat fteuerfrei gelaflen 


18 Näheres BranntwStG. 7 BranntwStG. 8. 1 Abſ. 


| , ® 





Die einzelnen Finanzquellen des Reiches. 8. 48. 781 


werden. Ein Erlaß der Steuer bis zu 5 %o kann nad 
näherer Beltimmung des Bunbesrates gewährt werben 
für foldden im freien Berfehr befindlichen Branntwein, der 
zum Zweck des Genufjes noch einer weiteren Bearbeitung 
unterworfen wird. iss Nüderftattung der Steuer kann 
erfolgen nach näherer Anordnung des Bundesrates bei 
Ausfuhr von Trintbranntwein aus dem freien Verkehr, 
fowie von Fabrikaten, zu deren Herftellung Branntmwein 
aus dem freien Verkehr verwendet ift.! Stundung 
der Steuer ift gegen Sicherbeitsleiftung, ohne Sicherheitz- 
leiftung nur bis zu drei Monaten, zuläffig. "5° Verjäh— 
rung tritt binnen Sahresfrift nach dem Fälligfeitstermin 
ein. 186 

5. Für das Verfahren beftehen genaue gejetliche Vor⸗ 
fhriften. Die Sammelgefäße, der Deftillierapparat und 
die dazu gehörigen Nöhrenleitungen jtehen entweder unter 
amtlihem Verfchluß oder werden durch einen Meßapparat, 187 
deſſen Aufitellung die Behörde anorbnet, Fontrolliert. 188 
Werden die Anordnungen der Behörde nicht befolgt, fo 
fann der Betrieb unterfagt werben, !?? auch kann die Be- 
hörde Gelditrafen verhängen und die von ihr geforderten 
Einrihtungen auf Koften des Pflichtigen herftellen laſſen; ?“o 
der nad Stärke und Menge '*! amtlich feitgeftellte Brannt- 
wein bleibt unter Steuerfontrolle bis zum Eintritt einer 





188 CHI. 1888, 459, 1892, 667, 127 CBl. 1888, 80 
1895, 267, 507. 188 BranıtwmSt®. 88.5 5—7,10. 
1° BranntwStß. 8. 1 189 BranntwSt®. 8. 8. 
186 SranntmStO. 8.8 af 3. * VBranntwStG. 8. 81. 
Daz d. BR. v. 27. Der. 48, d. BR. v. 29. Mai 1889 
1888 (cn 380). (CL. 321), v. 20. Rov. 1891 
186 BranntwStG. $. 16. (CBl. 841, dazu 1892, 667) 
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der gefeglichen Berwenbungsarten bezw. Zahlung der Ber- 
brauchsabgabe, eventuell kann er in eine öffentliche Nieber- 
lage oder unter amtlihem Mitverſchluß in eine Privat- 
niederlage gebracht werben.1#? Fuür Brennereien, die ein 
Steuerpauſchquantum bezahlen, kann von SKontrolleinrid;- 
tungen abgefehen werben. s 

6. Defraudation wird mit der Gelbftrafe des vier- 
fahen Betrages der deiraubierten Steuer, jedoch mindeftens 
5 Mt., bei Unmöglichkeit genauer Yeltftellung von 5 bis 
10000 ME., beſtraft; Rüdfall zieht Verdoppelung, wieder: 
holter Rüdfall eventuell Gefängnisftrafe bie zu 3 Jahren 
nah fi. Aud für andere Zumwiderhandlungen droht 
das Geſetz Geldftrafen an. Für Verwalter, Gemwerbögehilfen 
und die am Betrieb beteiligten Hausgenofien haften bezüg- 
lich der Steuer die Gewerbe- und Handeltreibenden, ein- 
Schließlich der Brennereibefiger. *° Brennereibefigern, welche 
wegen Defraudation in den Fällen $. 18 3. 1—83 oder 
wegen Störung des Weßapparates verurteilt find, ift bie 
weitere Ausübung des Gewerbes in eigener Perfon oder 
durch dritte zu ihrem Borteil zu unterfagen ‚!*° doch kann 
die Steuerbehörde Ausnahmen zu Gunſten der Schuldigen 
geftatten. Die Strafverfolgung bei Defraudationen ver- 
jährt in drei, bei anderen Zuwiberhandlungen in einem 
Sabre. 147 

7. Die Steuer wird von den Einzelftaaten erhoben 
und fließt nach der Berfafiung in die Reichskaſſe; nad dem 


148 BranntmSt®. $. 11 Jordehalt jebog 332 rn dazu 
18 BranntwSt®. $. 13. . 8 Juli 
14 BranntmSt®. 88. 17 ff. bis 1 mt, 28 
38 ſehr detaillierte orf tiften. 147 BranntwSt®. 
165 BranntmSt®. $. (ein 
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Geſetz gehört fie im ganzen Umfang zu den den Einzel- 
ftanten auszubezahlenden „Überweifungen“ (f. oben ©. 
688 ff., bei. 693); 148 die Entihäbigung für die Er- 
bebungstojten fett der Bundesrat feit. 

C. Die Brenniteuer. 

1. Außerdem bat das ©. v. 16. Juni 1895 149 neben 
den bejtehenden Branntweinfteuern noch eine weitere Steuer 
eingeführt als Zuſchlag zur Berbraudsabgabe für 
alle Brennereien, die in einem Jahre mehr ala 300 Helto- 
liter reinen Alkohols erzeugen, von dem Mehrbetrag der 
Produktion... Diefe Steuer beträgt für den Hektoliter 
zwifhen 5 Pf. und 6 Mark, je nad dem Quantum bes 
Mehrbetrages, bei landmwirtfchaftlihen und gemerblichen 
Brennereien, die während des ganzen Betriebsjahres weder 
Hefe erzeugen, no Melaſſe, Rüben oder Rübenfaft ver- 
arbeiten; ebenfo, jedoch in anderer Abftufung der Steuer- 
füge nad) dem Duantum, in denjenigen Brennereien, bie 
im Laufe des Betriebsjahres Hefe erzeugen, ferner in den⸗ 
jenigen gewerblichen Brennereien, welche im Laufe des Be- 
triebsjahres Melaffe, Nüben over Rübenfaft verarbeiten, 
endlih in den Materialbrennereien; ein Zufchlag von 1 
bis 3 ME. für das SHeftoliter wird ferner erhoben bei 
landwirtfchaftlichen Brennereien, die Maifchbottichfteuer be- 
zahlen, für die Produktion zwifchen 16. Juni und 15. Sept., 
wenn an einem Tage mehr als 1050 Liter Bottichraum 
bemaifcht werben; endlich wird unter beſtimmten geſetzlichen 
Borausjegungen bei fehr großem Betriebe von gemwerblichen 
Brennereien, die Melafje, Rüben oder Rübenſaft verarbeiten, 


148 BranntwStG. $. 39 im 


| 149 a nntwStO. 88. 43a 
Widerſpruch zu NV. Art. 388. | Big 
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ein Zufchlag von 15 Mi. für das Heltoliter reinen Alto- 
hola erhoben. 

2. Die Steuer ift zu entrichten vom Brenrtereibefiger ; 
fie iſt fällig, fobald die amtliche Feftftellung der erzeugten 
Alkoholmenge erfolgt ift. 

3. Stundung findet nicht ftatt. Nüdvergütung von 
6 Mark erfolgt für das Hektoliter bei Ausfuhr ind Aus- 
land, fomwie für Effigbereitung; die näheren Beitimmungen 
erfolgen durch den Bundesrat, der die Säge alljährlich zu 
revidieren bat. 

4. Im übrigen gelten analog für die Brennfteuer bie 
Beitimmungen des Geſetzes über die Verbrauchsabgabe. 


8. 49. 
Die einzelnen RZinanzqueſſen des Beides. 
6. Die Reichsſtempelſteuern. 

Die Berfaffung behält in Art. 70 dem Reiche vor, 
NReihsfteuern einzuführen. Das Reich bat von dieſer 
Kompetenz Gebrauch gemadt durch Einführung von Stem: 
pelfteuern auf Spiellarten, Wechſel, Wertpapiere, 
Kauf⸗ und fonftige Anſchaffungsgeſchäfte, Lotterielofe; dazu 
fommt noch die ftatiftifde Stempelgebühr. De 
juriſtiſche Geſichtspunkt ift beim Stempel! ein anderer ala 
bei der Gebühr; lettere ift Bezahlung für Benukung einer 
Staatsanftalt, erfterer reine Steuer bezw. Quittung über 
die Entrihtung einer folden; Briefmarken und Stempel- 
marfen fallen fomit finanzredtlih unter ganz verfchiedene 
Geſichtspunkte. 


I Vgl. E. Meier in v. Holtzendorffs RLex. IH, 788. 
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Die einzelnen Stempelfteuern,? melde das Reich er- 
hebt, find: 

1. Der Spiellartenftempel.? 

1. Gemäß dem ©. v. 3. Juli 1878 (RGB. 138), dazu 
BolzB. d. BR. v. 6. Yuli 1878 (EB. 403) nebft ver- 
ſchiedenen Nachträgen, wird von allen Spielfarten, aus- 
genommen nur die ald Oblaten eingerichteten und die 
Kinderfpiellarten, eine Stempelfteuer erhoben. * Andere 
als abgeftempelte Karten dürfen nicht benußt werben. ® 
Die Erhebung des Stempels gefchieht durch die Zoll- und 
Steuerbehörden ;* ebenfo erfolgt die Kontrolle wie bei ben 
Zöllen. Die Steuer fließt in die Reichskaſſe; jedoch er- 
halten die Einzelftaaten zur Dedung der Verwaltungskoſten 
5 /o der in ihrem Gebiete erzielten Einnahme.” Für die 
Zollerflaven, für die das Gefeh grundſätzlich auch gilt, be- 
bält das Geſetz befondere Vorfchriften vor, die auch er- 
laffen wurden. ® 


3 Die Stempelfteuer, welche v. Hedel in Conrads Hand- 
auf Grund bes ©. v. 8. Juni | wörterb. V, 8l4ff. 
1871 (RGB. 210) von aud-| SpiellStG. g. 1. VollzV. 
ländiſchen Inhaberpapieren mit | I, über den Begriff Spielkarten 
Brämien zu erheben mar, bildet ‘. CBl. 1882, 342. 
feine dauernde Kinnahme-| ® SpiellStG. 8. 24, dazu 
quelle des Reiches. Der Umlauf | Regulativ v. 6. Juli 1878 (CBl. 
von folhen Wertpapieren, fall |408) u. 3. v. 15. April 1879 
nit die Abftempelung bi8 zum | (CBl. 286). 
15. Juli 1871 erfolgt war, ift| ° SpiellSt®. 88. 21, 22, 
im Reiche überhaupt verboten. | VollzV. I, das Verzeichnis der 
Vgl. Laband bei Hirth 4571. zur Mötlempelung be berechtigten 
Stellen CBl 

„obanb IL, 906 ff.; v. Auf- 7 SpiellSt®. S. 2 
ſeß 34ff.; Hoyer 55—76;| 8 SpiellSt®. 8. 26; dazu die 
G. Meyer II, 394 ff.; Jac ob | febe detaillierten Borfchriften 
in Stengels Mörterb. IL, 4704. Bollz3B. V; Yaband IL, 908. 


Born, Staatsreht II. 2. Aufl. 50 
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2. Der Stempel beträgt 30 Pfennige für jedes Kar- 
tenfpiel von 36 oder weniger Blätten, 50 Pfennige für 
jedes andere Spiel.” Spiellarten, melde unter amtlicher 
Kontrolle ind Ausland ausgeführt werden, find fteuerfrei; '° 
von Spiellarten, welche vom Ausland eingeführt werben 
und welche zum Verbrauch im Reiche beftimmt find, muß 
außer dem zu entrihtenden Zoll nod die Stempelabgabe 
bezahlt mwerden.!! Die Abftempelung gegen Entrichtung 
ber Steuer durch den Fabrifanten bat bei allen Karten zu 
erfolgen, bevor diefelben in Verkehr geſetzt werben; !? be- 
züglid der im Inland fabrizierten Karten kann jedoch 
Kreditierung der Steuer bis zu 3 Monaten und in Aus- 
nahmefällen fogar vollftändiger Erlaß gewährt werben. ?? 
Für die Krebitierung gelten die bezüglich der Zollfredite 
erlafjenen Borfchriften. 

3. Zur Durchführung des Geſetzes hinfichtlich der im 
Inland fabrizierten Karten find genaue Vorfchriften über 
Errichtung und Betrieb von Spielfartenfabrifen gegeben; 
die Errichtung von foldhen darf nur an Orten erfolgen, wo 
fi eine zur Wahmehmung der fteuerlihen Aufficht geeig- 
nete Zoll- oder Steuerbehörbe befindet, '* und die Räume 
für den Betrieb müfjen für neu zu errichtende Fabriken 
ausdrüdlid von Staat? wegen genehmigt fein;!® alle 


v Spilteio. F. 1IAbſ. 1: dazu ' 15. u. 24. April 1879, 15. 
dv ER. v. 11. Nov. 1878 |1879 (CL. 1878, 614, 1879, 
(CBL. 623). 286, 327, 489). 
10 SpiellSt®. $. 1 Abf. 2. 18 SpiellSt®. 8.7. VollzV. 
1 SpiellSt®. $. 3: dazu IV. 
" 11, 12. Bol. IIL | 14 SpiellSt®. 8. 4. 
r SpieltSt®. s 2. VollzV. 18 Spieltstß. $. 55 Dazu 
‚ ferner 8. v. 2, Rov. 1878, | das ausführliche Regulativ betr. 
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Kartenfabrilen ſtehen unter fortgefeter Staatskontrolle und 
fönnen jederzeit revidiert werden; ebenfo können folde Re— 
vifionen bei den Händlern mit Sartenfpielen ftattfinden 
behufs Kontrolle, ob die Karten mit dem gefehlichen 
Stempel verfehen find. !° 

4. Ungeftempelte Karten unterliegen der Einziehung in 
jedem Falle. Außerdem verfällt derjenige, welcher unge- 
geftempelte Karten feilhält, veräußert, verteilt, er- 
wirbt, damit fpielt oder wiffentlid in Gemahr- 
fam bat, ebenfjo Wirte und „andere Perfonen, melde 
Gäfte halten“, wenn in ihren Wohnungen oder Lokalen 
mit ungeftempelten Karten gefpielt und nicht nachgewieſen 
wird, daß dies ohne ihr Wiſſen gefchehen fei, in Gelb- 
ftrafe von 30 Marf;!T treibt die Perſon, melde unge- 
ftempelte Karten feilhält, veräußert oder mifjentlih in Ge 
wahrfam bat, Handel mit Spielfarten, jo ift das 
Mindeitmaß der Strafe 500 Marf.1? Außerdem enthält 
das Geſetz noch befondere Strafbeitimmungen wegen ander- 
weiter Kontraventionen. 19 Für Diener, Lehrlinge, Gewerbs- 
gebilfen, Gefinde und Familiengliever haften Yabrifanten 
und Händler fubfiviarifh bezüglich der vermwirkten Geld— 
ftrafen ; wird nadhgewiefen, daß von folden ein Vergehen 
gegen das Geſetz ohne Wiflen des Prinzipale® verübt 
wurde, fo bat leßterer nur die Steuer nachzubezahlen. ?° 


— 


den Betrieb der Spielkarten |$. 275 3. 1, für den wiſſent⸗ 
fabriten v. 6. Juli 1878 (CBl. lichen Gebrauch von falfchen 
406) nebft Nachtrag v. 7. Aug. | Stempelmarfen. 

1879 (CBl. 516). | 18 SpiellStG. $. 12. 


16 SpiellSt®. 88. 6, 8, 9. | 
17 SpieltStß. $. 10; bon n — * nass 
pietSt®. 8. 18. 
50* 





auch 88. 11, 12, ferner St& 
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Die Geldftrafen fallen an den betreffenden Landesfiskus.“ 
Die Strafverfolgung, ſowie die Anſprüche auf die Steuer 
verjähren in drei Sahren.?? Im übrigen find die Zoll⸗ 
gefete analog anzumwenden. 3? 

I. Der Wecfelfitempel.** 

1. Wechſel unterliegen im Deutſchen Reiche der 
Stempelpfliht nad Maßgabe des G. v. 10. uni 1869 
(BGB. 193), zu mweldem eine Novelle unterm 4. Juni 
1879 (RGB. 151) erging; zu erfterem Geſetze erließ ver 
Bundesrat eine umfaflende VollzV. v. 13. De. 1869 
(RGB. 691), melde jedoch jet in ihrem ganzen Umfang 
aufgehoben ift, und zwar ad I. durch V. v. 1. Februar 
1882 (CB. 26), II. durch 3. v. 10. Juli 1881 (RGB. 
245), DI. und IV. durch V. v. 23. Sunt 1871 
(RGEB. 267). Durch diefe reichsgeſetzlichen Borfchriften 
find alle Iandesrechtlichen Beftimmungen über die Abgaben 
von Wechjeln aufgehoben. Die Ausführung des Ge 
fees durch Debit der Stempelmarfen und geltempelten 
Formulare gefchieht durch die Poftanftalten. 2? Die Steuer 
fließt in die Reichskaſſe mit Abzug von 20/0, welde den 
Einzelftaaten von der in ihrem Gebiete perzipierten Summe 
zur Dedung der Verwaltungskoſten hinausbezahlt werden.? 
Demgemãß muß auch dieſe Steuer wie der Spielkarten⸗ 


— —— — — — — 


21 SpiellSt®. 8. 19 Abſ. 2 
 SpiellStG. 8. 20. 
”SpiellSt®. 8. 19 Abi. 1. 
v. Auffeß ff. (Abdruck 
des Geſetzes); Laband bei 
Hirth 456. SIR. II, 908 ff.;_ ©. 
Meyer II, 388; Sandaraf in 
Sten els Dörterb. Do, 872ff. 
echſsto. $. 25. 


20 WechſStG. 8. 22; über die 
Stempelmarten 3. v. 22. Rov. 
1881 MOB. 271), über die ge 
ftempelten are 1 vom 
10. Juli 1882 (86B 

Me t®. 8. 27 * 1871 
36 * bis 1873 24 %, bis 1875 
129 Vgl. Laband bei Hirth 
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jtempel genau für jeden Einzelitaat berechnet werden, was 
beit den Poft- und Telegraphengefällen nicht der Fall ift. 
Auh die bayrifchen und mürttembergifchen Poſtanſtalten 
haben den Betrag der Wechfelftempelfteuer an die Reichs⸗ 
kaſſe abzuführen. 

2. Dem Stempel unterliegen alle gezogenen und 
eigenen Wechſel, ausgenommen die vom Ausland auf 
das Ausland gezogenen und nur im Ausland zahlbaren, 
ferner die vom Inland auf das Ausland gezogenen, nur 
im Ausland und zwar auf Sicht oder ſpäteſtens inner- 
balb 10 Tagen nad dem Tage der Ausftellung zahlbaren 
Wechſel, fofern fie vom Auöfteller direft ind Ausland 
remittiert werden. ?® Ebenſo unterliegen dem Stempel die 
an Drdre lautenden Zahlungsverſprechen 
(billets & ordre) und die von Kaufleuten 
oder auf Kaufleute außsgeftellten Anmwei- 
jungen (Affignationen) jeder Art auf Geldaus- 
zahlungen, Accrebitive und Zahlungsaufträge, gegen deren 
Vorzeigung oder Auslieferung die Zahlung geleiftet werden 
fol, ohne Unterſchied, ob diefelben in Form von Briefen 
oder in anderer Form ausgeſtellt find, ausgenommen nur 
1. die ald Barzahlung dienenden, auf Sicht zahlbaren 
Platanmweifungen und Cheks, aber nur, wenn fie ohne 
Hccept bleiben; andernfalls find fie zu verſteuern; 2. Accre⸗ 
ditive, welche bejtimmten PBerfonen einen Marimal- oder 
unbegrenzten Kredit zu beliebiger Benugung anmeifen; 
3. Banknoten und andere Bapiere auf den Inhaber, 
welche auf Sicht zahlbar und vom Ausfteller auf fich ſelbſt 


28 WechſStG. $. 1. 
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auögeftellt find. ?*? Subjefive Befreiungen dagegen finden 
nicht mehr ftatt, und die beftehenden find zu befeitigen.®* 

3. Die Abgabe beträgt 10 Pfennige bis zu 200, 20 
bis 400, 30 bis 600, 40 bis 800, 50 bis 1000 Mark, 
ſodann weitere 50 für jedes weitere Taufend, wobei jeder 
Bruchteil ala voll gilt.?! Laute der Wechſel auf eine 
andere ala Reichswährung, jo erfolgt die Umrechnung ent- 
weder nah Maßgabe des vom Bundesrat feitgeitellten 
Maßſtabes oder, falls ein ſolcher nicht feftgeftellt ift, nach dem 
laufenden Kurfe.°? Der Verpflichtung zur Entridtung der 
Mechfelftempelfteuer wird genügt entweder dur Benußung 
geftempelter Formulare oder durch Auflleben von Stempel- 
marfen; die näheren VBorfchriften über die Art der Ber- 
wendung diefer Marten giebt der Bundesrat, und nur 
wenn dieſe befolgt find, gilt die Steuer als entrichtet. ?* 

Ale Perſonen, welde juriſtiſch an dem Umlauf des 
Wechſels beteiligt find, haften folidarifch für die Entrid- 
tung der Stempelabgabe ;?* die Bezahlung hat zu erfolgen 
bei inlänbifchen Wechfeln, bevor fie vom Ausſteller, bei 
ausländifhen, bevor fie vom erften Inhaber aus den 
Händen gegeben werden, ausgenommen nur Berfendung 


— — — — — — 


20 WechſStG. 8. 24; dazu B.|dazu V. v. 1. Febr. 1882 (CBl. 
v. 28. Suni 187 _(RGP. 267). | 26). 
s0 WechſStG. 


Ssto, 26. Dir) mens. 88. 13, 14 


auch genaue Borjchriften über Über Faſchung von Stempel. 
die aus ber Reichskaſſe zu lei- —— Haß 88. “7 


itenbe HI a dazu V. 564, fiber bie „at ber „ger 
"a Ws $. 2 in der wendung jegt v. 
Fafſung des ©. v. 4. Juni 1879. | ‚16. Zult 1881 R6R, 2 

a MehiStS. 8. 3 in der) 4 MWehiSt®. g. J dem die 
ſpezielle —— 


8 
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oder Präfentation zum Accept bei noch nicht inländifch in- 
doffierten Wechſeln; in diefem Falle hat der Acceptant vor 
der Rückgabe ober weiteren Verfügung über den Wechſel 
die Stempeljteuer zu entrichten.®° Bei mehreren Exem- 
plaren des nämlichen Wechſels ift nur das zum Umlauf 
beftimmte zu verfteuern, andere nur dann, wenn eine felb- 
ftändige Wechjelerflärung , ausgenommen Accept und Not- 
adreflen, auf dasſelbe gefegt wird; bie Verfteuerung hat 
in dieſem alle zu erfolgen, bevor das Exemplar von dem 
Ausfteller der Erklärung bezw. dem erften inländifchen In—⸗ 
baber aus der Hand gegeben wird. Soll ein unverfteuertes 
Duplifat bezahlt oder mangels Zahlung proteftiert werben, 
jo ift zuvor die Berfteuerung zu bewirken. ®® 

Hat ein Vordermann die gefeßliche Verfteuerung des 
Wechſels unterlafien, fo ift jeder Hintermann verpflichtet, 
diejelbe fofort nachzuholen, ehe er eine wechjelmäßige Hand⸗ 
lung vornimmt. ®" 

4. Die Hinterziehung der Werhfelftempeliteuer wird mit 
der Geldbuße des fünfzigfachen Betrages der hinterzogenen 
Abgabe beitraft, und zwar trifft die Strafe „befonders und 
ganz” jede an dem ftraffälligen Wechfel rechtlich beteiligte 
Perfon und ebenfo inländifhe Makler und Unterhänoler, 
welche wifjentlich einen ſolchen Wechfel verhandelt haben.3® 
Hat ein fpäterer Inhaber die geſetzliche Steuerverpflichtung 
erfüllt, fo werben dadurch die ftraffälligen Vordermänner 
nicht befreit.?° Verwandlung der Geld- in Freibeitzftrafe 


Meist. $. 15 Abj. 1 u. 


as WechſStG. 88.6, 7 Abſ. 1. 
26 WechſStG. 88. 8, 9, 10. —— gie Spezialbeftim- 


7 WehiStß. Sg. 11. | WEIS. $. 11 4. €. 
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findet im Unvermögensfalle nicht ftatt, ebenfo dürfen ohne 
Zuftimmung des PVerurteilten, wenn derſelbe Reichsange⸗ 
böriger ift, Grundftüde zum Zwecke der Tilgung der Gelb- 
ftrafe nicht fubhaftiert werden. *° 

Mangelhaftigkeit des Wechſels zur Zeit der Annahme: 
erflärung bezw. Aushändigung befreit den Acceptanten bezw. 
Ausfteller eines trodenen Wechjeld nicht von den gefehlichen 
Folgen der Nichtbefteuerung. *! Die Geldftrafen fallen an 
den betreffenden Lanvesfisfus.*? Wechfelftempelhinter- 
ztehungen verjähren im Zeitraum von fünf Jahren von 
der Ausftellung des MWechfeld ab; die Verjährung wird 
durch jede auf die Verfolgung der Hinterziehung gerichtete 
amtlihde Handlung unterbrochen. Im übrigen find bie 
Zollgejege analog anzuwenden. ** Die Landesgrenzen find 
für die Strafverfolgung und Strafvollftredung feine 
Schranken. | Die Landesbehörven, denen die Beauffidti- 
gung des Stempelweſens obliegt, haben bezüglich bes Reichs— 
wechſelſtempels die nämlihen Rechte wie bezügli der 
auf Landesrecht beruhenden Stempelabgaben.** Neben 
den Steuer- haben auch alle fonftigen Staats» und Kom— 
munalbehörden, die richterliche oder polizeiliche Funktionen 
ausüben, ingleihen Notare und ſolche Beamte, welche 
MWechfelprotefte ausfertigen, zur Durchführung des Geſetzes 
mitzuwirken; bei Wechſelſtempelproteſten ift ſowohl auf 
dem Proteit als auf dem hierüber aufgenommenen Proto- 


— mn — — — 





420 WechſStG. 8. 15 Abſ. 3. + Pegsto 8. 18 Abſ. 1. 
u Wehist®. $. 16. 5 Mehistb. 8. 19; jegt 
“ Wehist®. 18 a6. 2 686. zit. XIL. 

e MehistE.  WehiStß. $. 20. 
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fol ein befonderer Vermerk bezüglich des Stempelö zu 
machen. *? 

II. Der Stempel auf Wertpapiere. * 

1. Durch ©. v. 1. Juli 1881 (RGB. 185), dazu 
Novelle v. 29. Mai 1885 (RGB. 171), beive jetzt erſetzt 
duch das Reichsſtempelgeſetz v. 27. April 1894 
(RGB. 381), wurde eine Stempeljteuer eingeführt 
bezw. erhöht auf a) in: und ausländiſche Aktien, 
Renten und Schuldverfhreibungen, einfchließlich 
der fog. Interimsfcheine, b) Schlußnoten und Red: 
nungen über die im Geſetz aufgezählten Gefchäfte, c) 
auf Xotterielofe, ſowie Ausmeife über Spieleinlagen bei 
öffentlih veranftalteten Ausfpielungen von Gelb- und an- 
deren Geminnen. 

Die älteren Vollzugsverorbnungen find erſetzt durch V. 
d. BR. v. 27. April 1894 (CB. 121 ff.) u. die V. v. 
30. Juni 1896 (6Bl. 174). 

Außerdem können noch die Handelövorftände unter Zu- 
ftimmung ihrer Xandesregierung reglementariſche Anorb- 
nungen über die Durchführung des Geſetzes erlaffen. *? 

Durch dieſe Neichsfteuer find alle Iandesrechtlichen 
Stempel- und Umfchreibungsgebühren und Abgaben von 
Übertragungsvermerfen von den im Geſetz aufgeführten 


— — — 


WechſStG. 8. 21. 

4 Laband StR. II, 908 ff., 
dort auch Angabe der zahlreichen 
Kommentare. Pal. auh Wag⸗ des Geſetzes Landgraf 28ff. 
ner III, 209 ff.; v. Auffeß'  RStempG. 8.41 Abf. 2; ſ. z. 
349ff.; ©. Meyer II, 387ff.;, 8. die bei Landgraf 149ff. mit- 
Landgraf in Stengel8 Wörterb. | geteilten Frankfurter und Ber: 
I, 227ff.; Friedberg in Eon» |liner Beitimmungen. 
rads Handmwörterb. IL, 705 ff. | 





Zum G. v. 27. April 1894 bef. 
der Kommentar von Landgraf 
(1894); über die Vorgeſchichte 
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Kategorieen von Wertpapieren u. dergl. befeitigt, 0 ſoweit 
das Reichsgeſetz diefelben nicht uusbrüdlich vorbehält. 

2. Der Stempelfteuer unterliegen: * 

A. Altien (Anteils und Interimsjcheine), und zwar 
inländifche mit 1 Mk. von 100, ausländifche, wenn ®? fie im 
Inland ausgehändigt, veräußert, verpfändet oder wenn 
dafelbft andere Gefchäfte unter Lebenden damit gemacht oder 
Zahlungen darauf geleiftet werben, mit 11/, Mi. von 100 
des Nennwertes; der auf Interimsſcheine bezahlte Stempel 
wird von dem Stempel für die gleichen Aktien abgerechnet ;®? 

B. Inländifhe für den Handelsverkehr beftimmte 
Renten- und Schuldverfhreibungen (auch Par— 
tialobligationen) — der Kapitalmert ift eventuell als 25fache 
Rente zu berechnen — mit 40 Pfg. von 100; Renten 
und Schuldverfchreibungen ausländifher Staaten, Korpo- 
rationen, Altiengefelfchaften, inbuftrieller Unternehmungen 
oder andere Papiere diefer Art, die in den unter A) be- 
zeichneten Handels- und Rechtsverkehr gebraht werden 
follen, mit 60 Pfg. von 100;°* 

C. Inländiſche, auf den Inhaber lautende und auf 
Grund ftaatliher Genehmigung ausgegebene Renten und 


o RStempG. "° 5, 18, 30. | 58 Tarif Ziff. 1, ſ. Land⸗ 
51 RStempG. 8. 1, dazu der graf 56ff. Über Abftempelung 
Tarif. Vgl. dazu Landgraf56 ff. |der Sinterimsfcheine VollzV. v. 
Über ältere Aktien f. die Über: | 1894 Nr. 6, 7. 
angsbeftimmung in RStempG.| * Tarif Ziff. 2. Über die 
3 6. Über Anmeldung und Be- |fog. Genußfdeine und äbn- 
rechnung der Steuer VollzV. dv. | liche Wertpapiere giebt eine Anm. 
1894 Nr. 2, 3, über Abſtempelung Tarif Nr. 1 u. 2 beſondere 
Nr. 4, zu ÜbergBeft. des 8. orſchriften; fie unterliegen einer 
ſ. Nr. 10. feften Abgabe von 50 Pf., 8, 
53 fiber die Umrechnung beil5 ME; |. Landgraf 64 ff., 
ausländiichen Werten ſ. BolzB.| VollzV. v. 189 3. 1. 
v. 1894 Nr. 3, Landgraf 158f. 
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Schulbverfchreibungen von Kommunen, Kommunalverbänben 
mit einer, von Korporationen ländlicher ober ftädtifcher 
Grundbefiter, Grundfrebit- und Hypothekenbanlen, Trans- 
portgefellichaften mit 2 ME. von 1000; °° 

D. Schlußnoten und Rechnungen in bdeutfcher 
Sprade und in Reihswährung auögeftellt über Kauf: und 
fonftige Anſchaffungsgeſchäfte über ausländifche Banknoten, 
Papiergeld, Geldforten, ſowie die oben unter A.—C. be- 
zeichneten Arten von Wertpapieren, mit 20 Pfg. von 1000 
des vereinbarten, eventuell des Börjen- oder Marltpreifes, 57 
wobei die Zins⸗ und Geminnanteilsfheine nicht gerechnet 
werden; jowie über Kauf- und jonftige Anfchaffungsgefchäfte 
über Mengen von Waren, für melde Börfen-Terminpreife 
notiert find, °3 falls dieſe Gejchäfte unter Zugrundelegung 
von Börfen-Ufancen geſchloſſen werden (Loko⸗, Zeits, Fire, 
Termin, Prämien- u. ſ. w. Geſchäfte), mit 40 Pfg. von 
1000 des Preifes; ausgenommen Gefchäfte über Sachen 
und Waren, die von einem der Kontrahenten im Inland 
erzeugt oder bergeftellt find; diefe find jtempelfrei ; 

E. Loſe öffentlider Lotterien, fowie Ausmeife 
über Spieleinlagen bei öffentlih veranftalteten Aus- 
ſpielungen von Geld- und anderen Gewinnen, ebenſo Wett⸗ 


55 Tarif Ziff. 3, ſ. Land-| 68 Amtlihe Veröffentlichung 
graf, 68 pierüber erfolgt durch den Reichs» 
6 Uber Ausftellung der Schluß- | Tanzler im CB. auf Grund 
noten genaue gefetliche Vor⸗ | der einzelftaatlichen geftftelung: 
fhriften RStemp®. 35, 10—14. | Bollzugs?. v AN 
VollzV. v. 1894 Nr. 12. bo a "Bi, 4, Sande 
67 Über Berktagsurfunben an f. Über im Ausland ab- 
Stelle ver SchlußnotenRStemp®. Def gif Ai Geſchäfte RStempG. 
15, über deren Abſtempelung oe, bedingte u. dgl. Ge⸗ 
oN;®. v. 1894 Nr. 24. häfte 8 
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einfäße bei Pferberennen u. dgl. mit 10 von 100 vom 
Nennwert fümtlicher Loſe, bei ausländifhen mit 50 Pfg. 
für je 5 ME. vom Preife des einzelnen Loſes. °° 

Befreit vom Stempel‘ find: 

Zu A. Wertpapiere von Aftiengefellichaften, die nad 
der Entſcheidung des Bundesrates ausfchlieklid gemein: 
nüßigen Zweden, und zwar auch für die minder begüterten 
Volksklaſſen, dienen, den zur Verteilung gelangenden Nein: 
gewinn ftatutengemäß auf höchſtens 4 Prozent der. Kapital- 
einlage befchränfen, bei Auflöjung nur den Nennwert der 
legteren zurüdbezahlen und den Reſt des Vermögend für 
gemeinnügige Zwecke beftimmen ;*? 

Zu B. Renten und Schulbverichreibungen des Reiches 
und der Einzelftaaten, ferner die auf Grund des Gef. v. 
8. Juni 1871 abgeftempelten ausländifchen Inhaberpapiere 
mit Prämien ;*® 

Zu D. Gefchäfte, deren Betrag 600 ME. nicht über- 
fteigt, ferner Kontantgefchäfte, d. i. vertraggmäßig am Tag 
des Abſchluſſes durch Lieferung zu erfüllende Geſchäfte über 
ungemünzte® Gold oder Silber, fomwie die im Tarif unter 
Nr. 4 a 1 bezeichneten Gegenftände; endlich gewifie andere, 
im Tarif fpeziell bezeichnete Arten von Kauf-, Darlehens: 
und Verſicherungsgeſchäften, ſowie Taufh- und uneigent- 
liche Leihgeſchäfte; ** 

6 Tarif Ziff. 5, ſ. Land-| 2. dazu Vollz8. v. 18%, 
graf 128ff. VollzVB. v. 1894 Nr. 8. 


Mr. 28—38, über den Totalijator 
Rr. Al über Staatslotterie| *° S. dazu unten $. 50 S. 816. 
Nr. 39. h 

61 Die Befreiungen find gleih- | % ©. dazu auch RStempG. 
falls im Tarif aufgezählt. lg. 13, Abſ. 1 und 2. 
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Zu E. Loſe von behördlich genehmigten Lotterien, falls 
der Geſamtpreis der Lofe einer Ausfpielung 100 ME. und 
bei Lotterien zu ausſchließlich milbthätigen Zwecken 
25 000 ME. nicht überfteigt; auf Berlofungen zu gemein- 
nüßigen oder religiöfen Zwecken (Kirhenbauten) erftrect fich 
die Befreiung nicht.®® 

Ermäßigungen endlich find vorgefehen: 

Zu D. Für den fog. Arbitrageverfehr; dienäheren 
Vorfchriften hierüber hat der Bundesrat zu erlafien; der 
Begriff des Arbitrageverkehrs iſt gefelich genau umgrenzt. 86 

Subjeltive Befreiungen finden nicht ftatt; Die etwa 
beftehenden find nah Maßgabe der für den Wechfelftempel 
erlafienen Borfehriften abzulöfen. 67 

Hinfichtlih der Vollſtreckbarkeit dieſer Reichsſtempel⸗ 
abgabe gelten überall die landesrechtlich für Stempelabgaben 
beſtehenden Vorſchriften. 68 

Die Abſtempelung der Aktien, Renten, Schuldver⸗ 
ſchreibungen erfolgt erſt nach Bezahlung der Steuer; für 
Schlußnoten und Rechnungen wird die Steuer in Form 
von Stempelmarken und geſtempelten Formularen entrichtet; 
Loſe werden nach Bezahlung bezw. Stundung der Steuer 
abgeftempelt. 7! 

Bei Zweifeln über die kaufmänniſchen Gefchäftsformen, 
insbefondere über Börjenpreis, Börfenufancen u. dgl., find 


en VollzV. v. 189 Nr. 31.| 99 VollzV. v. 1894 Nr. 3. 


“sm Tarit. Eingehende | 10 Ebenda Nr. 16, 17, über 
ulaniiten | hiezu in VollzV. v. Imrinatformulare Nr. 18. 


67 RStempG. 3 48. 71 Ebenda Nr. 33, über aus⸗ 
es RStempG. 8. 4. ländiſche Loſe Nr. 87. 
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Sadverftändige zu hören, die von den Handelsvorftänden 
beftellt werben. 7? 

3. Der Steuapflidt muß bezüglih in- und aus- 
ländifcher Aktien, Renten- und Schuldverfchreibungen genügt 
werden, bevor fie innerhalb des Reichsgebietes ausgehändigt, 
veräußert, verpfändet ober anderweitige Gefchäfte unter 
Lebenden damit gemacht oder Zahlungen darauf geleiftet 
werben, 7% bei Schlußnoten und Rechnungen bei der Aus- 
ftelung, und zwar in erfter Linie Durch den Vermittler, falls 
ein ſolcher mitwirkte, außerdem den Beräußerer, ’* ver 
Vermittler Tann die Abgabe vom Kontrahenten erſetzt ver- 
langen ;”5 der Kontrolle dienen Drbnungsitrafen, ſowie die 
Vorſchrift, daß die Noten und Rechnungen vom Empfänger, 
falls er ſolche Gefchäfte betreibt, 5, fall er Privatmann 
ift, 1 Jahr aufzubewahren find;?® ſubſidiär haftet jeder 
andere Unterzeichner des Papieres; die Steuer iſt zu ent: 
richten, bevor der Ausiteller dad Dokument aus der Hand 
giebt, bezw. binnen 3 Tagen?! nah Empfang, jedenfalls 
aber vor weiterer Aushändigung. Bei Lotterien und Aus— 
fpielungen hat der Beranjtalter die gefamte Stempelabgabe 
im voraus zu entrichten. Vorher dürfen bie Loſe nicht 
ausgegeben werden. ?? Der Steuerbetrag Tann bezüglich der 


ee 


= RStempG. $. al, dazu 3 und goprittenten handelt, in 


VollzV. v. 1894 Nr. fl —— 9, 
RStempG. 8. 8. 0 —** 
RStempG. 8.9, Mobififatio-, 7 Über eine binfihtfich der 

nen für den Fall, daß ein Kontra: | Zeit dem BR. erteilte Vollmacht 

hent im Ausland wohnt, fjomwie daß | RStemp®. $. 16, VollzV. v. 

ed fih um das Abmidelungs- | 1894 Rr. 25, 26. 

geſchäft zwifchen Kommifftonär | 7° RStempG. 85. 22, 33, 25. 
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im Tarif Nr. 4 bezeichneten Abgabe Treditiert werben. 7? 
Ausländifche Loſe find vor Beginn des Bertriebes und 
fpäteftend 3 Tage nah Empfang zur Abftempelung gegen 
Entrihtung der Steuer zu bringen.°° Bon den Staats⸗ 
lotterien wird die Steuer in einer vom Reichsſchatzamt 
feitzufegenden Pauſchſumme ohne Abftempelung entrichtet; 
die Spezialvorfchriften des Gefeges (88. 22—27) finden 
auf Staatälotterien feine Anwendung. ®! 

Dem Neichöftenpel unterliegen nicht, fondern find 
der Befteuerung durch das Landesrecht anheimgegeben: 

a) gerichtliche oder notarielle Beurfundungen der unter 
Tarif Nr. 4 bezeichneten Gefchäfte, ſowie die von foldhen 
Urkunden erteilten Ausfertigungen, beglaubigten Abfchriften 
und Auszüge, ®® 

b) Urkunden über Eintragungen im Hypotheken⸗ ober 
Grundbuch. 

4. Der Ertrag des Geſetzes fließt prinzipiell in die 
Reichskaſſe. Die Einzelftanten erhalten jedoch 2 Prozent 
ihrer Bruttoeinnahme von Stempelmarten, Stempelblanfets 
und baren Stempelzahlungen °? (audgenommen die Steuer 
von den Staatälotterieen) fofort zur Dedung der Ver⸗ 
waltungsfoften. Die Abrechnung mit der Reihslafle erfolgt 
monatlid, die definitive Abrechnung nah Abſchluß jedes 
Vierteljahres. 2 Die Einnahmen aus der Stempelfteuer 
find nach Abzug der Rüderftattungen, der Erlafje und der 


19 ——— 8. 17, Vollzu. 22 RStempG. 8. 18. 


© NStemp®. $ 24. es RStempG. $. 41. 
1 RStempG. 3. 28, dazu d 
Übergangsbeltimmung in 8. 29. 5 VollzV. v. 1894 B. Nr. 12. 
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obigen 2 Prozent, die zurüdbehalten werben dürfen, ben 
Einzelftanten nah dem Maßſtabe der Bevölferung, mit 
welcher fie zu den Matrilularbeiträgen herangezogen werben, 
zu übermeifen, d. 5. es findet bier das analoge Verhältnis 
ftatt, wie bei den Einnahmen aus Zöllen und Tabaffteuer, 
fomweit fie 180 Millionen Mark überfteigen. ®5 

5. Bezüglich der Anfertigung und des PVertriebes der 
Stempelmarfen und Formulare, ſowie über die Form der 
Schlußnoten und die Art der Verwendung der Marken, 
enblich über die Bedingungen, unter welchen ein Erfab für 
verdorbene Marken, Formulare, Stempel zuläffig ift, trifft 
der Bundesrat die weiteren Vorfchriften: 8° Stempelmarten, 
die nicht in der vorgefchriebenen Form verwendet find, gelten 
als nicht verwendet. * 

Bezüglich des abminiftrativen Strafverfahrene, Straf: 
milderung und Begnadigung, Strafvollftredung, Verjährung 
der Strafverfolgung kommen die Vorfchriften des Wechſel⸗ 
ftempelgefeßes (88. 17—19) analog zur Anwendung. 88 

Die Durchführung des Geſetzes erfolgt durch die Stempel⸗ 
behörden der Einzelftaaten nach Maßgabe der ihnen landes- 
rechtlich . zuftehenden Befugniffe; die Bezeichnung der zu- 
ftändigen Behörden erfolgt durch die Einzelftaaten. Über 
Erhebung und Berrechnung der Reichäfternpelabgabe find 
befondere, jehr eingehende Beitimmungen ergangen (VollzV. 
v. 1894, unter B.). 


5 RStempG. $. 45, f. oben| 9 RStempG. 8. 36, dazu 
©. 688 . 41. 


se RStempG. $. 31. VollzV. Stemp G. 8.39. BollzV. 
v. 1894 Nr. 40. 94, 9.1, 42,1. CBL. 1894, 

87 ——— 8. 32. Bol. 304 

. 1894 Nr. 
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Zum Zwede der Auffichtsführung jollen bei den größeren 
Geldinftituten, ſowohl den öffentlichen (ausgenommen bei 
der Reichsbank) ala privaten, ?° beſondere höhere Beamte 
von den Einzelitaaten beftellt werden, welche mindeftens 
einmal in 3 Jahren in unregelmäßigen Zwifchenräumen 
und ohne vorherige Anmeldung Revifionen der Gefchäfts- 
bücher und aller Schriftftüde vornehmen follen.?! Außer: 
dem haben alle Reiche-, Landes- und Kommunalbehörben, 
ferner die von Handelsvorftänden eingefeßten Sachver⸗ 
ftändigenlommiffionen und Schtedögerichte ſowie die Notare 
amtlich zur Durchführung des Geſetzes mitzumirken. ®? 

Ingleichen dient dem Zwed der Kontrolle die Vorſchrift, 
daß bei der Neuemiffion von inländifhen Aftien, Renten- 
oder Schuldverfchreibungen oder der Aufforderung zu neuen 
Einzahlungen der Emittent unter Angabe von Zahl, 
Gattung und Nennwert der Stüde bezw. Beträge der fompe- 
tenten Steuerftelle vorher Anzeige zu erftatten hat. ?® 

6. Wer der gejeßlichen Borfchrift über die Verfteuerung 
von Aktien, Renten- und Schuldverfchreibungen nicht genügt, 
ift mit Geldftrafe des fünfundzwanzigfachen Betrages der 
hinterzogenen Steuer, minbeften aber von 20 Mark für 
jedes Wertpapier zu beftrafen,?* und zwar trifft die Strafe 
befonders und ganz jeden, der an dem Gejchäfte mit dem 
ftraffälligen Wertpapier beteiligt ijt unter folidarifcher Haf- 
tung aller.?° Die Defraudationzftrafe bei Schlußnoten 
und Rechnungen ift der fünfzigfadhe Betrag der Hinter- 


90 Nähere Angaben RStempG. | I RStem 


. 39 Abf. 2. VollzV. v. 1894 —— .4 Weldſtrafe 
. Nr. 16. von 4et3 ME). 
1 NStemp® Sn „ dazu; * NStemp®. 8. 3. 

VollzV. v. 1804 B. . 16. | 9% RStempG. 5 Abſ. 2 


Zorn, Staatsrecht m 2. Aufl. 
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zogenen Abgabe, mindeſtens aber von 20 Mark für jedes 
ftempelpflichtige Schriftſtück; * wird die Berfteuerung erft 
durch einen fpäteren Inhaber des Dofumentes bewirkt, fo 
trifft die Strafe die fehuldigen Vordermänner; bei Loſen 
iſt zu entrichten ber fünffacdhe Betrag der defraubierten 
Steuer, für Unternehmer inländifcher Lotterieen oder Aus- 
fpielungen fowie ſolche Perfonen, welche den Vertrieb aus- 
ländifcher LXofe oder Ausweiſe über Ausſpielungen beforgen, 
Gelvftrafe nicht unter 250 Mark; ift die Zahl der ab- 
geſetzten Loſe nicht zu ermitteln, fo kann die Gelbftrafe 
bi3 zu 5000 Mark fteigen.?” Bei Genofienfchaften und 
Aktiengeſellſchaften trifft die Strafe die Vorftandsmitglieber, 
bei Kommanditgefellfchaften die perfönlich haftenden Ge- 
ſellſchafter, bei offenen Handelsgeſellſchaften Die Gefellfchafter, 
jedoch nur im einmaligen Betrage, aber mit Haftung des 
Einzelnen ala Gefamtjchuldner. ꝰ8 

Außerdem enthält das Geſetz noch mehrere befondere 
Strafbeftimmungen. ? Die auf Grund des Gefeheö ver- 
bängten Strafen fallen den betreffenden Einzelitanten zu. 100 
Die Verwandlung von Gelb in Freibeitsitrafen findet nicht 
ftatt; auch Dürfen Grundftüde behufs Beitreibung von 
Strafen nur mit Zuftimmung des Verurteilten, falls dieſer 
ein Deutfcher ift, fubbaftiert werben. 19° 

7. Über die Berpflichtung der oben bezeichneten Stempel- 
abgaben findet der Rechtsweg bei den orventlichen Gerichten 


st en 123 08.85.1019 RStemp@, 5. 35. 

Abf. 2. 13. —2*R8 —* R:StempG. 86. 21, 84. 

a Mt. 1 ee, cent 100 RStempG. $- 36. 
temp , ebenfo 

über Wetteinfägenäc Tarif Nr. 5. ‚ RStempG. $. 37. 
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ftatt; zuftändig find die Kammern für Handelsſachen bei 
den Landgerichten, in letter Inſtanz das Reichs— 
gericht; die Klage ift verjährt 6 Monate nad erfolgter 
Zahlung der Steuer. 1% 

IV. Die ftatiftifhe Gebühr. 

Eine meitere Stempeljteuer für die Reichskaſſe wird er- 
hoben bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren über 
die Reichsgrenze, die fog. ftatiftifhe Gebühr.!'® Die- 
felbe beruht auf ©. v. 20. Juli 1879 (RGB. 261); dazu 
VollzV. dv. BR. v. 20. Nov. 1879 (6(Bl. 1879, 676), 
ferner vom 21. Nov. 1879 ((Bl. 687), jetzt 9. Dez. 1888 
(EB. 967), Nachträge CBl. 1892, 139; 1895, 52; für 
den Seeverfehr CBl. 1880, 73; für inländifhe Wafferftraßen 
CBl. 1881, 330, jet ſämtlich erſetzt durch V. d. BR. v. 29. 
DE.1896 (EB. 508). Alleüber die Grenze fommenden Waren 
(mit Ausnahme nur der in $. 1 Abf. 3 bezeichneten Kate- 
gorieen) 104 unterliegen nämlich der Anmeldungspflicht, „nad 
Gattung, Menge, Herkunfts- und Beitimmungsland”, nad 
Maßgabe des amtlichen ftatiftifchen Warenverzeichnifjes ; 10° 
die Anmeldung bat im Grenzbezirt bei den Zollämtern, bezw. 
bei beſonders bejtellten Anmelbeftellen durch den Warenführer 
zu erfolgen, 19° und zwar in der Regel durch einen befonberen 
Anmeldeſchein, den der Abfender auszuftellen bat, eventuell durch 





102 RStempG. $. 38. „In —6. Berzeihnis der 
108 v. Aufſeß 33 änber —*— 1896, 526. 
Hoyer 7683; Laband IL| 108g, hetr. d. Stat. g. 83. 
" 3. v. 29. DE. 1896 8.15, fiber 
106 Zaband II, 905. die Anmeldeitellen 88. 7—9. 
105 G. betr. die Statiftit 2| Dienftuorfchriften CHi. 1896, 
Abf. 4. 8. v. 29. Ditober 1896 | 549. 


51* 





804 Buch KU. Das Reihäftnanzredt. 


die Zoll oder Steuerbeflaration. 197 Die Anmeldungen bürfen 
nur für die Zwecke der amtlichen Statiftif benutzt werben. 10° 
Bei der Anmeldung ift eine Gebühr zu entrichten, welde 
geſetzlich fixiert ift; diefelbe wird in Reichsſtempelmarken ent- 
richtet. 109 Sie beträgt bei ganz oder teilmeife verpadten 
Waren für 500, bei unverpadten für 1000 Kilogramm je 
5 Pfennige, den gleichen Betrag bei Pferden, Maultieren, 
Eſeln, Rindvieh, Schweinen, Schafen, Ziegen pro Stüd, 
endlihd 10 Pfennige bei Kohlen, Koaks, Torf, Holz, Ge- 
treide, Kartoffeln, Erzen, Steinen, Salz, Robeifen, Zement, 
Düngungsmitteln, Rohſtoffen zum Verfpinnen und anderen 
vom Bundesrat zu bezeichnenden Mafjengütern in Wagen- 
ladungen, Schiffen oder Flößen, verpadt ober unverpadt für 
je 10 000 Kilogramm. !19 Befreit von der ftatiftifchen Ge- 
bühr find nur die im Geſetz felbft bezeichneten Warenkate⸗ 
gorieen. 11! Hinfichtlich der Kontrolle gelten die für das Zoll- 
weſen beſtehenden Vorjchriften. 1? Kontraventionen gegen das 
Gefe oder die dazu ergangenen Berorbnungen werben mit 
Ordnungsſtrafe big zu 100 Mark geahndet, vorbehaltlich der 
weitergehenden Beitimmungen in StGB. 88. 275, 276. Das 
Berfahren ift das nämliche wie bei den Zöllen; die Ord— 
nungsftrafen fließen nicht in die Reichs-, fondern die be- 
treffende Zanbesfafje. 1° Für die Entrichtung der Gebühr 
baftet dem Reiche der Inhaber (natürliche Beſitzer) der Ware 


107 Ebenda 88. 3-5, 7, 8,! 199 Ebenda Ss 11, 13. B. v. 
über die Verpflichtungen ber | 29. Oft. 1896 88. 3748. 
öffentlihden Xrandportanftalten| 110 Ebenda $. 11. 8. v. 29, 
58.6, 7 Abi. 2, 9. 8. v. 29. Ottt. 1896 85 47. 
tt. 1896 88. 10—14. 111 Ebenda $. 12. 
118 Ebenda 88. 15, 16. 


106 Ebenda 8. 10. 118 Ebenda 8. 17. 
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zur Seit der gefeglihen Anmeldung. Die Einnahmen aus 
der ftatiftifchen Gebühr fließen in die Reichskaſſe, doch wird 
den Einzelftaaten eine Vergütung für die ihnen dur dag 
Geſetz erwachſenden Koften nach Maßgabe der vom Bundes- 
rat zu erlaffenden Beftimmungen gewährt.115 Der Bundes⸗ 
rat kann aus bejonderen im Geſetz bezeichneten Gründen 
Erleichterungen bezüglich der Anmelvepflicht eintreten laſſen. 116 


g. 50. 
Die Reich⸗sſhulden. 
1. Der Begriff der Reichsfchulden. 

Die Verfafiung beftimmt: „in Fällen eines außer- 
ordentlihen Bedürfnifjes fann im Wege der 
Reihsgefeggebung die Aufnahme einer An- 
leibe fomwie die Übernahme einer Garantie zu 
Laſten des Reiches erfolgen” (Art. 73). 

Diefe Beftimmung bezieht fih nur auf einen Teil des 
Reichsſchuldenweſens. Zutreffend wird nämlich von Laband 
unterfhieden zwifhen Bermaltungsfhulden und 
Finanzſchulden des Staates.? Erſtere find diejenigen 


14 Ebenda $. 13 Abj. 2. dorffs RLer. II, 729 ff., 760 ff.; 


115 Ebenda 88. 11, 14. Bol. 
Laband II, 5. 


116 Ebenda 8 7; dazu CECBl. 
1880, 318ff.; aband IL, 905. 
1 Raband bei Hirth 485 bis 
446; 4. Wagner I, 6% ff.; 
Zaband StR. U, 834 ff.; 6 
Meyer VerwR. IL, 404 ff.; "ogl. 
ferner die beiden Artikel „Staat3- 
anleihen” (R.) und „Staatö- 


fowie die in diefen Artikeln zit. 
Litteratur. 

2 Laband 435; StR. II, 
834 f.; ebenfo E. Meier 760. 
Mit der oben erwähnten und 
als ftaatsrehtlid irrelevant er- 
Härten Unterſcheidung zwiſchen 
Vermaltungd- und Finanzver⸗ 
mögen jtebt bie im Text ge- 
machte Unterjheidung bezüglich 
der Schulden nidt in notwen- 


ſchulden“ (E. Meier)inv. Holgen- | dDigem inneren Zufammenhang. 
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Berbindlichleiten, welche für den Staat auf Grund ber 
laufenden Verwaltung dadurch entftehen, daß entweder 
finanzielle Berbindlichleiten aus irgend weldem Grunde 
nicht fofort getilgt werben, oder aber, daß folde Ber- 
bindlichleiten nicht getilgt werden können, weil die biefür 
erforderlihen Einnahmen noch nit fällig geworben find. 
Derartige „Schulden“ find in der Finanzwirtfchaft des 
Staates unvermeidlich: fie verfchwinden, fobald die Gründe 
derfelben dahingefallen, alſo insbefondere fobalb die zur 
Deckung erforberlihen Einnahmen eingegangen find. Sie 
werden als „Maßregel der Finanzverwaltung” durd „Die 
derfelben inmwohnende Verordnungsgewalt gefchaffen und 
getilgt”, und bieten ber rechtlichen Betrachtung feinen mei- 
teren Anlaß. Auf diefe Verwaltungsfchulden bezieht fidh 
RV. Art. 73 felbitverftändlih nicht; dieſe wideln fich 
leniglih im Rahmen de3 orbentliden Jahresbudgets der 
einzelnen Spezialverwaltungen ab.® 

Den Verwaltungsſchulden gegenüber ftehen die Finanz - 
jhulden, melde nah Reichsrecht zur Dedung 
„außerordentliher Bedürfniſſe“ zu dienen 
baben. Der Begriff des „außerorbentlichen Bedürfniſſes“ 
läßt fich allerdings juriftifch nicht feit umgrenzen, und es 
hängt lediglich von der Feſtſtellung der kompetenten Fak— 
toren im einzelnen Falle ab, ob ein ſolches als vorhanden 
anzunehmen fei.* 

Solde Finanzihulden können für das Reich ver- 


8 Eine Fategorieenweife Auf- * Laband bei Hirtb 530, 
zählung der Berwaltungsichulden | StR. II, 836; R. in v. Holgen- 
des Reiches verfuht Laband dorffs Heer. II, 729 fi.; G. 
489 ff. |Meyer BermfR. II, 405°. 
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fafiungsmäßig nur auf Grund eined Geſetzes kontra⸗ 
hiert werben. ® 
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2. Die Arten der Reichafinangfchulden. 

Anderweitige Vorfchriften bezüglich der Form, in welcher 
eigentliche Finanzſchulden des Reiches zu kontrahieren find, 
enthält das pofitive Hecht nicht. 

Thatfählih ift von drei Formen Gebraud; gemacht 
worden: Reichſskaſſenſcheine, Shatanmeifungen, 
eigentlihe Anleihen. 

a) Reichskaſſenſcheine (G. v. 30. April 1874, 
RGB. 40). 

Diefelben find, mie oben nachgewieſen wurde, weder 
Banknoten noch Papiergeld, fondern Schuldurkunden des 
Reiches, melde als Geldfurrogat dienen, den juriftifchen 
Geldcharakter aber nicht haben. 

Näheres |. oben ©. 345. 

b) Shatanmweifungen.® 


5 Allerdings wird nit durch 
Geſetz die Anleihe Tontrahiert, 
wie LZaband Il, 8387. zu- 
treffend ausführt. Aber indem 
die gefegliche Ermächtigung er- 
teilt wird, eine Anleihe aufzu- 
nehmen, enthält doch jedes An- 
Teihegejeg einen Rechtsſatz mit 
verbindlicher Kraft, auf welchem 
allein die Befugnis zu den er- 
forderliden Bermwaltungshand- 
lungen beruht. 

e € Meier 762. R. 734 f.; 
Laband IL, 886 f.; G. Meyer 
oO, 280°. An der zmeitgenann- 
ten Stelle |. auch ein Formular 
ber deutſchen Schatanmweifungen. 


Die Schaganweifungen bilden 
gewiſſermaßen ein Wittelglieb 
zwiichen den Verwaltungs⸗ und 
den Finanzſchulden. Laband 
rechnet fie zu ben erfteren, fie 
haben in „finanzieller Beziehung 
reht eigentlih den Charalter 
der Verwaltungsſchuld“, da fie 
zur Dedung laufender Bebürf- 
niffe dienen. Die Form des Ge- 
fees ift nur darum erforderlich, 
weil die Schaganmweifungen „An- 
leihen" find. Die Labandſche 
Argumentation ift jeboch nicht 
völlig ftringent, da die Berfaf- 
fung aud) Anleihen in der Form 


des Geſetzes ausdrüdlich nur zur 
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1. Shaganmweifungen find aufden Inhaber 
lautende! Schuldverfhreibungen des Staates 
über beftimmte Summen für einen fürzeren 
Zeitraum. Bon diefer leichteren Form des Staats: 
frevites wurde feitend des Deutſchen Reiches ein fehr um- 
faſſender Gebrauch gemacht; insbefondere wurde vermittelft 
derfelben durch alljährlid in gleiher Faflung wieber- 
febrende Beitimmung bes Etatögefees ein bauernder Be- 
triebefonde der Reichskaſſe gefchaffen; außerdem wurde 
bei allen Anleihen des Reiches, ausgenommen die auf 
Grund der beiden Anleihegefete v. 15. u. 16. Februar 
1882 (RGB. 38, 39) Tontrahierten, die Form der eigent- 
lihen Anleihe mit der der beweglicheren Schahanmeifung 
in der Weife fombiniert, daß der Anleihebetrag vorüber: 
gehend in Schakanmeifungen von höchftens einjähriger Um- 
laufszeit folle begeben werden bürfen;® bis zum Ablauf 
diefes Zeitraumes follten die Schatanmweifungen aus ber 
inzwifchen zu realifierenden Anleihe wieder eingelöft fein. 
Nur in zwei Anleihegefeten ift eine unbejtimmte Umlaufs- 
zeit geitattet, und e3 wurden demgemäß auch Schapanmei- 
fungen mit fünfjähriger Umlaufsdauer ausgegeben. ? 

Innerhalb des regelmäßigen gejetlihen Marimums 


—A „außerordentlicher Be⸗ 308. IN. 7; lust. JR. 


dürfni uläßt. Der letztere v. 4. Juli I ) 
Gefihtspuntt wird fomit aud °G.v ey Son ger DR. 
auf die Schafanmeifungen an« | 619) $. r Abf. 1, 3, und 
gewendet, und beshalb ind die | 26. April 1871 (RGB. 91) — 2: 
cha anmeifungen formell unter | nur von der Fakultät bed erfieren 
die Sinanzfhulden zu ſubſu⸗ Geſetzes murde Gebraud 
mieren. 


madt durch 3. v. 13. Dez. 1 0 
7 &. oben ©. 345. (BGB. 624) 8. 2. 


8 Buerft ©. v. 9. Nov. 1867 
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von einem Sabre wurde ed dem Reichskanzler überlaflen, 
die Umlaufsdauer feftzufegen, und es gejchah dies ver- 
ſchiedentlich zwiſchen 3 und 6 Monaten. 10 

Der Gedanfe der Schatanmeifungen wird jedoch fo gut 
wie illuforifch, wenn der Betrag der eingelöften Schatan- 
weifungen wieder ausgegeben werben darf. !! 

2. Die Ausgabe der Schatzanweiſungen gefchieht durch 
die Reichsfchuldenverwaltung,!? über die Beträge, in 
welchen dieſelben auszuftellen find, fehlt eine generelle 
Vorſchrift; dieſelben variierten zmwifhen 100 Thalern und 
100 000 Marf. !? 

Die Ausgabe kann verzinslich oder unverzinslich ge- 
ſchehen; auch hierüber mangelt eine generelle Vorfchrift ; 
thatfächlih wurden die deutſchen Schahanmeifungen mit 
Ausnahme einer einzigen Kategorie ſämtlich verzinglich aus⸗ 
gegeben,‘ und zwar wurde die Beitimmung bes Zinsfußes 
dem Reichskanzler überlaſſen; der regelmäßige Zinsfuß war 
drei Prozent. 15 


06 v. * Jenuat 1875 | 508), B. v. 3. April 1877 (RGB. 
(RGB. 18) 8.3. V. v. 4. Suli|41l): 1000, 10000, 50000, 
38 V. v. 3 Yuli 1870 | 100000 M. 

(BGB. 508). 14 inverzindli wurden nur 


1 Zuerfi zugelaſſen G. v. 
21. Juli 1870 8. 4 „jedoch nur 
zur Dedung in Verkehr geietter 
Schatzanweiſungen“. ©. 

Dez. 1871 (RGB. 412) 

13 9. ». 9. Nov. 1B07 8. 8 
G. v. 27. Januar 1875 88. 3, 
4; 


Die zur Durdführung der Münz- 
reform ausgegebenen Schatan- 
weiſungen ausgeſtellt ©. v. 25. 
De, 1875 (XGB. 325) $. 3 
2 dr gazu die Etatsgeſetze für 
77/78, 1878/79, 1879/80, 
ferner 4 VollzV. b. RK., für 


Dazu Ipesiel! G. v. 19. uni | 1877 im RGB., weiterhin im 
1868 (® 808. 339). SL. publiziert 
04. Zul V. 5%, Juli 1868, G. v 
30. Sept. 1870 (80% 520) 21. Zuli "sro V. v 81. 


8. v. 31. Juli 1870 (BGB. | Juli 1870 (6 * der Bins- 
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Daß die Ausftelung der Schaganmeifungen in beutfcher 
Währung zu gefchehen Hat, ift an fich jelbftverftändlich ; in 
einem Falle wurde dur pofitive Geſetzesvorſchrift auch 
ausländifche Währung geftattet. 1° 

3. Die Kündigung der Schabanweifungen feitens des 
Staates vor Ablauf der gefetlihen oder verorbnungs- 
mäßigen Umlaufszeit ift nur dann als zuläffig zu be- 
trachten, wenn biefür ein befonderer gefeßlicher Titel vor- 
handen ift. 17 

Die Mittel zur PVerzinfung find „aus den bereiteften 
Einkünften” des Reiches dem Reichskanzler zur Verfügung 
zu ftellen. !® 

Die Verjährung von nicht erhobenen Zinfen erfolgt in 
4, von nicht erhobenen Kapitalbeträgen in 30 Sahren. 1? 

Über Amortifation von Schatanmeifungen f. unten c. 

c) Anleihen. ? 

1. Die Hauptform, in welcher feitend des Neiches 


fuß für die zur Verſtärkung des | NLeg. ILL, 735 ff., bier aud ein 
Betrieböfonds der Neichskafie |: ormular. Laband SIR. U, 
auögegebenen Anmeifungen ift 837 f. Das erfte Anleibegejet 
31/2 %o. ift v. 9. Nov. 1876 (BGB. 157), 
16 G. v. 29. Nov. 1870 „2 aa ©, 0.20. Mai 1869 (BGB. 
Abſ. 2; posu 8. v. 18. 137), ©. v. 6. April 1870 (BGB. 
1870 8. 1, v. 1. Sanuar 1871 65) in Abänderung der SS. 3 
(BGB. 5), ferner ©. v. 26. des erften Geſetzes, ©. v. 
April 1871 8. 2, wovon aber | Juli 1872 (ROB. 202) Art. vi 
fein Gebraud) gemacht wurde. Abſ. 4 und G. v. 8. Juli 1872 
i7 S. einen ſolchen V. v. 18.|(RNGB®. 217) 8. 1, 8 2 (Til⸗ 
Dez. 1870 88. 2 Abſ. 2, 5 in|gung). Die eftimmungen der 
Bollzug d. ©. v. 29. Nov. 1870. | beiden erftgenannten Gefeße 
1s G. v. 9. Nov. 1867 8. 5, | wiederholen ih dann in allen 
dann eos wiederfehrend. | meiteren Anleihegejegen, ſpeziell 
v. 9. Rov. 1867 8. 8, |in den ©. v. 27. Januar 1875 
Dann —8 wiederkehrend. (RGB. 18), auf welches ſpäter 
20 Bol. R. bei v. Holtzendorffs immer Bezug genommen wird. 
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Schulden kontrahiert werden, iſt die der eigentlichen An⸗ 
leihe, d. i. der Ausgabe von Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber über eine beſtimmte Geldſumme nebſt Zinſen 
ohne beſtimmten Fälligkeitstermin. 

2. Die Ausgabe der Schuldverſchreibungen erfolgt durch 
die Reichsſchuldenverwaltung? nah) Maßgabe des Geſetzes 
ausfchließlih in deutfcher Währung, falls nicht pofitiv da- 
neben auch ausländifhe Währung geftattet ift. ?? 

Über die Höhe des Zinsfußes beftehen gefetliche Vor- 
Ichriften nicht, vielmehr wird die Beitimmung desfelben 
dem Kaifer überlafien. °® 

3. Die Schuldverfhreibungen können feitens des Staates 
jederzeit zur Kündigung aufgerufen werben, jedoch muß die 
Friſt hiefür gefeglich beftimmt werben ;?* den Gläubigern 
fteht ein Kündigungsrecht nicht zu. Die Tilgung der 
Reichsſchulden erfolgt je nad Lage der Staatsfinanzen 
durch Rückkauf von Schuldverfchreibungen nah Maßgabe 
des Etatsgeſetzes. in bejtimmter Tilgungsmobus befteht 
demnah nicht.?'ß Durh das G. v. 16. April 1896 
(RGB. 103) wurden aus den Etatsüberfchüfien für 1895/96 
13 Millionen Mark, fomie von den Überweifungen für 
1896/97, infomeit dieſelben die Matrikularbeiträge über- 


— — 





21 G. v. 9. Nov. 1867 8. 2. 1 G. v. 2. Juli 1873 (RGB. 


»2 Eine ſolche Beltimmung ” G. 6. April 1870 8. 3 
findet ſich in dem G. v. 26. in Abänderung des einen be- 
April 1871 (RSB. 91) 8. 2 vgl. | ftinmten Tilgun m jet 
dazu R. a. a. D. 730. jetenden @. 0-9. Ru. 

28 . Januar 175 ig El 

G. v. 9. Nov. 1867 5.2. 19), 5, dazu Laband 839 

* G. p. 26. April 1870 8. 4,| def. 8401, dazu €. Meier 768, 

G v. 08, DE. 1871 (RSS, IR. 731735. 
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fteigen, die Hälfte dieſes Mehrbetrages zur Schuldentilgung 
beftimmt (f. dazu auch oben S. 698). 

Die Mittel zur Verzinfung find alljährlih dur das 
Etatögefeh zu normieren und darnach aus den bereiteften 
Beftänden der Reichskaſſe zur Verfügung zu ftelen. Die 
Couponbogen werden für vier Yahre ausgeſtellt. Nicht er- 
hobene Sinfen verjähren in vier Yahren, 2° 

Über die Durchführung der Anleihegefege ift alljährlich 
dem Reichstag Bericht zu erftatten. 37 

4. Durch G. v. 31. Mai 1891 (NGB. 321), dazu 
KB. v. 24. Januar 1892 (RGEB. 303), dazu CBI. 
1892, 157 murde ein Reichsſchuldbuch eingerichtet, 
das von der Reichöfchuldenvermwaltung zu führen if. Die 
Beträge der auf den Inhaber lautenden Schulbverfchrei- 
bungen können in diefes Schulbbud eingetragen und da⸗ 
mit die Shuld in eine Buchſchuld verwandelt 
werden, die auf Namen lautet. Ebenfo ift wieder 
die umgelehrte Prozedur möglich. ?7* 

5. Iſt durch Zufall eine Schulbverfchreibung gänzlich 
vernichtet oder verloren morben, ?® fo bat hierüber, falls 


(5. v. 9. Nov. 1867 $. 2,|v. 6. April 1870 8.5, vb. Pr. 8. 
G. v. 6. April 1870 8. 5; Br.|v. 16. Juni 1819 (GS. 157) 
G. v. 24. Febr. 1850 8. 7. Sn 8.00 n3 * 12 Fo 1873 

97 . ( . iefe Beltimmun- 
491 G. * 21, Sul 1870 —8— en find gemäß E®. 3. ZPO. 
on 18 v. 5 anuar|$. 13 von den Borfchriften der 

(ROB. 18) 8. 5. legtern 8. 823 ff. nicht berüßrt: 

"a G. Meyer II. 406; La⸗- ſoweit nit jene fpezialrecht. 
band II, 482; Zeller in lichen Borfchriften Beftimmungen 
Stengels Wörterb. Erg®. I, | treffen, fommen die allgemeinen 
75 ff., IL, 198 ff. Borfchriften der ZPO. zur An» 

28 Bol. zum folgenden RG. | wendung. 
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Erſatz beanfprucht werden fol, ein genau geregelted Amor» 
tifationsverfahren ftattzufinden. 

Dasfelbe vollzieht ſich in folgender Weife: 

a) Zunächſt bat Anzeige an die Reihsfchuldenvermwal- 
tung ?? zu erfolgen; falls ſofort ein völlig genügender 
Nachweis über die Vernichtung oder den Verluſt erbracht 
wird, fann diefe ohne weiteres Verfahren eine neue Schuld- 
verjchreibung über denſelben Wert ausfertigen. 8° 

b) Beftehen dagegen über den völligen Untergang der 
Urkunde noch Zweifel, oder ift „überhaupt nicht eine ſolche 
Art des Verluftes behauptet worden, welche ed unmöglich 
macht, daß das angeblich verlorene Papier wieder zum Bor- 
ſchein kommen kann“, fo hat vor der Ausftellung einer neuen 
Schuldverſchreibung ein eigentliche® Amortifationsverfahren 
nah folgender Maßgabe ftattzufinden:*! «) Zunächſt hat 
eine Belanntmadhung des Berluftes im Reichsanzeiger, ferner 
je einer gelefenen Zeitung in Leipzig, Frankfurt, Hamburg 
und Augsburg ?? ftattzufinden; diefe Bekanntmachung ge⸗ 
ſchieht duch die Neichgfchuldenverwaltung auf Koſten deg- 
jenigen, der Erfat beanfprudt; fie hat eine genaue Bezeich- 
nung des zu amortifierenden Schuldſcheines, ſowie bes den 
Erfat begehrenden Eigentümers zu enthalten. 4) Darauf: 
hin ift bis zum Ablauf von ſechs Zinszahlungsterminen zu⸗ 
zumwarten, „ob fich jemand mit dem angeblich verlorenen 
ober vernichteten Staatsſchuldſchein meldet“; 8* iſt dies nicht 


39 Dieſe tritt überall an Stele ss in t durd — 12. 


1 * agminifteriums der V. Mai 1873 (RGB. 91) 8 
v un e I 

®. v. 16. Juni 1819 |ge 2 9» 16. Suni pio 
rg 1,2. 88. 5, 6. 


*1 Ebenda $. 8.  Ebenda $. 7. 
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der Fall, fo hat die Reichsſchuldenverwaltung dem Antrag: 
fteller dies mit fchriftlihem Zeugnis zu befcheinigen. y) Auf 
Grund diefed Zeugniffes iſt beim Berliner Stadtgericht das 
eigentlihe Aufgebot zu beantragen und von dieſem zu er- 
laſſen, des Inhaltes, daß der etwaige Inhaber der Schulb- 
verfchreibung fih bis zum adten Zindzahlungstermine zu 
melden babe, widrigenfalls die Amortifation derjelben er- 
folgen werde ;85 dieſes Aufgebot ift viermal in den oben be- 
zeichneten Blättern zu wiederholen „vergeftalt, daß von dem 
Beitpunfte der lebten Belanntmadung an bis zum achten 
Zinstermine ein Zwifchenraum von menigftens drei Monaten 
bleibt. 8° 6) Kommt aud dann die Schulpverfchreibung 
nicht zum Vorſchein, fo ift vom Gerichte das Amorti- 
ſationserkenntnis audzufertigen und an öffentlicher 
Gericht3tafel zu publizieren; vor der Ausfertigung desſelben 
muß jedoch abermals ein fchriftliches Zeugnis der Reichs— 
ſchuldenverwaltung des oben bezeichneten Inhaltes beige- 
bradt werden, und zmifchen der erften Bekanntmachung 
durch die Reichsſchuldenverwaltung und der Abfaflung des 
Erkenntniſſes muß derjenige Zeitpunkt eingetreten fein, an 
welchem die Schuldverfchreibung zur Empfangnahme neuer 
Binscoupons hätte vorgezeigt werden müfjen.?” Bier 
Wochen nah Publikation des Erfenntnifjes tritt, falls das⸗ 
jelbe nicht angefochten wird, die Rechtskraft desfelben ein. 
e) Auf Grund des rechtsfräftigen Erfenntnifjes ftellt die 
NReihsfchuldenverwaltung eine neue Schuldverſchrei— 
bung aus mit den zu dem amortifierten Dokumente ge- 
börenden, bis dahin noch nicht ausgehändigten Zins⸗ 


25 Ebenda 3 8. * Ebenda $. 11. 
sc Ebenda 8. 9. | 
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coupond. Der Inhalt des Amortifationserfenntniffes ift 
auch durch die oben genannten öffentlichen Blätter befannt 
zu machen. ®® 

c) Über verlorene oder vernichtete ZinsCoupons er- 
folgt ein eigentliches Amortijationsverfahren nit. Die 
Reichsſchuldenverwaltung kann jedoch, wenn ihr ein ge- 
nügender Nachweis : über völligen Berluft von folchen er- 
bracht wird, neue Coupons aushändigen.®? — 

d) Bezieht. fich die zu amortifierende Schuldverfchreibung 
auf eine unverzinsliche oder bereit? abgelegte Finanzſchuld 
des Reiches, jo findet das oben erörterte Verfahren gleich- 
fal8 Anwendung, jedoch in abgefürzter Weife.*° Es er- 
folgt nämlih feine Belanntmahung durch die Neiche- 
jhuldenverwaltung, fondern nur das gerichtlidhe Aufgebot 
auf Grund eines fehriftlihen Zeugniſſes jener Behörde, 
„daß die durch die verloren gegangene Urkunde verbriefte 
Schuld in ihren Büchern oder Etats noch offen ftehe”. + 
Der Aufgebotstermin beträgt zwölf Monate. *? Darnach 
bat die NReichäfchuldenverwaltung jenes Zeugnis zu mieber- 
bolen und zugleich zu bejcheinigen, daß die Urkunde aud 
jest noch nicht zum Vorſchein gelommen fei, worauf dag 
Amortifationgerfenntnig erlaffen wird. *? Eine neue Aus— 
fertigung der Schuldverfchreibung auf Grund des Erfennt- 
nifjes erfolgt jevoch nicht, „wenn die Verbriefung des be- 
züglichen Teiles der Reichsſchuld bereits gefchloflen iſt“. 
Vielmehr ift nur das mit dem Atteſte der Rechtskraft ver- 


„ Goenda 5 in I 41 Ebenba $. 2. 
e 
o G. v. 12. Dei 1873 (RGB. | 48 Ebenda 8. 8. 


1 8. 1. | +8 Ebenda $. 4. 
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ſehene und durch die Reichsſchuldenverwaltung beglaubigte 
Erkenntnis zu den Alten der letzteren Behörde zu nehmen 
und demſelben ein Anerkenntnis der durch die amortifierte 
Urkunde verbrieften Forderung beizufügen. „Sn dieſes An- 
erkenntnis iſt möglichſt der vollſtändige Inhalt der amor⸗ 
tiſierten Urkunde und die Erklärung aufzunehmen, daß die 
Zahlung des Kapitales nur und fomweit der Gläubiger 
Zinfen zu fordern beredtigt ift, auch diefer von jeiten der 
Reichsſchuldenverwaltung an den Inhaber des Anerkennt- 
niſſes ohne weitere Legitimation desfelben mit voller Wir- 
tung gefchehen werde.” ** 

e) Brämienanleiben. 

Eine befondere Form der Anleihen find die BPrämien- 
anleiben,* d. ti. folde „auf den Inhaber Tautende 
Schuldverfchreibungen, in melden allen Gläubigern oder 
einem Teile derfelben außer der Zahlung der verjchriebenen 
Geldfumme eine Prämie dergeftalt zugefihert wird, daß 
durh Ausloſung oder durch eine andere auf den Zufall 
geftellte Art der Ermittelung die zu prämiierenden Schuld- 
verjchreibungen und die Höhe der ihnen zufallenden Prämien 
beftimmt werden follen“. Derartige Anleihen dürfen im 
Deutſchen Reiche nur zu Zwecken der Kontrahierung von 
Staats ſchulden, fei es der Einzelftaaten oder des Reiches, 
ausgegeben werden, aber auch für die erfteren nur auf 
Grund eines Reichs geſetzes. Das Neich bat von diefer 
Form der Anleihe bis jet nicht Gebrauch gemacht. *° 


“ Chen a 8. 6 46 ber die zur Zirkulation 
2 . Yuni 1871 (XGB. | zugelafienen ausländi gen —* 
210) © mienanleihen f. oben ©. 7 
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3. Reichsgarantieen. 

Ebenfo wie Finanzſchulden fünnen auch Garantieen 
zu Laften des Reiches nur auf Grund eines Geſetzes auf: 
genommen werden (RB. Art. 73). Es wurde von Diefer 
verfafjungsmäßigen Fakultät Gebrauch gemacht feitend des 
Norddeutihen Bundes, welcher mit England, Frankreich 
und Öfterreich eine von der europäifhen Donaufommiffion 
behufs Regulierung des Sulinaarmes der Donau fon- 
trahierte und in 13 Jahren zu amortifierende Anleihe zu 
gleihen Teilen mit den vorgenannten Staaten und mit 
diefen folidarifd den Gläubigern gegenüber garantierte ;*? 
ferner wurde von den Großmächten und der Türkei unterm 
18. Mär; 1885 eine ägyptifche Anleihe von 9 Mill. 
Pfund Sterling garantiert, *? endlich vom Reich eine Anleihe 
für Herftellung einer georoneten Rechtöpflege in Sam on. *? 


4, Pie Reichefchuldenverwalfung. 
A. DOrganifation. 

1. Zur Verwaltung des Reichsſchuldenweſens find zwei 
Behörden eingefeßt: die Reichsſchuldenverwaltung 
und die Reichsſchuldenkommiſſion.so Der Verfud 
der Reichsregierung, die Reichsfchuldenverwaltung gefeßlich 
erfhöpfend zu orbnen, blieb bis jetzt erfolglos;5! vem- 
gemäß gilt „bis nach Erlaß eines definitiven Gefetes über 
die Bundesſchuldenverwaltung“ das proviforiihde G. v. 








8.2.11. Juni 1868(BGB.| 9 E. Meier 764-766. N. 
1869, 33). 732f.; Zaband I, 360, II, 843. 

“8 G. v. 14. Nov. 1886 (RGB. 
5 Bar. über den Grund 


301 . 
Fi G. v. 6. Zuli 1890 (RGB. | E. Meier 765. 
189, ©. Dazu oben S. 512 f. 


Korn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 52 
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19. $uni 1868 (BGB. 339), welches in der Hauptſache 
die preußifchen Vorſchriften — ©. v. 24. Febr. 1850 
(85. 57) — auf das Weich übertrug. 

2. Die Reihsfhuldenvermaltung tft die preu- 
ßiſche Hauptverwaltung der Staatöfchulden, °? deren Direktor 
und drei Mitglieder zu Protofoll erflären müflen, daß fie 
den, dem preußifhen Staate in öffentliher Sigung bes 
Dberverwaltungsgerichtes 5? geleifteten Eid auch für ihre 
Thätigleit in Sachen des Reiches anerlennen.°* Der 
Direktor und die Mitglieder werden vom König ernannt. 5° 
Die Reichsſchuldenverwaltung tft der Finanzverwaltung des 
Reiches, dem Reichsſchatzamt, gegenüber vollfommen jelb- 
ftändig;; der Direktor darf nicht preußifcher Minifter oder 
Stantöfefretär im Reiche fein; nur der „oberen Leitung“ 
des Reichskanzlers ift die Reichsfchuldenvermaltung unter: 
ftellt,°° im übrigen aber vollflommen jelbftändig und un- 
bedingt und allein verantwortlich für die im Geſetz (f. unten 
©. 820) bezeichneten Funktionen. Nur ſoweit dieſe nicht in Frage 


NG. v. 19. Juni 1868 8. 1 
vb. PrG. v. 24. Febr. 1850 8. 2. 

ss3 E. Meier 764. 

54 NG. v. 19. Juni 1868 8. 8 
ob. PrG. v. 24. Febr. 1850 8. 9. 
Der Eid geht dahin, „daß ſie 
weder einen Staatsſchuldſchein, 
noch irgend ein anderes Staats⸗ 
fhulden-Dofument über den in 
den beitehenden oder in Zulunft 
zuerlafjenden Gefegen beitimmten 
Betrag hinaus ausftellen oder 


dur Andere ausſtellen Iaflen, | 


auch mit allem Fleiß und allem 
Nahdrud darauf halten und 
dafür forgen wollen, daß die 
ihrer Verwaltung anvertraute 


Staatsfhuld prompt und regel» 
mäßig verzinfet, das Kapital 
aber in der durch die Geſetze 
vorgefhriebenen Art getilgt 
werde, und daß fie ſich von Er- 
füllung diefer Pflichten und ber 
übrigen, ihnen mit eigener Ber» 
antwortlichfeit übertragenen Ob» 
liegenbeiten durch feine An 
weifungen oder Berorbnungen 
irgend einer Art abhalten lafſen 
wollen”. 


a v. 24. Febr. 1850 


56 RG. v. 19. Juni 1868 $.2 
vb. PrG. v. 24. Febr. 1850 8.1. 
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ftehen, bat die Reichsſchuldenverwaltung Anmeifungen des 
Reichskanzlers bezw. Reichsfchatzſekretärs Folge zu leiften. 57 
Der Direltor bat die Leitung der Gefchäfte und die Er- 
nennung des ſowie die Disziplin über das untergeorbnete 
Beamtenperfonal; in Beziehung auf die eigentlichen Ge- 
ſchäfte der Reichafchuldenverwaltung aber ftehen fich Direktor 
und Mitglieder völlig gleih und befchließen mit einfacher 
Stimmenmehrheit mit Stichentfedeid des Direktors. °® 

3. Tiber ver Reichsſchuldenverwaltung fteht die Reich s⸗ 
Ihuldentommiffion.5® Diefelbe befteht aus fteben 
Mitgliedern, dem Präfidenten des preußifchen und Reichs⸗ 
rechnungshofes kraft feines Amtes, drei vom Neichdtag ge- 
wählten und drei Mitgliedern des Bundesrates, nämlich 
dem PVorfitenden (Preußen) und zwei dur das Plenum 
zu wählennen Mitgliedern des Rechnungsausſchuſſes; *0 die 
Wahl der Bundesratsmitgliever erfolgt alljährlih, die der 
Reichstagsmitglieder für die Sitzungsperiode.“ Den Vorfit 
in der Reichsſchuldenkommiſſion führt der Vorfitende des 
Bundesratsausfhuffes für das Rechnungsweſen, eventuell 
ein anderes Mitglied des Bundesrates. Die Entſcheidung 
erfolgt dur Stimmenmehrheit, es müfjen jedoch mindeſtens 
fünf Mitglieder anmejend fein, damit giltige Beſchlüſſe 
gefaßt werben können. °? 





57 PrG. v. 24. Febr. 1850 .6 3 PrG. v. 24. Febr. 
Abſ. 2 vb. RG. v. 19. Juni 1 
8. 2 u. RG. v. 17. März 182 " Ebenda } 1 Abf. 2. 


betr. die Stellvertretung RS. v. 1 Juni 1868 8. 4. 
Zeige lanzlers . oben —* T a Ebenda 
268). 6” Ehenda 6 
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19. Xuni 1868 (BEB. 339), weldes in der Hauptſache 
die preußifchen Borfchriften — G. v. 24. Febr. 1850 
(GS. 57) — auf das Reich übertrug. 

2. Die Reihsfhuldenverwaltung ift die preu- 
Bifche Hauptverwaltung der Staatsfchulden, 5? deren Direltor 
und drei Mitglieder zu Protokoll erflären müſſen, daß fie 
den, dem preußifchen Staate in öffentlider Sigung des 
Dberverwaltungsgerichtes °? geleifteten Eid auch für ihre 
Thätigfeit in Sachen des Neiches anerkennen. Der 
Direktor und die Mitglieder werden vom König ernannt. 5° 
Die Reichsſchuldenverwaltung ift der Finanzverwaltung des 
Reiches, dem Reichsſchatzamt, gegenüber volllommen jelb- 
ftändig;; der Direftor darf nicht preußifcher Minifter oder 
Staatsfetretär im Neiche fein; nur der „oberen Leitung“ 
des Reichskanzlers ift die Reichsſchuldenwerwaltung unter- 
ftellt, 5° im übrigen aber vollfommen jelbftändig und un 
bedingt und allein verantwortlich für die im Geſetz (f. unten 
©. 820) bezeichneten Funktionen. Nur fomeit diefe nicht in Frage 


58 NG. v. 19. Juni 1868 8. 1 
24. Febr. 1850 $. 2. 


se. RG. o. 19. Juni 1868 8.8 


Staatsſchuld prompt und regel» 
mäßig verzinfet, dad Kapital 
aber in der durch die Geſettze 
vorgefchriebenen Art getilat 


vb. PrG. v. 24. Febr. 1850 8. 9. 
Der Eid geht dahin, „daß fie 
meder einen Staatsfchuldfchein, 
noch irgend ein anderes Staats- 
fhulden-Dofument über den in 
den beftehenden oder in Zufunft 
zuerlaflenden Gejegen beftimmten 
Betrag hinaus ausftellen oder 


durch Andere ausſtellen laflen, | 


auch mit allem Fleiß und allem 
Nachdruck darauf Halten und 
dafür forgen wollen, daß die 
ihrer Verwaltung anvertraute 


werde, und daß fie fidh von Er- 
füllung diefer Pflichten und der 
übrigen, ihnen mit eigener Ber- 
antmwortlichleit übertragenen Ob⸗ 
liegenbeiten durch feine An 
meifungen oder Berorbnungen 
irgend einer Art abhalten laflen 
wollen”. 


ENG. v. 24. Febr. 1850 


18.2. 


NG. v. 19. Juni 1868 8. 2 
vb. PrG. v. 24. Febr. 1850 8. 1. 
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ftehen, bat die Reichsſchuldenverwaltung Anweiſungen des 
Reichskanzlers bezw. Reichsfchatfelretärs Folge zu leiften. 57 
Der Direltor hat die Leitung der Gefchäfte und die Er- 
nennung des ſowie die Disziplin über das untergeordnete 
Beamtenperfonal; in Beziehung auf die eigentlichen Ge- 
ſchäfte der Reichsſchuldenverwaltung aber ftehen fich Divektor 
und Mitglieder völlig glei und bejchließen mit einfacher 
Stimmenmehrheit mit Stichentſcheid des Direktors. 5° 

3. Über der Reichafchuldenvermaltung fteht die Reich s⸗ 
ſchuldenkommiſſion.s? Diefelbe befteht aus fieben 
Mitgliedern, dem Präfidenten des preußifhen und Reichs⸗ 
rechnungshofes kraft feines Amtes, drei vom Reichstag ge- 
wählten und drei Mitgliedern des Bundesrates, nämlich 
dem PVorfigenden (Preußen) und zwei durh das Plenum 
zu wählenden Mitgliedern des Rechnungsausfchuffes ;° die 
Wahl der Bundesratsmitgliever erfolgt alljährlich, Die der 
Reichstagsmitglieder für die Sigungsperiode.°! Den Vorfit 
in der Reihsfchuldentommiffion führt der Vorfigende des 
Bundesratsausſchuſſes für das Rechnungsweſen, eventuell 
ein andere Mitglied des Bundesrates. Die Entſcheidung 
erfolgt durch Stimmenmehrheit; es müfjen jedoch mindeſtens 
fünf Mitglieder anweſend fein, damit giltige Beſchlüfſe 
gefaßt werden können. ©? 


ST PrG. v. 24. Febr. 1850 de ss PrG. v. 24. Febr. 1850 
Abſ. 2 vb. RG. v. 19. Juni 1 8. 9. 

8.2 u RG. v. 17. März 1878| 9 Ebenda — 1 Abi. 2. 

betr. die Stelivertretung des| VRG.v. 19. Juni 1868 8.4. 
Reichsſskanzlers (f. oben Bd. Ij 91 Ebenda 8. 5. 

S. 268). 6” Ehenda S. 6. 


52* 


Dreizehntes Bud. 
Das Seerecht in Sriedenszeiten.' 


— — — 


g. 51. 


Vrinzipieſſe Erörterungen und NRechtsqueſſen. 
L. Die Ireiheit des Meeres. 


Die offene See ift 
Staatsgemwalt frei. 


prinzipiell von jeder 


Das Prinzip von der Freiheit 


des Meeres ift heute allgemein anerlannter internatio- 


ı Eine allen Anforderungen 
genügende Bearbeitung bes beut- 
ſchen Seerechtes, ſoweit dasfelbe 
öffentlich » rechtlicher Natur iſt, 
fehlt; die handelsrechtlichen Werfe 
behandeln bie öffentlicheredhtliche 
Seite der Materie felbjtredend 
nur in untergeordneter Weife, 
fomweit dies für ihren Zweck er- 
forderlih; die neueren ftaat$- 
rechtlichen Werke find in der 
Materie viel zu kurz: Laband 
U, 228 ff.; Hänel I, 623 ff.; 
©. Meyer Bermit. I, 547 ff.; 
Löning VerwR. 584ff. Zum 
Seehandelsrecht ſ. Gareis 
HandR. (5) S. 812ff.; Lewis 
d. deutſche Seerecht, 2 Bde., der⸗ 
ſelbe in Endemanns Handb. d. 
Handelsrechts; R. Dagner, 
Handbuch d. Seeredhtes, Bo. I| 


(1884). Im allgemeinen tft bie 
deutſche Rechtswiſſenſchaft in 
der Bearbeitung dieſer hoch— 
intereſſanten Materie des öffent: 
lihen Rechtes, beſonders im 
Vergleich mit ber franzöftiden 
Bi enfchaft, jehr zurückgeblieben. 
Vielfach berühren fih Privat- 
und öffentliches Recht derart, 
daß eine Scheidung unmöglich 
ift. Sehr wertvoll ift auch für 
die Öffentlich-rechtliche Seite ber 
Materie das Werk von Wagner; 
die volltönende und doch häufig 
ganz ungeredtfertigte Polemik 
dieſes Schriftftellers ift allerdings 
wenig am fe Zu den ftraf- 
rechtlichen Vorſchriften der deut- 
[hen Seegeſetze bat Meves in 
„Sefeßgebung des Deutfchen 
Reiches mit Erläuterungen” ber- 





Prinzipielle Erörterungen und Rechtsquellen 8. 51. 828 


naler Rechtsſatz.“ Die Prätenfionen einzelner Staaten auf 
eine Herrfchaft über das offene Meer find heute überwunden 
und äußern fi höchſtens noch als faktifche Übergriffe und 
Rüdfichtslofigfeiten gegenüber anderen Staaten; die Ver- 
teilung des Atlantiſchen Ozeans durch Geſetz des Papftes 
war der Ausbrud eines mittelalterlichen Rechtsprinzipes, 
dem heute jeder Boden mangelt. Seit Hugo Grotiug 
bat der Grundfaß von der freiheit des Meeres fih zum 
feften Rechtsſatze verdichtet. ® 


audgegeben von E. Bezold TH. 
III 8d. I einen guten Kommen: 
tar geliefert. Die ältere völfer- 
rechtliche Litteratur bietet auch 
bier wie im Konfularredt nur 
geringe Ausbeute und vielfach 

edensarten ftatt Rechtsſätze. 
Bluntidli 8. —353; 
Martens Precis du droit des 
gene 148 ff. Vattel 2, Ic, 


XIII. Ein intenfiveres Ein- | 


dringen in den Stoff bezeugen 
neuere völferrechtlihe Bear- 
beitungen, fo Calvo I 248 ff.; 
Gareis Völkerrecht 71 ff. u. bei. 
die eyr gute Darſtellung von 
Störk in Holkendorff3 Handb. 
d. Völkerrechts II, 407 ff. 483 ff. 
Die neueſten Monographieen über 
den Gegenſtand ſind Perels: 
das internationale öffentliche 
Seereht der Gegenwart. Berlin 
1882; Perel s, das deutſche See- 
reht 1884 — troß zu erhebender 
prinzipieller und einzelner Be- 
denken — ſ. Born in Krit. Biertel- 
jahrsſchr. N. F. Bd.Iverdienftvolle 
Arbeiten. 
der deutfhen Konfuln in Bezug 
auf das Seeredt |. König 








ber die Funktionen 


ratur hat mehrere hervorragende 
Bearbeitungen des Staatsjee- 
rechtes. Die Gefetgebung in 
fehr guter Zufammenitellung bei 
Knitſchky: Seegefeßgebung 2; 
4. 1894 (jehr wertvoll find die 
Anmerkungen über die Recht—⸗ 
fprehung bed Neichögerichts 
und der Seeümter). 

® Bluntfchli 8. 304; Pe— 
rels 8.4; Heffter-Geffden 
8. 738: Störk $. 92. 

® Hugo Grotius: mare 
liberum (1609) (Gegenfchrift 
John Selden: mare clau- 
sum1635)vanBynkershoek 
de dominio maris. 1702; j. dazu 
jetzt Störk $. 93. Auf diefe 
Freiheit fann aud fein Staat 
zu Gunften eines anderen ver- 
jichten, ein folder Vertrag hätte 
einen unmögliden Inhalt. Un 
richtig demnach Perels 20, 
Heffter-Geffden$.74 Wohl 
aber kann ein Staat feinen An- 
gehörigen auch bezüglih Der 
Ausnußung des offenen Meeres 
Vorſchriften erteilen und die— 


ıfelben durch Straffanttionen 


fügen. 
S.271ff. Die franzöfifche Litte- | 
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Demgemäß fannı prinzipiell fein Staat über einen an- 
deren auf hoher See irgendwelche Alte der Stantöhoheit 
ausüben *, und jeder Staat ift beredtigt, von der 
bohen See durch Schiffahrt, Fifcherei und 
jeden anderen faktiſch mögliden Gebraud fo 
viel Nuten zu ziehen, als er vermag.? 

Insbeſondere ift fein Staat im Frieden be- 
rehtigt — anders in Kriegszeiten —, die Schiffe 
eines anderen Staates auf hoher See einer 
Durchſuchung zu unterwerfen.‘ Bon diefem Grund- 


ſatze gelten folgende Ausnahmen: 
1. Behufs Unterprüdung des Sklavenhandels. 
Hierüber beitand fchon früher der Staatövertrag v. 
20. Dez. 1841, |. RGB. 1880, 100.7 


Es giebt auch feine „vor- 
übergehende Gebietshoheit“ auf 
offener See, wie Perels 3. 6 
richtig ausführt. Der im Text 
formulierte Sag iſt eine Kon⸗ 
fequenz der „völkerrechtlichen“ 
Rechtsgleichheit der Staaten. 
Es ift ein mir unerflärliches 
Mikverftändnig, wenn Störk 
und Holtendorffa.a.Dd.S.12, 
4889 behaupten, jenes große 
Prinzip werde von mir „ge= 
leugnet”. Dasfelbe bildet viel- 
mehr die Grundlage meiner Auf- 
faflung des „Völferrechtes“. 

° Eine intereffante Einfchrän- 
fung enthält dad auf dem Staat$- 


Vertrag v. 6. Mai 1882 (RGB. | 


1884, 25) beruhende ©. v. 30. 
April 1884 (NGB. 48) über die 
——— in der Nordſee, 
owie das gleichfalls auf inter- 
nationalen Abmachungen be= 








rubende G. v. 4 De. 1876 
(RGB. 233), dazu V. d. BR. v. 
29. März 1877 (RGB. 409) über 
die Schonzeit für Robben, 
wonach Deutiche und Ausländer, 
die zur Befagung von deutſchen 
Schiffen gehören, mit Geld big 
5000 ME. beftraft werden, wenn 
fie vor dem 3. April jeden Jahres 
Robben in den Meeren zwifchen 
dem 67.u.75.° n. Br. und dem 
5.0 ö. und 17.9 w. 2. vom Weri- 
dian von Greenwich fangen, |. 
dazu Perels DSR. $. 58. 


e Kent 152—157; Heffter> 
Geffden 8. 80: Bluntſchli 
55 341, 344; Calvo IV, gg. 
09, 2763; Störk 8. 9. 


7 ©. über denfelden Gareis 
a. a. DO. 560ff. über den Ein- 


fluß der SKongo-Alte ebenda 
I Keng 
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An Stelle diefes Staatsvertrags ift jet getreten bie 
Generalalte der Brüffeler Antifflaverei- 
Konferenz v. 2. Juli 1890 (RGB. 1892, 605), ab- 
gefchloffen von den europäifhen Großmädten, 
Belgien, Dänemark, Spanien, den Niederlanden, Bortugal, 
Schweden, ferner der Nordamerilanifhen Union, 
fodann der Türkei, dem Kongoftaat, Perfien, 
Zanzibar.? Der Staatövertrag ift gerichtet auf Unter- 
drüdung der Sklaverei in Afrila,? zu welchem 
Zwede die genannten Mächte fi über eine Reihe ver- 
chievenartiger Maßnahmen verftändigen. Eine der widtig- 
iten diefer Maßnahmen tft die ausgedehnte Seepolizei, 
welde in den afritanifhen Gewäſſern eingerichtet wurde 
mit der Hauptaufgabe der Verhinderung der Sklavenjagden 
und Abjperrung der dem Sklavenhandel dienenden Straßen 
(Art. II Abſ. 1). Flüchtigen Sklaven muß auf allen 
Staatsſchiffen und den hierzu ftaatlich ermächtigten Privat- 
Schiffen Afyl gewährt werden (Art. VII); von bier aus 
jind fie in Freiheit zu fegen (Art. XXVIII). Verboten 
wird grundfäglic die Einfuhr von Yeuerwaffen und Muni- 
tion in den Ländern zwifchen dem 20. n. und 22. f. Br. 
weitlid vom Atlantiſchen, öſtlich vom Indiſchen Ozean 
begrenzten Territorien ſamt den vorliegenden Inſeln bis 
auf 100 Seemeilen von der Küfte (Art. VIID. Behufs 
Unterdrüdung des Sklavenhandels wird jodann in Art. XXI 
ein befonderer Seepolizeibezirt von den Küften 


8 Für die Türkei noch be- | ebenio Ag Martig "im Archiv 
ſonders Art. LXVIII, für Ber- |f. öff. 8. I, 82; Gareis in 
fien LXIX, für Banzibar LXX. Holgendorfis Handb. II, 553 ff. 

® Die Darftellung bei Störk bef. auch über die Entwidelung 
S00 ff. giebt das ältere Recht; | der Materie. 
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des Indifhen Ozeans und Belutfdiftan biz 
zum Meridian’ des Kap Amber abgegrenzt; in 
diefem Bezirke wird grundfäglihd das „wedjel- 
feitige Recht des Beſuchs, der Durchſuchung 
und Beſchlagnahme von Schiffen auf See” 
„behufs Unterdrüdung des Sktlavenhandels“ 
anerfannt (Art. XXI), jedoch nur für Schiffe unter 
500 Tonnen Gehalt (Art. XXIII). Zum Zwed ber 
erforderlichen gegenfeitigen Mitteilungen fol ein inter- 
nationales Bureau in Zanzibar errichtet werben 
(Art. XXVII, dazu XLI, XLIX Abſ. 2 über die zu 
machenden Meldungen, LXXIV ff. über die Einrichtung), 
außerdem fol noch für die gegenfeitige Kommunikation der 
Mächte eine GCentralftelle in Brüffel errichtet wer— 
den (Art. LXXXI) Über Aufnahme von ſchwarzen 
Mannſchaften oder Baflagieren auf „einheimifhen“ Schiffen 
enthalten die Art. XXX V—XXXVII genaue Vorſchriften. 

Alle Kommandanten von Kriegsſchiffen 
der Signatarmädte haben gegen des Stlaven- 
bandel3 verdächtige Schiffe unter 500 Tonnen 
Gehalt innerhalb des oben bezeichneten See- 
polizeibezirf3 das Befuhsreht (Art. XLII) mit 
der Befugnis der Prüfung der Sciffgpapiere an Borb des 
verdächtigen Schiffes, ſowie der Durchſuchung der Ladung, 
leßteres jedoch nur, foweit hierfür befondere Vereinbarungen 
beftehen ; inſoweit gilt alfo auch heute noch der Staate- 
vertrag v. 20. Dez. 1841, der dieſes Durchſuchungsrecht 
bei Berbacht des Sklavenhandels anerfennt.!° Ergiebt ſich 





10 Frankreich madte bei Ratifitation des Vertrages nad) dieſer 
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biebei, „daß unumftößliche Beweife für die Begründung 
einer Anklage wegen mißbräudlicher Ylaggenführung, wegen 
Unterfchleif3 oder Teilnahme am Sklavenhandel vorliegen“, 
jo tft das angebaltene Schiff „in den nädjften Hafen der 
Zone zu führen, in welchem fich eine zuftändige Behörbe 
derjenigen Macht befindet, deren Flagge geführt worden 
iſt“; ober das angehaltene Schiff ift einem Kreuzer der 
legteren Macht zu übergeben (Art. XLIX). Daraufhin 
bat eine Unterfuhung ftattzufinden, nach deren Ergebnis 
fodann eventuell gegen Schiffsführer und Mannfchaft wegen 
Sklavenhandels gerichtlich vorzugehen ift nah Maßgabe der 
in Art. L ff. enthaltenen Vorſchriften; Sklavenſchiffe 
werden als gute Prife erklärt (Art. LIX). Im Zufammen- 
bang mit den Borfchriften gegen den Sklavenhandel er- 
gingen fodann noch ftrenge Vorſchriften gegen den Handel 
mit Spirituofen (Art. XC ff.). 

2. Ferner haben das Deutſche Reich, Belgien, Däne- 
mark, Frankreich, Großbritannien und die Niederlande dur 
Staatövertrag v. 6. Mai 1882 (NGB. 1884, 25) die 
Fifcherei in der Nordfece!? geregelt und zur Über- 
wachung Kriegsfchiffe nufgeftellt, denen umfaflende Rechte 
gegenüber den Fifcherfahrzeugen aller Vertragsmächte ein- 
geräumt wurden, allerdings mit gewiſſen Einſchränkungen 
für die ausfchließlihe Befugnis der Nationalſchiffe (Art. 
26 26 ff.); jedenfall haben Die Kreuzer allen Fifcherfahrzeugen 


Richtung einen Borbehalt hin- | 
fihtlih neuer Vereinbarungen; !16©. hiezu unten S.928f.; bie 
dem Bertrag von 1841 gehörte | efeglichen Jorſchriften bes veut⸗ 
Srantreid nit an, |. Rap. In hen Recht 
892, 660; Gareid a. a. 2 

12 ©. dazu Stört 504f. 
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gegenüber bis zum 61.° nörbl. Br. dad Durdfudung 3- 
recht, bei frembftaatlichen Fahrzeugen jedoch nur fomweit, 
„al8 erforderlich ift, um die Beweife eines Vergehens oder 
einer Übertretung, welche fi auf die Fifchereipolizei be- 
ziehen, zu erheben” (Art. 29 Abf. 2); auch Fönnen die 
Kreuzer in ſchweren Fällen Fiſcherfahrzeuge in einen Hafen 
ihrer Nation abführen und den Behörben übergeben (Art. 30 
Abſ. 3); Widerſtand gegen die Kreuzer fol als Widerftand 
gegen die Staatögewalt angefehen und beitraft werben 
(Art. 32). Zur Durdführung dieſes Staatövertrages er- 
ging ein G. v. 30. April 1882 (RGB. 48), daß die 
Vertragsbeftimmungen auch auf die deutfchen Küftengewäfler 
ausdehnte (8. 1) und für Zumwiderhandlungen gegen bie- 
felben Gelbftrafe bis 600 M. oder Gefängnis bis 6 Monate 
androbte, vorbehaltlih der nah den allgemeinen Straf: 
gefegen verwirkten höheren Strafen ($. 2). 

3. Weiter haben, „von der Notwendigkeit überzeugt, 
dem Unweſen des Branntweinbandels unter den 
Nordfeefifhern außerhalb der Küftengemäffer zu fteuern“, 
das Deutſche Neih, Belgien, Dänemarf, Großbritannien 
und die Niederlande unterm 16. Nov. 1887 bez. 14. Febr. 
1893 (RGB. 1894, 4237) einen Staatövertrag abgefchloffen, 
zu defien Ausführung deutfcherfeits ein ©. v. 4. März 
1894 (RGB. 151) erging. Damad werden Zumiber- 
bandlungen gegen die Art. 2 und 3 des PVertrageg — 
Verbot des An- und Verlauf, ſowie des Taufches von 
Spirituofen an und durch Perſonen, die fih an Bord eines 
Fifcherfahrzeuges befinden; Verbot des Verkaufes von ander- 
weitigem Mundvorrat durch andere als fonzeffionierte Schiffe, 
die ein befonderes Konzeſſionsabzeichen zu tragen haben 
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(Zufag-Protofoll Abf. 3, RGB. 1894, 487) — mit Gelb 
bis 600 M. oder Gefängnis bis zu 6 Monaten beftraft, vor: 
behaltlih der etwa nach allgemeinen Grundfähen verwirkten 
höheren Strafe, und zwar ohne jede NRüdfiht auf die 
Nationalität des Schiffes: übrigens fommt diefe Vorſchrift 
auch auf die Küftengewäfler zur Anwendung ($. 2). Zum 
Zweck der Überwachung der Fiſcherei und befonders der 
obigen Beftimmungen find von den beteiligten Mächten 
Kreuzer aufgeftellt, die von jedem verbädtigen Fahrzeug 
den Nachweis der Nationalität fowie die Konzeffionsurfunde 
fordern können; Widerſtand gegen ſolche Kreuzer gilt in 
jedem Falle als Widerftand gegen die Staatsgewalt; in 
fchweren Fällen Tann ber Kreuzer das fchuldige Fahrzeug 
in einen Hafen feiner Nation abführen (StB. Art. 7). 

4. Endlich gehören bieher die Vorfchriften über den 
Shut der unterfeeifden Telegrapbentabel, 
mwelder Schuß auch auf die deutfchen Küftenmeere aus- 
gedehnt wurde. 18 

Zwifhen den europäifhen Großmädten, der Norb- 
amerifanifchen Union, der Türkei, Japan und einer großen 
Anzahl anderer euuropäifcher und amerilanifcher Staaten 
ift behufs gemeinfamen Schußes jener Kabel ein Staats- 
vertrag v. 14. März 1884 (RGB. 1888, 151. 165. 166. 
292; 1889, 194), in Kraft v. 1. Mai 1888, abgeſchloſſen 
und dazu ein RG. v. 21. Nov. 1887 (RGB. 1888, 169) 
erlafien worden, die fi auf alle „rechtmäßig gelegten” Kabel 
beziehen, die auf Staatögebiet, Kolonieen oder Befitungen 
eines der Kontrahenten landen; das vorfägliche oder ſchuld⸗ 


18 Störk 507ff.; Fiſcher Telegraphie und Völkerrecht. 
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bar fahrläffige Zerreißen oder Beſchädigen eines Kabels, 
wodurch die telegraphifche Verbindung geftört wird, iſt mit 
Strafe bedroht, unbefchadet der Civilflage auf Entfchädigung, 
vorbehalten nur Notfälle zum Schuß des Lebens oder der 
Sicherung von Fahrzeugen (Art. 2). Kabelichiffe müſſen 
die vorgefchriebenen Signale führen; unter diefer Voraus- 
febung „müflen die anderen Fahrzeuge, welche diefe Signale 
bemerfen oder zu bemerken imſtande find, fich mindeſtens 
eine Seemeile von diefem Fahrzeuge zurüdziehen oder ent- 
fernt halten, um basfelbe in feinen Arbeiten nicht zu be- 
bindern“ ; das Gleiche gilt von Fifchergeräten oder Regen 
(Art. 5). Zur Übermahung der Durchführung des Ber- 
trages können bejondere Kreuzer beftellt werden; außerdem 
haben aud die Kommandanten der Kriegsſchiffe die gleiche 
Aufgabe; es kann zu diefem Zwecke die Feftftellung der 
Nationalität verbächtiger Schiffe gefordert und ein Protokoll 
aufgenommen werben (Art. 10 Abf. 2 u. 3). Die Bor- 
Schriften in Art. 5—7 des Vertrages gelten auch für Die 
deutfhen Küftengewäfler (G. 8. 1); Zumiberhandlungen 
gegen Art. 2 werden nad RSIGB. $. 317 mit Gefängnis 
von einem Monat bis zu 3 Jahren, gegen Art. 5 u. 6 
mit Gelbftrafe bis 600 M. oder Gefängnis bis zu 3 Mo- 
naten beitraft (©. 8. 2); Widerſtand gegen die Scdiffe- 
organe des Art. 10 iſt Widerftand gegen die Staatsgewalt 
(©. $. 3 verb. NSIGB. 88. 113. 114). 


OD. Rüſtenmeer, Meerengen, Weerbufen. 


1. Das Prinzip von der Freiheit Des 
Meeres erftredt fih nicht auf das fog. Küfen- 
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meer, das Küftenmeer wird vielmehr zum 
Staatsgebiet gerehnet und unterliegt dem- 
gemäß allen Maßnahmen der Staatsgewalt 
wie legteres, fann fomit aud dem Zugang 
feitens Dritter vollkommen gejperrt werben. 
Darüber, daß das Küftenmeer der Stantögewalt prinzipiell 
unterworfen fei, herrſcht in Theorie und Praxis Einver- 
ſtändnis. 15 Der Begriff „Küftenmeer” aber ift bis zur 


14 Gut die älteren Schrift» 
fteller, fo Vattel105: „en un 
mot il y a tous les m&mes 
droits qui lui appartiennent 
sur la terre et en general 
tous ceux que la loi de l’etat 
lui donne.“ Ebenfo Klüber 
. 130. Unpräcis Bluntfdli 
8. 309, 310, 3822; CalvoI, 
8. 280, TI, $. 1109. Sehr un- 
Mar au Perels 21, 8. Die 
Auffaffung des englifchen Lord⸗ 
kanzlers im ranconiafall, daß 
die Durchfahrt fremder Sciffe 
burd dag Küftenmeer auf einer 
Konzeffion dee Territorialftaates 
berube, ift volllommen richtig. 
S. auch Störk in Holgenborff3 
Handbuch des Völkerrechts II, 
409ff., 450 ff. Die Lnterfchei- 
dung bei Calvol, 309 zwifchen 
folgen Gewäſſern, welche ge- 
fperrt werden können und foldhen 

uidoiventrester absolument 
ibres® ift ganz ohne Grund. 
Derels Al behauptet: im 
Küftenmeer habe der Territorial- 
ftaat nicht „Die Souveränetät“, 


ift unbaltbar: der Territo- 
rialftaat bat über das 
Küftenmeer die Souverä- 
netät (weſentlich ebenjo, aber 
mit anderer Begründung Störf 
471). Das spricht auch die (unten 
N. 18) alleg. englifch - deutfche 
Konvention Mar aus: „must be 
considered as under the terri- 
torial sovereignty.“ Geffden 
zu Heffter 8. 75 geht von den 
richtigen Prinzipien aus, erflärt 
aber doch die „Hoheit des Küften- 
ftaates* nicht als „abfolut”, wie 
biejenige über das Landgebiet 
und führt als Beiſpiel Hiefür 
an, daß ein auf einem das Küften- 
meer durchfahrenden fremden 
Schiffe geborene? Kind nicht 
„Untertban” des Küftenftaates 
werde. Died ift jebod bei 
Kindern von Angehörigen eines 
fremden Staate®, melde auf 
dem Land geboren werden, nad) 
den meiften Gejeßgebungen eben- 
fowenig der Fall. — Die eng- 
lifhe territorial waters juris- 
dietion act von 1878 beruht 


jondern nur die „Ausübung ge» | demnad auf richtigen Grund- 


wiſſer feepolizeilicher Befugnifie”, 

die dann 42—47 Ichablonenbaft 

aufgesäblt werden. 
8 


vo und Martens. Dies 


| fägen (vgl. dazu Störk 465ff.). 


5 Allerdings mit verfchiebener 


Ahnlich | juriftifcher Konſtruktion, ſ. dar- 


über Störk a. a. D. ©. 453ff.; 
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Stunde höchſt ſchwankend. Eine Vereinbarung unter den 
feefahrenden Staaten über den Begriff Küftenmeer hat bis 
jegt nicht gewonnen werden können; die beutiche Gefeb- 
gebung enthält pofitive Vorfchriften darüber auch nicht. ?® 
Die ältere Theorie !? hatte ala Küftenmeer denjenigen Teil 
der See betrachtet, welcher vom Lande aus mit Waffen- 
gemalt beherrſcht werden kann; fpäterhin hatte man dieſen 
Teil auf 3 Seemeilen vom Lande aus feft zu beftinnmen 
verfucht; Doch ift ein internationaler Rechtsſatz in dieſer 
Beziehung nicht gemonnen. Deutfcherfeits wird je- 
doch die See auf 3 Seemeilen vom Lande aug, 
beim niedrigften Wafferftand der Ebbe ge- 
rehnet, als Küftenmeer betradtet.!? Für bie 





der von Störf gemadte neue 
Konſtruktionsverſuch aufGeſichts⸗ 
punkte der Verwaltung trifft 
im Reſultat (S. 467) mit der 
älteren Anſchauung von Vattel 
und Bynkershök, die ich für 
richtig halte, überein. Ebenſo 
Hautefeuille. 

18 Nur das ZG. beftimmtin$.16 
Abſ. 2 in Abweichung von den 
allgemeinen Grundſätzen ſpeziell 
für das Zollrecht: „Wo das Zoll⸗ 
gebiet durch das Meer begrenzt 
wird, bildet die jedesmalige den 
MWaflerfpiegel begrenzende Linie 
des Landes die Zolllinie.” Ferner 
find durch 


B.d. BR. v. 13. Nov. | 


Berhältniffe in Abweihung vom 
Prinzip. Dagegen dehnen Eng- 
land und die Rorbamerilanifche 
Union ihre Solllinie bis auf 
12 Seemeilen ind offene Meer 
aus; |. Störf 4751. 


11 Bol. Berels 25. 


18 Died geht klar hervor aus 
einem Staatävertrag mit 
England über Regelung 
der Fiſcherei in der Nord- 
fee(f. oben 8.827, dazu Berels 
382, Hier wird das Küften- 
meer beitimmt: „toa distance 
of 3 sea miles from the 
extremest limit which 


1873 (RB. 367) die Grenz: theebbleavesdryofthe 
punkte beftimmt, von wo ab die German North Sea Coast 


Fahrt als „Seefahrt“ gilt, ſ. 
dazu Wagner I, 14910. In 
beiden Füllen handelt es fi) um 
Sonderporfchriften für bejondere 





oftheGermanislands or 
flats before it.“ Dies ftimmt 
in beiden Punkten genau über- 


ein mit der engliihen terri- 
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Nordfee tft Dies direkt ausgeſprochen und ift ebenjo für 
die Oſtſee ala Nechtöjat anzunehmen. !? 

a) Sm Küftenmeer werden Fiſcherei und 
Schiffahrt (cabotage) regelmäßig den eigenen 
Staatsangehörigen vorbehalten. Doch läßt fid 
fein Rechts ſatz dieſes Inhaltes, der auf dem Wege inter- 
nationaler Gewohnheit entftanden wäre, behaupten, da ja 
aus der Souveränetät diefe Folgerung nicht notwendig ges 
zogen werden muß. Bezüglich der Fifcherei erijtierten für 
das Deutſche Reich früher nur unpublizierte Spezialfon- 
ventionen,?° welche die Rechte der deutſchen Staatsange- 
börigen gegenüber fremden Fifchern abgrenzten. Jetzt kommt 
in erfter Linie in Betracht der oben bereit3 erwähnte Staats⸗ 
vertrag v. 6. Mai 1882 über die polizeiliche Regelung 
der Fiſcherei in der Nordfee. An demfelben find 


torial waters jurisdiction act | gründete Darftellung bei Störf 
v. 1878: in Bezug auf Zollfachen : 472 ff., 476 über Art. 8 Des 
wie Sanitätspolizei dehnen die deutſch-mexikaniſchen Handels» 
Engländer wie Nordamerikaner | vertrags v. 5. Tez. 1882 (XGB. 
jevoh ihre Anfprüche weiter | 1883, 247). 

aus. Kent I 29ff.; Geffcken 19 Zmweifelhaft Stört 479°. 
zu Heffter 8.75%. A. A. Pe- 29 Verels 38%, 457. handelt 
rels 23, der die Landgrenze | von der Kiüftenfifcherei, leider 
nah dem „fluctus maxımus“ ohne die nötigen Materialien 
ala „die Linie der Küfte, bis zu | mitzuteilen, Die ihm doch gewiß 
welcher noch Strandbatterieen er- | zugänglich” waren. Nur die in 
richtet werden können, die aud) | voriger Note erwähnte deutſch— 
bei höchſtem Wafſerſtand einer | englifhe Konvention über Die 
Gefährdung dur die Flutwelle | Küftenfifcherei in der Nordfee, 
nicht ausgefegt find“, bejtimmt!ein Dokument von hoher ſtaats⸗ 
und die Seegrenze nad) der äl- | rechtlicher Wichtigkeit, ift mit» 
teren Theorie als die Linie, | geteilt gemäß einer Publikation 
„bi8 zu welcher daS Meer vom des englifchen Handelsamtes. 
Strand aus geſchützt werden | Diefelbe ift inzwiſchen erſetzt 
kann“. Vgl. jegt die eingehende, dur den oben ©. 817f. be- 
mit reichem Quellenmaterial be- | [proddenen Staatsvertrag. 

Horn, Staatsrecht II. 2. Aufl. 3 
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beteiligt: das Deutfche Reih, England, Frankreich, Belgien, 
die Niederlande, Dänemark, Schweven-Norwegen. Küſten⸗ 
fifcherei ift die Fiſcherei auf 3 Seemeilen in Meer hinaus 
vom niebrigften Waflerftand der Ebbe ab. Diefelbe ift 
ausſchließlich den ftaatsangehörigen Fiſchern an jeder Küfte 
vorbehalten. 2?! Fremde Fiſcher, welche unberedtigt im 
deutfchen Meeren fifhen, find mit Gelbftrafe bis zu 600 
Mark oder Gefängnis bis zu 6 Monaten zu beftrafen und 
die Geräte ſowie die gefangenen Fiſche zu konfiszieren, 
einerlei, ob fie dem PBerurteilten gehören oder nicht. ?? 

b) Bezügli der Küftenfrahtfahrt?? dagegen ift 
unterm 22. Mat 1881 ein Reichsgeſetz ergangen (RGB. 
97), welches vom 1. Januar 1882 ab diefe Verhältnifie 
einheitlich für das ganze Reich normierte.?* Darnach ift 
das Recht, Güter in einem beutfchen Seehafen zu laden 
und nah einem andern beutfchen Seehafen zu beförbern, 
grundfäglich den Schiffen deutfcher Nationalität (ſ. Darüber 
unten ©. 866 ff.) vorbehalten. 2° Durch Staatsvertrag oder 
faiferlihe, mit Zuftimmung des Bundesrates zu erlafiende 
Verordnung Tann jedoch dies Recht auch fremden Schiffen 
eingeräumt werden.2° Bon biejer Fakultät wurde Ge- 
brauch gemacht zu Gunften der Schiffe von Belgien, Bra- 
filien, Dänemark, England, Italien, Schweden-Norwegen, 
Holland, Dfterreih-Ungern, Rumänien, Serbien, Agypten, 
Tonga. 2? Bon europäiſchen Staaten find demnach ausge⸗ 


— — — — 


21 Staatsvertr. ıc. Art. 2, f.| fremden Staaten ſ. Perels 42? 


day 2 Störk 474. (au8 den Motiven zum Reichs⸗ 
RStGB. $. 296 a. geſetz) 
= G. Meyer J, 552; Berelö| 25 G. v. 22. Mai „ss 8. 1. 
DER. 286. 26 Ebenda 8, 24 


2 Über analoge Gefege in| RB. v. Des. 1881 
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ſchloſſen von der deutſchen Küftenfrachtfahrt: Frankreich, 
Rußland, Spanien, die Türkei, außerdem die Nordameri- 
fanifhe Union. Führer ausländifcher Schiffe, welche gegen 
die obigen Vorſchriften ſich vergehen, fallen in Geldſtrafe 
bis zu 3000 Mark, ferner können Schiff und Güter Tonfis- 
ziert werden, einerlei ob fie dem Berurteilten zu Eigen- 
tum gehören oder nit, und felbft dann, wenn eine 
Verurteilung aus faltifchen Gründen ger nicht erfolgen 
fonnte28 

2. Die Grundfähe vom Küftenmeer erfahren eine Er- 
meiterung bezüglich der größeren Meerbufen.?? Auch 
bier handelt es fi um eine alte Kontroverje des Völker: 
rechtes. England und die Nordamerikaniſche Union dehnen 
in dieſer Beziehung ihre Anſprüche erorbitant weit aus. 
Eine internationale Einigung über die Streitfrage ift bis 
jegt nicht erzielt, doch gewinnt das Prinzip immer weitere 
Verbreitung, daß alle Meerbufen den Grund- 
fäten vom Küftenmeer, d. i. der Souveränetät 
des Territorialftaates unterworfen find, big 
zur Öffnung von 10 Seemeilen, daß dagegen 
von da ab mur die allgemeinen Rechtzfäge über das Küften- 
meer gelten. Dies ift auch deutfche Rechtsanfchauung.?® 


(RGB. 275) u. v. 1. Juni 1886| „those bays and incur- 
(RGB. 179), f. Knitſchky 464. vations of the coast 
which are sea miles 
6 iR Fa 3. 3, or less breadth recko- 
verb. ee ned from the extremest 
29 Perels 28,37,40. Kent points of the land and 
128; Phillimore I $. 189.|the flats.“ Ebenfo jet der 
so Perels 38. Die oben er- | oben ne Staatövertrag 
wähnte englifch-beutfche — 358 — die Fiſcherei in der Nord- 
reifonvention jagt Bierüber: | fee; ſ. Störf S. 474 
583 * 
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3. Über die ſog. Meerengen und geſchloſſenen 
Meere laſſen fi allgemein anerlannte Rechtsſätze als 
geltend nicht aufftellen. Gefchlofiene Meere find ſolche, 
deren Zugang von eimer oder von beiden Seiten durch 
Straßen vermittelt wird, melde vom Lande aus beherridt 
werden fönnen; demgemäß wird bei foldden Meeren die 
Möglichkeit einer gänzlichen Sperre feitend des bezw. ber 
die Straße beberrfhenden Staaten immer vorliegen; ver 
Sat aber, daß gejchloffene Meere in ihrem ganzen Um- 
fange der Souveränetät des bezw. der Küftenftanten unter- 
worfen feien, Tann als Rechtsſatz nicht behauptet werben.?' 

4. Als Waflerftraße zur Verbindung der Nord- 
und Oſtſee befteht feit 1895 gemäß ©. v. 16. März 
1886 (RGB. 58), dazu ©. v. 27. Mai 1896 (NGB. 
150) das ungeheure Wert des Nordoſtſeekanals, 
durch melden die Fahrt um Yütland erfpart wird. Da- 
mit ift der Verkehr zmifchen den beiden deutſchen Meeren und 
deren Hüften von jeder Beziehung auf fremde Staaten befreit 


31 Bol. Stört$.96, Perels des Sundzolles: Kopenbagener 
SO Fff., dann wieder 174ff. Un- | Bertr. v. 14. März 1857 (S törk 
Kar Bluntſchli 3 305, 306, |496f.), der orientalifhen Ge- 
309; Heffter-Geffden$$. 76, | wäfler: Londoner Konvention 
762. Wenn Berel3undCalvo|v. 13. Juli 1841, Barifer Friede 
den Sat aufftellen, daß unter- |v. 30. März 1856 Art. 10—14; 
hieden werden müſſe zwijchen die Art. 11, 18, 14 find aufge- 

eerengen, welche abfolut frei | hoben durch das Londoner Pro- 
bleiben müffen und folden, |tofoll v. 13. März 1871 (BGB. 
welche der Iertorigcehat un: 104), endlich Berliner Vertr. v. 
terworfen find, fo läßt ſich dies 13. Juli 1878 (RGB. 807), Art. 68 
als allgemeiner internationaler (ſ, dazu Störk 512ff. Eine 
Rechtsſatz gewiß nicht behaupten | Zufammenftellung aller bezüglich 
(ebenfo Störf 514). Es be- | der Meerengen und gefchloflenen 
ſtehen jedoch allerdings bezüglich Meere geltenden Konventionen, 
einzelner bieber gehöriger Meere | wohl aud eine internationale 
und Meerengen Speziallonven- | Revifion derfelben wäre bringend 
tionen, fo befonderö bezüglich | wünſchenswert. 
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worden. Für Unterhaltung und Betrieb des Kanald wurde 
das Kaiſerliche Kanalamt in Kiel, in unmittelbarer Unter- 
ordnung unter das Reichsamt des Innern, ?!* eingeſetzt (KB. 
v. 15. Juni 1895 (RGB. 349)). Der Abgabentarif für 
den Kanal ift gemäß KV. v. 4. Aug. 1896 (RGB. 681) 
durch das Kanalamt unterm 21. Aug. 1896 ((Bl. 466) 
feftgeftellt. Die Betriebsordnung ift feitgeftellt durch V. v. 
17. Septbr. 1895 (CB. 1896, 7), nebft Zuſatz v. 24. 
April 1896 (EB. 118) über frembe Kriegsſchiffe, das 
Sollregulativ durh V. v. 4. Juli 1895 (CB. 279). 


© DI. Das für Seeſchiffe gelfende Recht. 

I. Aus den oben Dargelegten Rechtsſätzen ergiebt fi: 
Schiffe auf hoher See bleiben ihrer Staats- 
gewalt unterworfen und bilden gleichſam 
einen [hmimmenden Beftandteil ihres Staate3.?? 
Demgemäß beftimmen fi) bie Rechtsverhältniſſe folcher 
Schiffe ausfchließlid nah den Geſetzen ihres Staates (f. 
die folgenden Paragraphen). 

OD. Sobald jedoh Schiffe in einem Meeres- 
teile fich befinden, ſei es dauernd, fei ed aud 
nur zur Durdfahrt,2® welder einer Staat3- 
gewalt unterworfen ift, fommen fraft des 
Territorialitätsprinzipes auf fie Diejenigen 
Rechtsſätze zur Anmendung, welde in dem 





81a gandb. für das D. Reich Semidl * A HGB. Art. 443; 
1896, ©. Perels 

Ceivofı .1109. BIunt- 
för $. 317, 339. Heffter-| % Bluntfhli $. 322 wil 
Geffden 8. 78. Über die Be- hier eine Modifitation der allge- 
ftandteile des „Sciffes” f. | meinen Grundſätze ftatuieren. 
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Territorialftaate gelten; die Geltung des 
eigenen Rechtes hört dann prinzipiell auf, 
und eine Anwendung desfelben kann nur 
ftattfinden, fomweit eine Konzeffion des Terri- 
torialftaates vorliegt.?* Es find in biefem Falle 
die Verhältniffe der Schiffe genau von den nämlichen 
Rechtsgrundſätzen beherriht, wie die der Gefandten und 
Konfuln (f. 88. 35, 86 bei. ©. 446 ff.). Sole Konzeffionen 
des Territorialftaates beruhen nun entweder auf fpeziellen Ber- 
einbarungen von Staat zu Staat ober auf internationalem 
Gewohnheitsrecht; eine umfaflendere internationale Eini- 
gung auf dem Wege eines die fämtliden Seemädte um: 
fafjenden Staatövertrages ift bis jet nicht erreicht, dürfte 
fih aber alö ein münfchenswertes und mohl auch erreihbares 
Ziel für die Entwidelung des Seehandelöverfehrd der Zu- 
funft erweisen. 


— — — — 


24 Sehr gut jetzt Störk a. a. 
D.428 ff., 447 ff. Perels 74ff., 
ſ. Bier auch ein in dieſem fpe- 
zielen Bunfte durch juriſtiſche 
Präzifion ausgezeichnetes Urteil 
des franzöſiſchen Staatsrates 
v. 20. Nov. 1806 über die Frage 
(„que le vaisseau neutre 
admis dans un port de 
V’Etatest de plein droit 
soumis aux loıs de police 
gei regissent le lieu oü 
il est regu m&me & bord). 
Calvo II S$. 1109, 1110; 
Bluntſchli $.319ff. Whea- 
ton I 168ff. Bgl.aud HGB. 
Art. 482; der Bier für die Zoll-, 
Polizei- und Steuergefete be- 
tonte aa gilt allgemein. 
Bluntſchli und Calvo be- 








ftreiten die unbeſchränkte Sou⸗ 
veränetät des Territorialftaates 
über fremde Handelsſchiffe im 
Küftenmeer. Die Ddeutfchen 
Staatsverträge enthalten zahl- 
reiche Bieher gehörige Borfchrif- 
ten. (Perels 77f.. Die zoll» 
amtliche Behandlung der Schiffe 
iſt deuticherfeit3 geordnet Durch 
39. 88. 74%. Fall) Wag- 
ner 310, weil im Widerfprud 
mit dem Zunbamentalfage: quid- 
quid est in territorio, est 
etiam de territorio. Nur für 
Kriegsfchiffe gilt der von Wag⸗ 
ner behauptete Sag. Richtig 
König 254. Entid. d. RGer. 
i. Straff. 3. 20, 266 ff.; Mendes 
506f.; Perels D.SR. 7. 
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MI, Als Gewohnheitsrecht darf der Sat behauptet 
werden: Kriegsſchiffe ſowie folde Schiffe, 
welhe ausfhlieflih zur Beförderung von 
Souveränen oder diplomatifden Berfonen 
dienen, bleiben aud in Staatsgewäffern nur 
ihrer eigenen Staatögemwalt unterworfen ge- 
mäß den oben entwidelten Rechtsgrundſätzen über Exterri- 
torialttät, vorausgeſetzt jedoch, daß ſolchen Schiffen ausdrücklich 
die Erlaubnis des Territorialſtaates zum Einlaufen in ſeine 
Gewäſſer erteilt murde;?5 der Territorialſtaat unterwirft 
ſolche Schiffe ſeiner Gerichtsbarkeit nicht, ſondern begnügt 
ſich, dieſelben erforderlichen Falles aus ſeinen Gewäſſern 
zu verweiſen. Über die Zollfreiheit fremder Kriegsſchiffe in 
deutſchen Gewäſſern erging eine beſondere V. d. BR. v. 
12. DM. 1878 ((Bl. 628). 

IV. Ein weiter reihendes Recht exiftiert nicht; insbe⸗ 
fondere fann es nicht als unbeftritten anerlannter Ned t3- 
fat behauptet werden, daß Delikte, an Bord eines 
fremden SKauffahrers begangen, welde die 
Ruhe und Drdnung des Territorialftaates 
niht ftören, der Aburteilung dedjenigen 
Staates zu Üüberlaffen feien, weldem das 
Schiff angehört. Die Praxis Scheint allerdings 


5 Bluntſchli $.321. Heff- | Refolution des franzöſ. Staat3- 
ter-Geffden 8. 79, V; fehr|rates v. 1806; unter die „dis- 
eingehend und zutreffend jegt | cipline interieure“ Tann jedoch 
Stork a. a. D. If . eine ſolche Handlung keinesfalls 
386 a ‚hierüber Calvo II, | generell fubfumiert werden. 
8. 1112, 1129; Bluntſchli Berels 78 f. zitiert die deut⸗ 
. 320; Perels 75, welde ſchen Staatäverträge, melde 
ämtlih den Sat bejaben auf | Borfchriften über die Materie 
Grund ber oben bereits zitierten | enthalten. König 255f. bemertt, 
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diefen Sat vielfah anerkannt zu haben: die Entſcheidung 
der Frage ift, falls nicht Staatäverträge hierüber Bor- 
ſchriften geben, im einzelnen Falle jedoch völlig der ſou⸗ 
veränen Entfcheibung des Territorialftaates überlaflen und 
die Behauptung einzelner Schriftiteller, daß an Bord eines 
Schiffes in jedem Falle nur deſſen eigenes Recht zu gelten habe, 
unbedingt falfh.?T Die englifhe und norbamerifanifche 
Praxis geht fogar fo weit, für den Fall, daß die Ge- 
rihtöbarfeit über ein in Stantögewäflern der genannten 
Staaten an Bord eines fremden Schiffes begangenes De- 
lift in Anfprud genommen wird, das Net ver Nad- 
eile und Ergreifung des Schiffes bezw. Verbredhers in die 
offene See hinaus zu forbem;®3 felbftverfländlih muß 
demgemäß englifchen und nordamerikanifchen Schiffen gegen- 
über ſeitens des Deutfchen Reiches. derfelbe Anſpruch gel- 
tend gemacht werden. 

V. Allerdings aber verzichten nad) internationalem Her- 
fommen die Staaten gegenüber fremden Handelsfchiffen in 
weiten Umfange auf ihr Territorialreht, und bemgemäß 
enthält aud Die deutfche Seegefeßgebung eine ganze Anzahl 
von Borfchriften, meldhe die Anwendung deutſchen Rechtes 
auf deutfhen Schiffen im fremden Staats- bezw. Meeres- 
gebiete vorausfegen.?? Immer ift die Anmenbung jener 
Vorſchriften jevoh von der Konzeffion des Territorial- 
ftaates bedingt, in deſſen Souveränetät das Recht be- 





daß die deutfhe Praxis, der |FKonfuln v. 22. Yebr. 1873 au 
franzöſiſchen folgend, auf die |$. 33 ausdrücklich an. 
Verfolgung in diefem falle ver-| 3? Perels 66; Blunt ht 
zichte. 8. 342; Calvo IL 8. 1126 

” Dies erlennt auch ber Rahtr. 9 Bal. 3. B. Seemd. 88. "log, 
z. A. D. 3. für die Deutfchen | 108. 
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gründet ift, in derartigen Fällen jeder Zeit fein Recht 
zur Anwendung zu bringen. Um jedod dem fremden 
Staate eine Garantie Dafür zu bieten, daß die etwa von 
ihm gewährten Ronzeffionen nicht mißbraucht werben, find 
die deutſchen Schiffe prinzipiell der PBolizei- 
gewalt der Konfuln, folange fie fih in deren 
Bezirk befinden, unterftellt worden.““ Diefe 
Poltzeigewalt bezieht fi ebenfomohl auf den Schiffer als 
die Schiffsmannihaft und umfaßt alle diejenigen Funf- 
tionen, welde die allgemeine oder die fpezielle Gefeh- 
gebung den Molizeibehörden zumeifl. Der Schiffer fann 
zur Aufrechthaltung der Ordnung und Disziplin, fowie zur 
etwaigen Berfolgung von ftrafrehtlih zu behandelnden 
Vorgängen, der Schiffsmann ebenfo zur Wahrung feiner 
Rechte dem Schiffer gegenüber die Polizeigewalt des Kon- 
ſuls in Anfprudy nehmen. Der Konful ift dem Terri- 
torialftaate gegenüber verantwortlich dafür, daß das Schiff 
die Ordnung desfelben nicht ftöre; eventuell Tann ber 
. Konful zur Ausübung feiner Polizeigemalt auch die Hilfe 


eines deutſchen Kriegsfiffes ! ſowie auh der Xofal- 


behörden requirieren. Über legteren Punkt enthalten bie 
Staatsverträge zahlreiche Vorſchriften; insbefondere haben 
die Konfuln Recht und Pflicht, auf Antrag des Schiffers 
zur Mieberergreifung bdefertierter Mannschaften eventuell 
unter Requifition der Ortsbehörden behilflich zu fein. *° 








40 Konf®. 8.33, dazu König reiche Beltimmungen in Staats 
8. 76; Laband II, 17: Störf|verträgen. König $. 72. Was 
0.0.8. S. 451ff.; ſ. au unten | unter „Dejertion" zu verftehen 
S. 848 fi. fei, ergiebt fi aus den unten 

4 Koni®. 3 29. folgenden Erdrterungen über das 

42 KonſG. 8. 34, dazu zahl- | Dienftverhältnid. Über Ent- 
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VI. Zuftändig find für firafbare Handlungen auf 
hoher See ober im Ausland fomohl das Gericht des 
Heimatshafens als das Gericht des zuerſt angelaufenen 
deutſchen Hafens. *? 

VII Ein im Intereſſe der Handelsfchiffahrt gewährtes 
öffentlichrechtliches Privileg ift die Arrefifreibeit der 
Schiffe. Eine folde erfennt die deutſche Gefeßgebung an 
für fegelfertige Schiffe, gleichgültig ob beutfche oder fremde, 
dahin, daß 1. das Schiff wegen Schulden, ausgenommen 
die für die anzutretende Reife gemachten, nicht mit Beſchlag 
belegt‘ werden; 2. eine zur Schiffsbeſatzung gehörige 
Perſon auf Grund zivilprozefiualiiher Vorfchriften nicht 
verhaftet werben Tann. ** 


IV. Pie Redjfsquellen. * 

Die enorme Entfaltung des Seehandelsverkehrs in 
neuerer Seit, und der Umftand, daß der Seehandel von 
Schiffen der verfchiedenften Nationen betrieben wird, hatte 
zur Folge, daß die Staaten fi für die Behandlung der 
Kauffahrer gegenjeitig Zugeftändniffe machten, jo daß all- 
mählich auf diefem Gebiete eine nicht unerheblihe Summe 
von gemeinfamen Rechtsſätzen fich feitftellte, deren 
formelle Rechtskraft aber doch zum größten 
Teileaufderpofitiven Gefeggebungder@inzel- 


laufen mit der Heuer ſ. RStGB. + StrßProO. $. 10. 
8.298. Über Unterftügung durch 
die Landesbehörden zur Ergrei- Re 446 verb. S8. 714, 
fung, defertierter Mannfchaften | 785, 812. 
ie Bufammenftellung von 
——— aband| Wagner Seerecht 94 ff. 
(Angaben bis 1884). 





Prinzipielle Erdrterungen und Rechtsquellen. 8. 51. 848 


ftaaten berubt.*° Das berühmte Vorbild für Diefe Ge- 
feßgebung war die englifche Merchant shipping act v. 1854, 
deren Grundſätze allmählih von allen feehandeltreibenden 
Nationen angenommen wurden. Vielleicht ift die Zeit nicht 
mehr ferne, daß diefe Grundſätze durch Staatövertrag eine 
geficherte internationale Anerkennung finden. *7 

Sn der Theorie des Völferrechtes pflegt man eine Reihe 
allgemeiner Grundfäße für die Behandlung der Kauffahrer 
vorzutragen, welche teilmeife pofitiven Rechten, fpeziell dem 
englifhen entnommen find, teilmeife feine anderweitige 
Bedeutung ald die von frommen Wünfchen haben. Das 
pofitive deutfche Recht ift in der “Theorie des Völkerrechts 
bis jet wenig berüdfichtigt worden, obmohl dasſelbe feit 
Aufrihtung des Norbdeutfchen Bundes eine ſehr reiche und 
teilmeife ausgezeichnete Entwidelung gefunden hat. Die 
nachfolgende Darftelung bat die foftematifche Gliederung 
des pofitiven deutfchen Rechtes zu geben, jedoch in Be 
fchränfung auf die das öffentliche Necht betreffenden Ge- 
ſetze; ausgefchloffen bleibt alfo insbeſondere derjenige Teil 
des Seerechtes, welcher zum Handelsrecht gehört. *? Freilich 
fließen auch hier wie überhaupt die Grenzen von Privat- 
und öffentlichem Recht derart ineinander über, daß eine 
völlig präzife Scheidung nicht durchführbar erfcheint. *° 


46 Bol. hieher Perels 88. 2,, + Eine vollftändige und ge 
3, deffen ganze Erörterung je- | ordnete Sammlung der das 
doch auf unhaltbarer Grundlage | deutfhe Seerecht betreffenden 
beruht. Geſetze giebt Knitſchky: Die 

47 Bol. Calvo II 8. 836. Seegefeßgebung des Deutfchen 

48 Da gehören auch KonſG. Reiches 2. A. 1894, ſ. ud die 
88. 36, 37 in Bezug auf ihren | Angaben bei Hänel StR. I, 
Hauptinhalt. 629. 
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Gemäß NB. Art. 4 3. 7 ift bie Organifation 
desdeutfhen Handels und der deutſchen Schiff— 
fahrt im Ausland Aufgabe des Reiches, des— 
gleichen nah RB. Art. 4 3. 9 die Ordnung der See— 
ſchiffahrtszeichen (LZeuchtfeuer, Tonnen, Baken und jonftige 
Tagesmarken).°° Demgemäß beitimmt die Spezialvorfchrift 
in NP. Art. 54, daß Die Kauffahrteiſchiffe, d. i. 
die zum Erwerb dur die Seefahrt beftimmten Schiffe 
aller Einzelftaaten eine einheitlide Handels- 
marine bilden; das Reich bat 1. die rechtlichen 
Boraudfekungen der Nationalität und der 
darüber auszuftellenden öffentlihden Urfunden, 
der Schiffszertififate; 2. das Vermeſſungs— 
wejen; 3. die Bedingungen, von welden die 
Erlaubnis zur Führung eines Seejdiffes ab- 
bängig tit, zu regeln. Die Flagge der deutſchen 
Marine ift gemäß NP. Art. 55 ſchwarz-weiß— 
rot. 

Demgemäß ergingen folgende Spezialgefeße: 

I. Die Staatsangehörigfeit betreffend: das G. v. 25. Olt. 
1867 (BGB. 35) nebſt Abänd. ©. v. 23. Dez. 1888 
(RGB. 300) über die Nationalität der Kauf: 
fabrteifchiffe und dazu das Gel. v. 28. Juni 1873 


— — — 





5° Dieſe Beſtimmung wurde | abgelehnt; auch das jetzt geltende 
der Verfaſſung eingefügt durch | Gele weiſt dem Reich nur einen 
G. v. 3. März 187I (NGB. 47). | Teil diefer Anftalten zu. Ins» 
S. dazu Hänel I, 631: ein | befondere find die Häfen, Hafen- 
Antrag, alle Scefchiffahrts- An- | polizei, Hafenordnungen Sade 
ftalten“ der Kompetenz des | der Einzelftaaten, audgenommen 
Reiches zu übermweifen, wurde | die Abgaben, infoweit fie unter 
im Sonftituierenden Neichätag RV. Art. 54 fallen. 
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(RGB. 184) über die Regiftrierung der Kauf: 
fahrteifchiffe; dazu ferner ©. v. 15. April 1885 
(RGB. 89) über das Recht zur Führung der Reichs- 
flagge durch Seefahrzeuge, die nicht Kauffahrteifchiffe find. 
Zu diefen Geſetzen gehören die V. v. 25. Oft. 1867 (BGB. 
39) v. 8. Nov. 1892 (RGB. 1050) über die Reichöflagge, 
fener v. 13. Nov. 1873 (RNGB. 367) über die Re- 
giftrierung und Bezeichnung der Kauffahrteifchiffe. 

HD. Die perfönlichen Rechtsverhältnifie ver Seefahrer be- 
treffend: die Seemannzordnung v. 27. Dez. 1872 
(RGB. 409) ;51 ferner gehören hierher dag G. v. 27. Dez. 
1872 (RGB. 432) über die Verpflichtung deutfcher Schiffe 
zur Mitnahme hilfsbedürftiger Seeleute; ferner 
über die Befähigung von Schiffern und Steuer- 
leuten Gew. O. 8. 31, dazu ©. v. 11. Juni 1878 (RGB. 
109) über die Maſchiniſten, die Prüfungsorbnungen v. 
6. Aug. 1887, 11. Juni 1891, 2. Dez. 1885 für See- 
ſchiffer und Seefteuerleute, v. 12. März 1885 u. 15. Juni 
1888 über Schiffer auf Heiner Fahrt mit Hochfeefifcherei- 
fahrzeugen; v. 26. Suli 1891 u. 19. Juli 1890 über 
Mafchiniften auf Seedampfern, fpeziel in oftafiatifcher 
Fahrt. 

Auf die perfönlichen Verhältniffe der Seefahrer bezieht 
fih jodann no dag Seeunfallverfiherungsgefeß 
v. 13. Juli 1887 (RGB. 329) nebft den VollzVerord⸗ 
nungen v. 21. Juli 1887 (RGB. 211), 8. u. 23. De. 
1887 (RGB. 563, 609), endlich v.4. Yan. 1888 (RGB. 
32). 


tiſche Bemerkung unten S. 
51 S. zu dieſem Geſetz die 93826. 
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II. Dem Schute der Schiffahrt dienen die Stran- 
dDungsordnung v. 17. Mai 1874 (RGB. 73), das ©. v. 
9. San. 1875 über die Seewarte (RGB. 11), dazu V. v. 
26. Dez. 1875 (RGB. 385), das ©. v. 27. Juli 1877 
(RGB. 549) nebſt B. v. 3. Mai 1878 (GBl. 276) über die 
Unterfuhung von Seeunfällen; ferner gehören hie: 
ber die V. v. 14. Aug. 1876 (RGB. 187) über die Not- 
und Lotfen-Signalorbnung, v. 15. Aug. 1876 (NGB. 189) 
über das Verhalten der Schiffer nah einem Zufammenftoß 
auf See, ferner die®.v. 7. San. 1880 (RGB. 1) über Ber: 
bütung von Zufammenftößen und dazu ergänzend B. v. 16. Febr. 
1881 (RGB. 28), fowie V. v.29. Juli 1889 (NGB. 171). 

IV. Ferner enthalten wichtige feerechtliche Vorſchriften 
das ©. v. 8. Nov. 1867 über die Organifation der 
Konfulate; in Ergänzung diefer VBorfchriften erging unterm 
25. März 1880 (RGB. 181) das ©. über die Schiffe- 
meldungen beiden Konfulaten, dazu B.v. 28. Zuli 
1880 (RGB. 1883); ferner dag ©. v. 6. Febr. 1875 (RGB. 
25) über Beurkundung des Perfonenftandes und die Ehe— 
Schließung. 

V. Eine jelbftändige hieher gehörige, die allgemeine Maß: 
und Gewichtöordnung (Geſetz) ergänzende Verordnung ift 
die Shiffsvermeffungsordnung v. 20. Juni 1888 
(RGB. 190); dazu ®. v. 19. Juli 1890 (CBI. 281) und 
v. 29. Nov. 1888 (CB. 958). 

VI. Endlich enthalten die Konfular-, Handels- und Schiff: 
fahrtsverträge noch zahlreiche jeerechtlihe Vorfchriften. — 

Demnach ergiebt fih das Nefultat: das gefamte 
Seereht in Friedenszeiten unterliegt, mit 
ganz geringfügigenEinfhränfungen, der Kom- 
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petenz des Neihes,°? das in einer fehr umfafjenden 
Geſetzgebung dieſe Kompetenz bethätigt hat. Kraft diefer 
Kompetenz war das Reich auch berechtigt, eine eigene und 
unmittelbare Verwaltung für diefen Zweig feiner Kom- 
petenz zu jchaffen. Bon diefem Recht hat jedoch das Reich 
feinen Gebrauch gemadt, fondern, dem Vorgang in anderen 
Vermaltungszweigen folgend, auch dieſe Materie in 
Selbftvermaltung der Einzelftaaten®® gegeben. 
Doch find die Seewarte, das Schiffsvermeſſungs— 
amt und das Neihsoberfeeamt unmittelbare 
Reichsbehördenss und damit die Selbitverwaltung ber 
Einzelſtaaten doch erheblich eingefchränft. 


8. 52. 
Die S5chiffsgewall. 

I. Solange die deutfhen Schiffe fih in deutfchen 
Häfen befinden, find fie den Organen der deutfchen Staats» 
gewalt unterworfen, ohne daß im allgemeinen Nechtsfäte 
befonderer Art hiefür vorhanden wären. Nur Streitigkeiten 
über Antritt oder Fortfegung des Dienftes nah erfolgter 
Anmufterung gehören vor die Seemanngämter unter Vor- 
behalt des Rechtsweges; doch ift die Entſcheidung vorläufig 
vollitredbar. !* 

I. Wenn deutſche Schiffe in fremdem Staat3- 


52% N. Hänel I, 632 auf] ! Wagner 309ff.; Lewis in 
Grund der oden Bd. ie. 113 f. | Endemanns Hanbb. IV, 4. Bud 
wiberlegten Auffafjung der Din Abfchn. 2; Perels D. SR. 113 ff. 


gangeworte von RP. Art. 4 Die prinzipielle Seite des hoch⸗ 
S. über dies Rechtäver- intereflanten Gegenftandes tft in 
hältnie oben Bd. I, 109. der deutſchen Litteratur leider 


58a Handb. ir dad D. Reich nur ganz a erörtert. 
1896, S. 136, 139, 204. | 38 SeemD 
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gebiete fich befinden, fo find fie daſelbſt grundſätzlich 
der einhbeimifhen Staatögewalt unterworfen? 
(j. oben ©. 837 f.). 

Sn meitem Umfange geftatten jedod die Staa: 
ten gegenfeitig die Ausübung der Staats: 
gewalt durch die Konfuln überderen National: 
Thiffe. Demgemäß enthält auch die deutſche Gefeggebung 
zahlreihe Vorſchriften, die auf diefer Vorausfegung be 
ruben. 

A. Sn formeller Beziehung gehören hieher die gefeg- 
lichen Borfchriften, durch melde allen deutſchen Kauf: 
fabrern die Pfliht beftimmter Schiffämel: 
dungen bei den deutjhen Konfulaten auf: 
erlegt ift.® 

1. Über Ankunft und Abgang muß dem Konful münd— 
liche oder fehriftlide Meldung erftattet werden, über die 
Ankunft binnen zwei Tagen, über den Abgang unmittelbar 
vor demſelben; fchriftlide Meldungen find vom Schiffs- 
führer zu unterzeichnen. * 

2. Die Anmeldung bat zu enthalten: 

a) Namen, Unterfcheivungsfignal, Heimatshafen, Cat: 
tung und Nettoraumgehalt des Schiffes, b) Namen und 
Wohnort des Eigentümers oder des Korrefpondentreebers 
des Schiffes, c) Ort und Tag der Ausfertigung des 
Schiffszertifikats oder des Flaggenatteftes des Schiffes, 
d) Ort und Tag der Ausfertigung der Mufterrolle, fofern 
dieſelbe nicht vorgelegt wird, ſowie die Zahl der Schiffe: 


s KonfG. 8. 3. König 
2 Verfehrt Wagner 310, 324. so Perels D.SR. 253. 
I dagegen auch Störk 428, oe 25. März 1880 8. 1: 
|®.» 28. Zuli 1880 $. 4. 
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mannfhaft, e) Zahl der mit dem Schiffe angefommenen 
Paflagiere, f) ob das Schiff mit Ballaft oder mit Ladung 
angelommen iſt, letzterenfalls unter fummarifcher Bezeich- 
nung der Labungsgegenftände, g) Ort und Tag des Reife 
antritt® und Tag der Ankunft im Hafen, h) ob bezm. 
welche Häfen von dem Schiffe während der Reife ange- 
laufen mworben find, i) die Adreſſe desjenigen, welcher die 
Klarierungsgefchäfte des Schiffes am Orte beforgt. 

Den unter a) bis c) geforderten Anzeigen kann aud) 
dur Borlegung des Schiffszertifikats oder des Flaggen— 
attefte3 genügt werden. Hat der Konful in dem Hafen, 
welchen das Schiff befucht, feinen Wohnfit , fo ift bei der 
Anmeldung auch die Mufterrolle der Mannfchaft des 
Schiffes vorzulegen. Diefelbe wird von dem Konful auf- 
bewahrt. ® 

3. Die Abmeldung hat anzugeben: 

a) den Beitimmungsort des Schiffes, b) ob das Schiff 
mit Ballaft oder mit Ladung abgeht, letzterenfalls unter 
fummarifcher Bezeichnung der Ladungsgegenſtände, c) den 
Tag der Ausflarierung.® 

Genügt der Inhalt der Meldung dem Konful nidt, fo 
bat der Schiffeführer diefelbe auf ergangene Aufforderung 
nad Maßgabe der obigen Beitimmungen balbthunlichit zu 
vervollftändigen. ? 

4. Die Meldungen find nicht erforberlih, wenn das 
Schiff den Hafen nur angelaufen hat, um 

a) auf Wind oder Gezeit zu warten, b) den Bedarf 

5 8.0.28. Juli 18380 88.1,2.| 7 V. v. 8. Juli 1880 $. 5. 
° 3. ». 28. Juli 1880 8. 3. | 
n, 


Born, Gtaatsreht II. 2. Aufl. 54 
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an Broviant, Wafler oder Ausrüftungsmaterial zu ergänzen, 
c) Lotjen einzunehmen oder abzufeten, d) Perſonen oder 
Ladung einzunehmen oder abzujegen, fofern der Biermit 
verbundene Aufenthalt nicht länger als 48 Stunden währt, 
gleichgültig, ob es fih um einen Zwifchenhafen over um 
den Beltimmungshafen handelt, e) Briefe ober Drbres 
in Empfang zu nehmen oder abzufenden, f) etwaigen 
Polizei-, Zoll- oder anderen am Drte beftehenden Bor- 
Schriften nachzulommen. ? 

5. Der Schiffsführer, welcher ven Vorfchriften dieſes 
Geſetzes zuwider es unterläßt, die Ankunft oder den Ab» 
gang des Schiffes rechtzeitig zu melden, wird mit Gelb- 
ftrafe biß zu 200 ME. beftraft. Die gleiche Strafe trifft 
den Schiffsführer, welcher eine nicht entſprechende Meldung 
der Aufforderung des Konfuls ungeachtet zu vervollftändigen 
unterläßt. \° 

6. Eine Melvepfliht der Schiffe in deutfchen Häfen 
befteht zwar reichsrechtlich nit, wohl aber partifuler- 
rechtlich. ?! 

B. In materieller Beziehung haben die deutſchen 
Konjuln meitgehende Befugniffe über ihre Nationalfchiffe, 
vorausgejeßt, daß der Territorialftaat die Ausübung der⸗ 
felben geitattet (j. oben S. 837 ff.). 

1. Die Konfuln haben in ihrem Bezirk die Polizei⸗ 
gemwalt!? über die deutfhen Schiffe auszuüben, f. Darüber 
oben ©. 840 ff. 


8 König 308. a „gernäber 1 gi gu. 
—78, deren ei 
° ©. v. 25. März 1880 5. 2. Fagner 384 ff. angegeben ift, 
10 G. v. 35. März 1880 8.4. ſ. au Perels Zo 
11 Wagner 383, über die onſG. 8. 33 ‚ bau über 
Pflichten der Schiffe den Zoll- befertieek Mannihaften 8. 3. 
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2. Die Konfuln fungieren als Hilfsorgane der 
Strafrehtspflege? in gleicher Weife wie die Schiffer 
auf hoher See, f. darüber unten S. 857, vorausgeſetzt, 
daß nicht der Territorialftaat jelbft die Gerichtsbarteit in 
Anſpruch nimmt, wozu er unbedingt befugt ift. 

3. Die Konfuln find befugt, wenn es die Sider- 
beit von Schiff und Mannfchaft erfordert, 
einen erfranlten oder aus anderen Gründen 
dienftuntauglihd gewordenen Schiffer abzu- 
fegen und einen neuen einzufeten; ebenfo an Stelle 
eines verftorbenen Schiffers.!* Diefe aus Gründen öffent- 
lihen Rechtes den Konſuln übertragene Machtbefugnis, 
deren Ausübung nur an den „Antrag der Beteiligten“ 
gebunden ift, kann eine vollitändige Vernichtung des Privat- 
vechted des Reeders enthalten; wenn thunlich, foll aller 
dings der Reeder benachrichtigt und feine Entfcheidung ein- 
geholt werden; gebunden, auch privatrechtlich, ift aber der 
Reeder durch die Maßnahme des Konfuls. 

4. Die Konfuln können Flaggenattefte!? aus- 
ftellen ; |. darüber unten S. 867. 

5. Die Konfuln haben die geſetzlichen Vorſchriften über 
Führung der Reichsflagge zu überwachen; ſ. dazu 
unten S. 875 f. 

6. Die Konfuln haben im Ausland ala Mufterungs- 
behörde!® zu fungieren; f. über die Mufterung, die in 
der Regel im Inland erfolgt, unten ©. 939, 941. 

7. Die Konfuln haben bei Unfällen deutſcher 


15 KonſG. $. 30. 
16 KonſG. $. 32. 
54. * 


18 SeemD. ge 102, 108 


14 KonſG. Kön nig | 
327. 
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Schiffe die erforderlihen Rettungs- und Bergungsmaß- 
regeln einzuleiten und zu überwachen ; 17 |. unten ©. 911 ff. 

8 Die Konfuln können die Mitnahme hilfsbe— 
Dürftiger Seeleute in die Heimat verfügen, 
und die Schiffer find verpflichtet, diefen Verfügungen nadh- 
zulommen. 18 

Hierüber gelten folgende Borfchriften: 

a) Alle deutfhen Kauffabrteifchiffe, welde 
nad inländifhen Häfen fahren, find gefeglid 
verpflichtet, bHilfsbepürftige deutſche See- 
leute!? aus dem Ausland in die Heimat mit- 
zunehbmen;?® als Heimat gelten neben den beutfchen 
Häfen auch die Häfen des Kanals, Großbritannienz , des 
Sunds oder des Kattegats, ſowie alle außerbeutfchen Häfen 
der Oſt- und Norbfee, von mo aus fodann das beutfche 
Seemannsamt für die Weiterbeförberung Sorge zu tragen 
bat. Das Gleiche gilt für ausländifche Seeleute, welche 
auf deutſchen Schiffen Dienft genommen haben und un- 
mittelbar nad dieſem Dienfte im Ausland hilfsbedürftig 
geworden find, gegenüber folchen deutſchen Schiffen, die 
nad) ihrer Heimat beftimmt find. ?! 

b) Die Mitnahme bat zu erfolgen auf ſchriftliche 
Anmeifung des Seemanndamtes (Konfulates) ; das 
Seemannsamt fann den Schiffer zur Erfüllung feiner geſetz⸗ 
Iihen Verpflichtung 'zwangsweife anhalten; ftehen dem 


IT KonſG. $. 36. 519 ff.; Perels D.SR. 8. 35; 
18 G. v. 27. Dez. 1872 (RGB. Wgager ſhe . 1872 3. 1. 
42). Bei Ausländern ift —8* primär 
19 ber den Begriff vgl. der Staat, welchem der Seemann 
Meves 5290 f. EI um Hilfe anzugehen. 
” König 246 ff.; Meves Meves 521f. 
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Seemanndamt mehrere Schiffe zur Verfügung, fo find die 
heimzubefördernden Seeleute verhältnismäßig zu verteilen.?? 
Während der Reife ift dem Mitgenommenen Koft und Logis 
zu gewähren. Derſelbe ift amdererfeit3 der Disziplinar- 
gewalt des Schiffer unterworfen; zu Arbeiten Tann er 
jedoch wider feinen Willen nicht angehalten werben. *® 

c) Die Mitnahme kann verweigert werden aus 
folgenden Gründen: 

1. Wenn und foweit an Bord fein angemefjener Plat 
für die Mitzunehmenden vorhanden ift; 2. wenn ber Mit- 
zunehmende bettlägerig krank oder mit einer ſyphilitiſchen 
oder einer fonftigen die Gefundheit oder Sicherheit der 
Mannſchaft gefährdenden Krankheit behaftet ift oder wegen 
eined® Vergehen? oder Verbrechen zurüdbefördert merben 
joll ;2* 8. wenn und foweit die Zahl der Mitzunehmenden 
ein Viertel der Schiffsmannfchaft überfteigt; 4. wenn die 
Mitnahme nicht mindeftend zwei Tage vor dem Zeitpunkt 
verlangt wird, an welchem das Schiff zum Abgehen fertig ift. 

Die Entſcheidung über den Grund der Weigerung 
fteht dem Seemannsamt zu. ?° 

d) Die Mitnahme erfolgt gegen Entfhädigung, 
welche wo möglich mit dem betreffenden Schiffer zu ver- 
einbaren iſt. Die Entfhädigung beträgt, in Ermangelung 
der Vereinbarung über einen geringeren Sat, für jeden 
Tag des Aufentbalte® an Bord: 1. für einen Schiffer, 


35 Ebenda $.3. Meve8523 ff.; 
Wagner421 erflärt in analoger 
Anwendung von Seemd. $. 105 
Abſ. 3 die Anrufung der Zivil 
gerichte für ftatthaft. 


22 Ebenda 88. 1, 2. 

23 Ebenda 8. 4. Meves 525. 

24 Im letzteren Falle find 
nad) KonſG. 8. 29 die Kriegs⸗ 
ſchiffe zu requirieren. 
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einen Steuermann, einen Arzt, einen Mafdhiniften oder 
den Aſſiſtenten eines folden, einen Proviant- oder Zahl⸗ 
meifter drei Marl auf Segelſchiffen und vier und eine halbe 
Mark auf Dampfſchiffen; 2. für jeden anderen Seemann 
ein- und eine halbe Markt auf Segelichiffen und zwei Marf 
auf Dampfiiffen. Die Auszahlung der Entſchädigung 
erfolgt im Beftimmungshafen durch dad Seemannsamt 
gegen Auslieferung der wegen der Mitnahme erteilten An- 
weifung. Der Mitgenommene haftet für die durch Die 
Zurüdbeförderung verurfahten Aufwendungen. Die Bor: 
chriften, welche den Reeder oder andere Perfonen zur Er- 
ftattung ſolcher Aufwendungen verpflichteten, werben durch 
dieſes Geje nicht berührt. ?° 

e) Der Schiffer, welcher ſich der Erfüllung feiner geſetz⸗ 
lihen Berpflihtung entzieht, wird mit Geldftrafe bis zu 
150 Mark oder Haft beftraft; die Entſcheidung erfolgt 
dur das Seemannsdamt, bezw. den Konjul. 27 

9. Die Konfuln haben ald Seemannsämter über Un- 
fälle deutfher Schiffe in ihrem Bezirf alle 
erforderliden Feitftellungen des Thatbeftan- 
des, auch durch eidliche Zeugenvernehmung, zu veranlafien 
und dem Auswärtigen Amte zuzuſtellen.?s S. im übrigen 
unten ©. 896 ff. 

10. Die Konfuln haben ala Seemannzämter auf Be- 
fchwerde eines Sciffeoffigier® oder von mindeſtens drei 
Sciffsleuten eine Unterfuhung des Schiffes auf 
feine Seetüdtigfeit oder der Lebensmittel auf 


6 Ebenda 88. 1, 5, 6, 7.| #8. v. 27. Juli 1877 88. 14, 
König 200. 
7 Ehenda 8.8. Meves 529 ff. 
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ihre ausreichende Menge und Befchaffenheit vorzunehmen 
und das Ergebnis ins Schiffsjournal einzutragen, eventuell 
fofort für Abhilfe zu forgen. *® 

11. Sm Auslande darf der Schiffsmenn 
feinen Dienft in feinem Falle ohne Genehmi- 
gung des Seemannsamtes verlaffen, ausge— 
nommen nur bei Flaggenmwedfel.?’ Anderer- 
ſeits darfaud der Schiffer ohne Genehmigung 
des Seemannsdamtes einen Shiffamann nidt 
im Auslande zurüdlaffen; der Konful ift be- 
züglich der Gewährung oder Berfagung diejer 
Genehmigung volllommen frei und aud dann 
niht gebunden, diefelbe zu erteilen, wenn 
Schiffer und Schiffsmann über die Zurüd- 
laffung einig find. Der Konful Tann die Genehmi- 
gung auch davon abhängig maden, daß der Schiffer für 
ben Unterhalt des Schiffsmanns Sicherftellung leiftet ; folche 
darf big zu 3 Monaten gefordert werben.®! 

Jedes ungerechtfertigte Berlafien des Dienftes ift als 
Dejertion zu betrachten und demgemäß die Stonfuln 
verpflichtet, eventuell mit Hilfe der Ortsbehörden, mo bie- 
jelbe gewährt wird, dem Schiffer zur Wiederergreifung 
folder Mannſchaften Beiſtand zu leiften. ?? 

12. Schiffer und Schiffsmann follen aus 
Gründen der Disziplin fo viel ala möglich den 
gerihtlidhen Austrag ihrer Streitigfeiten ver- 


' 81 Seemd. F 2. Strafbeft. 
20 Sceemd. 8. 47. 8. 98. König 321 ff. 
| 2 KonſG. 34; Zaband 
—— > 64, ſ. dauill, 17%; ©. teyer II, 2228; 
unten ©. ‚Wagner 353; König 324 ff. 


856 Bud XIII. Das Seerecht in Friebenszeiten. 


meiden. In feinem Falle darf ein Schiffs— 
mann feinen Schiffer vor einem nichtdeutſchen 
Gerichte belangen, ausgenommen nur für Forderungs⸗ 
anfprühe aus dem Heuervertrag im Fall des Zwangsver⸗ 
fauf3 eines Schiffes. Handelt er diejer Beſtimmung zu- 
wider, fo ıft er nicht allein für den daraus entftehenden 
Schaden verantwortlih, fondern er verliert überdies auch 
die big dahin verdiente Heuer. ®® 

Das in erfter Linie zur Erledigung von 
Streitigfeiten zwifhen Schiffer und Schiffs— 
mann berufene Organ tft das Seemanngsamt. 

a) Dasjelbe hat einmal die Verpflichtung, einengütlichen 
Ausgleich aller Streitigkeiten, die zu feiner Kenntnis ge- 
bracht werden, zu verfudhen ; insbefondere ift hiezu das See- 
mannsamt, vor welchem die Abmufterung erfolgt, verpflichtet. 

b) Ferner kann auch in anderen Fällen, die feinen Auf- 
hub leiden, wenn beutfche Gerichte nicht angerufen werden 
fönnen, der Schiffsmann und ebenſo umgefehrt der Schiffer 
die vorläufige Entſcheidung des Seemannsamtes nacdhfuchen 
und es darf dem Schiffsmann die Gelegenheit hiezu vom 
Schiffer nit ohne dringenden Grund verfagt werden; der- 
artige Entjcheidungen find von den Parteien zu befolgen; 
nah Beendigung der Reife find alsdann die fompetenten 
Gerichte anzurufen. ?* 

I. Auf hoher See ift der Schiffer Ber- 
treter der Deutfhen Staatsgewalt über Schiff 


‚Wagner 436 ff; Perels D. 
: SeemO. $. 105. KonfO.. c’ 197, 76 ff. 
8. 37, dazu Laband II, 185 240 Seemd. ß5 104—-106; 
über den rinzipiellen Gheratter 2 aband U, 16f. Mevessiif.; 
der Borfer if. König 358 ff.; Lewis], 177 f. 
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und Mannfhaft.?° Demgemäß muß der Schiffer — 
oder fein gefeßlicher Vertreter — auf dem Schiffe vom . 
Beginn der Ladung bis zum Ende ber Löſchung anweſend 
fein; eine Ausnahme ift nur „in dringenden Fällen“ ge 
ftattet und nur nach Beitellung eines geeigneten Vertreters 
aus den Offizieren ober der Mannſchaft; in nicht ficheren 
Häfen oder Reeden beiteht dieſe Pfliht auch vor Beginn 
der Ladung und nad) Beendigung der Löſchung; bei bro- 
bender Gefahr oder auf hoher See muß der Schiffer an 
Bord fein, wenn nicht dringende Notwendigkeit feine Ab- 
weſenheit rechtfertigt. 8° 

A. Daraus folgt eine Reihe michtigfter Folgerungen, 
die die Geſetzgebung pofitiv formuliert hat. 

1. Der Schiffer ift Hilfzorgan der inländiſchen 
Strafrehtspflege®? (f. oben ©. 851 über den Konful 
in gleicher Eigenfchaft). 

a) Begeht ein Schiffs mann — auf den Schiffer, 
Pafjagiere und mitgenommene hilfsbedürftige Seeleute be- 
ziehen fich die gefeglichen Beitimmungen nidt®® — auf See 
ein Vergehen oder Verbreden, fo bat der Schiffer unter 


85 Ebenſo Störk 539. A. A. recht, welches äbnlid wie 
Wagner 317: „Nichts aber iſt die Staat3gemwalt” u. |. w.) 
falfher, ald wenn man die |fich zu der obigen Außerung be- 
Schiffsgewalt felbft als ſtaats⸗ findet. Richtig Lewis in Ende- 
rechtliches Inſtitut auffaßt, wie | manns —A— 109. 
en” u. ſ. w. Daß aber eine| 3° Hand GB. Art. 484. 
andere Konftrultion gar niht! 37 Seemd. s$ 102, 108. 
möglih ift, als diefe, beweift| Perels D.SR. 267. 
der Selbftwiderfprudh, in dem 28 S. über diefe auffällige 
Wagner S. 346(die Schiffs⸗ Lüde Mewes 505 f.; Wagner 
ewalt gewährt ihrem 328 für analoge Ausdehnung auf 
nbaber ein Herrjhafts- | Reifende. 
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Zuziehung von Sciffsoffizieren und anderen glaubhaften 
Perſonen alles aufzuzeichnen, was auf den Beweis Der That 
und auf deren Beitrafung Einfluß haben kann. Syn 
befondere ift in den Fällen der Tötung oder ſchweren 
Körperverlehung die Beichaffenheit der Wunden genau zu 
befchreiben, auch zu vermerken, wie lange der Verlegte etwa 
noch gelebt hat, ob und welche Heilmittel angewendet mur: 
den, und weldhe Nahrung der Verletzte zu fich genommen bat. 

b) Der Schiffer ift überdies ermächtigt, jederzeit Die Effekten 
der Schiffeleute, welche der Beteiligung an einer ftrafbaren 
Handlung verbädtig find, zu durchſuchen. 

c) Der Schiffer ift ferner ermächtigt, denjenigen Schiffe- 
mann, der fich einer mit ſchwerer Strafe bedrohten Hand- 
lung — als foldde nennt 8. 57 3. 3, worauf verwieſen 
wird: Diebftahl, Betrug, Untreue, Unterfchlagung, Heblerei, 
Falfhung, ?? ſowie alle nad dem RStGB. mit Zuchthaus 
bedrohten Handlungen — ſchuldig madt, feitzunehmen. Er 
ift hiezu verpflichtet, wenn das Entweichen des Thäters zu 
beforgen fteht. *° 

d) Der Thäter ift unter Mitteilung der aufgenommenen 
Verhandlungen an dasjenige Seemannsamt, bei welchem es 
zuerft gefchehen kann, abzuliefern. Wenn im Auslande das 
Seemannsamt aus befonderen Gründen! die Übernahme 
ablehnt, jo hat der Schiffer die Ablieferung bei demjenigen 
Seemannsamt zu bewirken, bei welchem e3 anderweit zuerft 
gefhehen Tann. 

e) In dringenden ällen*? ift der Schiffer, wenn im 








 Diefes Delikt kennt das 
StGB. als foldhes nicht, Me- 
ves 510. 


 StrPrö. 88. 125, 127. 
41 S. hierüber Meves 508. 
2 StrBrd. $. 128. 





— —— 2* 
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Auslande ein Seemannsamt nicht rechtzeitig angegangen 
werden kann, ermächtigt, den Thäter der fremden Behörde 
behufs deſſen Übermittelung an die zuſtändige Behörde des 
Heimatshafens zu übergeben. Hiervon hat er bei dem— 
jenigen Seemannsamt, bei welchem es zuerit gefchehen Tann, 
Anzeige zu maden. 

2. Die Mannſchaft ift dem Schiffer nidt 
allein zu privatredtlidher Pflihterfüllung, 
fondern zu ftaatsrehtlihem, in feiner Strenge 
quafimilitärifhem Gehorfam verpflichtet; * zur 
Mannſchaft gehören alle im Schiffsdienft ftehenden Perfonen, 
einfchließlid der Offiziere, nicht dagegen mitgenommene 
bilfsbebürftige Seeleute und Paflagiere. 

a) Demgemäß findet das privatredtlide Vertrags⸗ 
verhältnis, der Heuervertrag, eine ftaatörechtlihe „Verlaut⸗ 
barung“ in der Form der An« bezw. Abmujfterung; 
j. darüber unten ©. 941 f., 943. 

b) Die gefamte Mannſchaft fteht, folange das Schiff 
fih in Fahrt befindel, vom Dienftantritt bis zum Dienft- 
austritt, unter einer weitreichenden Disziplinargemwalt 
des Schiffers;“ über die Pflichten des Schiffsdienftes 
ſ. unten ©. 952; das Majchiniftenperfonal ift in Diele 
Vorſchrift inbegriffen. 

Zur Sicherung dieſes Dienftes kann der Schiffer aud, 
folange das Schiff in einem Hafen liegt, die Effelten der 
Sciffsleute mit Befchlag belegen, um das Entweichen ver 
Leute zu verhindern;*° zur Fortfeßung des Dienstes kann 


Wagner 352f.; Perels D. 
SR 194 


 SeemD. ' 30 
5 Seemd. g. 78. 


4 SeemD. 88. 3, 72. Le— 
wis I, 135; Meves 441 f.; 
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3. Inſoweit die Aufredtbhaltung der Ord— 
nung auf dem Schiffe Dieserfordert, find aud 
Reiſende, ſowie mitgenommene hbilfsbedürf- 
tige Seeleute der Schiffsgemalt des Schiffers 
unterworfen.5° Eine Disziplinargewalt über Reifende 
Iann der Schiffer der Natur der Sade nad nit haben; 
die dem Schiffer gegen die vorbezeichneten Perfonen zu- 
ftehende Gewalt ift Staatögemalt. In welcher Weile dieſe 
Gewalt im einzelnen geltend zu machen ift, ft im Geſetz 
nit beftimmt, Derartige Maßregeln entziehen ſich ver 
gefeglihen Anorbnung im einzelnen, daß aber diefe Gemalt 
beftebt, iſt unzweifelhaft; ebenfo, daß fie äußerften Falles 
durh Feſſelung der Beteiligten geltend gemacht 
werden Tann. 

Gegen mitgenommene hilfsbebürftige Seeleute hat der 
Schiffer gemäß ausdrüdlicher Gejeßesvorfchrift Disziplinar- 
gewalt. °? 

4. Der Schiffer hat als Zivilftandsbeamter Ge 
burten und Tobesfälle, die ſich auf dem in Fahrt befinb- 
lihen Schiffe ereignen, zu beurkunden, indes eine Bor: 
nahme von Chefchliegungen auf deutfhen Schiffen nicht 
vorgefehen ift. °° 

a) Geburten und Sterbefälle, die ſich auf der Reife 
ereignen, find ſpäteſtens am Tage nach der Geburt bezw. 
dem Todesfall vom Schiffer unter Zugiehung von zwei 
Schiffsoffizieren oder anderen glaubhaften Perfonen im 
Schiffstagebuch zu beurfunden, bei Tobesfällen unter 


58 HandGB. Art. 666; Wag-| 9 Wagner 3l8ff.; Perels 
ner 35118, . SR. 270. 
5 G. v. 27. Dez. 1872 $. 4. 
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Angabe der mutmaßlichen Todesurfadde, und die Urkunde 
ift von jenen Perfonen zu unterzeichnen. Es können zum 
Zwecke folder Beurfundungen dem Schiffsjournal auch 
befondere NRegifter nad) Maßgabe vorgefchriebener Formu⸗ 
lare angebejtet werden, aber auch in diefem Falle muß in 
das Sciffsjournal felbjt ein kurzer Vermerk aufgenommen 
werben. 

b) Der Schiffer bat ferner zwei von ihm beglaubigte 
Abſchriften jener Urkunden demjenigen Seemannsamte, bei 
welchem dies zuerſt geſchehen kann, zu übergeben; die eine 
dieſer Urkunden iſt vom Seemannsamt aufzubewahren, die 
andere dem zuftändigen Standesbeamten behufs Eintrags 
in feine Regifter zuzufertigen, db. i. demjenigen, in deſſen 
Bezirt die Eltern des Kindes bezw. der Verftorbene ihren 
Wohnſitz haben oder zulett gehabt haben. 

ce) Überdies ift, ſobald das Schiff den inlänbifchen 
Hafen anläuft, in weldem die Reife beendet ift, das 
Schiffsjournal der ftandesamtlihen Auffichtsbehörde des 
Hafenortes zuzufertigen, welche dem zuftändigen Standes- 
beamten gleichfall3 beglaubigte Abjchrift der Urkunde behufs 
Kontrolle feiner Eintragungen zuzuftellen hat. 

d) Iſt der Schiffer verjtorben oder verhindert, fo hat 
der Steuermann die Beurkundung vorzunehmen (Seemd. 
$. 58). Die Eintragungen gejchehen nah Maßgabe der 
allgemeinen Vorſchriften. 

e) Zumiderhandlungen gegen dieſe Vorfchriften find mit 
Geldftrafe bis 150 Mark oder mit Haft zu beftrafen. * 

61 8. v. 6. Febr. 1875 88. 61 | find die Vorſ riften in Seemd. 


bis 64, 68, vb. 8 57,|8.52 Abſ. 1, 4 erfeßt. zgdage en 
59. Dur dieſe —— bleibt in Geltung 8. 58 i 
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f) Behufs Ausführung dieſer gefehlichen Borfchriften 
find noch befondere Beftimmungen unter Beifügung von 
Mufterformularen erlafien worden. °? 

g) Die Seemannsämter haben bei der Abmufterung die 
Ausführung der obigen Vorfchriften zu Tontrollieren.*® 

5. Der Schiffer bat als Nachlaßbeamter zu fun- 
gieren.** Über den an Bord befindlichen Nachlaß von 
Sciffsleuten hat der Schiffer unter Zuziehung von zwei 
Sciffzoffizieren oder anderen glaubhaften Perfonen ein 
Inventar aufzunehmen, ferner für Aufbewahrung, eventuell 
Verlauf der Sachen zu forgen und den Nachlaß ſamt In— 
ventar und Todesurfunde dem nächſten Seemannsamt zu 
übergeben. 

Bezüglich des Nachlaſſes von Reifenden hat der Schiffer 
das Intereſſe der Erben in geeigneter Weife zu wahren; 
e3 werden demgemäß die obigen Vorfchriften analog anzu- 
wenden fein. ©° 

Befondere Borfchriften über Schiffsteftamente nad 
Analogie der Soldatenteftamente beftehen reichsrechtlich 
nicht. *° 

B. An Stelle des Schiffers tritt eventuell fein Stell- 
vertreter, alfo der erſte Schiffsoffizier;*T dies ergiebt fich 
aus allgemeinen Grundfägen, ift überdies auch mehrfach 
ſpezialrechtlich ausgeſprochen, ſo Seemd. $. 42. 


62 S. diefelben bei Knitfchy | verträgen, |. aband I, 22®: 


Seegefeggebung S. 321 ff. Bagner 
“= König 298 fi. 5 Genen, Art. 676, dazu 


Wa r 321. 
6 Seemd. 8. 52 Abi. 2 und| ⸗⸗ oh aber nad Br. ALR. 
3, Strafbeft. $. 99 3. 3, dazu I, 2, N, 

Beftimmungen in den Ronfular- T SeemD. 
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Zwangslotſen find nur Hilfsorgane des Schiffers, auch 
wenn fie das gefamte Kommando übernommen haben; fie 
üben immer nur das Recht des Schiffer aus, deſſen tech— 
niſche Ergänzung fie jelbft dann bilden, wenn der Schiffer 
ihnen die ganze Sciffsleitung übergeben hat. ®® 

C. In formeller Beziehung gehören hierher die Vor- 
Ihriften über das Schiffsjournal; in demfelben find 
alle „erheblichen Begebenheiten” auf dem Schiffe täglich 
zu beurfunden von dem Beginne der Ladung an.” Das 
Journal wird unter Aufficht des Schiffer von dem Steuer- 
mann, und im Falle der Verhinderung des letzteren von 
dem Schiffer felbft oder unter feiner Auffiht von einem 
dur ihn zu beftimmenden geeigneten Schiffemann geführt. 
Bon Tag zu Tag find in das Sournal einzutragen: Die 
Beichaffenheit von Wind und Metter; die von dem Schiffe 
gehaltenen Kurfe und zurüdgelegten Diftanzen; die er- 
mittelte Breite und Länge; der Wafferftand bei den Pumpen; 
die durch das Lot ermittelte Waflertiefe; jedes Annehmen 
eines Lotſen und die Zeit feiner Ankunft und feines Ab- 
ganges; die Veränderung im Perfonal ver Schiffsbefagung ; 
die im Schiffsrat (ſ. HGB. Art. 485) gefaßten Be- 
ſchlüſſe; alle Unfälle, welche dem Schiff oder der Ladung 
zuftoßen und die Befchreibung derſelben; die auf dem 
Schiffe begangenen ftrafbaren Handlungen; Herabfetung der 
Heuer wegen Unfähigteit; die vorgelommenen Geburt3- 


8 Wagner 350 und die dort 
zit. „seriöltigen rennen 


487, 
Seemd. 88. 34, 46, 57 Abi. 2, 
70, 77, 80, 85, 99 Apf. 4. Bol. 


Born, Staatöredt II. 2. Aufl. 55 


Zewisl, EL Fa ff.; 
Perels D.S Eine 
Strafvorſchrift wegen Unter⸗ 
Iaffung ift im Geſetze nicht ent- 
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und Sterbefälle; etwaige Anderung oder Kürzung der Ra— 
tionen; endli jede Verlegung der Dienftpflit mit ge 
nauer Angabe des Sacverhaltes und unter Mitteilung an 
den Schiffsmann; die unterlaffene Eintragung präflubiert 
die Strafverfolgung. ?° Die Eintragungen müfjen, fomeit die 
Umftände dies nicht hindern, täglich gefhehen. Das Journal 
ift von dem Schiffer und dem Steuermann zu unterfchreiben. 


8. 58. 
Die Hedtsverhältuiffe der Schiffe. 
I. Bafionalifät. (Staafsangehörigkeif.)! 

I. Die formelle Borausfehung der deutſchen Staate- 
angebörigfeit von Kauffahrteifchiffen ift Eintrag in ein 
deutfhes Schiffsregiſter. Alle zur deutfchen 
Handel3marine gehörigen Schiffe müffen in 
einem Schiffsregifter eingetragen fein, und 
nur der Eintrag in das Schiffsregifter ver: 
mittelt formell juriftifh die Zugehörigkeit 
zur einbeitliden? deutfhen Handelsmarine?’ 

Sn 22 Seehäfen des Deutfchen Reiches werden folde 
Kegifter geführt;* die Negifterbehörden find von den 


10 Seemd. $. 85. F% 2 521 ff.; Perels 2. 


1Perels 88. 7, 10; | 3 Sehr zutreffend über die 
Bluntf His. (ungenügend): rechtliche Bedeutung des Wortes 
Lewis I, 7 (nur bandelörecht- | „einheitlih"NB. Art. 54 Aphf.1— 
lich); Laband D, 228 fi.;|2aband OD, 228 f. 
Hänel StR. I, 628; Wagner 2 NatG. 8. 3, dazu 8. 18 
Seeredt 152 ff.: Gareis Böl- ! Ein amtliches „Handbuch fd. 
kerrecht 146 ff, Handel3R. gt. deutſche Handelsmarine“ er: 
G. Meyer L. 548 ff.; Lewis | feint alliährlich, veranftaltet 
in Stengels Mörterb. I, 421, | vom Reihsamt de Innern im 
HD, 410, 419; Start in v. | Brivatverlag (6. Reimer), 
Holgenborffa Handb. d . Bölter- | * EBL. 1880, 169 
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Einzelftaaten zu beftellen, das Verzeichnis aber vom 
Reichskanzler zu publizieren, was im Gentralblatt ge- 
fhieht.° Die Regifter weiſen jeverzeit den Stand der 
deutſchen Handelsmarine evident nah. Diefelben find 
öffentlihd und können während der gewöhnlichen Dienft- 
tunden von jedermann eingefehen werden.® Das Schiff 
ift in Das NRegifter desjenigen Bezirkes einzu- 
tragen, in dem der Heimatshafen, d. i. der 
Hafen, von dem aus die Seefahrt betrieben 
wird, liegt.” 

Der Eintrag in ein Regifter kann proviſoriſch erfebt 
werden durch ein fogenanntes Ylaggenatteftl. Zur Er- 
teilung von ſolchen find die deutſchen Konfuln, falls das 
Schiff in ihrem Bezirk fich befindet, berechtigt, wenn ein 
fremdes Schiff im Ausland in deutſches Eigentum über- 
gegangen ift; ſobald das Schiff ins Inland gekommen iſt, 
muß die Regiftrierung erfolgen; bis dahin Bat die Ertei- 
lung des Ylaggenattejtes die Rechtswirkung der Regiftrie- 
rung und des Zertififates, jedoch höchſtens auf ein Jahr, 
es jei denn, daß die Dauer der Reife „durch höhere Ge- 
malt“ verlängert fei. Von der Erteilung des Flaggen— 
atteftes it das Auswärtige Amt zu benachrichtigen. ® 

DH. Regtjtriert werden müffjen alle zum Er- 
mwerb? beftimmten Seefdiffe, ausgenommen nur 








5 König 284, 434; Meves Wagner 165. In englifchen 
126; Lewis L, 7: Wagner | Häfen ift eine befonders forg- 
fältige Prüfung der Seetüchtig- 


” NatG. keit vorzunehmen. CBl. 1875, 

NatG. 5 Wagner — 520; 1891, 

8 Nat®. 8. 16. Koni®. 9 Über ben Se riff „Erwerb“ 
Perels 58; König 30 E% Meves 417 f.; König 283 f. 


55* 
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folde, deren Bruttoraumgehalt nicht mehr ala 50 Kubik— 
meter beträgt. 1° Erwerb im Sinne des Geſetzes ift 
1. Handelsbetrieb, 2. große Fifcherei, 3. Schleppen an- 
derer zur Seefahrt beftimmter Schiffe, "! immer unter der 
Vorausfegung, daß der Erwerb auf hoher See erfolgt. ie 
Allerdingd wird Fein direkter Zwang ausgeübt, aber das 
nicht eingetragene Schiff darf die Flagge nicht führen, 
woraus fi die meittragendften Folgen ergeben (f. unten 
©. 875 f.).18 

IH. Der Eintrag erfolgt auf Grund einer von dem 
Schiffseigentümer (bei Veränderungen binnen 6 Wochen 
nad) Ablauf des Tages, an welchem er von den betreffen- 
den Thatfachen Kenntnis erlangt hat) zu erftattenden An - 
zeige durch die Regiſterbehörde des Heimats-, d. i. des⸗ 
jenigen Hafens, von welchem aus die Seefahrt betrieben 
werben fol. 1* 

BVerpflichtet zur Anzeige find: 1. der Reeder bezw. die 
jämtlihen Mitreever, 2. bei juriftifchen Perjonen, einge- 
tragenen Genoſſenſchaften und Aktiengefellfchaften die fämt- 
lihen Mitglieder des Vorftandes, 8. bei anderen Hanbele- 
gefellfchaften die perſönlich haftenden Mitglieder, 4. bei 
Eigentumswechſel unter Deutſchen der neue Erwerber. 





10 RegG. g. 1 in Aufhebung 13. Nov. 1878 (RGB. 367) 8.1 
von Nat®. $. 17. V. v. 13. Nov. | Wagner 149. 
1873 8. 3, dazu Meves a7; 8 Am 1. Januar 1895 waren 


FZoni g 287; Perels D.SR.! regiftriert 3664 Schiffe, barunter 


| 1043 — mit einem Retto- 
118. v. 18. Rov. 1873 g 2, , Taumgehalt v Regifter- 
'ton® und einer Befakung von 
Wagner 15l. |40982 Mann, |. König . 
12 Kür 17 deutſche ee | 14 „a0 88. 5, 12 Abf. 2. 
ift die Grenze der offenen, © 23. Dez. 1888). Meves 
genau fixiert durch die 8. 4 
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Der Anzeige ift beizufügen der Nachweis, daß das 
Schiff im ausſchließlichen Eigentum von deut- 
Then Staatsangehörigen ftehe,!? die Zulafjung 
von Fremden wurde nach langer Debatte im Reichdtag aus⸗ 
drüdlich abgelehnt; bei juriſtiſchen Perſonen, Aktiengefell- 
ſchaften und eingetragenen Genoſſenſchaften iſt der Nach 
weis erforberlih, daß die Gejellihaft im Reichsgebiete ihr 
Domizil hat, bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien außer- 
dem noch, daß die perjönlich haftenden Geſellſchafter deutſche 
Staatsangehörige feien.1* Eingeborene der Schubgebiete 
fönnen durch Faiferliche Verordnung den Reichsangehörigen 
gleichgeftellt werben. !" 

Deuticher Urfprung des Schiffes oder deutſche Staats⸗ 
angehörigfeit der Sciffsbefahung oder eines Teiles der» 
jelben wird nicht geforbert. 

Die Regifterbehörve bat die beigebrachten Nachmweifungen 
genau zu prüfen und darf den Eintrag nur vornehmen, 
wenn der Nachweis vollftändig erbracht ift. 1® 

IV. Der Eintrag hat die Angaben zu enthalten über 

1. Namen und Gattung des Schiffes; 

2. Größe und Ladungsfähigkeit desfelben gemäß der 
erfolgten Vermeſſung (f. unten IL); 


16 NatG. $. 2 Abt. 1, vgl. S.354 ff. Vgl. Wagner 154 f., 
Calvo H, 8. 839. Bgl. die 156. 

ſehr intereffanten Verhandlungen 1° NatG. $. 2 Abf. 2 in_der 
hierüber im Reichstag. Sten. Igſuns des G. v. 28. Dez. 
Ber. 1867, 361 ff.; Meves 419. 8, ſ. Wagner 157; über die 
Der Erwerb der Staatdange- | angegebenen Begriffe ſ. im 
hörigleit erfolgt aber nicht, wie; übrigen die Lehrbücher des Han- 
diefer Schriftiteller annimmt, delsrecht es. 

nad) andeaseht, fondernnah | TRGS. v. 18. März 1888 
Reichsrecht: ©. v. 1. Juni 1870 (RGB. 78) 8. 7 

(BGB. — ©. ob., Bd. IT, 8 NatG. $. 7 
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3. Zeit und Drt der Erbauung bezw. der Thatum- 
ftände des Überganges in beutfches Eigentum, für leßteren 
Fall womöglih auch Zeit und Ort der Erbauung ; 

4. den Namen des Heimatshafens; 

5. den Namen und die nähere Bezeichnung des Reeders, 
oder, wenn eine Reederei beiteht, den Namen und die nähere 
Bezeichnung aller Mitreeder und die Größe der Schiffspart 
eines jeden; ıft eine juriſtiſche Perſon Reeder oder Mit- 
reeder, fo ift der Ort, an welchem diefelbe ihren Sit bat, 
einzutragen ; ift eine eingetragene Genofjenjchaft oder eine 
Handelsgejellfchaft Reeder oder Mitreeder, fo ift außer dem 
Drt, wo die Genofjenfchaft oder Geſellſchaft ihren Sit hat, 
auch die Firma, und wenn die Gefellichaft nicht eine Aftien- 
gefellfchaft ift, der Name und die nähere Bezeichnung aller 
die Handelsgefellfchaft bildenden Gejellfhafter einzutragen ; 
bei der Kommanbitgefellfhaft auf Altien genügt ftatt der 
Eintragung aller Gefellichafter die Eintragung aller perfön- 
lih baftenden Gefellfchafter ; 

6. den Recdtögrund, auf welchem die Erwerbung bes 
Eigentums des Schiffes oder der einzelnen Schiffsparten 
berubt;; 

7. die Nationalität des Reeders oder der Mitreeber, 

8. den Tag der Eintragung des Schiffes. 1? 

Jede Änderung ift fofort anzumelden und im Regiſter 
ſowie im Bertififat nachzutragen, wodurch diefelbe erft recht- 
lich exiftent wird; Anderung des Namens bevarf überdies 
der Genehmigung des Reichsamts des Innern, die nur 
„aus beſonders dringenden Gründen” erteilt werden fol; 


affung dee G. v. 3. Der. 
10 Nat. 8. 6 Ziff, 5 in| IB Merers 561 i 
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der Antrag ift an die Negifterbehörde zu richten und von 
dieſer begutachtet dem Reichsamt des Innern vorzulegen. ?° 
Für die Anzeige von Anderungen des Eintrages fowie für 
diejenige bezüglich der Löfchung giebt das Geſetz dem 
Needer 6 Wochen von erfolgter Kenntnis der Thatfachen.?! 

V. Über ven erfolgten Eintrag ift feitens der Regifter- 
behörde ein Zertifilat auszuftellen, ?? welches enthält 

1. den Inhalt des Eintrages ; 3? 

2. die Angabe des dem Schiff bei feiner Regiftrierung 
erteilten, aus 4 Buchſtaben bejtehenden Unterfcheidungs- 
fignaleg ; ?* 

8. den ausdrücklichen Vermerf, daß alle zum Zweck 
des Eintrages gejeglich erforderten Nachweife erbracht feien; 

4. den ausdrüdliden Vermerk, daß das Schiff zur 
Führung der deutfchen Ylagge befugt jet. ?> 

Das Zertifilat ift Das einzige nad deut— 
Them Recht erforderlide Legitimationgspapier 
für die Kauffahrteifhiffe;?° Seepaß oder Kauf» 
brief fordert das deutſche Recht nit. Deutfde Schiffe 


— — — — — 


20 NatG. 8. 11 Abf. 1. Rad. 
3 2, dazu ® v. 18. Nov. 1873 | 1873 ar 156) 

4 Perels 63%; Lewis IL! 4 8. d. BR v. 29. Juni 
ar M eve 431 f.: Wagner 1868. udn 287, Lewis I, * 


3 u. 4 NatG. 8. 
Nat, 


12. 
93 NatG. % 8 Abf. 1. Das u Nat, —* König 286; 
gormular mur wurde feftgeftellt Durch | Perels 61; Bluntfdhli $. 326 
d. BR. v. 27. Febr. 1889 (ohne jede Berüdficgtigung des 
(CBl. 227) —r 25. Nov. 1891 | deutfchen T Calvo II, 
Cor 320), ſ. Perels D.SR.|S. 875; Remis I, 14; Stört 


. 9. — ©. Meyer L, 500 f.; 
ur Über bie Angabe der La⸗ 


agner 155, 1 351 über 
dungsfähigteit in den Zertifi- | anderweitige Papiere. 


faten |. d. NR. v. 5. San. 
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erbringen durch das Zertifikat den vollgül- 
tigen Nachweis ihrer Rationalität nit allein 
für den deutſchen, fondern für den gefamten 
internationalen Berfehr; die internationale An- 
erfennung der nad dem pojitiven Recht eines Staates er: 
folgten Legitimation ift allgemein anerlannter Grundfag. 
Das Deutfche Rei) hat überdies nod mit einer Reihe 
von Staaten diefe Anerkennung ausdrücklich gegenfeitig 
vereinbart. 

VI. Der Eintrag bat folgende rechtlihe Wirkungen : 

1. Die in die Schifföregifter Der deutſchen 
Handelsmarine eingetragenen Schiffe müſſen 
nah Empfang des Zertifilates bis zu er- 
folgter Löfhung die deutſche Flagge fübren.?? 
Die deutfhe Flagge tft Das äußere Zeichen der 
deutfhen Staatsangehörigfeit und der durch 
diefelbe begründeten Pfliht des Gehorſams 
gegen die deutfhe Staatögewalt wie des 
Rechtes auf deutſchen Schuß, wo immer das 
Schiff fih befinden mag. Nur regiftrierte Schiffe, 
melde das Zertifikat empfangen haben, dürfen bie deutjche 
Flagge führen, es fer denn, daß das Schiff nicht der 
Regijtrierung bebürfte.** Außerdem dürfen die deutfche 
Flagge führen a) deutſche Luſtjachten, die in die offene 
Eee gehen, b) Seejdiffe, die im Inland für Rechnung von 


2 NatG. 8. J1. S. G. Meyer|mwird, allerdings mit der im 
VerwR. I, über den Ein- | Tert bezeichneten Rechtswirkung. 
trag; derjelbe ift „Beurkundung“, ih Wagner 154, ridtig 
durch welde das Recht zur Störk 522. 

Slaggenführung nicht rechtlich * Nat®. 8.10. Reg G. 8. 1. 
entftebt, fondern nur feftgeftellt | 8. v. 18. Nov. 1878 & 8. 
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Ausländern oder fremden Staaten gebaut werben, folange 
fie im ausſchließlichen Eigentum von Reichsangehörigen 
ftehen;?? ec) Schiffe von Eingeborenen der Schußgebiete, 
denen das Recht fpeziell verliehen wurde. 8° 

Die deutfhe Flagge ift [hwarz=-weiß-rot;®! 
die Führung von Landesflaggen auf See ift verboten, die 
Slagge der Handelsmarine bildet „ein längliches Rechteck, 
beftehend aus drei gleich breiten horizontalen Streifen“ in 
den angegebenen Farben, fo daß der ſchwarze Streifen oben 
it; die Höhe beträgt zwei Drittel der Länge; die Flagge 
it anzubringen am Hed oder hinteren Maft, und zwar 
regelmäßig an der Gaffel dieſes Maftes, eventuell am Topp 
oder im Want; bejondere Abzeichen und Wimpel ähnlich 
denen der Kriegsfchiffe?? find verboten ;?? 

2. die regijtrierten Schiffe müſſen ftet3 das Zertifikat 
als Legitimationspapier mit ſich führen ;°* 

3. fie müſſen deutſche Kriegsfchiffe ſowie Feitungen 





2 G. v. 15. April 1885 |ner über Führung der Kriegs. 
(RGB. 89). und zei Sdienit ange, 7 d. 
30 G. v. 19. März 1888 8.7, RR April 1898 (CB. 


dazu noch die Brüffeler Anti- 112); Tier Führun 
jHavereiafte v. 2. Juli 1890 Kreuged auf der anbelö fange 
(RGB. 1892, 605) über das K. V. Juli 1896 (RGB. 
Recht „einheimifcher* Sdiffe, | 181), Ba, N RK. v. 16. Aug. 
die Flagge einer ber beteiligten | 1896 (CBl. 461); 8. 2. 

Rachig iu rühren Art. XXXff. 2. März 1886 (RER. 89) über 


2 des eiſernen 


. König 
non; Bereis 8.9; Zaband 


29 Dal 
Int. SR. 


RSR. Rn dazu B. d. RR. 
Sanuar 1898 (8 l. 9) 
über die Reichödienftflagge, fer- 


ss de — [3 


> Fin. 1892 





das Recht der Souveräne, der 
Prinzen regierender Häufer und 
ber regierenden Bürgermeijter 
der freien Städte, auf ihren 
Privatfahrzeugen die Kriegs⸗ 
flagge an der Gaffel oder am 
Flaggenſtoe f u guhren. 
NatG 
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und Küftenfort zuerft nad dem vorgefcdhriebenen See: 
zeremoniell begrüßen ; ?® 

4. fie müflen den Schiffenamen in gut fihtbaren und 
feſt angebrachten Schriftzeichen, hell auf dunklem Grunde, 
in lateinifher Druckſchrift von beftimmter Größe (bie 
Heinjten Buchftaben mindeſtens 10 cm hoch) auf jeder 
Seite des Bugs mie am Hed erkennbar maden, an letzterer 
Stelle au den Ramen des Heimatshafens. ** 

VI. Die Löfhung des Schiffes im NRegifter 
bat zu erfolgen 1. bei Untergang des Schiffe, 2. bei 
Wegfall einer derjenigen Borausfegungen, von welchen ver 
Eintrag bedingt ift, alfo insbefondere des deutſchen Eigen: 
tumes. Vor der Löfchung hat die Rückgabe des Zertifikates 
zu erfolgen, und e3 fann hiervon nur ausnahmsweiſe bei 
glaubhafter Bejcheinigung der Unmöglichkeit der Rückgabe 
abgefehen werden. 2” Die Anzeige hat in der gleichen Friit 
wie die Anzeige von Veränderungen zum Eintrag und durch 
die gleichen Perfonen zu gefchehen. ?® 

VII. Die Durchführung der obigen Borfcriften®® iſt 
im Inlande dur die PVolizeibehörden, im Auslande ins⸗ 
befondere durh die Konſuln ſowie jederzeit durch die 
Kommandanten der Faiferlihen Marine zu überwachen; 
jpeziell die Konfuln haben dafür zu forgen, daß Die Deut- 
ſchen Sciffe die Flagge führen und zwar genau nah Maf- 


3 V. v. 27. De 1867 Br EN Bereld 62; Wagner 


publiziert) 3. 1. Perels 60 
158. Ir; NatG. 11 Abi. 2 
s NatG. S. 12 Abi. 1. 
20 KonſG. 8. 30, dazu A. T. 
J.; Köni ; Berels 9. 
3. vo. 27. Dez. 1867 3. 2, 


 NegG. 8. 3, dazu 3. v. 
13. Nov. 1875 8. 5 in der 
Faſſung v. 1. Sept. 1892 (RESP. 
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gabe der beftehenden Vorfchriften, ſowie andererfeit3, daß 
fein Schiff unberechtigt die deutſche Flagge führe. Es 
gelten hierüber folgende VBorfchriften: 

1. Schiffe, welche zur Yührung der deutfchen Flagge 
verpflichtet find, aber dieſe Führung unterlaflen, verlieren 
den deutſchen Schuß, eine Straffanktion für diefen Fall 
beiteht nit. Flaggen oder Wimpel, melde den gefeb- 
lien Vorſchriften nicht entfprechen, Tünnen weggenommen 
werben. *° 

2. Schiffe, melde unberechtigtermeife unter deutfcher 
Flagge fahren, find eventuell mit Hilfe der Ortöpolizei- 
behörde zum Einziehen der deutfchen Flagge zu veranlaffen; 
diejelben fünnen außerdem zu Guniten des Reichsfiskus 
fonfisziert werden und die Führer find in Gelbitrafe big 
zu 1500 Mark oder Gefängnisftrafe bis zu 6 Monaten zu 
nehmen. *! 

3. Der Führer eines unter deutfcher Flagge fahrenden 
Schiffes, bei welchem zwar materiell alle Borausfegungen 
für den Eintrag in ein deutſches Regiſter vorliegen, der 
Eintrag felbft, bezw. der Empfang des Zertififates aber 
noch nicht erwirkt ift, fällt in Gelvftrafe bis zu 300 Mark 
oder verhältnismäßige Gefängnizftrafe, welche jedoch durch 
den Nachweis perjünlicher Schulplofigfeit abgewendet werben 
fann.*? 

4. Zuwiderhandlungen gegen die gefeßlihen Vorfchriften 


4 König 305; ‚Berels 541, | Allgemeine Rebemenbungen bei 
60) ; Meves ie; Stört >=. Bluntſchli 1 ; Heffter- 
NatG. 8. 18. 8. v. 27. Geffcken $. 
De. 1867 3 2. Meves 400. | 
Wagner 166; Pereld 60, ENAG. 8.14. Meves428ff. 
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über An- und Abmeldung zum Regifter ziehen für die Ver— 
pflichteten Gelbftrafe bis zu 300 Marf oder entſprechende 
Gefängnisftrafe nah fi, falls nicht der Nachweis geführt 
wird, daß der Verpflichtete ohne fein Verſchulden außer 
ftande war, die gejegliche Verpflichtung zu erfüllen; die 
Strafe fteigt aufs Doppelte, wenn binnen 6 Wochen nad 
eingetretener Rechtskraft des erſten Strafurteild den gefet- 
lichen Vorſchriften noch nicht genügt ift. *° 

5. Zumiberhandlungen gegen die gefeglichen Vorſchriften 
über Anbringung des Namens am Schiff werden am Führer 
mit Geldftrafe bis 150 Mark oder entfprechender Haftftrafe 
geahndet. ** 

6. Über Verluft des Rechtes zur Flagge durch Stlaven- 
[hilfe f. unten S. 929. 


I. Das Bermellungswelen.* 

1. Das Bermefjungswefen der Sdiffe bil- 
det einen befonderen Beftandteil des allge- 
meinen Maß- und Gewichtsſyſtems; mehr nod 
als bei letzterem find bei erflerem in unferer Zeit inter- 
nationale Gefichtspunfte maßgebend geworden. Das Schiffe: 
vermeflungswejen wurde nicht in der allgemeinen Maß- und 
Gewichtsordnung, welche ald Gefek erging, georbnet, fon- 
dern durch eine fpezielle V. d. Bundesrats v. 5. Juli 1872 
(RGB. 270), in Kraft feit 1. Januar 1873, an deren 
Stelle jebt die Schiffsvermefjungsordnung vom 


— 


“3 NatG.$. 15. Meves 488f. ner 167 fi., König 288 Tj.; 
+ RegG. 88. 3, 4. Meves Pers D.SR. 8. 7.; Lewis 


sand LI, 181 ff.; Wag⸗ 
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20. Juni 1888 (RGB. 190) getreten ift, abgeändert 
1. März 1895 (RGB. 158), demgemäß in neuer Revaf- 
tion publiziert RGB. 1895, 161. Diefe Schiffsver⸗ 
meſſungsordnung ift feine Vollzugsverordnung zur Maf- 
und Gemichtsorbnung, fondern bildet einen felbitändigen 
Beitandteil des deutſchen Maß- und Gewichtsſyſtemes, hätte 
demnach wie die Maß- und Gewichtsordnung ſelbſt in der 
Form des Geſetzes erlafjen werden follen, die Rechtskraft 
der Schiffsvermeflungsorbnung wird jedoch dadurch nicht 
berührt. *° Die Vollzugsverorbnungen hat der Reichskanzler 
nah Anhörung des Bundesratsausfchufies für das See- 
wesen ſowie desjenigen für Handel und Verkehr zu er- 
Iafien. *? 

II. Das deutſche Schiffsvermeſſungsweſen beiteht aus 
folgenden Vorſchriften: 

1. Alle zur Seefahrt im Sinne des Regiftrierungs- 
gefeßes v. 13. Nov. 1873 (NGB. 367) ausſchließlich oder 


# A. A. Hänel 1, 633, 281: | Rechtäquellen ded Näheren aus- 
„verfaflungsmwidrig und darum | führt. Diefe Unterſcheidung ift 
nihtig”; ebenfo ©. Meyer|u E. unhaltbar: alle Ber- 
. II, 5551. Für giltig waltungsvorſchriften find 
halten die ShiffsßD. Löning Rechtsſätze |. oben Bd. TI, 
VerwR. 6571: Arndt Berord- 1403 ff. Die dur die SHBD. 
nungsredt 139: Seydel Komm. | begründete Anzeigepflicht befteht 
208; Zaband II, 182 fpridt| „de jure formali”; wenn 
der Sciffävermeffungsd. die Wagner 172% meine Bemer: 


Rechtsverbindlichkeit ab, ſoweit 
fie Rechts vorſchriften enthält, 
betrachtet fie aber als giltig, ſo⸗ 
weit fie Berwaltungsvor- 
fchriften giebt. Es hängt Dies 
jufammen mit der Unterfchei- 
dung zwiſchen Rechtsſätzen und 


fungen über die rechtlid) bin- 
dende Kraft der SHBD. „un 
verftändlich” findet, fo Liegt das 
nit un mir; in der Behaup- 
tung der mangelnden Rechts⸗ 
giltigfeit der SchVO. ftimmen 
auch keineswegs, wie er behauptet, 


Verwaltungsvorſchriften, melde | alle en 


2aband in der Lehre von den 
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vorzugsmweife beftimmten Schiffe, Fahrzeuge, Boote unter: 
liegen behufs Feſtſtellung ihrer Ladungsfähigkeit der Ver— 
meſſungspflicht, ausgenommen nur kleine Fahrzeuge unter 
50 cbm Bruttoraumgehalt ohne Mannſchaftsräume, die 
landesrechtlih von der Vermeſſungspflicht auögefchlofien 
werden können. *? 

2. Die Bermefiung erfolgt entweder im vollftändigen*? 
oder im abgekürzten Verfahren. Letzteres ift nur geftattet, 
wenn das Schiff ganz oder teilmeife beladen ift ober Um⸗ 
ftände anderer Art die Vermefjung nad dem vollftändigen 
Verfahren bindern ;5% der Grund ift im Meßbrief zu ver- 
merken und nad) Fortfall des Hinderungdgrundes eine neue 
Bermefiung nad dem vollftändigen Verfahren vorzunehmen, 
fobald das Schiff in einen deutfchen Hafen gelangt.°! Befondere 
Vorſchriften beitehen noch für die Bermefjung offenerfyahrzeuge.®? 

Zu vermeflen ift der Raumgehalt der fämtlichen unter 
dem oberften Ded des Schiffes befindliden Räume famt 
den auf oder über dem oberften Ded feft angebrachten Auf: 
bauten (Bruttoraumgehalt);?® ver Nettoraumgehalt wird 
gewonnen durh Abzug der Räume zum Gebrauch ber 
Schiffsmannſchaft und zur Napvigierung des Schiffes, ferner 
bei Schiffen, die durch Dampf ober eine andere Fünftlich 
erzeugte Kraft bewegt werben, der von der Treibfraft, alfo 
inäbefondere den Mafchinen, eingenommenen Räume von 
erfterem. 5* 

“Ss }, 1. „ ScifeeD. 58. 3, 18, 19. 
40 Schiffs Vo. 88. 4—16, 20,  Shiffsßd. 8 Abtf. 83. 
das Moorſomſche Verfahren, i.  ShiffsBßn. 


X. 
darüber Romberg inv. Holgen- 68 SHilanD. \ 2, f. jebod 
dorff3 Jahrb. III, 313; Wag⸗ dazu & 10 
sie 8. 2, 14, 15 


ner Seerecht (1884) 167; Stört 
535°. Bei Umbau von Schiffen 8. 28. 
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3. Die Bermeffung der unter dem Vermeſſungsdecke 
befindliden Räume hat bei neuen Schiffen nad Legung 
dieſes Decks zu gefchehen,; der Erbauer des Schiffes hat 
die erforderliche Anzeige rechtzeitig fchriftlich bei der Be- 
hörde zu machen; bb die vorgefchriebenen Pläne und Zeich— 
nungen find mindeftend 4 Wochen vor der Vermefjung von 
dem Befteller des Schiffes in genauer Richtigkeit der Ber- 
mefiungsbehörde einzureihen. Die genauen PBorfchriften 
hierüber in SchVO. 8 31. Ber der Vermeflung jelbft find 
durh den Reeder oder Schiffsführer bezw. ihre Leute der 
Behörde alle geforderte Beihilfe, Auffchlüffe, Aufräumungs- 
arbeiten zu leiften.5°° Ebenſo find größere Abänderungs- 
bauten der Behörde mitzuteilen; ob eine Neuvermefjung 
ftattzufinden hat, beitimmt die Behörbe.57 Außerdem 
können jederzeit Nachvermeflungen zum Zweck der Kontrolle 
ftattfinden durch die Vermeſſungsbehörden, aud auf An- 
weifung des Schiffevermeffungsamtes; Reeder und Sciffe- 
führer haben aud in foldhen Fällen die ihnen bei Neuver- 
mefjungen obliegenden Pflichten. 58 

4. Die Behörden für Vermeſſungsweſen find: A) die 
Bermefjungsbehörden;5? die Beitellung derfelben ift 
den Einzelftaaten anheimgegeben, welche nur verpflichtet 
find, denfelben einen Sciffbau-Technifer beizugeben: zur 
Zeit fungieren 66 Bermeffungsbehörben. 

B) Über dieſen Landesbehörden fteht als eigene und 


5 Schiffs VO. 8. 30. 65T Genaue Borfchriften bier: 
be Schiffs VO. 5.32. Ladung | Über SchiffsBD. 8. 38; dazu 
oder Ballaft darf vor beendeter | au L 34. 
Bermefiung ohne Zuftimmung| 5° Schiffs VO. 88. 35 verb. 
der Vermeſſungsbehörde nicht | 32, 28. 
eingenommen werben. | 9 Schiffs VO. 8. 21. 
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unmittelbare Reihabehörde das Schiffsvermeſſungs— 
amt in Berlin, feit 1889 dem Reichskanzler (Reichsamt 
des Innern) unterftellt; ſämtliche Bermefjungsprotofolle 
find behufs Handhabung der Auffiht von feiten der Ver— 
mefiung3behörden dem Reichsamt einzureidhen.*e° Das 
Reichsamt hat zugleich die Befugnis, technische Anweifungen 
für den Vollzug der Bermeflungsordnung zu erlaflen, ins— 
befondere auch bezüglih der Vermeſſung folder Schiffe, 
deren Konftrultiondart von der in der Schiffsvermefſungs⸗ 
ordnung vorausgefehten abweicht; ferner Neu: und Nach 
vermefiungen nad Maßgabe ver 88. 16 u. 35 der Schiffe: 
BD. anzuordnen; endlih die Abftellung vorgefiundener 
Mängel „herbeizuführen“. *! 

5. Über die erfolgte Vermefiung ift ein Meßbrief 
auzzuftellen.*? Der Meßbrief hat den Brutto- und Netto: 
Raumgehalt in Kubilmetern fowie in englifhen Regiſter 
tons (1 cbm —= 0,5853 R. T.) nachzuweiſen: dieſe Nach 
weifungen bilden die Bafis für Erhebung der Schiffs 
gebühren. Neue Meßbriefe dürfen nur gegen Rüdgabe ver 
früheren ausgeftellt werden. * Über die ausgeftellten Mek- 
briefe find von den auöfertigenden Behörden genaue chrono⸗ 
logiſche Liften zu führen, bie den gefamten Inhalt ver 
Meßbriefe ausweiſen, ſowie alle Akten, welche fih auf vor- 
genommene Mefiungen beziehen, endlich Die zurüdgelieferten 
Meßbriefe aufzubewahren. *° 


60 ShiflsßD. 88. 22, 23 | Serfahren auögeftellten inSsch BE. 
b 


1 Schiffs VO. $. 23 Abi. 1. es SchiffssD. 8. 27 Apf. I 
62 jÜpergangsbeftimmungen be= | u. 2. 
züglich früher auögeftellter Meb-, SHBD. 8. 26 Wi.2 8.2 
briefe, fowie der nad) englifhem | ** Schiffs BO. $. 29. 





Die Rechtöverhälniffe der Schiffe. 8. 53. 881 


Die Meßbriefe werden ausgeftellt: 

A. von den Vermeſſungsbehörden 1. für die nicht 
regiftrierten Schiffe (f. oben ©. 867 f.), 2. für die behufs 
Ermittelung des Netto-Raumgehaltes nachvermeflenen 
fremden Schiffe, 3. für die im abgefürzten Verfahren ver- 
mefjenen Schiffe; 

B. von den durch die Einzelftaaten hiezu  beftellten 
Behörden auf Grund der von den Vermefiungsbehörben 
gemadten und vom Schiffsvermeſſungsamt geprüften 
Mefjungen und Beredhnungen: 1. für die nad dem ©. v. 
25. Oft. 1867 (BGB. 35) zu regiftrierenden Schiffe, 2. für 
die unter fremder Flagge fahrenden Schiffe, die nicht unter 
oben A Ziff. 2 fallen. Diefe Behörden haben die Meß- 
briefe deutſcher Schiffe den Negifterbehörden mitzuteilen, 
auch die Meßinftrumente nah den Probemaßen zu prüfen 
und zu beridtigen. Zu A kann das Schiffsvermeflungs- 
amt die Ausitellung eines neuen Meßbriefes an Stelle eines 
beanftandeten anordnen. °° Vor jeder Bermeflung ift genau 
feftzuftellen, ob etwa das Schiff in feinem gegenmärtigen 
Zuftande ſchon vermefjen ift, und in diefem Falle die Ver— 
meffung abzulehnen; Meßbriefe dürfen bei neuen oder um- 
gebauten Schiffen nur ausgeftellt werden, wenn der Bau 
vollendet und die räumliche innere Einrichtung hergeftellt 
iſt. 67 

Der Meßbrief ift eine Urkunde mit öffentlihem Glauben ; 
durch Spezielle Stantsverträge ift die gegenfeitige Anerkennung 
der Meßbriefe vom Deutfchen Reich vereinbart worden mit 





I nn 
borzunehmenben Bermeflungen 
es SchiffsVO. 3. 24; über die 8. 25. 
von den Berm ungöbehötben "67 Schiffs VO. $. 26. 
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einer Reihe von Staaten, die ſfich — gemäß den nähern 
Angaben CBl. 1892, 329 — in drei Gruppen teilm: 
Dänemark, die Niederlande famt den indifchen Kolonieen, 
Spanien ; Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Stalien, 
Öfterreih-Ungern; Belgien, Chile, Schweden - Norwegen, 
Vereinigte Staaten von Nordamerika, Rußland. °3 

6. Die Gebühren für Schiffevermeflungen find von 
Neid wegen georbnet. PVerlekung der Borfchriften der 
Schiffsvermeſſungsordnung 88. 30— 34 durch Erbauer, Reeder 
oder Führer von Schiffen bat Erhöhung der Gebühren auf 
den doppelten Betrag ber für das vollftändige Verfahren 
feitgefegten Gebühren zur Folge. °° 

7. Bezüglich der Vermeffung der zur Fahrt durch den 
Suezkanal beſtimmten Schiffe”? gelten „im Anſchluß an 
die von der internationalen Kommiſſion zur Regelung ber 
Abgaben auf dem Suezkanal gefaßten Befhlüffe und in 
Ergänzung der Sciffsvermefiungsordnung“ befondere Bor- 
Schriften, welche durh V. d. BR. v. 30. März 1895 (EB. 
96) feftgeftellt wurden. 


8. Für die Fahrten auf der unteren Donau |. 
Cal. 1877, 648. 


68 Dazu Nachträge für Düne-'v. 19. Juli 1890 (CBl. 81 
mar? CBl. 1895, Schweben | über Gebühren für Duplitate 
CAI. 1896, 228. Öfterreich-Un- | von Mefbriefen ohne Neuver- 
arn EB. 1896, 173. She m en 
ritannien CB. 1896, 415. Über die Verhältnifie dei 
Deantreih CBl. 1896, 457. Sue kanals ſ. Stört a. a. O. 
orwegen CB. 1 588. 24H. 

eo SchiffsBO. $. 36, dazu V. ” 
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Hl Ber Schuh der Schiffe. 
A. Das Signalmwefen."! 

1. Die gemeinfame Drbnung des Signalmefens ift für 
alle Seehandel treibenden Staaten eines der oberiten Inter⸗ 
efien. Die neuere Entmwidelung bat auch eine ſolche Ge- 
meinſamkeit in weitem Umfange herbeigeführt, jedoch ift die- 
jelbe nicht formeller, fondern nur materieller Natur, indem 
die Borjchriften des englifchen Rechtes in die Gejebgebung 
der übrigen feefahrenden Staaten aufgenommen wurden. 

Bereits 1.3.1857 hatte England eine umfafjende Ordnung 
des Signalmejens getroffen („commercial code of signals 
for the use of all nations“), die dann weiterhin von allen 
übrigen Staaten angenommen wurde. Auf ihr beruht das 
internationale Signalbud 2. Aufl. 1884,72 mel- 
ches von jedem Kauffahrer mitgeführt werden muß. Das- 
felbe enthält 18 Buchftaben in Flaggen, vermittelft deren 
den Schiffen die Möglichkeit gegeben ift, ſich über die 
wichtigften Angelegenheiten der Schiffahrt untereinander 
fowie mit den Stationen am Lande zu verftändigen. 

2. Ferner erhält jedes Schiff bei der Regiſtrierung 
noch ein beſonderes Unterfheidungsfignal; diefe 
Signale find amtlich zu publizieren und werden von den 


11 Bluntfähli 8. 332 ohne 
——— des deutſchen 
Hr auch Perels 

20. Quarantänevor⸗ 

Seiten find für die deutſche 
Handelsmarine bis jekt wicht 
erlaſſen worden, die für bie 
Kriegdmarine geltenden teilt 
Perels 139 mit. Knitſchky 
im Arch. f. öff. R. VII, 255 ff.; 


Lewis in Stengels Mörterb. 
d. VerwR. DI, 419 ff.; Ron» 
berg Seeftzakenzedt (1870); 
ner BB erwR. 584 ff.; Wag⸗ 
ner 42 AIR SH 546; Pe⸗ 
rels D . 88, 39. 

’2 —* an 287; das 
Signalbuch enthält 78642 Sig- 
nalgruppen. 
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Staaten, die das internationale Signalbuch angenommen 
haben, einander gegenfeitig mitgeteilt. Eine „amtliche Lifte 
der Schiffe der beutfchen Kriegs: und Handelömarine mit 
ihren Unterfceidungsfignalen“ wird alljährlid vom Reichs⸗ 
amt des Innern berauögegeben. 

3. Bei Nacht (Sonnenuntergang bis Aufgang) find bei 
jedem Wetter auf hoher See?® und den mit der See in Bu- 
jammenbang ftehenden Gewäſſern folgende Lichter gut ficht- 
bar und unverdedt zu führen: "* 

a) Ein Dampfjhiff” muß, wenn es in Fahrt 
ift, führen: 

@) an oder vor dem Fockmaſt, in einer Höhe von nıdt 
weniger als fehs Metern über dem Schifferumpf, und, 
wenn die Breite des Schiffes ſechs Meter überfteigt, in 
einer Höhe von nicht weniger ala der Sciffebreite über 
dem Scifferumpf, ein helles weißes Licht, jo eingerichtet 
und angebradt, daß es ein gleichmäßige und ununter- 
brochenes Licht über einen Bogen des Horizont von 
20 Kompaßftrichen wirft, und zwar zehn Strich nad) jeder 
Seite, von rechts voraus bis zu zwei Strich hinter Die 
Richtung quer ab (zwei Strich achterlicher ala dwars) auf 
jeder Seite, und von folder Lichtftärfe, daß es in dunkler 


— — — — 


78 Die V. v. 7. Januar 1880 | und tranzöftiehe Recht |. Lö- 
gilt für die Rauffarteifhiffe nur ning 585%. Reiches Material 
auf hoher See, für Territorial- | aus der Rechtſprechung des 
genäfler Aus fubfibiär. Neichgerichtes und der Seeämter 

7. San. 1880 Art. 2| bei Knitſchky 356 ff. 
big 11; Art, 10 ift aufgehoben 
durch v. v. 16. Febr. 1881| 7° Dampfſchiffe nur unter 
(NGB. 28) 8. 2. Über die Bor- | Segel if Dampf f geiten als 
gefhichte der ®. Yan. | Se negeitgifte, Januar 
1880 und das analoge enge 
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Nacht bei klarer Luft auf eine Entfernung von mindeſtens 
fünf Seemeilen ſichtbar ift; 

6) an der Steuerborbfeite ein grünes Licht, fo einge- 
richtet und angebradt, daß es ein gleichmäßige® und un- 
unterbrochenes Licht über einen Bogen des Horizont? von 
zehn Kompaßftrichen wirft, und zwar von rechts voraus big 
zu zwei Strich hinter die Richtung quer ab (zwei Strich 
achterlider als dwars) an Steuerbord, und von folder 
Lichtſtärke, daß es in dunkler Nacht bei klarer Luft auf 
eine Entfernung von mindeſtens zwei Seemeilen fichtbar ift; 

y) an ber Badborbfeite ein rotes Licht, fo eingerichtet 
und angebradt, daß es ein gleichmäßige und ununter- 
brochenes Licht über einen Bogen des Horizonts von zehn 
Kompaßſtrichen wirft, und zwar von recht3 voraus bis zu 
zwei Strid hinter die Richtung quer ab (zwei Strich achter⸗ 
licher al& dwars) an Backbord, und von folder Lichtitärke, 
daß es in dunkler Nacht bei Harer Luft auf eine Ent- 
fernung von mindeitens zwei Seemeilen fichtbar ift. 

6) Die Laternen dieſer grünen und roten Seitenlichter 
müflen an der Binnenborbfeite mit Schirmen verfehen fein, 
welche mindeſtens ein Meter vor dem Lichte voraudragen, 
und zwar derart, daß die Lichter nicht über ven Bug hin- 
meg von der andern Seite her gefehen werden können 
(Art. 3). 

b) Ein Dampfſchiff, welches ein anderes Schiff fh leppt, 
muß zur Unterſcheidung von anderen Dampfſchiffen außer 
den Seitenlichtern zwei helle weiße Lichter, ſenkrecht über- 
einander, nicht weniger ald ein Meter voneinander entfernt, 
führen. Diefe Lichter müſſen von derſelben Einrichtung und 
Lichtſtärke fein und an derfelben Stelle geführt werben, mie 
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das weiße Licht, welches andere Dampfihiffe zu führen 
haben (Art. 4). 

ce) Ein Schiff, einerlei ob Dampfſchiff oder Segelſchiff, 
welches ein Telegraphenkabel legt, aufnimmt ober 
auffifcht, oder welches infolge eines Unfallee nit 
manövrierfähig ift, muß bei Nacht an derfelben Stelle, 
an welcher Dampfſchiffe das weiße Licht zu führen haben, 
und, wenn e3 ein Dampffchiff ift, ftatt Des weißen Lichtes 
drei rote Lichter in Tugelförmigen Laternen, jede von mm- 
deftens fünfundzmanzig Zentimetern Durchmefler, ſenkrecht 
übereinander und nicht weniger als ein Meter voneinander 
entfernt, führen. Bei Tage muß ed vor dem Top des 
Fockmaſtes, aber nicht niedriger als diefer, drei ſchwarze 
Bälle oder Körper, jeden von fünfundſechzig Zentimetern 
Durchmeſſer, ſenkrecht übereinander und nicht weniger als 
ein Meter voneinander entfernt führen. Diefe Lichter und 
Körper follen anderen Schiffen ala Signale dafür gelten, Daß das 
Schiff, welches fie zeigt, nicht aus dem Wege gehen fann. 

Die obengenannten Schiffe dürfen, wenn fie feine Fahrt 
durchs Waſſer machen, die Seitenlidhter nicht führen, müſſen 
diefelben aber führen, wenn fie Fahrt maden (Art. 5). 

d) Ein Segelſchiff, mweldes in Fahrt ifl, oder ge- 
ſchleppt wird, muß diefelben Lichter führen, welde durch 
Artikel 3 für ein Dampfihiff in Fahrt vorgefchrieben find, 
mit Ausnahme des weißen Lichts, welches ed niemalä 
führen darf (Art. 6). 

e) Wenn, wie e8 bei Fleinen Fahrzeugen in 
ſchlechtem Wetter der Fall, die grünen und roten Seiten: 
lichter nicht feit angebracht werden fönnen, fo müflen Diele 
Lichter Doch auf Ded an den betreffenden Seiten des Fahr⸗ 
zeuges zum Gebrauch bereit gehalten und bei jeder An- 
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näberung von ober zu anderen Schiffen an ben betreffenden 
Seiten zeitig genug, um einen Zufammenftoß zu verbüten, 
gezeigt werben, und zwar derart, daß fie möglichft gut 
fihtbar find, und daß das grüne Lit nit von der 
Backbordſeite her und das rote Licht nicht von der Steuer- 
borbfeite her gefehen werden kann. Um den richtigen Ge- 
brauch diefer tragbaren Lichter zu ſichern und zu erleichtern, 
muß jede Laterne außen mit der Farbe desjenigen Lichtes, 
welches fie zeigt, angeftrihen und mit einem gehörigen 
Schirme verjehen fein (Art. 7). 

f) Ein vor Anter liegendes Schiff, einerlei ob 
Dampf» oder Segelfchiff, muß ein meißes Licht in einer 
fugelförmigen Zaterne von mindeftend zwanzig Zentimetern 
Durchmefler führen, und zwar an der Stelle, mo dasſelbe 
am beiten gejehen werben kann, jeboch nicht höher als ſechs 
Meter über dem Schiffsrumpf, und fo eingerichtet, Daß ein 
belles, gleihmäßiges und ununterbrochenes Licht über den 
ganzen Horizont und auf eine Entfernung von mindeſtens 
einer Seemeile fihtber wird (Art. 8). 

g) Ein Zotfenfahrzeug, welches Lotfendienit auf 
feiner Station bat, hat nit die für andere Schiffe vor- 
gejchriebenen Lichter, ſondern ein weißes, über den ganzen 
Horizont fichtbares Licht am Mafttop zu führen und außer- 
dem minbeften3 alle 15 Minuten ein ober mehrere Flader- 
feuer zu zeigen. Ein Lotfenfahrzeug, welches feinen Stations- 
dienft bat, muß Lichter wie andere Schiffe führen (Art. 9). 

h) Offene Fiſcherfahrzeuge und andere offene 
Boote find nur verpflichtet, ein helles, weißes Licht zu zeigen; 
außerdem können diefelben eines Fladerfeuers fich bevienen. 7° 


16 8. v. 16. Fehr. 1881(RGRB. 28) $. 2. 
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i) Ein Schiff, welches von einem anderen überbolt 
wird, 7? muß diefem vom Hed aus ein meißes Licht oder 
ein Fladerfeuer zeigen (Art. 11). 

4. An Schallfignalen müflen Dampfidiffe haben: 
eine ſtarke Dampfpfeife oder ähnlichen Apparat, ein 
durch einen Blafebalg oder ähnliche Vorrichtung geblafenes 
Nebelhorn und eine ftarfe Glocke; Segelfchiffe müflen nur 
Nebelhorn und Glode haben (Art. 12 Abf. 1). Bei Nebel, 
didem Wetter oder Schneefall, es mag Tag oder Nacht 
fein, müflen die folgenden Schallfignale angewendet werben: 

a) Ein Dampfſchiff in Fahrt muß mit feiner Dampf: 
pfeife oder einem anderen Dampffignalapparat mindeſtens 
alle zwei Minuten einen langgezogenen Ton geben. b) Ein 
Segelihiff in Fahrt muß mit feinem Nebelhorn mindeftens 
alle zwei Minuten, wenn es mit Steuerbord-Halfen fegelt, 
einenTon, wenn e3 mit Badborb-Halfen fegelt, zwei auf- 
einander folgende Töne, und wenn e3 mit dem Winde 
achterlicher als dwars fegelt, drei aufeinander folgende Töne 
geben. c) Dampfſchiffe und Segelfchiffe, welche nicht in Fahrt 
find, müfjen mindeſtens alle zwei Minuten die Glode läuten. °* 

Außerdem muß jedes Schiff ohne Ausnahme 
bei foldem Vetter mit mäßiger Gefhwindig- 
feit fahren (Art. 13, dazu zahlreiche gerichtliche Ent- 
ſcheidungen, ſ. Knitſchky 362). 

5. Iſt ein Schiff in Not oder Gefahr,’? fo find 


TS. über diefe Vorſchrift K. 2. v. 14. Aug. 1876 (NEL. 
Perels 2311; Wagner 4281. |187), welde fi ala „auf Grund 
78 Ebenda Art. 12 Abf. 2. :des 8. 145 des StGB.” erlaflen 
7 Die nachfolgenden Bor: : bezeichnet. Die Borfchriften in 
hriften find enthalten in der 3. 5 und 6 des Textes beziehen 
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die anzumendenden Signale: bei Tage Kanonenfchüfie in 
Zwiſchenräumen von ungefähr einer Minute, die Buchftaben 
N. O. des internationalen Signalbucdhes, eine vieredige Flagge, 
über oder unter welcher ein Ball oder etwas, mas einem 
Bal ähnlich fieht, angebracht ift (Fernſignal); bei Nacht 
gleichfalls Kanonenjhüffe in Zwiſchenräumen von ungefähr 
einer Minute, Flammen von brennenden Ol⸗ und Teer- 
tonnen, Raleten und Leuchtkugeln. ®° 

6. Das Signal, durch welches ein Lot ſe begehrt wird 
— die Anwendung von anderen ift nicht geftattet —, ift bei 
Tage die am Vormaſt gehißte, mit einem weißen Streifen 
von Ns der Flaggenbreite umgebene Reichsflagge (Lotfen- 
flagge) oder die Buchſtaben P. T. des internationalen 
Signalbuches, bei Nacht ein alle 15 Minuten abzubrennen- 
des Blaufeuer oder ein unmittelbar über der Verſchanzung 
in Zwifchenräumen von kurzer Dauer gezeigteö helles weißes 
Licht, welches jedesmal ungefähr eine Minute lang fidht- 
bar ift. ®! 

7. Zumibderhandlungen gegen die VBorfchriften unter 3, 4, 
5 und 6 ziehen Gelbftrafe bis 1500 Markt nah fidh;®® 
Speziell auch unberechtigte Anwendung der Not- oder Lotfen- 
fignale. 3° Die gleiche Strafe ift verwirkt, wenn ein Schiffs- 
führer verfäumt, dafür zu forgen, daß „bie erforderlichen 


fih „auf alle Schiffe, Fahrzeuge| °1 Ehenne —WB 
und Boote, welche auf See oder ⸗2 g. — Die 
auf den mit der See im Zu— Strafandroung ist gan alls 
—A— ſtehenden, von gemein, richtet ſich alſo gegen 
Seeſchiffen en Gewäflern ! Schiffer, Schiffsmannſchaft und 


en 
3 Aug. 1876 $. 2. 1% ss = 5. 14. Aug. 1876 88.8, 5. 
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auf feinem Schiffe vorhanden find. ®* 

8. As Signale find insbefondere au die ſog. See- 
ſchiffahrtszeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, Bafen und 
fonftige Tagesmarlen) zu betrachten. Durch NB. Art. 4, 
Ar. 9 in Yaflung des ©. v. 3. März 1873 (RGB. 47) 
ift Gefeßgebung und Aufficht hierüber dem Reihe über- 
wieſen. Geſetze hierüber find nicht ergangen; wohl aber 
bat der BR. mit Verordn. v. 31. Juli 1887 (RGB. 
887) die „Grundſätze eines einheitlichen Syſtems zur Be 
zeihnung der Fahrwaſſer und Untiefen in ben deutſchen 
Küftengewäflern” aufgeftellt, in melden ſchwimmende mie 
fefte Seezeihen und deren Bedeutung für Kennzeichnung 
der Art des Fahrwaſſers und der Untiefen genau beftinmt 
und erflärt find. Über Befhäbigung und VBerfchleppung 
von Seeſchiffahrtszeichen ſ. RStGB. 55. 322, 326, 366, 
3.10, fowie die auf Grund legterer Vorfchrift erlaffenen 
Verordnungen. ®° 


B. Das Seeftraßenredt."* 

1. Sn jedem Falle Haben Schiffsführer und 
Mannfhaft diejenigen Borfihtsmaßregeln, 
insbefondere bezüglich der Lichter, der Sig— 
nale und des Ausguds zu befolgen, welde 
durch die gewöhnlide feemännifde Praxis 
oder durch Die befonderen Umftände des Falles 
geboten find.®** Die Folgen einer Berfäumnis in diefer 

54 
* as n Er 1880 Eing. —* Reh: En on en 
Wagner et. 


‚241 
86 Bluntfoli 88. 330, 331: * v. 7. San. 1880 Art. 24. 
ohne Berüdfichtigung des beut« | Über den Begriff Schiffsführer 
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Richtung beftimmen fich nach allgemeinen zivil- und ftrafrecht- 
lichen Grundfägen. ET Jedes Dampffchiff, welches fi einem 
anderen Schiff in folcher Weife nähert, Daß dadurch Gefahr des 
Zufammenftoßens entfteht, muß feine Yahrt mindern oder, 
menn nötig, ftoppen und rückwärts gehen.s Insbeſondere 
bei Nebel, didem Wetter oder Schneefall müfjen alle Schiffe 
„mit mäßiger Geſchwindigkeit fahren“.®? In allen Fällen, 
wo ein Schiff einem andern auszumeichen hat, muß leßtereö 
feinen Kurs beibehalten.?° Außerdem aber find bezitglich 
des Ausweichens auf See noch mehrfach Spezialvorfchriften 
erlafien worden, bei deren Auslegung jedoch ftet3 gehörige 
Rückſicht auf alle Gefahren ver Schiffahrt, ſowie auf et- 
waige beſondere Umftände, welche ein Abmeichen von den⸗ 
felben rechtfertigen, genommen werden muß.?! Zwangs⸗ 
lotfen treten an Stelle des Schiffsführers, es fei denn, 
daß fie von letzterem ihrer Funktion enthoben find. 9? 

2. In engen Fahrwaſſern muß jedes Dampffchiff, wenn 
dies ohne Gefahr ausführber ift, fi an derjenigen Seite 
der Fahrrinne oder Fahrmaflermitte halten, melde an 
jeiner Steuerbordfeite liegt. 9? 

3. Wenn die Gefahr eines Zufammenftoßes zwiſchen 


ſ. 8.2. v. 29. Juli 1889 (RGB. 
171): der Schiffer oder deſſen 
berufener Vertreter. — Mit der 
internationalen Regelung des 
Seeftraßenrechted war 1890 eine 
Fönfereng in Wafhington be» 


ſchaft igt 
das gerichtliche Material 
zu Art. 24 bei Knitſchky 370. 


82, v.7. San. 1880 Art. 18. 
89 Ehenda Art. 18. 
90 Ebenda Art. 22. Knitſchky 


9. 
9 Ebenda Art. 28, 24 
* V. v. 29. Juli 1889 (RB. 


) 
9 Ebenda Art.21. Knitſchky 
868. 9 
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einem Dampf- und Segelfchiff obwaltet, hat das Dampf: 
ſchiff auszumeichen, + 

4. Wenn zwei Dampffchiffe fih fo im Kurſe kreuzen, 
daß Gefahr eines Zufammenftoßes entfteht, jo bat das: 
jenige auszuweichen, weldes das andere an der Steuer: 
bordſeite bat. °° 

5. Beim Überholen eines Schiffes, einerlei ob Dampf: 
oder Segelfchiff, durch ein anderes, hat immer das letztere 
auszuweichen. *° 

6. Wenn zwei Segelſchiffe fi einander nähern, jo 
daß dadurch Gefahr des Zufammenftoßens entfteht, jo mus 
eind von ihnen dem anderen, mie nachitehend angegeben, 
aus dem Wege gehen, nämlich: 

a) Ein Schiff mit raumem Winde muß einem beim 
Winde fegelnden Schiffe aus dem Wege gehen. b) Ein 
Schiff, welches mit Badbord-Halfen beim Winde fegelt, 
muß einem Schiffe, welches mit Steuerbord-Halfen beim 
Winde fegelt, aus dem Wege gehen. c) Wenn beide 
Schiffe raumen Wind von verfchievenen Seiten haben, }o 
muß dasjenige, welches den Wind von Badbord bat, dem 
andern aus dem Wege gehen. d) Wenn beide Schiffe 
raumen Wind von derfelben Seite haben, fo muß das Iw- 
wärts befindliche Schiff dem leewärts befindliden aus dem 
Wege gehen. e) Ein Schiff, weldes vor dem Winde 
fegelt, muß dem anderen Schiffe aus dem Wege gehen. ”' 

7. Bern zwei Dampfidiffe fi in gerade entgegen 

” Ebenda Art.17. Knitſchky! 
366. ı 9 Ebenda Art. 14, richterliche 


” Ebenda Art. 16. Entieidungen bei Knitſchkr 
97 penda Art. 20. Knitſchko 364. 
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gejeter oder beinahe enigegengefeßter Richtung einander 
nähern, fo daß dadurch Gefahr des Zufammenftoßens ent- 
fteht, jo muß jedes Schiff feinen Kurs nad Steuerborb 
ändern, damit fie einander an Badbordfeite paffieren. 

Diefer Artikel findet nur dann Anwendung, menn 
Schiffe fih in folder Weife in gerade entgegengefeßter oder 
beinahe gerade entgegengejetter Richtung einander nähern, 
daß dadurh Gefahr des Zuſammenſtoßens entjteht, nicht 
aber dann, wenn zwei Schiffe, fofern fie beide ihren Kurs 
beibehalten, frei voneinander paffieren müffen. 

Derfelbe findet daher nur in folden Fällen Anwendung, 
wenn bei Tage jedes der beiden Schiffe die Maften des 
anderen mit den feinigen in einer Linie oder nahezu in 
einer Linie fieht und wenn bei Nacht jedes der beiden 
Schiffe in ſolcher Stellung ſich befindet, daß beide Seiten- 
lichter des anderen Schiffes zu fehen find. 

Derfelbe findet feine Anwendung, wenn bei Tage das 
eine Schiff fieht, Daß fein Kurs vor dem Buge von dem 
anderen Schiffe gefreuzt wird, oder wenn bei Nadt das 
rote Licht des einen Schiffes dem roten des anderen, oder 
das grüne Licht des einen Schiffes dem grünen des anderen 
gegenüberfteht, oder wenn ein rotes Licht ohne ein grünes, 
oder ein grünes Licht ohne ein rotes voraus in Sicht ift, 
oder wenn beide farbige Seitenlichter anderswo, al3 voraus 
in Sicht find. ꝰ8 

8. Dampfichiffe können die Richtung, welche fie zum 
Zwede des Ausweichens den beſtehenden Vorſchriften gemäß 


98 Ebenda Art. 15. Dies ift | beiden Seiten auägeipicjen werben 
der einzige Fall, in dem auflmuß: Wagner unter 3a. 
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nehmen, anderen in Sicht befindlichen Schiffen durch fol- 
gende Signale mit der Dampfpfeife anzeigen: 
ein kurzer Ton — „ich richte meinen Kurs nad) Steuer- 
bord“, zwei kurze Töne — „ich richte meinen Kurs nad 
Badbord”, drei kurze Töne — „ich, gebe mit voller 
Kraft rüdwärts”. 

Die Anwendung diefer Signale ift freigeftellt; werben 
fie jedoch angewendet, fo muß aud das Dem entjprechende 
Manöver gemacht werben. 9? 

9. Bejondere Vorfchriften, welche über dag Ausweichen 
in Häfen, auf Flüſſen oder in Binnengewäflern befteben, 
bleiben vorbehalten. 100 

10. Zuwiderhandlungen gegen die obigen Vorfchriften 
ziehen Gelbftrafe bis zu 1500 Mark nad ſich. 191 


C. BZufammenftöße auf See. 

1. Für den Fall, daß ein Zufammenftoß von Schiffen 
auf See oder auf Gewäflern, welche mit der See in Ber: 
bindung ftehen und mit Seefchiffen befahren werben, er: 
folgte, 108 enthält das deutfche Recht zwei Reiben von Bor: 
ſchriften: die einen dienen dem Zwede, die Schiffer 
gegenfeitig zu möglidhft weitgehender Hilfe- 
leiftung zu verpflidten, die anderen beziehen fid 
auf die Unterfuhung von Seeunfällen. In erſter 


” Ebenda Art. 19. 

190 Ebenda Art. 25. 

101 RStGB. $. 145. 

102 Lewis U, 82ff. Die 
privatrechtlihen Folgen von 
Seeunfällen regelt da8 HGB. 
Art. 736 ff. eingehend, vgl. dazu 
auch KonſG. 8. 36; diefe Seite 


der Materie bleibt bier außer 
Betradt. G. Meyer I, 560: 
Lewis in Stengeld Wörtert. 
I, 442. Entf. d. Geeäümter 
und be3 Überfeeamtö 10 Bpe., 
feit 1879; Störf 549; Cäſar 
Handbuch der Seeunfälle (1882). 

108 8, v. 15. Aug. 1876 8.3 
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. Richtung erging die KB. v. 14. Aug. 1876, in lehterer 
da3 ©. v. 27. Juli 1877. Dazu kommen die Vorfchriften 
des RStGB. über Unfälle, die in betrügerifcher Abficht 
herbeigeführt find, um die Verficherungsfumme zu gewinnen 
($. 265), Gefährdung des Schiffes durch Gegenftände, die 
der Beſchlagnahme unterliegen ($. 297), vorfägliches Be- 
wirlen der Strandung oder des Sinkens des Schiffes 
(88. 328 -326). 

2. Nach einem Zuſammenſtoß von Schiffen auf See 
hat der Führer eines jeden derſelben dem anderen Schiffe 
und den dazu gehörigen Perſonen zur Anwendung oder 
Verringerung der nachteiligen Folgen des Zuſammenſtoßes 
den erforderlichen Beiſtand zu leiſten, ſoweit er dazu ohne 
erhebliche Gefahr für das eigene Schiff und die darauf 
befindlichen Perſonen imſtande iſt. 

Unter dieſer Vorausſetzung find die Führer der be- 
teiligten Schiffe verpflichtet, fo lange bei einander zu halten, 
bis fie fih darüber Gewißheit verjchafft Haben, daß feines 
derfelben weiteren Beiftandes bedarf. 

Bor der Fortfegung der Fahrt hat jeder Schiffsführer 
dem anderen den Namen, das Unterfheidungsfignal, ſowie 
den Heimats⸗, den Abgangsd- und den Beitimmungshafen 
feines Schiffes anzugeben, wenn er diefer Verpflichtung 
ohne Gefahr für das letztere genügen kann. 10% 

3. BZumiberhandlungen gegen die sub 2 angegebenen 
Vorfchriften find mit Geldftrafe bis zu 1500 Mark zu 
beitrafen. 108 

4. Außerdem kann infolge eined Unfalles auf See 


106 Ebenda 88. 1, 2. | 15 RStGB. 8. 145. 
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auch noch eine Unterfuhung im Berwaltungs: 
ftreitverfabhren eingeleitet werben ‚I und zwar nicht 
allein bei allen Unfällen deutfcher Kauffabrteifchiffe, ſondern 
auch bei ausländifchen, wenn der Unfall fi im deutfchen 
Küftenmeere ereignete oder wenn die Unterfuchung aus- 
drüdlih vom Reichskanzler angeordnet wurde. 107 

a) Zur Führung diejes Verfahrens kompetent find Die 
Seeämter und dad Dberfeeamt. 18 

«) Die Seeämter find Behörden der Einzelitaaten ; 
auch die Auffichtsführung ift den Einzelftanten überlafjen ; 
doch werden die Bezirke der Seeämter durch den Bundesrat 
abgegrenzt und bie Oberaufficht führt das Reich 100 Die 
Organifation der Seeämter ſowie die Pflichten der Auffichts- 
behörden find jedoch vom Reiche den Einzelftaaten vor: 
gefehrieben. Jedes Seeamt muß follegial organiftert fein 
und ift befegt mit einem Vorſitzenden und vier Beifigem. 
Der Borfigende muß die Befähigung zum Richteramt haben 
und wird, falld er ein Amt bekleidet, für die Dauer diejes 
Amtes, andernfalls für Zebengzeit ernannt. Bon den Bei: 
figern müflen zwei die Befähigung zum Seeſchiffer befiten 
und als ſolche gefahren haben. 110 Die Beſtellung der 


106 Bol. zum tolgenben Kö nig u. 6. Nov. 1887 (CB. 545). 
8. 74; Perels R. 344 ff.; | Seeimter find errichtet in Königs⸗ 
Jaband II, 195 ff.; über das berg in Pr., Danzig, Stettin, 
Snftitut der Berllarung und | Stralfund, Roſtock, Lübeck, 
feine dermalige Bebeutung nach Flensburg a3 azu der Norboftfee- 
Einrihtung des im Text erör: | Kanal, EB. 18 96, 87), Tönning, 
terten Verwaltungsſtreitverfah— Hamburg, Bremerhaven, Brale, 


end, ſ. Wagner 398 ff. Emden. Über Mitwirfung der 
76. v. 27. Zuli 1877 8.2,|Konjuln bei Ani so von 
ſ. — I I, 634. Seeunfällen |. König 


108 Cbenda $ 8 ‚27, daz 100 Ebenda 8. 6. 
V. v. 1. Dez. 1877 (CBL. ee) 110 Ghenda 8. 7. 
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Beiſitzer erfolgt in nachſtehender Weife: die Auffichtsbehörbe 
beftimmt zunächſt nach Maßgabe des Bedürfniſſes die Zahl 
der zu ernennenden Beiſitzer und ftellt alsdann die Lifte 
der hiefür geeigneten Perfonen feit, und zwar je für ein 
Jahr für jedes Seeamt; vor Feitftellung der Lifte find bie 
etwa beftehenden Vertretungen des Needer-, Sciffer- und 
Handelöftandes zu hören. !! Fähig zum Beifigeramt find 
nur Perſonen, welche zum Schöffenamt qualifiziert find ;11° 
Perfonen, melde der alftiven Marine angehören, werben 
zwar nicht in die Lifte aufgenommen, können aber mit 
ihrer Zuftimmung vom PVorfigenden und zwar ohne Rüd- 
fiht auf das Domizil für einen beitimmten Fall berufen 
werben. 18 Ablehnen dürfen Die Berufung zum Beifiter 
1. die Mitglieder einer Volksvertretung; 2. Perfonen, 
melde zur Zeit der Aufftellung der Liſte bereit? das 
65. Lebensjahr vollendet haben oder vollenden würden big 
zum Ablauf des Jahres, für das die Lifte gilt; 3. Per— 
fonen, melde im lebten Jahre ala Beiſitzer fungiert Haben.!!* 

Die Lifte wird dem Vorſitzenden des Seeamtes mit- 
geteilt, und diefer wählt für jede Unterſuchung die gefeglich 
erforderlihen 4 Beiſitzer aus derfelben, bezw. 3 Beifiter 
und eine der Marine angehörige Perfon, erforverlichen- 
falle auch einen Stellvertreter, beruft biefelben und ver- 
eidigt fie.115 Über Entfchuldigungsgefuche der Beifitzer und 
über Ablehnungsanträge entfcheidet endgültig der Vorſitzende. 


111 Ebenda 3 8. unter $. 34 Nr. 9 die altiven 
6. 3bgee aan ‚vd. GE. | Marineperfonen ausfallen.) 
. 31-3. (Wobei nur an 
Stelle der „Semeinde” für das * Ebenda $. 11. 
Erfordernia des Domizild der, 114 Ebenda Rt 10 Abſ. 2. 
„Bezirk des Seeamts" tritt und | 1" Ebenda 88. 8, 9, 11. 
Born, Staatsredt II. 2. Aufl. 57 
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Berfiger, melde ohne genügende Entſchuldigung zu 
den Sitzungen nicht rechtzeitig ſich einfinden, oder ihren 
Dbliegenheiten in anderer Weiſe fi) entziehen, find zu 
einer Ordnungsſtrafe von 10 big 300 Mark, fowie in die 
verurſachten Koften zu verurteilen. Die Verurteilung wird 
dur den Vorſitzenden ausgefproden. Erfolgt nachträglich 
genügende Entſchuldigung, jo fann die Verurteilung ganz 
oder teilweife zurüdgenommen werben. Gegen Entfdhei: 
dungen in leßterem Sinne ift Beſchwerde von jeiten des 
Berurteilten an die Auffichtsbehörde geftattet. 11° 

Das Amt der Beifiter ift ein unentgeltlihes Ehrenamt; 
doch werden nad Mafgabe des Landesrechtes Reifefoften und 
Taggelder vergütet. 117 

P) Außerdem fungiert bei jedem Seeamt noch ein vom 
Reichfanzler zu ernennender Kommiffar, welcher Anträge 
an das Seeamt oder feinen Borfigenden zu ftellen, ven 
Verhandlungen des Seeamts beizumohnen, Einfiht von den 
Akten zu nehmen und für den Fall, daß der Borfigende 
die Einleitung einer Unterfuchung verweigert, Anträge auf 
Anordnung einer Unterfuchung bei dem Neichöfanzler zu 
ftellen berechtigt tft. Diefelbe Perfon kann für mehrere 
Seeämter ald Kommiſſar beftellt werben. 13 

y) Als Rekursinſtanz über den Seeämtern befteht das 
Dberfeeamt in Berlin,!!? welches Neichabehörde if. 
Dasfelbe ift gleichfalls kollegialiſch organifiert und befteht 
aus einem Vorfibenden, welder die Uualifilation zum 
Richteramt haben muß!?? und ſechs Mitglievern, von 


117 . " Bol. Geſchd. 8. 1. 
Ebenda $. 10, Abſ. 3. 180 Gef. 8.29. GeihD. 8.2. 


116 Ebenda | 12. 
118 Ebenda 8. 13. 
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welchen mwenigftend drei der Schiffahrt kundig fein müffen. 
Der BVorfitende und ein ſchiffahrtskundiger Beifiter werden 
vom Kaiſer ernannt. Für das Amt der übrigen Beifiter 
bringen die Regierungen der Bundesfeeftaaten je drei ſach— 
fundige Berfonen in Vorſchlag. Der Vorſchlag gilt für 
je drei Jahre, nad deren Ablauf ein neuer Vorfchlag zu 
machen if. Aus der Gefamtzahl der Vorgefchlagenen wählt 
der Vorfitende für jeden Befchwerdefall fünf Beifiger aus, 
beruft diefelben ein und beeidigt fie auf die Erfüllung der 
Obliegenheiten ihres Amtes. 17! Die Beifiger erhalten aus 
der Reichskaſſe Erfah ihrer Reifeloften und Tagegelder, 
deren Höhe der Reichskanzler beftimmt. 12* 

b) Die Einleitung der Unterfudung bleibt in der 
Regel dem Ermeſſen des Seeamtes vorbehalten; doh muß 
eine folche erfolgen 1. wenn bei dem Unfall Menfchen um- 
gelommen oder ein Schiff zu Grunde gegangen ift, 2. auf 
Anmeifung des Reichskanzlers.!s Die zur Aufnahme von 
Verklarungen zuftändigen Gerichte, die Hafen- und Strand- 
behörden, Die Seemannsämter und Schiffgregifterbehörden 
haben von den zu ihrer Kenntnis fommenden Seeunfällen 
dem fompetenten Seeamt fofort Anzeige zu erftatten; die 
im Ausland belegenen Seemannsämter (Ronfulate) überdies 
alle zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes erforderlichen und 
feinen Aufſchub duldenden Ermittelungen und Bemweis- 
erhebungen vorzunehmen und dem Auswärtigen Amt zu 


121 Gef. 8. 29. GeſchO. 88.|8. 33 den Bundesrat an. Sie 
‚4. erging unterm 3. Mai 1878 
133 G. v. 27. Juli 1877 8. 26. (E81. 276). 

Die Gefhäftsordnung für das, 198 Ehenda 8.3. Knitſchky 
Oberjeeamt zu erlaflen, mies | 398. 
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meiterer Beranlafiung zu überfenden. 1% Die SKonfuln 
dürfen zum Zwecke folder Unterfudungen eidliche Zeugen- 
vernehmungen pflegen, auch wenn fie ſonſt das Recht zu 
folden nicht haben. !2® 

Zuftändig für die Unterfudung ift das Seeamt: 1. in 
deſſen Bezirk der Hafen liegt, weldden das Schiff nach dem 
Unfalle zunädft erreiht; 2. deſſen Sit dem Ort bes Un- 
falles zunächft belegen ift; 3. in beffen Bezirk der Heimats 
hafen des Schiffes liegt. Unter mehreren biernach zu- 
ftändigen Seeümtern gebührt demjenigen ber Vorzug, welches 
die Unterfuhung zuerft eingeleitet hat. Jedoch Tann die 
Unterfuhung einem anderen der zuftändigen Seeämter durch 
das Reichsamt des Innern übertragen werden. Entftehen 
Streitigfeiten oder Zweifel über die Zuftänbigfeit, jo ent- 
ſcheidet gleichfalld das Reichsamt des Innern. 1?° 

Über die Einleitung der Unterfuhung befchließt ver 
Borfitende, der auch alle für die Hauptverhandlung er: 
forderlihen Vorbereitungen, Ladungen, eidlihe Zeugenver- 
nehmungen bei Gefahr auf Verzug u. dgl. anzuorbnen hat. 
Iſt eine ftrafgerichtlicde Unterfuhung wegen eines See 
unfalles eröffnet, fo kann der Borfigende, falls jedoch das 
Seeamt bereit3 konſtituiert ift, nur dieſes die Einleitung 
oder Yortjegung der Unterfuhung bis zur Beendigung des 
ftrafrichterlihen Verfahrens ausfehen. 127 

Die Unterfuhung des Seeamtes ift zu richten auf die 
Urfachen des Unfalles und alle damit zufammenhängenden 
Thatſachen; insbefondere ift feitzuftellen: 1. ob Schiffer, 


1 Ebenda 88. 14, 15, dazu! 125 9. v. 23. Nov. 1877 8.2 
V. d NR. v. 28. Nov. 3817| 196 G. v. 27. Juli 1877 43 
(CBl. 634) 3. 1. 127 Ebenda $8. 16, 17. | 
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Steuermann oder Mafchinift durch Handlungen oder Unter: 
lafjungen den Unfall oder deflen Folgen verfchuldet haben; 
2. ob Mängel in der Bauart, Beichaffenheit, Ausrüftung, 
Beladung ober in der Bemannung des Schiffes, ober 8. ob 
Mängel des Fahrwaſſers oder der für die Schiffahrt be- 
jtimmten Hilfseinrichtungen (der Seezeichen, des Lotſen⸗ 
weſens, der Rettungsanftalten u. |. m.) oder Handlungen 
oder Unterlafjungen der zur Handhabung diefer Einrid- 
tungen beitellten Perfonen den Unfall oder deflen Folgen 
herbeigeführt haben; 128 4. ob die zur Verhütung des Bu- 
fammenftoßen? von Schiffen auf See und die über das 
Verhalten nach einem folden Zufammenftoß erlaffenen Bor- 
fchriften befolgt worden find. 129 

c) Das Verfahren vor dem Seeamt ift öffentlid 
und mündlich. Der Schiffer, Steuermann oder Mafcinift, 
auf welchen die Unterfuchung fich bezieht, fann Anträge 
und Fragen ftellen, ſich auch eines rechts: oder fachlundigen 
Beiftandes bedienen. Die Entſcheidungen erfolgen mit 
Stimmenmehrheit. Der Borfigende leitet die Verhand⸗ 
lungen, die Beifiger und der Reichskommiſſar können Fragen 
an die zur Vernehmung erfchienenen PBerfonen ftellen. Das 
Seeamt kann jeve Art der Bemweiserhebung anorbnen, ins⸗ 
bejondere auch Zeugen und Sachverſtändige vorladen und 
eiblih vernehmen, fowie Augenfcheinseinnahmen anordnen. 
Der Schiffer und Steuermann des in Unterſuchung befind- 
lichen Schiffes dürfen nur auf ausdrücklichen Beſchluß des 


— - u 


Seeamt bat über fie feine Kom: 
128 S. dazu Pereld D.SR. | petenz. 
358 f. über dad eventuelle Ein-| 1% Ebenba 5 4, verb. ©. v. 
fhreiten gegen Lotſen; das!ll. Juni 1878 
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Seeamtes ald Zeugen vereidigt und vernommen werben.1?0 
Haft zur Erzwingung des Zeugniffes darf nicht angewenbet 
werden; Strafen gegen ungehorfame Zeugen oder Sachver⸗ 
ftändige find von den Gerichten auszufprechen und zu voll- 
ſtrecken. Die Gerichte und die Schiffahrtsbehörden haben 
den Requifitionen der Seeämter Folge zu leiften. Über 
die Verhandlung iſt ein Protofoll aufzunehmen und von 
dem Vorfitenden zu unterzeihnen. Im übrigen gelten für 
das Verfahren die PVorfchriften des GVG. Tit. 15. 16. 
und der StPO. 3. I Abſch. 3. 6. 7181 (|, Diefelben ab- 
gedrudt bei Knitſchky 401 ff.). 

d) Das Urteil des Seeamts bezieht fih an fih nur 
auf die Urſachen des Unfall; dasſelbe ift ſchriftlich ab- 
zufaflen und mit Gründen, welche das Ergebnis der Unter- 
ſuchung zufammenftellen follen, zu verfehen; ſpäteſtens 14 
Tage nah Schluß der Verhandlung hat die Verfündigung 
in öffentlicher Situng zu erfolgen;'®? eine Ausfertigung 
it dem Reichskommiſſar und auf Berlangen dem Schiffer 
bezw. Steuermann oder Mafchiniften zuzuftellen. 

e) Eine weitergehende Wirkung kann das Urteil bes 
Seeamtes nur auf Antrag ded Reichskommiſſars haben. 
Hat die Unterfuhung nämlich ergeben, daß der Unfall die 
Folge des Mangels folcher Eigenfchaften war, welche zur 
Ausübung des Gewerbes erforderlich find (Gew.O. 3. 31), 
fo Tann dem Sciffer, Steuermann oder Mafchiniften auf 
Antrag des Reichskommiſſars die Befugnis zur wei- 
teren Ausübung bes Gewerbes, einem Schiffer 





180 Zahlreiche Entfch. hierüber | 181 Ebenda 88. 16, 19, 20— 
zu Art. 22, |. bei Knitſchky | 24. — Haar 416. 
417. 182 Ebenda 8. 25. 
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auch des Steuermannagewerbes entzogen werben. 17? Voraus- 
jegung aber ift ein wirklicher Seeunfall, 13% und zwar auf 
einem deutſchen Kauffahrteifchiff; außerdem muß der Be- 
teiligte hiefür ausdrüdlich geladen werden; ob er dann er- 
ſcheint, tft gleichgültig. 

f) Gegen eine auf Entziehung der Befugnis zum Ge- 
merbebetrieb lautende Entſcheidung des Seeamtes hat der 
Betroffene Beſchwerde an das Oberfeeamt ;135 ebenfo der 
Reichskommiſſar, wenn fein auf Entziehung gerichteter An- 
trag abgelehnt wurde; die Beſchwerde iſt binnen 14 Tagen 
nad Verkündigung bezw. Zuftellung des Urteil® beim See- 
amt fehriftlich oder zu Protokoll zu erklären und ſpäteſtens 
binnen weiterer 14 Tage zu rechtfertigen; die Beſchwerde 
bat feinen Sufpenfiveffet. Das Uberjeeamt Tann eine 
Ergänzung oder Wiederholung des Beweisverfahrens nad 
Maßgabe der für die Seeämter geltenden Vorſchriften an- 
ordnen; die Verhandlung ift öffentlid, und ſowohl ver 
Beſchwerdeführer ala fein Gegner zu hören; die Entſcheidung 
bat gleichfalls in öffentliher Sigung zu erfolgen und ift 
mit Gründen zu verjehen, von den Mitwirkenden zu unter- 
zeichnen, ſowie den Beteiligten zuzuſtellen. Die Entſchei⸗ 
dungen des Oberfeeamts erfolgen nah Stimmenmehrheit. 8® 


138 Ebenda $. 26. Laband laflen fih dafür nicht aufftellen, 
II, 195: Wagner 330, über bie Sache iſt quaestio facti. 
die Streitfrage bezüglich der 6 jber d. Verfahren f.d. Spe- 
Küſtenſchiffer 334 ff, ebenda —————— GeſchO. 88. 6 ff. 
375 Viele Ontie. angeführt über die Koften au den Nach⸗ 
bei nitf chkyu 4 IS]; f. ferner | tr ag d. 10. Mai ASTI(EDL. 371). 
Perels D.SR.8 é G. v. 27. Juli 1877 88. 27 

184 Über den An EN des See- | bi3 82. Dazu GefhD.8.12. Zu 
unlals Wagner 375; Perels B, vgl. auch die V. d. RR. v 

;  beitimmte Merkmale Rov. 1877 3.3 u. * über bie 


904 Bud XI. Das Seerecht in Friedenszeiten. 


g) Gegenüber Urteilen, welde auf Aberlennung des 
Rechtes zum Gewerbebetrieb lauten, bat das Reichsamt bes 
Innen eine Art Begnadigungsredt, indem nch 
Ablauf eines Jahres dem Betroffenen dies Recht wieder 
beigelegt werden fann, „wenn anzunehmen ift, DaB er 
fernerhin den Pflichten feines Gewerbes genügen wird”. 197 


D. Die Seemwarte. 

1. Dem Schute der Schiffahrt zu dienen ift auch die 
durd ©. v. 9. Januar 1875 (RGB. 11) in Hamburg auf 
Koften des Reiches errihtete Seemwarte!?3 beſtimmt, 
deren Rechte und Pflichten des Näheren dur eine K. 2. 
v. 26. Dez. 1875 (RGB. 385) geregelt wurden, dazu K. 
BD. v. 4. Februar 1895 (RGB. 151). 

Die Seemwarte refjortiert von dem Reichsmarineamt; 3? 
fie zerfällt in Abteilungen, deren jede von einem Vorſtand 
geleitet wird, während an der Spite des ganzen Inſtitutes 
ein Direftor fteht, der die Leitung der Geſchäfte, die Ver— 


— — — — 


Einlegung von Beſchwerden bei | einräumen.“ Der Konful bat 
Konfulaten. 8. 28 lautet: „Eine ‚von biefem Rechte Gebrauch zu 
im Auslande zu bemwirfende Zu- | maden, menn das Schiff fonit 
ſtellung deg Urteils erfolgt mit- | des Führers oder Steuermann 
tel8 Erſuchens eines deutjchen | entbehren würde; die fämtlichen 
Seemannsamtd. Die Einlegung | die Beſchwerde betreffenden 
und Redtfertigung der Beichwer- Aktenſtücke find fobald ald mög- 
de kann alsdann bei demijelben | lid dem Auswärtigen Amte ein: 
Seemannsamt gefchehen. Dass | zufenden. 
Ieibe kann a Siffer ober 187 Shenda $. 34. 

euermann au ntrag Die! ss 
Frift für Rechtfertigung der Ber |, gemisin em —e 
ſchwerde verlängern und der Ein- | 55 45: G Meder I. 558: 
legung der Beläwerbe auffchie- R er els 'D en Se ’ 
bende Wirtung bis fpäteftens u ’ 
ur Ankunft bes Beihmwerde-| 139 G. v. 9. San. 1875 & 2. 
Fibrers in einem deutichen Hafen ! 3. v. 26. Dez. 1875 $. 6. 
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tretung der Anftalt nah außen und die Verantwortlich⸗ 
feit für die Erfüllung ber vorgefchriebenen Aufgaben der 
Seewarte bat; ihm ift ein Direktionsmitglied beigeorbnet ; 14° 
dazu kommt noch das nötige Perſonal an Affiftenten, Hilfs- 
arbeitern und Unterbeamten. 1* 

Unter der Seewarte ftehen jodann Agenturen 1. und 
2. Ranges, ferner die an geeigneten Punkten der Küſte 
errichteten meteorologifhen Beobadhtungs- und die 
Signalftellenftationen, welche mit dem erforber- 
lien Perfonal an Beobachtern und Perfonen, melde die 
Signale auszuführen haben, ausgeftattet find. 

Die Vorſtände der Abteilungen haben für die Bearbei- 
tung aller ben letzteren obliegenden Geſchäfte Sorge zu 
tragen. Sie haben die Pflicht, für fachgemäße, korrekte 
und ſchnelle Erledigung der Arbeiten zu forgen, und 
tragen auch die Verantwortung für die von den ihnen zu— 
geteilten Ajfiftenten und Hilfsarbeitern angefertigten Ar- 
beiten. Dem Direktor find die Abteilungsvorftände für 
die Nichtigkeit und gute Konfervierung ber ihnen reflort- 
mäßig übermwiejenen Inftrumente, Bücher, Inventarien ꝛc. 
verantwortlih. Die dienſtlichen Verhältniffe des übrigen 
Perfonal der Seewarte werben durch ein befonberes Re— 
aulativ feitgeftellt. 1*2 

Die gefamte Thätigfeit der Seewarte und der ihr 
untergeorbneten Behörden ift eigene und unmittelbare 
Reihsverwaltung. Die Vollzugsvorſchriften erläßt das 
Reichdmarineamt. 1*3 

2. Die Aufgabe der Seewarte ift: „Die Kenntnis 


140 V. v. 4. Febr. 1895 4,5.| 142 BV. v. 26. Dez. 1875 8. 5. 
141 V. v. 26. Dez. 1875 55.2,4.| 1 V. v. 4. Febr. 1895 8. 6. 
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der Naturverhältniffe des Meeres, foweit 
diefe für die Schiffahrt von Intereſſe find, 
fowie die Kenntnis der Witterungderjdei: 
nungen an den deutfhen Küften zu fördern 
und zur Sicherung und Erleidterung des 
Schiffahrtsverkehrs zu verwerten.!* 

Demgemäß gehören zum Geſchäftskreis der Seewarte: !* 

A. Die Förderung der Seefahbrten im allge 
meinen, und zwar dur: a) Sammlung von Beobahtungen 
über die phyſikaliſchen Verhältniffe ve Meeres, fowie über 
die meteorologijchen Erfcheinungen auf hoher See; b) Prüfung 
und Berichtigung der auf Schiffen gebräudlichen, für Die 
Sicherheit der Fahrten und die Zuverläjfigfeit der Beob- 
achtungen wichtigen Inftrumente, wie Barometer, Thermo- 
meter, Sertanten, Kompafje und Ehronometer; c) Beob- 
achtungen der Erjcheinungen des Erdmagnetismus auf der 
See, Prüfung des Verhaltens der Magnetnadel an Bord 
eiferner Schiffe und Erteilung von Weifungen für ihre 
zwedmäßige Aufitellung an Bord der Schiffe, d) Samm:- 
lung der michtigeren, auf die Phyfiographie und Hybro- 
graphie des Meeres, fomwie auf die praftifhe Navigation 
bezüglihen Schriften und Karten; e) Unterflügung und 
Anregung der heimischen Schiffahrt vermittelft der aus 
den theoretifchen Arbeiten gewonnenen praktiſchen Exrgeb- 
nifje, und zwar: dem gefamten, bei der Schiffahrt betei- 
ligten Publitum gegenüber durch Bearbeitung der ver- 
ſchiedenen Seewege in Segelhandbüchern, durch periopifche 
Beröffentlihung der für die Navigation wichtigen fonftigen 


146 G. v. 9. Jan. 1875 8. 1.| 146 V. v. 26. Dez. 1875 8. 1. 
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Erfahrungen und Ermittelungen; den einzelnen Sciffern 
gegenüber durch Erteilung erbetener informationen, durch 
Ausarbeitungen rationeller Segelanmweifungen für bejtimmte 
Fahrten. 

B. Die Sturmmarnung, und zwar: a) die 
regelmäßige Sammlung von Beobachtungen über den 
meteorologifhen Zuftand der Atmofphäre auf beftimmten 
Plägen an der Küfte, ſowie im Innern Deutfchlands, 
ferner auf folden Plätzen des Auslandes, deren meteoro- 
logiſche Verhältniſſe für die Beurteilung der atmofphäri- 
ſchen Zuftände an den deutſchen Küften von Einfluß er- 
ſcheinen; b) die regelmäßige telegraphifche Verbreitung von 
Mitteilungen über den augenblidlichen Zuftand der Atmo- 
ſphäre, ſowie die unverzügliche Beröffentlihung folcher 
Wahrnehmungen, melde einen gefahrbrohenden Witterungs- 
umſchlag erwarten lafjen; c) die Verarbeitung des in längeren 
Beobadtungszeiten gejammelten Materiald auf die daraus 
für die Navigation und Wiſſenſchaft zu gemwinnenden Re- 
fultate und deren periodifche Veröffentlichung. 

Diefe Geſchäfte find unter die Abteilungen in der Weife 
verteilt, daß Die sub A. (ausgenommen b und c) ge 
nannten Funktionen der erjten, die sub B. genannten 
der dritten Abteilung zugehören, die vierte Abteilung bat 
die Prüfung der Chronometer, die zweite dient fpeziell 
Iitterarifchen Zmweden und Bat die Bearbeitung der oben 
sub A. b und c aufgeführten Gegenjtände, mit Aus- 
nahme der Prüfung der Chronometer. !*° 

8. Zur Vermittelung des Verkehrs mit den Schiffahrt- 


— — — — — 


146 V. v. 26. Dez. 1875 8. 2 Abi. 2. 
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treibenden, zur Beobadtung der Witterımgserfheinungen 
und zur Verbreitung von Warnungen vor dem unvermuteten 
Eintritt von Stürmen find an geeigneten Küftenplägen 
Unterbehörben eingerichtet ‚#7 und zwar: 

a) Agenturen. Die Agenturen haben den Verkehr 
zwiſchen ber Seewarte und den Schiffern und Reedern zu 
vermitteln und die nterefjen der Seewarte wahrzunehmen. 
Sie haben auf Anfuchen für die Behandlung von Kompaſſen 
an Bord eiferner Schiffe ihren Rat zu erteilm und bie 
Fehler der Kompafje durch Unterfuchung, fowie ihre Deviation 
durh Schmojen der Schiffe feitzuftellen. !*® 

b) Beobadhtungsftationen. Die Beobadtungs: 
ftattionen haben durch Anftellung meteorologifcher Beob- 
achtungen das Material zu liefern, welches die Grundlage 
zur Ausübung der praftiihen Wetterprognofe, fowie zu 
den wiſſenſchaftlichen Unterfuchungen bildet. 

e) Signalftellen (erfter und zweiter Klaſſe). Die 
Signalftellen haben die Aufgabe, die ihnen von der See: 
warte zugehenden Sturmmarnungen befannt zu machen, 
auh dur eigene Beobachtungen und durch Berfehr mit 
den Seefahrern zur Vervollkommnung der Sturmwarnungen 
beizutragen. 1? 


IV. Das Sktrandrecht.bo 
1. Den Grundfäben der modernen Zivilifation ent- 
ſprechend, bat aud das Deutiche Reich eine umfafjende 
Rechtsordnung zum Schube geftrandeter oder 


147 G. v. 9. San. 1875 8. 2.| 150 Kommentar 23 
148 V. v. 26. Dez. 1875 8.2la. a. D. 533-553 L auch 
Abf. 2. 2ewis U 113F}.; Persia g8. 
140 V. v. 26. Dez. 1875 8. 3. 28, 24; Brunner in Holgen- 
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in Seenot befindlider Schiffe und der auf 
denfelben befindliden Güter aufgeltellt, die 
Strandungdordnung vom 17. Mai 1874 (NGB. 73), zu 
welcher eine Inftrultion durch V. d. RR. v. 24. Nov. 
1875 (EBl. 751) erging und noch eine Anzahl ergänzen: 
der Spezialbeftimmungen fi in Staatsverträgen finden.1°! 
Ergänzend treten hierzu die Borfchriften des HandGB. 
Art. 742 ff.: „von der Bergung und SHilfgleiftung in 
Seenot“. Dieſe Rechtsſätze find beherrfcht von dem Grund- 
gedanken, im Gegenfat zu dem früheren barbarifchen 
Strandredt, welches Schiffe und Waren dem räuberifchen 
Zuariff der Strandbewohner preisgab, einen möglichft 
hohen Grab von Rechtsſchutz den in Not und Unglüd ge- 
ratenen Schiffern zu fichern. 

2. Sur Verwaltung des Strandweſens ift die gejfamte 
deutfche Küfte in Strandbezirfe eingeteilt, deren jeder 


dorffs RLex. III, 814 ff; Löning 
VerwR. 5860f.; G. Meyer 1, 
555; Lewis in Stengels Wör⸗ 
terb. IL, 574 ff.; Schröder in 


für dieſen Schriftfteller nicht; 
ebenfo für Geffcken 1881. 
Heffter-Gefflen weiß über 
die ganze Materie nur zu Jagen: 


Endemanns Handb. d. Handels⸗ 
rechts 8. 55; König 346 ff.; 
Gareis HandR. (5) S. 860ff.; 
Stört 548; Perels D.SN. 


310 ff.; Bluntſchli $. 334 ff.; 


Heffter - Geffden . 1; 
Martens Preeis $$. 154, 155; 
Klüber $. 77; luntſchli 


und Heffter-Geffcken berüd- 
fihtigen das deutſche Recht gar 
nit, Perels und König uns 


vollftändig; die englifche Schiff⸗ 


fahrtsakte von 1854 zitiert 
Bluntfhli fortlaufend, das 
deutfhe Geſetz von 1874 da- 


gegen exiſtiert noch i. J. 1878 





„es Itreitet gegen die Sitte chriſt⸗ 
liher Nationen, fi} an Berfo- 
nen und Gütern der Scdiff- 
brüdigen zu vergreifen. Das 
fog. Strandredt ih ein Schand⸗ 
recht. Nur ein Anfpruh für 
Rettung und Bergung ift be— 
gründet, ein Eigentum an ben 
geftrandeten Saden erft durch 
blauf ber Verjährung zu ge- 
winnen. Dennod wird hierin 
den Küftenbemobnern noch man= 
e Immoralität nachgefagt.” 
emiß ein Mufterfag völterz ‘ 
rechtlicher Juriöprubenz | 
151 S. Perels 1481, 
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von einem Strandamt verwaltet wird ; 162 jedem Strand⸗ 
amt find wieder mehrere Strandvogteien 15% unterftellt, ber 
Borftand eines Strandamtes kann zugleich für feinen Bezirf 
zum Strandvogt beftellt werben ; 15% die Abgrenzung der Be 
zirke, die Anftellung der Beamten, die Dienftauffiht,, die 
Regelung des Berhältniffes der Strandvögte zu den Vorftehern 
der Strandämter ift den Einzelitaaten überlaffen ; !°° nur die 
Oberauffiht bat fih das Reich vorbehalten ,'°° ohne daß 
jedoch hierfür befonvere Behörden beftellt ober materielle 
Vorfchriften erlaffen worden wären. Die Strandämter find 
regelmäßig Lokalbehörden, welche in der Nähe des Strandes 
ihren Sit haben. !°7 

Wenn ein Schiff vor der deutfchen Küſte oder in 
deutfchen Gewäflern in Seenot kommt, find die benad- 
barten Strandvögte gleichmäßig zu allen Mafregeln für 
Rettung von Menfchenleben ſowie für Bergung und Hilfe: 
leiftung verpflichtet; die Leitung des Verfahrens kommt 
demjenigen Strandvogt zu, ber zuerft das Schiff betritt; 
geborgen werden die Sachen von derjenigen Strandbehörde, 
in deren Bezirk fie gelandet werben. !5® 

Außerdem liegt den deutfchen SKtriegsfchiffen generell 
die Pfliht ob, in Fällen von Seenot Hilfe jeder Art zu 
leiften. 15° 


152 Strandd. $. 1 Abſ. 1. 2 hbamburgifche und ein lübiſches 
158 StrandO. 8. 1 Abf. 2. Strandamt vorhanden. 
18 Strand. 8. 2 Abi. 2. 1856 StrandO. 8. 3. 


155 StrandO.8.2 Abſ. I. Nah| 157 Lewis II 127 L. 
einem im CBl. 1880, 215 pu⸗ 158 Inſtr. 3. Strandd. 8. 1. 
blizierten Verzeichniß waren 79| 199 Spezialvorfchriften hier⸗ 
preußifhe, 7 medenburgifche, | über fehlen jedoch, ngl. die An⸗ 
5 oldenburgifche, 3 bremijche, ' gaben bei Perels 140u. def. 147. 
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Die Pflichten, welche im Inland den Strandämtern ob⸗ 
liegen, haben im Ausland regelmäßig die Konſuln zu er⸗ 
füllen, ü2o0 jedoch bedarf es hiefür immer eines beſonderen 
Antrages; ob und inwieweit die Ortsbehörden verpflichtet 
find, Hilfe zu leiſten, beſtimmt ſich nach der Ortsgeſetz⸗ 
gebung, eventuell nah den etwa vorhandenen Staats- 
verträgen; jedenfalls ſoll der Konful in allen Fällen primär 
die Drtöbehörden requirieren unter Hinweis Darauf, daß 
auh das Deutihe Reich allen Schiffen ohne Unterfchieb 
der Nationalität Hilfe in Seenot gemährt. 1° 

Außer den eigentlihen Strandbehörden find an den 
durch die deutſche Strandungsordnung vorgejchriebenen 
Maßregeln noch die Gemeinde-, Zoll- und Steuerbehörden 
beteiligt. 

Die Polizeibebörden, insbefondere aud 
der Strandvogt, können jeden Strandbewohner 
zur Hilfeleiftung requirieren, und dieſe find 
bei Geldftrafe bis zu 150 Markt oder Haft 
verpflichtet, derartigen Requifitionen in Un- 
glüdsfällen oder „gemeiner Gefahr oder Not” 
Folge zu leiten, foweit fie ohne erhebliche 
eigene Gefahr hiezu imftande find. !e2 

Soweit Stantöverträge fremden Konfuln Rechte in Bezug 
auf Rettung und Bergung von geftrandeten Schiffen ein- 
räumen, bleiben dieſe VBorfchriften unberührt.!*® 


1860 Koni®. 8. 36. Laband|$8.360 Nr. 10. Meves 548 ff. 

DO, 22f.; König 346 ff. | ewisIl, 131; Perels D.SR. 
101 A. D. J. zu KonſG. $. 86. rn naänfenb, Vorſchrift 
188 StrandO. 8.9 vb. RStGB. 1 StrandO. 8. 47. 
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Behufs Übernahme der Vertretung der Beteiligten in 
Bergungs⸗ und Hilfsleiftungsfällen können von den Landes 
regierungen an geeigneten Drten ein- für allemal Sad: 
verftändige beftellt werben. Diefelben find in den einzelnen 
Füllen den Beteiligten von dem Strandamt namhaft zu 
machen. Die Wahl anderer Vertreter ift hierdurch nicht 
ausgejchloffen. 1°* 

3. Über das Verfahren in Strandungsfadhen be 
ftimmt das Gefeg!‘d folgendes: 

a) Wer ein auf Strand geratene ober in Seen 
befindliches Schiff mahrnimmt, bat bievon jo raſch als 
möglich gegen angemefjene Vergütung, die zu ben Ber: 
gungs⸗ und Hilfskoſten zu rechnen ift, entweder bem 
Strandvogt oder der nächſten Gemeindebehörde, und dieſe 
dem Strandvogt Anzeige zu machen. 160 Der Strand: 
vogt bat fih fofort an Ort und Stelle zu begeben und 
Die zur Rettung und Bergung fowie zur Aufrechthaltung 
der Ordnung erforderlichen Mafregeln zu treifen,; bis zu 
feinem Erfcheinen find die Stranbunter- eventuell die Ge 
meindebeamten zum Erlaß diefer Anorbnungen bereditigt. 
Das Strandamt fomwie die nächſte Zollbehörde find von 
dem Falle unverzüglich durch den Strandvogt in Kenntnis 
zu fegen. 17° Die Bolizeibehörden müflen den NRequi: 
fitionen der Strandbehörden zur Rettung von Menfcen: 
leben fowie zur Bergung und Hilfgleiftung Folge leiften.'* 
Bei Strandung von fremden Schiffen ift der nächſte 


* Strandd. 8. 17. u 167 StrandDd. $. 6. Lemis 
165 Au auch Seemd. $. 82II, 129. 


Abi. 2 
166 StranbD. 58. 4, 5. Me-| 1% Inſtr. $. 4. 
pes 537 ff.; Rerelsd. SR.323. 





Die Nechtöverhältniffe der Schiffe. 8. 53. 913 


Konful des betreffenden Staates durch das Strandamt zu 
benachrichtigen. 19% Hinfichtlich der Hilfeleiftung macht die 
deutfche Gefetgebung feinen Unterjchied zwifchen deutfchen 
und fremden Schiffen; demgemäß ift vielfah dur Staats⸗ 
verträge den deutſchen Konfuln die Hilfe frembftantlicher 
Behörden in Strandnot deutfher Schiffe ausdrücklich zu- 
gefichert. 170 

b) Die Rettungs- und Bergungsmaßregeln 
baben zunädft vem Willen des Schiffers, d. i. 
des Schifföfapitäng oder deſſen Stellvertreters, 17! gemäß gu 
geſchehen; insbefondere darf nicht wider den ausdrück⸗ 
lich erllärten Willen des Scifferd an das Schiff angelegt 
oder dasfelbe betreten werden, außer wenn das Schiff von 
der Befatung !7? verlaflen iſt; in dieſem Falle bedarf es 
jedoch, fall nicht dringende Gefahr auf Verzug obmaltet, 
der Erlaubnis des Strandvogtd. Die Thätigleit der Ber- 
eine zur Rettung Schiffbrüchiger fteht jedoch nicht unter 
diefen befchränfenden Beltimmungen. Der Schiffer 
kann die fämtlihenzu treffenden Maßnahmen 
dem Strandvogt überlaffen, darf aber jeberzeit 
auch die Leitung des Verfahrens wieder an fich nehmen, 
jevoh nur gegen Kautionzleiftung für die erwachſenen 


169 Inſtr. 8. 6. RStGB. 8. 128 (Gausfriedens⸗ 
—5 — Iſt aber das Schiff 
m S. bie Sufammenjtellung | ;„ Seenot fo ſteht es unter 
bei Laband II, 28°. | Aufficht des Strandvogts, der 
11 Strandd. 8. 42. Das demnach auch freien Zutritt 
Schiff ift an fich „befriedetes Be- | haben muß. 
fistum”, zu dem der Zutritt vom 
Inhaber der Schiffsgewalt ge-| 11? Beſatzung: HGB. Art.445: 
währt oder verfagt werden Tann. | Schiffer, Schiffsmannſchaft ſo⸗ 
Richtig hierüber Wagner 347, wie alle auf dem Schiffe ange- 
auch über die Anwendbarkeit von | ftellten Perſonen. 
Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 
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Bergungd- und Hilfskoſten; der Betrag der Kaution ift 
vom Strandvogt oder dem Borfteher des Strandamtes feft- 
zuftellen ‚17° darf jedoch höchſtens ein Drittel des Wertes 
der geborgenen Gegenftände betragen. !7* 

ec) Ohne jede Konkurrenz des Schiffers if 
ber Strandvogt verpflidtet, für die Rettung 
von Menjhenleben Sorge zu tragen.!?® 
biefem Zmede kann derfelbe auch alle erforderlichen Fahr- 
zeuge und Gerätfchaften, fowie jeden außerhalb der öffent- 
lichen Wege zum Strande führenden Zugang auch ohne 
Einwilligung der Berfügungsberechtigten in Anfprud 
nehmen; auch dieſe Verpflichtung fteht bezüglich der Leiftung 
der Berfügungäberechtigten unter dem obenbezeichneten jtraf: 
rechtlichen Schuge. Die Vereinen zur Rettung Schiff: 
brüdhiger gehörtgen Fahrzeuge und Gerätfchaften dürfen 
jedoch zu dem angegebenen Zmede vom Strandvogt nur 
verwendet werden, jomeit die Vereinsmannſchaft nicht felbft 
einjchreitet. Der wirklich entſtandene Schaden tft zu ver- 
güten, 176 

d) Die Sortfhaffung der auf dem Schiffe 
befindlihen Gegenjtände, fowie des Schiffes 


es Strandd. 88. 7, 8. Vgl. noch zur Rettung des Schiffes 
auch Inſtr. $. 5, über die Mit | zu bedürfen glaubt, nicht wider 
wirkung der privatredtlid) am |feinen Willen gerettet werben 
Schiffe Beteiligten bei der dürfen. Eine juriftiſche Be- 
Rettung. Meves 540; Lewis |ftimmung ift hiefür unmöglid). 
II, 180. Sal aber GeemD. $. 32 Abſ. 1 
178 im Sinne Wagners. 
Inſtr. 8. 8. 110 Strandd. 8. 9, StGB. 
15 Strandd. 8. 11. Meves|$. 360 Nr. 10. eve! 542ff. 
540 f.; ſ. auh Wagner 348, | Die Koften gehören zu den Ber 
der den Sat dahin einfhränkt, | gungs- und Hilfskoften im Sinne 
daß Berfonen, deren der Schiffer ‚von Hand&B. Art. 745 Abſ. 2. 
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ſelbſt Hat nad den Anordnungen des Schiffers 
oder falls letzterer das Verfahren dem 
Strandvogt überlaffen bat, oder menn die 
Befagung das Schiff verlaffen hat, nad den 
Anordnungen diefes letzteren zu erfolgen. 17 
Die Schiffe: und Ladungspapiere, insbefondere das Schiffs⸗ 
journal, bat in jedem Falle der Strandvogt an fich zu 
nehmen, letteres mit Datum und Unterfchrift abzufchließen 
und dem Schiffer zurüdzugeben. 17° In Ermangelung einer 
Beitimmung des Schiffers oder des Strandvogts muß das 
Geborgene, ofen feine Hinderniffe enigegenftehen, bei 
Verluft des Anſpruchs auf Berge- oder Hilfslohn nad 
dem zunächſt erreichbaren deutſchen Hafen over Landungs⸗ 
plage gebracht und fofort der nächſten Polizeibehörde oder 
dem Stranbvogt angezeigt werden. Wer Sachen von einem 
geftrandeten Schiffe, aud wenn es verlaflen ift, an fidh 
nimmt, um fie fi) zuzueignen, begeht einen Diebitahl. 179 
Die aus dem Schiffe fortgefchafften Gegenftände find, fo- 
bald dies thunlich, zu verzeichnen. Werben einzelne Stüde 
der Ladung oder des Schiffes oder fonftige Gegenjtände, 
welche auf dem Schiffe fi befunden oder zu demjelben 
gehört haben, mährend der Hilfe- und Bergungsarbeiten 
an das Land getrieben, jo hat derjenige, welcher dieſelben 
birgt, dies einem der mitwirfenden Beamten anzuzeigen und 
auf Erfordern die Sachen abzuliefern. Der Strandvogt 
hat dem nächſten Steuerbeamten von der Bergung jofort 
Nachricht zu geben und bis zur Ankunft desfelben das 


17 Shandd. 8.12. Strafbeft.| 179 Entfd. d. RG. in Straff. 
$. 43. 3 546 ff. X, Nr. 26. 
118 Strand, 8. 11. 
58 * 
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fteuerfisfalifche Interefſe wahrzunehmen. Die geborgenen 
Gegenftände werden von dem Strandamt und dem Zoll: 
beamten gemeinfhaftlid in Gewahrfam genommen. Tas 
Strandamt hat mit Zuziehung des Schifferd und des Zoll: 
beamten ein Inventarium der geborgenen Gegenftände 
unter Angabe der etwa vorhandenen Marten und Rınnmern 
und mit Benußung der vorläufigen Verzeichniffe aufzunehmen, 
dabei auch überall den Wert und die Menge zu vermerken, 
ſoweit diefelben fi aus vorhandenen Schriftftüden ergeben 
oder anderweit ohne Verlegung der Berpadung feftzuftellen 
find. Das Inventarium ift von dem Lollbeamten und 
dem Schiffer zu unterfchreiben,; die Einficht desfelben oder 
die Fertigung einer Abfchrift ift auch anderen Beteiligten 
zu geftatten. 180 

e) Die geborgenen Gegenftände find dem 
Schiffer bezw. demjenigen, der feine Em: 
pfangsberehtigungnadmweift, auszuhbändigen. 
Iſt fein Empfangsberechtigter zu ermitteln, oder erachtet 
das Strandamt den Nachweis der Empfangsberechtigung 
nicht als genügend erbracht, fo find die geborgenen Sachen 
vom Strandamt in Verwahrung zu nehmen und demnächſt 
das Aufgebotzverfahren (f. unter h) einzuleiten. 

Leicht verberblide und ſolche Gegenftände, deren Auf- 
bewahrung mit Gefahr oder unverhältnismäßigen Koften 
verbunden fein würde, fünnen von dem Strandamt öffent- 
lich verkauft werden, jedoch bei Anmwefenheit des Empfangs- 
berechtigten nur mit feiner Zuftimmung ober nad frudtlos 
an ihn ergangener Aufforberung, die Gegenftände in 


180 StranbD. 88. 12, 13—15. | behandlung ZollG. 3 21, 8, 
Meves 548f. Über die Zoll! 117, dazu Perels DER. 330, 
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Empfang zu nehmen. Die Aushändigung darf, abgefehen 
von den für das augenblidliche Berürfnis der Mannſchaft 
und ber Paſſagiere erforberliden Gegenftänben, erft nad) 
erfolgter zollamtliher Behandlung, fowie Bezahlung ober 
Sicherftellung der Bergeloften und des Bergelohnes (Hand GB. 
Art. 753) erfolgen. 1°! 

f) Wenn «) außer dem Falle der Seenot eines Schiffes 
beſitzlos gewordene Gegenftände aus ber See 
an oder auf den Strand getrieben (ftrand- 
triftig) und vom Strande aus geborgen wer— 
den, fo ift dies dem Strandvogt oder der nächſten Polizei⸗ 
behörde anzuzeigen und die Gegenftände der Behörde zur 
Verfügung zu ftellen; ebenfo 4) verſunkene Schiffstrümmer 
oder fonftige vom Meeresgrund heraufgebrachte Gegenstände 
oder y) verlaflene Schiffe oder fonftige beſitzlos gewordene 
und in offener See treibende Gegenftände (feetriftig), bie 
von einem Fahrzeuge geborgen werben. 

Die Verpflichtung tritt in dem alle zu « fofort ein, 
zu 4 und y, fobald das bergende Fahrzeug nad ber 
Bergung an der deutfhen Küſte anlegt ober vor Anfer 
geht, fällt aber fort, wenn das Fahrzeug inzwifchen an 
einer fremden Küfte angelegt hat, oder vor. Anker gegangen 
ift, und die Berger dort die geborgenen Gegenftände dem 
Eigentümer ober einer Behörde zur Verfügung geftellt 
haben. 

Auf Gewäſſern, melde mit ber See in Verbindung 
ftehen, finden dieſe Vorfchriften nur dann Anwendung, 
wenn dies landesrechtlich beftimmt tft. 18? 


151 StrandD. $$. 16, 18, 19.| 19° SeemD. $. 22. 


918 Bud XIII. Das Seereht in Friedenszeiten. 


Die Anzeige hat die genauen Angaben über Beit, Ort 
und Umftände der Bergung, ſowie den beanfprucdhten Lohn 
zu enthalten; bezüglich des aufzunehmenden Inventars, der 
Anzeige an die Zoll- und Steuerbehörden, des Verkaufe: 
leicht verberblicher Gegenftände gelten die obigen Bor- 
Schriften; ift der Empfangsberechtigte fofort zu ermitteln, 
fo find ihm die Gegenftände nah Maßgabe der oben 
bezeichneten Vorſchriften auszuhändigen; außerdem ift das 
Aufgebotsverfahren einzuleiten. Die Einzelftaaten find 
überbieö berechtigt, noch außerdem befondere Anmeldeftellen 
zu errichten, melchen bie Strandämter jede Bergung von 
Gegenftänden der oben bezeichneten Art mitzuteilen haben; 
auf dieſen Anmeldeftellen ift ein Verzeichnis diefer Gegen: 
ftände zu führen und öffentlich auszulegen, ſowie Auszüge 
aus demfelben in angemefjenen Friſten zu publizieren. ! 

g) Wenn auf der Reede oder im Fahrwaſſer eines 
Hafens verfunfene Wrads, Anfer oder andere 
Gegenſtände die Schiffahrt beeinträdtigen 
und der Eigentümer entweber nicht befannt oder zur Fort 
ſchaffung derfelben nicht bereit ift, fo ift die Behörde befugt, 
die Befeitigung zu veranlafjen und zur Dedung der Koften 
die befeitigten Gegenftände öffentlich zu verkaufen. Der 
Reit des Erlöfes ift dem Empfangsberechtigten hinauszu— 
geben, eventuell das Aufgebotsverfahren einzuleiten; bleibt 
letzteres fruchtlos, fo fällt der Erlös der Seemannstafle 
bezw. mangels einer foldden der Ortsarmenkaſſe des Hafen- 
ortes zu. 184 


183 Strandd. 88. —24. 
ri ed 550-552; gemis LI, 1% Strandd. 8. 25. 
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h) Sft der Empfangsberedhtigte unbekannt, fo find zu- 
nächſt durch das Strandamt geeignete Nachforfchungen zu 
pflegen und dem durch biefe ermittelten Empfangsbered- 
tigten die Gegenftände auszuhändigen. Andernfalls tritt 
das Aufgebotsverfahren ein. 

a) Im Aufgebotsverfahren werden alle unbelannten 
Berechtigten aufgeforbert, bis zu einem beftimmten Termine 
bei dem Strandamte ihre Anfprüche anzuzeigen, widrigen⸗ 
falls biefelben bei ver Verfügung über die geborgenen 
Gegenftände unberüdfichtigt bleiben würden. Der Termin 
it auf vier Wochen bis neun Monate zu beitimmen. Das 
Aufgebot wird durch Aushang (Anſchlag) an der Amt3- 
ſtelle, ſowie nah dem Ermefjen des Strandamted durch 
eine oder mehrere Anzeigen in öffentlichen Blättern und 
Anfchlag an Börfen und anderen geeigneten Orten befannt 
gemacht. Zur Erfparung von Koften Tann das Aufgebot 
fo lange ausgeſetzt werben, bis eine angemeflene Zahl von 
Gegenftänden angefammelt ift. Ein Ausfchlußbefheid wird 
nicht erlaffen. 185 

PB) Wenn der Empfangsberedtigte auch dur das Auf- 
gebotsverfahren nicht ermittelt wird, fo werden Gegenftände, 
melde in Seenot vom Strande aus geborgen find, des⸗ 
gleihen Seeauswurf und ftrandtriftige Güter gegen Er— 
legung von Bergeloften und Bergelohn, ſowie nad er- 
folgter zollamtlicher Behandlung dem Landesfiskus 
überwiefen. 18° 

y) Unter gleicher Borausfegung werden bie auf offener 
See geborgenen ober aus der Tiefe bes Meeres gehobenen 


186 StrandD. 88. 26, 27. 85 Abſ. 1; Lewis II, 188, 
1886 StrandDd. 88. 23 Abſ. 1,| 142. 
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Gegenftände vem Berger liberwiefen. Die Anteile mehrerer 
Mitberechtigter beftimmen fi) nah den Vorſchriften des 
HGB. über Verteilung des Berge: und Hilfslohnes unter 
mehrere Berechtigte. 177° Hat jedoch ber Berger die ihm 
nad dem Geſetz obliegende Anzeige ($. 21) unterlaffen, fo 
fällt die geborgene Sache over deren Wert an die Seemanns- 
kaſſe des Ortes des Strandamtes, eventuell an die Orts— 
armenkaſſe. 18° 

0) Der Empfänger ift, wenn verfäumte Anfprüche 
fpäter geltend gemacht werden, inſoweit, alö er fi dann 
im Befite der Sache noch befindet oder durch den aus 
derfelben gelöften Wert noch bereichert iſt, dem Berechtigten 
zur Entfehädigung verpflidte. Das ihm nah Maßgabe 
der vorbezeichneten gefeglichen Beitimmungen zugeſprochene 
Recht iſt demnach fein Eigentumsrecht. Handelt es fih um 
Gegenftände, welde dem Berger zu überweiſen find, fo 
behält derſelbe auch die Bereicherung, ſoweit biefelbe ben 
Bergelohn nicht überfteigt. 13° 

€) Sind dagegen Anſprüche angemeldet, fo forbert das 
Strandamt binnen einer beftimmten präkluſiviſchen Frift 
die eventuell Berechtigten (3. 35) zur Erklärung über bie 
erhobenen Anfprüde auf. Erfolgt daraufhin fein Wiber- 
ſpruch, fo werden die Gegenftände nad) Maßgabe der obigen 
Beltimmungen dem Antragfteller ausgehändigt; erachtet je- 
doch das Strandamt den Anſpruch nicht für völlig erwieſen, 
fo darf die Aushändigung erft nad Ablauf des Aufgebots- 
termined, falls feine weiteren Anjprüche geltend gemadt 
werden, erfolgen. Erheben die eventuell Berechtigten Wiber- 


187 Strandd. $. 35, Abſ. 2ı 188 Strandd. ‘ 35 Abſ. 3. 
u. 3, ob. HGB. Art. 751. | 1% Strandd. 9. 28 Abſ. 2. 
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ſpruch, fo muß gegen den Wiberfprechenden ſeitens des 
Antragftellerd Klage erhoben werben; tft, abgejehen von 
dem Fall des Widerſpruchs der eventuell Berechtigten, die 
Empfangsberechtigung unter mehreren Antragftellern ftreitig, 
jo beftimmt das Strandamt denjenigen, gegen melden die 
übrigen binnen einer zugleich zu ſetzenden PBrällufivfrift zu 
lagen haben; die Klage ift am Orte des Strandamtes 
anzuftellen. Der Bellagte kann gegen Kaution die Aus- 
bändigung der Gegenftände verlangen. !9° 

4) Für Rettung und Bergung von Schiff 
oder Waren dürfen nah Maßgabe des Geſetzes 
Bergungsd- und Hilfstoften bezw. Berge- und 
Hilfslohn!?! beanfprudt werden. 19° 

a) Zu ven Bergungs- und Hilfskoften gehören 
die in der Strandungdorbnung vorgefehenen Vergütungen 
für die Anzeige eines in Seenot befindliden Schiffes bei 
der Strand- oder Gemeinbebehörbe, die von leßterer bezüg- 
lich einer derartigen Anzeige zu macenden Aufwendungen 
für Boten oder Beförberungsmittel, die Entſchädigungen 
für die vom Strandvogt zur Rettung von Menfchenleben 
in Anfprud genommenen Fahrzeuge und Gerätfchaften, die 
Koften der Verhandlungen über Ermittelung der Empfangs⸗ 
berechtigten, fowie des Aufgebotsverfahrens, überhaupt alle 
Koſten und Gebühren der Behörden, ferner die von ben 


— — — — — 


10 StrandO. 88. 29, 30, 31. den zu Heffter 8. 798 über 
Zu 8. 29 ſ. Lewis II, 1397. Br —— des beutichen 
191 Über den Unterſchied von andelögejegbuches von 1864* (!}) 
jur Strandungsordnnung ift ganz 
Dergeohn und Hilſslohn |. Le— unverſtändlich; ſoll letztere den 
Anſpruch auf Bergelohn beſeitigt 

192 Die Bemerkung von Geff⸗haben? 
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geborgenen ober geretteten Gegenftänden zu entrichtenden 
Zölle und fonftigen Abgaben, fomwie die Koften zum Zwed 
der Aufbewahrung, Erhaltung, Abſchätzung und Veräußerung 
derfelben. 198 
Die Yeitftellung dieſer Koften bat mangels gütlicher 
Einigung nad Anhörung der Beteiligten vorläufig durch 
dad Strandamt zu gefchehen; die von dieſem entworfene 
Berechnung ift fobann der Auffichtsbehörde mit gutadht- 
lihen Bemerkungen mitzuteilen und von dieſer eventuell 
(nur fall8 das Landesrecht dies beftimmt, durch das Strand⸗ 
amt felbft) die definitive Entfheidung nah Maßgabe der 
Beitimmungen des HGB. zu treffen; der Beſcheid ift jedem 
Beteiligten zu Protololl befannt zu machen oder nad) den 
zwilprozefjualifden Vorfchriften in Ausfertigung zu in- 
finuieren. 1% Gegen benfelben ift Berufung auf ridhter: 
Iihes Gehör geftattet; die Klage ift binnen einer Präflufio: 
frift von regelmäßig 14 Tagen bei dem für den Drt bes 
Strandamtes zuftändigen Gerichte anzubringen; durch Er- 
bebung der Klage verliert die abminiftrative Entſcheidung 
ihre Kraft. 195° Die Erhebung und Berteilung der feit- 
geſetzten Koften gefchieht in der Regel durch das Gtrand: 
amt.1?°° Die Bezahlung diefer Koften erfolgt, wenn anber- 
weite Befriedigung nicht zu erreichen ift, aus Staatömitteln ; 
auch Tann die Zahlung derfelben aus Staatsmitteln vor: 
fchußmeife verlangt werben. 197 
b) Bon den Berge- und Hilfsfoften ift zu unterfcheiden 
108 SGB. Art. 745 Abſ. 2.| 2% StrandD. 88. 36-41. 
Strando 9 10 vb. 88. 4, 5, 9, 84. a 197° Strandd. & 10. Bgl. 
BD. 8. 152 $. 32 über ehlung der 


10 tranb .$ 39 day HB. Rofen im Falle der Klage nad 
Art. 744, 756 Ab f. 2 F %. Ferner HGB. Art. 755. 
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ver Berge: und Hilfslohn,!P® welder fich lediglich 
nah Maßgabe der im Handelsgeſetzbuch enthaltenen Vor⸗ 
Schriften beftimmt. Der Anſpruch auf Bergelohn entſteht 
in jevem alle, wenn in einer Seenot ein Schiff oder defien 
Ladung ganz oder teilweife, nachdem fie der Verfügung der 
Schiffsbeſatzung entzogen oder von derfelben verlafjen waren, 
von dritten Perfonen an ſich genommen und in Sicherheit 
gebracht wurden. 

Wird außer dem vorjtehenden Yall ein Schiff ober 
befien Ladung dur Hilfe dritter Perſonen aus einer See- 
not gerettet, fo haben diefelben nur Anfpruh auf Hilfs- 
[ohn. 199 Ferner ift der Anspruch auf Bergelohn begründet, 
wenn Seeauswurf, verjunfene, fee: oder ftrandtriftige Gegen- 
ftände geborgen werben. 20° 

Auf Berge- und Hilfslohn hat Teinen Anfprud: 1. wer 
feine Dienfte aufgebrungen, insbefondere ohne Erlaubnis 
des anmejenden Schiffers das Schiff betreten hat; 2. wer 
von den geborgenen Gegenftänden dem Schiffer, dem Eigen- 
tümer oder der zuftändigen Behörde nicht fofort Anzeige 
gemadt hat; 3. die Schiffsbefagung des verunglüdten oder 
gefährdeten Schiffes ;?%! 4. mer etwa die Not des Schiffes 
felbft verfchuldet hat; 5. der Vorfteher des Strandamtes; 
6. Regierungsichiffe. ?0? 

Der Berge- und Hilfslohn kann vertragsmäßig feſt⸗ 
geitellt werben; ift Dies gefchehen, ſolange das Schiff fich 





198 HGB. Art. 742—756 vb.| 2° StrandO. 88. 20, 21. 


Strandd. 83. 20, 21. Vgl. dazu | 
uud, bie Seualselintung in er Art. 752, 742 


. 45. 2emis II, 112 
199 son. Art. 742: dazu 145,1 298 Perels DSR. 42. 


745 Abi. 1 Strando. 8. 41. 
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noch in Seenot befand, fo kann der Bertrag wegen erheb- 
lichen Übermaßes ber zugeſicherten Leiftung angefochten 
werden. In Ermangelung einer vertragsmäßigen Berein: 
barung entfcheidet der Richter nad) billigem Ermeſſen; zum 
Berge: und Hilfslohn gehören au die Vergütungen für 
gemachte Aufwendungen. ?% 

Auf eine Duote des Wertes der geretteten oder ge- 
borgenen Gegenftände darf ber Berge- oder Hilfslohn nur 
nad übereinftimmendem Antrag der Parteien normiert 
werden ;?%4 der Bergelohn fol den dritten Teil des Wertes 
der geborgenen Gegenftände nicht überfteigen ; nur ausnahms 
weife darf er bis zur Hälfte fteigen; der Hilfslohn mus 
jevenfalld unter dem Bergelohn bleiben. 205 

5. Die Strafbeftimmungen des deutfhen Strand- 
rechtes find folgende: 

a) Wer den Vorfchriften über Anzeige eines in Seenot 
befindlichen Schiffes ($. 4), über das Betreten des Schiffes 
(8.7 Abf. 1), Fortſchaffung der auf demſelben befindlichen Gegen: 
ftände (8.12 Abf. 1), Anzeige von ans Land getriebenen Sachen, 
Seeauswurf und verſunkenen Gegenftänden (SS. 13, 20, 21) 
zumiberhandelt, hat Geldftrafe bis zu 150 Mark oder Haft: 
ftrafe, eventuell höhere Strafe nah Maßgabe der Be 
ftimmungen des allgemeinen Strafgeſetzbuches verwirkt. *°* 

Zum Strandredt gehören ſodann noch folgende all. 
gemeine Vorſchriften des Strafgefeßbuches: 

b) Wer vorfäglih ein zur Sicherung der Schiffahrt 
beftimmtes Feuerzeihen oder ein anderes zu dieſem Zwede 


— — — — — 


208 HGB. Art. 742, 743; dazu | 205 pop. Art. 748,749. Le⸗ 
wis IL, 121. 


146. Inſtr. 3. StrO. $. 2. 
206 StrandO. 8. 48; Berels 
24 HGB. Art. 747. D.SR. 328 f. 
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aufgeftellteg Zeichen zerftört, wegſchafft oder unbrauchbar 
madt, oder ein fnlches Feuerzeihen auslöfcht oder feiner 
Dienftpflicht zumider nicht aufftellt, oder ein falfches Zeichen, 
welches geeignet ift, die Schiffahrt unficher zu machen, auf- 
ftellt, inzbefondere zur Nachtzeit auf der Stranbhöhe Feuer 
anzündet, welches die Schiffahrt zu gefährden geeignet iſt, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft. 

Sit durch die Handlung die Strandung eines Schiffes 
verurfacht worden, fo tritt Zuchthausſtrafe nicht unter fünf 
Sahren und, wenn der Tod eines Menjchen verurjacht 
worden ift, Zuchthausftrafe nicht unter zehn Jahren oder 
lebenslängliche Zuchthausſtrafe ein. 29 

c) Wer vorfäglih die Strandung oder das Sinken eines 
Schiffes bemirft und dadurch Gefahr für das Leben eines 
anderen herbeiführt, wird mit Zuchthaus nicht unter fünf 
Sahren und, wenn durch die Handlung ber Tob eines 
Menfchen verurfadht worden ift, mit Zuchthaus nicht unter 
zehn Jahren oder mit lebenslänglihem Zuchthaus beftraft. 208 
Neben den Strafen zu a und b fanı auf Zuläffigfeit 
von Polizeiaufficht erfannt werben. ?°° Iſt das Verbrechen 
in betrügerifcher Abficht begangen, um eine Verſicherungs⸗ 
fumme zu gewinnen, fo trifft den Thäter Zuchthaus bis zu 
10 Jahren und Gelbftrafe von 150 big 6000 ME. ?10 

d) Iſt eine der unter a und b bezeichneten Handlungen 
aus Fahrläffigleit begangen worden, jo tft, wenn durch bie 
Handlung ein Schaden verurſacht worben ijt, auf Gefängnis 
bis zu einem Jahre und, wenn der Tod eines Menfchen 


ns 28333 
„StB. d. 328, . 0 St08. |. 265. 
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verurfacht worden ift, auf Gefängnis von einem Monat bis 
zu drei Jahren zu erfennen. 211 


V. Seeraub und Sklavnenhandel.?1% 

I. Dem Schub der Handelsſchiffahrt dienen auch Die 
ftrafrehtliden Borfhriften über Seeraub. Rad 
deutſchem Rechte wird der auf offener See oder@iner Waſſer⸗ 
ftraße begangene Raub mit Zuchthaus nicht unter 5 Jahren 
beftraft. 218° Diefe Strafbeftimmung richtet fid einmal 
gegen jeden Seeraub, welcher auf deutſchen Schiffen be 
gangen ift, gleichgiltig ob von In⸗ oder Ausländern, denn 
deutſche Schiffe auf hoher See gelten ala zum Deutfchen 
Reiche gehöriges Gebiet, und die Strafgefeße des Deutfchen 
Reiches finden Anwendung auf alle im Gebiete desſelben 
begangenen ftrafbaren Handlungen, auch wenn der Thäter 
ein Ausländer ift. 214 


ftrafung des Sklavenhandels 
vielmehr die befonderen Bor: 
fhriften unter I. , 
218 RStGB. 8. 250 8.3. Über 
das Verfahren deutfcher Kriegs⸗ 
ſchiffe bei Berfolgung von Piraten- 
fhiffen in den chineſiſchen Ge- 
wäflern erging eine ſehr um- 
Heffter zu Geffcken $. 1047| faffende und intereffante V. d. 
giebt an, der Stlavenhandel ſei Katf. Admiralität v. 20. Aug. 


su StGB. 8. 326. 
dur den Staatävertrag en 1877, welhe Berels 38 fi. 


2 Bluntſchli — 348 ff.; 
Heffter-Geffcken 8. 104 (das 
deutſche Strafgeſetzbuch exiſtiert 
jür bie Berteni t); Perels 126; 
Calvo 11, 28; Gareis in 
Holgenvorff3 Handb. II, 571ff., 
und die dort zitierte Litteratur. 


20. Dez. 1841 der Seeräuberei | mitteilt. Zur Verfolgung ift ein 
gleichgeftellt worden. Die Kon- | Mandarin zu requirieren, „unter 
trahenten verpflichten fic aller: | defjen Autorität alle Handlungen 
dings in Art. 1, „ein ſolches vorzunehmen find“, welche die 
Gewerbe für ein Berbrechen er | Unterfuchung betreffen. 
Seeräuberei zu erflären”. Bon |den Begriff Seeraub f. Gareis 
feiten Preußens bezw. des a. a. DO. 573 ff. 

sit RStEB. 8. 38. 


8 Reiches iſt dies jedoch a yi 
eutſchen Reiches ift l StPO. 8. 10. Dagegen —* 


nicht geſchehen, es gelten für Be⸗ 
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Ebenfo findet jene Beitimmung Anwendung auf einen 
von Deutfchen auf einem fremden Schiffe begangenen See- 
raub, jofern die Geſetze desjenigen Staates, welchem das 
Schiff angehört, den Seeraub mit Strafe bedrohen, was 
allgemein der Fall fein wird. ?15 

Dagegen kann eine Strafverfolgung von Ausländern 
wegen eined auf fremdem Schiffe begangenen Seeraubes 
nach deutfchem Recht nicht ftattfinden ; die Behauptung, daß 
Seeraub ein erimen generis humani fei, zu deſſen Bejtrafung 
in jedem Falle jeder Staat die Kompetenz babe, entbehrt 





der juriſtiſchen Baſis.16 Nur in den chinefifhen Ge- 


— — — —— 


auch nicht St6B. 8. 8: „Aus⸗ 
land im Sinne dieſes Straf⸗ 
eſetzes iſt jedes nicht zum Deut- 
chen Reich gehörige Gebiet“, 
denn die deutfhen Schiffe auf 
See find eben „zum Reiche ge- 
höriges Gebiet”. Unzutreffend 
demnach PBerels 72. 

215 RStGB. $. 4, 3. 3. 

216 Diefe tung findet 
fih, foviel ich jehe, in allen 
völkerrechtlichen Werken. Aud) 
Perels trägt S. 66 ff., dann 
noch einmal 88. 16—18 dieſe 
Theorie vor, durch die Anmer⸗ 
fung 3 auf S. 130 aber, welche 
richtig ift, wird jene ganze Er- 
örterung hinfällig. Calvo II, 
289: „les pirates &tant enne- 
mis de toutes les nations 
peuvent &tre attaques, pris 
et juges partout et par tous 
les Etats“. Bluntſchli 8. 346: 
„da8 Piratenſchiff kann in jeden 
Hafen eines zivilifierten Staates 
gebracht und dajelbft die Mann- 
ſchaft vor Gericht geitellt und 


beftraft werden. — Dem Redt 
der DBerfolgung, woran alle 
jivilifterten Staaten gleihmäßig 
Zeil haben, entſpricht das Recht 
der Beftrafung, moran wieder 
alle Staaten fonkurrieren.” Dazu 
der Nachſatz: „aber das ailt nur 
von der völferrechtlich erkannten 
(!) Seeräuberei und ift keineswegs 
auf Fülle auszudehnen, welche 
nur (!) nad) bejonderem Landes⸗ 
geſetz als Piraterei behandelt 
werben. Für ſolche Fälle gelten 
die gewöhnlichen Grundfäße der 
Gerichtsbarkeit.” Den iuriftifchen 
Inhalt diefes Satzes habe ich 
mir nit Mar zu machen ver» 
mocht. Perels 67 behauptet 
fogar für alle Staaten das Recht, 
durch Kriegsſchiffe „alle Ber: 
breden gegen dag Völkerrecht“ 
verfolgen zu dürfen, gleichviel 
wo und von wem ſolche begangen 
werden, foweit damit nur nicht 
ohne Titel in eine fremde Rechts⸗ 
fphäre eingegriffen wird. Kent 
L 183 ff. „pirates have been 
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wäfjern haben die deutſchen Kriegsſchiffe ein weiter gehendes 
Recht. 217 


II. Eine analoge geſetzliche Regelung haben durch ©. v. 
28. Juli 1895 (RGB. 425) die Verbreden des Sklaven: 
raubes und Stlavenhandels gefunden. *18 

1. Sflavenraub, wenn bierzu vorfäglih mitgewirkt 
wurde, wird mit Zuchthaus beftraft, bei „Beranftaltern“ 
und „Anführern“ nicht unter 3 Jahren; ift der Tod einer 
der verfolgten Perfonen verurſacht morden, fo trifft Ber: 
anftalter und Anführer die Todesftrafe, Die anderen Teil: 
nehmer Zuchthaus nicht unter 3 Jahren; als Nebenftrafe 
ift Geldftrafe bis 100 000 ME. zu ertennen; ferner kann 
Zuläffigkeit von Polizeiaufficht fowie Einziehung aller zum 
Raub benugten Gegenitände — dieſe auch ſelbſtändig — 
ausgeſprochen werben (88. 1, 3). 

2. Stlavenhandel ?!1? wird gleichfalls mit Zuchthaus, 
bei. mildernden Umftänden mit Gefängni® nicht unter 
3 Monaten, beftraft; die Nebenftrafen find die gleichen 
(88. 2, 3). Mes Stlavenhändler gilt au, wer einem 
Sklaven den Freibrief mit Lift oder Gewalt entwendet oder 


— — — — 


217 B. v. 20. Aug. 1877, IL 
218 S. hierzu auch oben ©. 


regarded by all civilized 
nations as the ennemis of the 
human race and the most 


atrocious violators of the uni- 
versal law of society — — 
they are every where pursued 
and punished with death — 
every nation has a right to 
attack and exterminatethem — 
a pirate who is one by the 
law of nations may be tried 
and punished in any country 
where he may be found.“ — 


©. jet Gareis a. a. D. 579. 


824 ff. über die Generalalte ber 
Brüffeler Antifflavereilonferen;, 
ferner Gareis in Holkendorffs 
Handb. I, 553 ff.; v. Martit 
im Archiv f. öffentl. Recht I, 


43ff. und die dort zitierte Litte 


ratur. 


210% S. über den Thatbeitand 
Gareis a a. D. 567 ff. 
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ihn fo feiner Freiheit beraubt (Antifflav. Afte Art. LXXXIX 
Abf. 2). 

3. Verlegung der vom Kaifer mit Zuftimmung bes 
Bundesrates zur Verhütung von Sklavenraub und Sflaven- 
handel erlaflenen Beroronungen zieht Gelbftrafe bis 
6000 ME. oder Gefängnis nah fi (8. 4). 

4. Wegen der oben bezeichneten Thatbeftände können 
die angegebenen Strafen auch verhängt werben, wenn fie 
von Ausländern im Ausland begangen find ($. 5 verb. 
RStGB. 8. 4 Abi. 2 8. 1). 

5. Außerdem wird fofort das Recht zur Führung ber 
deutfchen Flagge bei einheimischen Schiffen zurlidigenommen 
(Antifllav. Alte Art. XL). Die Schiffe felbft werden als 
gute Prife deſſen, ber fie aufgebracht hat, erklärt (Art. 
LIX). 2230 


VE Bermendung von Schiffsfahrgeugen für militärifche 
Ameıke, 9° 

1. In Friedenszeiten können Schiffsfahrzeuge nad 
Maßgabe der gefetlichen Vorſchriften für Militärtransporte 
in Anfpruch genommen werden; ??? f. das Nähere hierüber 
oben S. 655. 

2. In Kriegäzeiten können Schifföfahrzeuge zu mili- 
tärifchen Sweden jeder Art, insbefondere auch zu Hafen- 
und Flußfperren in Anfprud genommen werden, *?? ſ. das 
Nähere oben ©. 666 f. 


0 NatLeiſtG. v. 13. Febr. 1875 


m Perels DR. |. Junt 


Horn, Staatöregt Il. 2. Aufl. 59 


230 S. Gareis a. a. O. 570. 
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8. 54. 

Die yerfönfiden Rechtsverhaltniſſe der Seefahrer. 

I. Die Befähigung zum Schiffer, Steuermann, 
Maſchiniſten, Loffen.! 

I. Gemäß RB. Art. 54 Abſ. 2 hat das Reich die 
Bedingungen feftzuftellen, von welden die 
Erlaubnis zur Führung eines Seejdiffes ab- 
bängig ift. 

Demgemäß fchrieb die Gewerbeorbnung ? vor, daß See- 
fhiffer, Seefteuerleute und Seelotfen ihr Ge 
werbe nur ausüben dürfen auf Grund eines infolge be- 
ftandener Prüfung von der zuftändigen Bermaltungs- 
behörde ausgeftellten Befähigungszeugniffes. “Diefe 
Vorſchrift wurde fpezialgefeglih noch dahin erweitert, daß 
den Steuerleuten au die Maſchiniſten auf Seedampf- 
ſchiffen gleichgeftellt wurden.” Die nah Maßgabe ver 
reicherechtlichen Vorfchriften erworbenen Zeugnifje gelten für 
das ganze Reichsgebiet; nur die Lotfenzeugniffe beziehen 
fih immer nur auf ein beitimmtes Yahrwafler. * 

II. Zur Ausführung der obigen VBorfchriften erließ der 
Bundesrat umfaflende Verordnungen 1. über die Befähigung 
ala Seefchiffer und Seefteuermann auf deutfchen 
Kauffahrteifchiffen v. 6. Aug. 1887 (RGB. 395) mit Er- 
gänzungen v. 15. Juni 1888 (RGB.185), 11. Bunt 1891 
(NGB. 348), 4. März 1895 (RGB. 179);° 


1 Gareis gendi 880 f.;|_* Gemd. $. 31 Abf. 2. Der 
Perels D.SR. 101ff.; La⸗ votle ift entweder ein D 
band II, 194ff. r ſtaatlichen Seepolizei, o 

2 Gemd. Se 31 Abf. 1 und 2 F ſtaatlich beaufſichtigter Se. 
S. oben S. 46, 59. en vgl. Lewis I, 


2 G. v. II. Juni 1878 (RGB. 
109). 5 G. Meyer VerwR. I, 5583. 
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2. über Prüfung von Maſchiniſten auf Seedampfern 
v. 26. Yuli 1891 (RGB. 359), indeß reichsrechtliche Vor- 
Schriften über die Lotfen nicht erlafien find. 

Darnach ift: 

1. Die Lotfenprüfung bermalen noch ganz den 
Einzelſtaaten überlaſſen; das Reich fordert nur überhaupt 
die Prüfung. ® 

2. Für Steuerleute gelten folgende Vorfchriften: ? 

a) die Steuermannsprüfung ift abzulegen nad) Maß- 
gabe der reichörechtlichen Vorfchriften; die Zulaffung zur 
Prüfung ift bedingt von dem Nachweis einer auf den Ab- 
lauf des fünfzehnten Lebensjahres folgenden, mindeſtens 
45: monatlichen Fahrzeit zur See, von welcher mindeſtens 
24 Monate auf den Dienft entweder als Vollmatrofe auf 
Handelsfchiffen, davon 12 Monate auf Segelfchiffen oder 
al3 Obermatrofe in der Reichsmarine, und zwar mindeſtens 
12 Monate auf See gehenden, mit voller Takelage ver- 
ſehenen Schiffen entfallen müſſen; * 

b) ehemalige Offiziere der kaiſerlichen Marine, die die 
Seeoffiziers⸗Berufsprüfung beſtanden haben, können ohne 
jede Prüfung und ohne Nachweis der Seefahrt als Steuer⸗ 
leute zugelaſſen merden. ? 

3. Bezüglich der Maſchiniſten gelten die nad 
folgenden Borfchriften: 

6 Lewis in Stengeld Wörter-|®. v. 4 März 1895 (RGB. 
buh OH, 52 ff; ©. Meyer in | 179). 
Conrads Handwörterbuch IV,| 88. v. 6. Aug. 1887 88. 7,8, 
1066 ff. dazu Anl. UI über die Prüfungs- 
gegenftände der Steuermannd- 
TR. v. 6. Aug. 1887, 88. 35 | prüfung; eine Abänderung RGB. 
bis 37, 39Yff., dazu die Ab- | 1895 8 1m. 
änderung von 8.44, Abf.3durd' ? 8. o. 6. Aug. 1897, $. 12. 
rQ% 


59 
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a) Es wird unterſchieden zwiſchen Mafchiniften vierter, 
dritter, zweiter und erfter Klafie; die Prüfung für fämmt- 
liche Klaffen ift abzulegen nach Maßgabe der reichörechtlichen 
Beitimmungen.1° Eine Prüfung, melde für vie zweite 
Klaffe nicht genügt, kann als für die dritte oder vierte ge 
nügend erklärt werben. !! 

b) Um zur Mafchiniftenprüfung vierter Klaffe zugelafien 
zu werden, ift erforderlich die Zurüdlegung einer auf den 
Ablauf des 15. Lebensjahres folgenden mindeftens 60-monat- 
lichen Dienftzeit entweder ganz im Mafchinenperfonal von 
Dampfichiffen oder teilmeife in folddem, teilmeife in einer 
Mafchinenwerkftatt, 1? Davon mindefteng 24 Monate an 
Bord in Fahrt befindlicher Dampficiffe. 

Um zur Mafciniftenprüfung dritter Klaſſe zugelafien zu 
werden, ift erforderlich die Zurüdlegung einer auf in Fahrt 
befindlihen Seevampfern zurüdgelegten Dienftzeit von 
24 Monaten ald Maſchiniſt 4. Klafje und eine ebenfolange 
vor= oder nachher abgelegte Dienftzeit in einer Mafchinen- 
werfftatt. Für die Mafchiniftenprüfung zweiter Klaſſe if 
Vorausfegung die Zurüdlegung einer auf den Ablauf 
des 15. Lebensjahres folgenden mindeſtens 60-monatlichen 
Lehrzeit in einer Mafchinenwerkitatt oder im Mafdhinen- 
perfonal von Seedampfſchiffen. Bon der Lehrzeit müſſen 
mindeftend 24 Monate in der Mafchinenwerfftatt und min- 
deſtens 24 Monate in dem Mafchinenperfonal in Fahrt be: 
findlicher Seedampfſchiffe zugebracht fein. 

Um zur Mafchiniftenprüfung erfter Klaſſe zugelaflen zu 


* V. v. 26. Juli 1891 (RGB. 


18 S: terüber das Nä 
9). 8. 4 
11 Ehenda 8. 5. 


. 2». 26. Juli 1 
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werben, ift erforderlich die Zurüdlegung einer 24-monatlichen 
Dienftzeit als Mafchinift zweiter Klaſſe auf in Fahrt be- 
findlihen Seedampfſchiffen. 1 
ce) Ein Befähigungszeugnis für Mafchiniften vierter 
Klaſſe berechtigt zur Leitung der Mafchinen von Schlepp- 
dampfichiffen, Fiſchereidampfſchiffen und von Seedampf- 
ſchiffen innerhalb des räumlichen Bezirks der Küftenfahrt 
(ſ. unten ©. 934), jedoch dürfen Die Schiffe nicht zur Beförde- 
rung von Neifenden dienen; das Befähigungszeugnis dritter 
Klaſſe berechtigt zur Leitung der Mafchinen 1. von Pafjagier- 
dampfern im Gebiet der Küftenfahrt, 2. von Seedampfern, 
die nicht zur Beförderung von Reifenden dienen, in den 
räumlichen Grenzen der fleinen Fahrt; das Befähigungs- 
zeugnis zweiter Klafje berechtigt zur Leitung der Mafchinen 
von Seedampfern zwiſchen europätfhen Häfen, anderen 
Häfen des Mittelländifchen und Schwarzen Meeres, Häfen 
der meftafrifanifchen Küfte nörblih vom 12.° n. Br. und 
Häfen auf den Kapverbifhen und SKanarifchen Inſeln, 
fowie auf Madeira; das Befähigungszeugnis erjter Klaſſe 
bezieht fih auf die Fahrt in allen Meeren.!* Für oft: 
afiatifche Fahrt (zwiſchen 0% und 55° n. Br. und 90° 
und 150° ö. 2. von Greenwich) find auch Maſchiniſten 
2. Klaſſe berechtigt (bis auf weiteres). !® 
d) Die Maſchiniſten und Mafchineningenieure der Kriegs- 
marine dürfen auf Grund ihrer Befähigungszeugniffe ala 
Mafchiniften auf Handelsſchiffen fahren, und zwar die Ober- 
mafchiniftenapplifanten ala Maſchiniſten vierter, die Ma- 
18 Ebenda 8.3. Über die dr 142. v. 26. Juli 1891, $. 2. 


Meldung beizulegenden Nach-⸗ 15 8. v. 19. Juli 1890 (CUT. 
mweifungen $. 10. 281). 
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Schiniftenmaate und Obermafchiniftenmaate als ſolche zweiter, 
die Maſchiniſten, Obermaſchiniſten und Mafchineningenieure 
als ſolche erfter Klaffe. !* 

4. Die Schifferprüfung kann fi beziehen: 

a) auf Küftenfhiffahrt. 

Darunter ift zu verftehen die Fahrt zwiſchen allen 
Plätzen der Feltland- und Inſelküſte von Antwerpen bis 
Windau mit Einfluß der Inſel Helgoland, jedoch aus- 
ſchließlich der Strede nörblich vom Aggerfanal und Frederiks⸗ 
baven, fowie der Umfahrt um Skagen; ferner an ber Hüfte 
der im Kattegat und ſüdlicher gelegenen dänifchen Inſeln, 
einjchließlih Bornholm; endlich an der ſchwediſchen Küfte 
von Gothenburg bis Kalmar mit Einfluß der Inſel 
Hland — diefe Fahrt mit 1. Segelſchiffen von weniger 
als 200 cbm Brutto-Raumgehalt; 2. mit Schleppdampfern 
jeder Größe, die nicht dem Güter- oder Reifeverfehr dienen ; 
3. mit Fahrzeugen jeder Größe, welche nach ihrer Bauart 
und Ausrüftung zu felbftändiger Seefahrt nicht beftimmt 
find, fofern fie in der Schleppfahrt verwendet werden und 
nicht zur Beförderung von Neifenden dienen.!T Voraus— 
fegung für Zulaſſung zur Küftenfahrt ift nur Zurüdlegung 
einer 50-monatliden Fahrzeit auf See- oder Seefifcher: 
fahrzeugen nach zurüdgelegtem 15. Lebensjahre; für Ber- 
fonen, die mit felbftgemonnenen oder felbftergeugten Waren 
zu Markte fahren, fann landesredtlih aus dies erlaffen 
werden. 1? Mitglieder deutfcher Seglervereine können im 
Gebiet der Küftenfahrt ohne Befähigungsnachweis Segel- 





16 Ebenda 8. 6. 18 9. v. 6. Aug. 1887 8. 4, 
dazu Befähigungszeugnis nad 
78 v. 6. Aug. 1887 8. 1. Formular A, 
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Luftfahrzeuge von weniger ald 200 cbm Brutto-Raumgehalt 
führen. '® 

b) Kleine Fahrt. 

Darunter ift zu verftehen die Fahrt in der Norbfee bis 
zum 61.° n. Br., in der Dftfee und im Englifchen Kanal 
auf Schiffen von weniger als 400 cbm Raumgehalt, fomeit 
es ſich nicht um Küftenfahrt handelt.*° Vorausſetzung zur 
Prüfung ift mindeſtens 60-monatliche Fahrzeit zur See 
nach zurüdgelegtem 15. Lebensjahre. Zur Führung von 
Schiffen auf kleiner Fahrt find beredhtigt: 1. diejenigen 
Perfonen, die die Zulaffung ala Steuermann haben, 2. die 
die Schifferprüfung für Feine Fahrt, deren Inhalt genau 
vorgefchrieben ift, beftanden haben.?! Für die Zulaffung 
als Schiffer auf kleiner Yahrt mit Hochjeefifchereifahr- 
zeugen genügt bis auf weiteres der Nachweis ber oben an⸗ 
gegebenen Yahrzeit ohne Prüfung. ?? 

c) Große Fahrt. 

Diefelbe umfaßt alle Seefahrt, die nicht unter a und 
b fällt. ?® 

Die Zulaffung zur großen Scifferprüfung fett vor: 
aus: 1, die beitandene Steuermannsprüfung, 2. die Zurüd- 
legung einer auf die Bulafjung ala Steuermann folgenden 
mindeſtens 24-monatlichen Fahrzeit zur See ala Steuermann 
auf großer oder ald Schiffer auf Eleiner Fahrt; dieſer 
Fahrzeit ſteht gleich die Fahrzeit auf See ala Dedoffizier 

2? V. v. 12. Mär; 1885 
(RGB. 82), dazu V. v. 15. Juni 
1882 (RGB. 185); Befähigungs- 
zeugnis Formular G. 


8. v. 6. Aug. 1877 8. 8. 


19 3.9». 9. Juni 1891 (6Bl. 
144 


20 V. v. 6. Aug. 1887 N 2. 

218. v. 6. Aug. 1887 SS. 5, 
6, dazu Art. I. über die Prü- 
fungsgegenftände. 
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der Marine nach der in der Marine oder vor einer Staats- 
fommiffion beftandenen Steuermannsprüfung; 3. die Aus- 
führung und ſchriftliche Aufzeihnung von nautifden Be- 
obachtungen und Berechnungen während biefer Fahrzeit. 

Die Prüfung erfolgt nah Maßgabe ber reichörecht- 
lihen Vorfchriften.?* 

Die befondere Unterfcheivung von „europäticher Fahrt“ 
ift in den geltenden Borfchriften nicht mehr gemadt, doch 
bleiben die Befähigungszeugnifie hiefür in Kraft. 2° 

Außerdem find ald Schiffer auf großer Fahrt ohne 
Prüfung zuzulafien: a) ehemalige Lieutenants zur See 
und Geeoffiziere höherer Chargen der Faiferliden Marine 
nah Zurüdlegung einer auf den Ablauf des 15. Lebens- 
jahres folgenden mindejtend 69-monatliden Fahrzeit zur 
See, b) ehemalige Unterlieutenants der Marine nad Zurüd: 
legung der gleichen Fahrzeit, wenn davon minbeftens 
24 Monate als Unterlieutenant oder Steuermann auf 
großer Fahrt gebient find.2® 

II. Die Prüfungsfommiffionen find von den Eingel- 
ftaaten zu beftellen, jedoch nach Maßgabe der fehr detail- 
lierten Vorjchriften des Reichsrechtes; am Site jeder Navi⸗ 
gationsſchule befteht eine Prüfungsfommiffion für kleine 
und eine ſolche für große Fahrt;““ zur Überwachung bes 
Prüfungsweſens, insbefondere für die Gleihmäßigleit ver 


4“ 8. v. 6. Aug. 1887 88. 9,| 2° 3. v. 6. Aug. 1887 8. 11. 
10, dazu Anl. II. über die 
I GN eine Ab-| *7 8. v. 6. Aug. 1887 88. 17 
änderung 895 ©. 179. | bis 34 (Eleine Fahrt), 88.35 bis 
BD. Aug: 1887 8. 57155 u und rer 
gi 3 mit 3 v. Sept. AR 8. v. 26. Juli 
über bie TRatptniftenpeüfing, 
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Anforderungen, ernennt der Reichsfanzler nach Vernehmung 
des. Bundesratsausfchufies für Handel und Verkehr be- 
fondere Inſpektoren. Die Inſpektoren fönnen u. a. gegen 
die Entſcheidung der Prüfungsfommiffion Einſpruch er- 
beben und dann den Streitfall zur Entſcheidung des 
Reichskanzlers bringen. *® Über die Prüfung ftellt die 
Kommiffion ein Prüfungszeugnis aus, auf Grund 
dejfen fodann die einzelftaatlide Verwal— 
tungsbehbörde das Befähigungszeugnis er- 
teilt;?? der Antrag auf Zulaſſung als Schiffer für 
große Fahrt ift an diejenige Zandesregierung zu ftellen, von 
deren Gebiet aus die Fahrt zuerſt betrieben werben foll. 8° 

Über ausnahmsweiſe Zulaffung von Steuerleuten und 
Mafchiniften ohne Prüfung im Ausland durd die Kon- 
ſuln j. König 294 f. 

Bor der Steuermannd- und Schifferprüfung tft immer 
der Nachweis zu erbringen, daß der Kandidat nicht farben- 
blind ift.®1 

IV. Auf großer Fahrt müſſen Schiffe von 250 cbm 
ober mehr Bruttoraumgehalt einen Steuermann haben. ®? 

Über die Mafchiniften, die auf den verfchievenen Kate— 


0 V. v. 6. Aug. 1897 $. 14, 


28 V. v. 6. Aug. 1887 8. 56; 
bad cie Formulare in Anl. B 


für bie * tenprüfung V. 
—* — A — 3lf. 
v ug s1 
SermudeD. Sehnängene 99 dazu die „Örunbfäer über 
e ' 
hi8 Sormular E. 8. 3] für pie Anterfuhung EB. 1891, 156. 
Steuerleute und große —* 22 V. v. 6. Aug. 1887 8. 15; 
dazu Formular E und G für eine Modifikation für Fradt- 
Steuerleute, H. u. I. für große | fahrten zwiſchen Rhein und 
% tt; V. v. 26. Juli 1891 |, Themje IM 3. v. 2. Dez. 1885 
für Mafdiniften. |(RG®. 31 19 f.). 
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gorieen von Schiffen und bei den verſchiedenen Arten von 
Fahrten in Dienft fein müffen, beftehen genaue Bor- 
ſchriften. e 

V. Das Recht zur Führung eines Schiffes oder zum 
Dienſt als Maſchiniſt und Steuermann kann aberkannt 
werden durch Spruch des Seeamtes bezw. Dberfeeamtes.?* 


II. Die perſönlichen Rechtsverhältniſſe der Seeleute. 

I. Außer den oben erörterten Vorſchriften über die Be- 
fähigung von Schiffen, Steuerleuten und Maſchiniſten hat 
da3 Neih zur Ordnung der perfünlichen Rechteverhältnifie 
der Seefahrer, der Schiffsführer mie der Mannſchaft auf 
Kauffahrteifchiffen noch ein umfafiendes Geſetz, die See- 
mannsordnung v. 27. De. 1872 (RGB. 409) an 
Stelle von HGB. Art. 528—556 erlaſſen; die Seemd. 
bezieht fi auf alle regiftrierten oder mit konſulariſchem 
Flaggenatteft fahrenden, oder auch auf die der Regiftrie- 
rung nicht bebürftigen Schiffe? Diefelbe ift teils privat- 
rechtlichen, teils öffentlichrechtlichen Inhaltes; an dieſer 
Stelle kommt nur der lebtere Teil in Betradt. Auf die 


— 


2. v. 26. Juli 1891 8. 7. | öffentlichen und privaten Rechts 
* G. v. 27. Juli 1877 88. 26, | tunterbunt durcheinander ge= 
27. G. v. 11. Zuni 1878 (RGB. : würfelt find und die leitenden 
109). S. oben S. M2. Geſichtspunkte nicht, wie dies 
s Eine Reviſion der Eee: | fein follte, dem öffentlichen, 
manndordnung tft, nad Wit: | jondern dem Privatredt ent- 
teilung der öffentlichen Blätter, | nommen find. 
in Vorbereitung; eine foldhe ift 
auch Dringend notwendig, weniger: 3° Seemd. $. 1. Meves 
wohl bebufs Abänderung der A0ff.; Löning 560ff. Lewis 
einzelnen Vorſchriften, als be- I, 134 ff.; Derſelbe in Sten 
hufs Neukonſtruktion des ganzen Wörterb. II, 412, 416, 444: 
Geſetzgebungswerkes, in dem G. Meyer I, 556; Perels 
dermalen die Vorſchriften bed | D.SR. 142 ff. 








” x 
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Rechtöverhältnifje der Schiffer und Schiffsmannfchaften be- 
ziehen ſich ſodann noch die 88. 80—835 des Konfulargefeges. 
Dur die Seemd. ift HGB. 3. V. Tit. VI. außer Kraft 
gefebt.?T Ein Eremplar der Seemanngorbnung ſowie der 
für das Schiff geltenden bezw. vertragsmäßig feltgeftellten 
Vorſchriften über Koft und Logis muß jederzeit im Bolls- 
logis der Schiffe zur Einficht aufliegen.?® 

Die zur Durchführung diefer Vorfchriften berufenen 
Behörden find in erjter Linie die Seemannsämter; 
als folde fungieren im Auslande die Konfulate, im 
Inland die Mufterungsbehörden; lebtere find einzel- 
ſtaatliche Behörden; ihre Gefhäftsführung unterliegt aber 
der Oberauffiht des Reiches, die dur das Reihsamt 
des Innern geübt wird. ®° 

II. Der Schiffer bat dafür zu forgen, daß 
das Schiff fih in feetühtigem Zuftande be- 
finde,*® gehörig eingerichtet, ausgerüftet, be- 
mannt und ausreihend mitXebens- und Heil- 
mitteln verfehen ift, ferner die erforderliden 
Papiere an Bord hat. 

1. Wenn ein Sciffsoffizier*? ober nicht meniger ala 


27 Seemd. $ 110. | proviantierung) in $. 97; Wag- 
se Sceemd. 8. 108. Meves ner 406; reiches Material in 
ol den Entf. der Seeänter über 


so Seemd. 8. 4. die erforderlide Bemannung 
0 Uber die gefundheitöpofizei- | ebenda 408 ff.; |. auch Perels 
liche Kontrolle der Schiffe beitebt | D.SR. $. 10; ferner Störk 
Reichsrecht nicht, wohl aber! 544 ff. 
materiell übereinftimmenbes Bar- 
tikularrecht ſ. Wagner 389. +2 Über den Begriff „Offizier“, 
41 HGB. Art. 480, 481 See= | den dad Gefek nicht definiert, 
manned. 88. 12, 44, 45 GStraf- |f. oben S. 857; Wagner 444; 
beftimmungen zu $. 45 (Ber: | König 273. 
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drei Sciffeleute bei eineın Seemannsamte Beichwerde dar⸗ 
über erheben, daß das Schiff, für welches fie angemuftert 
find, nicht feetüchtig ift, oder daß die Vorräte, welde das 
Schiff für den Bedarf der Mannſchaft an Speifen und 
Getränfen mit fih führt, ungenügend oder verborben find, 
fo muß das Seemannsamt eine Unterfuhung des Schiffes 
bezw. der Vorräte veranlafien und deren Ergebnis in das 
Schiffsjournal eintragen. Auch Hat dasſelbe, falld Die 
Beſchwerde fich als begründet ermeift, für die geeignete 
Abhilfe Sorge zu tragen. *? Wegen unmwahrer oder leicht- 
fertiger Befchwerden f. unten ©. 967 f. 

2. Befondere Vorfchriften find landesrechtlich mehrfach 
erlafien für Auswandererſchiffe; zuftändig zur Rege— 
lung diefer Materie ift das Reich, dag jedoch von feiner Zu- 
ftändigfeit bis jebt nur infofern Gebrauch gemacht bat, 
als zur Überwachung Auswanderungskommiſſare eingefeßt 
wurden, die jeboch feine Exekutive haben.“ 

3. Eine behördliche Prüfung von Schiffen auf ihre 
Seetüchtigkeit vor der Ausreife iſt im deutfchen Hecht nicht 
vorgefchrieben.*° 

4. Wenn fich die Zahl der Mannfchaft während der Reife 
um mehr ala Y/s verringert, jo muß ber Schiffer auf 
Verlangen der Sciffsleute eine Ergänzung vornehmen, fo: 
fern die Umftände dies geftatten.*® 


48 Seemd. 8.47. Vgl. HGB. haltige Angaben über das be 
Art. 486. Lewis I, 8. | ftehende Landed- fowie das in 
8. Meyer 1, 559; it ı Betraht kommende fremblän- 
telftein in Archiv f. öff. difche Recht, vorzüglich der Rord⸗ 
539 fi. Sten. Ber. —— Union. 

Reichstags 1874/75 VI, 981 * 46 über andere Rechte ſ. 
ner446ff.; Berels266ff.; Wagner Blf.; Störk 8 

3 agner nebeſondere reich⸗ 4 Seemd. 8. 40 Abſ. 2. 
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III. Der Eintritt in deutfchen Schiffsdienſt auf Schiffen, 
die zur Führung der deutfchen Flagge berechtigt find (Die 
Bildung der „Schiffzequipage”), erfolgt durch die An- 
mufterung, der Austritt durch die Abmufterung. 
Mufterungsbehörden find die Seemannsämter.*? 

1. An- und Abmufterung find diejenigen 
behördlichen Alte, durch welde das privats 
rehtlihe Bertragsverhältnig, der Heuerver- 
trag, feine öffentlide Beglaubigung („Ver— 
lautbarung”) empfängt,“ durch welde das 
Kontraftsverhältnis zwifhen Schiffer und 
Shiffsmann den öffentlihredtliden Cha- 
rafter eines Untertbanenverbältniffes em- 
pfängt. Jeder Schiffer, fei es im Inland, ſei es im 
Ausland, hat dafür zu forgen, daß die An- und Abmufte- 
rung der Mannſchaft nah Maßgabe der gefeklichen Be- 
Stimmungen erfolge.*? Die Koften für die Mufterungs- 
verhandlungen find durch den Bundesrat einheitlih nor- 
miert. 5° Bei der Mufterung haben die Seemannzämter 
insbefondere auch zu fontrollieren, ob diejenigen Perjonen, 
welche eine vom Geſetz von bejonderen Vorausfegungen 
abhängig gemadte Stellung befleiven follen (Schiffer, 
Steuermann, Maſchiniſt), dieſen Vorausfegungen genügt 








7 König silf on 
8. 32. Seemd. 8.4 agner so Feemd. 2 Abi. 2. 
336 ff; Perels Den 1 Dazu 3. d. BR. 22. ebr- 
8 Seemd. 8. 11. Bel. aud) 1873 (CBl. 62), für das 
. 26 Abſ. 2; Laband II, 17; land nah dem Gebüßrengefeh 
önig vo fehr gut Stört für die Konfulate, für die Hodh- 
586 f. Ieefilherei- Fahrzeuge V. d. BR. 
bg 8. 10 Abſ. 1. v. 24. Nov. 1 (SL [. 525). 
Strafseh u > 3.1 
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baben.5I Die Borfchriften über die Mufterung können 
durch einzelitsatlihe Verordnung für Fleinere Küftenfahr- 
zeuge ausgeſchloſſen werben. °* 

2. Angemuftert werben bürfen im Reichögebiete nur 
Perfonen, welde ein Seefahrtsbuch befiken. °? 

a) Das Seefahrtsbuch ift vom Seemanndamt auf An- 
trag auszuftellen. 

b) Das Seefahrtsbuch muß über die perfünlichen 
(Namen, Heimat, Alter), fpeziell auch über die Militär- 
verhältnifjie des Inhabers genaue Auskunft geben; im 
übrigen ift die Einrichtung der Seefahrtöbücher durch ven 
Bundesrat zu beftimmen; die Ausfertigung felbft Hat 
foften- und ftempelfrei zu gefchehen.°* 

c) Deutſchen darf ein Seefahrtöbuh nur ausgeftellt 
werden nah vollendetem 14. Lebensjahre und nur auf 
Grund genauer Nachmeifungen über ihren Namen, Heimat 
und Alter fowie über die Militärverhältniffe;5° fteht der 
Antragjteller noch unter väterliher Gewalt, oder ift er 
minderjährig , fo ift zugleich die Einwilligung des Vaters 
oder Vormundes nachzumeifen, melde als ein für alle 
mal erteilt gilt, falls nicht ausbrüdlich anders beftimmt 
ift und kraft deren der Antragfteller für den SHeuervertrag 
als großjährig betrachtet wirb.°® 

d) Wer bereits ein Seefahrtsbuch ausgefertigt erhalten 


1 Köni Se 4 Seemd. 88. 5, 9. 


> SeemD. 8. Mi. König| °° Die hierüber erlaflenen 
3llff.; Perels D.SR. 148,| Spezialvorfcriften f. bei König 
da3 vom Bundesrat fefigeftilte 915 ff. 


gormular ift abgeändert durch 
v. 11. Juni 1891 — — aim 5. SeemD. 88. 5 Abſ. 1u.2, 6. 
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bat, muß behufs Erlangung eined neuen Seefahrtsbuches 
das ältere vorlegen oder den Berluft desfelben glaubhaft 
maden. Daß dies gefchehen, wird von dem Seemanns⸗ 
amt in dem neuen Seefahrtsbuch vermerkt. Wird ber 
Berluft glaubhaft gemacht, fo ift diefem Vermerke zugleich 
eine Befcheinigung des Seemannsamtes Über die früheren 
Hang und Dienftverhältnifie, ſowie über die Dauer der 
Dienftzeit, infoweit der Schiffsmann ſich hierüber genügend 
ausweiſt, beizufügen. 57 

e) Mit dem Seefahrtsbuch ift dem Schiffsmann zu⸗ 
gleich ein Abdrud der Seemannsordnung und des Gefehes, 
betreffend die Berpflichtung deutſcher Kauffahrteifchiffe zur 
Mitnahme hilfsbebürftiger Seeleute auszuhändigen.®® 

f) Das Seefahrtsbuch ift nach erfolgter Anmufterung 
während der Dauer des Dienftverhältnifies vom Schiffer 
aufzubewahren.°? 

g) Endlih ift im Seefahrtsbuch die erfolgte Abmufte- 
rung zu vermerken. °° 

3. Die Anmufterung tft Die öffentlidredt- 
lide Beglaubigung des Staates („Berlaut- 
barung*) fürdenzwifhen Schiffer und Schiffs— 
mann abgejhlofjenen Heuervertrag.®! a) Sie 
erfolgt vor Antritt der Reife in der Regel für die gefamte 
Mannfchaft vor einem Seemannsamt, bezw. im Ausland, 
jobald ein Seemannsamt angegangen werben fann. 6? b) Der 


5 SeemO. 8.7. zieht fi der dritte Abfchnitt 
88 Seemd. 8. 5. Abf. 9. der Seemd.; jedoch enthält der⸗ 
9 SeemO. 8. 14 Abſ. 2. | Tele auch viele dem öffentlichen 
6 SeemO. 8. 20 


Recht angebörende Borfchriften. 
62 Seemd. 8. 11. 





cr Auf den Heuervertrag be» 
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Schiffsmann bat fi zum Zwed der Mufterung perfönlid 
vor dem Seemannsamt zu ftellen.*? c) Das Seemanns- 
amt bat über die Anmufterungsverhandlung die Mufter: 
rolle (röle d’e&quipage) auszufertigen, ** entweder für 
eine beftimmte Zeit ober für eine beftimmte Reife. 
Die Mufterrole muß enthalten: Namen und Nationa- 
lität des Schiffes, Namen und Wohnort des Schifferz, 
Namen, Wohnort und dienftlihe Stellung jedes Schiffs— 
mannes, und die Beitimmungen des Heuervertrages, ein- 
Schließlich etwaiger befonderer Verabredungen, insbefondere 
muß aus der Mufterrolle erhellen, was dem Schiffsmann 
für den Tag an Speife und Trank gebührt (f. dazu unten 
©. 956f.). d) Wird ein Schiffemann erft nach Ausfertigung 
der Mufterrolle angemuftert (Nachmufterung), jo bat da? 
Seemanndamt dies nachträglih in die Mufterrolle einzu- 
tragen.®° e) Bei der Anmufterung wird vom Seemanns⸗ 
amt über diefe, ſowie über die Zeit des Dienftantritt3 ein 
Vermerk in das Seefahrtsbuh jedes Schiffsmannes ein- 
getragen, welcher zugleich ala Ausgangs- oder Seepaß dient. 
Außerhalb des Bundesgebiets erfolgt eine ſolche Eintragung 
nur, wenn das Seefahrtsbud zu diefem Zweck vorgelegt 
wird. ° f) Wer nach Inhalt feines Seefahrtsbuches bereits 
angemuftert iſt, darf nicht von neuem angemuftert werden, 
bevor er fich über die Beendigung des früheren Dienftver- 


Sh. ' ne DD 5 10 Abſ. 2. |fllavereiatte Art. XXV, ‚ über 

ira eit. warze anagiere rt. 
“ Ein —** ſ. König X ——— 

486. Über die Mufterrolle „ein»| °° SeemO. 88. a 13, ſ. dazu 

heimifcher“ eh e in afrifan. |(privatrechtlidh) 8. 27 

Gewäflern ſ. d. Brüfleler Anti-| *° SeemDd. $. 14 Af. 1. 
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hältnifjes genügend ausgemwiejen hat.” Bon mehreren auf 
die gleiche Zeit geſchloſſenen Heuerverträgen geht an fi 
der frühere vor; ift jedoch der jpätere durch Anmufterung 
öffentlichrecätlich verlautbart, fo gilt diefer.®® g) Wenn 
der Beitand der Mannſchaft Anderungen erfährt, bei 
welchen eine Mufterung nah Maßgabe vorftehender Be- 
ftimmungen unausführbar ift, fo hat der Schiffer, fobald 
ein Seemanndamt angegangen werben kann, bei demfelben 
unter Darlegung der Hinderungsgründe die Mufterung nad: 
zubolen, oder fofern auch diefe nadträglide Mufterung 
nicht mehr möglich ift, den Sachverhalt anzuzeigen. Ein 
Vermerk über die Anzeige ift vom Seemanndamt in die 
Mufterrole und in die Seefahrtöbücher der beteiligten 
Sciffsleute einzutragen.” h) Die Mufterrolle ift nad 
Ablauf der Reife bezw. Zeit, für melde fie beftimmt war, 
dem Seemanngamt der Abmufterung zu übergeben und von 
diefem dem Seemannsamt des Heimatshafens zu über- 
jenden.?° i) Erft von der Anmufterung ab ift die Heuer 
zu bezahlen, andermeitige Vereinbarungen vorbehalten. ”! 
4. In gleider Weife wie dur die An- 
mufterung das Dienftverbältnis öffentlid- 
rehtlih begründet, wird dasſelbe durch die 
Abmufterung Öffentlihredtlid beendet.” 
a) Sobald die privatrechtliche Beendigung des Vertrags- 
verhältnifjes erfolgt ift, bat die Abmufterung vor dem— 
jenigen Seemannsamt, in deſſen Amtsbezirk das Schiff 





en SermD. . ir | 1 Seemd. $. 35. 

eemDd. 8. 26. 
 Seemd. 8. 22. | 18 Remis I, 142f.; König 
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liegt, eventuell wenn leßtered zu Grunde gegangen ift, vor 
demjenigen, welches zuerft angegangen werben fann, zu er: 
folgen;"® kraft Bereinbarung auch vor jedem anderen 
Seemanndamte. Die Löfung des Heuervertraged erfolat 
prinzipiell nach privatrechtlichen Gefichtöpunften; doch Hat 
das Gefe auch über diefen Punkt folgende befonderen Bor: 
Schriften gegeben: 

Der Heuervertrag endet, wenn das Schiff durch einen 
Zufall dem Rheder verloren geht, insbefondere «) wenn es 
verunglüdt; 4) wenn es ald reparaturunfähig oder repa- 
raturunmürdig fondemniert (HGB. Art. 444) und in dem 
leßteren alle ohne Verzug öffentlich verkauft wird; y) wenn 
ed geraubt wird, d) mwenn ed aufgebracht oder angehalten 
und für gute Prife erklärt wird. ”* Dem Sciffsmann 
gebührt in diefem Falle die verdiente Heuer und freie 
Rückbeförderung nah dem Ausfahrtshafen, eventuell ent- 
fprehende PBergütung.°_ db) Über die erfolgte Ab- 
mufterung ift fomohl in den einzelnen Seefahrtäbüchern 
als auch in der Mufterrolle ein Vermerk durd das See- 
manndamt zu machen. c) Bor der Abmufterung bat 
der Schiffer jedem Sciffemann in feinem Seefahrtsbuch 
die bisherigen Rang: und Dienftverhältniffe, fowie die 
Dauer der Dienftzeit zu befcheinigen, ſowie auf Ber: 
langen auch ein Führungszeugnis zu erteilen, 
welches jedoch in das Seefahrtsbuch nicht aufgenommen 
werden darf. Beſcheinigung und Zeugnis find vom See 
mannsamt koſten⸗ und ftempelfrei zu beglaubigen. Ber: 
weigert der Schiffer die Ausftellung des Zeugniſſes, ober 


7 SeemD. 8. 16. | 15 Seemd. g. 56 Abf. 2. 
 Seemd. $. 56 Abf. 1. 
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erachtet der Schiffsmann defjen Inhalt für unrichtig, fo 
hat dad Seemannsamt auf Verlangen Unterfuhung zu 
pflegen, und deren Refultat dem Schiffgmann zu be- 
Scheinigen. 7° 

IV. Genaue Borfchriften enthält ſodann weiter die 
Seemanndordnung über den Schiffsdienſt; die Vor— 
Schriften über den Schiffsdienft geben den materiellen Inhalt 
für die Vorſchriften über die Schiffsgewalt (ſ. oben $. 52). 

1. Auf Grund der erfolgten Anmufterung 
bat der Schiffämann feinen Dienft fofort an- 
zutreten und fi zu diefem Zwed mit feinen Effelten 
an Bord zu begeben; wird der Dienftantritt länger als 
24 Stunden verzögert, gleichgültig ob verfchuldet oder 
unverfchuldet, fo kann der Schiffer den Vertrag als gelöft 
betraddten oder den Schiffsmann zwangsmeife dur das 
Seemanndamt zum Antritt bezw. der Fortſetzung des 
Dienftes anhalten lafjien."" Iſt dem Schiffsmann durch 
ein unabwendbbares Hindernis der Dienftantritt unmöglich 
gemacht, fo hat er hierüber ſobald ald möglich dem Schiffer 
und dem Seemanndamt die erforderlichen Ausweiſe zu 
liefern. 7® 

2. Demgemäß muß der Schiffsmann big zur 
Abmujterung auf dem Schiffe bleiben, es fei 
denn, daß ihm befondere Erlaubnis, an Land zu gehen, 
erteilt wäre, melche, falls nicht anders bejtimmt tft, abends 
8 Uhr endet.7? Er muß fih an Bord ftet3 nüchtern ver- 





18 Seemd. 8. 16—19. Fi 8. 15. Strafbeft. 
11 Seemd. 88. 8, 9. ©.|” 9 Geemd. . 30 Abſ. 3, 54 
oben S. 855. Ab. 1. Bezüglich der Rüdreife 
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halten, den Borgefegten mit ber fchulbigen Achtung be: 
gegnen, gegen jebermann fich friebfertig betragen, darf 
ohne Erlaubnis des Schiffer keine Güter außer feinem 
Gepäd an Borb bringen, ebenfo feinen Branntwein und 
an Tabat nicht mehr, als er perfönlic braucht, Darf end⸗ 
lich die ihm überwiefenen Lebensmittel niit veräußern, 
vergeuden oder beifeite bringen; Maßnahmen, die der 
Schiffer bei Verlegung diefer Vorfchriften zu treffen ge 
nötigt ift, find im Sciffsjournal zu vermerken. 8° Die 
Entlaffung nach beendigter Reife kann erft gefordert werben, 
wenn die Ladung gelöfcht, das Schiff gereinigt, und im 
Hafen oder an einem anderen Orte feflgemadt, auch die 


etwa exforberliche Verklarung 


enthält das Geſetz noch folgende 
Spezialvorſchrift: „Unter Rück⸗ 
reiſe im Sinne der dorfiehenden 
Beſtimmung iſt die Reiſe nach 
dem Hafen zu verſtehen, von 
welchem das Schiff feine Aus⸗ 
reife angetreten bat. Wenn je- 
doch das Schiff von einem nicht 
europäifhen Hafen oder von 
einem Hafen des Schwarzen 
oder des Aſowſchen Meeres 
fommt und basjelbe feine Aus- 
reife von einem beutfchen Hafen 
angetreten bat, fo gilt auch jede 
der nachſtehend bezeichneten 
Reifen als Rückreiſe, falls der 
Schiffer Tpäteftend aldbald nad 
der Ankunft die Reife der|f 
Schiffsmannſchaft gegenüber für 
beendigt erklärt: 

1. Die Reife nach jedem an⸗ 
deren deutſchen Hafen, 2. bie 
Reiſe nach einem außerdeutſchen 
Hafen der Nordſee oder nach 


abgelegt iſt. ®1 


einem Hafen bes Fanals oder 
Großbritanniens, 3. ſofern das 
Schiff ſeine Ausreife von einem 
Hafen der Oſtſee angetreten hat, 
auch die Reife nach einem außer: 
beutfchen Hafen der Dſtſee oder 
nad einem Hafen bed Sundes 
oder des Kattegats. 

Endet die Rückreiſe nicht in 
dem Hafen, von welchem das 
Schiff ſeine Ausreiſe angetreten 
gets fo bat der Schiffsmann 

n{prud auf freie Zurückbeför⸗ 
derung ($$. 65, 66) nach diefem 
Hafen un auf Hortbezug der 
Heuer während ber teile ober 
nad feiner Wahl auf eine ent- 
ſptechende Bergütung.” 

‚F eemd. 73, * 76,71, 


8 eemd. 8.55, |. auch oben 
S. 859 f. über bie "dem Schiffer 
nad) dieſer uns zuftehenden 
Zwangsbefugnifſe. 
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3. Bor Ablauf der Dienftzeit fann der 
Schiffer den Schiffsmann, abgefehen von befon- 
deren Beftimmungen des Heuervertrages, aus folgenden 
Gründen entlajffen: 

a) |folange die Reife noch nicht angetreten tft, wenn 
der Schiffämann zu dem Dienfte, zu welchem er ſich ver- 
beuert bat, untauglich ift; b) wenn der Schiffsmann eines 
groben Dienftvergehens, insbejondere des wiederholten Un- 
gehorfamd oder der fortgefegten Widerfpenftigfeit, der 
Schmuggelei fih ſchuldig macht (ſ. dazu oben ©. 859 f., 
unten S. 961); c) wenn der Schiffamann des Vergehen 
des Diebftahle, Betrugs, der Untreue, Unterfchlagung, 
Heblerei oder Fälſchung, oder einer nah dem Strafgeſetz⸗ 
bude mit Zuchthaus bedrohten Handlung ſich fehuldig 
madt; d) wenn der Schiffemann mit einer fyphilitifchen 
Krankheit behaftet ift, oder wenn er durch eine unerlaubte 
Handlung eine Krankheit oder Verwundung fich zuzieht, 
welche ihn arbeitäunfähig madt; e) wenn die Reife, für 
melde der Schiffsmann geheuert war, wegen Krieg, Em- 
bargo oder Blodade oder wegen eines Ausfuhr- oder Ein- 
fuhrverbot3 oder wegen eined anderen, Schiff oder Ladung 
betreffenden Zufall nicht angetreten ober fortgejeßt werden 


fann. 

Die Entlafjung, ſowie der Grund derjelben muß, fobald 
e3 gefchehen kann, dem Schiffsmann angezeigt und in den 
Fällen der litt. b, e, d in das Schiffjoumal eingetragen 
werben. ®? 

Dem Schiffsmann gebührt in den Fällen der litt. a 


2 Seemd. 8. 57. 
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bis d nicht mehr als die verdiente Heuer, in den Fällen 
der litt. e bat er, wenn er nad Antritt der Reife ent- 
laſſen wird, nicht allein auf die verdiente Heuer, ſondern 
auh auf freie YZurücbeförderung nah dem Hafen, von 
welchem das Schiff feine Ausreife angetreten bat, oder nach 
Mahl des Scifferd auf eine entjprechende Vergütung An- 
ſpruch. ®® 

Der für eine Reife geheuerte Schiffsmann, welcher aus 
anderen al3 aus den oben erwähnten Gründen vor Ablauf 
des Heuervertrages entlafjen wird, behält, wenn die Ent- 
lafjung vor Antritt der Reife erfolgt, als Entſchädigung 
die etwa empfangenen Hand- und PVorfchußgelver, ſoweit 
diefelben den üblichen Betrag nicht überfteigen. Sind 
Hand» und Vorfehußgelder nicht gezahlt, fo hat er ala 
Entfhädigung die Heuer für einen Monat zu fordern. 

Iſt die Entlaffung erft nach Antritt der Reife erfolgt, 
jo bat der Schiffsmann Anfpruh auf freie Zurüdbeför- 
derung nah dem Hafen, von welchem das Schiff feine 
Ausreife angetreten hat oder nach Wahl des Schiffers auf eine 
entfprechende Vergütung. Auch erhält er außer der ver- 
dienten Heuer noch die Heuer für zwei oder vier Monate, 
je nachdem er in einem europäifchen oder in einem nidht- 
europätfchen Hafen entlaflen ift, jedoch nicht mehr ala er 
erhalten haben würde, wenn er erft nad Beendigung der 
Reife entlaſſen morden wäre. Über die in biefem 
Falle vorzunehmende Berechnung enthält das Geſetz 
genaue Vorſchriften. Als europäifche Häfen gelten hierfür 


88 Seemd. $. 58. | 4 SeemO. $. 59. 
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alle Häfen des Mittelländifchen, Aſowſchen und Schwarzen 
Meeres. 85 

4. Undererfeits kann in folgenden Fällen der 
Schiffsmann feine Entlaffung vor Ablauf der 
Dienftzeit fordern: 

a) wenn fi der Schiffer einer ſchweren Verlegung’ 
feiner ihm gegen den Schiffsmann obliegenden Pflichten, 
insbefondere durch Mißhandlung oder dur grundlofe Bor- 
enthaltung von Speife und Trank ſchuldig madt; b) wenn 
das Schiff die Flagge wechſelt; c) wenn nad Beendigung 
der Ausreife eine Zwifchenreife befchlofien, oder wenn eine 
Zwiſchenreiſe beendigt ift, fofern feit dem Dienitantritt 
zwei ober brei Jahre, je nachdem das Schiff in einem 
europätfhen — als ſolche werden auch hier alle Häfen des 
Mittelländifchen, Aſowſchen und Schwarzen Meeres betrachtet — 
oder in einem nichteuropätfchen Hafen fich befindet, ver- 
flofien find; d) wenn Krieg zwifchen dem Nationaljtaat des 
Schiffes und einem andern Staate augbricht, wodurch 
Handelsjhiffe der Wegnahme und die Mannſchaft der 
Kriegsgefangenſchaft ausgefegt find. 8° 

Der Wechfel des Nhederd oder Schiffer giebt dem 
Schiffsmann fein Recht, die Entlafjung zu fordern. 8? 

In dem unter ce genannten Falle fann die Entlaffung 
nicht gefordert werden: c) wenn der Schiffsmann für eine 
längere als die dafelbft angegebene Zeit fich verheuert hat. 
Die Verheuerung auf unbejtimmte Seit oder mit der allge 

8° Seemd. 88. 57—59, ob. 


60; über bie erehnung der 
Zeiträume von und nad ‘8 


86° Entſch. d. ROGHG. VILL, 
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meinen Beitimmung, daß nah Beendigung der Ausreiſe 
der Dienft für alle Reifen, welche noch beichloffen werben 
möchten, fortzufegen fei, wird als Berheuerung auf ſolche 
Zeit nicht angefehen, #?° A) jobald die Rüdreife angeordnet 
iſt. 89 

In den oben Ziff. a und b genannten Fällen Hat ver 
Schiffsmann die gleihen Rechtsanfprüce wie ber vor Ab- 
lauf des Heuervertrages® aus anderen ald den im Geſet 
aufgezählten Gründen entlafjene Schiffsmann; in dem sub ec 
genannten alle ift nur Die Heuer zu bezahlen. °° 

5. Der Shiffsmann — Ghifföoffigiere gehören 
auch zu der Mannſchaft, Mafchiniften, Aufmwärter u. dergl. 
angeftellte Perfonen haben die gleichen Pflihten, Zotfen 
gehören nit zur Mannfchaft — ift vom Antritt Des 
Dienjtes bis zur Beendigung desfelben der 
Disziplinargemwalt des Schiffers unterworfen 
und bat demgemäß a) allen den Schiffsdienſt 
betreffenden Anordnungen desfelben, fei es, 
daß fie auf dem befonderen Heuervertrag, ſei 
es, daß fie auf dem Geſetz beruben, unweiger— 
lid Gehorſam zu leiften,”! fowie b) alle ein: 
Ihlagenden Arbeiten zu verrihten fowohl an 
Bord des Schiffes felbft als auf den dazu gehörigen 
Booten und Leichterfahtzeugen ald auf dem Lande, ſowohl 
unter normalen Verhältniſſen al® unter Havarie;?? im 
Hafen braudt ein Schiffsmann jedoch nur in dringenden 
Fallen mehr ald 10 Stunden zu arbeiten. ?? 








88 Lewis 1, 162. 2 Seemd. 58.72, 30 Abf. 1 u. 
 Seemd. $. 62. 2, 73 Ab. 2; Wagner B2f- 
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ec) Bei Seegefahr, befonders bei drohendem Schiffbrud, 
ſowie bei Gewalt und Angriff gegen Schiff oder Ladung 
bat der Schiffemann alle befohlene Hülfe zur Erhaltung 
von Schiff und Ladung unmeigerlich zu leiften, und darf 
ohne Einwilligung des Schiffers, folange dieſer felbft an 
Bord bleibt, das Schiff nicht verlaflen. Er bleibt ver- 
bunden, bei Schiffbrud für Rettung der Perfonen und 
ihrer Effekten, ſowie für Sicherftellung der Schiffsteile, der 
Gerätfchaften und der Ladung, den Anordnungen des 
Schiffer gemäß, nach beiten Kräften zu forgen und bei 
der Bergung gegen Yortbezug der Heuer und der Ver—⸗ 
pflegung Hülfe zu leiten. 9* 

d) Der Schiffsmann ift ferner verpflichtet, auf Verlangen 
bei der Verklarung mitzuwirken und feine Ausſage eiblich 
zu beitärfen;?5 überhaupt bat er dem Schiffer auf Ver— 
langen wahrheitsgemäße und vollftändige Mitteilungen zu 
machen über alles, was den Schiffsdienſt betrifft. °° 

6. Dem Schiffsmann tft ferner die be— 
dbungene Heuer? zu bezahlen. Das Geſezz ftellt 
bezüglich der Heuerzahlung eine Anzahl von Borjchriften 
auf, durch welche diefer Akt dem Rahmen des Privatrechtes 
entzogen und der Sciffsmann bezüglich feines Lohnes 
unter den Schuß des öffentlichen Rechtes geftellt wird, in 
weit höherem Grabe, ala die Lohnzahlung für andere 
gewerbliche Arbeiter. 

a) Die Heuer wird berechnet vom Zeitpunkt der An⸗ 


%* Seemd. 8.32, f. aud) oben 

Strand. . J 508. 1 ”“ Seemd. $. 74. 
eemd. 8. 33. . Art. 9; 
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mufterung ab, bezahlt, falls nicht anderes vereinbart ift, 
jedoch erft nad) Beendigung der Reife bezw. Auflöfung des 
Dienftverhältnifjes. Jedoch können auch Abſchlags⸗ und 
Vorſchußzahlungen auf die Heuer nad) Maßgabe der geſetz⸗ 
lihen Borfchriften gefordert werden; hierüber ift vom 
Schiffer ein Abrechnungsbud zu führen,?” in weldem 
der Schiffsmann zu quittieren hat. Der dem Schiffemann 
als Lohn zugeftandene Teil an der Fracht oder am 
Gewinn darf nad dem Gefeh nicht als Heuer angerechnet 
werden, 100 

b) Die Heuerzahlungen find, falls nicht anderes verein- 
bart wurde, bar oder durch eine auf den Rheder ausgeftellte 
Anmeifung auf Sicht zu entrichten. 191 

c) Wird die Zahl der Mannfchaft auf der Reife ver- 
ringert, ohne daß eine Ergänzung erfolgt, jo ift Die dadurch 
erfparte Heuer (abgefehen vom Fall der Defertion) unter 
die verbleibende Mannfchaft entjprechend zu verteilen. 102 

d) Eine Erhöhung der Heuer tritt, wenn dag Schiff 
mehr als zwei Jahre auswärts weilt, für die länger als 
zwei Jahre in Dienft befindlihden Mannjchaften mangels 
andermweitiger Abrede nach folgenden Grundfäßen ein: 

a) der Schiffsjunge tritt mit Beginn des dritten Jahres 
in die in der Mufterrolle beftimmte oder aus berfelben ala 
Durchſchnittsbetrag ſich ergebende Heuer der Leichtmatrofen, 
und mit Beginn des vierten Jahres in die in der Mujter- 


— — — — 


” SeemO. 8$. 36, Abſ. 2, 37, 
” Seemd. 88. 35, 36 Abi. 1.39. 
Über die Berechnung der Seuer, in 100 Seemd. \ 69. 


den Fällen der 88. 36, 51, 101 Seemd. 
.40, Abi. 1, |. 
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‚rolle beftimmte Heuer der VBollmatrofen ein; 4) der Leicht⸗ 
matrofe erhält mit Beginn des dritten Jahres die in der 
Mufterrole beftimmte Heuer der Vollmatrofen und mit 
Beginn des vierten Jahres ein Fünftel derjelben mehr an 
Heuer, y) für die übrige Mannfchaft fteigt die in der 
Mufterrole angegebene Heuer mit Beginn des dritten 
Jahres um ein Fünftel, und mit Beginn des vierten 
Jahres um ein ferneres Fünftel ihres urjprünglichen Be- 
trages. In dem Fall der litt. 4 tritt ber Zeichtmatrofe 
mit Beginn des dritten Jahres in den Rang eines Voll- 
matrofen ein. 108 

e) Eine Berringerung der Heuer tritt ein, wenn der 
Schiffer nad Antritt der Reife entvedt, daß der Schiffs⸗ 
mann zu dem Dienjte, zu welchem er fich verheuert Hat, 
untauglih ift; ausgeſchloſſen ift dies jedoch bei Steuer- 
leuten ; der Schiffer hat eine derartige Anordnung thunlichit 
bald dem Schiffsmann zu eröffnen und zugleich in Das 
Schiffsjournal einzutragen, daß und wann dies gejchehen: 
erft hierdurch wird die Verringerung rechtäfräftig. !%* 

f) Endet das Dienjtverhältnis dadurch, daß das Schiff 
dur einen Zufall verloren geht, fo Hat der Schiffsmann 
bie verdiente Heuer zu erhalten und ift frei nach dem Aus- 
fahrtshafen zurüdzubeförbern bezw. hierfür entiprechend zu 
entfchädigen. 195 

g) Iſt ein Schiff verſchollen (HGB. Art. 866, 867), 
ſo werden die Dienſt- und Heuerforderungen von Schiffer 
und Mannſchaft fällig mit Ablauf der Verſchollenheitsfriſt; 
die Forderungen ſind zu berechnen bis zum Ablauf eines 


108 SeemO. 8. 41. | 105 Seemd. 8. 56 Abf. 2. 
198 Seemd. 8. 34. 
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halben Monat? nad Eintreffen der letzten Nachricht von 
dem Schiffe. Das Seemannsamt des Heimatshafens bat 
in diefem Falle die Zuftelung an die Berechtigten zu ver- 
mitteln. 10% 

h) Für die Forderungen aus den Heuerverträgen haftet 
der Reeder nicht nur mit Schiff und Fracht, fondern per- 
ſönlich. 197 

i) Auch im Falle der Verwundung oder Erkrankung 
hat der Schiffemann Anſpruch auf die bebungene Heuer: 
«) wenn er die Reife nicht antritt, bis zur Einftellung 
des Dienftes, A) wenn er die Reife antritt und mit Dem 
Schiff zurüdfehrt, bis zur Beendigung der NRüdreife, 
y) wenn er während der Reife am Lande zurüdgelafien 
werden muß, bis zu dem Tage, an welchem er das Schiff 
verläßt. Hat fih der Schiffsmann die Krankheit oder Ver- 
mwundung dur eine unerlaubte Handlung zugezogen, ober 
iſt die Krankheit eine fyphilitifche, fo findet die obige Be- 
ftimmung feine Anwendung. !°® 

k) Stirbt der Schiffemann nach Antritt des Dienites, 
jo iſt die bis zum Tobestage verdiente Heuer zu be- 
zahlen. !0® 

7. Der Schiffsmann bat Anfprud auf ent- 
fprehende und ausreihende Berpflegung. !!° 

a) Nah dem örtlichen Nechte des Heimatshafens 
(Näheres über das beftehende Recht Wagner 440) be- 
jtimmt fih im Zweifel Quantität und Qualität der zu 


106 SeemD. $ 42. 108 Seemd. F 

107 Seemd. 8. 68 unter Auf⸗ 19 Seemd. Bl, "sel über 
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verabreichenden Speifen und Getränke, die der Schiffemann 
jedoch nur für ſich verbrauchen und nicht veräußern, ver- 
geuden oder fonft beifeite bringen darf.!!! Über das 
Map der zu verabreichenven Lebensmittel können die Einzel- 
Staaten nähere Anorbnungen auf dem Berorbnungswege 


| -erlaffen; im Zweifel entfcheivet das Recht des Heimats⸗ 


hafens. 

b) Der Schiffer iſt jedoch berechtigt, bei ungewöhnlich 
langer Dauer der Reiſe, oder wegen eingetretener Unfälle, 
eine Kürzung der Rationen 118 oder eine Anderung hin- 
‚fihtlih der Wahl der Speifen und Getränfe eintreten zu 
laſſen. Er hat im Schiffejournal zu bemerfen, wann, aus 
welhem Grunde und in welcher Weife eine Kürzung ober 
Anderung eingetreten ift. 

ce) Wenn dies verfäumt ift, oder wenn die vom Schiffer 
‚getroffenen Anorbnungen fi) als ungerechtfertigt oder Durch 
fein Verſchulden herbeigeführt ermweifen, fo gebührt dem 
Schiffsmann eine den erlittenen Entbehrungen entfpredhende 
Vergütung. Über diefen Anspruch entjcheidet unter Bor: 
behalt des Rechtsweges das Seemannsamt, vor weldem 
abgemuftert wird. 118 

8 Die Schiffsmannjhaft bat ferner an 
Bord Anſpruch auf einen ihrer Zahl und der 
Größe des Schiffes entfprehenden, nur für 
fie und ihre Effekten beftimmten wohlver- 
wahrten und genügend zu lüftenden Logis— 





11 Seemd. 8.48, verb. 8. 12, 

Strafbeft. $. 84, f. unten S. 962.| 118 SeemD. 8.46, |. dazu Wag⸗ 
112 Als Disziplinarmittel ſ. ner 439 ff. 

oben ©. 860. | 
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raum. Kann diefem Anfprude infolge eines Unfalles 
oder aus anderen Gründen nidht genügt werben, fo iſt für 
ein andered angemeflened Unterfommen zu forgen. Größe 
und Einrichtung des Logisraumes beftimmen fich im Zweifel 
nad dem Recht des Heimatshafeng ; die Einzelftanten haben 
das Recht, auch hierüber auf dem Verordnungswege nähere 
Beitimmungen zu erlaffen. '!* 

9. Die Shiffsmannfhaft bat ferner das 
Recht!!® auf unentgeltlihe Verpflegung im Falle der 
Erkrankung und Berwundung: 

a) Wenn der Schiffsmann megen der Krankheit oder 
Verwundung die Reife nicht antritt, bis zum Ablauf von 
drei Monaten feit der Erfranfung oder PVermundung ; 
b) wenn er die Reife antritt und mit dem Schiffe nad 
einem deutſchen Hafen zurüdiehrt, bis zum Ablauf von 
drei Monaten feit der Rückkehr des Schiffes; c) wenn er 
die Reife antritt und mit dem Schiffe zurüdfehrt, die 
Rückreiſe des Schiffes jedoch nicht in einem deutſchen Hafen 
endet, bis zum Ablauf von ſechs Monaten feit der Rück⸗ 
kehr des Schiffes; d) wenn er während der Reife am Lande 
zugelafien werben mußte, bis zum Ablauf von ſechs Monaten 
feit der Weiterreife des Schiffes. 

Auch gebührt dem Schiffsmann, fallg er nicht mit dem 
Schiffe nah dem Hafen zurüdtehrt, von welchem das Schiff 
feine Ausreife angetreten hat, freie Zurüdbeförderung nad 
diefem Hafen (88. 65, 66), oder nah Wahl des Schiffers 
eine entiprechende Vergütung. 

Der Anſpruch ift nicht begründet, wenn bie Krankheit 


115 SeemD. $. 45, König 
195, 19. 


[ 





118 Seemd. 88. 44, 45, Wag- 
ner Alf. 
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oder Verwundung Folge einer unerlaubten Hundlung oder 
die Krankheit eine fyphilitifche ift. 18 

Hieher gehört ferner noh das ©. v. 27. De. 1872 
über die Mitnahme hilfsbebürftiger Seeleute. 117 

10. Stirbt der Shiffömann nad Antritt 
des Dienftes, fo bat der Rheder die Beitat- 
tungsfoften zu tragen. 113 

11. Wird der Schiffsmann bei Berteibi- 
gung des Schiffes verwundet oder getötet, fo 
ift demfelben bezw. feinen Erben eine ange» 
meffene, erforderlidenfalld vom Richter feit- 
zuſetzende Belohnung zu bezahlen. !!? 

12. Die Borfchriften des Geſetzes über die Rechts— 
verhältniffe verwundeter oder erkrankter oder verftorbener 
Seefahrer (Ziff. 11, 12, 13) können jedoch durch einzel- 
ftaatlide Verordnung für Meine Küftenfahrzeuge ausge- 
ſchloſſen werben. 12° 

13. Der Anfprud auf freie Zurüdbeförderung, bezw. 
die entſprechende Vergütung, welche dem Schiffsmann in 
den gefeglich beftimmt bezeichneten Fällen?! zufteht, um- 
faßt jedenfall auch den Unterhalt während der Reife. 
Dem Anfpruh wird jedoch genügt dadurch, daß dem 
Schiffemann, welcher arbeitsfähig ift, mit Genehmigung 
des Seemannsamtes ein feiner früheren Stellung ent- 


116 Seemd. 88. 48, 50 

17 &, dazu oben S. er. 
Stört ©. 541 f., dazu zahl« 
reihe Borfchriften in Staats⸗ 
verträgen. 

e Seemd. 8. 51, Abf. 1. 

* SeemO. 88. 49 Abſ. 2, 

51 Abſ. 2. 


120 Seemd. 109. 

121 Seemd. 88. 48 (erfranfte 
oder vermundete Seeleute, deren 
die: ung, der Rheder zu tra- 
gen 5 es Berluft 
des — — 58 (Un⸗ 
igerzoun der Reiſe burch Krieg 
oder dergl 9 
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ſprechender und durch angemefjene Heuer zu vergütender 
Dienft auf einem deutſchen Kauffahrteifchiffe nachgewieſen 
wird, welches nah dem Hafen, von welchem das Schiff 
feine Ausreife angetreten hat, oder nach einem demfelben nahe 
belegenen Hafen geht; leßterenfall® unter Gewährung ber 
entfprechenden Bergütung für die weitere freie Zurüd- 
beförberung bis zu demjenigen Hafen, von welchem das 
Schiff feine Ausreife angetreten bat. Iſt der Sciffemann 
fein Deutfcher, fo wird ein Schiff feiner Nationalität einem 
deutfchen Schiffe gleich geachtet. 132 

14. Endlich ift das Syftem der Unfallverfide- 
rung dur das ©. v. 13. Juli 1887 (RGB. 329) auch 
auf die Seeleute 1?? ausgedehnt worden. Die Darftellung 
der ganzen Materie f. oben $. 380, III. Das Syftem 
der Alters: und Invalidenverforgung gilt 
ohne Spezialgejeg aud für Seeleute, f. oben 
F. 80, IV. Dagegen bezieht fih das Syftem 
der Kranlenverfiderung auf Seeleute nidt. 


IH. Strafbefiimmungen. 
Die materiellen Borfhriften der See- 
mannsordnung find durch zahblreide, teil- 
weise fehr ftrenge Strafbeftimmungen gefhüst. 


193 SeemD. 88. 65, 66. 
138 Dazu V. 2 21 grü 10 


20. Juni 1895 (EB. 226), 
für bie Einziehung der von ben 





(CBl. 211) Br 22,!Rbedern für die Invaliditäts⸗ 
v. 8. Dez. 1 T “ea. 6 Ih und Altersverſicherung der See- 
8. 49, Abf Tıleute zu ent en den Beiträge 
(CBl. Fr —— 58, v. 2%. Pa —— 481) zu 


4. Ian. 1 € [. 32), ferner 
für die in ber SHochfeefifcherei 
beichäftigten Seeleute B. d. HR. 


IVG. 8. 136, Abſ. 2; enblich 
v. 6. Febr. 1806 (5 GB. 58) für 
die große Heringsfiſcherei. 
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Kompetent zur Verhängung diefer Strafen ift entweder ber 
Schiffer ala Repräjentant der Staatögewalt auf See oder 
da3 Seemanndamt, oder die gewöhnlichen Strafgerichte. 

A. Über die Schiffögewalt des Schiffers ſ. oben $. 52, III. 

B. Seemannsdamt. 

I. Für eine große Anzahl von Vergeben ift als bie 
in eriter Linie zur Entfcheivung kompetente Behörde das 
Seemannsamt beftellt ald dasjenige Organ des Staates, 
welchem die Aufrechthaltung der ftaatlihen Rechtsordnung 
über den Seehandelsverfehr hauptſächlich zugemwiefen ift. 
Die Entfheidung des Seemannsamtes ift je- 
doch nur adminiftrativer Natur und bemgemäß 
das Befhreiten des Rechtsweges immer offen 
gehalten. Die einzelnen in diefer Beziehung geltenden 
Vorſchriften find: 

1. Mit Geldftrafe bis zu 60 Mark wird beftraft ein 
Schiffsmann, melder nad Abſchluß des Heuervertrages fich 
verborgen hält, um ſich dem Dienftantritt zu entziehen ; die 
Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 1?* 

2. Mit Gelbftrafe bis zum Betrage einer Monatäheuer 
wird ein Schiffsmann beftraft, welcher fih einer gröb- 
lichen Verletzung feiner Dienftpflichten ſchuldig madt. 

ALS Verlegung der Dienftpfliht in diefem Sinne wird 
insbeſondere angejehen: 

a) Nachläſſigkeit im Wachtdienfte,; b) Ungehorfam gegen 
den Dienftbefehl eines Vorgeſetzten; c) ungebührliches 
Betragen gegen Vorgeſetzte, gegen andere Mitglieder der 


Fr 447; Perels D.SR. 
14 SeemDd. 8. 81, Abſ. 1; | 182. 
Born, Staatsrecht II. 2. Aufl. 61 
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Schiffsmannſchaft oder gegen Neifende; d) Berlafien des 
Schiffes ohne Erlaubnis, oder Ausbleiben über die feft- 
geſetzte Zeit; e) Wegbringen eigener oder fremder Sachen 
von Borb des Schiffes und an Borb bringen ober an Bord 
bringen lafien von Gütern ober fonftigen Gegenftänden 
obne Erlaubnis; f) eigenmäditige Zulaflung fremder Per- 
fonen an Bord und Geftattung des Anlegend von Fahr- 
zeugen an das Schiff; g) Trunkenheit im Sciffebienfte; 
h) Vergeudung, unbefugte Veräußerung ober Beifeitebringen 
von Proviant. 

Gegen Sciffsoffiziere kann die Strafe bis auf ben 
Beirag einer zweimonatlichen Heuer erhöht werben. 

Wenn die Heuer nicht zeitweife bedungen ift, fo wirb 
die Strafe auf einen nad dem Ermeflen des Seemanns- 
amtes der Monatsheuer entfprechenden Geldbetrag beftimmt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Der Antrag 
ift bis zur Abmufterung zuläſſig. Der Schiffer bat jebe 
Verlegung der Dienftpflit, fobald es geſchehen kann, mit 
genauer Angabe des Sachverhalte in das Sciffejournal 
einzutragen. 125 

3. Mit Geldftrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bie 
zu vierzehn Tagen wird beftraft ein Schiffemann, welcher 
a) bei Verhandlungen, die fih auf die Erteilung eines 
Seefahrtsbuches, auf eine Eintragung in dasfelbe oder auf 
eine Mufterung beziehen, wahre Thatfachen entftellt ober 
unterdrüdt oder faljche vorfpiegelt, um ein Seemanndamt 
zu täuſchen; b) es unterläßt, ſich dem Gefehe gemäß zur 
Mufterung zu ftellen; c) im Falle eines dem Dienftantritt 


125 Seemd. 88. 84, 85; dazu 


nis des Eintrags und deren 
Meves 454 ff. Über Berfäum- 


Rechtsfolgen |. oben S. 865 f. 
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entgegenftehenden Hinbernifjes unterläßt, fich hierüber dem 
Geſetze gemäß gegen dad Seemanndamt auszumeifen. 

Durh die Beitimmung der litt. a werben die ſtraf⸗ 
rechtlichen Borfchriften über falſche Eintragungen in öffent- 
lihe Bücher (StEB. 8. 271) nicht berührt. 12° 

4. Mit Geldftrafe bis zu 150 Mark ober mit Haft 
wird beftraft ein Schiffer, welcher a) den ihm in Anfehung 
der Mufterung obliegenden Verpflichtungen nit genügt 
(ſ. oben S. 859, 944 ff.) ; b) bei Verhandlungen, welche fich 
auf eine Mufterung oder eine Eintragung in ein Seefahrts⸗ 
buch beziehen, wahre Thatfachen entftellt oder unterbrüdt, 
ober falfche vorfpiegelt, um ein Seemannsamt zu täufchen 
(f. oben sub 8 litt. a); c) bei Tovesfällen die Beſchaffung 
und Übergabe des vorgefchriebenen Nachweiſes unterläßt 
oder die ihm obliegende Fürſorge für den Nachlaß ver- 
abfäumt (f. oben ©. 862 f., 864); d) eine der in den 88.77 
und 80 (f. oben ©. 865) vorgefchriebenen Eintragungen in 
das Sciffsjournal unterläßt; e) ven ihm bei Vergehen und 
Verbrechen obliegenden Verpflichtungen (f. oben S. 857 f.) 
nicht genügt; f) dem Schiffämann ohne dringenden Grund 
die Gelegenheit verfagt, die Entfheidung des Seemanns- 
amtes nachzuſuchen (f. oben ©. 856); g) einem Schiffs⸗ 
mann grundlos Speife oder Trant vorenthält; h) es unter- 
läßt, dafür Sorge zu tragen, daß ein Exemplar dieſes Ge- 
fees, ſowie der maßgebenden Vorfchriften über Koft und 
Logis im Volkslogis zugänglich ift (f. oben ©. 956 f.). 

Durd die Beitimmung der litt. b wird die Vorjchrift 
des $. 271 des Strafgeſetzbuchs nicht berührt. 1°7 


196 Seemd. 8. %3. Meves| 187 SeemDd. 8. 9. Meves 
480 ff. 494 ff. 
61 * 


964 Bud ZUL Das Seerecht in Friedenszeiten. 


D. Das Seemanndamt Hat in den bezeichneten Fällen 
den Angefchuldigten zu vernehmen und den Thatbeftand 
fummarifch feſtzuſtellen; eine Bereidigung von Zeugen darf 
bei der Unterfuhung nicht ftattfinden. Das Seemannsamt 
erteilt daraufhin einen mit Gründen verfehenen Befcheid, 
ber dem Angejchuldigten zu verfünden bezw. in Ausfertigung 
zuzuſtellen ıft. 128 

IH. Gegen die Entſcheidung de3 Seemanns— 
amtes iſt binnen 10tägiger Friſt Provokation 
auf gerichtliches Gehör, jedoch nur durch den 
Verurteilten geſtattet; ohne vorheriges Verfahren 
vor dem Seemannsamt aber iſt gerichtliches Einſchreiten in 
dieſen Fällen nicht zuläſſig; der Antrag iſt beim Seemanns⸗ 
amt ſchriftlich oder zu Protokoll einzureichen; iſt das See⸗ 
mannsamt im Ausland belegen, fo iſt dasjenige inländiſche 
Strafgeriht fompetent, in deſſen Bezirk der Heimatähafen, 
eventuell der zuerft nad der Straffeſtſetzung angelaufene 
Hafen liegt. Die Entſcheidung de3 Seemannsamtes ift, 
ſoweit ſie auf Geldftrafe lautet, vorläufig vollftredibar. 129 

C) Strafgeridte. 

I. Direkt vor die ordentlihen Strafgerichte gehören 
folgende Fälle: 

1. Ein Sciffsmann, der, um fich der Fortfegung des 
Dienſtes zu entziehen, mit ber Heuer entläuft ober fich ver- 
borgen hält, begeht nicht bloß einen einfachen Vertragsbruch, 
fondern wird ber öffentlichrehtlihen Natur des Dienft- 
verhältnifies gemäß analog dem militärifchen Deſerteur bes 


nad SIRD. 5 455458 (ES. 


128 Seemd. $. 101. 
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trachtet und demgemäß mit Gelbftrafe bis zu 300 Mark 
oder Gefängnisftrafe bis zu 2 Monaten beftraft; die Ver⸗ 
folgung tritt jevoh nur auf Antrag em; entläuft der 
Schiffemann mit der Heuer bezw. nah Empfang irgend 
einer auf die Heuer geleifteten Zahlung, fo tritt Gefängnis- 
ftrafe bi3 zu einem Sabre ein.?20 Kehrt der Schiffsmann 
vor Abgang des Schiffes nicht wieder zur Fortjegung feines 
Dienftes freiwillig zurüd, und wird aud nicht zwangsweiſe 
zurückgebracht, fo verliert er auch den Anſpruch auf die 
bis dahin verdiente Heuer; Heuer und eventuell Effekten 
des Deſerteurs können zur Dedung der Schabenserfah- 
anſprüche des Rheders in Anfprud genommen werben; 
der etwa verbleibende Reſt der Heuer ift der Seemanns- 
bezw. Ortsarmenkaſſe zu übergeben. 121 Über zwangsweife 
Surüdführung f. oben S. 855. 

2. Verläßt ein Schiffsmann im Ausland ohne Ge- 
nehmigung des Seemanndamtes den Dienft infolge einer 
Verlegung der Pflichten des Schifferd gegen ihn ober im 
Falle von Zmifchenreifen, zu melden ex gefeblich nicht ver- 
pflichtet ift, fo tritt Gelbftrafe bi8 zum Betrage einer Monats⸗ 
heuer ein. 198 

3. Ein Schiffsmann, welcher den wiederholten Befehlen 
des Schiffer8 ober eined anderen Vorgeſetzten den fehulbigen 
Gehorfam im Dienfte verweigert, wird mit Gefängnis 


richtige Kritil von Meves 444, 
180 StGB. $. 298. Darüber, | 450, 458. 
daß dieſer einzelne Punkt in das| 181 Seemo. 22 81 Ab. 2 e g, 
allgemeine StGB. aufgenommen | 82, vb. 107. even 446 
wurde, alle übrigen der |peziellen 188 SeemD. 88. 88, vb. "an, 
Seemd. überlaflen blieben, |. die| 8. 1, 3; 64 
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bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis 300 Mark 
beftraft, 138 

4. Wenn zwei oder mehrere zur Schiffsmannſchaft ge 
börige Perfonen dem Schiffer oder einem anderen Bor« 
gefeßten den ſchuldigen Gehorfam auf Verabredung gemein- 
fchaftli verweigern, fo tritt gegen jeven Beteiligten &e- 
fängnisftrafe bis zu einem Jahre ein. Der Räbelsführer 1% 
wirb mit Gefängnis bis zu drei Jahren beſtraft. Sind 
mildernde Umftände vorhanden, jo wirb ber Rädelsführer 
mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, die übrigen mit Gelb- 
ftrafe big zu 600 Mark beitraft. 

Sleiche Strafe wie den Räbelsführer trifft auch den⸗ 
jenigen, welcher zwei oder mehrere zur Schiffsmannſchaft 
gehörige Perfonen zur Begehung des oben bezeichneten 
Deliktes auffordert, wenn die Aufforderung die ftrafbare 
Handlung oder einen ftrafbaren Verſuch derfelben zur Folge 
hatte; ift Die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, fo tritt 
Gelpftrafe bis zu 300 Mark ein. 185 

5. Ein Schiffsmann, welcher es unternimmt, 12° den 
Schiffer oder einen anderen Borgefehten durch Gewalt oder 
Bedrohung mit folder oder durch Verweigerung der Dienite 
zur Vornahme oder zur Unterlafjung einer dienftlichen Ver⸗ 
sihtung zu nötigen, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren beitraft; find milvernde Umftände vorhanden, fo 
fann auf Gelpftrafe big zu 600 Mark erlannt werben. 187 

6. Die gleihen Strafen treten ein, wenn ein Schiffs⸗ 

us Ober Helen Begriff Der | ‚Unternehmen qum eRerjuge 
(StGB. &. 48) a as 
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mann es unternimmt, dem Schiffer oder einem anderen 
Vorgeſetzten durch Gewalt oder Bedrohung mit folcher vor 
ſätzlich Widerſtand zu leiften oder den Schiffer ober einen 
Vorgeſetzten thätlich anzugreifen; ob die Handlung im Dienft 
oder außer Dienft begangen wird, ift fir den Thatbeitend 
gleichgiltig, 188 

7. Wird eine der unter 5. u. 6. bezeichneten Handlungen 
von zwei oder mehreren Schiffsleuten in Berabredung 
gemeinschaftlich "2° begangen, fo Tann die Strafe auf das 
Doppelte des Höchftbetrages gefteigert werden; der Rädels⸗ 
führer ſowie diejenigen, welche gegen den Schiffer ober Vor- 
geſetzten Gewaltthätigleiten verüben, werden mit Zuchthaus 
oder Gefängnis von einem bis zu fünf Sabren ’*9 beftraft, 
auch kann auf Zuläffigfeit von Polizeiaufficht erfannt wer- 
ben; find mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Ge 
fängnisftrafe nicht unter drei Monaten ein, 141 

Die Aufforderung ift gleich der Anftiftung zu beſtrafen, 
wenn ihr die That oder ein ftrafbarer Verſuch derfelben 
folgt, andernfalls tritt Gefängnisftrafe bis zu einem Jahre 
ein. 148 

8. Als Gehilfe ift zu beftrafen der Schiffsmann, welder 
bei derartigen Meutereien (Ziff. 5—7) Befehlen des Schiffers 
oder eined anderen Vorgeſetzten, welche fi auf Unter⸗ 
drüdung der Meuterei beziehen, den Gehorſam weigert. 1*° 

9. Wer wider befieres Willen eine auf unwahre, d. i. 


188 SeemD. 8.90, vgl. StGB.| 144 SeemDd. $. 88, 7% StGB. 


8. 113; Meves 466 f. $. 111. Meves 475 
189 Bol. Meses 469. 
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objektiv unrichtige Behauptungen geftüßte Beſchwerde über 
Seeuntüchtigkeit des Schiffs oder Mangelbaftigfeit des Pro- 
viants bei einem Seemannsdamt anbringt, fo daß auf Grund 
diefer Behauptungen eine Unterfuhung erfolgte, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Monaten beftraft. Iſt die Befchwerbe 
zwar nicht wiber befieres Wiſſen, aber leichtfertig '** ange- 
bradt, fo tritt Gelbftrafe bis zu 300 Mark ein. 14 

10. Der Schiffer over fonftige den Schiffer vertretende 
Borgefehte (denn nur der Schiffer oder fein Vertreter haben 
überhaupt Disziplinargewalt), welcher einem Sciffemannn 
gegenüber feine Disziplinargewalt mißbraucht, wird mit 
Geldftrafe bis zu 900 Mark oder mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre beftraft. 146 

11. Der Schiffer oder deſſen Stellvertreter, welcher vor- 
fäglich feine Verpflichtung, das Schiff in gehöriger Weife 
zu verproviantieren, nicht erfüllt, wird mit Gefängnis beftraft ; 
daneben kann noch auf Gelpftrafe bis zu 1500 Mark und 
auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werben ; 
bat der Schiffer nur fahrläffiger Weife feine Verpflichtung 
nicht erfüllt, fo ift auf Gelbftrafe bis zu 600 Mark oder 
Gefängnis bis zu einem Jahre zu erkennen, jedoch nur dann, 
wenn der Mannſchaft infolge diefer Fahrläffigkeit nicht bie 
gebührende Koft gewährt werben kann. !*7 

12. Mit Geldftrafe bis zu 300 Mark, Haft oder Ge- 
fängnis bis zu 3 Monaten ift der Schiffer zu beftrafen, ber 


8.47 die Erörterung bei Wag- 
ner 444. 

146 SeemD. $. 96, vb. 79. 
Meves 487 f., befonders über 
den Begriff Mißbrauch“. 

147 Seemd. j 97,0b.88.12,45. 
HGB. Art. 480. Meves 488 ff. 
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ohne Genehmigung des Seemannsamtes einen Schiffsmann 
im Ausland, wozu auch das offene Meer fowie fremde 
Schiffe zu rechnen find, zurüdläßt, und zwar aud in dem 
Falle, wenn die Löfung des Dienftverhältniffes nach gegen- 
feitigem Üibereinfommen erfolgt. 148 

I. Die Geldftrafen, welche auf Grund dieſes Gefetes 
verhängt werben, fließen der Seemannskaſſe eventuell der 
Ortsarmenkaſſe des Heimatshafens des Schiffes zu, falls 
nicht landesrechtlich anders beſtimmt ift. 14° 

IH. Die oben angegebenen Strafbeftimmungen (Seemd. 
88. 81—99) haben zur Anwendung zu kommen, gleid- 
giltig ob die ftrafbare Handlung im In- oder 
Ausland begangen ift.1% Jedoch muß bezüglich bes 
letzteren Punktes immer ber Vorbehalt gemacht werden: 
falls nicht der ausmärtige Staat jelbit für eine innerhalb 
feines Gebietes begangene ftrafbare Handlung die Gericht3- 
barkeit in Anſpruch nimmt. 

IV. Iſt gegen einen Schiffömann bereits 
wegen einer der im Borftehbenden genannten 
Handlungen eine Disziplinarftrafe verhängt 
worden, fo wird dadurch die friminalredtlidhe 
Berfolgung und Beftrafung der That nidt 
ausgefhloffen; jevoh kann eine Disziplinaritrafe 
fowohl bei denjenigen Delilten, die vor das Seemannsamt, 
ala auch bei denjenigen, welde vor die ordentlichen Ge- 
richte gehören, in Anrechnung gebracht werben. 151 

148 SemD. 88. 98 vb. 71. gefteliten Grundfäge. Vgl. Me» 
Meves 492 f}. *8 Wagner 861f. ©. 
14d SeemO. 107. oben 6 837 ff. 


180 Seemd. 8. 100 in Abän-| 191 Seemd. 8. 95. Meves 
berung der in StGB. 8.4 auf-|486, |. oben Bd. I, S. 328 ff. 


Nachträge und Berichtigungen. 





©.14 3.6. v. u., N. 41: Das Einführ®. 3. Bürgerl. 
GeſB. beftimmt in Art. 36, I: 1. Ehefrauen, die ein 
Gewerbe jelbftändig betreiben, gelten als gejchäftsfähig, 
wenn für ihre güterrechtlichen Verhältniſſe ausländiſche 
Geſetze maßgebend find; 2. ift die Gewerbefrau eherechtlich 
im Güterftand befhräntt, fo bebarf fie der Einwilligung 
bes Chemannes zum Gewerbebetrieb (BGB. $. 1405); 
bat fie ihren Wohnſitz nicht im Inland, fo ift der Ein- 
ſpruch des Mannes gegen den Gewerbebetrieb und ebenfo 
der etwaige Widerruf der erteilten Genehmigung in bag 
Güterrechisregifter des Bezirkes des Gemwerbebetriebes ein- 
zutragen; 3. hat der Ehemann die Einwilligung erteilt, 
fo baftet für den Gewerbebetrieb das Vermögen der Frau 
ohne NRüdfiht auf die dem Wanne daran zuftehenden 
Rechte, bei Gütergemeinfchaft auch das gemeinſchaftliche 
Vermögen. 

©. 15 ff.: Zwangs⸗ und Bannredte, fowie Realgewerbe- 
berechtigungen find, fomweit fie nad ber Gewerbeordnung 
noch zuläffig, dem Landesrecht vorbehalten geblieben (Einf.G. 
z. BGB. Art. 74). 

S. 44 Ziff. 50, N. 24: Art, II des Wuchergef. v. 
19. Juni 1893 ift erſetzt durch die allgemeinen Borfehriften 
bes BGB. $. 817 ff., 823 ff. 
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©. 45 3. 2 v. o.: Auch das Einf®. z. BGB. Art. 94 
läßt dieſes Landesrecht unberührt; das pr. ©. v. 17. März 
1880 gilt aljo weiter. 

©. 72, Vf: Seht V. d. BR. zum Vollzug von 
$. 44a v. 27. Nov. 1896 (RGB. 745), I: erleichternde 
Borfchriften für Handlungsreifende in Gold⸗ und Silber- 
waren, Wein, Wäſche, Nähmaſchinen. 

©. 79 Biff. 9: Weitere Ausnahme (Mälgereien): V. 
d. BR. v. 27. Nov. 1896 (RGB. 744). 

S. 94 ff.: Über das Arbeitsbuch enthält das EinfG. 
3 BED. Art. 36 folgende Abänderungsporfchriften zu 
GewO. 88. 107, 108, 110, 118 Abf. 4: 1. Die Aus- 
bändigung des Arbeitsbuches hat zu erfolgen an den ge- 
ſetzlichen Bertreter, fofern dieſer es verlangt, eventuell mit 
Genehmigung der Gemeindebehörde auch an die zur geſetz⸗ 
lihen Bertretung nicht berechtigte Mutter; 2. die Aus- 
ftelung erfolgt auf Antrag oder mit Zuftimmung des ge 
jeglichen Vertreters; ift deſſen Erklärung nicht zu befchaffen 
oder wird fie ohne Grund und zum Nachteil des Arbeiters 
verweigert, jo kann die Gemeindebehörbe die Zuftimmung 
ergänzen; 3. das Arbeitöbuch muß den Namen bes gejeh- 
lihen Bertreterd enthalten; 4. die Ausbändigung bes 
Zeugnifies Tann bei Minderjährigkeit des Arbeiters der 
gefegliche Vertreter verlangen. 

©. 102 Ziff. 4: Zum fog. Haftpflichtgefek vgl. jet 
Einf. Art. 42 mit BGB. $. 848 Abf. 2—4, wodurch 
die 88. 8, 3a, 5, 7, 8, 9 jenes Geſetzes abgeändert find; 
ferner EinfG. Art. 105, der das Landesrecht für die Haft- 
pflicht von Unternehmern von Eifenbahnbetrieben ober mit 
gemeiner Gefahr verbundenen Betrieben aufrecht eshält, 
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fofern e3 weiter gebt als da3 BGB. (pr. Gef. v. 3. Nov. 
1838 $. 25, pr. ©. v. 3. Mai 1869). 

©. 108 8. 3 v. o.: der Vater des Lehrlinge, „jofern 
er die Sorge für die Perfon des Lehrlings hat." (Einf®. 
1. BGB. Art. 36, VI zu GewO. $. 133 Abf. 2). 

©. 108 Ziff. 4: ftatt „Vater oder Vormund“ der 
„gefeliche Vertreter" (Einf®. Art. 36, VII zu Gemd. 
8. 181 Abf. 1). 

©. 141, D.: Neues Formular für den Wander- 
gewerbeichein duch 3. d. BR. v. 27. Nov. 1896 (RGB. 
748) III, dazu Art. II in Aufhebung der V. v. 31. Dft. 
1883, 8. Nov. 1889. 

©. 149, VI: Über den Gewerbebetrieb der Ausländer 
im Umberziehen V. d. BR. v. 27. Nov. 1896 (RGB. 
745), II, dazu Formular der Legitimationskarte RGOB. 749. 

©. 222 N. 109. Der Prämientarif für die Verfiche- 
rungsanftalt der Tiefbaugenofienfhaft gilt vorerft weiter: 
CBl. 1896, 625. 

©. 808 3. 7 v. o.: Zu dem internationalen Über- 
einfommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr eine weitere 
Ergänzung der Lifte beteiligter Eifenbahnen REGB. 1896, 
743. 

S. 378 Ziff. 3. Über das Lombardgeſchäft der Reichs⸗ 
bank f. d. Allgem. Beftimmungen über den Geſchäftsver⸗ 
fehr der Reichsbank von 1894. 

© 883 8. 10 v. o.: nah „bürfen” beizufügen: 
„folge Geſchäfte von den Kursmaklern nicht vermittelt 
werden.“ (Tertausgaben der Guttentagfhen Sammlung 
des Börfengefehes von Wermuth und Brendel (1897), 
des Depotgejehes von Luſensky (1896)). 
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©. 387 3. 8 v. u. zu berichtigen: ein Rückforderungs⸗ 
recht findet ftatt bezüglich defien, mas zum Zwecke folcher 
Geſchäfte hingegeben wurde. 

©. 387 3. 11v. u: f. dazu BGB. $. 764, dem 
gegenüber das Börfengefeg als lex specialis jevenfall® den 
Vorrang haben würde. 

©. 397. Beltimmungen über die Zulaffung von Wert- 
papieren gemäß BörſG. $. 42 hat der Bundesrat bereits 
erlafien mit V. v. 11. De. 1896 (RGB. 768); dieſe 
Borfchriften find ſehr einfchneidender Natur und enthalten 
eine weitgehende gejeßliche Regulierung des Börſengeſchäftes 
mit Wertpapieren. 

S. 401 3. 4 v. o. zu ergänzen: gegen die Aus- 
wüchſe des fogenannten Handels per Erjcheinen gerichtet, 
die dadurch verurfaht waren, daß die gehanvelten Wert- 
papiere zur Zeit des Gejchäftsabfchluffes überhaupt noch 
nicht vorhanden waren. 

©. 402 Ziff. 3 zu beridtigen: nad) Maßgabe der 
amtlihen Zulafjung fann Terminhandel in Waren ober 
Wertpapieren ftattfinden, auf Grund deflen fobann die amt- 
liche Preistejtfegung erfolgt. 

©. 402 3. 5. v. u.: nad „Erwerbsgeſellſchaft“ ein- 
zufügen, „außer Bergwerls⸗ und Fabrikunternehmungen”. 

©. 402 8. 3 v. u.: nad „beträgt” einzufügen: 
„alfo das Wertpapier im Mindeftbetrag von 20 Mil. M. 
exiſtiert“. 

©. 452 ferner 486 ff.: Unterm 4. April 1896 iſt 
mit $apan ein Handels⸗- fomie ein Konfularver- 
trag abgeſchloſſen (RGB. 715, 7832). Diejelben treten 
in Kraft früheitens am 17. Juli 1899. Mit dem In⸗ 
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krafttreten „hört die bis dahin in Japan ausgeübte Gerichts⸗ 
barkeit deutſcher Gerichtöbehörden auf und erreihen alle 
ausnahmsweiſen Privilegien, Befreiungen und Immunitäten, 
die bis dahin die deutſchen Reichgangehörigen als einen 
Beitandteil oder einen Ausflug diefer Gerichtsbarkeit ge 
nofien, obne weiteres ihre Endſchaft. Dieſe Gerichtsbarkeit 
wird alddann von den japanifchen Gerichten übernommen 
und ausgeübt.” (Hand. Art. XXI) Der Konfular- 
vertrag bat im weſentlichen den gleihen Inhalt wie bie 
übrigen Konfularverträge mit Ländern ohne Konſulargerichts⸗ 
barfeit. 

©. 474 ff. Das G. v. 4. Mai 1870 über die Ebe- 
Schließung von deutſchen Reihsangehörigen im Ausland hat 
durch das Einf. 3. BEL. Art. 40 folgende Abänderungen 
erfahren: 1. in den 88. 8, 9, 11, 12 ift flatt „muß“ 
überall zu ſetzen „foll”; 2. die Ehefhließung — 88. 7, 
7a, 8, 8a — erfolgt durch die Konfenserflärung vor 
dem Beamten, die perfönlich bei gleichzeitiger Anweſenheit 
der Nupturienten abzugeben ift; der Beamte muß zur Ent- 
gegennahme ber Erflärung „bereit fein“; die Erklärung 
darf nicht bedingt oder befriftet fein; der Beamte hat die Frage 
zu ftellen und nad deren Bejahung auszuſprechen: daß Die 
Nupturienten nunmehr kraft des Gefehes verbundene Ehe⸗ 
leute. feien; Minderjährige und Perfonen, denen bie 
bürgerlichen Ehrenrechte aberfannt find, follen nicht Trau⸗ 
zeugen fein, Verwandtſchaft dagegen fehadet nidt. „Als 
zur Chefchließung ermächtigter Beamter gilt auch derjenige, 
welcher, ohne ein folder Beamter zu fein, das Amt eines 
ſolchen öffentlih ausübt, es fei denn, daß die Verlobten 
den Mangel der amtlichen Befugnis bei der Eheſchließung 
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fennen.“ Eine in diefer Weiſe abgefchlofiene Ehe ift wegen 
Formmangels nur dann nichtig, wenn bei der Eheſchließung 
die Form des $. 7 nicht beobachtet ift. Iſt die Ehe in 
das Heiratöregifter eingetragen, und haben die Ehegatten 
nad der Ehefhließung 10 Jahre oder falls einer von ihnen 
vorher geftorben ift, bis zu deſſen Tod, jedoch mindeſtens 
8 Sabre ald Ehegatten miteinander gelebt, fo ift die Ehe 
als giltig zu betradhten, außer e8 wäre bereits vor Ablauf 
jener Zeit die Nichtigleitsllage erhoben. Bel. aud die 
allgemeinen Borfchriften über die Eheſchließung BGB. 
88. 1817, 1318, 1319, 1324. 

©. 477 Ziff. 8. Wahllonfuln haben das Notariats- 
recht für lehtwillige Verfügungen nur, wenn es ihnen vom 
Reichskanzler ausbrüdli beigelegt if. Einf®. 3. BGB. 
Art. 38, I zu KonſG. $. 16. 

S. 483 Ziff. 10. Für Verfügungen auf Todesfall 
vor dem Konful gelten jebt die Vorſchriften BGB. 
88. 2281 ff., 2276. — Einf®. Art. 88, II. 

S. 600 N. 68. Über Befähigungszeugnifie für den 
Einjährig-Freimilligendienit j. den Nachtrag CBl. 1896, 584. 

©. 623, lit. b. Die Vorſchriften des RMilG. 8. 44 
über Solbatenteftamente gelten gemäß EinfG. Art. 44 
auh 1. für Perfonen, die zur Befagung eines in Dienft 
geftellten Schiffes oder Fahrzeuges der Taiferlichen Marine 
gehören, folange das Schiff fih außerhalb eines inlän- 
diſchen Hafens befindet oder die Perfonen als Kriegs⸗ 
gefangene oder Geifeln in der Hand des Feindes find; 
ingleihen 2. für andere an Bord eines ſolchen Schiffed ge- 
nommene Berfonen, folange das Schiff fih außerhalb eines 
inländifhen Hafens befindet und die Perfonen an Bord 
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ſind. Die Friſt, mit deren Ablauf die letztwillige Ver⸗ 
fügung ihre Gültigkeit verliert, beginnt mit dem Zeitpunkt, 
in welchem das Schiff in einen inländiſchen Hafen zurüd- 
febrt ober ber Verfügende aufhört zum Schiffe zu gehören 
oder ala Kriegägefangener ober Geifel aus der Gewalt des 
Feindes entlafien wird. 

©. 626, 2 zu c MilG. 8 45 Abf. 2 if durd 
EinfG. Art. 45 aufgehoben. 

©. 635 Biff. 5 und 643 Ziff. 8. Aufgehoben durch 
EinfG. Art. 49 und erjeht durch BEB. 88. 197, 201 
find $. 18 Abf. 2 des G. v. 17. Juni 1887 (NGB. 
237) und $. 8 Abf. 2 tes G. v. 18. Juni 1895 
(RGB. 261). 

©. 644 8. 12 v. o.: lies 668 ftatt 661. 

©. 676 8.11». 0. Zum Rayongefeh beftimmt Einf®. 
Art. 54: 1. Unberührt bleibt 8. 36 Abſ. 4 von EinfG. 
Art. 52 u. 58; 2. $. 87 hielt für den Anteil von Real- 
berechtigten an der Rayonentfhäbigungsrente dad Landes⸗ 
recht aufrecht; ftatt deſſen bejtimmt jet das EinfG., daß 
der Nenlberechtigte bis zum Ablauf eines Monats, nachdem 
ihm der Eigentümer von der Rayonbeſchränkung Mittei- 
lung gemacht hat, das Verteilungsverfahren beantragen Tann. 

©. 694 3.6 v. o.: lies V ftatt VI, demnad ©. 695 
3.83 v. u. VI ftatt VO und ©. 699 8. 8 v. o. VI 
ftatt VID. 

S. 737 NR. 56. Über die Bollgrenze im Freihafen 
von Cuxhaven f. die neuefte Abgrenzung in CBl. 1896, 
680. 

S. 756 N. 12. Über Denaturierung von Salz |. 
auh Gl. 1896, 624. 
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©. 776 N. 15. Über die Brennfteuervergütung bei 
Berwendung von Branntwein zu gewerblichen Sweden f. 
auch CBl. 1896, 497; über Prüfung des als Denaturie- 
rungsmittel zugelafjenen Eſſigs CBl. 1896, 680. 

S. 808 N. 105. Abänderung des ftatiftifchen Waren- 
verzeichnifies CBl. 1896, 590. 

©. 812 if. 4 Zum ©. v. 81. Mai 1891 über 
das Reichsſchuldbuch ift 8. 9 erfebt durch EinfG. Art. 50, 
f. dazu BGB. 88. 1363, 1365, 1395, 1440, 1448, 
1519, 1525, 1526, 1549, 1550. 

©. 837 3. 7 0. 0. Neue Betriebsorbnung für den 
KRoifer-Wilbelm-Kanal v. 28. Aug. 1896 (CB. 599). 

©. 882 N. 68. Gegenjeitige Anerkennung von Schiffs⸗ 
meßbriefen ift noch vereinbart mit Norwegen (CBl. 1896, 
588), Spanien (CBl. 1896, 483), Belgien (CBl. 1896, 
624). | 

©. 864 zu N. 66 zu beridtigen: Über Errichtung 
von Teftamenten auf Handelsſchiffen jest BGB. $. 2251. 
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